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Die    Souveränetät  (Statshoheit)   und   das 

Statsoberhaupt. 


Erstes  Capitel 

Der  Begriff  der  SouTerftneiflt  (Statshoheit). 

Der  Name  und  der  Begriff  der  Souyeränet&t  ist  zunächst 
romanischen  Ursprungs«  Souveränetät  (supremitas  in  dem 
Latein  des  Mittelalters)  bedeutet  oberste  Statsgewalt, 
höchste  Statsmacht  (suprema  potestas),  und  Souverän 
wird  genannt,  wem  dieselbe  zu  selbständigem  Bechte  zu- 
steht. 

Seitdem  Bodin  diesen  Begriff  zuerst  in  dem  Geiste  des 
französischen  Eönigthums  zu  einem  Grundbegriff  des  Stats- 
rechtes  erhoben  und  wissenschaftlich  ausgebildet  hat,  hat  der« 
selbe  einen  sehr  groszen  Einfluss  auf  die  Statslehre  und  die 
Statspraxis  geflbt. 

Von  den  meisten  Publicisten  der  letzten  Jahrhunderte 
wurde  die  Souveränetät  in  absolutem  Sinne  verstanden,  als 
völlig  unabhängige  und  unbegrenzt  herrschende 
Statsgewalt.  In  dieser  Auffassung  stimmte  Ludwig  XIY.  von 
Frankreich  mit  dem  französischen  Gonvente  von  1793  völlig 

BUAtiohli,  allf«BMinM  BUtereoht.    IL  1 
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überein.  Beide  sagten  von  sich:  wir  sind  der  Stat  nnd  der 
Stat  ist  allmächtig.^  Beide  mit  Unrecht.  Der  moderne  fie- 
präsentativstat  weisz  nichts  von  einer  absoluten  Statsgewalt 
und  eine  absolute  Unabhängigkeit  gibt  es  überall  nicht  auf 
Erden.  Weder  die  politische  Freiheit  noch  das  Becht  der 
übrigen  Organe  und  Bestandtheile  des  States  vertragen  sich 
mit  einer  solchen  schrankenlosen  Souveränetät,  und  wo  immer 
Menschen  versucht  haben  dieselbe  zu  üben,  da  hat  auch  die 
Geschichte  solche  Anmaszung  verurtheilt.  Selbst  dem  State 
als  einem  Ganzen  kommt  solche  Allmacht  nicht  zu;  denn 
auch  er  ist  nach  auszen  durch  das  Becht  der  übrigen  Staten 
und  nach  innen  durch  die  eigene  Natur  und  durch  das  Becht 
seiner  Glieder  und  der  Individuen  in  ihm  beschränkt.' 

Die  deutsche  Sprache  hat  keinen  v6llig  entsprechenden 
Ausdruck.  Die  „Obergewalt*  oder  wie  die  ältere  Statssprache 
in  der  Schweiz  lautete  «der  höchste  und  gröszte  Gewalt''^ 
bezeichnet  nur  die  Autorität  nach  Innen,  nicht  zugleich  die 
Selbständigkeit  nach  Auszen.  Das  Wort  «Statshoheit*  um- 
faszt  beides,  aber  vorzugsweise  im  Hinblick  auf  die  Würde. 
Doch  gewährt  dasselbe  den  Yortheil,  dasz  sich  weniger  als 
an  den  Namen  Souveränetät  die  falsche  Vorstellung  des  Abso- 
luten anknüpfen  läszt. 

Die  Souveränetät,   Statshoheit  bedeutet  Unabhängig- 

^  ThierSj  bist,  de  la  R^toL  frany.  II,  p.  200  ron  der  Ansicht  der 
Jacobiner:  „Die  Nation  kann  nie  auf  ihre  Befugnisz  rerziobten:  Alles  zu 
thun  undAUes  zu  wollen  zu  jeder  Zeit;  diese  Befugnisz  begründet  ihre 
Allmacht  (sa  toute-puissance),  nnd  diese  ist  nnyerftuszerlioh.  Die  Na* 
tion  hat  sich  daher  Ludwig XIY.  nicht  rerpflichten  können.''  Indessen 
hat  damals  schon  der  Abt  Sieyes  den  Irrthum  erkannt.  Bluntsohli, 
Gesch.  d.  "Statsw.  B.  326. 

'  Hannoyersohe  ErklSrung  Ton  1814  bei  Hormayr  Lebensbilder 
I,  S.  111:  „In  dem  Begriffe  der  Sourerftnetätsreohte  liegt  keine  Idee  der 
Despotie«  Der  König  Yon  Groszbritannien  ist  unlftngbar  ebenso  soure- 
rSn  als  jeder  andere  Fürst  in  Europa,  und  die  Freiheiten  seines  Volks 
befestigen  seinen  Thron,  anstatt  ihn  zu  untergraben.^ 

'  Blum  er  Rechtsgesoh.  der  Schweizer  Demokratien  II.  140.  141. 
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keit,  Machtfälle,  üeberordnang  and  Einheit  der 
Statsgewalt.  Die  wesentlichen  Erfordernisse  derselben  sind 
also: 

1.  Unabhängigkeit  der  Statsgewalt.  Zwar  nicht  in 
absolutem,  aber  in  dem  relativen  Sinne,  dasz  dieselbe  nicht 
einer  anderen  öffentlichen  Gewalt  untergeordnet  oder 
nnterthänig  sei,  also  weder  einem  fremden  State,  noch 
einer  Behörde  oder  einem  Körper  im  State.  Die  relative  Be- 
schränkung aber,  sei  es  durch  das  Völkerrecht  oder  das 
Bandesrecht,  sei  es  durch  die  erforderliche  Zustimmung  an- 
derer Behörden  oder  repräsentativer  Körper,  ist  nicht  damit 
im  Widerspruch. 

2.  Ffllle  statlicher  Hoheit  und  Macht.  Zwar  hat 
man  früher  wohl  auch  von  , souveränen  Gerichtshöfen'  (cours 
souveraines)  gesprochen,  von  denen  es  keine  Berufung  mehr 
gab  an  eine  höhere  Instanz.  Aber  dieser  Sprachgebrauch, 
welcher  auf  ein  einzelnes  Merkmal  der  Souveränetät  einen 
einseitigen  Nachdruck  legt,  ist  nicht  zu  billigen.  Würde  jeder 
Beamtung  im  State,  insofern  es  von  ihr  keine  Berufung  an 
eine  vorgesetzte  Behörde  gibt,  Souveränetät  zugeschrieben,  so 
würde  damit  dieser  Begriff  seiner  intensiven  Kraft  beraubt 
und  in  eine  Menge  unzusammenhängender  Souveränetätstheile 
zersplittert. 

3.  Femer  ist  die  souveräne  Macht  ihrer  Natur  nach  die 
oberste  im  State.  Es  kann  somit  keine  andere  statliche 
Gewalt  in  dem  Statsorganismus  ihr  übergeordnet  sein.  Die 
französischen  Seigneurs  des  Mittelalters  hörten  auf  ,  Souve- 
räne" zu  sein,  als  sie  in  den  wesentlichen  Beziehungen  stat- 
licher Selbständigkeit  und  Hoheit  dem  Könige,  ihrem  Lehens- 
herm,  sich  wieder  unterordnen  muszten.  Die  deutschen  Kur-^ 
fflrsten  konnten  seit  dem  XIY.  Jahrhundert  Souveränetät  in 
ihren  Ländern  behaupten,  weil  sie  in  Wahrheit  die  oberste 
Statsmacht  in  denselben  zu  eignem  Bechte  besaszen.^ 

*  Die  französische    Bezeichnang    der  Landeshoheit   der  deutschen 
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4.  Da  der  Stat  ein  organisclier  Ediper  ist,  so  ist  Ein- 
heit der  Souverftnetät  ein  Erfordemisz  seiner  Wohlfahrt^ 
Die  Spaltong  der  Souverftnetät  führt  in  ihrer  Gonseqnenz  zur 
Lähmung  oder  Auflösung  des  States,  und  ist  daher  mit  der 
Gesundheit  des  States  nicht  vertrftglich. 

Anmerkungen.  1.  Roussean,  dessen  Lehre  Ton  der  fraaiM- 
scben  Berolution  in  die  That  übersetzt  worden  ist,  gründete  die  Sonre- 
rinetftt  aof  den  „allgemeinen  Willen^'  (la  rolont^  gön^rale)  und 
mbstitairte  so  irrthftmlioh  der  soprema  poteetoi  die  snprema  volumta§. 
Aus  diesem  Grunde  erkUrt  er,  im  Widerspruche  mit  der  (}esohiobte>  die 
Bourerftnetät  fUr  unreräusserlioh,  denn  „wohl  lasse  sieh  die  Macht 
nicht  aber  der  WiUe  übertragen/'  Contr.  soc.  n.  1.  Dieser  erste  Grund« 
irrthum,  welcher  das  Becbt  als  Willkür  fasst  und  in  demselben  nur  das 
Prodnct  des  Willens,  nicht  auch  dessen  nothwendige  Yorbedingung  und 
Bohranke  erkennt,  welcher  ron  dem  „Sollen^  nichts  weiss,  war  unge- 
mein fruchtbar  an  neuen  IrrthÜmem.  Der  Wille  ist  eine  Entfaltung 
und  Aeuszerung  des  menschlichen  Geistes  und  GemÜthes,  nicht  aber 
wie  die  Bourerftnetät  eine  Rechtsinstitution  des  States.  Der 
WiUe  kann  wohl  die  Ausübung  des  Bechtes  beseelen,  auch  "wohl  Yer&n* 
derungen  in  der  Rechtsordnung  herrorbringen,  aber  er  ist  für  sich  kein 
Recht.  Der  Wille  des  Sourerftns  setzt  die  Sourerftnetftt  roraus,  nicht 
umgekehrt  diese  jenen. 

2.  Der  Gedanke,  dass  die  Sourerftnetftt  die  Quelle  des  States  und 
der  Rechtsordnung  und  demg^mftsz  der  Sourerftn  über  dem  State  sei, 
ist  unlogisch.  Statsmacht  und  Statshoheit  lassen  sich  nur  denken,  wenn 
man  den  Stat  roraus  denkt!  Die  Sourerftnetftt  ist  daher  ein  statt- 
rechtlicher, nicht  ein  überstatsrechtlioher  Begriff. 

Reiohsfürsten  und  Reichsstftdte  in  dem  Entwürfe  des  westphftlischen 
Friedens:  „quo  tous  les  princes  et  Estats  seront  maintenus  dans  tous 
les  autres  droits  de  sau/oercUneU  ^  qui  leur  appartiennent**  war  damals 
für  Deutschland  neu,  und  die  Absicht  weiterer  Lockerung  des  Reichs- 
rerbandes  in  dem  Worte  sichtlich  dargelegt;  aber  dem  Wesen  nach 
hatten  schon  lange  rorher  die  meisten  deutschen  Lftnder  in  der  That 
wenn  auch  nur  eine  unroUkommene  Sourerftnetftt  erlangt. 

*)  Im  man.  Herrm.  Fichte,  Beitrftge  zur  Statslehre,  1848,  geht 
aber  zu  weit,  wenn  er  die  Sourerftnetftt  geradezu  als  „Einheit  der 
Regierung**  erklftrt.  Die  Machtfülle  und  Hoheit  ist  immerhin  der  we- 
sentliche Inhalt  der  Sourerftnetftt. 
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Zweites  GapiteL 

Statssoureränetät  (YolkssouTer&netftt)  und  Regentensoarerftneiftt 

Wem  kommt  die  Sonveränetät  zu?  Die  Parteien  sind 
geneigt  auf  diese  Frage  in  ganz  yerschiedenem  Sinne  zu  ant- 
worten, nnd  auch  die  Wissenschaft  hat  mancherlei  Schwierig- 
keit ans  dem  Wege  zu  räumen  und  Yomrtheile  zu  überwin- 
den, bis  es  ihr  gelingt,  zu  einer  einfachen  und  wahren  Lösung 
hindurch  zu  dringen. 

1.  Eine  besonders  seit  Bousseau  und  der  französischen 
Bevolution  sehr  verbreitete  Meinung  antwortet:  Dem  Volke 
und  bekennt  sich  fOr  das^  Princip  der  sogenannten  Yolks- 
souverftnetät 

Da  fragt  sich  aber  voraus:  was  versteht  sie  unter  dem 
.Volk'?  Die  einen  verstehen  darunter  lediglich  die  Summe 
der  Individuen,  die  zum  State  sich  zusammen  finden,  d.  h.  sie 
lösen  im  Gedanken  den  Stat  in  seine  Atome  auf  und  sprechen 
der  unorganischen  Masse  oder  der  Mehrheit  dieser  Individuen 
die  höchste  Gewalt  zu.  Diese  äuszerste  radicale  Meinung  ist 
offenbar  im  Widerspruch  mit  der  Existenz  des  States,  welche 
die  Grundlage  der  Sonveränetät  ist.  Sie  ist  daher  mit  gar 
keiner  Statsverfassung  vereinbar,  auch  nicht  mit  der  abso- 
luten Demokratie,  welche  sie  zu  begründen  vorgibt ;  denn  auch 
da  übt  wohl  die  geordnete  Volksversammlung  (Landsgemeinde), 
nicht  aber  die  atomisirte  Menge  die  Statsgewalt  aus. 

2.  Die  andern  denken  dabei  an  die  gesammte  gleiche 
Statsbürgerschaft,  welche  in  Gemeinden  versammelt 
ihren  Willen  ausspricht,  d.  h.  sie  denken  an  die  Sonveränetät 
des  Demos  in  der  Demokratie.  Beschränkt  auf  diese  Stats- 
form  hat  das  Princip  einer  so  verstandenen  Volkssouveränetät 
einen  Sinn  und  eine  Wahrheit;  es  ist  dann  mit  Demokratie 
sogar  wörtlich  gleichbedeutend.    Schon  für  die  Bepräsentativ- 
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demokratie  aber  yerliert  der  Satz  groszw  Theils  seine  An- 
wenduDg,  weil  in  der  regelmtszigen  Thätigkeit  die  oberste 
Macht  nicht  von  der  Bürgerschaft  unmittelbar,  sondern  nur 
mittelbar  von  den  Bepräsentant6n  derselben  ausgeübt 
wird.  Ganz  unyereinbar  ist  derselbe  mit  allen  andern  Stats- 
formen,  denen  sie  die  sonderbare  Zumuthung  macht,  dasz  das 
Statshaupt  sich  dem  niedrigsten  Statsbürger  gleich  stelle,  und 
die  Begierenden  sich  als  Minderheit  der  Mehrheit  der  Be- 
gierten unterordnen.  Sie  weist  im  Statskörper  den  Füszen 
did  Stellung  des  Kopfes  an  und  diesem  den  Platz  der  Füsze. 

3.  Zuweilen  werden  auch  die  beiden  Meinungen  nicht 
scharf'  unterschieden,  sondern  gehen  in  einander  über.  Die 
eine  ist  anarchisch,  die  andere  ist  absolut  demokratisch.  Den- 
noch behaupten  ihre  Yertheidfger  gewöhnlich  die  Allgemein- 
gültigkeit  derselben.  Das  aber  ist  gerade  das  Gefährliche 
dieser  Theorie,  dasz  ihre  Anerkennung  den  vollständigen  Um- 
sturz aller  andern  Statsformen,  mit  einziger  Ausnahme  der 
unmittelbaren  Demokratie,  und  die  Umwandlung  jener  in  diese 
im  Princip  voraussetzt  und  fordert. 

Dieselbe  ist  daher  wohl  schon  von  ganz  entgegenge- 
setzten Parteien*  verfochten  worden,  aber  immer  nur  von 
solchen,  wenn  anders  mit  Bewusztsein,  welche  mit  der  be- 

^  Wir  erinnern  hier  Toraos  an  die  Theorie  des  Jesuitengeoerala 
Laines  nnd  der  Jesuiten  Bellarmin  und  Mariana,  welche,  in  der 
Absicht  die  Oberherrlichkeit  der  Kirche  über  den  Stat  xu  begründen, 
und  auch  die  Könige  dem  Papste,  der  allein  von  Gott  seine  Gewalt  em- 
pfange, nicht  wie  jene  Ton  der  Menge  des  Volkes,  zu  unterwerfen,  die 
Yolkssouverftnetät  in  Schutz  nahmen.  Vgl.  darüber  L.  Bankers  bist. 
pdit.  Zeitschr.  II,  B.  606  if.  Einfluszreicher  aber  war  in  neuerer  Zeit 
die  Ausführung  dieser  Lehre  durch  Rousseau.  Er  nennt  das  aus  aUen 
Einzelnen  gebildete  Volk  den  Souverän.  Nach  ihm  ist  jedes  Indivi-  " 
duum  zugleich  ein  Theilhaber  der  Souverfinetfit  und  hinwieder  ein  Unter- 
than  des  Souveräns,  und  da  er  die  Souveränetät  für  den  aUgemeinen 
Wiüen  und  diesen  für  unveräuszerlich  erklärt,  so  kommt  er  consequent  zu 
dem  Satze,  dasz  die  Mehrheit  je  derzeit  berechtigt  sei,  der  bestehenden  Obrig- 
keit den  Gehorsam  aufzukündigen,  diese  zu  entsetzen  und  die  Verfas- 
sung beliebig  lu  ändern.   Indem  sie  das  thut,  übt  sie  nach  Rousseau  nur 
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stehenden  Statsordnung  oder  Statsregierung  unzufrieden  die- 
selbe zu  untergraben  und  zu  stürzen  strebten.  In  der  Hand 
der  französischen  Bevolution  war  dieselbe  daher  auch  eine 
furchtbare  Waffe  der  Zerstörung.  Schon  die  Nationalversamm- 
lung in  ihrer  Kriegserklärung  vom  20.  April  1792  verkündete 
die  Bosseau'sche  Theorie  officiel:  „Ohne  Zweifel  hat  die  fran- 
zösische Nation  laut  erklärt,  dasz  die  Souveränetät  nur  dem 
Volke  zugehört,  welches  in  der  Ausübung  seines  höchsten 
Willens  durch  die  Rechte  der  folgenden  Geschlechter  be- 
schränkt, keine  unwiderrufliche  Macht  übertragen  kann; 
sie  hat  offen  anerkannt,  dasz  kein  Herkommen,  kein  gesetz*' 
licher  Ausspruch,  keine  Willenserklärung,  kein  Vertrag  eine 
Ge^iellschaft  von  Menschen  einer  Autorität  unterwerfen 
kann,  so  dasz  sie  nicht  mehr  das  Hecht  hätte,  dieselbe  zu- 
rückzunehmen. Jede  Nation  hat  allein  die  Macht,  sich  ihre 
Gesetze  zu  geben,  und  das  unveräuszerliche  Becht,  dieselben 
zu  ändern.  Dieses  Becht  gebührt  entweder  gar  keiner  oder 
allen  mit  vollem  Fage.^^  Der  nachherige  Convent  enthüllte 
die  weitem  Gonsequenzen  dieses  Frineips  nach  der  Zerstörung 
des  Eönigthums. 

Aber  auch  in  unsem  Tagen  haben  wir  wieder  die  that- 
sächliche  Verkündigung  des  nämlichen  Grundsatzes  auf  dem 
Stadthause  zu  Faris  erlebt.  Durch  einen  solchen  souveränen 
Act  der  aufgeregten  Fariser  Bevölkerung  wurde  im  Februar 
1848  die  constitutionelle  Monarchie  abgeschafft,  die  Bepublik 
proclamirt  und  die  Dictatur   eines  improvisirten  Begierungs- 

^Acte  ihrer  Souyerftnetät''  aas,  und  yor  der  leibhaften  Manifestation 
eines  so  geftnszerten  Yolkswinens  verschwindet  auch  die  abgeleitete 
Autorität  der  SteUvertretang  des  Volks  in  den  It^ationalyergamm- 
lungen  in  Kichts.  Das  Volk  aber  kann,  wieRoussean  meint,  sich  selber 
nicht  binden  weder  durch  Verfassung  noch  durch  Gesetze,  denn  diese 
sind  nur  Aeuszerungen  seines  Willens,  die  so  lange  gelten  als  dieser 
Wille  selbst  sie  aufrecht  erhalten  will.  —  Dasz  mit  dieser  Lehre  die 
Fortdauer  der  Beohtsordnung  nicht  bestehen  kann,  und  solche  Freiheit 
ohne  Bestand  und  ohne  Treue  ist,  bedarf  keines  weitern  Beweises. 
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,  ausschusses  eingesetzt.  In  einer  von  Lamartine  selber  re- 
digirten  officiellen  Enndmachung  heiszt  es  wörtlich:  „Jeder 
Franzose,  der  das  Mannesalter  erreicht  hat,  ist  Statsbürger, 
jeder  Bürger  ist  Wähler,  Jeder  Wähler  ist  Souverän. 
Das  Becht  ist  gleich  und  es  ist  ein  absolutes  für  Alle.  Es 
kann  kein  Bürger  zum  andern  sagen:  Du  bist  in  höherem 
Masze  Souverän  als  ich.  Erwäget  Eure  Macht,  bereitet  Euch 
dieselbe  auszuüben  und  seid  würdig,  in  den  Besitz  Eurer 
Herrschaft  einzutreten.'^* 

4.  Zwar  wohlgemeint  aber  unbefriedigend  sind  die  Ver- 
suche einzelner  französischer  Statsmänner,  dem  verderblichen 
Begriffe  jener  Yolkssouveränetät,  welcher  entweder  alles  Stats- 
recht  auflöst,  um  die  Statshoheit  zu  begründen,  oder  alle 
Staten  in  Demokratien  verwandelt,  den  einer  Souveränetät  bald 
'der  Vernunft  bald  der  Gerechtigkeit  entgegenzusetzen.* 
Durch  Hinweisung  auf  jene  oder  diese  gedachte  man  dem  Misz- 
brauche  zu  begegnen,  welchen  das  Volk  von  der  Souveränetät 

'  Lamartine,  histoire  de  la  r^Tolutioii^de  1848,  II,  p.  449. 

3  Z.  B.  Rojer-Collard  in  der  Bede  rom  27.  Mai  1820:  „Es  gibt 
zwei  Kiemente  in  der  Gesellschaft:  das  eine  ein  materielles,  d.  h. 
das  Indiriduum,  seine  Kraft  und  sein  Wille  (ist  denn  das  Individunm, 
Beine  Kraft  nnd  sein  Wille  materiell?  Und  ist  nicht  auch  hier  wieder 
der  alte  Irrthnm  wahrnehmbar,  dasz  vom  Individuum  aus  das  Statsrecht 
bestimmt  werde?);  das  andere  ein  moralisches,  d.  h.  das  Recht, 
welches  aus  den  berechtigten  Yerh&ltnissen  herrorgeht.  Wollen  Sie  die 
Gesellschaft  aus  dem  materiellen  Elemente  ableiten?  Die  Mehrheit  der 
Indiriduen,  die  Mehrheit  der  Willen  soll  der  Souverän  sein.  Das  ist  die 
Yolkssouveränetät.  Wenn  mit  Willen  oder  gegen  ihren  Willen  diese 
blinde  und  gewaltsame  Souveränetät  in  die  Hand  eines  Einxelnen  oder 
einer  Classe  übergeht,  ohne  ihren  Charakter  zu  ändern,  so  wird  sie  zwar 
zu  einer  weiseren  und  gemäszigteren  Macht,  aber  sie  bleibt  immerhin 
rohe  Kraft.  Das  ist  die  Wurzel  der  absoluten  Macht  und  der  Privilegien. 
WoUen  sie  im  Qegentheil  die  Gesellschaft  auf  das  moralische  Element, 
d.  h.  das  Becht  begründen?  Dann  ist  die  Gerechtigkeit  der  Sou- 
verän, weil  die  Gerechtigkeit  die  Begel  des  Rechts  ist  Die  freien  Ver- 
fassungen haben  den  Zweck,  die  rohe  Kraft  zu  entthronen  und  die  Ge* 
rechtigkeit  zur  Herrschaft  zu  erheben. '^ 
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machen  möchte.  Allein  diese'  Vorstellung  tibersieht,  dasz  das 
Becht  nur  der  Person,  das  statliche  Hoheitsrecht  nur  einer 
statlichen  Persönlichkeit  zukommen  und  von  dieser 
nach  Grundsätzen  der  Vernunft  und  «Gerechtigkeit  ausgeübt 
werden  kann.  Dem  Irrthum,  der  in  der  absoluten  Demokratie 
die  alleinige  Grundform  des  States  erkennt,  tritt  hier  der  Irr- 
thum der  Ideokratie  entgegen,  in  der  wohlgemeinten  Ab- 
sicht, die  Volksmehrheit  durch  die  Herrschaft  der  Idee  zu 
leiten.  Aber  es  bleibt  dieser  Widerspruch  erfolglos,  weil  die 
Macht  der  Persönlichkeit  stärker  ist  als  alle  Fiction. 

5.  Eine  andere  Meinung  nennt  die  als  Einheit  gedachte, 
zwar  noch  nicht  oder  nicht  zureichend  organisirte,  aber  der 
Organisation  fähige  Nation  mit  ihren  Instincten,  ihrer  Sprache, 
ihren  Gefühlen,  ihren  socialen  Gegensätzen  das  Volk  und  spricht 
der  Nation  das  Recht  zu,  den  Stat  beliebig  umzubilden. 

Wir  haben  in  der  „Nation"  die  Anlage  zur  Volksbild- 
ung, d.  h.  zum  State  anerkannt  (Buch  IT.  Cap.  2)'  und  müssen 
daher  zugestehen,  dasz  damit  mittelbar  auch  die  Anlage  zur 
Ausbildung  der  Statshoheit  anerkannt  ist.  Aber  nicht  mehr 
als  die  ursprüngliche  Kraft,  noch  nicht  ihre  Bethätigung,  die 
leere  Möglichkeit,  noch  nicht  ihre  Verwirklichung. 

Die  Volkssouveränetät  in  diesem  Sinne,  oder  wie  sie  nach 
dem  deutschen  Sprachgebrauch  richtiger  genannt  würde  die 
Nationalsouyeränetät  ist  demnach  ein  unreifer,  unentwickelter, 
Yorstatlicher  Gedanke,  der  erst  die  Statenbildung  abwarten 
musz,  um  dann  in  statlicher  Gestalt  wirklich  zu  werden. 

6.  Man  kann  aber  und  man  musz  sogar  das  Volk  in 
statlichem  Sinne  verstehen,  als  die  geordnete  Gesammt- 
heit  in  Haupt  und  Gliedern,  die  wir  als  die  lebendige 
Seele  der  Statspersönlichkeit  anerkennen. 

Inwiefern  der  Stat  alsPerson  erscheint,  insofern  kommt 
ihm  ohne  Zweifel  Unabhängigkeit,  Machtfülle,  höchste  Au- 
torität, Einheit  d.  h.  Souveränetät  zu.    Der  Stat  als  Person 
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ist  souverftn.  Deszhalb  nennen  wir  diese  SonverftnetätStats- 
sonverftnetät. 

Sie  ist  nicht  vor  dem  State,  noch  anszer  dem  State,  noch 
Aber  dem  State,  sie  ist  die  Macht  und  Hoheit  des  States 
selbst  Sie  ist  das  Becht  des  Ganzen  und  so  gewisz  das 
Qanze  mächtiger  ist,  als  irgend  ein  Theil  des  Ganzen,  so  ge- 
wisz ist  auch  die  Sonver&netät  des  ganzen  States  der  Souver- 
ftnetftt  eines  einzelnen  Gliedes  im  State  überlegen. 

Wftre  nicht  die  Sprache  durch  die  Farteikämpfe  verwirrt, 
so  könnten  wir  diese  Statssouverftnetät  schicklicherweise  Volks- 
souveränetät  heiszen,  indem  wir  unter  Volk  nicht  eine  aufge- 
löste Menge  von  Individuen,  sondern  die  politisch  gegliederte 
Gesammtheit  verstehen,  in  welcher  das  Haupt  die  oberste  und 
jedes  einzelne  Glied  die  seiner  Natur  gemäsze  Stellung  und 
Aufgabe  hat.  In  diesem  Sinne  haben  französische  Fublicisten 
—  nach  dem  entgegengesetzten  Sprachgebrauch  der  Franzosen 
und  der  Deutschen  —  diese  Souveränetät  auch  wohl  „Souver- 
ainet^  de  la  nation'^  genannt.'^  Gegenwärtig  aber  wäre  jene 
Bezeichnung  den  heftigsten  Miszverständnissen  ausgesetzt,  und 
daher  haben  wir  den  unverfänglichen  Ausdruck  Statssouveräne- 
tät  gewählt. 

Diese  Stätssouveränetät  zeigt  sich  nach  Aussen  und  im 
Innern,   dort  als   Selbständigkeit   und   Unabhängigkeit   eines 

*  StÜre,  Sendschreiben  ron  1848:  ,, Den  Satz,  daus  dem  Volke,  der 
Kaiion:  Souyerftnetftt  zustehen  müsse,  wird  Niemand  bestreiten,  sobald 
man  die  wahre  Gesammtheit  der  Nation  in  ihrer  verfasaungsmäszi- 
gen  Gestaltung,  also  Fürst  und  Volk,  als  das  Subject  der  Sonverft- 
netät betrachtet.  Macht  man  aber  den  Ansprach,  dasz  nicht  das  Ganze 
einer  solchen  festgegliederten  Ordnung,  londerp  irgend  ein  einzelner 
Theil,  sei  es  der  Fürst,  der  da  ruft:  Ich  bin  der  Stat,  oder  das  Paria* 
ment,  welches  den  König  entfernt  oder  wohl  gar  die  blosze  Menge  der 
Indiridnen  im  Lande  das  Volk  ansmaohen,  so  ist  der  BegriiF  in  sich 
unwahr  und  jede  Folgerung  aus  dem  Unwahren  führt  zum  Verderben.*^ 
Sismondij  j^tudes  I,  p.  88  unterscheidet  ebenso  scharf  zwischen  der 
„souYerainet6  du  peuple,*^  die  er  verwirft,  und  der  „sourerainet^  de  la 
nation,'^  die  er  anerkennt. 


Zweitos  CapiteL  Statssovrerftneüt  «nd  BegeniensouTerftnetli     H 

jeden  Emzelstates  im  YerhÜtDisz  zn  den  andern  Einzelstaten, 
beziehungsweise  auch  des  Weltstates  gegentlber  der  Kirche, 
hier  als  gesetzgebende  Macht  des  ganzen  geordneten  Yolks- 
körpers. 

In  diesem  Sinne  pflegen  auch  die  Engländer  ihrem  Par- 
lamente, an  dessen  Spitze  der  König  steht,*  und  welches  das 
gesanunte  Volk  darstellt,  SouTerftnetät  znznschreiben.  ^  Es  ist 
das  aber  nicht  etwa  eine  Eigenthflmlichkeit  des  englischen 
Statsrechts,  sondern  eineGmndansicht  der  modernen  Bepräsen- 
tativrerfassong  überhaupt,  welche  d^  Ftlrsten  zwar  als  Haupt, 
aber  gerade  deszhalb  auch  als  ein  Glied  des  Volkes  be- 
trachtet und  welche  die  höchste,  auch  thatsächliche  Ausübung 
der  SouY eränetät ,  die  Gesetzgebung  nicht  dem  Haupte  allein 
zugesteht,  sondern  nur  dem  Haupte  in  Verbindung  mit  dem 
reprüsentativen  Körper,  d.  h.  nur  dem  ganzen  Statskörper. 
Die  patrimoniale  Statslehre,  welche  den  Stat  wie  ein  Eigen- 
thum  des  Fürsten  ansieht  und  daher  nur  den  Fürsten  Souver- 
ftnetftt  zuschreibt  und  die  absolutistische  Statslehre ,  welche  den 
Stat  mit  dem  Fürsten  identificirt  und  daher  die  Statssouverftne- 
tat  als  FürstensouYeränetät  faszt,  yerkennen  beide,  dasz  alle 
Macht  des  Fürsten  wesentlich  nur  concentrirte  und  zusammen- 
gefaszte  Volksmacht  ist  und  dasz  das  Volk  und  der  Stat  als 
Bechtswesen  bleibt,  wenn  gleich  Fürsten  fallen  und  Dy- 
nastien untergehen.^ 

*  Dieser  (bedanke  ist  bereits  in  einer  Rede  des  KSnigs  Hein* 
rieh  YIII.  ron  England  im  Parlament  ausgesproehen :  ^Gleicherweise 
yemehmen  wir  Ton  den  Richtern,  dasz  unsere  kSnigliohe  Wilrde  nie  er- 
habener steht,  als  wfthrend  der  Parlamentsrersammlnngen ,  wo  wir  als 
Haupt  und  ihr  als  Glieder  dermasefn  zu  einem  politischen  E9rper  rer- 
bunden  und  rereinigt  sind,  dasz  unserer  eigenen  Person  und  dem  ge- 
sammien  Parlament  für  geschehen  und  angethan  gilt,  was  auch  nur  dem 
geringsten  Mitgliede  des  Hauses  widerfahrt.*^  John  Russell,  Geschichte 
der  englisehen  YerfassuiSg  etc.  3. 

*  Zöpfl  (Grundsätze  des  gemeinen  deutschen  Statsrechts  §§.  54— 
56)  rerwirft  nicht  blosz  fQr  die  deutschen  Btaten  auch  diese  Stats- 
louyeränetat  und  behauptet,  die  Monarchie  könne  Überhaupt  nur  die 
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7«  Auszer  dieser  dem  ganzen  State-  oder  Yolkskörper 
selbst  inwohnenden  Son?erftnetat  gibt  es  aber  noch  inner- 
halb des  States  eine  Sonverftnetftt  des  obersten  Glie- 
des, des  Hauptes,  die  Regenten-  oder,  da  sie  in  der 
Monarchie  am  klarsten  hervortritt,  die  Fnrstensonveräne- 
tät.  Im  Yerhältnisz  zn  aUen  andern  einzelnen  Qliedem 
des  Statsorganismus  nnd  den  einzelnen  Statsbürgern  kommt 
dem  Oberhanpte  der  Nation  wieder  die  oberste  Macht  und 
Stellung  zu.  So  wird  auch  in  dem  englischen  Statsrecht  der 
König  in  besonderem  Sinne  der  Souverän  genannt,  und  so 

Ffintensonyeränetftt,  wie  die  Republik  nnr  die  YolkBaonrerftneiftt  anei^ 
kennen.  Das  römische  Statsreobt,  welches  die  majestas  populi  Bomani 
sowohl  in  der  repablikanischen  als  in  der  kaiserlichen  Periode  procla- 
mirte  nnd  die  lex  immer  als  Toluotas  populi  Romani  anffaszte  und  welches 
hinwieder  zur  Zeit  der  Republik  den  Oonsuln  ein  re^um  imperium  und 
dem  Senate  die  ganze  oberste  YerwalCtings-  und  Steuerhoheit  (doch  g^ 
wisz  ein  Stück  Regierangssoayer&netät)  beilegte,  bleibt  bei  dieser  Annahme 
ebenso  unerklftrt,  wie  das  englische  Statsrecht,  welches  die  SouTer&net&t 
des  Parlaments  und  des  englischen  Stats  (Volks)  in  Harmonie  bringt 
mit  der  Sourerftnet&t  des  Königs.  Dasz  rölkerrechtlich  auch  die 
deutschen  Staten  (ganz  abgesehen  von  den  Farsten)  als  souverftne 
Personen  gelten,  kann  nicht  bestritten  werden.  Wer  aber  eine  Person  ist 
im  Yerhftltnisz  zu  andern  Staten,  wird  auch  eine  Person  sein  im  Yerhält- 
nisz zu  den  Indiriduen  im  State  und  zu  den  WOrdetrSgern  des  States. 
Die  Gesetze  sind  auch  in'Deutschland  Statsgesetze,  und  die  Statsschuldeu 
werden  auch  in  Deutschland  von  den  fürstlichen  Schulden  unterschieden; 
d.  h.  auch  das  deutsche  Statsrecht  kann  sich  —  trotz  aller  Reminiscenzen 
an  die  frühere  patrimoniale  oder  absolute  Fürstengewalt  —  vor  der  nun 
so  ziemlich  in  der  ganzen  ciyilisirten  Welt  durchgedrungenen  Einsicht 
nicht  yerschlieszen,  dasz  das  Yolk  doch  noch  etwas  anderes  und  höheres 
bedeute  als  die  Gesammtheit  der  Gehorchenden  und  dasz  der  Stat  eine 
Existenz,  eine  Hoheit  und  Machtfülle  habe,  die  nicht  ganz  Ton  der  Hoheit 
und  Machtfülle  der  Fürsten  au^ezehrt  werde.  Ich  gebe  Zöpfl  zu,  dasz 
man  durch  die  ausschlieszliche  Behauptung  der  FürstensouverftnetSt  nicht 
logisch  genöthigt  wird,  dieselbe  als  schrankenlos  aufzufassen ;  aber  die 
neuere  Geschichte  hat  unwiderleglich  bewiesen,  dasz  die  Ueberspannung 
der  fürstlichen  Gewalt  und  die  Miszachtung  der  Yolksrechte  in  den  deut* 
sehen  Ländern  ebenso  wie  in  den  romanischen  Ländern  in  dem  Princip 
der  ausschlieszlichen  Fürstensouveränetät  jederzeit  eine  gefährliche  Un- 
terstützung gefunden  hat. 
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in  jedem  monarcliiBcheii  State  dem  Monarchen  als  solchen 
hinwieder  Soa?eränetät  beigelegt. 

Zwischen  jener  Statssonveränetät  und  dieser  Fflrstensoaye- 
rfinetät  ist  kein  Widersprach.  Die  Sou^erftnetftt  wird  nicht 
dadurch  gespalten,  dass  etwa  die  eine  Hälfte  dem  Volke,  die 
andere  dem  Fürsten  zngetheilt  wird.  Das  Yerhältnisz  der- 
selben ist  nicht  das  zweier  eifersüchtiger  Mächte,  die  sich  um 
die  Herrschaft  streiten.  In  beiden  ist  Einheit  und  Ffllle  der 
Macht;  aber  es  yersteht  sich  von  selbst,  dasz  hinwieder  das 
Ganze,  in  welchem  das  Haupt  selbst  seiner  obersten  Stellung 
im  Körper  gemäsz  inbegriffen  ist,  auch  dem  Haupte  fflr 
sich  allein  übergeordnet  ist.  Das  ganze  Volk  (der  Stat) 
gibt  das  Oesetz,  aber  innerhalb  dessen  Schranken  bewegt  sich 
das  Haupt  mit  voller  Freiheit  in  der  Ausübung  der  ihm  zu- 
gehörigen obersten  Macht.  Die  Statssouveränetät  ist  vorzüg- 
lich die  des  Gesetzes ,  die  Fürstensouveränetät  die  der  Begierung. 
Wo  jene  ruht,  da  ist  diese  wirksam.  Ein  wirklicher  Con- 
flict  ist  nicht  leicht,  im  Frincip  überall  nicht  möglich,  denn 
er  würde  denConflict  des  Oberhauptes  für  sich  allein  mit  dem 
Oberhaupte  in  Verbindung  mit  den  übrigen  Gliedern  des  States, 
also  einen  Gonflict  der  nämlichen  Person  mit  sich  selber  vor- 
aussetzen. 

Während  somit  zwischen  der  demokratischen  Volkssou- 
veränetät  und  der  Fürstensouveränetät  kein  wahrer  Friede 
denkbar  ist,  sondern  nothwendig  die  eine  die  andere  unter^ 
werfen  und  aufheben  musz,  so  ist  dagegen  zwischen  der  Stats- 
souveränetät  und  der  Fürstensouveränetät  die  nämliche  Har- 
monie wie  zwischen  dem  ganzen  Menschen  und  seinem  Eopf. 

Anmerkung.  .Zuweilen  renteht  man  unter  der  Yolkssourerftnetät 
nicht  die  oberste  Macht  der  Yolksmehrheit ,  sondern  nur  den  Gedanken, 
dasz  eine  Statsform  oder  Regierungsweise,  welche  mit  der  Existenz  und 
Wohlfahrt  der  Mehrheit  des  Volkes  unyertrftglich  sei,  auch  unhalt- 
bar sei,  oder  dasz  die  Statsform  und  Begierung  ffir  das  Volk  da  sei. 
Dieser  Gedanke  ist  nicht  zu  bestreiten,  aber  er  ist  in  jener  Bezeichnung 
durchaus  falsch  ausgedrfiokt. 
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Will  auui  ferner  den  Satz,  dass  alle  Statsgewalt  nnprUngUeli  ron 
dem  Willen  der  Yolksmehrheit  abgeleitet  sei,  die  Yolkssouveränetät 
heiszen,  so  ist  zwar  zuzugeben,  dasz  yiele  Statsyerfassungen,  wie  insbe- 
sondere  die  demokratischen,  aber  aucb  einzelne  Monarchien,  z.  B.  das 
römische  und  das  französische  Kaiserthnm,  nach  der  Lehre  des  römischen 
und  des  französischen  Statsrechts  auf  einem  Willensact  der  Yolksmehr- 
heit beruhen.  In  dieser  Weise  erkl&ren  mehrere  schweizerische  Yer- 
fiusungen,  nicht  dasz  das  Yolk  souverän  sei,  wohl  aber,  dasz  „die  Sou- 
Terftnet&t  auf  der Qesammtheit  des  Yolkes  beruhe  und  ron  demgroszen 
Bathe  ausgeübt  werde.*'  Z.  B.  Zürcher  Yerfassung  Ton  1831  §.  1. 
Aber  auch  dieser  Satz  hat  keineswegs  für  alle  Staten  Geltung,  und  der 
Ausdruck  SouveränetSt,  der  ein  fortdauerndes  Recht  bedeutet,  kann  nur 
nneigentlich  auf  solche  geschichtliche  Yorgänge  angewendet  werden. 

Durchaus  rerwerflich  endlich  und  selbst  mit  dem  demokratischen 
Statsrecht  unyereinbar  ist  der  Sinn,  der  oft  schon  practisch  dem  Worte 
Yolkssouyerftnetftt  beigelegt  wurde,  dasz  das  Yolk  im  Oegensatze  zur 
Regierung  oder  gar  jede  gereizte  und  inftchtige  Yolksmasse  berechtigt 
sei,  die  Regierung  nach  Willkür  zu  yerjagen  und  die  Yerfassung  zu 
brechen. 


Drittes  GapiteL 

I.  Inhalt  der  Statssouyer&netftt. 

1.  Das  statlich  geordnete  Yolk,  der  Stat,  hat  vorerst  ein 
Recht  auf  Anerkennung  und  Achtung  seiner  Würde  und 
Hoheit,  oder  wie  die  Römer  sie  genannt  haben,  seiner  Maje- 
stät.* Jede  schwere  Verletzung  der  Ehre,  Macht  und  selbst 
der  Ordnung  des  römischen  States  galt  daher  den  Römern  als 
ein  crimen  laesae  majestatis. 

2.  Die  Unabhängigkeit  des  States  von  fremden  Sta- 

*  Cicero  de  Oratore  II,  39:  „majestas  est  amplitudo  ao  dignitas  oi- 
yitatis.  Is  eam  minuit,  qui  exercitum  hostibus  populi  Ronuuii  tradidit/' 
Partit.  orat.  c.  30  —  „minuit  is,  qui  per  yim  multitudinis  rem  ad  sedi- 
tionem  yocayit/*  ÄHctar  ad  Herennium  n,  12  — :  „minuit  quia  ea  toUit 
ex  quibns  ciyitatis  amplitudo  constat  —  qui  amplitudinem  civitatis  de- 
trimento  adficit.«    Ygl.  Heinecdi  Antiquit.  rom.  lY,  18,  3.  46. 
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t^  ist  ferner  eine  nothwendige  Eigenschaft  und  Wirbing  seiner 
SouTerftnetät.  Wenn  ein  Stat  genöthigt  wird  die  staüiche 
Ueberordnnng  eines  andern  States  anzuerkennen,  so  verliert  er 
seine  Souveränetät  und  unterwirft  sich  der  Souver&net&t  des 
letztem.  * 

Indessen  zerstört  nicht  jede  Unterordnung  eines  States 
die  Souverftnetftt  desselben  YöUig,  da  die  Abh&ngigkeitf 
welche  mit  derselben  verbunden  wird,  nicht  eine  absolute  ist 
und  in  nianchen  Verhältnissen  die  ursprüngliche  Unabhängig- 
keit und  Selbständigkeit  wieder  vortritt.  In  zusammenge- 
setzten Staten,  Statenbünden,  Bundesstaten  und  Statenreichen 
haben  die  Einzelstaten,  obwohl  sie  in  gewissen  Beziehungen 
dem  Ckinzen  untergeordnet  sind,  dennoch  als  Staten  noch  eine 
relative,  zwar  nicht  dem  Inhalte  aber  dem  Umfange  nach 
beschränkte  Souveränetät  So  spricht  man  in  der  Schweiz 
von  der  Cantonalsouveränetät  for  den  Bereich  der  Gan- 
tonalangelegenheiten im  Gegensatze  zu  der  Bund  es  souver- 
änetät für  die  Bundessachen.  Aehnlich  ist  in  Nordamerika 
und  im  deutschen  Bunde  zwischen  der  Souveränetät  der  Ein- 
zelstaten und  der  des  Bundeskörpers  zu  unterscheiden. 

Von  einer  relativen  Souveränetät  des  dem  Oesammtstate 
(Beich  oder  Bund)  untergeordneten  Einzelstates  läszt  sich  in- 
dessen nur  da  noch  reden,  wo  dieser  noch  fttr  sich  als  Stat 
organisirt  ist,  d.  h.  alle  wesentlichen  Organe  (gesetzgebender 
Körper,  Begierung  u.  s.  f.)  noch  in  sich  und  damit  auch  ein 
ihm  eigenthflmliches  Statsleben  hat  imd  selbstkräftig  übt,  aber 
nicht  da  mehr,  wo  er  in  das  Yerhältnisz  eines  bloszen 
Theils  —  einer  Provinz  —  des  gröszeren  Ganzen  gebracht- 
worden  ist.  Wie  in  allen  relativen  Verhältnissen,  so  gibt  es  auch 
hier  einen  kaum  bemerkbaren  Uebergang  von  einem  zum  andern. 

'  Die  Römer  waren  daher  gewohnt,  in  ihre  FriedensichlüBie  mit 
nnterworfenen  Staten  die  Formel  aufsnnehmen:  „imperiam  majestatem- 
qne  popnli  Romani  oonserrato  sine  dolo  malo/*  Cicero  pro  Balbo.  16. 
Uviua  38.  11. 
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Nach  Anszen  wird  die  StatBsouyerftnetät  in  uosrer  Zeit 
gewöhnlich  durch  das  Statshaapt  repräseutirt,  nicht  dnrch  den 
gesetzgebenden  Körper,  aber  mehr  aus  Qränden  der  Zweck- 
mftszigkeit,  als  aus  Bechtsgründen. 

3.  Im  Innern  äuszert  sich  die  Souverftnet&t  Torerst  in 
dem  Bechte  des  Volks,  die  Formen  seines  statlichen 
Daseins  selbständig  zu  bestimmen,  nOthigenfalls  zu 
ändern.  Man  nennt  diese  Befugnisz  auch  wohl 'die  consti- 
tuirende  Gewalt  des  Volkes.^  Was  einem  Theile  des  Volkes, 
der  bloszen  Volksmehrheit  ohne  die  Begiemng  nicht  zuge- 
standen werden  kann,  gebührt  dagegen  unzweifelhaft  dem  ge- 
sammten  Volke  in  seiner  statlichen  Ordnung.  Der  einzelne 
ünterthan  darf  sich  den  Anordnungen  des  Volks  nicht  wider- 
setzen, selbst  wenn  seine  politischen  Bechte  durch  dieselben 
verletzt  wfirden;  denn  der  obersten  Statsmacht  musz  das  Indi- 
viduum sich  auf  dem  Grebiete  des  öffentlichen  Bechtes  unter- 
ordnen, soll  der  Stat  seine  Einheit,  Zusammenhang  und  Ord- 
nung bewahren. 

Allerdings  ist  es  fOr  die  sitdiche  und  die  rechtliche  Be- 
urtheiluug  nicht  gleichgültig,  ob  die  Aenderung  auf  dem  Wege 
der  Beform  oder  der  Bevolution  vollzogen  werde.  Die 
Beform  setzt  voraus:  1)  dasz  die  Aenderung  durch  den  nach 
der  Verfassung  befugten  Organismus,  in  den  Bepräsentativver- 
fassungen  somit  durch  den  Statskörper,  welcher,  die  gesammte 
Nation   darstellt,    eingeführt    werde,   d.    h.   auch    formell 

3  Washington  Abschiedsrede  ron  1769:  „Die  Grundlage  onsers 
politischen  Systemes  ist  das  anerkannte  Recht  des  Volkes,  seine  Ver- 
fassung 2u  constitttlren  und  su  ändern.  Aber  bis  dass  dieselbe  umge« 
wandelt  oder  abge&ndert  ist  durch  einen  offenbaren  Act  des  National- 
willens, muss  die  Verfassung  Ton  jedem  Bürger  verbindlich  und  heilig 
geachtet  werden.  Das  Recht  und  die  Macht  des  Volkes  eine  Verfassung 
einzuführen,  schlieszt  die  Idee  in  sich,  dasz  jeder  Einzelne  lieh  derjeni* 
gen  unterwerfen  musz,  die  eingeführt  ist.  Jede  Opposition  gegen  die 
Ausführung  der  Gesetze,  jede  Verbindung  die  darauf  ausgeht,  dieTh&tig- 
keit  der  bestehenden  Regierung  zu  behindern  oder  aufzuhalten,  ist  in 
direetem  Widerspruch  mit  dem  aufgesteUten  Prinoip.^ 
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reehtmäszig  sei;  2)  dasz  auch  bei  der  Umgestaltang  des 
Bechts  der  6  e  i  s  t  des  Bechts  geachtet,  somit  das  abzuändernde  und 
aufzuhebende  Becht  nur  insoweit  als  es  wirklich  veraltet  und 
unpassend  geworden  ist,  beseitigt,  das  neue  nur  insofern  es 
reif  und  in  den  neuen  Lebensverhältnissen  begründet  erscheint, 
hervorgebracht  werde. 

Wird  entweder  die  Form  der  Verfassung  miszachtet,  oder 
in  dem  Inhalte  der  Aenderung  das  Princip  des  Bechts  verletzt, 
80  ist  ein  solcher  Act  nicht  mehr  Beform,  sondern  Bevolution. 

Das  Becht  derBe  form  ist  eine  noth  wendige  Aeuszerung 
der  Lebenskraft  des  Stats.  Dieses  Becht  bestreiten  heiszt  die 
Entwicklung  des  Volks  läugnen  und  die  Bevolution  veranlassen. 

Die  radicale  Statslehre  behauptet  aber  auch  ein  Becht 
des  Volks  zur  Bevolution.  Aber  schon  der  Begriff  des 
Statsrechts  steht  dieser  Annahme  entgegen,  denn  die  Bevo- 
lution ist  entweder  ein  gewaltsamer  Bruch  der  Statsverfassung 
oder  eine  Verletzung  des  Bechtsprincips.  Desshalb  sind  Bevo- 
lutionen  in  der  Begel  keine  Bechtshandlungen ,  wenn  sie  auch 
mächtige  Naturerscheinungen  sind,  die  auch  das  öffentliche 
Becht  ändern.  Wo  die  entfesselten  Naturkräfte,  welche  in  der 
Nation  leidenschaftlich  erregt  sind,  mit  vulkanischer  Gewalt 
die  Bevolution  hervorrufen  und  bestimmen,  da  ist  die  regel- 
mäszige  Wirksamkeit  des  Statsrechts  gestört.  Diesen  Ereig- 
nissen gegenüber  ist  das  Statsrecht  ohnmächtig.  Es  ist  nicht 
im  Stande,  die  Bevolution  in  den  Bereich  seiner  Normen  und 
Gesetze  zu  ziehen.  Es  ist  wohl  eine  grosze  Aufgabe  der  Po- 
litik, die  ausgebrochene  Bevolution  so  bald  als  möglich  wieder 
in  die  geregelten  Bahnen  der  Beform  und  der  Statsordnung 
überzuleiten.  War  das  Becht  zu  schwach,  sie  zu  hindern  oder 
die  Beform  zu  träge,  ihr  zuvorzukommen,  so  vermögen  beide 
jetzt  nicht  mehr  sie  zu  regeln. 

Von  einem  Bechte  der  Bevolution  kann  daher  nur  ganz 
ausnahmsweise  und  nur  in  dem  Sinne  gesprochen  werden, 
wie  von  einem  Nothrechte  des  Volks,  seine  Existenz  zu 

BUntiehll,  AÜfemelnes  BtatRtolit    U.  2 
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retten  oder  seine  nothwendige  Entwicklung  zu  Terwirklkhen, 
wenn  die  Wege  der  Beform  verschlossen  sind.  Die  Verfassung 
ist  doch  nur  die  äuszere  Organisation  des  Volks.  Wird  durch 
sie  der  Stat  selbst  in  die  Oefahr  des  Untergangs  versetzt  un4 
das  Leben  des  Volks  gelähmt  oder  werden  die  vitalen  Interessen 
der  öffentlichen  Wohlfahrt  bedroht,  dann  wird  dasNothrecht 
einer  lebensfähigen  und  lebenskräftigen  Natur  begrOndet,  sich 
Luft  zu  machen  und  die  nothwendig  gewordene  Wandlung  zu 
vollziehen:  „Die  Noth  kennt  kein  Gebot ^^^ 

4.  Ebenso  liegt  in  der  Statssouveränetät  die  Befugnisz, 
die  erforderlichen  Gesetze  zu  geben.  Die  gesetzgebende  Gd* 
walt  im  engern  Sinne  wie  die  constituirende  ist  ein  Ausflusz 
der  Statssouveränetät  und  zugleich  ihreregelmäszige  Offen- 
barung. 

5.  Auszerdem  aber  beruht  im  Princip  auch  alle  andere 
Statsgewalt  auf  ihr,  weszhalb  denn  auch  die  Verfassung 
und  die  Gesetzgebung  alle  andern  Aeuszerungen  der  Statshoheit 
und  Macht  begränzen  und  ordnen.  Aber  während  sie  in  der 
Constituirung  und  Gesetzgebung  activ  erscheint,  verhält  sie 
sich  hier  in  der  Begel  ruhend.  In  der  Monarchie  insbeson- 
dere finden  wir  vielmehr  die  dem  täglichen  und  veränderlichen 
Bedürfnisz  des  States  gewidmete  Thätigkeit  der  übrigen  Stats- 
gewalten  in  der  Souveränetät  des  Monarchen  concentrirt. 
Das  Volk  in  seiner  Gesammtheit  ruht,  sein  Haupt  handelt 
hier,  sei  es  unmittelbar,  sei  es  durch  die  Vermittlung  der 

*  Niebuhr,  ein  Statsmann,  dessen  Neigung^en  so  entschieden  con- 
lerratiy  waren,  dasx  der  Ausbrach  der  französischen  Julirevolution  Ton 
1830  ihm  das  Herz  gebrochen^  äuszert  Über  diese  Frage  (Gesch.  des  Zeit- 
alters der  Reyol.  I.  S.  211):  „Wer  den  Satz  ,Noth  kennt  kein  Gebot<^ 
rerkennt,  redet  dem  abscheulichsten  das  Wort.  Wenn  ein  Yolk  mit 
Füszen  getreten  wird  und  aufs  Blut  gemiszhandelt  ohne  Hoffnung  auf 
Besserung,  wie  die  Griechen  unter  den  Türken,  wo  kein  Weib  ihrer  Ehre 
sicher  war,  wo  keine  Spur  ron  Recht  bei  den  Tyrannen  zu  erlangen  ist; 
da  ist  die  höchste  Noth  und  da  ist  Empörung  gegen  die  Unterdrücker 
so  rechtm&szig  wie  irgend  etwas«  Wer  da  die  Bechtmäszigkeit  des  Auf- 
standes verkennt,  der  musz  ein  elender  Mensch  lein.^ 


I>rmM  OaiftiieK    I.  t^kaXi  der  BtotiiouTerftaeUt.  19 

ounmichfiAltigaii  Aemter  und  Behörden,  die  von  ihm  abge- 
leitet sind. 

Wenn  aber  das  Organ,  welches  die  regelmfiszige  Action 
zn  besorgen  hat,  nofthig  oder  nntaoglich  dazu  wird,  wenn 
insbesondere  der  Thron  erledigt  wird  nnd  fflr  keine  Nachfolge 
dwrch  die  Ver&ssnng  gesorgt  ist,  so  wird  die  Sonveränetät 
des  States  selbst  wieder  wirksam,  um  diesen  Mangel  zu  be- 
seitigen nnd  den  Thron  neu  zn  besetzen. 

6.  ünyerantwortlichkeit.  Vor  einem  hohem  Stand- 
punkte zwar  gibt  es  keine  Ünyerantwortlichkeit  der  Menschen  ffir 
ihre  Handlangen  oder  Unterlassungen.  Und  in  der  That  nicht 
blosz  das  ewige  Gericht  Gottes  über  die  Welt  schlieszt  den 
(bedanken  einer  Ünyerantwortlichkeit  auch  der  Völker  aus.^ 
Auch  auf  der  Erde  in  den  Schicksalen  und  Leiden  der  Völker 
wird  diese  Verantwortlichkeit  nicht  selten  schmerzlich  em- 
pfunden. Aber  es  ist  unmöglich,  innerhalb  eines  States 
ein  Gericht  zu  bestellen,  vor  welchem  die  Gesammtheit  des 
Volkes  selbst,  oder  seine  Stellyertretung  als  Inhaber  der  obersten 
Statsmacht  zur  Bechenschaft  gezogen  werden  kann.  Würde 
das  yersucht,  so  wäre  insofern  wenig;stens  derStat  selbst  dem 
Gerichte  unterthänig,  und  so  das  Glied  über  den  Körper,  der 
Theil  über  das  Ganze  geordnet. 

Würde  aber  ein  Stat  für  die  Ausübung  seiner  Statssou- 
yer&netat  einem  andern  State  yerantwortlich  sein,  so  w|re 
seine Souyer&net&t  eben  deszhalb  eine  beschränkte,  und  der 
Oberhoheit  des  richtenden  Stats  untergeordnete. 

Nur  durch  Ausbildung  des  Völkerrechts,  beziehungs- 

*  Bobespierre  hat  im  Jaoobinerclab  (Februar  1793)  das  Gegen- 
theil  Terfoobten:  „loh  habe  inmitten  der  Verfolgungen  und  ohne  ünter- 
itfttzung  behauptet,  dasz  das  Yolk  niemals  unreoht  habe;  ioh  habe  diese 
Wahrheit  in  emer  Zeit  su  rerkilnden  gewagt,  als  sie  nooh  nioht  aner- 
kannt war;  der  Lauf  der  Revolution  hat  dieselbe  entwickelt/  Aber  das 
franaösische  Volk  hat  die  schweren  Folgen  seiner  Yerirrungen  mit  grossem 
nnd  nachhaltigem  Unglück  bCLszen  müssen,  und  die  Geschichte  hat  Über 
dasselbe  ein  ernstes  Strafgericht  gehalten. 

2* 
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weise  einer  hGhern  statlichea  WeltordBUng,  Tor  welcher 
die  einzelnen  souveränen  Staten  sich  beugen  mSBzten  als 
einem  Gesammtreiche ,  könnte  die  staüiche  Yerantwortlichkeit 
der  Einzelstaten  auch  rechtlich  organisirt  werden.  Vielleicht 
ist  es  der  Zukunft  vorbehalten,  diese  Idee  zu  verwirklichen. 
In  der  Qegenwart  kann  sie  nur  als  Idee  geahnt,  oder  erkannt 
werden ;  aber  zum  realen  Rechte  ist  dieselbe  noch  nicht  geworden. 
7.  Alle  besondem  Statsgewalten  sind  hinwieder  den  Or- 
ganen der  Statssouveränetät  verantwortlich.  Sie  läszt  sich 
von  den  Ministem  und  obersten  Statsbeamten  Rechenschaft 
geben  Ober  die  Verwaltung. 

Anmerkung.  Die  oonstituirenden  Yersammlungen  der 
neuem  Zeit  haben  nach  dem  Vorgänge  der  französischen  Nationalver- 
sammlung von  1789  gewöhnlich  nicht  das  Prinolp  der  BtatssouTerfinetflt, 
sondern  das  der  Yolkssouyeränet&t  im  Eousseau^sohen  Sinne  au  dem 
Grundgedanken  ihrer  Politik  erhoben.  Rousseau  selber  geht  indessen 
noch  weiter,  indem  er  keiner  reprSsentativen  Yersammlung  die  YoUe 
Souverftnetät  beilegt,  sondern  den  Yolksmassen  yerstattet,  in  jedem  Mo- 
ment auch  diese  ihrem  Willen  zu  unterwerfen  und  durch  unmittelbare 
Acte  einzugreifen.  Auch  die  Consequenz  seiner  Doctrin  ist  jedesmal  in 
roher  Gestalt  neben  und  au^zer  jenen  oonstituirenden  Yersammlungen, 
dem  rothen  Schweife  der  Kometen  fthnlich,  aus  dem  politischen  Horizonte 
sichtbar  geworden,  oft  zum  Schrecken  jener  „souTcrftnen*^  Körper  selbgt, 
welche  die  chaotischen  Massen  um  sie  her  entzflndet  hatten. 


Viertes  CapiteL 

n.  Die  Furstensouyeranetftt. 

Die  zweite  dem  Statsoberhaupte  f&r  sich  allein  zukom- 
mende Souveränetät  findet  sich  in  dem  modernen  Statsrechte 
nur  noch  in  der  Monarchie  anerkannt.  Nur  der  Monarch, 
nicht  auch  der  Präsident  der  Bepublik,  obwohl  auch  dieser 
Souveränetätsrechte  ausflbt,  hat  nach  demselben  einen  perr 
sönlichen  Anspruch,  als  Souverän  geachtet  zu  werden. 
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Das  alt6  Statsrecht  der  römischen  Bepnblik  ging  irel* 
ter.  Auch  den  Consnln,  die  sich  in  die  alte  königliche  Ge- 
walt getheüt  hatten,  und  später  anch  dem  Senate  wurde 
„Majestät**  zugeschrieben.  Die  neueren  Bepubliken  aber 
sind  eifersüchtiger  anf  die  ausschliesziiche  Volkshoheit,  und 
betrachten  die  republikanischen  Häupter  der  Statsregiemng 
lediglidh  als  Mandatare  des  souveränen  Volkes,  auf  welche  die 
demselbjan  innewohnende  Majestät  nicht  zu  selbständigem  Rechte 
ftbertragen  sei.' 

Zuweilen  meint  man,  die  Ffirstensouveränetät  finde  sich 
nur  in  der  Erbmonarchie  und  die  Wahlmonarchie 
sohliesae  dieselbe  aus.  Diese  Meinung  verwechselt  das  Wesen 
der  forstlichen  Macht,  die  als  solche  eine  souveräne  ist,  ndt 
der  Frage,  wie  dieselbe  im  einzelnen  Falle  bestellt  werde. 
Auch  ein  Wahlfürst  hat  die  oberste  Statsmacht  zu  selbstän- 
digem Bechte  nicht  minder  als  der  Erbfürst.  Die  altrömischen 
Kaiser  und  die  deutschen  Kaiser  im  Mittelalter  waren  sicher- 
lich Souveräne,  obwohl  Wahlfürsten:  und  der  englische  König 
Wilhelm  von  Oranien  war  es  nicht  minder,  als  seine  Nach- 
folger, ungeachtet  mit  ihm  eine  neue  Dynastie  auf  den  Thron 
berufen  wurde. 

Dagegen  kann  die  Wissenschaft  eine  ursprüngliche 
(originäre) Ffirstensouveränetät  von  einer  abgeleiteten  (deri- 
vativen) unterscheiden,  während  eine  solche  Unterscheidung  aaf 
die  Statssouveränetät  keine  Anwendung  leidet,  diese  vielmehr 
immer  eine  ursprüngliche  ist.  Die  erstere  ist  die,  welche  dem 
Fürsten  ursprünglich  inwohnt,  krafl  des  seiner  Person  ange- 
bomen  oder  von  ihr  selbständig  ergriffenen  Bechtes.  Von  der 

^  Boiuseau  (Contr.  soc.  II.  2)  begründet  die  IJnzal&ssigkeit  einer 
Begentensonrerftneifti  überdem  damit,  dasz  der  ^^allgemeine  Wille'' 
nur  dem  ganzen  Volk  zustehen  könne;  ein  Theil  des  Yolkes  dagegen 
könne  nur  einen  besonderen  Willen  Soszem,  nur  jenes  daher  Gesetze^ 
dieser  höchstens  Decrete  erlassen.  Das  ist  aber  eben  der  Irrthum,  dasz 
die  höchste  Statsmacht  nur  in  der  Gesetzgebung  und  nicht  auch  in  der 
Regierang  offenbar  werde. 
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Art  icrt  die  Souverftnetät  des  Erbfflrsten,  die  des  Eroberers  und 
die  eines  Fürsten,  der  wie  Earl  der  Grosze  oder  Friedrich 
Wilhelm  I.  von  Preuszen  die  Erone  sich  selber  auf  das  Hanpt 
setsst.  Anch  diejenige  der  deutschen  Wahlkaiser,  welche  ihre 
Sonverftnetftt  nicht  von  den  Enrffli^sten,  sondern  von  Gott  ab- 
leiteten, mnsz  als  eine  originäre  aufgefaszt  werden. 

Die  letztere  dagegen  wird  als  eine  ron  dem  Volke  oder 
den  Wählern  übertragene  nnd  abgeleitete  betrachtet.  So 
wurde  nach  dem  römischen  Statsrecht  die  kaiserliche  Macht 
selbst  von  dem  römischen  Volke  verliehen.'  Von  der  Art  ist 
anch  die  nenere  Wahlmonarchie  gewöhnlich. 

Den  näheren  Inhalt  der  Fttrstensonveränetät  zn  bestimme 
ist  die  Aufgabe  der  folgenden  Erörtemng  Ober  die  Rechte  des 
Statsoberhanptes. 


Fünftes  GapiteL 

DftS  Siatsoberhaupt. 
I.  Entotohnngsformeii  in  der  Monarohie. 

Für  dieBildnng  des  Statsoberhanptes  kennt  die  Gesdiiehte 
mancherlei  verschiedene  Formen: 

1.  Die  Wahl.  Sie  war  die  Regel  des  römischen 
Statsrechtes ,  im  Mittelalter  f&r  die  geistlichen  Herrschaf- 
ten, der  Aebte,  Bischöfe  nnd  selbst  des  Papstes,  in  Ungarn, 
in  Polen,  in  Venedig,  dessen  Doge  ein  lebenslänglicher 
Fürst  war,  im  deutschen  Kaiserreiche. 

2.  Das  Erbrecht.  Dieses  ist  zur  regelmäszigen  Form 
der  neuern  Monarchie  geworden,  wie  es  sich  im  spätem 
Mittelalter  in  den  dynastischen  Familien  der  einzelnen  euro- 
päischen Staten  allmählich  fester  gestaltet  hat. 

»  Oben  Buch  IV.  C.  17  8.  372. 
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3.  Aus  Erbrecht  und  Enr  gemischt  war  das  System 
Ksrihago's  und  der  altem  germanischen  Völker.^ 

4.  Die  Einsetzung  des  Nachfolgers  durch  den  Regen- 
ten kam  in  Born  in  der  Form  einer  statsrechtlichen  Adop- 
tion vor'  und  war  auch  eine  vorübergehende  Institution  Pe- 
ters des  Groszen  in  Buszland. 

5.  Ffir  abhängige  Staten  auch  Bezeichnung  und  Ver- 
leihung durch  den  Oberherm,  wie  unter  den  Karolingern 
und  in  den  ersten  Jahrhunderten  des  deutschen  Beiches  fflr 
einzelne  VOlkerstämme,  in  unsem  Zeiten  noch  durch  Napo- 
leon und  in  dem  türkischen  Beiche. 

6.  Zuweilen  namentlich  im  Zusammenhang  mit  der  Gründ- 
ung und  Anerkennung  neuer  Staten  ist  auch  durch  Statsver- 
trftge  ein  Oberhaupt  neu  bestellt  worden. 

7.  Eine  nicht  normale,  aber  in  Zeiten  der  Bevolution,  des 
Krieges  oder  überhaupt  groszer  Krisen  und  Gefahren  keines- 
wegs seltene  Form  ist  die  der  Selbsterhebung^,^  welche, 
wenn  sie  nicht  zugleich  moralisch  gerechtfertigt^  erscheint,  als 
Usurpation  bezeichnet  wird. 

8.  Einsetzung  durch  fremde  Uebermacht. 

üeber  den  Werth  dieser  verschiedenen  Formen  und  vor- 
züglich über  die  Yorzüglichkeit  der  Erblichkeit  vor  der  Wahl 
oder  umgekehrt  dieser   vor   jener  haben   die  Ansichten   der 

^  Vgl.  oben  Buch  IT.  Gap.  15. 

'  Kaiser  Galba,  als  er  den  Piso  zum  Thronfolger  adopiirte:  „An- 
gustvs  in  domo  sncoessorem  quaesiyit,  ego  in  republica.  Neque  enim 
blo  ni  in  ceteris  gentibus,  quae  regnantnr,  certa  donUnorum  domus,  et 
eeteri  serri:  sed  imperatnriis  es  bominibns,  qui  neo  totam  serritatem 
paii  possont  neo  totam  Ubertatem."  Taäti  Eist.  I.  15,  16.  MachiaoelU 
VBL  Im>.  I.  bemerkt,  die  Naobkommen  der  römischen  Kaiser  seien  der 
Mehrzahl  nach  schlecht,  die  Adoptiynachfolger  dagegen  gnt  ausgefallen. 

'  Tgl.  unten  Gap.  11. 

^  Friedrich  der  Qrosze  im  Antimaoh.  6:  «Es  scheint  mir  im  AU- 
gemeinen,  dass  ein  Priratmann  nur  unter  der  Yoraussetzung  ohne  Ver- 
brechen zum  KÖnigthum  aufsteigen  kann,  wenn  er  entweder  in  einem 
Lande  mit  WahlfOrsten  geboren  ist}  oder  wenn  er  sein  Yaterland  befreit 
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Statsmftnner  und  die  Meinungen  der  Völker  vielfach  gewechselt 
Zu  Gunsten  der  Wahl  wird  voraus  geltend  gemacht  dasz  nur 
sie,  nicht  auch  die  Erblichkeit  die  Gewähr  gebe  fQr  die  in- 
dividuelle Tüchtigkeit  und  Fähigkeit  des  Regenten; 
und  allerdings  kann  nicht  bestritten  werden,  dasz  eine  freie 
Abwägung  und  Würdigung  der  persönlichen  Eigenschaften  des 
Begenten  das  Princip  der  Wahl,  dagegen  nicht  ebenso  von 
Einflusz  ist,  wenn  das  verfassungsmäszige  starre  Erbrecht  die 
Folge  bestimmt  Ueberdem  offenbart  sich  in  der  Wahl  die 
freie  Zuneigung  und  Unterordnung  der  Begierten  im  Verhält- 
nisz  zu  dem  Wahlfürsten.  Die  Alten  sprachen  sich  denn  auch 
eher  für  das  Princip  der  Wahl  aus.^ 

Dagegen  hat  in  der  neuern  Theorie  und  Praxis  das  Prin- 
cip des  Erbrechts  umgekehrt  ziemlich  allgemeine  Aufnahme 
und  Anerkennung  gefunden.^  Gegen  die  Wahlmonarchie  wird 
hauptsächlich  angefahrt: 

1.  dasz  es  factisch  sehr  zweifelhaft  sei,  ob  die  Wahl 
wirklich  den  Würdigsten  erhebe,  und  zwar  nicht  blosz  des 
Irrthums  wegen,  von  welchem  die  Einsicht  der  Wähler  nicht 
frei  ist  —  dieser  Mangel  könnte  nur  wenig  in  Betracht  kommen, 
da  wir  ohnehin  in  menschlichen  Dingen  nicht  Vollkommenheit 
erwarten  —  sondern  weil  die  £räfte,  Interessen  und  Leiden- 
schaften der  Mächtigen  und  der  Parteien  im  Lande  in  einem 
Momente,  wo  die  höchste  Statsmacht  als  Preis  winkt,  streitend 
auf  den  Kampfplatz  treten  und  die  Freiheit  der  Wahl  häufig 
hemmen,  beschränken  oder  aufheben,  die  Wahl  somit  nur  zum 

^  Cicero  de  Rep.  II.  12  für  die  Wahl:  ^Notus  ille  popnlus  (Boom- 
nos)  yidit  id,  qnod  fugit  Lacedaemonium  Lycnr^pim,  qui  regem  non  de« 
ligendom  duxit  sed  habendum,  qoaliseunque  is  foret,  qui  modo  esaetHer- 
colis  stirpe  generatus.  NoBtri  Uli  etiam  tum  agrestes  yiderant,  yiriutem 
et  g^ientiam  rogalem  non  progeniem  quaeri  oportere.*^  Auch  Aristo- 
teles Pol.  II.  8  gibt  dem  aus  Wahl  und  erbrechtlicher  Rflok- 
sioht  gemischten  System  der  Karthager  den  Vorzug  vor  dem  rein  erb- 
rechtlichen der  Lakedämonier. 

*  Unter  den  neuem  hat  ausnahmsweise  Sismondi  in  seinen  ^tudei 
sar  les  Gonstit.  die  Yorzüge  der  Wahlmonarohie  verfochten. 
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äehein  wird,  und  die  Macht  den  Anssehlsg  gibt.  Die  rOmisdii 
Kaisergeschichte  ist  reich  an  Belegen  ffir  dieses  Bedenken. 

2.  Die  Gefahr,  dasz  sogar  zwiespältige  Wahlen  zu 
Stande  kommen  nnd  die  Wohlfahrt  des  Landes  dnrch  den  Krieg 
zweier  Gegenhänpter  zerstört  werde.  Die  Erinnerung  an  das 
deutsche  Beich  ftlhrt  uns  eine^  Beihe  solcher  innem  Kämpfe 
Tor  Augen.  Indessen  kann  die  Ausbildung  eines  wohlgeord- 
neten Wahlsystems,  wie  auch  die  Erfahrungen  im  deutschen 
Beiche  gezeigt  haben,  diese  OeMr  mindern,  und  nicht  ohne 
Orund  macht  Sismondi  auf  die  geschichtliche  Erfahrung  auf- 
merksam, dasz  zwar  in  den  Wahlreicben  die  innem  Kriege 
über  die  Thronfolge  häufiger  seien,  dasz  die  Erbfolgekriegi) 
aber  in  den  Erbreichen  hartnäcb'ger  geführt  werden,  länger 
dauern  und  das  Land  mehr  miniren.^ 

8.  Dasz  wechselnde  Wahlen  „ein  Beich  mit  Königshäosemi 
zwieträchtigen  und  habsüchtigen,  erfüllen.'^  ^  Dieser  Nachtheil 
wird  schwer  auf  dem  Frieden  und  der  Buhe  einer  lebensreifen 
oder  gar  einer  verdorbenen  Nation  lasten,  wie  die  Geschichte 
des  altrömischen  Kaiserreichs  beweist.  In  einem  jugendlich 
aufstrebenden  Volke  aber  äuszert  sich  der  Widerstreit  solcher 

"*  Sismondi  a.  a.  O.  S.  114ff.  yergleioht  das  deutsche Beioh  sei^ 
10()2  (dem  Aussterben  der  sächsischen  Ottone)  bis  1520  (der  entschiede- 
nen Erbherrschaft  Oesterreiohs)  als  Wahlreich  mit  dem  französischen 
KfVnigreieh  seit  996  (Folge  des  Sohnes  ron  Hugo  Gapet)  bis  su 
dem  nämlichen  Schlussmoment  als  firbreioh  und  berechnet,  dans  in 
Deutschland  von  25  Wahlen  11  bestritten  waren  und  BQrgeriuriege  zur 
Folge  hatten,  dasz  aber  diese  häufig  von  den  Päpsten  erregten  Kriege 
zusammen  nur  einen  Zeitraum  von  43  Jahren  erfüllten,  in  welchem  f^ei- 
liph  das  lange  Zwischenreich  von  1256  bis  1278  nicht  mitgezählt  wird, 
weil  sich  die  Gegenkönige  nicht  bekriegten.  Während  dieser  Periode 
hatte  FrMikreich  23  Konige,  und  nur  selten  kam  es  über  die  Erbfolge 
zum  Streite.  Dennoch  dauerten  die  mit  den  Engländern  geführten  Erb- 
folgekriege 23  Jahre,  und  es  kamen  noch  26  Kriegsjahre  für  Frankreich 
im  Interesse  der  Successionsansprüche  der  königlichen  Dynastie  in 
Ne^Ml  und  Mailand  hinzu. 

*  Dahlmann,  Politik.  I.  S.  83.  Er  beschränkt  diese  Folge  auf  in* 
ländische  Wahlen.    Sie  paszt  aber  auch  auf  ausländische. 
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Vflfstenliftiiser  eher  als  belebender  Wetteifer  in  FOrdemsg  der 
nationalen  Ehre,  Wohlfahrt  und  Freiheit,  wie  ebenso  die  ftltere 
römische  Geschichte  in  den  Zeiten  des  Eönigsthums  und  der 
königlichen  MagistratQren  wfthrend  der  ersten  Jahrhunderte  der 
Bepublik  bezeugt. 

4.  Der  Schaden  eines  Zwischenreiches,  in  welchem 
der  alte  König  nicht  mehr  da  ist  und  ein  neuer  noch  nicht 
gewfthlt  ist  Läszt  sich  auch  dafflr  sorgen,  dasz  dasselbe  nur 
kurze  Zeit  dauert  —  die  katholische  Kirche  hat  in  den  Ord- 
nungen des  päpstlichen  Conclave  einen  Versuch  der  Art  ge- 
macht —  oder  hissen  sich  auch  bei  Erwählung  des  Nachfol- 
gers bei  Lebxeiien  des  Vorgängers  die  Fälle  des  Zwischen- 
reichs Termindem,  so  läszt  sich  das  Uebel  doch  nicht  ganz 
vermeiden.  Auf  der  andern  Seite  aber  können  die  Gegner  des 
Erbrechts  auf  ein  gröszeres  mit  diesem  verbundenes  Uebel,  das 
ebensowenig  zu  vermeiden  ist  und  länger  dauert,  auf  die  Zeiten 
der  Begentschaft  hinweisen,  in  welchen  der  unmündige 
Thronfolger  nicht  zur  Herrschaft  gelangt,  und  statt  seiner 
Andere  in  seinem  Namen  aber  nicht  immer  für  ihn  regieren.* 

5»  Die  State  Furcht,  dasz  der  Wahlfttrst  das  Stareben 
habe,  die  Herrschaft  auch  auf  seine  Familie  zu  vererben  und 
die  beständige  Gefahr,  dasz  die  Verfassung  der  Wahlmonarchie 
durch  den  Monarchen  selbst  in  ihrem  Wesen  bedroht  werde. 
Dieselbe  ist  gewöhnlich  um  so  gröszer,  je  fähiger  der  Wahl- 
fllrst  ist  die  Begierung  zu  leiten,  und  je  energischer  er  die 
oberste  Macht  handhabt.  ^^ 


*  Die  frftiiBÖsisolie  GheMbiolite  igt  sehr  reioli  an  derartigen  Eifahr- 
ongen.    YgL  aneh  Sismondi  a.  a.  O.  8.  218. 

^  Za  weit  aber  gebt  D  ab  1  mann,  wenn  er  gegen  die  Wablmon- 
srobie  anfUbrt:  ^Eine  Yerfassvng  lc9nne  niobt  gat  sein,  deren  natfir- 
Heher  Feind  jeder  König  als  FamilienTater  lei.*^  Der  Hang,  das  Er- 
worbene aach  EU  bebanpten  nnd  anf  seine  Nacbkommen  fortznx>flanzen 
nnd  80  die  Emingensobaft  in  ein  Erbgnt  zu  verwandehi,  wurzelt  allein 
ding»  tief  in  der  menieblicben  Natur;  aber  die  Pflicbien  und  Sorgen  dea 
Täters  lassen  sieh  dennocb  mit  denen  des  Königs  wobl  yereinigen,  <dine 
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Zu  GmBteB  der  Erbmonarchie   Utozt  sich  aiiflUiTen: 

1.  Die  Dynastie  und  das  Volk,  das  Hanpt  und  der 
Körper  sind  beide  nicht  durch  die  Daner  eines  Menschenlebens 
beschrftokt,  sondern  setzen  ihr  Leben  in  nnonterbrochenem  Zu- 
sammenhang durch  Jahrhanderte  fort.  Die  Stätigkeit  und  ge- 
irissermanen  die  Unsterblichkeit  des  Volks  ist  auch  zur  Ei- 
genschaft ihres  politischen  Gentmms  erhoben,  und  es  gewinnt 
dadurch  hinwieder  der  Stat  an  Dauerhaftigkeit  und  innerer 
Oirmonie.  DerErbfflist  erscheint  eher  als  eine  selbständige 
Macht. 

2.  Weil  so  der  Erbfüirst  als  höchster  Ausdruck  der  Volks- 
macht sammt  seiner  Familie  verwachsen  ist  mit  dem  Dasein 
des  Volks,  so  sind  die  natürlichen  Interessen  der  Dy- 
nastie zugleich  zu  Volks  int  er  essen  geworden,  und  es 
ist  die  Sicherheit  und  Wohlfiihrt  der  Dynastie  unauflöslich 
ferbunden  mit  der  dauernden  Sicherheit  und  Wohlüedurt  des 
Volks.  Der  ErbfSrst  kann,  wenn  er  nicht  an  seinem  eigenen 
Blute  sflndigt,  nie  zu  sich  sagen:  „Aprte  moi  le  dringe,*'  wo- 
zu sogar  ein  bedeutendes  Individuum,  welches  den  Stat  regiert, 
wenn  sein  Ehrgeiz  oder  seine  Qenuszsucht  gereizt  wird,  zum 
Ibheil  des  States  sich  eher  verleiten  Uszt. 

8.  Zwischen  der  Dynastie  und  dem  Volke  bildet  sich  so 
ein  festes  durch- ^gemeinsame  Schicksale  und  die  Macht  der 
Geschichte  verstärktes  Pietfttsverhältnisz.  Sie  fHUen 
sich  verbunden  wie  das  Haupt  und  die  Glieder  eines  Körpers. 
Das  Volk  ist  stolz  darauf  in  der  Hoheit  und  Ehre  des  Erb- 
ittrsten  die  Verkörperung  seiner  politischen  Einheit  zu  er- 
kennen. Die  ausdauernde  und  aufopfernde  Kraft  seiner  Treue 
an  das  angestammte  Ftirstenhaus  entwickelt  sich,  die  persön- 
liche Liebe  wird  lebendig  und  diese  moralische  Erhebung  der 

dass  jener  zur  Feindiohaft  geg^n  eine  Terfassang  genöthigt  wird, 
welche  aaoh  dem  Sohne,  wenn  er  würdig  erfimden  wird,  und  diesem 
leichter  als  andern  den  Weg  zur  Krone  Sifnet.  Die  Begründung  Dahl- 
manni  würde  auch  auf  die  Erblichkeit  der  Aemter  passen,  beweist  somit 
au  Tiel. 
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Seek  Bpumt  und  steigert  die  Anlagen  des  Nationalduurakteni 
ud  etfthlt  seine  Thatkraft. 

4.  Der  Erbfttrst  wird  eher  Masz  halten  in  seinen  Be- 
gehren nnd  in  der  ganzen  Begiemngsweise.  Nidit  zu  neuem  Er- 
werben ist  er  gereizt,  ihm  liegt  dieEr  hal  tnn  g  n&her,  and  solche 
Bücksicht  ermftszigt  die  Leidenschaften  nnd  fordert  zu  ruhiger 
Sorge  auf,  bei  welcher  auch  der  Stat  in  der  Begel  am  besten 
gedeiht. 

5.  Die  Existenz  des  Erbfnrsten  hemmt  aber  anch  den 
Ehrgeiz  und  die  Herrschsucht  der  Andern.  Auch  der 
kühnste  Aufschwung  eines  durch  Macht  oder  Verdienst  ausge- 
zeichneten Unterthans  findet  in  der  Dynastie  eine  Schranke» 
die  er  nicht  überschreiten  kann.  Auch  die  Leidenschaften  und 
der  Wettstreit  der  Parteiführer  werden  durch  den  ruhig  auf 
dem  Gipfel  des  politischen  Lebens  thronenden  Herrscher  rot 
dem  Aeuszersten  zurfld:gehalten,  und  es  gelingt  ihnen  weniger, 
den  Stat  aus  seinen  Fugen  zu  heben. 

Selten  wird  indessen  die  Abwägung  der  Qrflnde  und  Ge* 
gengrflnde  darüber  entscheiden,  ob  die  &b-  oder  die  Wahl« 
herrschaft  zum  Statsprincip  erhoben  werde.  Den  Ausschlag 
geben  regelmäszig  die  vorhandenen  historischen  und  die 
Machtverhältnisse,  und  gewisz  musz  dem  bestehen- 
den Bechte  als  solchem  ein  sehr  groszer  Werth  beigelegt 
werden,  welcher  für  sich  schon  die  Wage  zum  Sinken  bringt^' 

Die  Geschichte  zeigt  uns  wenig  Beispiele,  in  welchen  die 
Brfoherrschaft  in  eine  Wahlherrschaft  umgewandelt  ¥rurde,  es 
wäre  denn  vorübergehend  durch  Verdrängung  der  alten  und 
Berufung  einer  neuen  Dynastie,  öfter  von  umgekehrter  Bicht- 
ung,  nach  welcher  es  glücklichen  Wahlfürsten  gelungen,  ihr 
Herrscherrecht  auf  ihre  Nachkommen  fortzupflanzen.  Ebenso 
weisz  die  Geschichte  von  glücklichen  und  von  unglücklichen 

"  Auch  Sismondi  erkennt  wiederholt  das  an,  ,|denn  jede  Eraohüt» 
temng  der  Statsordnnng,  die  nicht  sar  Noth wendigkeit  geworden,  ist 
ein  furchtbares  üebel.''    S.  280. 
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Wahl-  und  Srbreidien  xa  erzählen.  Die  Erfolge,  je  nachdem 
in  einer  Nation  auf  das  tfichtige  Individuum  oder  auf  die 
edle  Basae*'  der  Nachdruck  gelegt  wurde»  waren  in  ver- 
schiedenen Zeiten  sehr  verschieden.  Wenn  der  Charakter  des 
Yolks  entartet  ist,  so  wird  auch  die  Wahl  gerade  die  Schlimmsten 
zur  Herrschaft  erheben  —  die  Geschichte  des  römischen  Eai^ 
serreichs  zeugt  warnend  dafür  — :  aber  auch  Dynastien  sind 
dem  Oesetze  des  organischen  Lebens  unterworfen,  und  wenn 
sie  im  Alter  ihreEr&fte  verlieren  wie  die  Merowinger  in  dem 
Frankenreich,  oder  wenn  ihr  Familiengeist  mit  demOeiste  des 
Volks  in  dauernd  feindlichen  Widerspruch  ger&th  wie  zwischen  den 
Stuarts  und  England,  oder  wenn  eine  tiefe  Spaltung  zwischen  ihnen 
eingerissen  ist,  wie  zwischen  den  altem  Bourbonen  und  Frankreich, 
oder  wenn  die  Ffirsten  der  Particularstaten  wie  in  Italien  dem 
Einheitsdrang  der  ganzen  Nation  keine  Befriedigung  gew&hr^ 
und  sich  auf  fremde  Gewalt  stfitzen,  so  drängen  die  Ereignisse 
mit  unwiderstehlicher  Gewalt  zur  Beseitigung  solcher  Dynastien 
und  zur  Herstellung  eines  harmonischen  Verhältnisses  des  neuen 
Fürsten  mit  dem  Volke. 


Sechstes  CapiteL 

n.  Dm  Brbreoht  intbetondere. 

Das  ausgebildete  moderne  Statsrecht  ist  durch  seine  öffenir 
liehe  Natur  darauf  hingewiesen  auch  die  erblich   geordnete 

*'  Der  Glaube  des  Volkes  an  den  Werth  der  Abstw^ung  und  an 
die  Ueberlleferung  auch  der  Herrsohereigenscbafien  durch  die  Yermitt- 
lung  des  Blutes  und  der  königlichen  Erziehung  ist  jedenfalls  ein  Fun- 
dament der  Sicherheit  der  Erbmonarohie.  Dass  derselbe  sogar  in  Frank- 
reich nicht  erstorben,  beweist  die  Wahl  Ludwig  Napoleons.  Wo  aber 
wie  dort  mehrere  Dynastien  in  Betracht  kommen,  scheint  wenn  über- 
haupt noch  Monarchie,  die  Wahlmonarchie  den  Yorzug  zu  y erdienen. 
(Ich  lasse  diese  TOr  dem  2.  Dec.  1851  geschriebene  Stelle  unTerftndert 
stehen.) 
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Thronfolge  Toraas  aus  dem  Öffentlichen  Oeeichtspankt 
n  betrachten;  nnd  insofern  unterscheidet  sich  die  stats- 
rechtliche  Folge  durchaus  y<m  der  privatreditliehen  Soc- 
eession.  Auf  der  andern  Seite  aber,  da  auch  jene  innerhalb 
einer  bestimmten  Familie  vor  sich  geht,  steht  sie  in  Verbind- 
ung mit  dem  Familienerbrechte  und  erinnert  immerhin  an 
priyatrechtliche  Verhältnisse  und  Ordnungen. 

1.  Die  Nothwendigkeit,  die  Erbfolge  sum  voraus  Ter&ss- 
ungsmftszig  zu  regeln,  tritt  hier  in  dem  Lichte  des  Statsin- 
teresses  besonders  klar  hervor.^  Begel  ist  somit,  wie  freilich 
im  deutschen  Privatrechte  auch,  nicht  aber  im  römischen 
Bechte,  die  gesetzliche  Familienerbfolge,  im  Gegen- 
sätze zu  einer  auf  veränderlicher  Willensbestimmung  beruhen- 
den. Auch  darin  stinmit  die  Thronfolge  mit  dem  Charakter  der 
deutschen  Stammgutssucoession  flberein,  dasz  der  Nachfolger 
sein  Becht  keineswegs  von  dem  unmittelbaren  Vorgänger  ab- 
leitet, noch  lediglich  als  Stellvertreter  und  Fortsetzer  der  Per- 
s&nlichkeit  des  Erblassers  gilt,  sondern  dasz  er  aus  selb- 
ständigem Bechte  in  das  Eönigthum  eintritt  und  dieses 
fortsetzt.  Die  ganze  Dynastie,  innerhalb  welcher  die  Folge 
genauer  regulirt  ist,  erscheint  so  in  ununterbrochenem  Zusam- 
menhange als  ein  Körper,  aus  welchem  nach  bestimmter  Ord- 
nung das  Statsoberhaupt  immer  wieder  hervorgeht,  so  oft  der 
Tod  den  jetzigen  Monarchen  dahinrafft.  Es  gibt  kein  Zwi- 
schenreich.  „Der  König  stirbt  nicht."  Es  bedarf  so- 
mit keiner  Antrittserklärung  und  die  Krone  geht  von 
Bechtswegen  sofort  über.' 

^  In  dem  frfihera  Mittelalter  war  das  Erbrecht  keineswegs  so  genau 
bestimmt,  daher  waren  anob  die  Kftmpfe  rersohiedener  ErbprStendenten 
hSofiger. 

>  Ebenso  das  französische  Sprichwort:  «le  roi  ne  meurt  jomais,* 
vnd  die  Redensart  «le  roi  est  mort,  yiye  le  roi."  Tgl.  Loysel  Inst. 
Oont  I.  3.  Es  ist  das  ganz  das  nimliche  Prinoip,  welches  im  deutschen 
Priraterbrecht  durch  das  Sprichwort  bezeichnet  wird:  ^DerTodte  erbt  den 
Lebendigen,"  ^le  mort  saisit  le  rif^"  und  ebenso  den  unmittelbaren 
Uebergang  der  Gewere  (saisine)  zur  Folge  hat. 
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8.  Der  Thronfolger  liat  demnach  ein  bestimmtee  An- 
reeht  auf  die  Folge,  welches  ihm  nicht  willkflrlich  Ton  den 
herrsdienden  König  entsogen  werden  kann:  ein  Anrecht,  welches 
nicht  first  mit  dem  Tode  des  letztem  zn  einem  wirklichen 
Bechte  wird,  sondern  schon  vorher  als  ein  festes  Beeht 
der  Anwartschaft  QnB  devolutionis)  einen  Werth  nnd  dne 
reale  Bedeuiong  und  Ansprach  auf  Schutz  xmi  Anerkenn* 
ong  hat. 

In  Europa  hat  zwar  das  Lebenssystem  anf  die  Ansbüdnng 
dieser  Gnmdsitze  eingewirkt,  aber  offenbar  folgen  dieselben 
ebenso  bestimmt  ans  dem  öffentlichen  Charakter  der  Thron- 
folge —  d.  h.  ans  dem  Statsinteresse.  Sie  werden  daher  von 
dem  Untergänge  des  Lebenswesens  nicht  mitbetroffen. 

3.  Das  Becht  der  Thronfolge  wird  in  dem  moder- 
nen Statssystem  dnrch  die  Statsverfassung  bestimmt,  wo- 
von es  einen  wichtigen  Theil  bildet. 

Da  dasselbe  somit  nicht  auf  dem  individuellen  Willen 
des  regierenden  Fürsten  beruht,  so  kann  auch  in  der  reprä- 
sentativen Verfassung  nicht  durch  Testament,  noch  durch 
Ehevertrag,  noch  selbst  durch  Hausgesetz  der  dynasti- 
schen Familie  eine  mit  der  Statsverfassung  im  Widerspruch 
stehende  Aenderung  in  derselben  herbeigeftlhrt  werden. 

Während  des  Mittelalters,  so  lange  noch  die  Landeshoheit 
einem  Privatvermögen  ihnUch  behandelt  und  öffentliches  und 
Privatrecht  vielfach  vermischt  wurden,  galten  darüber  andere 
Ansichten,  die  theilweise  noch  als  Ueberlieferungen  der  Vor- 
zeit in  das  moderne  Statsrecht  hinüber  ragen,  aber  offenbar 
nun  im  Verschwinden  begriffen  sind.^ 

*  Ansnalimweise  kam  aaoh  im  deutschen  Reiche  das  Recht  zu  te- 
stiren  tot;  so  indem  falschen  Statut  fdrOesterreich  von  1156:  «Duz 
Anstriae  danandi  et  dept(tandi  terras  soas  oniconque  rolnerit  habere 
debet  poUgtaUm  Uberam,  si  quod  absit,  sine  heredtbus  liberis  decederet, 
nee  in  hoc  per  imperinm  debet  aeqoaliter  impedirL*^  ZÖpfl,  deutsche 
Eechtsgeschichte  I.  B.  148.  In  ausgedehnterem  Masse  kamen  aber  die 
Srbvertrftge  besonders  dieErbTerbrüdernngen  ror,  durch  welch« 
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4.  Dagegen  folgt  ans  der  statsrechtlichen  Bedentnng  des 
Bechtes  zur  Thronfolge,  dasz  nach  dem  entwickelten  System 
des  Beprftsentativstatea  Aendernngen  in  demselben  anf  dem 
nftmlichen  Wege  herbeigeführt  werden  können,  wie  Aenderon- 
gen  in  der  Yerfassung,  d.  h.  durch  einen  Act  des  gesammten 
BeprtontatiykOrpers.  Die  Zustimmung  der  fibrigen  be- 
theiligten Glieder  der  Dynastie,  ausser  dem  Monarchen,  ist 
dabei  freilich  wünschenswerth,  aber,  wenn  sie  nicht  durch  die 
Yer&ssnng  selber  gefordert  wird,  nicht  mehr  nothwendig,  so 
wenig  als  die  Zustinunung  anderer  politisch  Berechtigter  zur 
Umgestaltung  ihrer  politischen  Bechte  durch  neue  Gesetze.^ 

ein  Tertragsmftssiges  Tiironfolgereoht  auch  für  eine  fremde  Dynastie  be- 
gründet worde.  Für  die  Reichslehen  wurde  indessen  zn  ihrer  Gül- 
tigkeit a)  die  Zustimmung  aller  derer  gefordert,  deren  Anwartschaft  auf 
die  Thronfolge  dadaroh  benachtheiligt  werden  könnte ;  b)  die  Bestfttigung 
des  Kaisers  und  o)  auch  da  sohon  zuweilen  der  Landat&nde,  welches 
letztere  Erfordernisz  den  öffentlichen  Charakter  der  Thronfolge  in  der 
That  zu  wahren  geeignet  war.  Wahlcapitulation  Leopolds  L  v. 
1658,  Art*  Tl.  §.  5:  ,»Wie  wir  dann  auch  die  vor  diesem  unter  ihnen 
(den  Churfürsten)  den  Reichsconstitutionibut  gemäss  gemachten  uniones 
gleicher  gestalt,  zuvörderst  aber  die  unter  Churfürsten,  Fürsten  und 
Ständen  aufgerichteten  Erbrerbrüderungen  hiemit  oonfirmiren  und  ap- 
probiren.''  Wahlcapitulation  Carls  TL  yon  1711  Art.  L  §.  9. 
Vgl.  Zachariä,  deutsches  Stats-  und  Bandesrecht  §.  74.  Zöpfl  deat- 
sohes  Statsrecht  §.  211  ff.  Urkunde  für  Braunschweig-Lüneburg 
von  1374:  „Auer  Slote  stede  Lande  ynd  Lüde  der  Herscop  tu  Brun- 
schwig  en  shall  he  nioh  rerkopen  noch  rerlaten  ane  Willen  yndTulbord 
syner  Broderen  ynd  der  Manscop  rnd  Stade  in  der  Herscop  to  Brun.- 
achwig.*^ 

*  Für  England  sind  das  längst  anerkannte  Sätze.  Ygl.  Blacks  tone, 
Comm.  L  3,  3:  «Es  steht  unzweifelhaft  in  der  Macht  der  gesetzgebenden 
(Gewalt  dieses  Königreichs,  des  Königs  und  der  beiden  Häuser  des  Par- 
laments, von  dem  erblichen  Rechte  abzugehen,  und  durch  besondere  Ord- 
nungen, Beschränkungen  und  Yoraorgen  den  unmittelbaren  Thronfolger 
auszuschlieszen  und  die  Folge  auf  eine  andere  Person  überzutragen.^ 
Schwedische  Yerf.  von  1809,  Art  1:  «Das  schwedische  Reich  soll  ein 
Erbreich  mit  der  Successionsordnung  für  die  männlichen  Nachkommen 
eines  verstorbenen  Königs  sein,  welche  die  Stände  des  Reichs  feststellen 
werden. '^  Spanische  Yerf.  yon  1837,  Art.  54:  «Die  Personen,  weiche 
zu  regieren  onfUiig  sind,  oder  etwas  gethan  haben,  weszhalb  sie  Terdienen, 
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Die  Aendemiig  kann  sich  auf  dieThronfolgeordnnng 
im  Allgemeinen  beziehen,  nnd  ein  nenes  System  der  Erb- 
folge  einfahren/  Oder  es  kann  ein  einzelnes  Individuum 
Ton  der  Thronfolge  ausgeschlossen  werden  oder  eine 
ganze  Linie  bisher  berechtigter  Personen.®  Oder  es  kann 
ein  Individuum,  oder  ein  Geschlecht  neu  berufen 
werden.  ^ 

5.     In   dem  Rechte  zur  Erbfolge    ist   ein  Vorzug   des 

männlichen  Oeschlechts  vor  den  Frauen  überall  anerkannt, 

jedoch  in  verschiedenen  Staten  in  verschiedenem  üm&ng. 

a)  Nach  dem  französischen  System,   welches  mit  den 

Grundsätzen    des    römischen  Statsrechts    übereinstimmt 

und  noch   in  Schweden,   Belgien   und  Preuszen 

gilt,   werden   die  Frauen   absolut  von  der  Thronfolge 

assgeschlossen.  ^ 


ihr  Beeilt  an  die  Krone  zn  yerlieren,  sind  durch  ein  Gesetz  Ton  der 
Thronfolge  aoszosohliessen. ''  Zöpfl,  d.  Statsreeht  $.  215  nnd  Stahl, 
Beohtsphilosophie,  Bd.  II.  S.  267  yertreten  hier  noch  die  ältere  privat- 
rechtliche  Ansicht,  dass  den  Agnaten  ein  jas  quaesitum  auf  die  Thron- 
folge zustehe. 

^.Yon  der  Art  war  die  pragmatische  Sanction  des  Österreichi- 
schen Kaiserhauses  Ton  1724  für  manche  Kronl&nder,  ebenso  die  Fer- 
dinands YII.  von  Spanien  von  1830»  letztere  freilich  ein  einseitiger 
Act  des  Königs. 

*  80  die  Stuarts  in  England,  die  Nachkommen  Qustavs  lY.  in  Schwe- 
den und  die  ftUere  Linie  der  Bourbonen  in  Frankreich.  Eine  sehr  alte 
gesetzliche  Bestimmung  in  der  lex  Bajuvariarum  II.  10:  81  quis  filius 
Dncis  tarn  superbns  rei  stultus  füerit,  ut  patrem  suum  dohonestare  to« 
luerit  per  oonsilium  malignorum,  rel  per  fmrtiam  et  regnum  ejus  auferre 
ab  eo,  dum  adhno  pater  ejus  potest  judicio  contendere,  in  exeroitu  am- 

bularCy  popnlom  judioare seiat  se  iUe  filius  contra  legem  fecisse 

et  de  hereditate  patris  sui  se  esse  dejectum.'*'  Landfrieden  FriedrichsII. 
TOD  1235  e.  11. 

'  In  dieser  Weise  kann  auch  in  unserer  Zeit  die  Form  der  A dop« 
tion  den  Uebergang  erleichtern,  wie  das  in  Schweden  zu  Gunsten 
des  Marschalls  Bernadotte  im  Jahr  1810  geschehen  ist, 

*  Lex  SfUica^  62,  6:  «De  terra  rero  salica  nulla  portio  hereditatie 
mulieri  yeniat:  sed  ad  ririlem  sexum  tota  terrae  haereditas  perreniat«*' 

B 1 «  B 1 8  c  h  I  i ,  Allgemelnw  StotBreoht    IL  3 
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b)  Nach  dem  in  Deatschland  TorhemeheiideB  Systeme 
werden  die  Frauen  zwar  doreli  den  gansen  Manns- 
stamm  ansgeecUossen.  Wenn  aber  der  Mannastamm 
erlischt,  so  geht  die  Thronfolge  auch  auf  die  nftchste 
Frau  ^ber,  in  dem  Sinne,  dasz  Yon  da  an  wieder  der  nene 
Mannsstamm  den  Vorzog  erhält^    Ebenso  in  Holland. ^^ 

c)  Das  englische  System,  womach  die  Franen  mir  Ton 
den  männlichen  Gliedern  der  nächsten  Pareniel  ansge- 
schlossen  werden,  aber  den  Männern  ans  femer  stehen- 
den Parentelen  vorgehen.  Eine  Folge  dieses  Systems 
ist  der  öftere  Wechsel  der  Begentenhänser.  *'  Dasselbe 
ist  nnn  auch  in  Spanien  nnd  Portugal  anerkannt" 

6.  Die  Einheit  des  States  erfordert  die  üntheilbarkeit 
des  Reiches.  Daher  können  nicht  mehrere  Personen  sngleich 
den  Thron  erben.  Wo  das  Beich  wie  eine  gewöhnliche  Erb- 
schaft unter  mehrere  Erben  getheilt  wnrde,  wie  das  in  der 
fränkischen  Monarchie  nnd  in  manchen  Staten  des  Mittelalters 
geschah,  war  das  noch  ein  Ansflnsz  priyatrechtlicher  Vor- 
stellungen von  der  Statsherrschaft. " 

7.  Das  Erbrecht  auf  die  Thronfolge  setzt  die  Qeburt 
aus  einer  wahren  und  echten  Ehe  Yorans.  Uneheliche 
Kinder  sind  somit  ausgeschlossen,  ebenso  die  Kinder  aus  einer 
morganatischen  Ehe,  d.  h.  einer  Ehe,  bei  deren  Eingehung 

Das  urspranglich  für  das  Privatreclit  aasgeaprochene  Prinoip  wnrda  anoh 
auf  das  Statsreoht  angewendet.  Schwedische  Verl  Ton  1809  Art.  1  und 
94.  BelgisoheYerf.  Ton  1830  Art.  60.  Praasiisohe  ron  1850 Art. 53. 

*  Bayerische  Verf.  toq  1818  II.  $.  4,  5.  Wartembergisohe 
Ton  1817  II.  $.  9  n.  10.  Oesterreich,  pragmatische  Sanotion  Ton  1724) 
in  Folge  welcher  das  Hans  Lothringen  den  Babsbnrgem  snccedirte. 

'^  Verf.  von  1815  Art.  14-19. 

11  Blacks  tone  L  3,  2.  So  ging  die  Thronfolge  innerhalb  der  leti- 
tan  zwei  Jahrhunderte  aof  die  Hftnser  Oranien,  Brannsohweig  and 
Hanno  Ter  und  geht  nun  auf  das  Haus  Kobarg  fiber. 

i<  Spanische  Verf.  von  1837  Art51.  Portagiesis che  Ton  1836 
Art.  87. 

13  Tgl.  oben  Buch  IT.  Cap.  19,  8.  387. 
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▼eiiragsmäsQg  bestimmt  warde ,  dasz  die  Kinder  dem  Stande 
des  Vaters  nicht  folgen  sollen.  ^^  Nach  dem  oben  (4)  erör- 
terten Qrondsatz  kann  freilich  durch  ein  Statsgrondgesetz 
aoch  ein  solches  Kind  ausnahmsweise  fOr  erbfähig  erklärt 
werden,  nicht  aber  dnrch  eine  blosze  znn&chst  nur  privatrecht- 
lieh  wiricende  Legitimation. 

8.  Viele  neuere  Verfassungen  fordern  flberdem  die  Ge- 
burt aus  einer  ebenbürtigen  Ehe.  Als  ebenbflrtig  gilt  dann 
nur  die  Ehe  zwischen  Oliedem  souveräner  oder  souverän 
gewesenen  Häuser,*^  denen  nach  deutschem  Statsrecht  auch 
die  Gteschlechter  der  mediatisirten  deutschen  Standesherren 
beigeordnet  werden.  Dagegen  wird  im  Sinne  einzelner  neuen 
Hausgesetze,  die  hier  theilweise  noch  engere  Begriffe  haben 
als  selbst  das  Mittelalter,  die  Ehe  mit  den  Gliedern  anderer 
Gesohleohter ,  selbst  wenn  diese  nach  der  Landesverfassung  zu 
dem  .hohen  oder  Pairsadel  des  Reichs  gehören,  nicht  fflr  eben- 
btlrtig  gehalten.  ^^ 

Diese  Beschränkung  der  Ehe  ist  vornehmlich  dem  deut- 
schen Statsrechte '^  eigenthflmlich,  welches  aus  dem  Privat- 

**  II.  Fend.  29.  Die  Aosschlieszong  der  Kinder  aus  morganatischer 
Bhe  kann  freilich  eine  beschrftnkte  sein,  lediglich  zu  Gunsten  gewisser 
Personen,  so  dasz,  wenn  diese  wegfaHen,  auch  jene  wieder  snocessions- 
fthig  werden.  Bin  Beispiel  in  Baden.  Ygl.  Zöpfl,  deutsches  Sfcats- 
reeht  $.  228. 

**  Die  Napoleonische  Familie  gehört  nioht  minder  an  diesen,  als  die 
beiden  Bonrbonisohen  Linien  ron  Frankreich. 

1*  Bayerische  Yerf.  II.  %.  3.  Hannoyer  y.  1840  $.  12.  Haus- 
geseti  ▼.  1836:  « Als  ebenbürtig  werden  diejenigen  Ehen  betrachtet,  welche 
Mttgtieder  des  Hauses  entweder  unter  sich  absohlieszen  oder  mit  Mitglie- 
dern eines  andern  souTerinen  Hauses  oder  aber  mit  ebenbilrtigen  Mitglie- 
dern solcher  Hänser,  welche  laut  Art  14  der  Bundesacte  den  SouYerftnen 
ebenbürtig  sind.*^ 

"  Wahloapitulation  EarlsYII.  ron  1742  Art.  22§.  4TonKaiser: 
«noch  aneh  den  aus  unstreitig  notorischer  Miszheirath  erzeugten 
Kindern  eines  Standes  des  Reichs  oder  aus  solchem  Hause  entsprossenen 
Herren  sa  Verkleinerung  des  Hauses,  die  yftterlichen  Titel,  Bhren  und 
Würden  beilegen  riel  weniger  dieselben  zum  Nachtheil  der  wahren  Erb- 

3* 
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rechte  den  keineswegs  glflcklichen  an  die  Gegens&tse  der  Ea« 
Bten  erinnernden  Begriff  der  Miszheirath  entlehnt  und  in 
engem  Sinne  auf  das  System  der  Thronfolge  übergetragen  bat. 
Statsrechtliche  Gründe  für  dieselbe ,  die  im  Sinne  der  mo- 
dernen Entwicklung  allein  maszgebend  sein  können,  gibt  es 
nicht.  Sie  ist  daher  eher  als  ein  Best  einer  .veralteten 
Anschauungsweise,  nicht  als  eine  nothwendige  Bestimmung  des 
jetzigen  States  zu  betrachten. 

8.  Dagegen  rechtfertigt  es  sich  in  der  That  aus  Gründen 
der  Statsehre  und  Wohlfahrt,  wenn  für  eine  Ehe,  durch  welche 
das  Successionsrecht  auf  den  Thron  fortgepflanzt  wird,  die 
Genehmigung  des  Statsoberhauptes  oder  des  Beprft- 
sentativkörpers  gefordert  wird.  Diesen  kommt  es  zu,  die 
Würde  und  die  Interessen  des  States  in  vollem  Masze  auch 
hier  zu  wahren.  Wenn  aber  das  geschehen  ist,  so  ist  schwer 
zu  begreifen,  weszhalb  denn  die  Freiheit  des  fürstlichen  In- 
dividuums noch  durch  herkömmliche  Yorurtheile  über  die  aus- 
schlieszliche  Reinheit  des  Blutes  weiter  beschränkt  werden 
sollte.  Manche  neuere  Verfassungen  enthalten  daher  auoh  der- 
artige Vorschriften.  *® 

folger  und  ohne  deren  besondere  Ein  willigang  für  ebenbürtig 
und  saccesgionsffthig  erklären,  auch  dergleichen  rorhin  bereite  geschehen, 
solches  lür  noU  und  nichtig  ansehen  und  achten/  Vgl.  ZaohariA,  d. 
St.  u.  6.  R.  %,  68.  Zöpfl,  St.  R.  %.  225—26.  Schwedische  Thron* 
Sttocessionsordnong  von  1816.  Vgl.  Schubert  Verf.  IL  S.  389.  Dem 
englischen  Statsrecht  war  dieses  Erforderuias  vor  der  Thronbesteigung 
des  Hauses  Hannover  unbekannt 

^*  Für  England  Statut  von  1782.  YgL  Dahlmanns  Politik  L 
8.87.  Bayern  Yerf.  IL  §.3:  «Zur  SuccessionsfKhigkeit  wird  eine  reohl- 
mftszige  Geburt  aus  einer  ebenbürtigen  mitBewilligung  des  KSnigs 
geschlossenen  Ehe  erfordert*^  Spanische  Yert  t.  1837  Art.  49:  « Bevor 
der  König  eine  Yermfthlung  eingeht,  wird  er  die  Cortes  davon  benaoh* 
richtigen  und  ihrer  Genehmigung  sind  die  Stipulationen  und  Eheoontracte 
unterworfen,  die  den  Gegenstand  eines  Gesetaes  aosmaohen.  Dasselbe  ist 
in  Bezug  auf  die  Ebe  des  unmittelbaren  Thronerben  au  beobachten.  Weder 
der  König"  noch  sein  unmittelbarer  Thronfolger  dürfen  eine  YermhUnng 
mit  Personen  eingehen,  welche  das  Gesetf  von  der  Thronfolge  aussohliesat. 
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10.  Die  Erbfolge-Ordnung  ist  in  neuerer  Zeit  regel- 
mftszig  auf  die  Grondsfttze  der  Primogeniturordnung 
gebaut,  d*  h.  es  succedirt  der  erstgebome  Sohn  des  verstor- 
benen Monarchen,  oder  wenn  dieser  verstorben  wäre,  der  erst- 
gebome Enkel  von  demselben,  mit  Ausschlieszung  selbst  des 
zweitgebomen  Sohn*s:  und  in  derselben  Weise  geht  je  die 
erstgeborene  Linie  (Farentel)  allen  andern  Linien  und  in 
jener  das  erstgeborene  Olied  allen  andern  Gliedern  vor; 
diesz  nicht  blosz  in  der  Nachkommenschaft,  sondern  ebenso 
unter  den  Seitenverwandten.''  Die  Verwandtschaft  wiid  nach 
dem  Verhftltniflz  zu  dem  letzten  Begenten  gemessen,  un- 
geachtet das  Erbrecht  keineswegs  von  dessen  Willen  abhängig 
ist,  und  nicht  nach  dem  Verhftltnisz  zu  dem  ersten  Lihaber 
des  Thrones,  von  welchem  immerhin  das  Successionsrecht  her- 
geleitet wird.  Der  Unterschied  dieser  beiden  Berechnungs- 
weisen wird  da  klar,  wo  der  ganze  Mannsstamm  ausgestorben 
ist  und  die  Succession  nun  auf  die  Cognaten  übergeht**' 

Portugiesische  Verf.  ron  1826  Art.*  90:  „Die  Yermfthlung  der  Frin* 
sessin,  Temmthllohem  Thronerbin,  wird  immer  mit  Einwilligang  des  Kö- 
nigs and  nie  mit  einem  Fremden  ror  sich  gehen.  Wenn  der  König  — 
Bobon  aufgehört  hätte  zu  iehen,  so  wird  sie  nicht  ohne  Einwilligung  der 
allgemeinen  Cortes  ins  Werk  gesetzt  werden  können.  Ihr  Gemahl  wird 
keinen  Theil  an  der  Regierung  nehmen  und  den  Namen  König  erst  dann 
tragen,  wenn  die  Königin  ihm  einen  Sohn  oder  eine  Tochter  geboren  hat.*^ 
Schwedische  Yerf.  Ton  1809  §.  44 :  »Kein  Prinz  des  königlichen  Hauses, 
er  sei  Kronprinz,  ErbfOrst  oder  Fllrst,  darf  sich  ohne  Wissen  und  Ein- 
willigung des  Königs  TermUilen.  Geschieht  es  dennoch,  so  hat  er  das 
Erbrecht  zum  Reiche  sowohl  fOr  sich  als  f&r  seine  Kinder  und  Kach- 
konunen  Tcrwirkt.*^ 
«  Z.  R: 


<}  *4  o  ^'; 


Der  Enkel  d 
derToch- 
unddemjr 
<0  Sohne  o  Tor. 


Der  Groszneffe  f 
sohlieszt  den  Oheim  g 
und  die  Vettern  h  und 
i  aus,  g  schlieszt.h 
undi,  und  h  schlieszt 
i  aus. 


**  Bekanntermaszen  war  die  Frage,  ob  die  dem  letzten  Regenten  zu- 
Biebst   stehende  Erbtochter   oder  die  früher  durch  den  Vorzug  des 
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In  Deutschland  wurde  das  Recht  der  Ersl^ebnri  zuerst 
in  den  Eurfßrstenthümem  eingefflhrt.  Dann  ging  es  auch  auf 
andere  deutsche  Länder  über.**  Vordem  erregte  das  zweifei«- 
hafte  Erbrecht  fast  überall  öftere  und  yerderbliche  Streitig- 
keiten. 

11.  Die  statsrecfatliche  Yerlassenschaft  des 
regierenden  Fürsten  ist  nunmehr  genau  zu  sondern  von  seiner 
priyatrechtlichen  Erbschaft.  Zu  jener  gehören  voraus 
alle  dem  Statsoberhaupte  als  solchem  zustehenden  öffent- 
lichen E echte,  dann  aber  auch  alles  Vermögen,  welches  nach 
der  Verfassung  oder  durch  Hausgesetz  oder  in  jPolge  beson- 
derer Stiftung   oder  letztwilliger  Verordnung  der    Staatsver- 

Mannsitamms  ausgeschloMene  und  dem  ersten  Regenten  nfther  venrandte 
Regredienterbin  und  deren  Nachkommen  den  Yorzug haben,  bei  Yer- 
anlassung  des  Aussterbens  des  Habsburgiscben  Mannsstamms  in  Oester* 
reich  Ton  groszer  practischer  Bedeutung.  Bie  wurde  aber  zu  Gunsten  der 
erstem  beantwortet.  £benso  Bayerische  Verf.  II.  $.  5.  Aach  in  der 
Cognatensuccession  wird  übrigens  meistens  nicht  nach  dem  römischen 
Grundsatz  derGradnfthe,  sondern  nach  dem  deutschrech tliohen  der 
nähern Parentelen  und  innerhalb  dieser  des  nftohsten  Grades  sno« 
cedirt,  so  dasz  z   B. 


die  Grosznichte  f,  als  der  Pareniel  A  zugehörig,  der  Tante  g 
in  der  Parentel  B  vorgeht. 


Zweifelhaft  ist  es  aber,  ob,  wenn  Parentel  und  Grad  gId<A  shid,  die 
ältere  Frau  durch  den  jüngeren  Mann  ausgeschloszen,  oder  in  diesem  FaU 
keine  Rücksicht  auf  das  Geschlecht  genommen  wird.  Die  erstere  Auf- 
fassung gilt  in  England  (Blackst.  I.  3,  2),  die  letztere  in  manchen  deut- 
schen Staten.  Bayer.  Verf.  II.  5.  "Würtemb.  §.  7.  Tgl.  Zachariä, 
D.  8t-R.  S.  73. 

*^  Goldene  Bulle  Ton  1356  VII.  S*  2*  ^Praesenti  lege  perpetuis 
temporibus  Talitora  decernimus,  ut  postquam  iidem  Principes  Electores 
seculares,  et  eorum  quilibet  esse  desierit,  jus  tox  et  potestas  eleotionis 
hujusmodi  ad  filium  suum  primogenitum»   legitimum,  laioum,  ülo  Tero 
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Uttsensehaft  zag^wiesen  worden  ist**.  Die  Privatverlassen- 
tohaft  wird  ans  dem  reinen  Privatvermögen  deeFfirsten 
gebildet.  Die  erstere  fällt  dem  Begiemngsnachfolger  an  nach 
den  staterechtlichen  Bestimmungen  über  die  Thronfolge.  Die 
Snccession  in  die  letztere  wird  durch  die  Begeln  des  Privat- 
erbrechts normirt.  Der  Thronfolger  ist  somit  nicht  nothwendig 

non  extanfte,  ad  ejnadem  primogeniti  filiam  similiter  laioum,  libere,  et 
sine  contradietione  enjospiam  deToIratnr.  $.  3.  Si  vero  primogenitas  Imjos- 
asodi,  absque  haeredlbus  masoulis,  legitimis,  laicis  ab  hac  luce  migraret, 
Tiriute  praesentis  Imperialis  edicti,  jus  tox  et  potestas  electionia  praedictae 
ad  seniorem  iratreni  laicam  per  yeram  paternalem  lineam  deaoendeotem 
et  deineeps  ad  iBiiis  primogenitomlaieumdeTolTatur.'^  In  Bayern  wurde 
die  Primogenllar  durch  Herzog  Albrecht  den  Weisen  1506  eingeführt, 
nachdem  lange  suTor  Kaiser  Lndwig  rergeblich  sich  fUr  die  Untheilbar- 
keit  nnd  Einheit  des  Landes  bemflht  hatte.  In  den  altindischen 
nrstenhftosem  war  dasBeobt  der  Erstgeburt  ebenfalls  bekannt-  Bama 
(Holtsmaan)  T.  1814:  |,  In  unserem  Stamme  hat  ron  jeher  der  ftlteste 
8ohn  das  Königthum  ererbt* 

"  Ausführliche  Bestimmungen  der  Art  in  der  bayerischen  Verf. 
III.  $.  2:  «Zu  dem  unverAuszerlichen  Statsgute,  welches  im  Falle  einer 
Seodening  des  Btatsrermögens  ron  der  PriTatverlassensohaft  in  das  In- 
Tentar  der  letztem  nicht  gebracht  werden  darf,  gehören:  1)  Alle  Archive 
nnd  Registraturen;  2)  alle  öffentlichen  Anstalten  undGebAude  mit  ihrem 
Zugehör;  3)  aUes  Geschütz,  Munition,  alle  Militftrmagazine  und  was  zur 
Landeswehr  nülhig  ist;  4)  aUe  Einrichtungen  der  Hofcapellen  und  Hof- 
Sinter  mit  aUen  Hobilien,  welche  der  Aufsicht  der  Hofstäbe  nnd  Hofinten- 
danten anTertrant,  und  zum  Behuf  oder  zum  Glänze  des  Hofes  bestimmt 
sind;  5)  aUes  was  zur  Einrichtung  oder  zur  Zierde  der  Residenzen  und 
Lostsehlösser  dient;  6)  der  Hausschatz,  und  was  ron  dem  Erblasser  mi^ 
demselben  bereits  rereinigt  worden  ist;  7)  alle  Sammlungen  für  Künste 
und  Wissenschaften,  als:  .Bibliotheken,  physikalische,  Naturalien-  und 
Münzcabinette,  Antiquitäten,  Statuen,  Sternwarten  mit  ihren  Instrumenten» 
GemUde-  und  Kupferstichsammlungen  und  sonstige  Gegenstände^  die  zum 
öffentlichen  Gebrauche  oder  zur  Beförderung  der  Künste  und  Wissen* 
Schäften  bestimmt  sind;  8)  alle  vorhandenen  Yorräthe  an  baarem  Gelde 
imd  Gapitalien  in  den  Statseassen  oder  an  Naturalien  bei  den  Aemtern, 
sammt  allen  Ausständen  an  Statsgefftllen;  9)  alles  was  aus  Mitteln  des 
Stets  erworben  wurde.  *^  Und  nach  §.  2  werden  auch  die  „neuen  Er- 
werbungen aus  Privattiteln  an  unbeweglichen  Gütern^  zu  dem  Statsrer- 
»9gen  gezogen,  ^wenn  der  erste  Erwerber  während  seines  Lebens  nicht 
darüber  rerfügt  hat.*' 
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Privaterbe,  noch  weniger  dieser  auch  Thronfolger,  nnd  die 
Privatglänbiger  des  Erblassers  haben  anf  die  Stat8verla88en<- 
schaft  keinen  Anspruch. 


Siebentes  Gapitel. 

Persönliche  Erfordernisse  der  Fähigkeit  zur  Thronfolge. 

1.  Während  des  Mittelalters  übten  die  Grundsätze  des 
Lehensrechts  in  den  meisten  Staten  auch  auf  die  Succession 
in  die  Fürstenthümer  einen  Einfluzs  ans.  In  den  weltlichen 
Fürstenthtimem  waren  daher,  wie  nach  dem  Longobardischen 
Lehensrechte  mit  Bezug  auf  die  Lehen,*  Geistliche  und 
Mönche  von  der  Folge  ausgeschlossen.  Die  Abhängigkeit 
des  katholischen  Klerus  von  dem  päpstlichen  Stuhle,  und 
der  specifisch  weltliche  Charakter  des  States  begründen  auch 
für  die  moderne  Statsverfassung  die  Regel,  dasz  zur  Thron- 
folge weltlicher  Stand  erfordert  wird,  Geistliche  somit"  nur 
dann  fähig  zu  derselben  werden,  wenn  sie  den  geistlichen 
Stand  in  einer  von  dem  State  anerkannten  Form  aufgegeben 
haben.'  Es  versteht  sich,  dasz  die  geistlichen  Ffirstenthümer 
hier  eine  Ausnahme  machen. 

Auf  Protestanten  findet  diese  Ausschlieszung  keine 
Anwendung,  da  der  Gegensatz  zwischen  Geistlichen  und  Laien 
hier  nicht  so  ausgebildet  ist  und  Uebergänge  aus  dem  kirch- 
lichen Berufe  und  Amte  in  die  weltlichen  kein  Hindemisz 
erleiden. 

^  II.  Fend.  26  S-  6:  «Qni  olerions  efPioitnr,  ant  Totnm  religionis  as* 
sumit,  hoc  ipso  feadom  amittit.*  Goldene  Bidle  in  der  Cap.  6.  Note  21 
mitgetheilten  SteUe. 

'  Ob  das  nach  Eirchenreeht  nlSsiig  sei,  ist  eine  andere  Frage,  deren 
Beantwortung  indessen  auf  das  Statsreoht  nicht  nothwendig  masigebend 
wirkt. 
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2.  In  manchen  neaern  Staten  wird  fflr  die  Thronfolge- 
fthigkeit  ein  bestimmtes  religiöses  Bekenntnisz  er* 
fordert,  nnd  ein  abweichender  Olanbe  als  Ansschliesznngsgnmd 
betrachtet. 

Im  Mittelalter,  welches  auf  die  Einheit  des  Olanbens 
nnd  die  gegenseitige  nnanflösliche  Verbindung  der  weltlichen 
nnd  der  religiösen  Ordnung  den  entschiedensten  Nachdruck 
legte,  verstand  sich  das  von  selbst.  Selbst  der  Kaiser  konnte 
in  den  Kirchenbann  gesetzt  werden  nnd  in  Folge  davon  das 
Beich  verlieren,  „wenn  er  an, dem  Glauben  zweifelte.*'^  In 
dem  modernen  Stat,  dessen  Ordnung  von  dem  kirchlichen  Ver- 
bände mehr  abgelöst  worden,  und  in  welchem  die  Ausübung 
politischer  Bechte  nicht  ebenso  abhftngig  ist  von  dem  indi- 
viduellen Glaubensbekenntnisz ,  ist  dieses  Erfordemisz  nicht 
mehr  als  Begel  anzusehen,  obwohl  es  immerhin  auch  für  den 
Stat  ein  üebel  ist,  wenn  das  Statsoberhaupt  persönlich  einem 
andern  Glauben  zugethan  ist,  als  den  das  Volk  bekennt,  ^  denn 
theils  wird  die  Pietät  und  das  Vertrauen  des  Volks  zu  dem 
Könige  durch  den  Gegensatz  des  religiösen  Glaubens  erschwert, 
theils  ist  Gefahr  da,  dasz  ein  glaubenseifriger  Fürst  seine 
Macht  miszbrauche,  um  die  religiösen  Interessen  des  Volkes 
zu  stören  und  zu  hemmen  statt  zu  fßrdem.  Der  jetzigen 
Bechtsentwicklung  in  den  christlichen  Staten  erscheint  es  in- 
dessen noch  immer  gemäsz,  wenn  die  christliche  Beligion 
für  das  Statsoberhaupt  vorausgesetzt  wird.'^ 

'  Sachsensp.  III.  57.  $.  1.  ^Den  Kaiser  ne  mut  de  paves  noch 
neman  bannen  seder  der  ttet  dat  he  gewiet  is,  ane  amme  dre  sake ;  of  he 
an'me  geloren  trifelt,  oder  gin  eehte  wif  let,  oder  gotes  hus  zostoret,^ 
IIL  54  $.  4. 

*  Für  die  deutschen  Staten  ist  es  seit  dem  WestphAlisohen  Frieden 
anerkannter  Grundsatz,  dasz  die  Verschiedenheit  der  christlichen  Con- 
fession  keine  Ansschlieszung  ron  der  Thronfolge  nach  sich  zieht 

*  Ansdrüoklich  fordert  die  Wtlrtem bergische  Yerf.  §.  5:  «den 
der  König  nch  zu  einer  der  christlichen  Kirchen  bekennen**  müsse,  wo- 
durch sowohl  offenkundige  Sectirer  als  Nichtohristen  ausgeschlossen  wer« 
den.    Vgl  B.  Mohl,  Wflrt.  Statsr.  I.  S.  148. 
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Das  englische  Statsrecht  gebt  weiter,  ioAem  es  Eng- 
land  für  ein  „protestantisches Königreiche^  erklärt,  „des* 
Ben  Wohl&hrt  nicht  bestehen  könne,  wenn  es  von  einem  pftpst* 
liehen  Fürsten  regiert  werde,"  und  daher  alle  Personen,  „welche 
die  pftpsüiche  Beligion  bekennen  oder  mit  einem  Papisten  yer- 
heirathet  sind*^  fär  nnfähig  erkennt,  die  Krone  m  erhalten.* 
Ebenso  wird  in  Schweden^  das  „ Angsburgische ^^  Bekennt* 
nisz  Ton  dem  Könige  gefordert  Auch  die  neue  griechische 
Verfassung  schreibt  ?or  (Art.  40)  dasz  der  Thronfolger  die 
Religion  der  „orthodoxen  christlichen  Kirche  des  Orients ^^  be- 
kennen mflsse,  und  in  Buszland  gilt  fflr  die  Glieder  des  Kaiser- 
hauses das  n&mliche  Erfordeniisz  der  griechischen  Gonfession. 

3.  Damit  die  Thronfolge  zur  Anwendung  komme,  ist 
femer  yorausznsetzen ,  dasz  nicht  die  Person  des  Nachfolgezs 
an  M&ngeln  leide,  welche  dieselbe  zur  Regierung  absolut 
untauglich  machen.  Das  ältere  Statsrecht  legte  darauf  mit 
Recht  einen  Werth,  und  ein  innerer  Grund,  weszhalb  in  un- 
serer Zeit  derartige  Mängel  unberfloksichtigt  bleiben  soUen, 
besteht  nicht.  Vielmehr  ist  es  unlogisch,  wenn  das  moderne 
Statsrecht  das  Successionsrecht  aufhebt,  insofern  solche  Mängel 
Yorhanden  sind,  welche  eine  gedeihliche  Regierung  nur  er- 
schweren, aber  fortbestehen  lässt,  wemi  die  Regierung  durch 
das  Yon  ihnen  behaftete  IndiTiduum  geradezu  unmöglich  ist. 
Das  Auskunftsnüttel  der  ReichsYcrwesung  hilft  nicht  aus,  da 
diese  immerhin  fflr  den  Stat  manche  üebel  und  Gefahren 
nach  sich  zieht  und  ihrer  Natur  nach  nicht  ffir  dauernde  und 
absolate,  sondern  für  Yorübergehende  und  relatiye  Unfähigkeit 
des  Regenten  die  nöthige  Ergänzung  gewährt.  Wohl  aber 
liegt  es   im  öffentlichen  Interesse,    allfälligen  Streitigkeiten 

•  ErkUrang  der  Beohte  Ton  1689  und  Aoie  Ton  1701.  IM»  Aoie  ttbmr 
die  Emanoipation  der  Katholiken  Ton  1829  inderte  daran  niehts. 

f  Onudgeseti  von  1772  Art.  1:  „Die  Einigkeit  in  derBeUgion  nnd 
in  dem  rechten  Qotiesdienst  ist  die  kräftigste  Qnmdmaner  an- einem  löb- 
lichen, einträohtigen  nnd  wahrhaften  Begimente.* 
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darflber  reehtseitig  vorznbetigen  und  daher  im  einzelnen  Fall 
2iim  voraus  durch  einen  Act  der  gesetzgebenden  Ge« 
walt  solche  offenbar  ontangliche  Personen  ?on  der  Thronfolge 
ansznschlieszen. 

Als  solche  M&ngel  kommen  in  Betracht: 

a)  körperliche.  Der  Sachsenspiegel  schliesxt  Zwitter, 
Zwerge  nnd  Krflppel  auch  von  dem  Erbe  m  Landrecht  aus, 
ebenso  den  Aussätzigen:^  noch  yiel  eher. daher  von  dem  Fär- 
stenthnm.  Die  Krankheit  des  Aussatzes ,  als  ein  heilbares 
üebel,  kann  jedenfalls  nicht  mehr  als  Ausschlieszungsgnmd 
gelten;  aber  mit  der  Würde  des  States  ist  es  sicher  nicht 
vereinbar,  dasz  die  höehste  Ehre  und  Macht  einem  Menschen 
zustehe,  welcher  an  einem  der  übrigen  genannten  M&ngel 
leidet.  ^ 

Strenger  noch  waren  die  Bestimmungen  des  Lehensrechtes, 
welches  auch  Stumm-  oder  Taub-  oder  Blindgeborene  von  d«r 
Lehensfolge  ausschlosz.^  Dasz  dieselben  keine  bindende  Au- 
torität mehr  haben,  seitdem  der  Stat  seines  feudalen  Ghar 
rakters  entkleidet  ist,  kann  nicht  bestritten  werden.  Nur  die 
Analogie  der  Verhältnisse  wirkt  noch  fort,  und  ähnliche  Qrfinde 
kftnnen  auch  das  neuere  Yerfassungsrecht  zu  ähnlichen  An- 
ordnungen bestimmen.  ^^ 

*  Sftohs.  Landr.  I.4§.  1:  ^üpe  altrUe  nnde  nppe  dvergne  ne  ir- 
rtirft  weder  len  noch  enre  noch  nppe  kroppelkint.  De  meselseke  man  ne 
Tstreii  weder  len  noch  erre.* 

*  Säehi.  Landr.  I.  4  §.  1:  »Wirt  ok  ein  kint  geboren,  itnm  oder 
handele«  oder  Totelos  oder  blint,  dat  is  wol  erre  to  lantreehte  nnie  nioht 
Ion  erre.'^  KaohLongobard.  Lebenreekte  war  die  Frage  bestritten:  IL 
Pend.  36:  »Miitas  ei  snrdns  ooeoiu  olandos  rel  aliter  imperfeetas,  etiamsi 
do  natm  Aierit«  totnm  feadnm  patemam  rethiebit.  Obertas  ei  Qerardui 
et  mnlti  alii.  Qnidam  tarnen  diennt,  enm  qui  talls  natus  est,  fendam 
retinere  non  posse.*'  Tgl.  darüber  Tabor  in  der  Zeitsohr.  für  devtsohea 
Recht  Yon  Beseler  u.  s.  f.  IX.  8.  262,  die  Stelle  der  GK>ldenen  BoUe 
unten  in  Note  11.  Karpfftlziache  Yerordnang  ron  1374:  »bei  einem 
nnserer  Erben,  der  der  elteate  sy  nnd  by  gutem  Wizen  und  Sinnen  sy,  und 
on  natürlicher  Gebresten  scfiner  Glider  sy.'^ 

*  Das  würtemborgische  Hausgeseti  Ton  1808  sohloss  anheilbar 
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b)  Geistige  Mängel.  BlMsiim  und  Wahnsiim  schliesseii 
nach  der  goldenen  Bulle  von  1356  ans.  '^  Diese  Beflchränknng 
war  freilich  zunächst  für  die  Enrl&nder  ausgesprochen,  aber 
offenbar  nicht  in  der  Absicht,  um  dieser  willen  einen  beson* 
dem  Bechtsgrundsatz  einzuführen,  sondern  Tielmehr  ein  her- 
gebrachtes allgemeines  Prineip,  welches  ebenso  fOr  andere 
Länder  passte ,  in  seiner  Anwendung  auf  jene  zu  bekräftigen« 
Um  indessen  das  Erbrecht  vor  Erörterung  und  Streit  zu 
sichern,  ziehen  auch  in  diesem  Falle  einzelne  neuere  Yer^ 
fassungen  die  Aushülfe  durch  Beichsverwesung  der  Aus* 
schiieszung  von  der  Thronfolge  vor.  Ob  das  aber  im  Interesse 
der  Monarchie  und  der  Nation  liege ,  darf  billig  bezweifelt 
werden.  '• 

c)  Moralische  ünwürdigkeit*^  Damit  diese  die 
Ausschlieszung  bewirke,  wird  aber  im  Sinn  des  neuem  Bechts 
ein  das  Succesaionsrecht  des  schuldigen  Thronfolgers  aufhe- 
bender Act  der  Gesetzgebung  dem  Anfall  des  Erbrechtes  vor^ 
hergehen  müssen. 

Blinde  aus.  Die  Verfassung  aber  $.11 — 13  und  das  erneuerte  Hausgeseti 
Ton  1828  nahmen  die  Beschränkung  nicht  wieder  auf. 

*^  Goldene  Bulle  XX Y.  $.  3. „PrimogeBitus flllas raocedat, sibique 
8oli  jus  et  dominium  competat,  nisi  forsitan  mente  oaptoi,  fatuus,  sen 
alteriuB  famosi  et  notabilis  defectus  ezistat,  propter  quem  non  deberet 
Ben  posset  hominibiis  principari/* 

^'  Der  Gefahr  von  Tbronfolgestreitigkeiten  kann  leicht  duroh  de& 
Entscheid  der  Gesetzgebung  vorgebeugt  werden,  nicht  so  der  gr5sierem 
Gefahr  einer  ein  voUes  Tielleioht  hohes  MenBchenalter  fortdauernden  Yer- 
wesong.  D ah  1  mann  Politik  I,  8.  89:  „Eine  Ausschlieszung  der  Art 
wfirde  jedenfalls  Tom  regierenden  Könige  naeh  gehaltenem  Familienrathe 
und  mit  dessen  Zostimmung  (?)  ausgehen  müssen,  und  nur  in  dem  FaUe 
eintreten  dürfen,  wenn  aoBier  dem  Statsminiflterium  die  StSndeTersamm« 
Inng  die  Biohtigkeit  der  Thatsaohe  anerkannt  haf 

'>  Ltx  Bojwoait.  U.  10  oben  Cap.  6  Kote  6. 
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Achtes  Gapitel. 

IIL    EntfltehnngBfonnen  in  der  Republik. 

1.  Die  Begierang  berufen,  den  täglicli  wechselnden  Be- 
dtbrfnissen  des  States  ibre  Sorge  zu  widmen,  und  durch  die 
That  je  nach  Umständen  lebendig  einzugreifen,  bedarf  theils 
der  Einheit  des  Willens  für  ihre  Plane  und  Anordnungen^ 
theils  fortgesetzter,  nie  ermüdender  Thätigkeit.  Beides 
ist  weder  durch  Yollcsyersammlungen  noch  durch  repräsentative 
Kammern  irgend  genügend  zu  erreichen.  In  der  neuern  Ee- 
publik  ist  daher  die  Begierungsgewalt  gewöhnlich  entweder  in 
einer  nur  wenig  zahlreichen  Behörde,  oder  geradezu  in  einem 
einzigen  Chef  des  Stats  concentrirt.  Das  erstere  System 
ist  —  wenn  auch  nicht  überall  —  in  der  Schweiz,*  das 
letztere  in  Amerika  herkömmlich.'  In  beiden  tritt  ein 
monarchisches  Element  sichtbar  hervor,  ausgebildeter  und 
entschiedener  aber  in  dem  letztem.  Für  grössere  Staten  ist 
dasselbe  unentbehrlich.  Als  Frankreich  1795  einem  Direc- 
torium  von  5  Mitgliedern  die  „vollziehende  Gewalt"  anver- 
traut hatte,  wurden  die  innem  Gebrechen  einer  derartigen 
Collegialregierung  bald  so  lebhaft  empfanden,  dasz  die  In- 
dividualherrschaft  des  ersten  Consuls  um  jener  Folie  willen 
um  so  ruhmvoller  und  heilsamer  erschien:  und  auch  im  Jahr 
1848  machte^ die  neu  erstandene  Bepublik  nur  in  kürzerer 
Zeit  die  nämliche  Erfahrung  wiederum.  Nur  daslndividuum 

^  In  dem  Bnnde  der  Bnndeirath,  in  den  Kantonen  die  Regiernngs- 
eoUegien»  Früher  hatten  aber  die  Landammanner  in  den  Lftndem, 
die  Bürgermeister  nnd  Bchultheissen  in  den  Stftdten  und  der 
lohweizerisohe  Landammann  nach  der  Mediationsyerfassung  im 
Bunde  eine  herrorragende  Stellang  als  indiTidnelle  StandeshSupter. 
Die  ^neuere  Genfer  Yerfasmag  nnd  die  Neigung  zu  dem  Directorialsystem, 
die  lieh  in  nniem  Tagen  kundgibt,  sind  Anzeichen  für  eine  neue  indi- 
Tidnelle Oimeentnition  der  Regierungsgewalt. 

'  YgL  darüber  Story,  Gomm.  III.  36  §   202. 


46       8«eh«ie8  Bnob.    Die  8o«rerto«Mi  und  das  BMsoWfampt. 

yermag  der  Action  die  nöthige  Energie,  dem  Begiemnga- 
system  die  erforderliche  Einheit,  der  Phantasie,  der  Achtung 
und  dem  Vertrauen  des  Volkes  einen  lebendigen  Aosdnick 
und  Anhalt  und  der  politischen  Verantwortlichkeit  einen 
realen  Sinn  zu  yersohaffen«  Das  Gollegium  l&hmt  nnd  spal- 
tet die  Begierangsmacht ,  schw&^ht  und  mindert  schon  durch 
seine  ftnazere  Erscheinung  den  Glauben  des  Volkes  an  die 
Obrigkeit  und  die  Verehrung  für  dieselbe  —  und  macht  die 
Verantwortlichkeit  zu  einer  getheilten  und  illusorischen,  b 
kleineren,  weniger  bewegten  Bepubliken  werden  diese  MSngel 
nicht  ebenso  fühlbar,  und  da  sträubt  sich  das  republikanische 
Qefuhl  lebhafter  gegen  die  individuelle  Auszeichnung  eines 
Begierungshauptes.  Daher  wird  da  wohl  das  System  der 
Gollegialregierung  vorgezogen.  Durchaus  fehlerhaft  aber 
ist  eine  Einrichtung  desselben,  welche  die  Farteispaltungen 
und  Gegensätze,  die  in  dem  repräsentativen  Körper  der  ge- 
setzgebenden Qewalt  ihre  natfirliche  Berechtigung  haben,  auch 
in  die  Begierung  versetzt,  und  so  die  nöthige  Harmonie  und 
Einheit  in  dieser  zerstört^ 

2.  Als  Begel  fflr  die  Bestellung  der  Begierung  gilt  die 
Wahl.  Musz  das  Volk  darauf  verzichten,  selbst  zu  regieren, 
so  will  es  durch  die  freie  Ernennung  des  Begenten  einen 
mittelbaren  Einflusz  auf  die  Bichtung  des  Begiments  äuszem 
und  zugleich  seine  Macht  und  sein  Vertrauen  offenbaren. 

Es  ist  schon  oft  bemerkt  worden,  die  Völker  seien  ixa^ 
fähig  selber  zu  regieren,   aber  nicht  unfähig  einen  Begenten 

>  Kach  dem  Wahlsystem,  das  in  der  Sohweis  herrschl,  ist  solcher 
Zwiespalt  in  der  Segiemng  schwer  au  Termeiden.  Würde  den  Präsidenten 
derCoUegien  ein  Yorschlagsrecht  für  die  Wahlen  der  Mitglieder  oder  ein 
Yeto  gegen  disharmonische  Ernennungen  angestanden,  so  wftre  für  eine 
relatire  Einheit  anoh  da  gesorgt  Ein  innerlich  iwiespültiges  Regiemngs* 
oolleginm  in  der  Republik  ist  noch  weniger  in  ertragen,  als  ein  ans  feind« 
liehen  Elementen  snsammengesetites  Ministerinm  in  der  Monarchie,  denn 
dieses  findet  in  dem  Monarchen  wieder  die  Einheit,  welche  dort  nur  in 
der  Behörde  selbst  gemacht  werden  mnss. 
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m  wihlen«  Das  Volk  wird  selten  eineii  mittelmSssigeB,  noch 
settener  einen  schlechten  Maischen  ro  seinem  obersten  Ma* 
gistrate  wählen.  Es  kann  sich  undankbar,  es  kann  sieh  auch 
feindselig  erweisen  gegen  herrorragende  politische  Männer, 
seine  Oimst  ist  nicht  frei  Yon  Lanne.  Aber  es  hat  einen  na- 
türlichen Instinct  für  persönliche  Grösse  nnd  ein  offenes  Ange 
fttr  die  Eigenschaften,  die  den  Begenten  aaszeichnen  sollen. 
Der  kleinlidie  Neid  gegen  eine  aasgezeichnete  Persönlichkeit 
ist  ihm  fremd  and  die  Intrigae  stört  es  nichk  Es  Uebt  den 
Böhm  und  den  Qlanz  und  ffihlt  sich  selber  in  seinen  Ersten 
geehrt  Es  ist  hienach  noch  eher  geeignet,  einen  guten  und 
seiner  würdigen  Begenten  zu  w&hlen  als  den  gesetzgebenden 
Körper  richtig  zu  besetzen.^ 

Daher  ist  fOr  die  Bepublik  die  unmittelbare  Volks- 
wähl  wie  sie  in  Bom  sich  während  Jahrhunderten  so  Tor- 
trefflich  bewährt  hat,  und  in  der  Schweiz  in  den  unmittel- 
baren Demoeratien  ebenfitlls  zum  Vortheil  und  zur  Ehre  dieser 
Länder  geübt  worden  ist,  durchaus  nicht  zu  verwerfen  und 
der  Wahl  durch  den  gesetzgebenden  Körper,  welche 
nun  in  den  schweizerischen  Bepräsentativkantonen  regelmäszig 
und  ebenso  in  dem  Bunde  angeordnet  ist,  eher  vorzuziehen. 
Diese  Verschiedenheit  der  Wahlordnung  steht  übrigens  in  Be- 
ziehung zu  der  Frage  der  Individual-  oder  CoUegialregierung. 
Eine  besondere  Geschäftskenntnisz  in  einzelnen  Zweigen,  im 
Finanzwesen  oder  in  der  Verwaltung  weisz  freilich  der  reprä- 
sentative Körper  besser  zu  würdigen  und  die  tauglichsten  Per- 
sonen dafür  eher  zu  finden ;  wo  daher  diese  einen  Bestandtheil 
der  CoUegialregierung  bilden,  wie  in  der  Schweiz,  da  läszt 
sich  die  Wahl  derselben  nicht  dem  Volke  selbst  anvertrauen. 
Aber  wo  zunächst  das  ganze  Begieruugssystem  in  einem  oder 
zwei  Individuen  als  Statshäuptern  concentrirt  wird,  da  ist  die 
nmnittelbare  Volkswahl  vorzüglicher.^ 

«  Simandij  Etudes  I.  §.  271. 

*  Tgl.  auch  oben  Buch  IT.  Cap.  9  S.  333.  Die  beiderlei  Raebiohten 
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In  Nordamerika  gelangte  man  für  die  Wahl  des  Prä- 
sidenten zu  einem  gemischten  System.  Dem  Convente 
wollte  man  die  Wahl  nicht  überlassen,  um  den  Intriguen  in 
demselben  hier  keine  Macht  zu  geben,  den  Präsidenten  nicht 
EU  sehr  von  der  Majorität  desselben  abhängig  zu  madien  und 
dem  Volke  einen  wirksamen  Einflusz  auch  auf  das  Begierungs- 
system zu  verschaffen.  Auf  der  andern  Seite  aber  scheute 
man  die  Gefahr  des  Tumultes  und  fieberhafter  Aufregung 
nnter  dem  Volke,  wenn  dieses  unmittelbar  die  Wahl  selbst 
Tomehme,  und  erwartete  gröszere  Einsicht  von  Ausschüssen 
des  Volkes,  die  als  Wahlmänner  fungiren.  Daher  liesz  man 
je  im  einzelnen  Falle  innerhalb  der  Einzelstaten  von  diesen 
besondere  Wahlmänner  bezeichuen,  welche  in  geheimer  Ab- 
stimmung ihre  Stimme  abgeben  sollen,  und  verstattete  dann 
dem  Hause  der  Repräsentanten  nur  den  Entscheid,  wenn  die- 
ser nicht  schon  durch  diQ  Hauptwahl  gegeben,  sondern  mehrei« 
Personen  als  würdig  neben  einander  gestellt  waren.  ^ 

3.  Die  Statsinteressen  Qiachen  eine  stätig  fortwir- 
kende Regierung  wünschenswerth ,  damit  die  Tradition  der 
Politik  und  der  Geschäfte  erhalten  bleibe,  auch  weitreichende 
Plane  und  dauernde  Unternehmungen  ins  Werk  gesetzt  wer- 
den können,  der  Anker  der  Sicherheit  und  des  Vertrauens  in 
den  Gemüthern  festen  Halt  bekomme.  Aber  ein  auf  Lebens- 
zeit gewählter  Regent  ist  ein  Monarch,  und  der  Fortbestand 
der  Republik  ist  unmöglich  ohne  eine  kurze  Amtsdauer 
der  Statshäupter.  Eine  Vereinigung  der  beiden  entgegenge- 
setzten Anforderungen  läszt  sich  so  finden,  dasz  das  Amt  zwar 


könnten  so  geeinigt  werden,  dass  das  Volle  die  Wahl  der  Standeshftapter, 
nnd  auf  deren  Vorschlag  die  Groszen-Rftthe  die  der  übrigen  Begierungs- 
glieder erhielieu. 

*  Die  ausführlichen  Bestimmungen  in  der  Verfassung  von  il8l,  II, 
§.  '2  u.  3  und  die  Zusatzartikel  von  1804.  Vgl.  Story,  Comm.  lU.  36. 
§.  206,  207. 
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auf  kurze  Zeit  yerliehen  wird,  das  gewählte  IndiYiduum 
aber  wieder  wählbar  ist. ^ 

Diesem  Systeme  huldigen  denn  auch  die  meisten  neuem 
Bepubliken.  Nur  die  französische  Verfassung  von  1848,  Art.  45, 
verbot  die  Wiederwahl  des  Präsidenten  der  Bepublik  fflr  die 
nächste  Amtsperiode  von  4  Jahren.  Es  war  das  aber  ein 
offenbares  Zeichen,  dasz  die  Verfasser  der  neuen  republika- 
nischen Verfassung  kein  Vertrauen  auf  die  republikanische  Ge- 
sinnung der  französischen  Nation  hatten,  und  dieselbe  vor 
dem  Btickfall  in  die  Monarchie  mit  ängstlicher  Sorge  zu  be- 
wahren suchten,  ohne  Erfolg,  wie  sich  in  Bälde  gezeigt  hat. 

4.  Die  persönlichen  Erfordernisse  für  das  Statshaupt 
oder  die  Mitglieder  der  Begieioing  machen  hier  geringere 
Schwierigkeit  als  in  der  Erbmonarchie.  Die  freie  Wahl  gibt 
die  Möglichkeit,  die  individuelle  Fähigkeit  und  Tüchtigkeit 
nach  den  umständen  zu  würdigen  und  zu  berücksichtigen. 

Gewöhnlich  wird  indessen  verlangt: 

a)  volles  Statsbürgerrecht  der  zu  Wählenden,  zu- 
weilen sogar  angeborenes  Bürgerrecht  derselben,  damit  der 
Denkungsweise  oder  dem  Einflüsse  des  Auslandes  Jede  Aus- 
sicht auf  Begierung  der  Bepublik  verschlossen  werde. " 

b)  Ein  gereiftes  Alter.^ 

*  Washington,  Brief  yom  28.  April  1788:  „loh  kann  in  keiner 
Besiehnng  ein  Interesse  darin  sehen,  nns  der  Dienste  eines  Mannes  zu 
berauben,  welcher  in  einer  grossen  Krise  yielleicht  ganz  allgemein  als  der 
Fähigste  erkannt  wird,  dem  State  seine  Dienste  zu  leisten."  Jefferson 
dagegen  fürchtete,  die  Wiederwählbarkeit  werde  practisch  dahin  führen, 
dass  der  einmal  gewählte  Präsident  immer  wieder  gewählt  werde.  Die 
Erfohrang  in  Nordamerika  selber  hat  diese  Befürchtung  widerlegt.  Tg). 
Story  III.  36.  §.  204.  Niemals  ist  aber  die  amerikanische  Praxis  über 
eine  einmalige  Wiederwahl  hinausgegangen,  so  dasz  spätestens  nach 
8  Jahren  eine  Personalyeränderung  stattfand. 

*  Nordamerik.  Verf.  IL  §.  5.    Vgl.  Story  III.  36  8-  208. 

*  In  Nordamerika  fttr  den  Präsidenten  35  Jahre,  a.  a.  0;  in  der 
Schweiz  oft  nur  das  Alter  der  Yolljährigkeit. 


BUattohll,  allf«BMiMt  StetirMht.  n. 
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Neuntes  Gapitel. 

Uebergang  der  Yerpflichioiig  des  Begenten  anf  deo  Nachfolger. 

Der  Nachfolger  setzt  nicht  die  Person  des  Vorgängers, 
wohl  aber  das  Amt,  die  statliche  Institution  der  Begierung 
fort.  Darausfolgt  als  leitendes Princip :  Blosz  persönliche 
Verpflichtungen,  die  der  Vorgänger  übernommen,  gehen  nicht 
vonEechtes  wegen  auf  den  Nachfolger  über;  wohl  aber  amt- 
lich begründete  Verpflichtungen.  Das  Leben  des  States 
und  des  Statsoberhauptes  dauert  fort,  wenn  schon  das  Indi- 
viduum stirbt.^ 

Im  Einzelnen  folgt  daraus: 

a)  die  Bechtsgültigkeit  der  von  dem  Begenten  erlassenen 
Verordnungen,  der  von  ihm  ausgegangenen  Anstellungen,  und 
der  von  ihm  amtlich  abgeschlossenen  Verträge  erlischt  nicht 
mit  seinem  Tode,  sondern  dauert  ohne  Unterbrechung  fort.*) 

b)  Ganz  dasselbe  gilt  auch  von  den  Anwartschaften, 
welche  der  Begent  einem  Dritten,  sei  es  in  Bezug  auf  ein 
Lehen,  eine  PfrOnde  oder  ein  Amt,  ertheilt  hat,  vorausgesetzt, 
dass  dieselbe  bei  Lebzeiten  des  Begenten  einen  bestimmten, 
wenn  auch  erst  in  der  Zukunft  zu  realisirenden  Bechtsan- 

^)  Die  frabere  Theorie  daraber  litt  hanpisaohlich  anderVeimeDguiig 
der  politischen  Principien  der  Folge  mit  priTatrecfatliohen  Grundsfttsen  des 
Erbrechts.  Richtig  schon  Bai  das  Consil.  I.  cons.  27.  II  Lib.  Cons.  159: 
„Imperator  mori  non  potest,  sed  ipsa  dignitas,  officium  imperatoris  est 
immortaie;  qoae  faoiunt  itaque  reges,  nomine  non  sno  sed  regni  i.  e.  gentis 
soae,  illa  obligant  gentem  et  principem  ejns  sucoessorem,  nisi  laederent 
facta  ipsum  regnum,  quia  regni  tutela  est  commissa,  non  dilapidatio.^ 
YgL  Zacharift,  D.  8t.  §.  76. 

'  Schreiben  des  Kaisers  Franz  II.  an  die  Earfflrsten  Ton  1796: 
„Man  überlftsst  hierbeJ  einem  jeden,  die  weitauseehenden  Folgen  zu  be- 
rechnen, welche  noth wendig  in  ganz  Deutschland  entstehen  würden,  wenn 
je  die  Meinung  herrschend  werden  sollte,  daez  der  Nachfolger  in  der  Be* 
gierung  an  die  Handlungen  seiner  Vorfahren,  die  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als 
regierende  Fürsten  vorgenommen  haben,  der  Regel  nach  nicht  gebunden  seL'' 
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Spruch  gab.  Wenn  dagegen  der  Sinn  nur  der  war,  dem 
Dritten  eine  Hoffnung  und  eine  wahrscheinliche  Aussicht 
auf  das  Lehen  oder  das  Amt  zu  er()ffnen,  so  kann  eine  der- 
artige Verpflichtung  auf  den  Nachfolger  nicht  übergehen,  weil 
der  Vorgänger  selbst  nicht  juristisch  verpflichtet  war.  Hoff- 
nungen sind  keine  Rechte  und  Aussichten  keine  Forderungen. ' 
Wohl  mag  die  Bücksicht  auf  die  Pietftt  gegen  die  Wünsche 
des  Vorgängers  und  auf  das  moralische  Uebel  einer  von  dem 
Statsoberhaupte  verschuldeten  Täuschung  eines  andern  den 
Nachfolger  bestimmen,  auch  die  so  angeregte  Erwartung  zu 
erfüllen  und  ihn  davon  abhalten,  seinen  eigenen  Wünschen  den 
Vorzug  zu  geben.  Aber  das  ist  nicht  ein  Gebot  des  Stats- 
rechts,  sondern  eine  Maxime  weiser  Politik. 

c)  Leidet  die  Verfügung  des  Vorgängers  aber  an  einer 
formellen  Nichtigkeit,  z.  B.  weil  die  für  Amtshandlun- 
gen nöthige  Contrasignatur  der  Minister  fehlt,  oder  weil  das 
Statshaupt  nach  der  Verfassung  zu  solcherlei  Handlungen 
überall  nicht  befugt  war,^  so  ist  der  Nachfolger  in  keiner 
Weise  zur  Anerkennung  derselben  verpflichtet.  In  diesem 
Falle  ist  schon  bei  Lebzeiten  des  Vorfahren  kein  wirkliches, 
sondern  nur  ein  Scheinrecht  vorhanden,  welches  durch  die 
Macht  der  Person  des  Begenten,  nicht  durch  das  Amt  des- 
selben geschützt  wird. 

Dagegen  können  wir  von  dem  unbefangenen  Standpunkte 
des    allgemeinen  Statsrechts  nicht  zugeben,  dasz  auch  ma- 


'  So  Iftszt  Bich  der  frühere  Streit  der  Publicisten  leicht  Idsen.  Tgl. 
T.  Kampiz,  Erörterongen  derYerbindJiohkeit  des  weltlichen  ReichsfQr- 
sten  ans  den  Handlungen  seines  Vorfahren,  ISOO.  Oanz  passend  ist  die 
Bestimmung  der  Bayerisohen  Yerf.  III.  $.  5:  „Anwartschaften  auf 
künftige  der  Krone  heimfiBtllende  Güter,  Renten  und  Rechte,  können  eben- 
sowenig als  auf  Aemter  und  Würden  ertheilt  werden.^ 

*  In  der  Alienburger  Verfassung  §.  14  ist  der  Satz  ausgesprochen: 
„Die  Regentenhandlungen  des  Vorfabrers  sind  Ton  dem  Landesnachfolger 
anzuerkennen  und  zu  yertreten,  sofern  sie  ohne  Üebersohreitung  der  yer- 
fasiungsmfiszigen  und  hausgesetzliohen  Befugnisz  unternommen  wurden/* 

4* 
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teriell  ungerechte  Handlimgen  des  Vorfahren,  oder  solche, 
welche  die  Interessen  der  Statswohlfahrt  verletzen,  somit 
schädlich  sind,  ohne  weiteres  von  dem  Nachfolger  als  tUF 
verbindlich  angesehen  werden  dürfen.  Tragen  dieselben  ein- 
mal den  äuszeren  Stempel  des  Bechts  an  sich,  und  sind  sie 
insofern  als  formelles  Becht  zn  achten,  so  luum  der  Tod  des 
Begenten  ihnen  diesen  Charakter  nicht  nehmen,  denn  jener 
Mangel  wird  dadurch  nicht  gröszer  als  er  zuvor  war. 

d)  Immerhin  liegt  aber  ein  wichtiges  Correctiv  in  dem 
Qedanken,  dasz  aus  dem  obigen  Princip  keineswegs  die  Un- 
abänderlichkeit der  Bechtsverhältnisse  folgt,  welche  der 
Vorgänger  begründet  hat.  Der  Uebergang  der  Begierung  von 
einem  Individuum  auf  das  andere  unterbricht  und  stört  die  be- 
stehende Bechtskraft  nicht.  Aber  zu  einer  Aenderung  ist  der 
Nachfolger  gerade  so  befugt,  wie  der  Vorgänger  selbst,  denn 
der  Stat  und  seine  fortschreitende  Entwicklung  kennen  keine 
sich  ewig  gleich  bleibenden  Bechtsverhältnisse.  Die  Aenderung 
musz  aber  theils  in  rechtmässiger  Form^  vollzogen  werden, 
theils  müssen  dabei  wohlerworben eBechte^  geschont  und 
geachtet  werden. 

e)  Blosze  Privatschulden  gehen  keineswegs  auf  den 
B^ierungsnachfolger  als  solchen  über,  sondern  nur  auf  den 
Privaterben  nach  den  Grundsätzen  des  Privatrechts.  Das  gilt 
auch  dann,  wenn  dieselben  zwar  mit  Bezug  auf  das  Stanun- 
gut  der  Erone,  aber  nicht  in  der  Eigenschaft  des  Landesherm 
von  diesem  contrahirt  worden  sind.  Nur  wenn  jenes  durch 
die  Verwendung  bereichert  worden  ist,  so  bewirkt,  wie  bei 
Fideicommisz-  oder  Lehengüteniy  die  Billigkeit,  welche  nicht 


*  Wenn  somit  der  Vorfahr  z.  B.  auf  königliche  Reohte  yerfassmigs- 
massig  Terzichtet  hat,  so  kann  der  Nachfolger  diese  auch  dann  nicht  ein- 
seitig wiederhenteUen ,  wenn  solohe  fOr  die  Statswohlfiahrt  ersprieszlioh 
sind,  sondern  es  bedarf  dasn  in  der  BeprSsentatiTTerfaBSiing  der  Mitwir- 
kong  der  Kammern.    YgL  auch  Zöpfl,  D.  St.  $.  226. 

•  Vgl.  oben  Bnch  Y.  16  8.  503  f. 
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Zugesteht,  dasz  die  Bereieherang  auf  Unkosten  der  Privaten 
stattfinde,  die  Verpflichtung,  die  Schuld  bis  auf  den  Betrag 
des  vorhandenen  Mehrwerthes  des  Stammguts  zu  bezahlen. 


Zelmtes  Gapitel. 

rV.   Begründung  der  Regentschaft 

1.  Die  Minderjährigkeit  des  Thronfolgers  hindert  in 
der  Erbmonarchie  den  Anfall  der  Begierungsrechte  nicht,  aber 
nur  der  Volljährige  kann  dieselben  selbständig  aus- 
üben* Die  Minderjährigkeit  macht  daher  eine  Stellvertretung^ 
d.  h.  die  Begentsohaft  nöthig. 

Die  üebel,  welche  mit  jeder  Begentsohaft  für  den  Stat 
verbunden  sind,  haben  schon  frühzeitig  bewirkt,  dasz  die  Gränzen 
der  Minderjährigkeit,  ungeachtet  die  Begierung  nicht  zu  den 
leicht  und  bald  zu  erwerbenden  Künsten  gehört,  enger  gezogen 
worden  sind,  als  in  dem  Privatrecht.  Die  Gefahr,  welche  aus 
der  noch  unentwickelten  Jugend  des  Begenten  für  den  Stat  er- 
wächst, erschien  geringer  a]s  die  einer  fortdauernden,  mit  dem 
monarchischen  Prindp  schwer  zu  versöhnenden  Begentsohaft. 
Die  goldene  Bulle  hat  so  für  die  deutschen  Kurfürsten  das 
Alter  von  18  Jahren^  als  das  Alter  der  statsrechtlichen  Voll- 
jährigkeit der  Fürsten  festgesetzt,  während  in  dem  deutschen 
Privatrechte  dieselbe  erst  mit  21,  oder  nach  römischem  Bechte 
mit  25  Jahren  erlangt  wird.  Auch  in  den  neueren  Staten  darf 
das  Alter  von  18  Jahren  als  Begel  angesehen  werden.  In  den 
deutschen  Staten  ist  dieselbe  nun  mit  seltenen  Ausnahmen 
anerkannt,'  ebenso   in  England,  den   Niederlanden,  in 

^  yn.  $.  4:  „Quam  (legitimam  aetatem)  in  principe  electore  deoem 
et  oeto  annos '  oompletos  oenaeri  Tolumas  et  statuimus  perpetuo  haberi. 
Qnam  dum  attigerit,  jus  Yooem  potestatem  et  omnia  ab  ipsia  dependentia 
toter  ipie  sibi  totaliter  cum  officio  teneatnr  protiniu  assignare.*^ 

*  Zaobarift,  D.  St  $.  79. 
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Belgien  u.  s.  f.  Nach  der  schwedischen  Verfassung  ¥on 
1809,  Art.  93,  darf  der  König  von  da  an  nur  dem  Statsrathe, 
dem  höchsten  Tribunal,  den  Hofgerichten  und  Collegien  bei* 
wohnen,  aber  noch  nicht  an  Beschlüssen  Theil  nehmen.  Die 
Vormundschaft  hört  erst  auf,  wenn  er  auch  das  Alter  der  pri- 
vatrechtlichen Volljährigkeit  erreicht  hat,  im  Gegensatze  dazu 
hat  die  spanische  Verfassung  von  1837,  Art.  56,  die  Minder- 
jährigkeit  sogar  auf  das  Alter  von  14  Jahren  beschränkt.-* 

2.  Das  mittelalterliche  Statsrecht  hatte  die  Neigung,  die 
Stellvertretung  des  minderjährigen  Thronfolgers  aus  dem  Ge- 
sichtspunkte der  persönlichen  Vormundschaft  zu  be- 
handeln. Dem  modernen  Statsrecht  aber  ward  die  Aufgabe, 
schärfer  zu  trennen,  und  die  privatrechtliche  Vormundschaft, 
welche  durch  die  Sorge  fflr  das  Individuum  bestimmt  wird, 
von  der  statsrechtlichenRegentschaft,  welche  in  dem 
Bedürihisz  des  Stats  nach  einer  Begierung  ihren  Grund  hat, 
vollständig  zu  unterscheiden.'*  Es  ist  daher  zuläszig,  dasz  an- 
dere Personen  Vormünder  des  minderjährigen  Fürsten,  und 
andere  Reichsverweser  für  denselben  sind;  jenen  kommt  die 
Verwaltung  seines  Privatvermögens,  diesen  die  Ausübung  der 
Regierung  zu. 

Es  ist  demnach  nicht  zu  billigen,  wenn  auch  gegenwärtig 
noch  behauptet  wird,  die  Regeln  des  Privatrechtes  über  die 
Bestellung  der  Vormundschaft  (z.  B.  durch  Testament,  oder 
Gesetz,  oder  obrigkeitliche  Anordnung)  kommen  da  jederzeit 
zur  Anwendung,  wo  nicht  das  positive  Statsrecht  etwas  An- 
deres bestimmt  habe.    Die  üebertragung  der  privatrechtlichen 

'  Die  Yerfassung  von  1812,  §.  185,  forderte  noeh  ein  Alter  Ton  18 
Jahren.  In  Frankreich  be^ündeto  seit  Karl  Y.  (1374)  schon  der 
Antritt  des  14ten  Jahres  die  Volljährigkeit  des  Königs.  Schaffner, 
franzos    Rechtsgezoh.  II.  8.  307. 

*  ErklSrungHannoTers  in  der  Bnndeayersammlung  von  1829:  «Die 
Tormvndsohaftliche  Regierung  über  einen  soaverftnen  Btat  Iftszt  sich 
nicht  mit  der  vormundsohaftlichen  Verwaltung  des  Vermögens  eines 
Privatmanns  auf  eine  Linie  steUen.'^  Es  ist  daher  auch  gerathen,  den 
Anadruck  Vormundschaft  für  jene  zu  vermeiden.  ' 
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Normen  auf  das  öffentliche  Gebiet  versteht  sich  nirgends  mehr 
von  selbst  Vielmehr  musz  umgekehrt  gesagt  werden:  Die 
Begentschalt  kann  nnr  durch  einen  statsrechtlichen  Act 
begründet  werden,  wenn  nicht  ausnahmsweise  das  positive  Stats- 
recht  noch  auf  die  privatrechtlichen  Formen  der  Begründung 
verweist. 

Die  neueren  Grundgesetze  enthalten  in  dieser  Beziehung 
oft  genauere  Bestimmungen.  Nach  den  einen  wird  die  Re- 
gentschaft ein  für  allemal  nach  bestimmter  Ordnung  normirt.'* 
Nach  den  andern  wird  im  einzelnen  Falle  eine  Begentschaft 
ernannt.  Dem  Statsreehte  der  constitutionellen  Erbmonarchie 
entspricht  es  dann  am  genauesten,  wenn  die  Ernennung  weder 
dem  Monarchen  für  sich  allein,  noch  den  Kammern  für  sich^ 
überlassen,  sondern  durch  ein  Gesetz  des  gesetzgebenden  Kör- 
pers vollzogen  wird.''  Ist  bei  Lebzeiten  des  regierenden  Moih 
archen  dieses  Gesetz  nicht  erlasse,  so  ist,  wie  das  in  den 
Niederlanden  vorgeschrieben  ist,  den  nächsten  Anverwandten 
des  mindeijährigen  Nachfolgers  mindestens  ein'  berathendes 
Votum  zu  gestatten. 

*  Nach  der  bajer.  Verf.  IL  §.10  „kann  der  Monaroh  unter  den 
ToUjährigen  Prinzen  des  Hanses  den  Reichs verweser  für  die  Zeit  der 
Minderjährigkeit  seines  Kachfolgers  wählen.  Hat  er  das  nicht  gethan, 
80  gebührt  die  BeiohsTerwesnng  dem  ToUjfthrigen  Agnaten,  welcher  nach 
der  Erbfolgerang  der  nächste  ist."  Nach  der  spanischen  YerfaMung 
Ton  1837,  Art.  57,  kommt  die  Regentschaft  dem  Vater  oder  der  Mutter, 
oder  dem  Kftchstberechtigten  zur  Thronfolge  zu.  Die  portugiesische 
TOn  1826,  S-  d2,  bezeichnet  den  nächsten  Verwandten  des  Königs  zum 
Regenten,  und  fordert  fQr  jenen  ausdrücklich  die  VoUjfihrigkeit  von  25 
Jahren.  In  Freuszen  §.  56  n.  57  gelangt  erst  der  nächste  fähige  Agnat 
zur  Regentschaft;  subsidiär  wählen  die  Kammern. 

*  Nach  der  belgischen  Verfassung,  §.  81,  setzen  die  rereinigten 
Kammern  die  Regentschaft  ein.  Aehnlich  ernennen  in  Schweden,  Verf. 
▼en  1809  Art  93,  die  Reichstände  einen  oder  mehrere  „Vormünder.*^ 

*  8o  in  England  und  in  den  Niederlanden:  Verf.  $.  36.  Ebenso 
in  Frankreich.  Vgl.  die  Abhandlung  Ton  R.  r.  Mohl,  Statsrecht, 
Völkerr.  und  PoUtik.  I.  8.  144  und  Pözl,  Art.  Regentschaft  im  D. 
Stats  Wörterbuch . 
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3.  Die  Minderjährigkeit  ist  aber  nicht  der  einzige  Grand, 
welcher  eine  Regentschaft  nOthig  macht.  Wenn  anch  nach 
dem  Begiernngsantritt  eine  persönliche  ünf&higkeit  des  Mon- 
archen sich  zeigt,  die  Regierung  auszufiben,  and  dieselbe  nicht 
00  umfassend  und  dauernd  ist,  um  den  Uebergang  der  Thron- 
folge selbst  zu  rechtfertigen,  so  bedarf  es  wieder  der  Regent- 
schaft.   Dahin  gehören: 

a)  körperliche  Gebrechen,  z.  B.  Taubheit,  Blind- 
heit, Stummheit  und  schwere  Krankheit; 

b)  Wahnsinn  und  ähnliche  Geistes-  oder  Gemüthsr 
krankheit,  z.  B.  Blödsinn,  ein  hoher  Grad  von  Trftbsinn; 

c)  lange  Abwesenheit  oder  Gefangenschaft; 

d)  grobe  Verletzung  der  Regentenpflicht,  z.  B. 
Tyrannei,  gewaltsame  Miszachtung  der  Verfassung,  offenbare 
und  gemeinverderbliche  Miszregi^rung; 

e)  Privatverbrechen,  welche  die  moralische  Ehre 
des  Regenten  verdunkeln; 

f)  Unwtirdigkeitdes  Benehmens  und  Lebens,  welche 
dem  Fürsten  die  öffentliche  Achtung  völlig  raubt,  und  ihn 
moralisch  zur  Fortführung  der  Regierung  untauglich  macht.  ^ 

Die  Anerkennung  besonders  der  drei  zuletzt  genannten 
moralischen  Grande  für  Bestellung  einer  Regentschaft  hat 
freilich,  insofern  nicht  wie  in  den  zusammengesetzten  Staten 
durch  die  höhere  Ordnung  der  Reichs-  oder  Bundesverfassung 
für  Bewahrung  der  Rechtsordnung  in  den  Einzelstaten  gesorgt 
ist,  sowohl  principielle  als  factische  Schwierigkeiten;  jenes, 
weil  die  Körperschaft,  welche  darüber  zu  erkennen  hat,  in  ge- 
wissem Sinne  über  die  Person  des  Monarchen  zu  Gericht  sitzt, 

*  Eine  Reihe  von  Beispielen  aus  deutschen  Staten  werden  bei  Klü» 
ber,  Deutsches  Bundesrecht,  §.  24  Note  b  angeführt.  In  dem  alten  deut« 
sehen  Reich  war  indessen  fttr  die  Benrtheilung  solcher  FäUe  besser  ge- 
sorgt, früher  durch  die  kaiserlichen  Reichs-  und  Hof  gericht e^  später 
durch  die  Prüfung  und  das  Erkenntnisz  der  Reichsversamnilnng.  Zweck- 
mftsziger  ist  aber  die  gSnzHche  Entfernung  als  die  blosse  Entmündigung 
der  moralisch  untauglichen  Regenten. 
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freilich  nur  in  der  negativen  Weise,  dass  sie  ihm  die  Begier- 
nng  desStats  nicht  länger  zugesteht;^  dieses,  weil  gerade  ein 
schlechter  Fürst  seine  Macht  nicht  leicht  ohne  Kampf  fahren 
lassen,  sondern  eher  benutzen  wird,  seine  politischen  Gegner, 
die  sich  für  eine  Regentschaft  erklären  würden,  zu  verfolgen 
und  zu  unterdrücken.  Daher  bestreiten  manche  Publicisten  ^^ 
für  das  neuere  Statsrecht  die  Zuläszigkeit  einer  Begentschafts- 
ernennung  aus  diesen  Gründen,  und  lassen  dieselbe  nur  in  den 
drei  erst  genannten  Fällen  zu,  die  inmierhin,  weil  sie  sich  mehr 
an  die  thatsächliche  Erscheinung  halten,  als  eine  moralische 
Beurtheilung  n()thig  machen,  leichter  festzustellen  sind.  Gibt 
es  aber  kein  legitimes  Mittel,  die  letzteren  Fälle  zu  berück- 
sichtigen und  für  Abhülfe  zu  sorgen,  so  wird  der  Stat  der 
noch  schlimmeren  Gefahr  einer  revolutionären  Lösung  der  Frage 
ausgesetzt.  Wir  werden  im  Verfolge,  wenn  von  der  Unver- 
antwortlichkeit  des  Monarchen  die  Bede  sein  wird,  darauf  zu- 
rückkommen. 

4.  In  republikanischen  Staten  ist  das  Bedürfnisz  einer 
Begentsohaft  seltener,  iudem  der  häufigste  Fall,  die  Minder- 
jährigkeit, überall  nicht  eintritt,  üeberdem  ist,  wenn  sich 
später  eine  Verhinderung  des  Statschefs  ergibt,  regelmäszig 
durch  das  Amt  des  Vicepräsidenten  für  die  Fortsetzung 
der  Regierung  gesorgt."  Dagegen  kann  ähnlich,  wie  in  der 
Wahlmonarchie,  hier  eher,  wenn  der  Präsident  und  Vicepräsi- 
dent  sterben  oder  ihre  Amtsdauer  ausgelaufen,  und  der  Nach- 
folger noch  nicht  gewählt  ist,  das  Bedürfnisz  einer  Zwischen- 
regierung (interregnum)  eintreten. 

*  Bei  Berathung  des  badisohen  Entwnrfe  des  Begentsohaftsgesetees 
wurde  der  Antrag  gestellt,  dasz  eine  aas  den  Kammern  gewfthlte  Jorj 
einen  einstimmigen  Wuhrspruch  bilde,  welcher  dem  fintsobeid  der  Kam- 
mern zu  Grunde  liege. 

^  Z.  B.  Zaobarift,  D.  Statsrecht,  $.  80. 

*^  Nordamerikanische  Verfassung  II.  1.  Story  IIL  36,  §.  205. 
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Eilftes  GapiteL 

V.   Verlust  der  Herrschaft. 

1.  Entsagung,  Abdankung.  Sie  beruht  auf  dem 
freien  Willen  des  Regenten,  auf  die  ßegierungsrechte  zu  ver- 
zichten, und  die  damit  verbundenen  Pflichten  von  sich  abzu- 
wälzen. Ein  Amtszwang,  welcher  denselben  auch  wider  Willen 
festhielte,  wäre  unnatürlich,  schon  um  der  groszen  moralischen 
Verantwortlichkeit  willen,  welcher  die  Kräfte  eines  Individuums 
nicht  gewachsen  sein  können,  und  verderblich  für  den  Stat, 
dem  mit  erzwungener  Begierungsthätigkeit  nichts  geholfen  sein 
kann.  ^ 

Die  Entsagung  kann  indessen  in  der  Erbmonarchie  eine 
unbedingte  sein,  in  dem  Sinne,  dasz  die  Thronfolge  eben  so 
eintritt  und  fortgeht,  wie  wenn  der  Monarch  gestorben  wäre, 
oder  eine  bedingte,  d.  h.  lediglich  zu  Gunsten  des  be- 
stimmten Nachfolgers  wirkende,  so  dasz,  nach  dem  Absterben 
des  letztem,  der  abdankende  Fürst  neuerdings  zur  Thronfolge 
berufen  wird. 

2.  Der  ausdrücklichen  Entsagung  steht  die  stillschwei- 
gende gleich,  welche  aus  den  Verhältnissen  geschlossen  werden 
kann,  obschon  die  Herstellung  dieses  Ereignisses  leicht  dem 
Zweifel  und  Streit  ausgesetzt  ist.  Sie  darf  gefolgert  werden, 
wenn  der  Monarch  dauernd  das  Land  verlässt,  das  er  zu  re- 
gieren hat,  oder  sich  dauernd  allen  Regierungspflichten  und 
Geschäften  entzieht.  Dieses  Argument  wurde  in  der  englischen 
Revolution  von  1688  auch  von  der  entschieden  dynastisch  ge- 
sinnten Partei  in  dem  Englischen  Parlamente  anerkannt.  Eben- 
so kann  die  Veräuszerung  des  Statsgebietes  von  Seite  des 
Monarchen  interpretirt  werden,  ganz  abgesehen  von  der  Frage, 
ob  dieselbe  gültig  sei  oder  nicht. 

^  Eine  Ausnahme  kommt  daher  auch  nur  in  kleinen  Republiken,  die 
einer  Gemeindeverwaltung  fthnlich  8ind,  vor,  wie  in  einzelnen  Bergkan- 
tonen der  Schweiz. 
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3.  DerEintritt  einer  absoluten  Unfähigkeit,  Begent 
»1  sein,  nach  den  Bestimmungen  der  Statsverfassung ,  z.  B. 
nach  der  englischen  der  Uebertritt  desselben  in  die  katholische 
Kirche.  Manche  neuere  Verfassungen  begnügen  sich,  auch  in 
solchen  Fällen,  wie  in  denen  relativer  Unfähigkeit,  die  Be- 
stellung einer  Beichsverwesung  anzuordnen. 

4.  Die  Entsetzung,  in  der  Bepublik  auch  gegen- 
wärtig noch  anerkannt,  nach  dem  Statsrechte  .des  Mittelalters 
auch  in  Monarchien  häufig  geübt,  wird  von  dem  Statsrechte 
der  modernen  Monarchie  gewöhnlich  nicht  mehr  gestattet  * 

5.  Die  Entthronung,  sei  es  a)  durch  das  Machtge- 
bot eines  Eroberers  oder  eines  übermächtigen  fremden  States, 
oder  b)  in  Folge  einer  Innern  Bevolution,  welche  den 
Monarchen  oder  die  Monarchie  stürzt,  oder  c)  durch  Usur- 
pation eines  Individuums,  welches  sich  der  Statsgewalt  be- 
mächtigt. Die  Geschichte  kennt  eine  grosze  Zahl  von  Bei- 
spielen der  Art  aus  alter  und  neuer  Zeit. 

Zunächst  ergibt  sich  in  allen  diesen  Fällen  nur  eine  fac- 
ti sc  he  Zerstörung  der  bisherigen  Herrschaft,  nichteine  recht- 
liche Erledigung  des  Thrones.  Verzichtet  der  Monarch  nicht 
auf  sein  Becht,  so  wird  der  Zwiespalt  zwischen  seinem  Bechte 
und  den  factischen  Verhältnissen  sichtbar,  und  dem  Könige 
de  jure  steht  ein  König  oder  eine  Begierung  de  facto  feindlich 
entgegen:  eine  Spaltung  des  idealen  Bechts  und  der  realen 
Macht,  welche  jederzeit  für  den  Stat,  dessen  Existenz  die  Ver- 
einigung beider  erfordert,  ein  schweres  Leiden  und  auf  die 
Dauer  unerträglich  ist. 

Der  illegitime  Herrscher  wird,  so  weit  seine  wirk- 
liche Macht  reicht,  von  den  Unterthanen  Gehorsam  fordern; 
und  da  die  Wohlfahrt  und  die  Bechtsordnung  in  dem  State 
ohne  eine  factische  Begierung  nicht  bestehen  können,  so  wird 
er  denselben  auch  finden.  Der  einzelne  Unterthan  kann  den 
Kampf  mit  der  überwiegenden  Statsgewalt  nicht  aufnehmen 

'  l^äher  wird  davon  Cap.  13  gehandelt. 
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tmd  bestehen  und  die  übrigen  Organe  des  Stats,  die  Polizei, 
das  Heer,  die  Gerichte  werden  jede  Auflehnung  der  Individuen 
oder  einzelner  Glaesen  der  Bevölkerung  unterdrücken  und  be- 
strafen. Der  legitime  Herrscher  aber  hat  die  Macht  nicht, 
die  ihm  treuen  Bürger  zu  schützen,  und  kann  daher  auch  nicht 
fordern,  dasz  sie  für  seine  Rechtsansprüche,  die  er  selber  nicht 
aufrecht  zu  halten  vermag,  sich  hinopfem.*'*  Aber  eben  so 
wenig  kann  ihm  zugemuthet  werden,  auf  dieselbe  für  die  Zu- 
kunft zu  verzichten;  und  ihn  dazu  zu  nöthigen,  in  ähnlicher 
Weise  wie  die  Unterthanen,  dazu  fehlt  der  factischen  Regier- 
ung hinwieder  die  Macht. 

Hier  begegnen  wir  dem  groszen  Einflusz,  welchen  auf 
dem  Gebiete  des  Statsrechts  der  Besitz  auf  die  Bechtsbü- 
dung  ftuszert.  Man  darf  zwar  nicht  so  weit  gehen,  schon  dem 
Besitz  an  und  fDr  sich  die  Bedeutung  des  Bechts  zuzuge- 
stehen, das  hiesze  Zerstörung  des  Bechtsbegriffs,  dem  die  reale 
Unterlage  zwar  nothwendig,  aber  die  sittliche  Eigenschaft  nicht 
minder  unentbehrlich  ist.  Auch  im  Verhältnisz  zu  den  Unter- 
thanen kann  der  Usurpator  nicht  sofort,  wie  er  die  Macht  er- 
griffen hat,  als  legitimer  Herrscher  angesehen  werden. 
Erst  wenn  die  Bepräsentation  des  Volkes  und  die  übrigen  Or- 
gane des  States,  insbesondere  die  Gerichte,  denselben  als  Be- 
genten  anerkannt  haben,  dann  ist  für  die  einzelnen 
Statsbürger  die  Unterordnung  unter  den  factischen  Herrscher 
auch  zur  Bechtspflicht  geworden,  und  kann  jener  in  diesem 
Verhältnisz  das  Becht  eines  legitimen  Begenten  ansprechen. 

Der  entthronte  Herrscher  aber  verliert  sein  Becht  durch 
Verjährung,   sobald   er   durch   die    Verhältnisse  genöthigt 

'  Unter  Heinrich  VIT.  wurde  im  Jahr  1494  eine  englische  Parla- 
mentsacte  erlassen,  durch  welche  ausdrücklich  untersagt  wurde,  jemanden 
gerichtlich  wegen  Verratha  oder  eines  andern  Vergehens  zu  rerfolgea 
und  zu  bestrafen,  weil  er  einem  Könige  de  facto  seine  Dienstpflicht  ge- 
leistet habe.  Sie  findet  sich  in  dem  Book  of  Rights  Ton  Edgar  Tay- 
lor 8.  136. 
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wd,  den  Kampf  um  die  Herstellang  der  Herrschaft  aufzu- 
geben, d.  h.  wenn  einerseits  im  eigenen  Lande  jeder  factische 
Widerstand  aufgeh()rt  hat  und  auch  die  Aussicht  denselben 
zu  erneuern  verschwunden  ist,  und  anderseits  die  Möglichkeit, 
von  auszen  her  durch  völkerrechtliche  Einwirkung  oder  Krieg 
die  Wiedereinsetzung  zu  vollziehen,  zerstört  ist.  Ersteres  ist 
geschehen,  wenn  die  ganze  Nation  sich  dem  neuen  Herrscher 
unterworfen  hat;  letzteres  wenn  die  auswärtigen  Mächte  diesen 
ihrerseits  anerkannt  haben,  und  jenen  somit  verhindern,  sein 
Beeht  von  ihrem  Oebiet  aus  mit  Kriegsgewalt  zu  erneuern.'^ 
6.  Die  Beichsverwesung,  Begentschaft  erlischt, 
wenn  der  Grund,  um  dessen  willen  sie  bestellt  wurde;  aufhört, 
somit  wenn  der  minderjährige  Monarch  stirbt,  und  der  Thron- 
folger zur  Begierung  befähigt  ist,  oder  wenn  jener  volljährig 
wird.  Ist  es  zweifelhaft,  ob  der  Grund  aufgehört  habe,  so  wird 
darüber  in  der  nämlichen  Form  entschieden  werden  müssen 
welche  verfassungsmäszig  zur  Bestellung  der  Begentschaft  er- 
fordert wird.* 


*  Ygl.  oben  Einleitung  Gap.  9  S.  25  f.  und  Z5pfl,  Statsreoht  II. 
§.  206.  Er  legt  mit  Recht  auf  die  Anerkennung  der  Groszmäohte  einen 
Werth ;  aber  wenn  einmal  ein  neuer  Herrscher  yon  denselben  anerkannt 
worden  und  so  auch  ySlkerrechtlich  legitimirt  ist,  lo  läszt  sich  das  nun 
wirkliche  Recht  nicht  wieder  durch  spätere  Weigerung  fernerer  Aner- 
kennung illegitim  machen,  wie  Zöpfl  mit  Hinweisung  auf  den  Fall  Na- 
poleon des  Ersten  behauptet.  Diese  spätere  Weigerung  kann  die  Be- 
deutung einer  yölkerrechtlichen  Entthronung  haben,  und  ist 
dann  neue  Rechtsbildung  nicht  Rückbildung  in  frühere  Zustände.  Man 
kann  die  Geschichte  nicht  nachträglich  ungeschehen  machen.  Gerade 
die  Napoleonische  Geschichte  macht  das  klar. 

^  Zachariä,  Deutsches  Bundesrecht  $.  83, 
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Zwölftes  GapiteL 

VI.  Rechte  des  Stats Oberhauptes. 
A.  Majetätsreohte, 

1.  Der  Monarch  als  Souverän  ist  zugleich  gewissermaszen 
die  Personification  der  Hoheit  und  Würde  des  Stats. 
Demgemäsz  hat  er  das  fiecht  der  Majestät,  welches  auch 
da  gilt,  wo  der  Titel  „Majestät''  dem  Fürsten  fehlt. 

Der  Titel  Majestät  gebahrt  nach  der  neuem  statlichen 
Gourtoisie  nur  den  Kaisern  und  den  Königen,  nicht  aber 
andern  F41rsten,  auch  wenn  dieselben  souveräne  Landesherr- 
ren sind.  Zuerst  hat  die  römische  Statssprache  das  Kaiser- 
thum  damit  beehrt.^  Von  da  ging  der  Sprachgebrauch  auf 
die  fränkische  Monarchie*  über,  und  durch  deren  Vermitt- 
lung auch  auf  die  deutschen  Kaiser.^  Im  spätem  Mittel- 
alter gaben  auch  die  Könige  dem  Kaiser  diesen  Titel,  erhielten 
denselben  aber  nicht  von  der  kaiserlichen  Kanzlei  zurück.  ^  Erst 

^  Die  Kaiser  wurden  zuweilen  so  angeredet,  brauchten  aber  auch  von 
sich  selber  den  Ausdruck  „nostra  majestas.**  Vgl.  c.  17  C.  de  omni  agro 
deserto:  „snb  canonis  solutione,  quem  nostrae  majestatis  auctoritas  per 
anno3  singulos  solvendum  esse  praescripsit.*^ 

'Karl  der  Qrosze  bediente  sich  des  Titels  schon,  bevor  er  die  Kaiser- 
krone auf  sein  Haupt  gesetzt  hatte,  und  noch  früher  sprach  Theodorich 
derGrosze  alsKSnig  von  Italien  Ton  seiner  «regia  majestas.*^  Vgl.  Pfef- 
finger:  Viiri<mu8  lUustr.  I.  IV.  9. 

'  Es  ist  daher  ein  Irrthum,  wenn  Droysen  (Befreiungskriege  I. 
8.  23)  meint,  Karl  Y.  habe  sich  zuerst  Majestftt  heiszen  lassen.  Dieser 
Kaiser  hielt  zwar  sirenge  auf  die  Etikette,  und  so  mochte  auch  dieser 
Titel  unter  ihm  zu  regelmäszigerem  Gebrauche  kommen.  Aber  fortwäh- 
rend hatten  auch  die  frühern  Kaiser  den  Titel  der  Majestät  erhalten  und 
von  sich  gebraucht.  Eine  Reihe  von  Beispielen  sind  gesammelt  beiPfef- 
finger  a.  a.  0.,  z.  B.  Friedrich  IL  im  Jahre  1213:  „praesens  Privi- 
legium majestttHs  nostrae  aurea  bnlla  jussimus  oommuniri.** 

*  Noch  bei  den  Regensburger  Verhandlungen  erhob  die  kaiserliche 
Kanzlei  Einsprache  dagegen,  dasz  dem  Könige  von  Frankreich  der  Titel 
Majestät  Yon  dem  Reiche  beigelegt  werde:  „Hielten  sie  dayor,  dasz  das 
Wort  „Dignitas*  oder  „Königliche  Würde *^  zu  behalten;  als  weiln  es 
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seit  dem  westphälischen  Frieden  wurde  es  tiblicb,  auch  von 
Beichs  wegen  die  Könige  als  Majest&ten  zu  beehren,  und 
auch  die  Kurfürsten  fingen  nun  an,  die  nftmliche  Auszeich- 
BEong  zu  begehren.^ 

Der  Titel  kann  auch  für  sich  allein,  ohne  die  eigentlichen 
Hajestfttsrechte,  yorkommen.  In  diesem  Sinne  gebührt  derselbe 
regelmftszig  der  Gemahlin  des  Königs,  und  kann  auch  von  dem 
Könige,  welcher  auf  die  Herrschaft  verzichtet,  somit  aufgehört 
hat,  Souverän  zu  sein,  als  Zeichen  der  höchsten  Ehre  beibe- 
halten werden. 

Unabhängig  von  dem  Titel  ist  das  Becht  der  Maje- 
stät. Eine  Verletzung  der  höchsten  statlichen  Ehre  des  Mon- 
archen wird  daher  als  ein  eigenthümliches  Verbrechen,  als 
„Majestätsbeleidignng^^  (crimen  laesae  majestatis)  behandelt, 
und  mit  schwererer  Strafe  belegt,  als  wenn  irgend  die  Ehre 
eines  andern  Individuums  verletzt  wird.^ 

Das  republikanische  Statsrecht  der  neuern  Zeit  hat  für 
seine  Begierungshäupter  sowohl  das  Becht  der  Majestät 
aufgegeben,  als  den  Titel  nie  in  Anspruch  genommen.    Das 

also  im  rdmisohen  Reich  herkommen  und  solohes  pr&dioat:  Dignitas  ge- 
branoht  würde,  wenn  auch  nur  ein  Fürst  des  Reichs  a^ein  an  einen 
Kdnig  schriebe,  und  würde  derowegen  hierdurch  eine  Einführnng  und 
sonderlichen  denen  anwesenden  Füritea  ein  Präjudiz  gemacbet,  so  man 
niemals  Torhero  hätte  thun,  ja  auch  keines  Königes  Gesandten  gestatten 
wollen,  seinem  König  das  Prädicat  Majestät  zu  geben,  weiln  sonsten 
niemand  anders  als  dem  Römischen  Kajser  und  dem  Regi  Romanorum 
solch  Prädicatum  Majeätatis  gegeben  würde/'  Indessen  liesz  sich  damals 
schon  die  Mehrheit  in  dem  Fürstenrathe  bestimmen,  den  Königen 
Yon  Frankreich  und  von  Spanien  diesen  Titel  zuzugestehen,  die 
Kurfürsten  aber  bezogen  sich  auf  den  Entscheid  des  Kaisers. 

^  Als  der  Kurfürst  Yon  Brandenburg  16dd  in  der  Vollmacht  seiner 
Gesandten  die  Formel:  „mit  unserem  ChurfÜrstlichen  Majestät  InsiegeP^ 
brauchte,  machte  das  Kurmainzische  Directorium  erst  Einwendungen, 
liesz  sich  dann  aber  bestimmen,  dieselbe  anzuerkennen.  Vgl.  Pfeff- 
iager  a.  a.  0. 

*  Die  Gesetze  und  die  Jurisprudenz  der  Römer  haben  diesen  Be- 
griff in  ausgedehntem  Umfang  und  mit  groszer  Härte  in  das  Stmfreoht 
eingeführt. 
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altr^mische  dagegen  dehnte  jenes,  wenn  auch  nicht  diesen,  aof 
die  Magistrate  ans.^ 

2.  Dem  Monarchen  wird  ünverletzlichkeit  zuge- 
schrieben, nnd  seine  Person  als  geheiligt  erklärt.  Audi 
diese  Vorstellung  ist  zuerst  in  dem  römischen  Rechte  näher 
bestimmt  worden.  Um  die  Yolkstribunen  sicher  zu  stellen, 
wurden  dieselben  für  sacrosancH  erklärt,  d.  h.  wer  dieselben 
verletzte,  dessen  Leib  und  Out  war  den  Göttern  verfallen.^ 
Mit  der  tribunicischen  Gewalt  ging  diese  Eigenschaift  auf  die 
römischen  Kaiser  über,  und  als  das  Ghristenthum  eingeführt 
ward,  bekam  der  Begriff  der  Heiligung  eine  kirchliche  Färbung. 

In  den  katholischen  Ländern  sind  die  beiden  Vorstellungen 
noch  lebendig;  in  protestantischen  dagegen  wird  in  neuerer 
Zeit  die  statliche  ünverletzlichkeit  wohl  festgehalten, 
nicht  aber  auch  die  kirchliche  Heiligung.^ 

8.  Dem  Monarchen  kommen  die  Beichsinsignien  zu, 
als  sichtbare  Symbole  seiner  Würde  und  Macht.  Dahin  ge- 
hören: die  Krone,  als  Sinnbild  der  Majestät, '^  das  Schwert. 

*  Lex  Cornelia  de  majestate:  „Praetor  qui  ex  hao  lege  quaeret,  de 
eo  qaaerito,  qui  interoessionem  saatulerit,  aut  magistratui,  quo  minas  ma- 
nere  stto  fungatur,  impedimento  f^erii." 

*  Vgl.  Liviua  III.  55:  „Ipsis  tribunis,  ttt  sacrosamü  riderentur 
(cajiis  rei  prope  jam  memoria  aboleverat),  relatia  quibusdam  ex  magno 
interTallo  oeremoniis,  renorarant:  et  qaum  religione  itwioUUas  eos,  tum 
legeetiam  feoerunt,  sanciendo:  Utqui  tribunis  plebia,  aedilibos,  judicibna, 
decemTiris  noouisset,  ejus  caput  Jovi  aacrum  esset:  familia  ad  aedem 
Cereris,  Liberi,  Liberaeque  Tennm  iref' 

*  Bayerische  Verf.  von  1818  11.  §.1:  ,,Seine  Person  ist  heilig  und 
unTorletslich.^  Spanische  Yerf.  ron  18B7  §.  44:  „Die  Person  des  Kö- 
nigs ist  heilig  und  unrerletsbar,  und  hat  keine  Verantwortlichkeit.** 
Oesterreiohische  von  1849  §.  14:  „Der  Kaiser  ist  geheiligt,  unver- 
letzlich und  unverantwortlich.'^  Dagegen  Niederländische  von  1848 
$.  53:  „Der  König  ist  unverletzlich.^'  Preuszisohe  von  1850  $•  ^' 
„Die  Person  des  Königs  ist  unverletzlich.*' 

^  Der  deutsch-römische  Kaiser  vereinigte  drei  Kronen,  die  deutsohe 
(von  Aachen),  die  longobardisohe  und  die  römische.  Das  Kreuz  auf  der 
Krone  deutete  auf  die  Eigenschaft  desselben  als  Schinnherr  und  Olied 
der  ohriatliohen  Kirche.  Vgl.  Pfeffingers  Yitriarius  I.  8  §.  2  f. 
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als  Zeichen  der  Gewalt,  die  das  Becht  schützt  und  das  Unrecht 
straft,"  der  Ring  der  königlichen  Würde  nnd  der  Glaubens- 
trene,"  der  Scepter,  als  Symbol  der  Gerechtigkeit,  der 
Weisheit  nnd  der  Gnade.  *^  IJeberdem  haben  die  einzelnen 
Beiche  auch  ihre  besondern  Insignien.  So  wurde  dem 
deutschen  Kaiser  ein  goldener  Reichsapfel  bei  der  Krönung 
gereicht,  zum  Zeichen  der  Herrschaft  über  die  Erde,  und  der 
zweiköpfige  Adler  konnte  als  Symbol  der  inneren  Gegen- 
sätze gedeutet  werden,  welche  in  dem  deutschen  Reiche  zu 
Einem  Körper  verbunden  waren,  so  waren  die  Lilien  das 
Symbol  der  französischen  Könige,  die  Löwen  das  der  eng- 
lischen. Zuweilen  wählten  die  verschiedenen  Könige  auch  ver- 
schiedene Lisignien. 

4.  Der  Glanz  des  Königthums  wird  femer  durch  den 
Hofs  tat,  und  die  Ehrerbietung,  die  dem  Statsoberhaupte  zu- 
kommt, durch  ein  ausgebildetes  C er emoniel  dargestellt.  Auf 

"  Die  Formel  bei  der  ErSnung  des  deutschen  Kaisers:  „Accipe  gla- 
dinm.  Esto  memor,  de  qao  Psalmisia  propheiarifc,  dicens :  Aocingere  gla- 
dio  tuo  super  femur  tuum,  Poteniissime  etc.:  ut  in  hoo  Tim  aequitatis 
exerceas,  per  eundem  molem  iniquitatis  potentissime  destruas,  sanctam 
Dei  ecclesiam  ojttsque  fideles  propugnes  atque  protegas,  neque  minus  sub 
fide  falsos  quam  Cbristiani  nominis  hostosr  exteraa  atque  dispergas,  riduas 
atque  pupillos  clementer  adjures  atque  defendas,  desolata  restaurata  oon- 
senres,  ulciscaris  injusta,  conserYCs  bene  disposita;  quatenua  hoc  agendo 
Tirtntum  triumphator  gloriosus,  justitiae  cultor  egregius,  cum  mundi 
salvatore,  cujus  typum  gerts,  in  nomine  ejus  sine  fine  regnare  merearis, 
qui  cum  patre  et  spiritu  Santo  Tiyit  et  regnat  Dens,  in  secula  secnlomm, 
amen." 

'*'  Kronungsformel  des  deutschen  Kaisers:  „Accipe  regiae  dignitatis 
annulum  et  per  huno  Gatholicae  fidei  cognosoe  signaculum  et  hodie  ordi- 
naris  oaput  et  prinoeps  regni  et  populi  ita  periererabis  autor  et  stabiU- 
tor  Cliristianitatis  et  Ghristianae  fidei  fieri  ut  felix  in  opere  cum  rege 
regum  glorieris  per  aevum:  Cui  est  honor  et  gloria,  per  infinita,  secula 
seculorum,  amen." 

^'  Die  Formel:  „accipe  yirgam  rirtutia  atque  Teritatis»  qua  intelligis 
mulcere  pios  et  terrere  reprobos,  errantibua  riam  pandere,  lapisque  ma« 
num  porrigere,  disperdasque  superbos  et  releves  humiles  —  diligas  justi- 
tiam  et  odio  habeas  iniquitatem." 

Blanttclili»  ftUfemeine*  StatsreohC,  II.  5 


66        Sechstes  Buoh.    Die  SouTeränetät  and  das  Staiioberhaupt. 

die  Ordnung  des  erstem  hat  die  fränkische  Einrichtang  der 
vier  Hofämter,  welche  während  des  Mittelalters  an  allen  HOfen 
der  Fürsten  nachgebildet  wurde,  groszen  Einflusz  geübt.  Das 
letztere  ist  theilweise  noch  durch  Formen  und  Vorstellungen 
bestimmt,  welche  dem  byzantinischen  Kaiserreich  entlehnt 
sind.  Da  aber  in  diesem  das  Princip  der  absoluten  Monarchie 
herrschte  und  in  manchen  Beziehungen  auch  theokratische  An- 
schauungen einwirkten,  wie  sie  dem  Orient  eigen  waren,  so 
wird  zuweilen  hier  ein  Widerspruch  fühlbar  mit  der  mensch- 
lichfreieren Natur  des  modernen  States. 

5.  Die  Würde  der  Monarchie  bedingt  und  erheischt  auch 
den  Glanz  und  Beichthum  des  äuszem  Lebens.  Beschei- 
dener und  anspruchsloser  ist  der  Charakter  des  republikanischen 
Begiments,  aber  auch  in  der  Republik  ist  es  weder  würdig 
noch  nützlich,  wenn  die  obersten  Magistrate  von  Nahrungs- 
sorgen gedrückt  und  ein  kärgliches  Leben  zu  führen  genöthigt 
sind,  so  dasz  dieselben  von  reichen  und  selbst  von  wohlhab- 
enden Priyatpersonen  verdunkelt  und  überragt  werden.  Wo 
vollends,  wie  in  der  Monarchie  die  änszere  Ehre  der  Nation 
in  einem  Individuum  und  seiner  Familie  dauernd  concentrirt 
und  in  das  hellste  Licht  gestellt  wird,  da  ist  Beichthum  des 
Monarchen  ein  nothwendiges  Erfordernisz. 

Dieser  Beichthum  soll  so  grosz  sein,  dasz  der  Monarch 
nicht  nur  den  für  seine  statliche  Mission  nothwendigen  Auf- 
wand betreiben  kann,  sondern  auch  im  Stande  ist,  in  weitem 
Umfange  freie  Wohlthätigkeit  zu  üben  und  die  Blüthen  der 
Wissenschaft,  der  Kunst  und  der  Gewerbe  in  seinem  Lande 
durch  Unterstützung  und  Anerkennung  des  Talentes  zu  schön- 
ster Entfaltung  zu  fördern.  „Ein  Fürst  gleicht,^^  wie  Friedrich 
der  Grosze*^  sagt,  „gewissermaszen  dem  Himmel,  welcher 
täglich  seinen  Thau  und  seinen  Begen  ausgieszt  und  immer 
einen  unerschöpflichen  Schatz  hat  die  Erde  zu  befruchten." 
Auch  der  Luxus  der  Fürsten,  wenn  das  rechte  Masz  gehalten 

**  Antimachiavel. 
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wird  and  nicht  in  Ansschwdifhng  nnd  GtoschmaokloBigkeit  ans- 
artet,  oder  unedel  wird,  ist  als  eine  Wohlthat  für  das  Land 
zu  betrachten,  nicht  als  ein  Uebel.  Der  Beichthom  des  Königs 
ist,  wie  kein  anderer  Privatreidithnm,  wie  er  selber,  vorans 
den  öffentlichen  Interessen  geweiht.  Sein  Hanshalt nnter- 
scheidet  sich  dadurch  im  Princip  ron  der  Oekonomie  eines 
Privaten.    Frivaispeculationen  zn  madien  ist  nnköniglichJ* 

In  dem  römischen  Beiche  wnrde  das  Aerar  der  Republik 
nach  nnd  nach  von  der  Begehrlichkeit  des  kaiserlichen  Fis- 
cns  yerschlnngen  nnd  das  Statsvermögen  wie  alles  Statsrecht 
dem  Kaiser  allein  zugeschrieben.  In  den  mittelalterlichen 
Staten  des  romaniscbra  und  germanischen  Europa's  besaszen 
die  Forsten  weite  Domftnen  und  hatten  feste  Rechte  auf  öffent* 
liehe  Einkünfte,  zugleich  aber  die  Pflicht,  die  regelmftszigen 
Kosten  der  Begierong  und  Rechtspflege  aus  ihrem  Vermögen 
zu  bestreiten.  In  der  neuem  Zeit  kamen  sorgfältigere  Unter- 
scheidungen auf: 

a)  das  eigentlidie  Statsvermögen,  nicht  mehr  dem 
Monarchen  allein,  sondern  dem  ganzen  State  zugehörig, 
nimmt  alle  öffentlichen  Einkünfte  in  sich  auf  und  ist 
bestimmt,  ebenso  alle  Ausgaben  und  Verwendungen  des 
States  zu  tragen; 

b)  das  für  den  königlichen  Haushalt  insbesondere 
bestinmite  Vermögen,  die  sogenannte  Gi vi lliste,  deren 
laufende  Einnahmen  der  freien  Verwendung  des  Mon- 
archen anheimfallen; 

**  Friedrich  der  Grosie,  so  sparsam  er  war,  erkannte  doch 
sehr  wohl  das  Bedürfnisz  des  königlichen  Luxus  für  einen  groszen  Stat. 
Er  erinnert  dabei  (im  Antimachiavel)  an  Phidias,  dessen  Statue  der 
Athene  dem  Volke  nicht  gefiel,  als  sie  noch  zu  ebener  Erde  neben  einer 
andern  Statue  derselben  gestellt  war,  dann  aber  allgemeine  Bewunderung 
und  den  entschiedenen  Vorzug  erwarb,  als  sie  auf  ihren  hohen  Stand- 
punkt erhoben  worden  war,  und  bemerkt  ebenso  wahr  als  schön,  dasz 
es  auoh  für  den  Stat  eine  „Optik  der  grossen  Verhältnisse*'  gebe,  die 
beachtet  werden  miUse. 

6* 
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c)  das  reine  frivatvermögen  des  Fürsten. 

Das  Institut  der  Gi?ilUste  wurde  zuerst  in  England  ein« 
geführt,  anfangs  durch  einzelne  Farlamentsacte ,  später  als 
bleibende  Einrichtung,*^  früher  noch  theilweise  mit  andern 
herk(^mmlichen  öffentlichen  Einnahmen  und  Belastungen  der 
Erone  veimischt,  in  neuerer  Zeit  vollständig  davon  ausgeschie- 
den. In  unserm  Jahrhundert  wurde  denn  diese  Sonderung  in 
den  meisten  Staten  mit  constitutionell-monarchischer  Ver&ss- 
ung  vollzogen.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dasz  zwar  durch 
dieselbe  das  königliche  Einkommen  abhängiger  von  der  Zu« 
Stimmung  der  Volksvertretung  geworden  ist  als  zuvor,  so  lange 
noch  Statsvermögen  undEjongut  mehr  vermischt  waren;  aber 
auf  der  andern  Seite  haben  in  Folge  dieser  Umwandlung  auch 
die  Monarchen  gewonnen  durch  gröszere  Sicherheit  der  regel« 
mäszigen  Zahlungen,  durch  Befreiung  von  mancherlei  wechs- 
elnden und  nicht  selten  auch  plötzlich  steigenden  Lasten,  durch 
klarere  üebersichtlichkeit  und  Ordnung  des  Haushaltes,  und 
das  Volk  durch  erhöhten  Einflusz  auf  die  eigentliche  Statsöko- 
nomie,  Entfernung  der  Gefahren  eines  verschwenderischen  Hofes 
und  Erschwerung  des  Stinmienkaufs,  auszerdem  beide  durch 
die  erleichterte  Möglichkeit,  die  Qrösze  der  Givilliste  den  ver- 
änderten Bedürfnissen  der  Zeit  anzupassen.*^ 

Unvereinbar  ist  die  CiviUiste  freilich  mit  dem  Patrimo- 
nialstat,  welcher  umgekehrt  den  Stat  selbst  wie  ein  Privatgut 
der  fürstlichen  Dynastie  betrachtet,  aber  keineswegs  mit  einem 
energischen  und  vollmächtigen  Eönigthum,  wie  der  moderne 
Stat  es  kennt.  Das  Haupt  empfängt  seine  Nahrung  auch  von 
den  Oi^anen  des  Leibes;  weszhalb  sollte  es  daher  für  das 
Statshaupt,  welches  durch  seine  Herrschaft  dem  ganzen  Körper 

^*  Zuerst  nach  der  glorreichen  Berolution  ron  1689  bei  der  Thron- 
erhebung Wilhelms  III.  und  Marias.  Vgl.  über  die  Oesohiohte  der  engl. 
GiYiUiste  Tb.  Ersk.  May,  Yerf.-Qesch.  Englands  1.  Oap.  4. 

**  Sieye8  Werke  II,  203:  ^>BiB  Amtsgebalt  ron  30  MiUionen  ist 
der  Freiheit  sehr  zuwider  und  nach  meiner  Meinung  sehr  antimoiiarohisoh/' 
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dient,  anstOszig  sein,  seine  Ausstattung  und  seinen  Unterhalt 
von  diesem  zu  bekommen? 

Die  Civilliste  besteht  gewöhnlich  aus  einer  fixen  jährlichen 
Beute  und  auszerdem  in  dem  Genüsse  der  Paläste,  Schlösser, 
Sammlungen,  Kleinodien  u.  s.  f.,  welche  für  die  Familie  und 
den  Hof  des  Königs  bestimmt  sind.  In  England*^  wird  die 
örösze  der  Beute  je  bei  dem  Begierungsantritt  des  Königs  für 
dessen  Begierungsperiode  durch  ein  Parlamentsgesetz  bestimmt: 
ein  System,  welches  zur  Zeit  der  Bestauration  in  Frankreichs^ 
angenommen  wurde  und  in  die  Verfassungen  von  Belgien 
§.  43,  der  Niederlande  §.  27  und  andere  übergegangen 
ist.  In  den  deutschen  Staten  wird  dieselbe  entweder  durch 
bleibende  Yerfassungsbestimmungen  oder  Gesetze  ein  für  alle- 
mal festgesetzt,  oder  besteht  in  den  Einkünften  der  besondern 
für  diesen  Zweck  ausgeschiedenen  Krondomftnen. '^  Die  span- 
ische Yerfkssung  dageg^  §.  49  und  die  portugiesische 
§.  27  stellen  es  lediglich  dem  Ermessen  der  Gortes  allein  an- 
heim,  die  Givilliste  bei  dem  Begierungsantritte  des  Königs  zu 
bestimmen  und  in  Griechenland  §.  357  kann  je  nach  10 
Jahren  dieselbe  gesetzlich  neu  geordnet  werden.  In  Nor  wegen 
(Verf.  §.  75)  darf  der  Storthing  sogar  jährlich  die  Givilliste 
festsetzen. 'S  Der  Würde  der  Krone  ist  es  jedenfalls  nicht  zu- 
träglich, wenn  die  Ausstattung  derselben  zum  Gegenstand  öfterer 

**  Blaokatone  Oomm.  I.  8,  9. 

"  Verfassung  ron  1815  §.  23  und  von  1830  S-  19- 

^  Bajerisolies  Yerfassongsgesetz  von  1834.  Preusziscbes  Ge- 
setz von  1820  Verf.  §.  59.  Die  frUherhin  geltende  Vorstellung  eines 
priTatrechtlichen  Kammergui  es  ist  ffir  die  neuere  Statsentwioklnng 
YÖlUg  unhaltbar  geworden.  Beachtung  aber  rerdient  bei  der  Ausmittelung 
der  Civilliste,  dasz  die  deutschen  Fürsten  reiche  Eammergüter  an  den 
Stat  übergeben  und  schon  deszhalb  einen  gerechten  Anspruch  auf  eine 
ehrenvolle  Dotation  haben.  Vgl.  Zaoharift,  deutsches  Statsreoht  §.  210. 
Oesterreiohische  Verf.  §.  36. 

*'  Dahlmann,  Polit.  I.  S.  95  heiszt  das  nicht  mit  Unrecht  „einen 
schimpflichen  Zustand  des  ersten  Hauswesens  im  Reiche,  den  kein  Pri- 
Tatmann  ertragen  würde.*^ 
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Yerhandlungen  der  Kammer  und  so  znr  Zielscheibe  der  Par- 
teileidenschaft, des  Neides  und  des  Unverstandes  gemacht  wird. 

Wo  die  Civilliste  gehörig  ausgeschieden  ist  \(m  dem  übrigen 
Statsvermögen ,  da  wird  durch  einen  üeberschnsz  der  jähr- 
lichen Einnahmen  des  StatsvermOgens  fiber  die  Ausgaben  dieses, 
nicht  aber  jene  bereichert.  Der  Yorschusz  dagegen  der  Ein- 
künfte der  Civilliste  über  die  Ausgaben  derselben  vermehrt  das 
PrivatvermOgen  des  Monarchen,  wenn  nicht  besondere  Gründe 
im  Wege  stehen. 

Die  Apanagen  der  Prinzen  und  ihrer  Familien  werden 
besser  getrennt  von  der  Civilliste  als  in  dieselbe  eingeschlossen. 
Die  Stellung  des  Monarchen  ist  einzig  im  State  und  darf  daher 
auch  nicht  abhängig  gemacht  werden  von  der  Zahl  und  den 
Bedürfiiissen  der  Prinzen,  und  es  haben  diese  zunächst  blosz 
einen  Anspruch  auf  standesmäszigen  Unterhalt,  nach  Maszgabe 
des  Stammvermögens  der  Krone,  welcher  mehr  nach  den 
Gnmdsätzen  des  Privatrechts  als  des  Statsrechts  zu  normiren 
ist,  während  das  Recht  des  Monarchen  selbst  vorherrschend 
von  statsrechtlicher  Natur  ist.  Die  Ehre  der  Dynastie  und 
die  Würde  des  States  sind  freilich  auch  in  diesem  Verhält- 
nisse zu  berücksichtigen,  aber  sie  haben  hier  doch  nur  eine 
untergeordnete  Bedeutung.  Das  System  der  Apanagen  ist  in 
Europa  aufgekommen,  seitdem  der  statsrechtliche  Gesichtspunkt 
der  Einheit  der  Landesregierung  die  Untheilbarkeit  des  Stats- 
gebietes  und  zugleich  mit  diesem  den  Anfall  des  Domänen- 
und  des  Krongutes  an  den  einen  Nachfolger  in  dem  Fürsten- 
thum  zur  Folge  hatte.  Die  früheren  mehr  privatrechtlichen 
Erbansprüche  der  übrigen  Anverwandten  des  Monarchen  wurden 
daher  zurückgewiesen,  und  diese  muszten  sich  für  den  Verlust 
ihres  Erbrechtes  mit  einer  Abfindung  begnügen,  wie  sie  den 
ökonomischen  Kräften  des  Kammergutes  und  den  Lebensbe- 
dürfiiissen  der  Apanagirten  gemäsz  schien  und  ziemlich  frei 
von  dem  regierenden  Fürsten   selbst  bestimmt  wurde.**     In 

**  Qoldene  Balle  XXV.  §.  5.  „Qui (der ESrstgeborene)  tarnen  »pmd 
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dem  neueren  Statsrechte  werden    die  Apanagen  regelmäszig 
durch  das  Gesetz  bestimmt. 


Dreizehntes  GapiteL 

B.  Majest&tereohte.     ünverantwortliohkeit  und  Yerantwortliohkeit. 

1.  Die  Frage  der  Verantwortlichkeit  des  Statsoberhanptes 
wnrde  zu  verschiedenen  Zeiten  und  unter  verschiedenen  Völkern 
verschieden  beantwortet.  Das  römische  Statsrecht,  auch 
während  der  Bepublik,  huldigte  dem  Princip  der  ün Verant- 
wortlichkeit der  obersten  Magistrate,  so  weit  ihr  politischer 
Amtskreis  reichte.  Die  altem  germanischen  Völker  im  Gegen- 
satze hielten  den  Grundsatz  der  Verantwortlichkeit  selbst 
ihrer  Könige  fAr  natürlicher.  In  unserer  Zeit  bekennen  sich 
die  monarchisch  regierten  Staten  durchweg  -  -  mit  Ausnahme 
der  Napoleonischen  Verfassung  —  zu  dem  ersteren  Princip, 
suchen  aber  factisch  die  ünverantwortlichkeit  der  Könige  durch 
die  Verantwortlichkeit  ihrer  Minister  zu  beschränken,  ohne  die 
sie  nicht  zu  handeln  vermögen.  Die  RepubUken  umgekehrt 
stehen  zu  dem  letzteren  Grundsatze.  Betrachten  wir  die  leit- 
enden Gedanken  und  ihre  Entwicklung  näher. 

2.  Die  Bömer  liebten  eine  energische  Gewalt.  Vor  dem 
Miszbrauche  derselben  suchten  sie  sich  während  der  Bepublik 
theils  durch  kurze  Amtsdauer  und  öftere  Neuwahl,  theils  durch 
Theilung  der  Gewalt  unter  zwei  oder  mehrere  Inhaber  derselben 

alios  fratres  et  sorores  dementem  et  pium  ezhibebit  continuo,  jnzta  datam 
sibi  a  Deo  gratiam  et  juxta  suum  bene  placitum  et  ipsins  patrimonii  fa- 
coltates/*  Der  Ausdruck  apanagium  erklärt  sich  aus  dem  mittelalter- 
lichen Wort  apanare,  d.  h.  panem  et  cibum  porrigere.  Verschieden  da- 
Ton  war  das  sog.  paragium  oder  besser  part<igium  (Vgl.  Du  Gange  u. 
d.  W.),  welches  in  einer  Abfindung  in  Hoheitsreohten  und  Liegenschaften 
bestand,  somit  auf  einer  unToUstftndigen  Durcbfahrung  des  Prinoips  der 
einheittiohen  Thronfolge  beruhte. 
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ZU  schützen:  aber  sie  fSrchteten,  dasz  die  Kraft  des  Amtes 
gelähmt  mid  seine  Hoheit  und  Würde  verletzt  werden  könnte, 
wenn  der  Träger  derselben  während  seiner  Amtsperiode  ver- 
antwortlich gemacht  würde,  und  es  schien  ihnen  unnatürlich, 
dasz  der  höchste  Magistrat  der  Jurisdiction  eines  ihm  gleichen 
oder  niedrigeren  Magistrates  unterworfen  werde.  Es  wurde 
daher  als  ein  Bruch  des  hergebrachten  Rechtes  angesehen,  als 
Tiberius  Grachus  zuerst  auf  Absetzung  seines  Collegen  im  Tri- 
bunal des  M.  Octavius  antrug  und  dieselbe  durchsetzte,^  und 
noch  Cicero  verkündete  von  den  Consuln  den  Satz:  Nemini 
parento.'  Selbst  wegen  ihrer  Provincialregierung  konnten  die 
Magistrate  erst,  nachdem  ihre  Amtsdauer  vollendet  war,  be- 
langt werden.  Die  ünverantwortlichkeit  des  römischen  Kaisers 
aber  deckte  auch  seine  Diener,  wenn  er  sie  nicht  selber  zur  Ver- 
antwortung zog.*^  Der  Kaiser  selbst  hatte  zwar  die  moralische 
Verpflichtung,  Eecht  und  Gesetz  zu  achten;^  aber  wenn  er 
ausnahmsweise  über  ihre  Schranken  hinausging,  so  gab  es  kein 
statsrechtliches  noch  gerichtliches  Mittel,  ihn  zur  Sechenschaft 
zu  ziehen ;  und  insofern  konnte  man  sagen,  der  Kaiser  sei  nicht 
durch  die  Gesetze  gebunden.^ 

3.  Eine  von  Grund  aus  verschiedene  Ansicht  findet  sich 
dagegen  in  dem  gernaanischen  Mittelalter  häufig.  Die  In- 
teressen der  Begierungsmacht  und  Hoheit  schienen  den  ger- 
manischen Völkern  nicht  von  solcher  Bedeutung,    um  ihnen 

^  Rabin  OS  Untenaoh.  I.  S.  32. 

»  De  JLegtb.  III.  3. 

5  Oben  Buch  IV.  Cap.  17.  Note  9. 

*  TcKtttu^  Annal.  III.  26:  „Praecipnus  Seryius  TuUius  sanctor  leg^m 
fuit  quis  etiara  reges  obt^perarent."  c.  4.  C.  de  Legib.  Imp.  Theodosius 
et  VälerUinianus :  „Digna  tox  est  majestate  regnantis,  legibus  alligatum 
se  principem  profiteri;  adeo  de  aactoritate  juris  nostra  pendet  auotoritas.'* 

'  UlpianMf  L.  31.  D.  de  Legibus:  „Princeps  legibus  solutus  est; 
Augusta  autem  non  est,  Principes  tarnen  eadem  illi  privilegia  iribuunt, 
quae  ipsi  habent/*  M,  AnUmintu  phiL:  „Nemo  nisi  solus  Dens  judex 
principis  esse  potest.*' 
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die  Btloksichtea  der  Gerechtigkeit  aufzuopfern,^  und  obwohl 
auch  sie  in  der  Kegel  nur  dem  höheren  Bichter  yerstatteten, 

'  Gregor  von  Tours  lU.  30yondenGK)t1ien:  „Somserant  Gothi hano 
detestabilem  consaetadinem  (der  Biachof  ist  ein  Romane  and  in  den 
Begriffen  des  romischen  Beohts  erzogen),  nt  si  qoia  eis  de  regibus  non 
placuisset,  gladio  eum  adpeterent,  et  qui  libuisset  animo,  hnnc  gibi  sta- 
taerent  regem."  Dem  schwedischen  König  Olof  Schooszkonig  er- 
kffirte  der  Lagmann  Thorgny  in  dem  öffentlichen  Dinge  sn  Üpsala  in 
Gegenwart  des  norwegischen  Gesandten :  „Dieser  König,  der  jetzt  da  ist, 
will  nicht,  dasz  Einer  wage  zu  ihm  zu  reden,  als  was  ihm  selbst  wohl- 
gefällig KU  hören  ist,  und  das  betreibt  er  mit  aller  Hitze.  Seine  Steuer- 
länder  aber  Uszt  er  durch  Sorglosigkeit  sich  ans  den  Hftnden  gehen, 
und  dennoch  will  er  Norwegen  beherrschen,  was  kein  König  vor  ihm 
begehrte,  daher  Mancher  in  Unruhe  leben  musz.  Deszhalb  wollen  wir 
Bauern,  dasz  Du  König  Olof  mit  Norwegens  Könige  Friede  schlieszest 
und  ihm  deine  Tochter  Ingegard  zur  Frau  gebest.  Willst  Du  die  Ost- 
Iftnder  wieder  gewinnen,  die  Deine  Verwandten  und  Yoreltem  gehabt 
haben,  so  folgen  wir  Dir  Alle.  Willst' Du  aber  unser  Begehren  nicht 
erfüllen,  so  werden  wir  Dich  überfallen  und  Dich  tödten  und  nicht 
I&nger  Unfrieden  und  Unrecht  dulden.  Denn  so  haben  es  unsere  Yor- 
eltem gemacht:  sie  stürzten  fünf  Könige  in  einen  Brunnen  bei  Mulath- 
ing,  die  so  yon  Hochmuth  erfüllt  waren,  wie  Du  gegen  uns."  Ygl* 
Wilda,'  Strafrecht  der  Germanen  S.  31.  Weitere  Kachweisungen  bei 
G.  Maurer,  Beitr.  zur  Bechtsgeschichte  des  Nordens  I.  S.  13.  Leges 
Lamecenses  in  Portugal  t.  J.  1153  Art  22:  „Und  der  Procivator  des 
Königs  Lorenzo  Yenegas  hat  gefragt:  Wollt  ihr,  dasz  der  Herr  König 
zu  den  Cortes  des  Königs  Ton  Leon  gehen  und  ihm  oder  irgend  einer 
andern  Person  auszer  dem  Herrn  Papst,  welcher  ihn  zum  König  erhoben 
hat,  Tribut  zahlen  soU  ?  Und  alle  haben  sich  erhoben  und  mit  den  bloszen 
Schwertern  gegen  den  Himmel  gerichtet  gesprochen :  Wir  sind  frei,  unser 
König  ist  frei,  unsere  Hände  haben  uns  befreit,  und  der  Herr  König, 
welcher  solche  Dinge  zugestanden  haben  sollte,  soll  sterben,  und  wenn 
er  noch  König  seyn  soUte,  nicht  mehr  über  uns  regieren.  Und  der  Herr 
König  mit  der  Krone  auf  dem  Haupt  erhob  sich  abermals  und  sprach 
auf  ähnliche  Weise  mit  entblösztem  Schwerte  zu  Allen:  ihr  wlszt,  wie 
fiel  Schlachten  ich  für  eure  Freiheit  aus  gekämpft  habe>  ihr  seyd  davon 
Zeugen«  mein  Arm  und  dieses  Schwert  sind  Zeugen,  wenn  Jemand  solche 
Dinge  zugestanden  haben  sollte,  so  soll  er  sterben,  und  wenn  es  mein 
Sohn  und  Enkel  wäre,  so  soll  er  nicht  regieren.  Und  alle  Stände  haben 
gesprochen:  ein  gutes  Wort,  sie  sollen  sterben,  und  w.enn  der  König  ein 
solcher  gewesen  ist,  dasz  er  zu  einer  firemden  Oberherrschaft  seine  Ein- 
willigung gibt,  so  soll  er  nicht  regieren.  Und  wiederum  sprach  der  König: 
so  soll  es  geschehen.'^  Schubert,  Yerf«  ü«  S.  133.  Noch  im  Jahr  1641 
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über  die  ihm  untergeordneten  Personen  das  Gericht  zu  hegen, 
80  lieszen  sie  doch,  wenn  der  höhere  Richter  selber  das  Recht 
und  den  Frieden  brach,  ihn  vor  seinem  Stellvertreter  zur  Ver- 
antwortung ziehen. 

Es  war  eine  Idee  des  Mittelalters,  dasz  der  Kaiser^ 
berufen  sei,  auch  über  die  Fürsten  Gericht  zu  halten,'  eine 
Idee,  welche  indessen  nur  innerhalb  des  deutsch -römischön 
Beiches  practisch  wurde,  indem  die  übrigen  christlichen  EOnige 

erklärten  die  drei  Stände  von  Portugal  bei  der  Erhebung  des  Hauses 
Braganza  auf  den  Thron:  „Es  ist  auch  nach  dem  natfirliohen  und  mensch- 
lichen Rechte,  selbst  wenn  die  Stände  der  ESnig^eiohe  alle  ihre  Autorität 
und  Gewalt  den  Königen  Übertragen  und  bewilligt  hätten,  um  sie  zu  re- 
gieren, dasz  diesz  niohtsdestoweniger  doch  nur  unter  der  stiUschweigenden 
Bedingung  geschehen  sein  würde,  sie  mit  Gerechtigkeit  zu  leiten  und  zu 
beherrschen,  nicht  aber  mit  Gewalttbätigkeit.  Daraus  folgt,  dasz  wenn 
die  ünterthanen  yon  ihren  Soureränen  tyrannisch  behandelt  worden  sind, 
es  auch  in  ihrer  Gewalt  steht,  ihnen  die  Krone  zu  nehmen.''  Schubert, 
Verf.  IL  S.  139.  Assisen  yon  Jerusalem  6.  G.  26:  Bien  saohies 
quil  n*est  mie  seignor  de  faire  tort :  car  se  ü  le  faiseit  done  ni  avereit  fl 
desous  lui  nul  home  qui  droit  deust  faire  ne  dire,  puisque  le  sire  majme 
oe  fauoe  por  faire  tort." 

'  Carta  dinsionis  imperii  a.  817  o.  10:  „8i  autem  —  erenerit,  ut 
aliquis  iUorum  propter  cupiditatem  rerum  terrenarum,  quae  est  radix  om- 
sium  malorum,  aut  diTisor  aut  oppressor  Ecdesiarum  aut  pauperum  exti- 
terit,  aut  tyrannidem,  in  qua  omnis  crudelitas  oonsistit,  exercuerit,  primo 
seoundum  Domini  praeceptum  per  fideles  legatos  semel  bis  et  ter  de  sua 
emendatione  commoneatur;  ut  si  bis  renisus  fuerit,  arcessitus  a  fatre  co- 
ram  altero  fratre  paterno  et  fraterno  amore  moneatur  et  castigetur.  Et 
si  hanc  salubrem  admonitionem  penitus  spreyerit,  communi  omnium  sen- 
tentia  quid  de  illo  agendum  si  deoematur,  ut  quem  salubris  ammonitio 
a  nefandis  actibus  reyooare  non  potuit,  impericdis  potentia  communisque 
omnium  sententia  coerceaf  Sachsenspiegel  III.  55  $.  1:  „Over  der 
yorsten  lif  unde  ir  gesunt  ne  mut  neman  richtere  sin ,  wan  de  Koning** 
Eeichsabschied  Friedrichs  II.  yon  1235  c.  24:  Wenn  die  Klage  den 
Fürsten  an  ihren  Leib,  ihre  Ehre,  an  ihr  Recht,  an  ihr  Erbe  oder  ihr 
Leben  geht,  so  richtet  der  Kaiser  selbst.  Kach  dem  Schwaben  Spiegel 
o.  106  kann  er  indessen,  wenn  er  auszer  Landes  fährt,  dem  Pfalzgrafen 
yom  Rhein  „den  gewalt  geben,  daz  er  an  siner  stat  richter  si  über  der 
fürsten  lip.*<  Die  Beispiele  sind  auch  nicht  selten  in  der  deutschen  Ge- 
schichte, dasz  die  Reichsacht  über  Fürsten  ausgesprochen  und  yoUzogen 
wurde. 
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und  FUrslen  die  Weltherrschaft  des  Kaisers  nur  im  Titel  und 
Rang,  nicht  in  der  Wirklichkeit  anerkannten.  Wurde  auch 
später  die  Entsetzung  eines  Beichsforsten  dem  freien  Urtheile 
des  kaiserlichen  Gerichtes  nicht  mehr  überlassen,  sondern  von 
der  Zustimmung  des  Reichstages  abhängig  gemacht,  so  blieb 
doch  die  Zuläszigkeit  derselben  bis  zur  Auflösung  des  deutschen 
Reiches  anerkannt.^ 

Sogar  der  Kaiser,  ungeachtet  seine  höchste  Macht  von 
Oott  abgeleitet  wurde,  war  nicht  unverantwortlich.  In  gewöhn- 
lichen Klagen,  die  ihm  nicht  an  die  Herrschaft  gehen,  wird 
er  vor  dem  Pfalzgrafen  vom  Rhein  belangt.*  Die  EurfQrsten 
aber  sind  berechtigt,  ihn  durch  ürtheil  selbst  des  Reiches  zu 
entsetzen.  '^    Erst  in  den  letzten  Jahrhunderten,  als  die  Grund- 

•  Wahloapitulation  Karls  VI.  v.  1711  Art.  XX.  „Wir  sonen 
und  wollen  anoh  in  Acht  nnd  Oberaohtsaohen  daran!  halten,  dasz  nie- 
mand ChnrfQrgt,  Fürst  oder  Stand  —  ohne  rechtm&szig  und  genngsame 
ürsach  auch  ungeh5rt  und  ohne  Yorwissen  Rath  und  Bewilligung  des 
HeiL  Reichs  OhurfOrsten,  Fürsten  nnd  Btftnde  in  die  Acht  oder  Oberaoht 
gethan  werde.'*  —  „Wann  es  dann  (nach  der  geriohiliohen  Yerhandlmig 
in  Beiohshofrath  oder  Kammer gerioht)  zum  Schlusz  der  Sachen  komm^ 
so  sollen  die  ergangene  Acta  auf  öffentlichen  Reichstag  gebracht,  durch 
gewisse  hierzu  absonderlich  vereidigte  Stftnd  aus  allen  drei  Reiohscollegien 
in  gleicher  Anzahl  der  Religionen  examinirt  und  überlegt,  deren  (hit- 
achten  an  gesambte  Churfürsten,  Fürsten  und  Stände  referirt,  you  denen 
der  endliche  Schlusz  gefaszt  und  das  also  yerglichene  Ürtheil,  nachdeme 
es  Ton  Uns  und  unserem  Commissario  gleichfalls  approbirt,  in  Unserem 
Kahmen  pnblicirt  werden/* 

^  Sachsenspiegel  III.  52  §.  3:  „klaget  man  orer  den  richtere, 
he  sal  antwerden  vor  dem  scultheiten,  wen  die  scultheite  is  richter  siner 
soult;  als  is  die  palenzgrere  orer  den  kejser,  unde  die  burchg^ere  orer 
den  marcgreren.*'    Tgl.  I.  58. 

^  Sachsenspiegel  III.  54  §.  4  „De  koning  sol  hebben  vrenkisoh 
reoht  sranne  he  gekoren  is:  ron  srelker  bord  he  ok  si,  wanne  alse  de 
Tranke  sinen  lif  nicht  verwerken  ne  mach,  he  ne  werde  in  der  hant- 
haften dat  gerangen,  oder  ime  ne  si  sin  yrenkisch  recht  rerdelt,  also 
ne  mach  deme  koninge  neman  an  sin  lif  spreken,  ime  ne  si 
dat  rike  yore  mit  ordelen  Tcrdelt.'*  Schwabenspiegel  o.  105 
(Wackemagel) :  „Dem  künige  mao  nieman  an  den  lip  gesprochen,  im 
werde  daz  riche  6  widerteilet  mit  der  fttrsten  urteile,  über  des  kflnigei 
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Sätze  des  römischen  Bechts  mehr  in  Aufnahme  gekommen 
waren,  und  die  moderne  Ansicht  von  der  Souveränetät  ver- 
breitet wurde,  bestritten  die  Juristen  ein  solches  Entsetzungs- 
recht der  Fürsten  gegenüber  dem  Beichsoberhaupt. 

4.  Für  das  neuere  Becht  ist  zu  unterscheiden  die  pri- 
vatrechtliche, die  strafrechtliche  und  die  politische 
Verantwortlichkeit  oder  Unverantwortlichkeit  des  Monarchen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Privatrech  ts  hat  sogar  das  römische 
Becht,  welches  eine  absolute  Macht  des  Kaisers  proclamirte, 
dennoch  für  Verantwortlichkeit  desselben  gesorgt  Der  Kaiser 
in  Person  freilich  konnte  nicht  gerichtlich  verklagt  werden, 
auch  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  Frivatschuldner,  aber  in- 
sofern der  Kaiser  auch  Privatperson  war  und  in  privatrecht- 
lichen Vermögensbeziehungen  stand,  wurde  statt  seiner  sein 
Vermögen  als  eine  juristische  Person,  als  Fiscus  den  andern 
Privatpersonen  gleich  behandelt.  In  dieser  Form  konnten  auch 
die  Privatpersonen  den  Schutz  der  Gerichte  ansprechen  und 
zwar  sowohl  gegen  den  Fiscus  als  Statsvermögen  als  gegen  das 
Privatvermögen  des  Kaisers,  welches  die  Rechte  und  die  Pflichten 
des  Fiscus  hatte." 

Das  neuere  Statsrecht  hat  keinen  Grund,  die  privatrecht- 
liche Klage  gegen  das  Statsoberhaupt  in  stärkerem  Masze  zu 

üp  unde  über  sin  6re  mao  nieman  urteil  sprechen  wan  die  fürsten,  unde 
krieget  er  mit  iemande  ymbe  guot  oder  umbe  anders  iht  daz  des  riohes 
ist,  da  suUen  über  sprechen  fürsten  unde  graren  unde  vrten  unde  des 
riohes  dienstman."  Pfeffinger,  I.  9,  4  führt  eine  Aensserung  des  Ers- 
bisohofs  Ruthard  von  Mainz  an,  als  es  sioh  um  die  Entsetzung  Hein- 
richs lY.  handelte:  „Quousque  trepidamns,  o  socii?  Nonne  offioil  nostri 
est,  Regem  oonsecrare?  Consecratum  investire?  quod  ergo  prinoipum 
decreto  impendere  licet,  eorundem  autoritato  toUere  non  licet?  Quem 
meritiun  inTestirimus,  immeritum  quarenondiFOstiamus?*^  Die  Entsefzang 
König  Wenzels  ist  bekannt. 

*'  L.  6.  §.  1  de  jure  fisoi  Ulpianus:  „Quodcunque  priTÜegii  fisco 
oompetit,  hoc  idem  et  Caesaris  ratio  et  Augustae  habere  aolet.''  Auf  der 
einen  Seite  genosz  der  Fiscus  freilich  wichtige  Priyilegien,  auf  der  andern 
aber  erkl&ri  ModesHnua  L.  11  de  jure  flsoi:  „Non  puto  delinquere  eum, 
qui  in  dubiis  quaestionibus  contra  fiscum  facile  responderit,*^ 
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hemmen,  als  das  römische  Becht  es  gethan.  Nur  daran  ist 
festzahalien ,  dasz  es  nnschieklich  nnd  der  Würde  des  Mon- 
ardien  zuwider  wäre,  würde  derselbe  persönlich  vor  dem 
ihm  üntetgeordneten  Richter  als  Beklagter  belangt.  In  dieser 
Beziehung  ist  das  Recht  des  Mittelalters  durch  die  Ausbildung 
der  SouTerftnetät  antiquirt.  Dagegen  kann  die  Civilliste  des 
Fürsten  oder  seine  Privatcasse  als  juristische  Person 
um  so  unbedenklicher  belangt  werden,  als  auch  gegen  die 
Statscasse,  den  Fiscus  im  neueren  Sinn,  die  Privatklage 
nicht  gehindert  ist.  ^* 

In  dieser  Beziehung  steht  das  englische  Recht  hinter  der 
deutschen  Bechtsentwicklung  zurück,  indem  dasselbe  zwar  auch 
factisch  in  Privatstreitigkeiten  gegen  den  König  den  ünter- 
thanen  Schutz  gewährt,  aber  in  der  unpassenden  Form  der 
Gnade,  nicht  des  Rechts.  ^^ 

5.  In  dem  Straf  rechte  verhält  es  sich  anders.  Da  hilft 
der  Ausweg  nicht,  statt  des  Königs  den  Fiscus  oder  die  Ci- 
viUiste  zur  Rechenschaft  zu  ziehen;  denn   diese  können  kein 

*'  In  Bayern  wurde  das  richtige  Princip  schon  in  den  Landesfrei« 
heiten  Ton  1507  anerkannt  Budhart,  Gesch.  der  Landstände  II.  S.  21.. 
R.  Mohl,  Statsrecht  Ton  Würtemberg  I.  S.  178.  Prenszisohes  Land- 
reoht  II.  13  §.  17:  ,)Recbt8ange]egenheiten,  welche  die  Personen-  und 
Familienreohte  des  Landesherrn  und  seines  Hauses  betreffen,  werden  nach 
den  Hausyerfassungen  und  Verträgen  bestimmt.  §.  18.  Andere  PriTat- 
handlungen  und  Geschäfte  derselben  sind  nach  den  Gesetzen  des  Landes 
SU  beurtheilen.**  Oesterreiohisches  Gesetzbuch  §.  20:  „Auch  solche 
Rechtsgeschäfte,  die  das  Oberhaupt  des  Stats  betreffen,  aber  auf  dessen 
Prirateigenthum  oder  auf  die  in  dem  bürgerlichen  Rechte  gegründeten 
£rwerbung3arten  sich  beziehen,  sind  yon  den  Gerichtsbehörden  nach  den 
Gesetzen  zu  beurtheilen.** 

*'  Blackstone,  I.  7  S«  i-  «Wenn jemand  in  Eigenthumssachen  ein 
Rechtsbegehren  gegen  den  König  hat,  so  musz  er  bei  dem  Kanzleihof 
sein  Gesuch  anbringen,  wo  ihm  der  Kanzler  Recht  als  Gnade  gewährt, 
nicht  als  Zwangspflicht. '^  Blackstone  beruft  sich  auf  das  yermeintliche 
Naturreoht,  wie  es  Pufendorf  darstellt,  wornaeh  der  Unterthan  den 
Sonrerän  nicht  anhalten  könne,  ihm  seine  Schuldigkeit  zu  thnn,  obwohl 
kein  weiser  Fürst  sich  weigern  werde,  eine  eingegangene  Yertragspflioht 
SU  erflUlen.  Der  innere  Widerspruch  dieses  Satzes  springt  in  die  Augen. 
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Verbrechen  begehen,  und  der  Verfolgung  dee  Statsoberhanptes 
wegen  eines  Verbrechens  selbst  steht  theils  der  umstand  im 
Wege,  dasz  die  Gerichte  dem  SOnig  unter-  Qicht  übergeordnet 
sind,  theils  die  Ehre  der  Krone  und  das  Statsinteresse,  welche 
den  Scandal  eines  Griminalprocesses  gegen  den  Monarchen  und 
die  damit  verbundene  Gefahr  für  die  öffentliche  Kühe  nicht 
ertragen.  Es  erscheint  als  ein  geringeres  üebel,  wenn  ein 
einzelnes  Verbrechen  des  Souver&ns  ungeahndet  bleibt,  als  wenn 
durch  das  Strafverfahren  die  Bechtsordnung  und  der  Friede 
des  gesammten  States  erschüttert  würde.  Das  neuere  mon- 
archische Statsrecht  hält  daher  hier  an  dem  Grundsatze  der 
UnVerantwortlichkeit  fest. ^^ 

6.  Die  ünverantwortlichkeit  des  Monarchen  in  Be- 
gierungsangelegenheiten ist  ebenso  zu  einem  allgemein 
anerkannten  Princip  des  heutigen  Statsrechts  erhoben  worden,  ^^ 
aber  immerhin  mit  anderer  Begründung  und  in  anderer  Form 
als  in  dem  alten  Bdmerreiche. 

Vorerst  ist  der  römische  Grundsatz,  dasz  der  Monareh 
nicht  durch  die  Gesetze  gebunden  sei,  entschieden  aufgegeben, 
und  das  entgegengesetzte  Princip,  dasz  der  Monarch  die  Ver- 
fassung und  die  Gesetze  zu  achten  verpflichtet  sei, 
in  der  modernen  nicht  mehr  absoluten  Monarchie  allgemein 
anerkannt.  In  dieser  Beziehung  hat  die  germanische  Vorstell- 
ung, dasz  das  Statsoberhaupt ,  als  an  der  Spitze  der  Rechts- 
ordnung stehend,  von  derselben  gehalten  werde  und  dasz  seine 
Macht  selber  auf  dem  Rechte  beruhe,  daher  auch  das  Recht 
wahren  müsse,  ^^  über  die  römische  der  absoluten  Herrscher- 

^*  Blaokstone  Comm.  L  7  §.  1. 

^*  Siehe  die  oben  Gap.  12  Note  9  angeführten  SteUen,  in  denen  ge« 
wohnlich  der  UnTerantwortlichkeit  des  Königs  noch  ausdrfioklioh  ge« 
dacht  ist 

*'  Braoton  bei Blaokstone  a.  a.0.:  «Rex  debet  esse  sab  lege,  qoia 
lex  faoit  regem, **  nnd  „Nihil  enim  aliud  potest  rex,  nisi  id  solnm  qnod 
de  jure  potest."  Statut  12  und  13  Will.  III.  o.  2.  Blackstone  I.  6. 
Maximilian  I.  Ton  Bayern,  Ermahnungen  an,  seinen  Sohn  bei  Adls- 
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gewalt  den  Sieg  erlangt.  Diese  YerpflicIitiiDg  wird  von  dem 
Monarchen  feierlich  anerkannt  und  gewöhnlich  in  dem  Yer- 
fassungs-  und  Eönungseid  vor  Gk>tt  und  den  Menschen 
öffentlich  beschworen.  ^^    Je  weniger  es  rechtliche  Mittel  gibt, 

reiter  III.  S.  616:  «Nihil  Principi  libeat,  mai  qaod  lieet.  Ipsios  est 
perpetuo  habere  pro  ooulis  non  solum  qaantam  sit  oommissum  sed  etiam 
qitatenua  permiasum  sit.*' 

^^  Auch  dieser  Eid,  dem  das  blosze  fürstliche,  wenn  auch  weniger 
feierliohe  Yersprechen  dem  Wesen  nach  gleich  au  achten  ist,  ging  ans 
dem  mittelalterlichen  Btataleben  in  das  moderne  über.  Alter  Erönungi« 
eid  Eduards  IV.  von  England:  ,,Geo  est  le  serement  que  le  roy  jurre 
a  soun  ooronement:  que  il  gardera  et  maintenera  lez  droitz  et  lez 
firanchisez  de  seynt  esglise  —  et  qnil  gardera  töutez  sez  terrez,  hononres 
et  dignites  droiturelx  et  franks  del  coron  dn  roialme  d'Engleterre  en 
tont  maner  dentierte  sanz  null  maner  damenusement,  —  —  et  quil 
grauntera  a  tenure  lez  lejes  et  coustumez  du  roialme  et  a  soun  poiar  lez 
face  garder  et  affirmer  que  lez  gentez  du  peoble  aTont  faitez  et  estiez, 
et  les  malrejs  leyz  et  coustumes  de  tont  oastera.^  Neuer  Eid  bei  B  lack- 
st one:  Wollt  ihr  feierlich  yersprechen  und  schwören,  das  Yolk  dieses 
Königreichs  England  und  die  dazu  gehörigen  Herrschaften,  gem&sz  den 
in  dem  Parlament  festgesetzten  Statuten,  und  nach  den  Gesetzen  und 
XJebungen  dieses Beiches  zu  regieren?  Ich  Terspreche  es  feierlich,  so  zu 
thun.*^  —  Die  spätere  Eidesformel  für  die  deutschen  Kaiser  lautete:  Vis 
sanctam  fidem  catholioam  et  apostolicam  teuere  et  operibus  justis  ser- 
yare?  Tis  sanctis  ecdesiis  ecdesiarumque  ministris  fidelis  esse  tutor  et 
defensor?  Tis  regnum  tibi  a  Deo  oommissum,  secundum  justitiam  prae- 
deceasorum  tuorum  regere  et  effioaoiter  defendere?  Vis  jura  regni  et 
imperii,  bona  ejusdem  injuste  dispersa  recuperare  et  conserrare  et  fide« 
liter  in  usus  regni  et  imperii  dispensare?  Tis  pauperum  et  dlTltum,  ri- 
'duanmi  et  orphanomm  apertus  esse  judex  et  pius  defensor?  Tis  sanc- 
ttsaimo  in  Christo  patri  ac  domino,  Romano  pontifici  et  sanctae  eodesiae 
debitam  fidem  rererenter  exhibere?'*  Der  Kaiser  beantwortet  alle  Fragen 
mit  Yolo  und  schwört  am  Schlüsse:  ,|Omnia  promissa  in  quantum  divino 
fUtas  fnero  adjutorio  fideliter  adimplebo,  sie  me  Dens  adjuyet  et  sancta 
Dei  Eyangelia.«*  Bayer.  Verl  X.  §.  1:  ,^Bei  dem  Regierungsantritt 
schwört  der  König  —  folgenden  Eid:  «Ich  schwöre  nach  der  Verfassung 
und  den  Gesetzen  des  Reichs  zu  regieren,  so  wahr  mir  Gott  helfe  und 
sein  heiliges  Eyangelium.*'  Niederlftndische  $.  53.  Belgische  §.  80. 
Griechische  §.  36. Oesterreichische  §.  13:  „DerKaiser  beschwört 
bei  der  Krönung  die  Verfassung."  Preuszische  $.  54:  „Der  König 
leistet  in  Gegenwart  der  Kammern  das  eidliche  GelÖbnisz,  die  Yerfftss- 
UBg  des  Königreichs  fest  und  unyerbraohlioh  lu  halten  und  in  üeberein» 
Stimmung  mit  derselben  and.  den  Gesetzen  sa  regieren.^ 
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den  König  zur  Beachtung  des  bestehenden  Rechts  zn  zwingen, 
desto  nöthiger  und  heilsamer  erscheint  diese  Einrichtung,  welche 
in  seinem  Qewissen  das  Gefühl  der  Pflicht  durch  ernste  Mahn- 
ung belebt  und  stärkt. 

7.  Englische  Publicisten  haben,  um  die  Unverantwortlich- 
keit  des  Königs  neben  der  Verpflichtung  desselben  auf  Ver- 
fassung, Oesetze  und  üebungen  zu  begründen,  zu  der  Fiction 
ihre  Zuflucht  genonmien :  „Der  König  kann  nicht  Unrecht 
thun."  In  ähnlicher  Weise,  wie  die  katholische  Kirche  dem 
Papste  Unfehlbarkeit  zuschreibt,  legt  die  englische  Statstheorie 
dem  Könige  „VoUkonmienheit''  bei.  Die  Reinheit  des  könig- 
lichen Amtes  und  die  Vollkommenheit  der  monarchischen  Idee 
wird  auf  den  leibhaften  König  übergetragen;  und  das  Parla- 
ment hat  oft  schon  Mitglieder,  welche  die  Beden  oder  Hand- 
lungen des  Königs  selbst  zu  tadeln  wagten,  zur  Strafe  in  den 
Thurm  geschickt.*^ 

Dieser  ganze  Gedanke  ist  indessen  weit  eher  ideokra- 
tisch  als  monarchisch.  Die  innere  Unwahrheit  desselben 
kann  durch  keine  Phrase  verdeckt  werden.  Das  Zeugnisz  der 
Geschichte  und  die  Erkenntnisz  der  menschlichen  Natur  er- 
klären sich  allzu  laut  dagegen,  als  dasz  derselbe  irgend  Glauben 
finden  könnte.  Das  Statsrecht  darf  aber  dem  gesunden  Menschen- 
verstand keine  Zumuthung  machen,  welche  derselbe  für  absurd 
hält,  und  nicht  über  solche  Nebelbilder  dauernde  Institutionen 
aufbauen.  Nur  wenn  der  König  überall  nicht  handeln  darf, 
kann  er  auch  nicht  Unrecht  thun.  Wenn  er  selber  willenlos 
und  zum  bloszen  idealen  Symbole  wird,  dessen  sich  andere  be- 
dienen, um  in  seinem  Namen  nach  ihrem  Willen  zu  thun,  wenn 
er  genöthigt  wird,  die  Gefühle  seines  Herzens  und  die  Gedanken 

"  Blackstone,  Conun.  L  7  S-  1  ^»^  2  geht  so  weit  su  sagen: 
„Der  König  ist  nicht  bloB  unfähig  unrecht  zu  tbnn,  sondern  sogar  un- 
fShig  unrecht  zu  denken."  Diese  Theorie  ist  übrigens  in  England  erst 
in  den  letzten  Jahrhunderten  aufgekommen.  Der  alte  „mirror  of  Ju** 
stices"  noch  spricht  Ton  „Unrecht,  das  der  KSnig  gethan.'^ 
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seines  Geistes  zu  verschlieszen,  wenn  es  ihm  versagt  wird,  fttr 
die  Wohlfahrt  seines  Volkes  zu  sorgen,  wenn  er  jeder  mensch- 
lichen Autorität  und  Willensbethätigung  entkleidet  wird,  nur 
dann  ist  er  auch  vor  Miszgriffen  und  Fehltritten  gesichert. 
Dann  aber  ist  auch  die  individuelle  Macht  des  Eönigthums 
vernichtet.  So  wenig  ist  daher  jenes  Frincip  monarchisch,  dasz 
gerade  die  consequente  Durchführung  desselben  das  Wesen  der 
monarchischen  Statsform,  die  «Individualregierung*'  zer- 
stören müszteJ^  Die  Wahrheit  ist:  „Der  König  soll  kein 
Unrecht  thun:^  aber  eine  unwahre  und  sowohl  des  Königs  als 
des  Volkes  unwürdige  und  schädliche  Fiction  ist  es  zu  be- 
haupten: „Der  König  kann  nicht  Unrecht  thun.^ 

8.  Die  wahren  Gründe  der  Unverantworüichkeit  des  Kö- 
nigs können  nicht  in  der  Unfehlbarkeit  desselben,  sondern  nur 
einmal  darin  gesucht  werden,  dasz  es  in  der  Ordnung  des  mo- 
dernen States  kein  Gericht  gibt,  welches  über  dem  Monarchen 
steht,  und  fürs  zweite  darin,  dasz  die  Sicherheit  und  die  Buhe 
des  States  durch  einen  Procesz  gegen  den  König  gefährlicher 
erschüttert  würde  als  durch  einzelne  unrechtmäszige  und  po- 
litisch schädliche  Handlungen  desselben.  Gäbe  es  ein  hohes 
völkerrechtliches  Gericht,  welches,  über  dem  Einzelstate 
stehend,  die  Principien  der  Gerechtigkeit  auch  in  den  höchsten 
Regionen  menschlicher  Macht  zu  schützen  vermöchte,  ohne  den 
Stat  in  die  Anarchie  und  die  gewaltsamen  Parteikämpfe  zu 
stürzen,  so  könnte,  wie  das  in  dem  römisch  deutschen  Beiche 
des  Mittelalters  vorbildlich  geschehen  ist,  der  Grundsatz  der 
ünverantwortlichkeit  ohne  Gefahr  und  Schaden  aufgegeben 
werden;  und  es  wäre  das  allerdings  ein  Fortschritt  in  der 
menschlichen  Bechtsentwicklung ,  welcher  zugleich  die  indivi- 
duelle Macht  der  Monarchie  stärken  würde;  denn  eb  ist  in  der 
Natur  jeder  Verantwortlichkeit,  zwar  den  Miszbrauch  der  per- 

^  Stahl.  Das  monarohisohe  Prinoip  S.  9:  Die  „Erhabenheit,  die 
dem  König  hier  eingeräumt  wird,  ist  nur  die  Erhabenheit  des  Ejaopfes 
am  Kirchthnrme,  nm  den  kein  Mensch  sich  kfimmert." 

BluBtsekll,  allgromelBM  Stalsreoht.    II.  Q 
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sOnlichen  Kräfte  zu  bedrohen,  aber  zugleich  die  freie  und 
selbständige  Entfaltung  derselben  anzuregen.  Der  unverant- 
wortliche König  von  England  läszt  sich  regelmäszig  durch  die 
Mehrheit  der  Volksvertreter  im  Parlament  zu  der  Wahl  seiner 
Minister  bestimmen.  Der  verantwortliche  Präsident  von  Nord- 
amerika wählt  dieselben  ohne  Rücksicht  auf  das  Bepräsentan- 
tenhaus  nach  freiem  Ermessen;  und  selbst  in  Frankreich  hat 
der  verantwortliche  Präsident  manches  wagen  dflrfen  und  ge- 
wagt, wovor  der  unverantwortliche  König  sich  gescheut  hätte.*^ 
Die  UnVerantwortlichkeit  des  Monarchen  ist  somit  nicht 
ein  ideales  Erfordernisz  des  monarchischen  Princips  — 
vor  Gott  und  vor  der  Weltgeschichte  gibt  es  keine 
ün Verantwortlichkeit'^  so  wenig  des  Königs  als  der 
Völker  und  Staten  —  sondern  nur  ein  geringeres  Uebel 
als  eine  Verantwortlichkeit,  welche  bei  unseren  zur  Zeit  noch 
höchst  mangelhaften  völkerrechtlichen  Zuständen  nicht  richtig 
organisirt  und  practisch  geübt  werden  könnte.  Sie  ist  über- 
dem  keine  absolute,  denn  die  offenbare  Tyrannei  berech- 
tigt zum  Widerstand  und  in  der  Bevolution  liegt  auch  ein  Ge- 
richt der  Vol^geschichte. 

^  Sehr  bestimipt  hat  sieh  auch  Louis  Napoleon  in  der  Proda- 
mation  rom  14.  Jan.  1852  ge^en  das  Princip  der  Un Verantwortlichkeit 
des  Statshauptes  erklärt:  ^^crire  en  tSte  d*ane  Charte  que  ce  chef  est 
irresponsahle,  o'est  mentir  an  sentiment  publique,  o^est  youloir  6tablir 
une  fiction  qui  s'est  trois  fois  6yanouie  au  bruit  des  r^YOlutions/  Aber 
das  entgegengesetzte  Princip  hat  doch  auch  in  Frankreich  noch  keine 
organische  Gestalt  gewonnen. 

'^  Sogar  dem  Zerrbilde  der  historischen  Verantwortlichkeit,  der  oft 
kurzsichtigen  und  anmaszlichen  Censur  der  Tagesmeinung,  die  Shake- 
speare so  unübertrefflich  durch  Eonig  Heinrich    Y.   (Act  lY,  Sc.   1) 
schildern  ISszt,  entgehen  die  Mächtigsten  der  Erde  nicht: 
„Nur  auf  den  E5nigl  Legen  wir  dem  König 
Leib,  Seele,  Schulden,  bange  Weiber,  Kinder 
Und  Sünden  auf,  —  wir  müssen  alles  tragen. 
0  harter  Stand!  Der  GrSsze  ZwiUing&bruder, 
Dem  Odem  jedes  Narren  unterthan, 
Desz  Sinn  nichts  weiter  fühlt  als  eigne  Pein.*^ 
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9.  Dem  Grundsatz  der  Unverantwortlichkeit  der  Könige 
hat  das  moderne  Statsrecht  ganz  im  Gegensatz  zu  dem  rö- 
mischen Statsrecht  den  der  Verantwortlichkeit  seiner 
Bäthe  und  Minister  beschr^kend  zur  Seite  gestellt. 

"Wirkliche  Begierungshandlungen  kann  der  constitutionelle 
Begent  —  in  der  Begel  wenigstens  —  nur  mit  Hülfe  eines 
Ministers  ausüben.  Daher  wird  dieser  für  die  Verfassungs- 
und Gesetzmäszigkeit  des  Begierungsactes  verantwortlich  er- 
klärt, und  so  mittelbar  auch  der  König  verhindert  Unrecht  zu 
thun,  weil  es  ihm  schwer  fallen  wird,  einen  Minister  zu  finden, 
der  geneigt  ist,  die  Verantwortlichkeit  solchen  Unrechtes  auf 
seinen  eigenen  Schultern  zu  tragen.  In  der  That  eine  merk- 
würdige Erfindung  des  neuem  Bechtes,  welche  eben  in  der 
Zeit  Beifall  fand,  als  das  ältere  germanische  Princip  der  Ver- 
antwortlichkeit der  Könige  vor  dem  aufsteigenden  Glänze  der 
Souveränetätsidee  erblich.  Durch  dieselbe  wird  eine  wichtige, 
obwohl  nicht  für  alle  Fälle  ausreichende  Garantie  dafür  ge- 
leistet, dasz  die  königliche  Macht  nicht  schrankenlos  über  die 
königliche  Pflicht  wegschreite.  In  gewöhnlichen  Fällen  und 
Zeiten  wird  schon  der  Gedanke  an  diese  Verantwortlichkeit  der 
Minister  auch  den  Fürsten  und  die  Hofpartei  vor  widerrecht- 
lichen Zumuthungen  und  Versuchen  zurückhalten,  und  die  Mi- 
nister zur  Vorsicht  und  zur  Schonung  der  bestehenden  Ver- 
hältnisse mahnen.  Die  moralische  Straft  dieses  Grundsatzes 
hat  daher  eine  weit  gröszere  Anwendung,  als  die  immerhin 
seltenen  und  schwierigen  Verantwortungsprocesse  vermuthen 
lassen.  Auf  der  andern  Seite  aber  darf  nicht  übersehen  werden, 
theils  dasz  diese  mittelbare  Beschränkung  des  Monarchen  nicht 
in  allen  Fällen,  namentlich  dann  nicht  hilft,  wenn  der  König 
dennoch  ohne  die  verantwortlichen  Minister  handelt  und  seine 
Handlungen  Anerkennung  finden, '^  theUs  dasz  durch  dieselbe 

"  Sehr  interessant  sind  die  Verhandlungen  des  französischen  Gon- 
yents  üher  die  Yerantwortlichkeit  oder  UnTerantwortlichkeit  des  Königs, 
nach  den  Ereignissen  yom  10.  August  1793  und  nachdem  es  offenbar  ge- 

6* 
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die  Macht  und  der  Einflusz  der  Minister  auch  im  Yerhältnisz 
zum  Regenten  so  sehr  gehoben  wird,  dasz  leicht  —  wie  das 
in  einzelnen  Staten  geschehen  ist  —  der  Schwerpunkt  der  Re- 
gierung von  dem  Eönigthum  weg  und  auf  das  Ministerium 
übergeht.  *' 

10.  In  den  modernen  Republiken  ist  der  Grundsatz, 
dasz  auch  die  Häupter  und  Mitglieder  der  Regierung 
yerantwortlich  seien,  allgemein  anerkannt. 

In  Civilsachen  können  dieselben  ohne  Bedenken  auch 
persönlich  von  den  gewohnten  Gerichten  belangt  werden, 
und  selbst  wegen  gemeiner  Verbrechen  sind  sie  dem  regel- 
mäszigen  Froceszyerfahren  unterworfen.  Insofern  sie  als  Pri- 
vatpersonen Schuldner  geworden  sind  oder  ein  Vergehen  verübt 
haben,  werden  sie  gleich  andern  Privatpersonen  behandelt;  die 
Würde  des  Amtes  deckt  sie  nicht.  Wenn  aber  die  Verant- 
wortlichkeit auf  ihre  amtliche  Stellung  und  amtliche 
Pflicht  Bezug  hat,  dann  bedarf  es  auch  in  der  Republik, 
damit  nicht  die  natürlichen  Machtverhältnisse  verschoben  werden, 
einer  eigenthümlichen  Behandlung.  Würden  auch  in  solchen 
Sachen  die  ordentlichen  Gerichte  einschreiten,  so  wurde  die 
Justiz  unvermeidlich  das  practische  Uebergewicht  über  die  Re- 
gierung erlangen,  und  die  öffentliche  Ordnung  wäre  yerkehrt. 
Auch  sind  die  ordentlichen  Gerichte  wenig  fähig,  eine  Ge- 


worden, dasz  der  König  zu  seiner  Rettung  mit  der  Rerolntion  feindlichen 
Mftchten  sich  yerbündet  habe.  Den  Entscheid  gab  freilich  die  rohe  Ge- 
walt der  erregten  Yolksleidensohaft,  und  zugleich  mit  dem  König  wurde 
das  besiegte  K5nigthum  yernichtet.  Der  ChurfÜrst  Maximilian  I.  Ton 
Bayern  hat  in  seinen  Ermahnungen  sehr  gut  hervorgehoben,  wie  wenig 
die  Verantwortlichkeit  der  Minister  und  Fürsten  wahrhaft  decke:  „Ex 
ministrorum  delictis  publicum  dedeons  et  oulpae  nomen  ad  principem 
redity  qui  si  prohibere  possit,  ne  delinquant,  delicta  quae  non  arcet  pro- 
bare immo  aliquando  jubere  creditnr.^ 

»«  YgL  oben  Buch   IV.  Cap.  22  8.  436  und  unten  Buch  VII.  Cap. 
6.  u.  6. 
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richtsbarkeit  zu  flben,  mit  welcher  politische  Erwägungen  und 
Bücksichten  enge  yerflochten  sind.*^ 

Ans  diesen  Gründen  werden  nach  den  schweizerischen  Ver- 
fassungen die  Regierungen  für  ihre  Amtsführung  meistens  den 
groszen  Bäthen'^  verantwortlich  erklärt,  die  Inhaber  der  Re- 
gierungsgewalt somit  der  höchsten  Qesetzgebungsmacht,  in 
Nordamerika  der  Präsident  und  die  übrigen  Beamten  auf  ESage 
der  Bepräsentantenkammer  dem  Senate.'^ 


Vierzelintes  Gapitel. 

G.  Regierangsrechte.    StellFertreiung  nach  Auszen. 

1.  Nach  Auszen  ist  das  Haupt  des  States  nun  regelmäszig 
der  Stellvertreter  seiner  Ehre,  seines  Bechtes  und 
seiner  Macht,  sogenannte  Bepräsentativgewalt  des 
Statshaupts.  Das  monarchische  und  das  republikanische  Stats- 
recht  unserer  Zeit  stimmen  hier  in  der  Hauptsache  überein; 

'♦  Vgl.  unten  Buch  VIL  Cap.  6. 

»*  Z.  B.  Züricher  Yerf.  §.  14:  »Wegen  Verletzung  der  Verfassung, 
Gesetze  oder  Amtspflichten  erläszt  der  grosze  Rath  an  den  Begierungs- 
rath  und  das  Obergericht  Mahnungen  für  die  Zukunft,  oder  setzt  die 
Mitglieder  dieser  Behörden  7or  dem  groszen  Rath  in  Anklagestand.*^ 
BundesYcrf.  S«  74,  14. 

^«  Bundesyerf.  I.  3:  „Der  Senat  soU  allein  die  Macht  haben,  über 
Statsanklagen  zu  richten."  II.  4:  „Der  Präsident,  der  Vicepräsident  und 
alle  bürgerlichen  Beamten  der  vereinigten  Staten  sollen  rom  Amte  ent- 
fernt werden  auf  eine  Anklage  und  Ueberführung  yor  dem  Senat  wegen 
Hoohyerraths,  Bestechung  oder  anderer  hohen  Verbrechen  und  Vergehen.** 
Vgl.  Story  111.  10  S.  102  ff.  VgLFranzos.  Verf.  v.  1848  S-  68:  „Der 
Präsident  der  Republik,  die  Minister,  die  Agenten  und  Bewahrer  der 
öffentlichen  Autorität  sind,  jeder  so  weit  es  ihn  betrifft,  für  aUe  Hand- 
lungen der  Regierung  und  Verwaltung  verantwortlich."  §.  91:  „Ein 
oberster  Gerichtshof  entscheidet,  ohne  weitere  Appellation  und  Recurs 
auf  Gassation,  über  die  durch  die  Nationalversammlung  gegen  den  Prä- 
sidenten der  Republik  oder  die  Minister  geführten  Anklageacte.^  §.  92; 
..Der  oberste  Gerichtshof  besteht  aus  5  Richtern  und  36  Gesohwomen,** 
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nur  ist  in  jenem  die  Macht  des  Begenten  vollständiger  aner- 
kannt als  in  diesem.^ 

Ihm  kommt  es  daher  voraus  zu ,  den  officiellen  Verkehr 
der  Staten  unter  einander  zu  vermitteln,  d.  h.  Gesandte  an 
fremde  Staten  zu  senden  und  zu  beglaubigen,  und  Gesandte 
solcher  bei  sich  zu  empfangen  und  anzuerkennen.  In  der  ersteren 
Beziehung  bedarf  zwar  der  constitutionelle  König  sowohl  zu 
der  Ernennung  seiner  Gesandten  als  zu  ihrer  Instruction  der 
Mitwirkung  des  Ministers;  aber  daraus  folgt  weder,  dasz  für 
dieselben  das  persönliche  Vertrauen  des  Monarchen  entbehrlich 
sei,  wenn  sie  das  der  Minister  besitzen,  noch  dasz  der  erstere 
verhindert  werde,  persönlich  mit  seinen  Gesandten  zu  verkehren. 
Vielmehr  ist  auch  in  der  constitutionellen  Monarchie  an  dem 
Grundsatz  fest  zu  halten,  dasz  der  Monarch  nicht  gehemmt 
werden  darf,  von  sich  aus  —  und  auch  ohne  Vorwissen  und 
Mitwirkung  der  Minister  —  die  Zustände  frei  zu  prüfen  und 
sich  über  die  Verhältnisse  zu  unterrichten,  und  dasz  er 
nur  zu  wirklichen  Statsacten  der  Zustimmung  der  Minister 
bedarf.  Eine  Verhandlung  mit  einem  fremden  Stat  kann  gültig 
nicht  ohne  die  Minister  geführt  und  geleitet,  Berichte  aber 
über  die  Verhältnisse  des  fremden  Hofes  und  States  können 
wohl  auch  unmittelbar  und  ausschlieszlich  für  den  Monarchen 
bestimmt  werden. 

Auszer  ihm  darf  Niemand  im  Lande  einen  fremden  Ge- 
sandten anerkennen  noch  ein  solcher,  ohne  accreditirt  zu  sein, 
die  Verrichtungen  eines  Gesandten  üben.  Der  höhere  Staten- 
verkehr  geht  nur  durch  die  Häupter  der  Staten  selbst  und  ihre 
unmittelbaren  Bevollmächtigten  vor  sich;  und  nur  in  unter- 
geordneten, durch  Verträge,  Herkommen  oder  Gesetz  gebilligten 

1  Blackstone  I.  7,  1.  Französische  Yerf.  y.  1814  §.  14.  Spa- 
nische von  1837,  §.  47.  Portugfiesische  von  1826  §.  75,  6—8.  Nie- 
derländische §.  55.  Belgische  §.  68.  Preuszisohe  §.  48.  Nord- 
amerikanische  n.  2,  2.  SohweizeriBoheBundesrerfassung  §.90,8. 
Französische  von  1848  §.  53,  60.  von  1852  §.  6.  Norddeutsche 
BnndesY.  §.11. 
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Fällen  des  Geschäftsyerkehrs  in  PriTat-  und  Polizeisachen 
kommen  Ausnahmen  vor,  in  denen  auch  niedere  Behörden  ver- 
schiedener Staten,  zumal  an  den  Grftnzen,  mit  einander  ver- 
kehren. In  jedem  Momente  aber  ist  das  Statshaupt  berechtigt, 
auch  in  solchen  Dingen  die  Vertretung  des  eignen  States  an 
sich  zu  ziehen  und  jenen  Verkehr  zu  henmien.  Vor  dem  hohem 
Becht  verschwindet  dann  das  niedere. 

2.  Der  König  hat  das  Recht,  Krieg  zu  erklären  und 
Frieden  zu  schlieszen.  Beide  sind  in  Form  und  in  Inhalt 
Handlungen  der  nationalen  Politik,  deren  oberste  Leitung  in 
dem  Begenten  concentrirt  ist.  Eine  Partei  oder  eine  Heeres- 
abtheilung  kann  ohne  Erndächtigung  desselben  Feindseligkeiten 
verüben,  aber  nicht  einen  Krieg  beginnen,  *  die  Waffen  nieder- 
legen, aber  nicht  Frieden  schlieszen.  Den  Kanmiem  einen  un- 
mittelbaren Antheil  an  diesen  Beschlüssen  verschaffen,  wäre 
theilweise  Verlegung  der  Regierung  in  den  gesetzgebenden 
Körper  und  würde,  wenigstens  in  dem  alten  Europa,  die  höchsten 
Interessen  des  States,  der  das  thäte,  in  schwere  Gefahr  bringen. 
Die  Verhandlung  in  den  Kanmiem  könnte  leicht  dem  Feinde 
nützen  und  würde  nur  selten  der  Heimat  frommen.  Wo  es 
sich  um  Thaten  des  Moments  handelt,   da  ist  sowohl  stille 

*  Pamponitu  in  L.  118  deYerb.  Signif.:  „hostes  sunt  qaibus  beUnm 
publice  populas  Romitniu  decreyit;  oaeteri  latrunonli  Tel  praedones'appel- 
lantur.''  Hugo  Orotius  de  jure  beUi  ac  pacis  III.  8.  Blaokstone  I. 
7,  3.  Französische  Verf.  v.  1815.  8-  1*  ^on  1852  8-  6-  Nieder- 
Undische  §.  56:  „Der  Eonig  erklärt  den  Krieg.  Er  gibt  daTon  un- 
mittelbare Eenntnisz  den  beiden  Kammern.'*  Belgische  §.  68. 
Spanische  von  1837  8-  4.7,  4.  Preuszisohe  §.  48.  Eigenthümlich  ist 
die  Bestimmung  der  schwedischen  Verfassung  §.  13:  ,»Will  der  König 
Krieg  anfangen  oder  Frieden  schlieszen,  so  ruft  er  einen  auszerordent- 
liohen  Statsrath  von  dem  Statsminister,  Statsräthen,  Hofkanzler  nnd  s&mmt- 
iichen  Statssecretären  zusammen,  stellt  ihnen  die  Ursachen  und  ümstftnde, 
die  hierbei  zur  Ueberlegung  kommen,  vor,  und  frftgt  sie  hierüber  nach 
ihrer  Meinung,  die  jeder  fOr  sich,  mit  der  Verantwortlichkeit,  welche 
Art.  107  bestimmt,  zu  Protokoll  abzugeben  hat.  Der  König  besitzt  hierauf 
die  Macht,  den  Besohlusz  zu  fassen,  und  auszufahren,  welchen  er  für  des 
Reiches  Beste  h&lt.<* 
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üeberlegong  und  ruhige  Prflfiiiig  der  Verhältnisse  nnd  Auf- 
sichten, als  Einheit  des  Willens  und  rasche  Durchffihrung  der 
gefaszten  Entschiasse  nöthig,  und  beides  ist  der  schwerfälligen 
und  zugleich  von  Parteien  bewegten  Eammerverhandlung  nicht 
m(^glich. 

Freilich  ist  diese  Macht  des  Monarchen  eine  grosze,  und 
es  ist  zuzugeben,  dasz  die  mittelbaren  HOlfsmittel,  welche  den 
Kammern  zu  Gebote  stehen,  um  die  drückenden  Folgen  eines 
yielleicht  ungerechten  oder  unverständigen  Krieges  abzuwenden, 
wenn  der  Krieg  ausgebrochen  ist,  selten  ganz  helfen.  Die  An- 
klage und  Yerurtheilung  der  Minister  kann  die  Opfer  an 
Menschenleben,  Vermögen  und  Ruhe,  welche  der  verderbliche 
Krieg  verschlungen,  nicht  ersetzen;  und  die  Verweigerung  von 
Subsidien  ist,  wenn  einmal  die  Ehre  und  das  Wohl  des  States 
bei  der  Kriegsführung  betheiligt  ist,  eine  moralische  Un- 
möglichkeit, und  würde  sie  trotzdem  beschlossen,  dem  Heere 
gegenüber  factisch  nicht  durchzusetzen.  .  Wohl  aber  ist  der 
mittelbare  Einflusz  dieser  controlirenden  Rechte  der  Kammern 
nicht  gering,  und  der  Gedanke  daran  fordert  die  Regierung  zu 
erhöhter  Vorsicht  auf;  und  die  offenbare  Stimmung  der  Kammern 
gibt  auch  den  Ministem  eine  zuweilen  erwünschte  Gelegenheit, 
durch  ihren  Rücktritt  eine  nöthige  Wendung  der  Politik  zu 
erleichtem. 

Der  Friede  indessen  ist  nicht  blosz  Beendigung  des  Krieges, 
sondern  häufig  auch  Begründung  einer  neuen  bleibenden  Ord- 
nung; daher  kommen,  soweit  der  Friedensschlusz  derartige  Be- 
stimmungen enthält,  folglich  auch  ein  Statsvertrag  ist,  die 
für  solche  geltenden  Beschränkungen  zur  Anwendung. 

Das  republikanische  Statsrecht  hat  eine  Scheu  davor,  eine 
so  unbeschränkte  Macht  in  die  Hand  der  Regiemng  zu  geben. 
Die  Bundesverfassung  Nordamerika's  theilt  daher  das  Recht 
der  Kriegserklämng  dem  Congresse  zu,  aber  das  Recht  Frie- 
densverträge abzuschlieszen  dem  Präsidenten  mit  Zustimmung 
des  Senates.    Die  Gründer  dieser  Einrichtung  haben  erwogen. 
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dasz  wohl  der  Krieg,  nicht  aber  der  Frieden  der  repnblikajii- 
schen  Verfassung  gefährlich,  und  dasz  es  rathsam  sei,  den 
Entschlnsz  zum  Kriege  zu  erschweren,  den  Abschlusz  des 
Friedens  aber  zu  erleichtern. '  Nach  der  schweizerischen  Byndes- 
Verfassung  (§.  74.  6)  ist  nur  die  Bundesversammlung  zu 
„Kriegserklärungen  und  Friedensschlüssen*'  befugt.^ 

3.  Ebenso  hat  das  Statsoberhaupt  das  Becht,  ausschliesz- 
liehe  Bündnisre  undStatsverträge  mit  auswärtigen  Staten 
galtig  abzuschlieszen/  In  der  Monarchie,  wo  dieses  Becht  in 
weitestem  Umfange  anerkannt  und  geübt  wird,  gilt  indessen 
theils  die  allgemeine  Beschränkung,  dasz  Bestimmungen  der- 
selben, welche  in  den  Bereich  der  Landesgesetzgebung  gehören, 
auf  eine  für  die  Statsangehörigen  verbindliche  Weise  nur  auf 
dem  Wege  der  Gesetzgebung  eingeführt  werden  können,  theils 
sind  in  einzelnen  Verfassungen  noch  besondere  Modificationen 
ausdrücklich  vorgeschrieben.  ^ 


5  Verfassung  I.  8.  und  II.  2.     Story  IIL  21  §.   164  ff. 
*  Vgl.  franz.  Verfassung  Ton  1848  §.  53  und  54. 

6  Vgl.  darüber  oben  Buch  V.  Gap.  9  S..525.  Blackstone,  I.  7,  2. 
«  Oben  Buch  V.  Cap.  9.  S.  526.    Schwedische  Verf.  §.  12:  ^Der 

König  hat  das  Recht,  mit  fremden  Mächten  Unterhandlungen  und  Bünd- 
nisse einzugehen,  nachdem  er  den  Statsminister  für  die  auswärtigen  An- 
gelegenheiten und  den  Hofkanzler  darüber  gehört  hat."  Niederlän- 
dische §.  57:  „Der  König  schlieszt  uud  bestätigt  Friedens-  und  alle 
andern  Verträge  mit  den  fremden  Mächten.  Er  theilt  den  Inhalt  dieser 
Verträge  den  beiden  Kammern  der  Generals  taten  mit,  so  weit  er  sie  für  . 
das  Interesse  und  die  Sicherheit  des  States  zulässig  erachtet.  Verträge, 
welche  mit  der  Abtretung  oder  Vertauschung  eines  Theiles  des  Grund- 
gebietes in  Europa  oder  in  andern  Welttheilen  verbunden  sind,  oder 
einige  andere  Bestimmungen  oder  Veränderungen  enthalten,  welche  ge- 
setzliche Rechte  betreffen,  werden  von  dem  Könige  nicht  eher  bestätigt, 
als  bis  die  Generalitäten  diese  Bestimmungen  oder  Veränderungen  ge- 
nehmigt haben.'^  Belgische  $.  68:  n^^i^  König,  schlieszt  Bündnisse, 
Friedens-  und  HandelsTerträge.  Sobald  das  Interesse  und  die  Sicherheit 
des  States  es  erlauben,  setzt  er  die  Kanmiern  davon  in  Kenntnisz  und 
fügt  die  nöthigen  Mittheilungen  bei.  Die  Handelsverträge,  sowie  die- 
jenigen, welche  den  Stat  belasten,  oder  einzelne  Belgier  verpflichten, 
haben  nur  Kraft >  wenn  sie  die  Zustimmung  der  Kammern   erhalten.'' 


90        Secheteg  Baofa.    Die  Souyerftnetftt  und  das  Statsoberhaupt. 


Fttn&eliiites  GapiteL 

D.  Begierimgsrechte.    Innere  Gewalt. 
1.  Amts-,  2.  Ehrenhoheit.    3.  Polltisohe  Leitung. 

Die  BegieruDgsmacht  ist  nicht  eine  blosze  Ansammlung 
einzelner  Befugnisse  sondern  eine  cenfarale  FflUe  von  statlicher 
Macht,  welche  dem  Lichte  vergleichbar,  das  seine  Strahlen 
überallhin  entsendet,  in  verschiedenen  Sichtungen  in  besondem 
Befugnissen  ausströmt.  In  der  Monarchie  ist  diese  Einheit  und 
Fülle  der  Macht  in  einem  Individuum  concentrirt.  Dem  Mon- 
ai'chen  gebührt  voraus  ein  Antheil  an  der  Gesetzgebung, 
auszer  der  Initiative  auch  ausschlieszlich  die  Sanction,  durch 
welche  erst  dem  Gesetze  der  Stempel  der  statlichen  Geltung 
verliehen  wird.  Dazu  verkündet  er  als  Regent  die  sanctio- 
nirten  Gesetze:  und  es  wird  so  in  ihm  die  Harmonie  und 
Einheit  des  Statsorganismus  sichtbar  dargestellt.  Die  Sanction 

Bpanisohe  Yerf.  von  1837  S*  ^8:  „Der  König  mosz  durch  ein  specieUes 
Gesetz  autorisirt  werden:  1)  um  irgend  einen  Theil  des  spanischen  Ge- 
bietes zu  yerftuszern,  abzutreten  oder  zu  vertauschen;  2)  um  fremde 
Truppen  im  Reiche  zuzulassen;  8)  Offen siy-Allianztractate,  besondere 
Handelsverträge  und  solche,  worin  Subsidien  an  eine  fremde  Macht  fest- 
gesetzt werden,  zu  ratificiren/^  Portugiesische  von  1826.  Befugnisse 
(des  Königs)  sind:  —  7)  Allianz-,  Offensiv-,  Defensiv-,  Subsidien-,  Han- 
delsverträge zu  schlieszen,  sie  nach  deren  Abschlieszung  zur  Kenntnisz 
der  aUgemeinen  Gortes  zu  bringen,  wenn  das  Interesse  und  das  Wohl 
des  States  es  gestatten.  Im  Falle  die  zu  Friedenszeiten  geschlossenen 
Verträge  eine  Abtretung  oder  Austauschung  vom  Gebiete  des  Königreichs 
oder  von  Besitzungen,  worauf  das  Königreich  Anspruch  hätte,  veranlaszten, 
so  soUen  dieselben  nicht  ratifioirt  werden,  ohne  dass  die  allgemeinen 
Gortes  sie  bestätigt  hätten.  Oesterreichische  von  J849  $.17:  „Der 
Kaiser  schlieszt  mit  fremden  Mächten  Verträge.  Bestimmungen  in  solchen 
Verträgen,  welche  dem  Reiche  neue  Lasten  auflegen,  bedürfen  der  Zu- 
stimmung des  Beichstages.^  Preuszischc  §.  48:  „Letztere  (die  Ver^ 
träge  mit  fremden  Regierungen)  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Zu- 
stimmung der  Kammern,  sofern  es  Handelsverträge  sind  oder  wenn  da- 
durch dem  State  Lasten  oder  einzelnen  Statsbürgern  Verpflichtungen  auf- 
erlegt werden.    Norddeutsche  Bnndesv.  §.  11. 
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ertheilt  oder  verweigert  er  alfi  Haupt  des  gesetzgebenden  Körpers. 
Die  Yerkündung  (Promulgation)  befiehlt  er  als  Inhaber 
der  Begierungsgewalt,  in  der  Absicht,  für  die  Durchfflhrung 
und  Anerkennung  der  Gesetze  zu  sorgen.^  In  der  Bepublik, 
welche  die  Sanction  der  Gesetze,  wie  in  Nordamerika,  in  ein 
bloszes  beschränktes  Veto  umgewandelt  oder  der  Begierung 
ganz  entzogen  und  nur  die  Initiative  gelassen  hat,  wird  doch 
regelmäszig,  wie  in  der  Schweiz,  die  Promulgation  dieser  zu- 
gewiesen. * 

Im  übrigen  ist  die  Macht  desBegenten  im  Innern  keines- 
wegs eine  blosz  vollziehende,''  sondern  vielmehr  eine 
selbständig  ordnende,  befehlende,  schützende,  sorgende  und 
verwaltende.  Die  Interessen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  und 
die  Handhabung  des  Rechts  sind  nach  den  Bedürfnissen  des 
wechselnden  Lebens  vornehmlich  ihm  und  seiner  Leitung  an- 
vertraut: und  das  Gesetz  zieht  nur  gewisse  Schranken,  inner- 
halb welcher  sie  die  täglich  wirksame  Begierungsgewalt  be- 
wegen musz,  und  bezeichnet  auch  wohl  die  principiellen  Bicht- 
ungen,  welche  bei  ihren  Entschlüssen  und  Anordnungen  einzu- 
halten sind.  Diese  selbst  aber  werden  von  dem  Begenten  mit 
freiem  Willen  und  je  nach  den  Umständen  bestimmt« 

Im  Besonderen  ist  hervorzuheben: 

1.  Die  Amtshoheit. 

Die  Monarchie  ist  die  Quelle  aller  übrigen  Amts- 
gewalt im  State.  Alle  Statsämter  werden  von  dem  Mon- 
archen besetzt,  und  sind  ihm  untergeordnet.  Dieses  Princip, 
welches  der  Einheit  des  Statsorganismus  zur  festen  Stütze  ge- 
worden ist,  hat  erst  in  der  modernen  Monarchie  wieder  volle 
Anerkennung  gefunden;^  in  ihm  wird  auch  der  Gedanke  be- 

*  Vgl.  oben  Bnch  T.  Cap.  11  8.  534. 

'  Siehe  oben  s.  a.  0.  8.  534  nnd  Schweiz.   Bundes verf.  §.  90.  4,  5. 
»  Buch  T.  Cap.  2. 

*  Tgl.  oben  Buch  lY.  Gap.  23.  8.  444.  MonUaqwieu  Esprit  de  Lois 
n.  4.  Blaokstone  I.  7,  4.  Spanische  Yerf.  Ton  1826  §.  75,  8. 
Oesterreiohisohe  von  1849  §.  10:  „Der  Kaiser  ernennt  und  entläszt 
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währt,  dasz  alle  amtliche  (jewalt  'von  oben  stufenweise  abge- 
leitet sei. 

Auch  der  constitntionelle  Monarch  übt  hier  einen  groszen 
persönlichen  Einflusz  ans  anf  die  öffentlichen  Angelegenheiten. 
Je  höher  das  Amt,  und  je  näher  dem  Monarchen,  desto  ent- 
schiedener wird  sich  sein  eigener  Wille  Geltung  verschaffen. 
Die  Minister  insbesondere,  deren  er  bedarf  zu  Helfern  und 
zu  Organen  seiner  Begierung,  ernennt  und  entläszt  er  völlig 
frei.  Freilich  wird  ein  weiser  Monarch  nicht  seine  Laune 
walten  und  sich  nicht  durch  blosze  persönliche  Zuneigung  und 
Abneigung  in  seiner  Wahl  bestimmen  lassen,  er  wird  dabei 
das  öffentliche  Interesse  voraus  erwägen  und  so  denn  auch  auf 
die  Harmonie  mit  den  Kammern  einen  sehr  hohen  Werth 
legen;  aber  es  besteht  für  den  Monarchen  keine  Rechtspflicht, 
seine  Minister  je  nach  den  Wünschen  der  £[ammermehrheiten 
zu  wählen  oder  zu  entlassen.  Die  Politik  wird  ihn  wohl  be- 
stimmen, nur  solche  Minister  zu  wählen  oder  zu  behalten, 
welche  auch  das  Vertrauen  der  gegenwärtigen  oder  der  künft- 
igen Kammer  zu  erwerben  wissen,  denn  das  entschiedene  und 
dauernde  Misztrauen  der  Kammer  schwächt  die  Autorität  der 
Regierung  und  lähmt  ihre  Macht.  Aber  die  Wahl  selbst  steht 
dem  Monarchen  frei.^  Die  Zustimmung  eines  bisherigen  Mi- 
nisters zu  der  Ernennung  des  Nachfolgers  ist  kein  absolutes 
Erfordemisz  ihrer  Gültigkeit;  der  Monarch  kann,  wenn  die- 
selbe verweigert  würde,  durch  den  neu  ernannten  Minister 
selbst  die  Ernennung  contrasigniren  lassen.  Seine  Freiheit  darf 
hier  nicht  gehemmt  werden,  und  es  sorgt  das  constitutionelle 
Statsrecht  nur  dafür,  dasz  auch  für  diesen  Regierungsact  eine 
Person  verantwortlich  sei. 

die  Minister,  besetzt  die  Aemter  in  allen  Zweigen  des  Statsdienstes  und 
verleiht  den  Adel,  Orden  und  Auszeichnungen."  Preuszische  §.  47: 
„Der  König  besetzt  alle  Stellen  im  Heere,  sowie  in  den  übrigen  Zweigen 
des  Statsdienstes,  sofern  nicht  das  Gesetz  ein  anderes  verordnet.''  Die 
Belgische  %,  66  beschränkt  den  Einflusz  des  Königs  mehr. 

5  Oben  Buoh  IV.  Oap.  23  S.  442  und  unten  Buch  YII.  Gap.  5. 
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Bei  der  Besetzung  der  übrigen  Statsämter  ist  er  an  die 
Mitwirkung  der  Minister  gebunden;  freilich  wieder  nicht 
so,  dasz  er  einfach  die  Vorschläge  derselben  zu  erwarten  und 
gutzuheiszen  hat,  sondern  so,  dasz  ihm  unbenommen  ist,  die 
Initiative  zu  ergreifen,  selber  taugliche  Männer  in  Vorschlag 
zu  bringen  und  die  Vorschläge  der  Minister  zu  verwerfenr 
Dieses  wichtige  Attribut  der  monarchischen  Gewalt  mit  Ein- 
sicht auszuüben  und  die  rechten  Männer  zu  den  Aemtem  zu 
finden  und  zu  berufen,  war  von  jeher  eine  Eigenschaft  ausge- 
zeichneter Fürsten,  und  kaum  gewährt  eine  andere  Befugnisz 
denselben  eine  höhere  Befriedigung  und  nachhaltigeren  Einflusz 
auf  das  öffentliche  Wohl. 

Aehnlich  ist  das  Emennungsrecht  des  Präsidenten  der 
Vereinigten  Staten  normirt;  nur  ist  derselbe  bei  der  Besetzung 
einiger  besonders  wichtiger  Aemter  an  den  Bath  und  die  Zu- 
stimmung des  Senats  gebunden,  und  kann  der  Congresz  die 
Wahl  niederer  Beamten  auch  an  den  Präsidenten  allein  oder 
an  Qerichtshöfe  oder  den  Chef  eines  Departements  übertragen.  ® 
Noch  beschränkter  ist  das  Wahlrecht  der  schweizerischen  Re- 
gierungen, indem  eine  grosze  Zahl  von  Stellen  entweder  von 
dem  repräsentativen  Körper  oder  durch  Volkswahl  besetzt 
werden.  Eine  bedenkliche  Folge  des  letzteren  Systems  aber 
ist  es,  dasz  die  Harmonie  der  Begierungsorgane  leicht  durch 
widerstrebende  Parteieinflüsse  gestört  und  nicht  selten  die  Kraft 
derBegierung  durch  die  Opposition  der  Beamten  gelähmt  wird, 

•  BnndeSTorf.  Ton  Nordamerika  IL  3:  „Ür  ernennt  und  besteUt  mit 
Rath  und  EinwiUignng  des  Senats  Gesandte,  andere  dffentliobe  Hinister 
nnd  Gonsnln,  die  Biohter  des  Obergeriohts  und  aUe  übrigen  Beamten  der 
Verein.  Staten,  deren  Ernennung  nicht  in  dieser  Yerfassung  oder  duroh 
ein  Gesetz  bestimmt  wird.  Der  Congresz  kann  aber  durch  ein  Decret 
die  Ernennung  solcher  niedern  Beamten,  als  ihm  gutdttnkt,  dem  Präsi- 
denten allein  oder  den  Gerichtshöfen  oder  den  Chefs  der  Departements 
auftragen.'*  Franz 5 s.  Verf.  Ton  1848  S«  ^<  „Die Minister  ernennt  und 
entlSszt  der  Präsident  frei,  höhere  Beamte  im  Ministerrathe,  niedere  auf 
Yorschlag  'des  betreffenden  Ministers/'    YgL  auch  $.  66. 
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deren  sich  jene  bedienen  sollte,  ihre  Beschlüsse  ins  Leben  zn 
führen. 

2.  Die  Ehrenboheit. 

Staüiche  Würden  und  Ehren  wie  der  Adel,  Orden, 
Bang,  Titel  und  ähnliche  Aaszeichnungen  werden  wieder  in 
der  Begel  von  dem  Statsoberhaupte  verliehen.^  Es  ist  ein 
schönes  Vorzugsrecht  der  Könige,  das  persönliche  Verdienst 
aufzusuchen  aufzumuntern  und  Tor  der  Welt  zu  ehren.  Ein 
Ftirst,  der  diese  schwere  Kunst  zu  üben  versteht,  wird  die 
moralischen  Kräfte  in  seinem  Volke  vielseitig  anregen,  stärken 
und  auf  die  öffentliche  Wohlfahrt  hinlenken;  und  er  wird  zu- 
gleich die  göttliche  Gerechtigkeit  nachahmen,  welche  die  Tugend 
belohnt.  Leider  ist  aber  der  Miszbrauch,  welcher  zumal  in 
den  letzten  zwei  Jahrhunderten  mit  diesem  Bechte  getrieben 
wurde,  noch  in  so  frischer  Erinnerung  und  zum  Theil  sind 
kindische,  zum  Theil  ärgerliche  Gewohnheiten  und  Vorurtheile 
auch  in  den  höchsten  Kreisen  der  Gesellschaft  noch  so  mächtig, 
dasz  selbst  dem  vernünftigen  Gebrauche  desselben  ein  weitver- 
breitetes Misztrauen  im  Wege  steht  Unserer  Zeit  thut  eine 
Beinigung  und  Wiederbelebung  nicht  eine  Zerstörung  dieser 
Ehrenrechte  noth.  Wenn  die  blosz  höfischen  Auszeichnun- 
gen nicht  entbehrt  werden  können,  so  sollten  doch  die  eigent- 
lichen Verdienstorden  davon  unterschieden,  an  ernste  Be- 
dingungen geknüpft  und  mit  ansehnlichen  Bechten  ausgestattet 
und  wirksam  gemacht  werden.^ 

^  Blaokstone  I.  7,  4.  Rüssel.  Verf.  Ton  Engl.  Gap.  84.  Schwe- 
disobe  Yerf.  §.  87.  HoU&ndisohe  S*  63,  64.  Portugiesische 
§.  76,  10.    Preuszische  $.  50. 

*  Das  hat  Napoleon  bei  der  Gründung  seiner  Ehrenlegion  wohl 
eingesehen,  und  es  ist  ein  merkwürdiges  Zeugnisz  fttr  den  Ghrundgedanken 
derselben,  dass  die  Institution  selbst  in  der  republikanischen  Terfassung 
Ton  1848  §.  108  dem  neugereizten  Hasse  gegen  den  Adel  gegenüber 
festgehalten  wurde.  Freilich  wird  auch  der  persönlichen  Eitelkeit  ein 
Spielraum  eröffnet  und  ein  Köder  geboten ;  aber  so  lange  diese  nicht  aus 
der  menschlichen  Natur  ausgerottet  und  der  Antheil,  den  sie  auch  an 
gut^  und  heilsamen  Thaten   hat,   nicht  ausgeschieden  noch   entbehrt 
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3.    Politische  Leitung  (goayeniement  politiqae). 

Die  französische  Statssprache  faszt  unter  dem  Ausdruck 
gouvernement  politique  alle  die  Befagnisse  und  Pflichten  zu- 
sammen, welche  die  oberste  politische  Leitung  des  Stats 
auch  im  Innern  im  Gegensatz  zu  bloszer  Geschäftsver- 
waltung (Administration)  charakterisiren.  Die  Administration 
hat  es  mit  dem  Kleinen  und  Einzelnen,  die  politische  Begie- 
rung  mit  dem  Groszen  und  Ganzen  zu  thun.  Diese  weist  die 
Bichtung,  in  welcher  die  Statsyerwaltung  sich  bewegen  soll. 
Sie  vorzugsweise  läszt  sich  von  politischen  Ideen  bestimmen, 
und  wahrt  die  politischen  Interessen.  Je  nach  umständen  gibt 
sie  durch  ihre  Initiative  die  Anregung  zu  Arbeiten  aller  Art 
in  der  Gesetzgebung  oder  Verwaltung,  oder  sie  tritt  hemmend 
entgegen,  wenn  sie  findet,  dass  die  Verwaltung  in  verderbliche 
Bichtung  gerathe.  In  diesem  Sinne  werden  auch  innerhalb 
der  Ministerien  die  vorzugsweise  politischen  Minister  von  den 
Fachministem  unterschieden.  Bei  jenen  erscheint  die  politische 
Bedeutung,  bei  diesen  die  technische  Geschäftskunde  als  über- 
wiegend und  entscheidend.    Die  Politik  herrscht,  die  Verwal- 


werden  kann,  wird  es  gerathener  sein,  derselben  ein  Terdienstliches  Ziel 
zu  eröffnen,  als  in  rigoristischem  Eifer  den  Glanz  der  Ehre  zu  yerwerfen, 
weil  sich  ein  Stück  Eitelkeit  in  ihm  spiegeln  mag.  Napoleon  ftuszerte 
auf  St  Helena  (Leu  Cases "ü^moir.  T.  S.  39)  über  die  Orden:  ,,Die  alt- 
gewordenen und  yerdorbenen  Nationen  können  nicht  wie  die  tugend- 
haften Völker  des  Altertbums  regiert  werden.  Für  einen  der  heutzutage 
Alles  dem  öffentlichen  Wohle  opfert,  gibt  es  Tausende  undMiUionen,  die 
nur  ihre  Interessen  kennen,  ihre  Genüsse,  ihr  eitles  Behagen,  Jeder  Ar- 
beiter musz  den  Stoff  zu  behandeln  yerstehen,  der  ihm  zur  Hand  ist;  das 
ist  das  Geheimnisz  der  Wiederbelebung  der  monarchischen  Formen,  der 
Rückkehr  der  Titel,  Kreuze,  Orden.  Auf  der  Stufe  der  Civilisation,  auf 
welcher  wir  zur  Zeit  stehen,  sind  sie  geeignet,  bei  der  Menge  Achtung 
zu  wecken  und  zugleich  dem  Beehrten  Selbstachtung  zu  empfehlen.''  Es 
gibt  schwerlich,  die  Chinesen  ausgsnommen,  einTolk,  das  mehr  auf  Titeln 
hUt,  aU  das  deutsche,  und  dennoch  ist  es  den  Yertretem  desselben  m 
Frankfurt  im  Jahr  1848  eingefallen,  die  Titel  ohne  Amt  abschaffen  zu 
wollen.  So  grosse  Sprünge  machen  zuweilen  die  Yölker  von  einem  Ex* 
trem  ins  andere  entgegen  gesetzte. 
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tung  arbeitet.  Wie  in  dem  Betrieb  einer  Fabrik  die  Specn- 
lation  des  Fabrikherrn  bestimmt,  was  für  Rohstoffe  tind  zu 
welcher  Waare  dieselben  verarbeitet  und  veredelt  werden  sol- 
len, während  die  Techniker  die  Arbeit  selber  im  Einzelnen  an- 
ordnen und  vollziehen,  so  bestimmt  die  politische  Leitung, 
was  im  State  zu  thun  und  was  anzustreben  sei,  während  die 
Administration  fQr  die  Ausführung  im  Einzelnen  sorgt. 

Es  läszt  sich  kein  Feld  der  Verwaltung  ganz  unabhängig 
stellen  von  der  politischen  Leitung.  Wenn  das  Statsinteresse 
es  erfordert,  so  musz  diese  überall  da  eingreifen  können,  wo 
diese  Interessen  verletzt  werden,  und  Oberall  da  anregen,  wo 
dieselben  zu  befriedigen  sind.  Aber  auch  die  Verwaltung  hat 
hinwieder  ihr  besonderes  Becht,  welches  die  politische  Leitung 
nicht  miszachten  darf,  und  zwar  nicht  blosz  soweit  die  tech- 
nische Geschäftsordnung  ein  willkürliches  Eingreifen  und  eine 
Störung  der  politischen  Leitung  nicht  erträgt,  sondern  auch 
so  weit  die  gesetzliche  Ordnung  der  Verwaltung  von  dieser  zu 
achten  ist.  Man  darf  die  politische  Leitung  nicht  als  eine 
absolute  Willkürgewalt  verstehen.  Auch  sie  wird  durch  die 
Verfassung  und  die  Gesetze  näher  bestimmt  und  beschränkt.^ 
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4.    Militarhoheit. 

Der  Monarch  ist  das  Haupt  der  Eriegsverfassung  des  Lan- 
des. Sowohl  die  Land-  als  die  Seemacht  steht  unter  seinem 
obersten  Befehl.     Er   läszt  Truppen  ausheben   oder  werben, 

*  Yortreffiiohe  Bemerkimg  darüber  bei  ViTien  ^tvdes  administra^ 
tives,  Paris  1859  (3  l6dit.)  1.  S.  30  ff. 
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ernennt  die  Officiere,  wenigstens  die  höheren,  verleiht  das 
Gommando,  läszt  Militärstraszen ,  Festungen  bauen,  sorgt  fär 
das  Kriegsmaterial. ' 

Im  Mittelalter  konnten  auch  die  Stände  Truppen  halten. 
Die  Einheit  des  modernen  States  aber  läszt  eine  solche  Tbei- 
lung  der  Heeresmacht,  welche  zum  Bürgerkrieg  führt,  nicht 
mehr  zu.  Die  Einheit  des  Befehls  ist  für  die  Kraft  und  so- 
mit für  den  Zweck  des  Heeres  unentbehrlich. 

Ob  das  Heer  nur  dem  Könige,  oder  ob  es  auch  der 
Verfassung  Gehorsam  und  Treue  zu  schwören  habe,  ist  eine 
auch  in  unsern  Tagen  lebhaft  bestrittene  Frage.  Fractisch 
wichtig  wird  sie,  wenn  der  Fürst  und  die  Verfassung  in  Con- 
flict  gerathen,  und  jener  die  Macht  des  Heeres  zu  Maszregeln 
verwenden  will,  welche  den  Vorschriften  der  Verfassung  wider- 
streiten  oder  zu  widerstreiten  scheinen.  Ein  unbefangenes  Dr- 
theil  musz  anerkennen,  dasz  der  Verfassungseid,  wenn  derselbe 
den  Sinn  erhält,  dasz  das  Heer  zu  keinen  verfassungswidrigen 
Handlungen  hülfreiche  Hand  leiste,  dem  Fürsten  eine  Ver- 
letzung der  verfassungsmäszigen  Zustände  erschwert;  ^  auf  der 
andern  Seite  aber  nicht  minder,  dasz  ein  zwiefacher  Eid  und 
eine  zwiefache  Verpflichtung  in  das  Gewissen  des  Heeres  leicht 
Zwiespalt  bringt,  die  Disciplin  lockert  und  die  Armee  bis  zur 
Auflösung  oder  zum  Selbstmord  in  innerem  Parteikampfe  rei- 

^  Blaokstone  I.  7,  2.  Sohwedisohe  Verf.  §.  14.  Holländi- 
sohe  §.  58.    Belgische  §.  68.    Preuszisohe  $.46,  47. 

'  Dasz  der  Yerfassungseid  auch  ächte  Soldatenherzen  daza  bestim- 
men kann,  ihren  Gehorsam  za  yerweigem,  hat  ein  nnTerwerflioher  Zeuge 
besiftligt.  Napoleon  erzählt  Ton  seiner  eigenen  Jugend  (bei  Las  Ga- 
ses y.  168) :  „Die  Meinungen  des  Tages  nahmen  nach  und  nach  auch 
sogar  unter  den  Of&cieren  der  Armee  überhand,  besonders  seit  jenem 
berühmten  Eid  für  die  Nation,  das  Gesetz  und  den  E5nig.  Wenn  ich 
bis  dahin  den  Befehl  erhalten  hätte,  meine  Kanonen  gegen  das  Volk  zu 
richten,  so  zweifle  ich  nicht,  dasz  die  Gewohnheit,  das  Yorurtheil,  die 
Eraiehung,  der  Name  des  Königs  mich  bestimmt  hätten,  zu  gehorchen; 
aber  nachdem  ich  den  Nationaleid  einmal  geleistet,  wäre  das  vorbei  ge* 
wesen  und  ich  hätte  nur  aof  die  Nation  gesehen.^ 

Illiintaehli,  «IlgemelnM  Btatfrooht.    II.  7 
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zen  und  treiben  kann.  Durchaus  verderblicht  weil  der  Natur 
und  Bestimmung  dez  Heeres  widersprechend,  ist  es  jedenfalls, 
dasselbe  zu  einem  berathenden  Körper  "^  zu  machen,  welcher  erst 
die  Yerfassungsmäszigkeit  der  einzelnen  Befehle  zu  prüfen 
und  nur,  wenn  es  sich  davon  überzeugt,  zu  gehorchen  habe, 
doppelt  verderblich  in  einer  Zeit,  welche  der  Kritik  und  So- 
phistik  einen  so  freien  Spielraum  eröffnet  hat,  wie  die  unsrige. 
Der  militärische  Gehorsam  und  die  persönliche  Treue  gegen 
das  Oberhaupt  ist  und  bleibt  die  Begel,  auch  da,  wo  der  Yer- 
fassuugseid  vorgeschrieben  ist ;  und  nur  in  äuszersten  und  wah- 
ren NothfäUen  eines  offenkundigen  und  tyrannischen  Miszbrauchs 
der  Militftrgewalt  von  Seite  des  Fürsten  wird  sich  die  Ver- 
weigerung des  Gehorsams  von  Seite  des  Heeres  rechtfertigen 
lassen.  Ist  aber  der  (jeist  des  Heeres  gesund  und  für  Becht 
und  Freiheit  im  Groszen  empftnglich,  so  wird  ein  solcher  Misz- 
brauch  auch  da  nicht  leicht  möglich  sein,  wo  dasselbe  nur  dem 
Könige,  nicht  auch  der  Verfassung  geschworen  hat;  und  ist 
das  Heer  von  Verehrung  und  Liebe  zu  seinem  Kriegsherrn 
erfüllt,  so  wird  auch  der  Verfassungseid  dasselbe  schwerlich 
bestimmen,  gegen  seine  Befehle  Widerspruch  zu  erheben,  auch 
wenn  er  einen  Bruch  der  Verfassung  fttr  nöthig  hält.  Der 
Königseid  schützte  Jakob  II.  von  England  so  wenig  vor  dem 
Abfall  seiner  Truppen  als  der  französische  Verfassungseid  die 
Directorialregierung  vor  dem  Sturze  durch  Napoleon.  Der  Geist 
ist  somit  auch  hier  entscheidend,  nicht  die  Form. 

Aus  diesen  Betrachtungen  folgt:  Im  Zweifel  ist  der  Ver- 
fassungseid des  Heeres  nur  so  zu  erklären,  dasz  dasselbe 
schwört,  seiner  natürlichen  Bestimmung  gemäsz,  die  Verfas- 
sung wie  die  Bechtsordnung  und  Freiheit  überhaupt  zu  schützen 
und  nicht  seinerseits  zu  verletzen,  nicht  aber  so,  dasz  derjGe- 

'  Sogar  die  repablikanisohe  Yerfasaang  für  Frankreich  Ton  1846 
$.  104  erkennt  die  Stoe  an:  „Die  öffentliche  Macht  ist  wesentUeh  sum 
Gehorsam  yerpflichtet  Kein  bewaffnetes  Corps  darf  Berathsohlagungen 
halten.''     Tgl.  Terf.  von  Portugal  §.  115. 
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horsam  gegen  den  Kriegsherrn,  welcher  die  Grundlage  der 
Militftr?erfa8sung  ist,  durch  statsrechüiche  Erörterungen  und 
Berathungen  Aber  die  Yerfassungsmäszigkeit  einzelner  Befehle 
gelockert  und  der  Zwiespalt  in  dem«  Heere  legitimirt  werde. 
Die  Verantwortlichkeit  fftr  die  Yerfassungsmäszigkeit  des  Be- 
fehls trägt  der  Minister,  oder  der  commandirende  (General, 
nicht  der  gehorchende  Officier  und  Soldat.  Nur  wenn  eine 
Verfassung  jenem  Eide  eine  andere  und  eingreifendere  Bedeu- 
tung ausdrücklich  gegeben  und  so  die  Gefahr  der  militärischen 
Unordnung  für  geringer  erklärt  hat  als  die  des  Miszbrauchs 
der  Militärgewalt,  ist  eine  andere  Auslegung  gerechtfertigt.  "* 

Gut  ist  es,  wenn  der  Monarch  nicht  blosz  formell  an  der 
Spitze  des  Heeres,  sondern  in  persönlicher  Beziehung  zu 
demselben  steht.  Freilich  kommt  hier  auf  die  Individualität 
Alles  an.  Friedrich  IT.  sprach  den  Satz  aus:  «Ein  groszer 
Fürst  musz  die  Leitung  seiner  Truppen  selber  -  übernehmen. 
Sein  Heer  ist  seine  Besidenz,  sein  Interesse,  seine  Pflicht,  sein 
Buhm.    Alles  bestimmt  ihn  dazu,*'^  und  demgemäsz  handelte 

4  £ine  eigenthümliche  Bestimmung  enthält  die  sohwediBohe  Ver- 
fassung §.  38:  „Alle  Tom  Könige  ausgehenden  Expeditionen  und  Befehle, 
welche  das  Kriegs oommando  betreffen,  sollen,  um  gültig  ku  sein,  von 
dem  Vortragenden  contrasignirt  werden,  welcher  yerantwortlioh  ist,  dasz 
sie  mit  dem  darüber  geführten  ProtocoH  übereinstimmen.  Sollte  der 
Vortragende  irgend  finden,  dasz  der  Beschlusz  des  Königs  gegen  die 
Regierungsform  streite,  so  hat  er  darüber  im  Statsrathe  Vorstellungen 
zu  machen.  Besteht  der  König  dennoch  darauf,  dasz  ein  solcher  Be- 
schlusz ausgefertigt  werden  soll,  so  ist  es  des  Vortragenden  Recht  und 
Pflicht,  seine  Oontrasignatur  dazu  zu  yerweigern,  und  als  Folge  hievon 
lein  Amt  niederzulegen,  welches  er  nicht  eher  zurücknehmen  darf,  als 
bii  die  Reichsst&nde  sein  Verhalten  geprüft  und  gebiUigt  haben.  Inzwi- 
schen soUen  sein  Sold  und  Einkünfte  ihm  verbleiben/ 

*  Im  AntimachiaveU  12:  Viel  zu  weit  aber  ging  HachiaveU  selbst 
im  Fürten  14 :  «Ein  Fürst  soU  kein  anderes  Ziel,  keine  anderen  Gedan- 
ken haben,  er  soU  nichts  anderes  zu  seinem  Handwerk  machen  als  den 
Krieg  und  die  Kriegskunst.*^  Der  Fürst  ist  in  erster  Linie  Regent  und 
Statsnaann,  erst  in  zweiter  Feldherr.  Gewichtiger  und  wahrer  ist,  was 
Vellejus  Patercnlns  (Hist.  1)  demScipio  Afrioanus  nachrühmt:  „Sem- 

7* 
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er  als  E(^nig.  Ein  Fürst  aber,  der  keine  Feldhermgaben  be- 
sitzt, handelt  sehr  verkehrt,  wenn  er  in  Person  den  Feldherrn 
spielt.  Er  stürzt  sich,  die  Armee  nnd  den  Stat  ins  Unglück. 
Misztrauen  gegen  die  Begierungsgewalt  ist  ein  Kennzei- 
chen der  modernen  Republik.  Sie  kann  sich  der  Besorgnisz 
nicht  erwehren,  dasz  ein  Magistrat,  welcher  über  die  Armee 
frei  verfügt,  die  Militärmacht  benutzen  ktonte,  um  sich  mon- 
archische Gewalt  anzumaszen  und  sich  zum  Herrscher  im  State 
aufeuschwingen.  Es  gUt  das  vorzüglich  von  den  Bepubliken, 
welchen  ein  Präsident  vorsteht.  In  Nordamerika  hat  sich 
daher  der  Gongresz  selbst  nicht  blosz  die  Milizorganisation, 
sondern  auch  das  Becht  vorbehalten^  die  MUiz  zu  versammeln 
und  Aufstände  zu  unterdrücken,  und  dem  Präsidenten  ist  nur 
der  Oberbefehl  über  die  kleine  ständige  Armee  und  die  Flotte 
des  Bundesstates,  über  die  Miliz  der  Einzelstaten  aber  blosz 
dann  überlassen,  wenn  dieselbe  auf  Befehl  des  Gongresses  ver- 
sammelt ist.  ^  In  Frankreich  durfte  der  Präsident  zwar 
über  die  bewaffnete  Macht  verfügen  aber  nicht  das  Obercom- 
mando  in  Person  ausüben.^  Der  schweizerische  Bundes- 
rat h  darf  nur,  wenn  die  Bundesversammlung  nicht  anwesend 
ist,  Truppen  aufbieten,  und  ist  gehalten  auch  dann,  wenn  die 
Truppen  für  längere  Zeit  in  Anspruch  genonmien  werden  oder 
die  Zahl  von  2000  Mann  übersteigen,  die  Bundesversammlung 
einzuberufen  und  deren  Anordnungen  zu  beachten.^ 

6.    Die  Polizeihohdt. 

Nicht  nur  wird  die  gesammte  Statspolizei  im  Namen  und 
unter  der  Oberleitung  des  Monarchen  geübt,  sondern  es  darf 
und  soll  auch  auf  diesem  Felde  der  politischen  Thätigkeit 
der  Monarch  untef  Umständen  persönlich  handeln.   Indessen 

per  ant  belli  aut  paois  servit  artibas,  semper  inter  aima  ao  studia  ver- 
Batns  aot  oorpos  pericnlis  aut  animam  disciplinis  exeroait.* 

*  Yerfassung  I.  8.  II.  2. 

'  Verfassung  yon  1848  §.  50. 

•  BundesTerfassung  §.  90,  11.  §.  74,  9. 
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wird  ein  persönliches  Eingreifen  hier  doch  nur  ausnahms- 
weise stattfinden,  theils  wenn  es  gilt  die  Sicherheit  des  Sta- 
tes vor  groszen  und  äuszersten  Gefahren  zu  retten,  theils  wo 
ein  persönliches  Einschreiten  dazu  dient,  die  gewöhnliche  Th&- 
tigkeit  der  Polizeiorgane  zu  controliren,  wach  und  rege  zu  er- 
halten und  willkürlichen  Miszbrauch  zu  schrecken.  AlsBegel 
bedarf  aber  das  tägliche  Bedürfnisz  mit  seinen  unendlichen 
Ansprächen  einer  unausgesetzten  Sorge  besonderer  Beamten 
und  Behörden,  weszhalb  denn  das  Prindp  und  der  Organismus 
der  Polizei  in  dem  folgenden  Buche  besonders  zur  Sprache 
kommen  wird. 


Siebenzehntes  GapiteL 

6.    Die  Jastishoheit. 

In  der  alten  Welt  und  im  Mittelalter  war  der  König  in 
Person  oberster  Siebter.  Auch  der  deutsche  König  hegte 
und  leitete  das  Ffirstengericht.  Wohin  in  dem  Beiche  er  per- 
sönlich kam,  da  konnte  er  selber  zu  Gerichte  sitzen  und  da 
erbleichte  vor  ihm  jede  andere  Gerichtsgewalt.  ^ 

Das  ist  im  modernen  State  seit  den  letzten  Jahrhunder- 

^  Sachsenspiegel  IIL  26,  §.  1:  «Die  koning  is  gemene  richtere 
over  aL**  III.  52.  $.  2:  ^Den  koning  kfiset  man  to  richtere  orer  egen, 
unde  len  nnde  oyer  jeweUces  mannes  lif.  Die  keiier  mach  ayer  in  allen 
landen  nicht  sin,  onde  al  nngerichte  nicht  richten  to  aller  tiet,  dar  nrnme 
liet  he  den  Torsten  grafscap  onde  den  greyen  soaltheitdam.**  III.  60 
$.2:  „In  BTelke  stat  des  rikes  de  koning  knmt  binnen  deme  rike,  dar 
is  ime  ledich  monte  (Münze)  onde  toln  (Zoll)  unde  dat  gerichte.**  Mir 
ist  es  wahrscheinlich,  dasz  dieser  Gedanke  des  Mittelalters  in  —  yiel- 
leicht  späterer  —  Zukunft  nochmals  aufleben  wird.  Die  Eaiseridee  ist 
ohne  ihn  unyoUst&ndig.  Soll  der  Kaiser  den  "Weltfrieden  schirmen  and 
das  Unrecht  auch  der  Mächtigen  beugen  und  bessern,  so  musz  er  selbst 
zu  Gericht  sitzen  können.    Indessen  unsere  Zeit  ist  dafür  nicht  reif. 
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ten  anders  geworden.  Alle  eigentliche  richterliche  Function 
ist  der  persönlichen  Thätigkeitnndselbst  dem  Einflüsse 
des  Königs  entzogen  und  an  Bichter  fibertragen  worden, 
welche  zwar  von  ihm  ihr  Amt  ableiten  und  in  seinem  Namen 
das  Recht  handhaben,  aber  selbständig  nicht  nach  seinem  Er- 
messen und  Auftrag  handeln.  Der  Satz  des  neuern  Statsrechts: 
„Alle  Gerichtsbarkeit  geht  vom  König  aus***  hat  so- 
mit heute  einen  ganz  andern  viel  beschränkteren  Sinn  als  in 
frflheren  Zeiten.  Aber  sinnlos,  wie  Manche  meinen,  ist  er  nicht. 
Dem  Begriffe  der  Monarchie  widerstreitet  es,  dasz  irgend  eine 
Amtsgewalt  im  State  sei,  welche  dem  Monarchen  nicht  unter- 
geordnet wäre.  Die  materielle  Abhängigkeit  der  Gerichte  in 
Verwaltung  der  Rechtspflege  freilich  ist  aufgegeben,  und  spU 
es  sein,  weil  hier  die  festen  Normen  des  Rechts  den  Richter 
binden  und  leiten;  und  der  Einflusz  oder  die  Theilnahme  des 
Monarchen  selbst  wurde  eher  die  Unbefangenheit  und  Unpar- 
teilichkeit des  Gerichtes  trüben  als  aufrecht  halten.  Seine 
Macht  ist  so  grosz  und  glänzend,  dasz  die  Gerechtigkeit  von 
ihr  verdunkelt  und  verschoben  zu  werden  fürchten  musz.  Aber 
die  Ableitung  aller  richterlichen  Amtsgewalt  von 
dem  Oberhaupte  des  Stats  und  die  formelle  Unterord- 
nung der  Richter  unter  dasselbe  wird  auch  in  der  constitu- 
tionellen  Monarchie  fortwährend  anerkaunt.^ 

Im  Einzelnen  äuszert  sich  die  Justizhoheit  des  Monarchen 
noch  in  folgenden  Richtungen  wirksam: 
a)  In  dem  Rechte  all  genleine  reglementarische  Vor- 
schriften  zu  erlassen,  innerhalb  der   Schranken  der 
Verfassung  und  Gesetzgebung,  die  auch  die  Gerichte  zu 
befolgen  haben. 

'  Blackstone  I.  7,  3.  Französische  Yerf.  1815  §.  57,  Ton 
1852  S.  7.  Bayerische  Till.  $.  1.  In  der  preuszischen  und 
österreichischen  von  1849  ist  derselbe  nicht  aufgenommen.  Diese 
bestimmt  §.  100:  «-^^e  Gerichtsbarkeit  geht  vom  Reiche  aus.** 

'  Die  schwedische  Verfassung  Ton  1609  §.17,21  lAszt  ausnahms- 
weise den  ESnig  in  Person  aU  dem  höchsten  Tribunal  theilnehmen. 
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b)  In  dem  Rechte  die  Richter  zu  ernennen  und  ihnen 
die  Amtsgewalt  zu  verleihen.  Verschieden  von  der 
Stellung  der  Richter  ist  die  der  ürtheiler,  Schöffen, 
Geschwomen,  welche  keine  Amtsgewalt  üben,  sondern 
nur  das  Recht  im  einzelnen  Falle  finden  und  weisen. 
Daher  ist  es  auch  weder  nöthig  und  uberdem  aus  Qrfln- 
den  einer  unbefangenen  Rechtspflege  auch  nicht  gut,  dasz 
dieselben  von  der  Statsgewalt  bestellt  t^erden. 

c)  In  der  Foim  der  gerichtlichen  Erkenntnisse,  welche  „im 
Namen  des  Königs"  verkündet  und  vollzogen  werden, 
worin  die  Idee,  dasz  die  statliche  Gerechtigkeit  von  dem 
Könige  geschirmt  werde,  veranschaulicht  wird.* 

d)  In  dem  Rechte  zur  Visitation  über  die  Gerichte,  den 
Geschäftsgang,  die  Handhabung  der  Ordnung,  die  Pro- 
tokolle und  Acten  und  deren  Verwaltung,  welche  dem 
Justizministerium  und  seinen  Organen  zukommt.  Dahin 
gehört  auch  die  Befugnisz,  sich  statistische  Berichte 
über  die  Geschäftstbätigkeit  geben  zu  lassen. 

e)  In  dem  Rechte  zu  gerichtlicher  Verfolgung  wegen 
Verbrechen  Auftrag  zu  geben,  welche  in  Fällen,  wo  die 
Sicherheit  und  die  Politik  des  States  betheiligt  ist,  ohne 
Schaden  dem  Einflüsse  auch  der  Regierung  nicht  völlig 
entzogen  werden  darf.  Ein  übermäsziger  Eifer  der  Stats- 
anwälte,  in  deren  Gesichtskreise  höhere  Statsrücksichten 
nicht  Platz  finden,  kann  hier  eben  so  schädlich  wirken 
als  ein  zu  laxes  oder  furchtsames  Verbalten  derselben, 
und  das  Correctiv   für  beide  Fehler  kann  nur  in  dem 

X  ^Preuszisohe  Verf.  §.  68*.  ^^w  richterliche  Gewalt  wird  im 
Namen  des  Königs  durch  unabhängige,  keiner  andern  Autorität  als  der  des 
Gesetzes  unterworfene  Gerichte  ausgeübt .  Die  Urtheile  werden  im  Kamen 
des  Königs  ausgefertigt  und  vollstreckt/  Bentham  schlftgt  vor,  die 
Formel:  „de  par  le  roi*^  umzuwandeln  in  „de  par  la  justice.*^  Aber 
weszhalb  sollte  nicht  die  Gerechtigkeit  in  dem  Könige  personificirt  er- 
scheinen dürfen? 
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Einflüsse  der  obersten   Statsgewalt  selbst,  welche  alle 
Verhältnisse  freier  überblickt«  gefanden  werden. 

f)  In  dem  Rechte,  eine  straf  richterliche  Untersuchung 
niederzuschlagen  (jus  aboliendi),^  welches  zu  be- 
schränken immerhin  im  Interesse  der  Gerechtigkeit  liegt. 

g)  In  dem  Rechte,  die  Strafe  zu  mildern  und  dem  Be- 
gnadigungsrechte.® Es  ist  in  der  That  ein  hoher 
Vorzug  der  Monarchie,  dasz  in  ihr  auch  die  Gnade,  wie 
sie  einer  edeln  Menschenbrust  entquillt,  die  unvermeid- 
lichen Härten  des  kalten  Rechts  zu  mildem  und  das 
starre  Gesetz  mit  den  mannichfaltig  wechselnden  Be- 
dflrfiiissen  des  Lebens  zu  versöhnen  trachtet,  ihren  Platz 
findet  und  einem  Menschen  anvertraut  wird.^  Der  Kö- 
nig selbst  kann  keine  Strafe  verhängen,  das  thut  in  sei- 
nem Namen  der  Richter  nach  dem  Gesetz.  Aber  der 
König  kann  selbst  Verzeihung  gewähren,     üebt  er  die 

*  Preaszische  Verf.  §.  49:  i,TyeT  König  kann  bereits  eingeleitete 
Untersuchungen  nur  auf  Grund  eines  besondern  Gesetzes  niederschla- 
gen.*^ Dagegen  bayerische  YIII.  §.  4:  ^Der  König  kann  in  keinem 
FaUe  irgend  eine  anhängige  Streitsache  oder  angefangene  Untersuchung 
hemmen.*^ 

«  Blackstone  IV.  31,  2.    Schwedische  Terf.  §.  23.    HolUn- 
dische  §.  66.  Bayerische  lU.  §.  4.  Belgische  §.  73.  Spanische 
§.  47,  3.    Preuszische  $.  49.    Französische  von  1852  §.  8. 
^  Shakspeare  im  Kaufmann  yon  Venedig  IV.  1: 

^Die  Art  der  Gnade  weisz  yon  keinem  Zwang. 

Sie  trftufelt,  wie  des' Himmels  milder  Regen, 

Zur  Erde  unter  ihr;  zwiefach  gesegnet: 

Sie  segnet  den  der  gibt  und  den  der  nimmt; 

Am  mächtigsten  im  Mächt'gen  zieret  sie 

Den  Fürsten  auf  dem  Thron  mehr  als  die  Krone; 

Das  Scepter  zeigt  die  weltliche  Gewalt, 

Das  Attribut  der  Würd'  und  Majestät, 

Worin  die  Furcht  und  Scheu  der  Könige  sitzt. 

Doch  Gnad'  ist  über  diese  Soeptermacht, 

Sie  thronet  in  dem  Herzen  des  Monarchen, 

Sie  ist  ein  Attribut  der  Gottheit  selbst, 

Und  ird'sche  Macht  kommt  göttlicher  am  nächsten, 

Wenn  Gnade  bei  dem  Rechte  steht. '^ 
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Gnade  nicht  mit  weichlicher  Schlaffheit  sondern  mit 
weiser  Groszmuth  aus,  so  wird  dieselbe  aach  die  Ord- 
nung des  Bechts  nicht  auflösen,  sondern  befestigen.^ 
Auch  der  Act  der  Gnade  ist  übrigens  ein  Act  mit 
Bechtswirkung  und  bedarf  daher  in  der  constitutionellen 
Monarchie  der  Ck)ntrasignatur  der  Minister. 

h)  In  dem  Bestätigungsrechte  bd  Todesurtheilen, 
welche  ohne  die  persönliche  Gutheissung  des  Monarchen 
nicht  vollstreckt  werden  dürfen;^  eine  unverwerfliche 
Garantie  fttr  das  Leben  der  Bürger. 

i)  In  der  Anordnung  und  dem  Befehle  zur  Execu- 
tion  der  Strafurtheile. 

k)  In  dem  Bechte,  Beschwerden  über  verweigerte  oder 
verzögerte  Bechtspflege  anzunehmen  und  Förderungs- 
befehle  (promotoriales)  und  sogenannte  MandcUa  de 

*  Martin  Luther  in  den  Tischreden:  ,» Gnade  und  Beebt  musz  ein 
Fftrst  branohen.  Denn  wo  eitel  Gnade  ist  und  der  Fflrst  nicht  zürnt, 
so  wird  nicht  allein  der  Hof,  sondern  auch  das  Land  roll  böser  Buben, 
geht  alle  Zucht  und  Ehre  unter.  Wiederum  wo  eitel  oder  zu  riel  Zür- 
nens  und  Strafens  ist,  daraus  wird  Tyrannei  und  können  die  Frommen 
nicht  Athem  holen  von  täglicher  Furcht  und  Sorge.  Die  Heiden  sagen: 
Strengstes  Becht  ist  grösztes  Unrecht.  Wiederum  mag  gesagt  werden 
von  der  Gnade:  Eitel  Gnade  ist  die  gröszte  Ungnade.  Gleichwie  ein 
Täter  keine  gröszere  unTftterliche  That  an  seinem  Kinde  begehen  kann, 
denn  dasz  er  der  Ruthe  spart  und  dem  Eindlein  seinen  Muthwilien  lAszt, 
denn  mit  solcher  thörichter  Liebe  zieht  er  zuletzt  dem  Henker  einen 
Sohn.''  Aehnlich  der  Kurfürst  Maximilian  L  in  den  Monita  ad  fllium 
bei  Adlzreitter  Boioae  gentis  Annal.  lU.  8.  616:  „Bi  benignitate  ao 
dementia  dominatum  temperaveris,  tibi  erunt  Candida  et  laeta  omnia. 
Firmissimum  atque  faciUimum  Imperium,  quo  obedientes  delectantur: 
deleotantur  autem  et  non  tarn  timent  Principem  quam  timent  pro  Prin- 
cipe, qnando  eum  adyertunt  afflictis  parcere,  yindictae  lenitatem  ad- 
misoere,  non  dominationem  et  serros  sed  Bectorem  et  cives  pogitare, 
habere  subjectos  in  oculis.  Tarn  principi  exoea  esse  debent  multa  sup- 
plicia  quam  medico  funera.  Ars  enim  ac  laus  gubemantia  senrare  po- 
tius  quam  perdere  descendendo  ad  extrema.'^ 

*  Dasselbe  h&ngt  historisch  mit  der  TonteUiing  de«  Mittelalten  zu- 
lammen,  dasz  das  Blutgericht  ein  specifisch  kOnigHöhei  Gericht  sei. 
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adtnimstranda  justUia  zu  erlassen ,  und  die  Hindernisse, 
welche  der  Handhabung  der  Rechtspflege  entgegenstehen, 
wegzuräumen. 

1)  In  dem  Bechte,  Moratorien  (induciae  moratoriae)  zu 
ertheilen.  Ein  bedenklicher  Eingriff  in  das  Privatrecht, 
aber  in  seltenen  Ausnahmsfällen  bei  groszer  Landesnoth 
doch  unentbehrlich,  sollen  die  Schuldner  nicht  ohne 
Nutzen  dem  Andränge  gewissenloser  Gläubiger  geopfert 
werden.  Das  Institut  ist  aus  dem  römischen  Becht  über- 
liefert, und  wurde  unter  der  früheren  deutschen  Beichs- 
verfassung  als  ein  kaiserliches  Beservatrecht  betrachtet, 
dann  auch  von  den  Landesherren  und  nicht  ganz  selten 
miszbräuchlich  geübt.  Nothwendig  ist  es  aber,  dasz 
dieser  allerdings .  nicht  völlig  zu  entbehrende  theilweise 
Bechtsstillstand  (Justitium)  nur  mit  groszer  Vorsicht 
und  nur  in  wahrer  Noth  verstattet  werde;  daher  bedarf 
es  schützender  Formen,  deren  Beachtung  auch  das  Er- 
messen des  Statsoberhauptes,  oder  selbst  wo  dieses  Becht 
nur  durch  ein  Specialgesetz  ausgeübt  werden  darf,  des 
Gresetzgebers  beschränkt.  ^^ 

Dagegen  ist  jede   Gabinetsjustiz  als  unzulässig  ver- 
worfen. *  * 

'«  Vgl.  Zachariä  §.  176. 

*^  MorUeaquieUy  Esprit  des  LoisYI.  5.  In  Dentsohland  war  dieselbe 
Bchon  in  der  Beiohsverfassung  yerboten.  Wahlcapitul.  XVI.  §.  7: 
„Wir  wollen  dem  Processe  dieser  Reichsgerichte  seinen  stracken  Lauf, 
auch  keinem  vor  dem  andern  eingreifen  oder  Processe  ayociren,  viel 
weniger  über  die  sententias  und  judicatas  oamere  von  unserm  Reichs- 
bofrathe  cognosciren  lassen,  dem  Kammergerichte  durch  keine  abson- 
derliche kaiserliche  Rescripte  die  Hände  binden  —  überhaupt  dem 
Reichshofrath  und  Eammergericht  kekaen  Einhalt  thun,  noch  von  andern 
im  Reiche  directe  oder  indirecte  zu  geschehen,  gestatten.*  $.  8.  «In- 
sonderheit wollen  wir  an  das  Reichskammergericht  für  uns  allein  keine 
Instruction  noch  Inhibitionen,  eben  so  wenig  auch  in  particulari  an  ün- 
sem  und  des  Beichi  Kammerriohter  in  Justissachen  keine  Verfügung  noch 
auch  Resoripte  auf  Einsendung  der  ProtoeoUorum  pleni  et  senatum  er* 
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In  der  neuern  Republik  ist  die  Gerichtsbarkeit  ge- 
wöhnlich völlig  getrennt  von  der  Begiening  und  selbst  die 
formelle  Unterordnung  der  Gerichte  unter  diese  aufgehoben.  ^' 
Von  der  frflhem  Jnstizhoheit  auf  Seite  des  Statsoberhauptes 
ist  dann  wenig  mehr  zurflckgeblieben ,  als  zuweilen  ein  Ein- 
flusz  auf  Besetzung  der  Richterstellen,  der  dann  aber  mehr 
zuf&Ilig  erscheint,  das  Recht  die  Verfolgung  von  Verbrechern 
einzuleiten  und  die  Pflicht,  die  ürtheile  zu  vollstrecken.  ^' 
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7.   Die  Finanzhoheit.     8.  Die  Oberaufsicht.    9.  Die  Sorge  für  die 

GaltorverhSItnisse. 

7.  Die  Fioanzhoheit. 

■ 

Die  Sorge  für  Bestreitung  der  Statsbedürfnisse,  und  zu 
diesem  Behuf  die  Verwaltung  des  Statsvermögens,  der  Bezug 
der  Statseinkflnfte ,  die  Verwendung  derselben  fQr  die  öffent- 

lassen.  Wiener  Sohluszaote  von  1820  §.  29  und  Bundes besohluBx 
Tom  7.  Oot  1830. 

^'  Das  Wort  von  Montesquieu  (Esprit  des  Lois  XI.  6):  ,11  n^y 
a  point  eneore  de  libertd  si  la  puissanoe  de  juger  n'est  pas  s^par^e  de 
la  puissance  Ißgislatiye  et  de  rex6cutrioe.  Si  eUe  6tait  jointe  k  la 
puissanoe  ex6ctttrioey  le  juge  pourrait  avoir  la  foroe  d'un  oppresseur** 
fand  in  Nordamerika  einen  fruchtbaren  BodeUi  und  es  genügte  den  Nord- 
amerikanem  nicht,  die  eigentliche  Rechtspflege  unabhängig  von  der  Re- 
gierung zu  steUen,  sondern  sie  wollten  die  Geriohtsgewalt  in  Jeder  Be- 
ziehung Ton  der  Regiernngsgewalt  trennen  und  dieser  als  einer  gleichen 
Statsmacht  neben  ordnen.  Dieser  Oedanke  wurde  denn  auoh  in  den 
neueren  Sohweizerverfassungen  nachgebildet. 

*'  Ausnahmsweise  hat  der  Präsident  der  Vereinigten  Staten 
(Yerf.II.S)  doch  das  Recht  der  Strafmilderung  und  Begnadigung^ 
auAzer  im  Fall  der  Anklage  gegen  die  Statsverwaltung;  ebenso  der  fran- 
zösische Präsident  (Yerf.  $.55),  nicht  aber  die  lohweizerischen  Re- 
gierungen. 
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liehen  Bedürfnisse,  der  Voranschlag  und  die  Statsrechnung  ist 
wieder  so  organisirt,  dasz  der  Begent  an  der  Spitze  dieser  ge- 
sammten  Verwaltung  steht.  In  dieser  Beziehung  unterscheidet 
sich  die  Kepublik  wenig  von  der  Monarchie.  Auch  jene  er- 
kennt das  Bedürfnisz  einer  einheitlich  geregelten  und  ausge- 
bildeten Verwaltung,  und  ist,  wo  es  sich  um  diese  handelt, 
nicht  so  eifersüchtig  als  wo  die  eigentliche  Begierung  ihre 
Autorität  zu  äuszem  sucht. 

8.  Das  Oberauflsiolitsreoht. 

« 

Das  Becht  zur  Oberaufsicht  unterscheidet  sich  von  den 
übrigen  Begierungsrechten,  dasz  in  ihm  das  befehlende,  ord- 
nende und  schirmende,  d.  h.  das  eigentliche  Begierungselement 
nur  mittelbar  in  zweiter  Linie,  in  erster  dagegen  nur  die  re- 
ceptive  Eigenschaft  der  Eenntnisznahme  von  den  bestehen- 
den Zuständen  offenbar  wird.  Die  Oberaufsicht  erstreckt  sich 
daher  auch  über  den  Organismus  und  die  Thätigkeit  der  Stats- 
behörden  und  Beamten  hinaus  auf  Verhältnisse  und  Personen, 
welche  wesentlich  selbständig  und  von  der  Anordnung  des 
States  unabhängig  sind. 

Im  Allgemeinen  ist  die  Statsgewalt  berechtigt,  von  allen 
Erscheinungen  Eenntnisz  zu  nehmen,  welche  in  dem  Statsge- 
biete  sichtbar  werden,  insofern  die  Interessen  oder  das  Becht 
des  States  durch  dieselben  betroffen  werden.  Die  Begierung 
musz  dafür  gleichsam  ihr  Auge  offen  haben,  damit  sie  recht- 
zeitig yeranlaszt  werde,  die  angemessenen  Maszregeln  einzulei- 
ten und  anzuordnen,  um  Schaden  von  dem  State  abzuwenden 
und  die  Wohlfahrt  desselben  zu  fördern. 

Das  Institut  der  königlichen  Sendboten  in  der  frän- 
kischen Monarchie  und  die  statistischen  Bureaus  in  un- 
sern  Tagen  sind  Einrichtungen,  welche  zur  Ausübung  dieses 
Bechts  dienen;  auch  die  erstere  d.  h.  Absendung  von  Begie- 
rungscommissarien  in  die  verschiedenen  Provinzen  und  Kreise, 
um  sich  auszerhalb   der  gewöhnlichen  bureaukratischen  Ord- 
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nnng  durch  persönliche  Anschauung  von  den  Zustftnden  zu  un» 
terrichten,  darf  dem  modernen  Stat  nicht  fremd  bleiben.^ 
Freilich  soll  sich  der  Stat  davor  hüten,  in  die  Geheimnisse 
des  Privat-  und  Familienlebens  sich  einzudrängen,  und  die 
persönliche  Freiheit  durch  eine  unwürdige  und  belästigende 
Aufpasserei  und  Spionerei  zu  stören  und  zu  beängstigen;  auch 
darf  der  Stat  nicht  unerlaubte  Mittel  wählen,  um  die  Auf- 
schlüsse zu  erhalten  deren  er  bedarf,  und  das  Aufsichtsrecht, 
das  ihm  zusteht,  nicht  zu  einer  Bevormundung  steigern,  die 
ihm  nicht  zukommt. 

Im  Besondem  ist  hervorzuheben  die  Oberaufsicht  über 
die  Gemeinden,  Corporationen,  Actiengesellschaf- 
ten  und  Stiftungen;  die  Zustimmung  zu  deren  Entstehung 
ist  nöthig,  wo  öffentliche  Interessen  betheiligt  sind,  aber  ent- 
behrlich, wo  die  Verbindung  der  Individuen  und  die  Stiftung 
ein  rein  privatrechtliches  Dasein  hat,  ohne  Bezug  auf  die  Stats- 
ordnung  oder  den  öffentlichen  Credit.' 

9.  Die  Sorge  für  die  CaltarrerhUtnisse. 

Dahin  gehört  die  Beziehung  des  States  zur  Erziehung, 
die  Sorge  für  die  Schule  und  öffentliche  Bildungsanstalten, 
zur  Wissenschaft  und  Kunst,  deren  Wesen  zwar  nicht  vom 
State  bestimmt  wird,  deren  mächtigen  Einflusz  auf  die  öffent- 
liche Wohlfahrt  der  Stat  aber  zu  fiberwachen  und  in  dieser 
Beziehung  auf  den  rechten  Bahnen  zu  erhalten  Becht  und 
Pflicht  der  Begierung  isi 

Aber  auch  das  Verhältnisz  des  States  zur  Kirche  gehört 


^  In  Baden  erinnert  das  nene  Ihstitat  der  Landesoommissare, 
welche  dem  Minisierinm  des  Innem  angehören,  und  die  Yerwaltnng  in 
ihren  Kreisen  persOnUch  beaufsichtigen,  an  die  alten  Sendboten. 

*  Das  römische  Recht  der  Kaiserseit  beschränkt  in  diesen  Dingen 
die  Freiheit  des  Privatlebens  mehr  als  das  Interesse  des  Stats  es  er- 
fordert* 
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hierher,  der  gröszten  und  innerlich  selbständigsten  Gemein- 
schaft in  und  neben  dem  State. 

Das  neunte  Buch  ist  diesen  Beziehungen  gewidmet. 


Neimzelintes  Gapitel. 

10.  Formen  der  Ausübung.    Verordnung  und  Befehl. 

Durch  die  bisher  genannten  Bechte  wird  der  Inhalt  der 
Begierungsgewalt  keineswegs  erschöpft.  Jene  sind  einzelne 
Ausflusse  der  Machtfalle,  welche  in  dieser  als  einer  uner- 
schöpflichen Quelle  je  nach  dem  BedQrfiusse  des  States  fort- 
sprudelt, und  wenn  dasselbe  es  erheischt,  auch  in  neuer  Sich- 
tung ausströmt. 

Formell  wird  die  Begierungsgewalt  ausgeübt : 

a)  durch  Erlassung  von  allgemeinen  Verordnungen 
Cjf4S  edicendi); 

b)  durch  Erlassung  von  Anordnungen,  Befehlen  und 
Verboten  im  einzelnen  Fall  (jus  jubendi). 

Von  den  ersteren  war  schon  oben  die  Bede.  ^  In  dem 
letzteren  Becht  äuszert  sich  auch  formell  das  eigentliche  We- 
sen der  Begierungsgewalt.  Es  ist  eine  krankhafte  und  schwäch- 
liche Vorstellung  unserer  Zeit,  welche  in  der  Begierung  nur 
eine  Verwaltung  sehen  will  und  die  entscheidende  Kraft 
des  statlichen  Befehls  in  einen  vagen  und  schwankenden  Ein- 
flusz  und  Bath  der  Begierung  abschwächen  möchte.  Soweit 
der  Stat  in  seinem  Bechte  ist,  darf  und  soll  die  Begierung 
nicht  blosz  wünschen,  ermahnen,  empfehlen,  sondern  das  Er- 
forderliche bestimmt  anordnen  und  ihren  Anordnungen  auch 
den  Vollzug  sichern.'  Hieher  gehören  Befehle,  Aufträge, 
Bescripte,  Goncessionen,  Banne,  Verbote  u.  s.  f. 

«  Bttoh  Y.  Oap.  8. 

*  Washington,  Ton  Natur  jeder  wUUcOrUohen  Statsgewalt  abge- 
neigt .hat  dennoch  dieses Bedflrfhisz  wohl  gefühlt  und  scharf  beseiehnet. 
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Beschränkt  iat  die  Begierong  in  der  Ausflbung  dieses 
Anordnungsrechtes  dnrch  die  bestehende  Verfassung,  Ge- 
setzgebung und  Rechtsordnung  überhaupt,  innerhalb 
welcher  sie  sich  bewegen  musz,  die  sie  nicht  verletzen  darf. 
Yeranlaszt  wird  sie  zu  ihrer  Anordnung  durch  das  BedOrfnisz 
der  öffentlichen  Wohlfahrt,  und  bestimmt  zu  dem  Inhalt  der- 
selben durch  die  Bflcksicht  auf  die  Tauglichkeit  der  erlaubten 
Mittel  zu  dessen  Befriedigung. 

Jene  Beschränkung  läszt  sich  mit  Bezug  auf  die  Begie- 
rungsgewalt leichter,  auch  äuszerlich  eher  festhalten,  als  ge- 
genüber der  Gesetzgebung.  Insbesondere  sind  die  Gerichte 
innerhalb  ihrer  eigenen  Gompetenz  nicht  gebunden,  bei  Ent- 
scheidung von  Processen,  Verordnungen  oder  Befehlen  der 
Regierung,  welche,  sei  es  formeU,  sei  es  in  ihrem  Inhalte, 
widerrechtlich  sind,  als  rechtsgültig  anzusehen  und  ihr  Ur- 
theil  darauf  zu  begründen.  Vielmehr  sollen  sie,  soweit  ihre 
Gompetenz  reicht,  die  bestehende  Rechtsordnung  auch  wider 
den  Willen  der  Regierung  schützen*  Auf  der  andern  Seite 
aber  dürfen  sich  die  Gerichte  ebenso  wenig  zu  Aufsichts-  und 
Controlbehörden  über  die  Regierungsbeschlüsse  eigenmächtig 
erheben,  noch  sind  gegen  jede  Verordnung  oder  jeden  Befehl 
der  Regierung,  deren  Form  oder  Inhalt  einem  Gesetze  zuwi- 
derläuft, processualische  Rechtsmittel  zulässig.  Eine  Berufung 
von  den  Verfügungen  der  Regierung  an  die  Gerichte  ist  somit 
in  der  Regel  nicht  gestattet.  ^ 

Die  untern  Regierungsbehörden  dagegen  sind  in 
der  Regel  verpflichtet,  auch  die  dem  Inhalte  nach  widerrecht- 

Brief  rom  31.  Oct.  1786:  ^Sie  reden  dayon,  wir  sollen  onsem  Einfloss 
ausüben,  um  die  gegenwärtigen  Unruhen  in  MassachuBeHi  sn  besohwiok- 
tigen.  loh  weiaz  nicht,  wo  dieser  Einflusz  zu  finden  ist,  und  wenn  er 
möglich  wftre,  wäre  er  denn  für  so  arge  Unordnung  ein  passendes  Heil* 
mittel?    Einflusz  ist  keineswegs  Regierung.«'     Vgl.  Story  III.  37. 

§.  124. 

'  Die  genauere  Erörterung   dieser  Fragen   wird  unter  Buch    YUI. 

Gap,  5.  folgen. 
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liehen  Yerfügongen  der  ihnen  vorgesetzten  Begierang  inner- 
halb ihres  Amtskreises  zn  befolgen,  denn  jene  haben  keine 
von  dieser  unabhängige  Stellung,  sondern  sind  ihr  vollständig 
untergeordnet.  Aus  diesem  Grunde  haben  denn  auch  sie  nicht 
die  Verantwortlichkeit  für  solche  Beschlüsse  zu  tragen,  sondern 
nur  die  Segierung  selbst,  beziehungsweise  das  Ministerium, 
von  welchem  dieselben  ausgehen.^ 

Ausnahnlen  von  diesen  Regeln  können  durch  die  Verfas- 
sung oder  das  Gesetz  für  einzelne  Fälle  begründet  sein. 


Zwanzigstes  Gapitel. 

11.    Die  Aosnahmsgewalt  der  Begienmg.    Statsnothrecht. 

Der  Stat  ist  ein  Wesen  von  so  hoher  Art,  dasz  die  Er- 
haltung seiner  Existenz,  für  welche  zu  sorgen  die  erste  Pflicht 
der  Regierung  ist,  im  Nothfall  auch  eine  wirkliche  Verletzung 
des  individuellen  Rechtes  und  der  bestehenden  Ordnung  zu 
rechtfertigen  vermag.  Wenn  es  wirklich  gilt,  den  Stat  zu 
retten  und  die  Rettung  nicht  möglich  ist  ohne  Eingriff  in  vor- 
handene Rechte  der  Privaten  oder  selbst  ganzer  Glassen  der 
Bevölkerung,  so  kann  und  darf  die  Regierung  nicht,  um  diese 
zu  schonen,  jenen  untergehen  lassen,  sondern  soll,  den  Grund- 
satz vor  Augen:  „salus  poptdi  suprema  lex  esto^^^  alles  das 
thun,   was  zur  Erhaltung  und  Rettung  des  States  nöthig  ist. 

1.  Darauf  beruht  die  sogenannte  Ausnahmsgewalt, 
das  Nothrecht  der  Regierung,  welches  dem  Nothrecht 
des  Volks  entspricht.  Allerdings  ist  dieselbe  nicht  ohne  Ge- 
fahr für  Recht  und  Freiheit,  und  wflrde  sie  zur  Regel  er- 
hoben fdr  die  Ausübung  der  Regierungsgewalt,  so  wäre  das 
eine  absolute  Gewalt,  welche  zur  Tyrannei  führen  müszte. 
Aber  trotzdem  ist  dieselbe  als  Ausnahme  in   Nothfällen 

«  Vgl.  noch  Baoh  VII.  C.  3. 
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geradezu  unentbehrlich,  soll  nicht  das  Ganze  dem  Theil  ge- 
opfert werden.  Um  das  Schiff  im  Sturme  zu  retten,  wird  ein 
tflchtiger  Gapitän  ohne  Scheu  das  Eigenthum  seiner  Passagiere 
den  empörten  Wellen  preisgeben;  um  einer  Armee  zum  Siege 
in  der  Schlacht  oder  zu  sicherm  Bflckzuge  zu  verhelfen,  wird 
der  Feldherr  einzelne  Bataillone,  wenn  das  das  einzige  Mittel 
ist,  dem  sichern  Tode  aussetzen.  Der  Statsmann,  der  Regent 
kann  nicht  anders  handeln,  wenn  die  zwingende  Noth  über  den 
Stat  einbricht. 

Politisch  begabte  Völker  haben  das  jederzeit  anerkannt, 
und  durch  ihre  Verfassung  selbst  zum  voraus  fflr  eine  solche 
Ausnahmsgewalt  gesorgt.  J)as  war  der  Gedanke  der  römischen 
Dictatur  und  jener  berühmten  Formel:  Videant  consules  ne 
quid  detrimenti  capiat  respublica.  In  Venedig  hatten  ebenso 
einige  wenige  Räthe  die  Macht,  in  Nothftllen  dringende  Be- 
schlüsse zur  Bettung  des  States  zu  fassen.  Das  ist  der  Sinn 
der  Suspension  der  Habeas-Corpus-Acte  in  England 
und  der  Verhängnng  des  Belagerungszustandes  und  des 
Standrechtes  auf  dem  Continent.  Die  letztere  Methode, 
in  einzelnen  Fällen  unentbehrlich,  hat  in  andern  die  schweren 
Nachtheile,  dass  sie  die  bürgerliche  Amtsgewalt  beschränkt, 
anstatt  erweitert,  und  die  militärische  Gewalt  .über  das  Be- 
ddrfoisz  hinaus  überspannt. 

Weder  Monarchien  noch  Bepubliken*  sind  davor  sicher, 

^  Machiavelli  su  Lirias  1.34:  „Republiken,  welche  in  dringender 
Gefahr  nicht  znr  dtctatorischen  oder  einer  ähnlichen  Gewalt  ihre  Zu- 
flucht nehmen,  werden  bei  Ereignissen  von  groszer  Bedeutung  zu  Grunde 
gehen.  Die  römische  Dictatur,  so  lange  sie  der  Verfassung  gemftsz  ge- 
geben und  nicht  mit  Gewalt  genommen  wurde,  war  der  Stadt  immer 
heilsam.*  Die  extreme  Politik  —  und  hierin  haben  die  rerolutionftre 
und  die  despotische  grosze  Aehnlichkeit  mit  einander  — *  war  im  Inte- 
resse nicht  blosz  des  States  sondern  ihrer  Parteiherrschaft  von  jeher 
eifrig  in  der  Benutzung  und  in  übermftsziger  Ausdehnung  dieses  Rech- 
tes ;  wie  denn  Überhaupt  die  menschliche  Leidenschaft  durch  die  Schran- 
ken des  Rechts  nur  schwer  zurückgehalten  wird.  Mirabeau  hat  die 
Allgewalt    der  ftranzdsischen   Nationalyersammlung  mit  Hinweisung   auf 

Blantaohll,  «llrem«tn«t  StatoMcht.  IL  g 
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nie  in  solche  Noth  zu  kommen.  Dadurch  dasz  fQr  die  kuß- 
nahmsgewalt  in  der  Verfassung  nicht  oder  ungenügend  ge- 
sorgt wird  —  und  in  manchen  Staten  hat  die  Furcht  vor  Misz- 
brauch  zu  der  Nichtanerkennung  derselben  verleitet  —  wird 
die  Noth  selber  dem  State  nicht  erspart;  die  Mittel  aber  ihr 
zu  begegnen  sind  erschwert  Energische  Statsmänner,  welche 
die  Regierung  des  States  leiten,  werden  freilich  auch  unter 
dieser  Voraussetzung  das  Naturgesetz  höher  achten  als  die  ge- 
schriebene Verfassung,  und  trotz  ihrer  legalen  Verantwortlich- 
keit eher  selber  untergehen,  als  den  Stat  verderbe^  lassen. 
Aber  sie  werden  viel  gröszere  Schwierigkeiten  zu  überwinden 
haben,  da  auch  die  formelle  Legalität  ihrer  Befehle  und  An- 
ordnungen angefochten  werden  kann,  als  wenn  sie  ausnahms- 
weise mit  einer  dietatorischen  Gewalt  ausgerüstet  worden  sind. 
Schwächere  Naturen  werden  dagegen  nicht  wagen,  was  die 
Noth  fordert,  zu  thun,  und  rettungslos  wird  der  Stat  der 
äuszem  oder  innem  Gefahr  erliegen. 

2.    Damit  das  Ausnahmsrecht  zur  Anwendung  komme, 

jenes  Kothrecht  yertheidlgt  (Thiers,  B^toI.  frano.  I.  150)  in  jener 
merkwürdigen  Entgegnung  an  Manrj:  ^Man  fragt,  seit  ifann  die  Ab- 
geordneten des  YoUres  znr  Nationalyer Sammlung  geworden  sind?  Ich 
antworte:  An  dem  Tage,  als  sie  den  Zutritt  zu  ihren  Sitzungen  yon  Sol- 
daten yersperrt  fanden  und  an  dem  ersten  Orte,  wo  sie  sich  versammeln 
konnten,  zusammen  kamen,  und  schwuren  eher  zu  sterben  als  die  Rechte 
der  Nation  zu  Terrathen  und  aufzugeben,  unsere  Vollmachten,  von 
welcher  Art  sie  yorher  sein  mochten,  haben  an  diesem  Tage  ihre  Natur 
verftndert  Wie  auch  die  von  uns  geübte  Macht  beschaffen  ist,  unsere 
Anstrengungen,  unsere  Arbeiten  haben  dieselbe  legitimirt,  und  die  Zu- 
stimmung der  ganzen  Nation  hat  sie  geheiligt  Ihr  erinnert  Euch  alle 
an  das  Wort  jenes  groszen  Römers,  welcher  die  legalen  Formen  ver- 
letzt hatte,  um  das  Vaterland  zu  retten.  Meine  Herren,  ich  schwöre, 
dass  Ihr  Frankreich  gerettet  habf^  Mit  fthnlichen  Gründen  wurde  frei- 
lich auch  die  Einsetzung  eines  ConUU  du  Saiut  public  (Woh  1  fahrt  s- 
ausschuss)  unseligen  Andenkens  vertheidigt.  Und  Napoleon  I.  hat 
ebenso  obschon  mit  besserem  Rechte,  seine  Usurpation  vom  18.  Brumaire 
begründet  Insofern  der  Qrund  wahr,  ist,  ist  er  auch  Recht,  wenn  er 
bloBzer  Vorwand  und  Lüge  ist,  dann  ist  er  Unrecht.  Las  (Jases^  Mem,  IV* 
8.  302. 
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mnsz  eine  wirkliche  Noth,  oder  weBigstens  eine  dringende 
Gefahr  solcher  Noth  des  States  vorhanden  sein.  Das  blosze 
Interesse  an  der  höheren  Wohlfahrt  desselben  rechtfertigt 
dasselbe  keineswegs;  denn  wäre  jenes  schon  genügend,  so  würde 
die  Ausnahme  zur  Begel  erhoben,  die  allgemeine  Bechtsord- 
nnng  stäten  Erschütterungen  preisgegeben  und  die  Freiheit 
jeder  Sicherheit  beraubt.  Für  jenes  zu  sorgen  ist  die  regel- 
mäszige  Pflicht  der  Begierung,  aber  zugleich  soll  diese  Sorge 
mit  Beachtung  der  bestehenden  Bechte  geübt  wercfen. 

länzelne  Verfassungen  haben  für  amtliche  Oonstatirung 
solcher  Noth  n&here  Bestimmungen  getroffen,  in  der  Absicht, 
die  Ausnahmszustände  möglichst  zu  beschränken.  In  Born 
war  ein  Senatsbeschlusz  erforderlich,  in  England  bedarf  es 
sogar  einer  Parlamentsacte ,  durch  welche  allein  die  Habeas- 
Corpus- Acte  suspendirt  werden  kann.'  Nach  der  franzö- 
sischen Verfassung  von  1848  §.  106  kann  der  Belagerungs- 
zustand nur  in  den  gesetzlich  bezeichneten  Fällen  erklärt  wer- 
den. Die  preuszische  (§.  111)  spricht  nur  von  Krieg  und 
Aufruhr  als  von  Nothfällen,  in  denen  einzelne  Bestimmungen 
der  Verfassung  auszer  Kraft  gesetzt  werden  können.  Die 
Praxis  der  Statsmänner  und  der  Minister  hat  sich  indessen 
durch  diese  Beschränkung  nicht  von  weitem  nothwendig  er- 
scheinenden Maszregeln  zur  Bettung  des  Stats  abhalten  lassen. 

Wo  es  an  besondem  Vorschriften  fehlt,  ist  anzunehmen, 
dasz  der  Entscheid  darüber  dem  Statsoberhaupt  zustehe, 
freilich  in  der  constitutionellen  Monarchie  unter  Verantwort- 
lichkeit des  contiasignirenden  Ministers,  schicklicherweise  auch 
nach  Vernehmung  des  Statsrathes.  Dem  Statsoberhaupt  und 
nicht  dem  repräsentativen  Körper,  welcher  theils  in  der  Noth 
vielleicht  nicht  einmal  anwesend  ist,  theils  nicht  den  Beruf 
und  die  Fähigkeit  hat,  dringende  momentane  Bedürfnisse  zu 
beurtheilen  und  die   geeigneten  Mittel  für  ihre  Befriedigung 


'  Blaok8tone  I.  1,  2. 
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ZU  bestimmen.  Den  Kammern  aber  gebohrt  anch  hier  die 
Gimtrole  über  die  AoBflbmig  dieses  immerhin  bedenklichen 
Rechtes,  welches  leichter  als  irgend  ein  regelmäsziges  Recht 
der  Begiemng  zn  Gewaltthat  nnd  Unterdrflcknng ,  die  durch 
keine  Noth  erfordert  wird,  miszbraucht  werden  kann, 
und  besonders  in  reaction&ren  Zeiten  oft  misKbrancht  wor* 
den  ist. 

8.  So  lange  die  verfassnngsm&szigen  und  gesetzlichen 
Mittel  der'Statsgewalt  ausreichen,  um  der  Noth  zu  wider* 
stehen  und  trotz  der  Noth  den  Stat  und  die  öffentliche  Ord- 
nung zu  wahren,  so  lange  wird  keine  Ausnahmsgewalt  begrün- 
det. In  demselben  Yerhältnisz,  in  welchem  die  drohenden 
Gefahren  der  Zukunft  vorhergesehen  und  für  gesetzliche  Hülfe 
gesorgt  wird,  verengert  sich  der  Bereich  des  Nothrechts.  Wo 
das  Recht  der  Regierung,  ausnahmsweise  provisorische  Gesetze 
zu  erlassen,  in  der  Verfassung  anerkannt  ist,  wie  z.  B.  in 
Preuszen,  da  ist  dasselbe  keine  Anwendung  des  Statsnothrechts 
im  engem  Sinne  mehr,  sondern  eine  vorher  bestimmte  und 
durch  die  übrige  Verfassung  i|nd  Gesetzgebung  begrenzte  ge- 
setzgeberische Competenz  des  Statshaupts. 

4.  Wenn  nicht  für  Nothf&lle  eine  besondere  Magistratur, 
wie  die  römische  Dictatur  geordnet  ist,  so  versteht  es  sich, 
dasz  dieselbe  nur  von  dem  Statsoberhaupte  selbst,  nicht 
von  untergeordneten  Statsbehftrden  ausgeübt  werden  darf. 
Nur  wo  ein  augenblickliches  Einschreiten,  z.  B.  bei  plötzlicher 
üeberraschung  durch  eine  feindliche  Macht,  unvermeidlich  ist 
zu  vorläufiger  Yertheidigung  des  State,  können  auch  diese,  ja 
sogar  Privaten,  wenn  es  noth  thut,  im  Vertrauen  auf  die 
Billigung  der  Statsregierung  und  unter  Mittheilung  des  Ge- 
schehenen an  diese  zum  Behuf  n&herer  Befehle  provisorisch 
handeln. ' 

'  Zaoharift,  D.  St.  R.  $.  152.  Ein  groszartiges ,  von  dem  Könige 
wohl  gewürdigtes  Beispiel  hat  der  preuszisohe  General  York  1812  ge- 
geben. 
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Ist  aber  die  Unfähigkeit  des  Statshauptes  selbst  die 
Ursache  der  Noth,  dann  bedarf  es  des  ergänzenden  Einschrei- 
tens der  zunächst  berufenen  Autoritäten,  wie  der  Minister,  der 
Kammern,  unter  Umständen  eines  Feldherm. 

5*  Die  Maszregeln  werden  durch  den  Zweck,  d.  h. 
die  Abwendung  des  dem  State  drohenden  Schadens  sowohl  be- 
stimmt als  begrenzt. 

In  der  ersteren  Beziehung  ist  es  ein  vergebliches  Be- 
mflhen,  dieselben  zum  Voraus  bezeichnen  zu  wollen.  DieNoth 
kann  eine  Suspension  und  sogar  eine  Aufhebung  politischer 
oder  eine  Verletzung  von  Privatrechten  rechtfertigen.  Die 
erstere,  z.  B.  das  Verbot  von  politischen  Versammlungen  und 
Vereinen,  die  Suspension  der  Preszfreiheit,  die  Anordnung 
auszerordentlicher  Glerichte  wird,  eben  weil  die  Noth  zunächst 
von  jNolitischer  Natur  ist,  noch  eher  erfordert,  als  die  Ver- 
letzung des  Privateigenthums  oder  die  Beschränkung  des  Ge- 
schäftsverkehrs und  der  Privatfreiheit.  Dem  höchsten  Rechte 
der  Existenz  des  Stats  musz  aber  in  der  Noth  jedes  andere 
damit  nicht  verträgliche  Becht  weichen. 

Aus  der  zweiten  Beziehung  ergeben  sich  die  natürlichen 
Schranken  dieses  Bechts: 

a)  Die  zu  treffenden  Maszregeln  dürfen  nicht  härter,  die 
damit  verbundene  Verletzung  oder  Beschränkung  beste- 
hender Bechte  insbesondere  nicht  gröszer  sein,  als 
der  zu  erreichende  Zweck  es  durchaus  erfordert. 

b)  Dieselben  dürfen  auch  nicht  länger  dauern,  als  die 
Abwendung  der  Noth  es  erheischt.  In  manchen  Staten 
ist  daher  die  dictatorische  Gewalt  durch  bestimmte  kurze 
Zeitperioden  begränzt  worden,  um  so  der  Gefahr,  dasz 
die  Ausnahmsgewalt  bleibend  und  deszhalb  zum  Despo- 
tismus werde,  zu  begegnen. 

c)  Wo  blosz  provisorische  Maszregeln  ausreichen,  sind 
keine  definitiven  zu  verfügen,  und  immer  musz  der 
regelmäszigen   Gesetzgebung    das  Becht   vorbehalten 
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sein,  aoch  jene  zu  überwachen  und  fflr  möglichst  bal- 
dige und  völlige  Herstellung  des  gewohnten  Rechtszn- 
standes  zu  sorgen.  Das  gilt  ganz  YOrzttglich  von  pro- 
yisorischen  allgemeinen  Verordnungen,  welche  w&hrend 
des  Nothstandes  eingeführt  werden. 

d)  Niemals  darf  die  Ausnahmsgewalt  bis  zur  Aufhebung 
der  Verantwortlichkeit  der  leitenden  Minister  auch 
für  die  Ausnahmsverfügungen  ausgedehnt  werden,  denn 
das  wäre  keine  Maszregel  wider  die  Noth,  sondern 
die  Ausbeutung  der  Noth  im  Interesse  der  Willkür.  Im 
Gegentheil  je  eingreifender  das  Nothrecht  geübt  wird, 
desto  gröszer  wird  auch  die  Pflicht  der  handelnden  t^er- 
sonen,  für  die  Nothwendigkeit  ihrer  Maszregeln  Rechen- 
schaft zu  geben,  und  die  Verantwortlichkeit  derselben 
zu  tragen. 

e)  In  der  Begel  darf  auf  solchem  Wege  auch  kein  neues 
dauerndes  Recht  geschaffen,  sondern  es  soll  nur  die 
Verletzung  des  vorhandenen  Rechts  aus  Noth  ent- 
schuldigt werden.  „Rechte  zu  verletzen  kann  wohl  die 
Noth  gebieterisch  erheischen,  nie  aber  das  unrecht 
formell  (und  dauernd)  an  die  Stelle  des  Rechts  zu 
setzen.*^^  Das  Ausnahmsrecht  ist  nur  für  den  Ausnahms- 
stand da,  nicht  aber  um  neues  Regelrecht  zu  schaf- 
fen. Daher  ist  die  Begründung  neuer  Privatrechte  durch 
einen  Machtspruch,  die  Verhängung  einer  Strafe  ohne 
richterliche  Verhandlung  und  Beurtheilung ,  ganz  beson- 
ders aber  die  dauernde  Umgestaltung  der  Statsverfas- 
sung  in  der  Regel  nicht  als  Ausübung  des  Nothrechts 
zu  rechtfertigen.'  Indessen  gilt  das  doch  wieder  nur  als 
Regel.  So  weit  die  wahrhafte  Noth  reicht,  so  weit  musz 
auch  das  Mittel  reichen  ihr  zu  begegnen:  Wenn  der 
Grund  des  Nothstandes  in  der  Verfassung  selber  liegt 

«  ZachariA,  D.  St,  B.  U.  S.  153. 
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und  diese  keine  verfassungsmäszige  Hülfe  darbietet  — 
das  aber  ist  in  unseren  von  heftigen  Revolutionen  und 
Beactionen  hin  und  her  geworfenen  Yerfassungszuständen 
nicht  selten  der  Fall  — ;  so  musz  wer  den  Stat  retten 
will,  auch  die  nöthigen  Aenderungen  in  der  Verfassung 
selbst  vorläufig  vornehmen  und  ins  Leben  führen.  Den 
fortbestehenden  Gewalten,  beziehungsweise  dem  herge- 
stellten Volks-  und  Statskörper  steht  es  dann  zu,  auch 
diese  Veränderung  zu  controliren  und  den  vorübergehen- 
den Eingriff  in  das  bestehende  Hecht  als  Fortbildung 
neuen  Rechtes  anzuerkennen  und  gutzuheiszen. '^ 

'  Der  König  Friedrich  Wilhelm  lY.  von  Preuszen  hat  im  Jahre  1849 
und  der  Präsident  Louis  Napoleon  hat  am  2.  Deo.  1851  eich  auf  diese 
Ausnahme  berufen,  jener,  indem  er  die  zweite  Kammer  aufhob  und  ein 
neues  Wahlgesetz  octroyirte,  dieser,  indem  er  die  Nationalyersammlung 
auflöste  und  dem  frunzösisohen  Yolk  eine  neue  Verfassung  vorschlug. 
Wie  verschieden  mun  auch  darüber  denken  mag,  ob  das  eine  richtige 
oder  miszbräuchliohe  Anwendung  des  Nothreohts  gewesen  sei,  das  ISszt 
sich  nicht  läugnen,  dasz  sowohl  das  preuszisohe  als  das  franzduische 
Yolk  dieselbe  hinterdrein  gebilligt  und  legitimirt  hat. 
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Erstes  GapiteL 

Die  Arten  und  die  rechtliche  Natur  des  Statsdienstes. 

1.  Die  Ausbildung  des  Begriffs  des  Statsdienstes  ge- 
hört vorzugsweise  der  neueren  Statsentwicklung  an.  Im  Mit* 
telalter  war  derselbe  durch  eine  unpassende  Beimischung  pri- 
vatrechtlicher ,  später  auch  absoluter  Vorstellungen  vielfach 
getrübt.  Der  Ausdruck  Statsdienst  bezeichnet  gut  die  beiden 
Haupteigenschaften  desselben,  nämlich  die  Begründung  dessel- 
ben durch  einen  besondern  Auftrag  der  Statsgewalt, 
sodann  die  Art  desselben  als  eines  dem  State  geweihten  öf- 
fentlichen Dienstes.  Nur  wer  jenen  Auftrag  empfangen 
und  solche  Functionen  für  den  Stat  zu  üben  hat,  ist  Stats" 
diene  r  {foncHonnaire  public). 

Ausgeschlossen  sind  somit  die  Mitglieder  der  gesetzgeben- 
den Kammern,  der  Provindalstände,  die  Geschworenen,  in  der 
Regel  auch  Gemeindebeamte,  Advocaten,  blosze  Frivatdiener 
des  Monarchen,  bei  genauer  Sonderung  der  Kirche  vom  Stat 
auch  die  Diener  der  Kirche,  Bischöfe,  Pfarrer  u.  s.  f.,  sei  es 
weil  diese  Personen  nicht  von  der  Statsgewalt  ihren  Auftrag 
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erhalten  haben,  auch  wenn  sie  Öffentliche  Functionen  ausüben, 
sei  es  weil  ihr  Dienst  nicht  dem  State  angehört.  ^ 

2.  Eine  besondere  Art  des  Statsdienstes  schlieszt  sich 
an  das  Statsamt  an.  Das  Statsamt  ist  ein  einzelnes  Organ 
im  Statskörper  mit  einer  besondem  ihm  eigenthümlichen  stat- 
lichen  Function.  Als  solches  bedarf  es  daher  einer,  wenn  auch 
beschränkten  eigenen  Willensbestimmung,  um  seiner  Aufgabe 
in  eigenthümlicher  Weise  Genüge  zu  thun.  Erfüllt  wird  das 
Amt  von  der  Person  des  Beamten,  welcher  in  dem  Amte  in- 
dividuell wirkt.  Statsbeamte  im  weitem  Sinne  heiszen  da- 
her diejenigen  Staatsdiener,  welche,  obwohl  in  Anerkennung 
und  Beachtung  der  Unterordnung  unter  das  Statsoberhaupt, 
dennoch  mit  freier  Selbstbestimmung  die  ihnen  aufge« 
tragenen  Öffentlichen  Functionen  ausflben;  in  engerm  Sinne 
aber  nur  diejenigen,  denen  eine  obrigkeitliche  Gewalt 
(imperium  oder  jurisdictio)  die  Ausübung  eines  eigentlichen 
Hoheitsrechts  abertragen  ist,  im  Gegensatze  zu  denen,  wel- 
chen keine  Statsmacht,  sondern  nur  ein  Zweig  der  Statscultur 
oder  Statswirthschaft  und  öffentlicher  Pflege  anvertraut  ist. 
Die  erstem  heiszen  Statsbeamte  im  engem  Sinn,  eigent- 
liche Statsbeamte,  die  letztern  können  wir  mit  einem  guten 
alten  Wort  öffentliche  Pfleger  nennen.  Beiderlei  Aemter 
sind  öffentliche  Aemter,  die  erstem  sind  aber  eigentliche 
Statsämter,  obrigkeitliche  Aemter,  die  letztem  sind 
Pflegeämter. 

Zu  den  öffentlichen  Pflegem  gehören  dann  z.  B.  die  Pro- 
fessoren und  Lehrer  an  öffentlichen  Schulen,  die  Directoren 
und  Aerzte  an  öffentlichen  Spitälern,  Statsärzte  überhaupt, 
Statsingenieure ,  aber  auch  manche  Fipanzbeamte  wie  Gassiere, 
Domänenverwalter«  * 

^  Es  können  ihnen  wohl  einzelne  statliche  Functionen  auferlegt 
werden.  Dadnroh  wird  ihr  eigenüioher  Charakter  aber  nioht  geändert. 
Tgl.  We loker  im  Statslexikon  n.  d.  W.  Statsdiener. 

'  SchmitthenAer,  Statsreoht  S.  503.  Der  Ansdmok  technische 
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Die  eigentlichen  Statsbeamten  sind  entweder  Regie- 
rangs- oder  Justizbeamte.  Die  erstem  haben  wirkliche 
Regierungsfunctionen  ansznüben  (imperium)  und  sind  auf  der 
einen  Seite  eben  darum  innerhalb  ihrer  4i3itssphäre  mit  der 
Macht  ausgerüstet,  was  sie  für  zweckmäszig  und  erforderlich 
halten  im  öffentlichen  Interesse  anzuordnen,  zu  befehlen  und 
ihren  Befehlen  Folge  zu  verschaffen,  auf  der  andern  Seite  aber 
auch  im  Einzelnen  hinwieder  dem  höheren  Auftrage  ihrer 
Vorgesetzten  unterworfen  und  von  diesen  abhängig.  Die  Ju- 
stizbeamten dagegen  haben  nicht  die  Macht,  mit  freiem  Wil- 
len zu  bestimmen,  was  ihnen  das  öffentliche  Interesse  zu  erfor- 
dern scheint,  sondern  nur  die,  das  erkannte  bestehende  Recht 
auszusprechen  und  nach  festen  Rechtsregeln  zu  handhaben  (ju- 
risdictio),  aber  bei  dieser  Thätigkeit  werden  sie  lediglich 
durch  ihr  eigenes  Wissen  und  Gewissen,  und  nicht  durch  ein- 
zelne Aufträge  der  Statsregierung  gebunden  und  bestimmt. 
Im  normalen  Zustande  sind  vorzugsweise  die  erstem  zu  libe- 
raler, die  letztern  zu  conservativer  Thätigkeit  bemfen. 

3.  Von  beiden  Arten  der  Statsbeamten  sind  die  Stats- 
angestellten  und  die  Amtsgehülfen  zu  unterscheiden. 
Sie  sind  zwar  auch  Statsdiener,  aber  sie  haben  kein  eigent- 
liches Amt,  daher  auch  weder  eine  Amtsgewalt  noch  eine 
selbständige  Amtssphäre,  sondern  sind  lediglich  Gehülfen 
der  ihnen  vorgesetzten  Beamten  und  von  diesen  abhängig; 
z.  B.  Kanzellisten,  Aufseher  in  öffentlichen  Anstalten,  Finanz- 
gehülfen  u.  s.  f.  Zu  dem  Range  von  Statsdienern  sind  sie 
erhoben,  weil  sie  immer  noch  eine  organische  Thätigkeit 
im  öffentlichen  Dienste  und  insofern  eine,  wenn  auch  niedere 
geistige  Function  ausüben.  Wenn  auch  diese  zurücktritt,  und 
die  blosz  mechanische  Dienstleistung  als   Hauptsache  er- 

Beamte,  den  er  den  eigentlichen  Begier ungsbeamten  entgegensetzt,  und 
unter  welchem  er  die  Richter  mitbegpreift,  würde  besser  für  die  obige 
Gattung  Ton  Statsbeamten  passen. 
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scheint,^  so  hört  auch  die  Eigenschaft  eines  Statsdieners  auf, 
ungeachtet  dieselbe  von  dem  State  benutzt  und  gefordert  wird. 
Lakaien,  Fortiers,  Pedellen,  Waibel,  Gerichtsdiener,  Qendar- 
men  gehören  zu  dieser  letzteren  Glasse,  welche  man  füglich 
Statsbediente  nennen  kann.  Ihr  Bechtsverhältnisz  ist  denn 
auch  mehr  nach  Analogie  der  Bestimmungen  des  Dienstver- 
trags im  Privatrecht  zu  behandeln  als  nach  den  wesentlich 
statsrechtlichen  über  den  Statsdienst. 

4.  Femer  ist  der  G^ensatz  zwischen  Givilbeamten 
und  Militärstellen,  zuerst  von  dem  Kaiser  Konstantin 
dem  Groszen  ausgebildet,  "*  auch  in  den  modernen  Staten  von 
Bedeutung.  Als  Statsdiener  sind  nur  die  Offidere,  nicht  auch 
die  Soldaten  zu  betrachten,  weil  nur  jene  ein  Commando  haben, 
und  bei  diesen  überhaupt  entweder  die  allgemeine  Bürger- 
pflicht, Militärdienste  zu  leisten,  oder  die  privatrechtliche  Form 
der  Werbung  den  Dienst  begründet.  Von  den  Civilämtem 
unterscheiden  sich  die  Militärst^llen  hauptsächlich  theils  durch 
die  strengere  Disciplin,  den  militärischen  Gehorsam,  theils  da- 
durch, dasz  ihre  Functionen  nur  mittelbar  obrigkeitlich,  weil 
von  secundärer  blosz  vollziehender  Natur  sind. 

5.  Das  Bechtsverhältnisz  des  Statsdieners  ist  nicht,  wie 
man  das  früher  wohl  versucht  hat,  als  ein  privatrechtliches 
Vertragsverhältnisz  aufzufassen,  sondern  es  ist  von  wesent- 
lich statsrechtlicher  Natur.  Der  Gesichtspunkt  des 
Mandats  paszt  darauf  so  wenig  als  der  überdem  unwürdige  der 
Dienstmiethe,  Weder  die  Begründung,  noch  der  Inhalt,  noch 
die  Aufhebung  des  Statsdienstes  läszt  sich  aus  demselben  er- 
klären. 

'  Auf  diesen  Gegensatz  hat  Schmitthenner,  Statsrecht  S.  503 
mit  Recht  aufinerksam  gemacht.  Wenn  er  aber  die  StatsangesteUten 
Sabalternbeamte  heiszt,  so  wird  damit  nur  die  Unterordnung  aus- 
gedr&oiLt,  die  auch  unter  den  wirklichen  Beamten  stattfindet.  Man  kann 
den  Gegensatz  auch  bezeichnen  Statsbeamte  und  iimtsgehfllfen. 

*  Vgl.  oben  Buch  Y.  Cap.  1,  S.  397.  Gibbons  Geschichte  des 
rdmischen  Reichs  Cap.  16. 
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Die  Begrfindung  desselben  geschieht  im  öffentlichen  In- 
teresse durch  einen  in  Form  und  Inhalt  Norm  gebenden  Wil- 
lensaet  des  State,  das  Anstellungsdecret.  ^  Man  hat 
wohl  diesen  Act  ein  Specialgesetz  genannt,  ein  Ausdruck, 
welcher  indessen  besser  vermieden  wird,  da  er  in  der  Begel 
nicht  durch  den  gesetzgebenden  Körper,  sondern  in  Monarchien 
durch  den  Monarchen,  in  Bepubliken  bald  durch  die  Regie- 
rung bald  durch  die  Yolkswahl  geübt  wird.  Dieser  Act  ist 
selbst  in  dem  immerhin  seltenen  Falle,  wo  demselben  eine 
Unterhandlung  und  ein  wirklicher  Vertrag,  z.  B.  mit  einem 
AusUnder,  dessen  Dienste  ein  Stat  zu  erwerben  wünscht,  vor- 
hergeht, wesentlich  ein  einseitiger  Willensact  der  überge- 
ordneten Statsgewalt,  und  nie  kann  aus  jenem  Vertrage  eine 
Givilklage  auf  wirkliche  Anstellung  gegeben  und  das  Decret 
etwa  durch  gerichtlichen  Zwang  dem  State  abgedrungen  wer- 
den. Vielmehr  Berechtigt  auch  dann  ein  solcher  Vertrag  nur 
zu  einer  Entschädigungsforderung  von  ganz  privatrechtlichem 
Inhalt,  wenn  das  Anstellungsdecret  vom  State  nicht  vollzogen 
werden  sollte. 

'  OSnner,  der  Statsdienst  aas  dem  Gesichtspunkt  des  Rechts. 
Landshut  1808.  —  Zachariä,  D.  St.  136.  Schmitthenner,  Stats- 
recht  S.  509  rerwirft  zwar  jene  legistisohe  Auffassung  mancher  neueren 
Juristen,  die  sonderbar  genug  das  römische  PriTatrecht  für  uns  sogar  in 
einem  Verhältnisse  als  massgebend  ansahen,  wo  die  Römer  selbst  in 
ihrem  State  nie  daran  gedacht,  dasselbe  anzuwenden ;  aber  er  behauptet 
doch,  der  Statsdienst  werde  durch  Vertrag,  nur  keinen  obligatorischen 
eingegangen.  Dieser  Vertrag  nftmlich  „gehe  der  Bestallung  als  causa 
praecedens  voran,  wie  der  Investitur  bei  dem  Lehen  der  Lehensvertrag.'' 
Aber  diese  Ansicht  ist  ebenfalls  irrig.  Vorhergehende  Vertrftge  der  Art 
kommen  in  der  Wirklichkeit  nur  ausnahmsweise  vor,  denn  die  Anfrage, 
ob  jemand  ein  Amt  annehmen  würde,  und  die  Zusage  desselben  bewirkt 
noch  keinen  Vertrag.  Ein  solcher  Vertrag  müszte  somit  fingtrt  werden, 
und  dafttr  gibt  es  keinen  Grund.  Wo  er  aber  ausnahmsweise  vorkommt, 
da  wirkt  er  auch  nur  privat-  nicht  statsrechtlich,  gehört  also  nicht  hie- 
her.  Die  Annahme  der  Anstellung,  welche  dieser  niehfolgt,  und  die 
Ablehnung  derselben  sind  zwar  freilich  Willensacte  des  Individuums, 
welches  das  Amt  flbemimmt  oder  ausschlftgt.  Aber  sie  ändern  den  obrig- 
keitlichen Charakter  des  Decretes  nicht 
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Das  Wesen  ferner  des  Statsdienstes  liegt  in  den  Func- 
tionen, welche  vom  State  ans  bestimmt  werden  nnd  einen 
öffentlichen,  organischen  Charakter  haben.  Das  Amt 
besteht  nnr,  insofern  der  Stat  zu  seinem  Leben  seiner  bedarf, 
in  keiner  Beziehung  aber  nm  des  Individuums  willen, 
welches  dasselbe  inne  hat.  Es  kann  daher  auch  seiner  Natur 
nach  nicht  zu  eigenem  Privatrechte  verliehen  noch  als  solches 
Gegenstand  des  Privatverkehrs  werden.  Wo  derlei  geschehen 
ist,  wie  im  Mittelalter  und  spät  noch  in  Frankreich,  4fL  war 
eben  der  Stat  selbst  noch  in  den  Banden  des  Privatrechts  ge- 
fangen und  noch  nicht  zu  vollem  Bewusztsein  seines  politischen 
Daseins  gelangt. 

In  der  mit  dem  Amte  verbundenen  Besoldung  liegt 
allerdings  ein  privatrechtliches  Element,  aber  dieses  ist  von 
untergeordneter  Bedeutung.  Es  bestimmt  das  Wesen  des 
Statsdienstes  nicht.  Daher  hat  es  auch  zu  allen  Zeiten  man- 
cherlei Statsämter  und  Stellen  gegeben,  mit  denen  keine  Be- 
soldung verbunden  war,  ohne  dasz  darum  der  Statsdienst  seine 
Natur  verändert  hat. 


Zweites  Gapitel. 

Anstellung  der  Statsdiener. 

1.  Die  Erblichkeit  der  Aemter,  im  Mittelalter  allent- 
halben in  Europa  eingeführt,  wird  in  den  modernen  Staten 
mit  Becht  eben  so  allgemein  verworfen.  Die  Geschichte  des 
Mittelalters  hat  unwiderleglich  bewiesen,  dasz  die  Erblichkeit 
der  Aemter  diese  in  Herrschaften  umwandle,  und  so  die 
Einheit  und  Ordnung  des  States  auflöse.  Die  Functionen  des 
Amtes  erfordern  äberdem  persönliche  Befthigung  des  Stats- 
dieners.    Diese  aber  ist  nicht  erblich,   sondern  individuel. 
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Die  Erblichkeit  der  Ansprflche  auf  das  Amt  gewährt  somit 
keine  Ijarantie  für  die  Tüchtigkeit  des  Beamten,  und  versperrt 
zum  Schaden  des  States  anderen  f&higen  Individuen  den  Weg 
zu  öffentlicher  Wirksamkeii 

Nur  ganz  ausnahmsweise  kommen  daher  in  dem  neuem 
State  noch  Erbämter,  und  gewöhnlich  nur  da  vor,  wo  mit 
denselben  keine  Functionen  der  Statsgewalt,  sondern  nur  Ehren- 
rechte verbunden  sind,  wie  die  Erbhofämter. 

2.  In  den  republikanischen  Staten  sowohl  des  Alterthums 
als  theilweise  auch  der  neuem  Zeit,  wie  in  der  Schweiz  und  in 
Amerika,  ist  ein  entgegengesetztes  System,  der  Emennung  auf 
bestimmte  Zeitfrist,  meistens  von  wenig  Jahren,  herr- 
schend geworden,  zuweilen  mit,  zuweilen  auch  ohne  die  Mög- 
lichkeit der  Erneuerungswahlen.  Für  (Gemeindeämter,  welche 
in  der  Begel  keine  höhere  Ausbildung  erfordern,  und  nur  sel- 
ten alle  Kräfte  eines  Menschenlebens  absorbiren,  ist  dieses 
System  wohl  zu  billigen.  Für  Statsämter  aber,  welche  eine 
jahrelange  Berafsbildung  erheischen  —  wie  das  in  unsem 
neuem  künstlichen  Lebensverhältnissen  unumgänglich  nöthig 
geworden  ist  —  ist  dasselbe  mit  groszen  Nachtheilen  verbun- 
den. Es  befördert  nämlich,  indem  es  dem  Ehrgeize  Einzelner 
und  den  Farteiumtrieben  Vieler  einen  willkommenen  Spielraum ' 
eröffnet,  ungemein  den  Wechsel  der  Beamten,  untergräbt  so 
die  Sicherheit  zahlreicher,  dem  State  geweihter  Existenzen, 
und  damit  die  Buhe  des  States  selbst,  und  hindert  und  stört 
vielfach  die  nachhaltige  und  dauerhafte  Wirksamkeit  der 
Aemter.  Diese  Nachtheile  werden  durch  den  Yortheil,  unfähige 
oder  solche  Beamte,  welche  das  Vertrauen  verloren  haben, 
leichter  zu  entfernen  und  durch  Männer  zu  ersetzen,  von  wel- 
chen bessere  Dienste  gehofft  werden,  sicher  nicht  aufgewogen. 
Weniger  bedenklich  ist  dieses  System  indessen  in  einer  Ari- 
stokratie, welche  von  Natur  zur  Stätigkeit  und  Mäszigung  ge- 
neigt ist,  als  in  einer  Demokratie,  welche  ohnehin  den  Wech- 
sel liebt,   gerade  dämm  aber  auch  eine   natürliche  Neigung 
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bat,  die  Aemter  nur  auf  kurze  Zeit  zu  besetzen.  Ftlr  diese 
kommt  die  Gefahr  hinzu  ^  dasz  der  Stat  die  Dienste  gerade 
der  ausgezeichnetsten  und  tauglichsten  Individuen  entbehren 
musz,  theils  weil  diese  es  vorziehen,  einen  andern  sichere- 
ren Lebensberuf  zu  wählen,  theils  weil  der  Wechsel  der 
Stimmungen  sie  öfter  ohne  inneren  Grund  aus  den  Aemtem 
entfernt. 

3.  Die  Freiheit  des  Individuums,  ein  Amt  anzuneh- 
men oder  auszuschlagen,  zu  welchem  es  berufen  wird, 
ist  als  Begel  anzuerkennen,  nicht  weil  der  Statsdienst  auf 
Vertrag  zu  gründen  ist,  sondern  weil  die  Natur  eines  indivi- 
duellen geistigen  Dienstes  einem  directen  Zwange  nicht  ge- 
horcht, einer  mittelbaren  Nöthigung  aber  nur  schwer  und  un- 
vollständig sich  fügt,  vielmehr  individuelle  Freiheit  als  nor- 
male Quelle  tüchtiger  Wirksamkeit  fordert,  und  weil  kein 
Statsbürger  als  solcher  genöthigt  werden  kann,  dem  State  be- 
sondere ausgezeichnete  Opfer  zu  bringen.  Diese  Kegel  wird 
denn  auch  in  den  neuern  Staten  fast  überall  anerkannt,  in 
Republiken  nicht  minder  als  in  Monarchien.* 

Ausnahmen  kommen  gewöhnlich  nur  da  vor,  wo  das 
Statsamt  sich  dem  Gemeindeamt  annähert  oder  mit  diesem 
zusammentrifft.  Die  geringeren  Ansprüche,  welche  hier  an 
das  Individuum  gestellt  werden,  und  das  verbreitete  Bedürf- 
nisz  solcher  Stellen  haben  den  Gedanken  an  eine  allge* 
meine  Bürgerpflicht  in  solchen  Fällen  annehmbar  erschei- 
nen lassen.' 

4.  Die  individuelle  Fähigkeit  zu  öffentlichen  Aemtern 
wird  nach  dem  deutschen  Beamtensystem  näher  geprüft, 
und  nur  solche  Personen  können  zu  denselben  berufen  wer- 

*  Aaeh  in  der  Sehweii  und  in  Nordamerika  giU  die  Regel. 
FOr  dieBes  Tgl.  Story  III.  37.  8-  l^O.  Für  Doutschland  Zaeharift 
D.  St.  S.  136. 

'  So  wo  eine  Stadt  zum  State  geworden,  wie  die  freien  Reichs- 
städte, oder  wo,  wie  im  Kanton  Appenzell,  das  Statswesen  so  einfach 
wie  eine  Gemeinde  geartet  ist. 
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den,  welche  die  Statsprfifung  bestanden  haben.  Dieees 
System  hat  offenbar  grosze  unverkennbare  Yorzfige  vor  dem 
in  den  meisten  andern  Staten  noch  geltenden  Systeme,  wel- 
ches bei  Anstellungen  nicht  an  die  Liste  der  geprüften  Can- 
didaten  gebunden  wird.  Einmal  n&mlich  gibt  es  eine  erhöhte 
Gewähr  für  grandliche  Vorbildung  und  Berufstüchtigkeit,  und 
überdem  wehrt  es  in  erheblichem  Masze  den  ungebührlichen 
Einflüssen  des  Parteispiels  und  der  Hofintrigue.  Es  sichert 
die  Laufbahn  des  Talentes,  und  entfernt  zudringliche  und  un- 
wissende  Bewerber.  Nur  darf  dieses  System  nicht  in  pedan- 
tischer Weise  behandelt  werden,  und  sind  auch  die  nOthigen 
Ausnahmen  offen  zu  laszen,  nicht  blosz  für  Ausländer,  deren 
Fähigkeit  auch  ohne  Statsprüfung  auf  anderm  Wege  offen- 
bar geworden  ist,  sondern  auch  für  ausgezeichnete  Inländer. 
Gerade  die  am  meisten  begabten  Menschen  gehen  oft  einen 
eigenthümlichen  Lebensweg,  und  da  wäre  es  eine  Thorheit, 
würde  der  Stat  ihrer  Dienste  entbehren  müssen,  weil  sie  nicht 
auf  den  gebahnten  Wegen  vorgegangen  sind,  sozidem  in 
schwierigeren  Verhältnissen  ihre  Fähigkeiten  bewährt  haben. 
Es  gilt  das  vorzüglich  für  die  Aemter,  die  eine  erhöhte 
statsmännische  oder  wissenschaftliche  Befähigung 
erfordern,  wie  Minister  und  Statsräthe  oder  Professoren  an 
Universitäten.  Für  solche  Ausnahmsfälle  läszt  sich  'indessen 
leicht  sorgen,  ohne  die  Regel  irgend  zu  gefährden  oder  zu 
schwächen. 

Ein  anderer  Uebelstand,  der  sich  in  Deutschland  an  das 
im  üebrigen  treffliche  System  angehängt  und  die  Früchte 
desselben  vielfach  zerstört  hat,  besteht  darin,  dasz  die  erste 
Anstellung  sowohl  der  Aspiranten  auf  den  Statsdienst  als 
das  Vorrücken  der  Statsdiener  zu  sehr  nach  mathematischen 
Bücksichten  des  Dienstalters  bestimmt  wird,  und  die  aus- 
gezeichnete Qualität  zu  wenig  in  Betracht  kommt.  Gute 
Köpfe  werden  oft  durch  vieljährige  fabrikähnliche  Beschäf- 
tigung mit  untergeordneten   Diensten  abgemattet,   und  wenn 
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sie  nach  langen  Mühen  und  Entbehningen  endlich  aufw&rts 
steigen,  und  höhere  geistige  Anforderungen  an  sie  gestellt 
werden  müssen,  so  sind  sie  erlahmt  und  ihre  beste  Kraft  er- 
storben. Auch  dieses  Uebel  ist  aber  nicht  in  dem  Wesen  des 
Systems  begründet,  sondern  nur  eine  Folge  seiner  bureaukra» 
tischen  Entartung,  die  dadurch  hinwieder  fortwährend  ge- 
nährt wird. 

Die  Prüfung  ist  gewöhnlich  eine  doppelte,  zuerst  nach 
der  Vollendung  der  Universitätsstudien  eine  theoretische, 
von  den  Professoren  geleitete  —  eine  Einrichtung,  welche  gut 
geleitet  theils  auf  das  üniversitätsstudium  wohlthätig  zurück- 
wirkt,  theils  der  Befähigung  der  Examinatoren  und  der  Exa- 
minanden durchaus  angemessen,  und  durch  andere  Mittel  nicht 
leicht  zu  ersetzen  ist  —  sodann  später  eine  practische.  Wäh- 
rend dieselbe  allgemeine  wissenschaftliche  Vorbildung  für  Ju- 
risten und  Verwaltungsmänner  gefordert  werden  darf,  wäre  im 
Besonderen  doch  eine  Scheidung  je  nach  der  besondem  Bich- 
tung  und  Bestimmung  der  Gandidaten  entweder  für  die  Be- 
gierung  und  Verwaltung  oder  für  die  Justiz  zweck- 
gemäsz,  denn  nur  wenige  Individuen  werden  zugleich  für  Ge- 
richts- und  für  Verwaltungsstellen  sich  eignen,  und  leicht 
kann  die  Nöthigung,  zu  vielerlei  Kenntnisse  zu  umfassen,  der 
höheren  Befähigung  für  eine  bestimmte  Art  der  statlichen  Be- 
rufsbildung Abbruch  thun.  In  dieser  Hinsicht  ist  die  noch 
allzusehr  überwiegende  Bücksicht  auf  die  eigentliche  Juris- 
prudenz im  Qegensatze  zu  höherer  statsrechtlicher  und  natio- 
nalökonomischer Bildung  ein  überliefertes  Gebrechen  der  in 
Deutschland  bestehenden  Anordnungen.^ 

Für  niedere  Statsanstellungen  werden  keine  Statsexamen, 

3  R.  T.  Mo  hl  in  der  Zeitsohrifi  für  BechtBwissensohaft  des  Aaslan- 
des  Ton  Mittermaier  XYI.  S.  131  ff.  Bd.  Laboulaye  de  Tenseig- 
nement  et  du  novioiat  administratif  en  Ailemagne  in  Wolowsky 
Rerue  XYIII.  Bluntschli  Deateohe  Rechtflsohulen.  2.  Aufl.  8.  92  ff. 
YiTien  tt  Adm.  I.  S.  205. 

Bluntsclili,  fillf«oieln«s  StoUreoht.    IL  9 
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sondern  nnr  practische  üebung,  und  insbesondere  blosze  Schrei- 
berdienste gefordert. 

Weniger  fest  und  wohlgeordnet  sind  die  Anstellungsver- 
h&ltnisse  in  andern  Staten.  Insbesondere  ist  es  ein  Mangel 
sowohl  mancher  constitutioneller  Monarchien,  als  mancher  Be- 
pnbliken,  dasz  häufig  noch  die  Aemter  nach  bloszen  Partei- 
rücksichten an  die  politischen  Freunde  und  Günstlinge  der 
jeweiligen  Minister  oder  der  einfluszreichen  Farteihftupter  ver- 
geben werden,^  auch  wenn  dieselben  das  Fach,  in  dem  sie 
arbeiten  sollen,  weder  studirt  noch  sich  darin  geübt  haben, 
mit  Hintansetzung  tüchtigerer  Individuen.  Jede  Begierung, 
zumal  in  Zeiten  bewegter  politischer  £[ämpfe,  wird  zwar  die 
politische  Gesinnung  der  Candidaten  bei  Anstellungen  keines- 
wegs auszer  Acht  setzen  dürfen,  will  sie  nicht  sich  selber 
verwunden  und  schwächen,  aber  wo  die  Parteigunst  oder 
Ungunst  allein  oder  vornehmlich  entscheidet,  da  wird  der 
Statsdienst  selbst  vernachlässigt,  und  der  Zweck  der  Statsein- 
richtungen  den  Schwankungen  und  Leidenschaften  der  Parteien 
4)reisgegeben. 

Für  Richterämter  hat  das  Bedürfnisz  in  den  meisten 
Staten  richtige  Grundsätze  wenigstens  in  üebung  gebracht. 
Hier  ist  denn  auch  eine  juristische  Vorbildung  ein  so  offen- 
bares Erfordemisz  bei  dem  Zustande  des  modernen  Bechts, 
dasz  dasselbe  weniger  als  bei  eigentlichen  Begierungsstellen 
verkannt  worden  ist. 

5.  Da  die  individuelle  Tüchtigkeit  die  Haupteigenschaft 
ist,    welche  von  den   Beamten  verlangt  werden  musz,  diese 

*  Auch  in  England  werden  oft  unfShige  Lente  durch  das  Stelien- 
patronat  einfluszreicher  Parlament^glieder  in  die  Aemter  gebracht.  Das 
Selfgoyernment  yermindert  wohl  die  Geschäfte  der  Regierung  aber  nicht 
das  Erfordemisz  von  Kenntnissen  und  Fähigkeiten,  um  die  noch  blei- 
benden Geschäfte  richtig  eu  erledigen.  Vgl.  Gneist,  Engl.  Verf.-  u. 
Yerw.-  Recht  Bd.  II.  In  Amerika  hat  der  Präsident  Jackson  einen 
Wechsel  der  Bundesbeamten  aus  ParteirOcksichten  zuerst  im  Groszen 
durchgeführt. 
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aber  nicht  durch  eine  bestimmte  Abstammung  bedingt  ist, 
so  ist  es  als  ein  Fortschritt  des  neueren  States  festzuhalten, 
dasz  der  Weg,  zu  den  Aemtem  zu  gelangen,  allen  Stats- 
bürgern  offen,  und  nicht  mehr  einzelnen,  insbesondere  ade- 
ligen oder  patricischen  Glassen,  ausschlieszlich  oder  vor- 
zugsweise zugänglich  ist.  ^ 

6.  Dem  deutschen  Systeme  eigenthümlich  ist  die  Ver- 
wendung der  Statsamtscandidaten  zu  freiwilliger  Aushülfe  als 
Praciicanten ,  Beferendare,  Auscultatoren  in  den  Begierungs- 
bureaus und  bei  den  Gerichstbehörden,  welche  man  das 
Noviciat  genannt  hat.  Sie  folgt  auf  die  theoretische  Stats- 
Prüfung,  und  bereitet  sowohl  die  practische  Prüfung  als  die 
wirkliche  Anstellung  yor.  Die  Aspiranten  auf  den  Statsdienst 
erlangen  auf  solche  Weise  practische  Kenntnisse  und  Fertig- 
keiten, und  ihre  Brauchbarkeit  für  das  Amt  wird  weiter  er- 
probt. Ein  zu  steifes  Festhalten  an  solch  äuszerer  Stufenord- 
nung, und  ein  pedantisches  Schreiberwesen,  welches  sich  an 
diese  anschmiegt,  fördern  zwar  wieder  das  Uebel  der  Bureau- 
k ratio,*  können  aber,  ohne  die  Vorzüge  des  Noviciates  auf- 
zugeben, wohl  vermieden  werden. 

7.  Die  Frage,  wann  die  Anstellung  beginnt,  ist  zwar 
schon  mehrfach  bestritten  worden.  Erinnert  man  sich  aber 
daran,  dasz  dieselbe  ihrem  Wesen  nach  ein  einseitiger  Act 
der  Statsgewalt  ist,  welche  ein  Individuum  mit  dem  Amte 
betraut,  so  wird  man  unbedenklich  antworten:  Der  Moment, 
in  welchem  dieser  Willensact  als  vollendet  offenbar  wird, 
d.  h.  die  zu  Protokoll  genommene  und  unterzeich- 
nete Ernennung  oder  Wahl  ist  als  Anfang  der  Amts- 
dauer zu  betrachten,  und  von  da  an   hat  der  Beamte  nicht 

'  Bayerische  Yerfassnng  IT.  %,  4.  und  §.  5:  „Jeder  Bayer  ohne 
Unterschied  kann  zu  aUen  OItII-,  Militär «-  und  Kirchen  Ämtern  oder 
Pfründen  gelangen.**  Französische  Tonl816.  §.  3.  Preuszische  $.4. 

*  Martin  Luther  schon  hat  dasselbe  wohl  erkannt.  Er  heiszt  die 
Bureaukraten  „Leute  die  nur  eine  Handthierung,  ein  Handwerk  aus  der 
Obrigkeit  machen.** 

9* 
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allein  anf  seine  privatrechtliche  Besoldung,  sondern  auch  auf 
die  üebertragung  der  mit  seinem  Amte  yerbundenen  stats- 
rechtlichen  Befugnisse,  wo  es  jener  überhaupt  noch  bedarf, 
ein  Becht.  Die  Mittheilung  des  Decrets  an  denselben,  so  wie 
die  spätere  Einweisung  und  Einkleidung  in  das  Amt  sind  nur 
Wirkungen  der  vollendeten  Anstellung,  und  nicht  die  Vollen-' 
düng  dieser.'' 


Drittes  Gapitel. 

Rechte  and  Yerpfliohtongen  der  Statsbeamten. 

1.  Der  Beamte  hat  vorerst  ein  Becht,  die  mit  seinem 
Amte  verbundenen  öffentlichen  Functionen  auszuüben.  Die 
amtliche  Ermächtigung,  diese  Befugnisse  auszuüben,  heiszt 
seine  Gompetenz  (Zuständigkeit). 

Dieses  wichtigste  Becht  ist  von  rein  statsrechtlicher 
Natur.  Daher  ist  dasselbe  auch  mit  der  Verpflichtung, 
die  erforderlichen  Functionen  auszuüben,   unauflöslich   verbun- 

^  Vgl.  darüber  den  Streit  zwischen  dem  Prftsidenten  Jefferson 
und  dem  obersten  Gerichtshöfe  Ton  Nordamerika  bei  Story  III.  37. 
$.  120.  Jener  behauptete:  erst  die  ZnsteUnng  der  Ernennimgsarkande 
an  den  Beamten,  nicht  schon  die  Bestellong  yerleihe  diesem  das  Kecht. 
Dieser  dagegen  bewies  ausf&hrlich,  dasz  der  Anstellungsact  der  Zustel- 
lung der  Urkunde  und  der  Annahme  vorhergehe,  und  in  sich  alle  Be- 
dingungen der  Wirksamkeit  enthalte,  so  dass  der  anstellenden  Regie- 
rung Ton  da  an  nicht  mehr  das  Recht  zustehe,  dieAnsteUung  nng^sohe* 
hen  zu  machen.  Zachariä,  D.  St.  §.136  beschränkt  die  Wirkung  der 
Anstellung  auf  die  priratrechtlichen  Folgen.  Indessen  ist  diese  Be- 
schränkung weder  nöthig  noch  richtig,  denn  eben  als  Statsact  (nicht  als 
PrivatTcrtrag)  wirkt  schon  die  beurkundete  Ernennung,  und  die  Yer- 
«ohiebung  der  Amtspflichten  in  Ausübung  des  Amts  bis  zur  Einkleidung 
widerspricht  der  früheren  Gültigkeit  des  Rechtes  auch  mit  Bezug  auf 
die  Einweisung  in  das  Amt  keineswegs. 
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den,  go  dasz  68  nicht  von  der  Willkür  des  Beamten  abhängt, 
ob  er  von  seinem  Bechte  Gebrauch  machen  wolle  oder  nicht. 
Dasselbe  ist  ihm  nicht  zu  beliebiger  Disposition,  sondern  zum 
öffentlichen  Dienste  übertragen.  Aus  demselben  Grunde  hat 
kein  Beamter  dem  State  gegenüber  ein  dauerndes,  in  seiner 
Person  begründetes  Becht  auf  den  Umfang  der  Amtscompe- 
tenz,  noch  auf  die  Form  seiner  öffentlichen  Geschäftsthätig- 
keit.  Vielmehr  ist  er  in  beiden  Beziehungen  theils  den  Ord- 
nungen der  Gesetzgebung,  durch  welche  auch  gegen  seinen 
Willen  Competenz  und  Geschäftsform  geändert  werden  können, 
theils  den  Vorschriften  seiner  vorgesetzten  Oberbehörde  unter- 
worfen. Es  können  ihm  daher  auch  neue,  zu  seinem  Amte 
gehörige  Dienstleistungen  aufgetragen  werden,  ohne  dasz  er 
sich  solchem  Auftrage  entziehen  darf.  Das  Amt  ist  in  seiner 
ganzen  Existenz  und  Art  abhängig  von  dem  State,  und  in 
Folge  davon  das  Amtsrecht  und  die  Amtspflicht  des  Beamten 
nicht  minder. 

2.  Das  Becht  auf  einen  dem  Amte  gemäszen  Titel  und 
Bang  steht  zwar  der  Person  des  Beamten  zu,  aber  auch  die- 
ses Becht  beruht  auf  politischen  Motiven,  und  hat  keinen  pri- 
vatrechtlichen Charakter. 

Eine  Aenderung  von  beiden  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung ist  daher  wieder  nicht  als  ein  Eingriff  in  das  Privat- 
recht zu  verwerfen,  sondern  vollkommen  zuläszig.  Dagegen 
kann  der  Bang  und  Titel  auch  über  die  Dauer  des  Amtes 
hinaus  nachwirken,  und  so  zu  einem  Privatrechte  eines  auszer 
Function  tretenden  Beamten  werden. 

3.  Das  Becht  auf  Ersatz  der  Auslagen,  die  der  Beamte 
im  Interesse  des  Statsdienstes  gemacht,  und  des  Schadens, 
den  er  im  öffentlichen  Dienste  erlitten  hat,  ist  eine  rein  pri- 
vatrechtliche Wirkung  seiner  Stellung,  und  steht  besol- 
deten und  unbesoldeten  Beamten  gleichmäszig  zu. 

4.  Dasz  der  Beamte  auch  für  seine  Dienstleistung  selbst 
eine  Vergütung  zu  fordern  habe,  versteht  sich  nicht  eben  so 
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von  selbst.  Vielmehr  hängt  es  von  dem  State  ab,  mit  den 
einen  Äemtem  eine  Besoldung  zu  verbinden,  und  andere 
unbesoldet  zu  lassen.  Im  erstem  Falle  nimmt  das  Recht 
des  Beamten,  weil  auf  Geldleistung  von  Seite  der  Statscasse 
gerichtet,  wieder  einen  privatrechtlichen  Charakter  an. 

Man  kann  indessen  in  der  Besoldung  zwei  Elemente  un- 
terscheiden, und  in  manchen  deutschen  Staten  findet  sich  diese 
Unterscheidung  gesetzlich  anerkannt  und  normirt  in  dem  Ge- 
gensatze  des  Standes-  und  des  Dienstgehaltes.  Der 
erstere  nämlich  beruht  auf  dem  Bedürfnisse  eines  dem  Stande 
eines  Beamten  gemäszen  Unterhalts,  wofür  der  Stat  zumal 
in  den  Fällen,  wo  er  die  Kräfte  eines  ganzen  Berufslebens 
fordert,  würdig  zu  sorgen  eben  so  wohl  eine  dringende  Ver- 
anlassung als  ein  Interesse  hat.  Der  letztere  dagegen  grün- 
det sich  auf  den  mit  der  wirklichen  Ausübung  des  Amtes  zu- 
sammenhängenden Dienstaufwand  und  die  Bepräsen- 
tationskosten. ^  Dieser  unterschied  wird  für  den  Fall 
wichtig,  wenn  Beamte  aus  dem  activen  Dienste  in  den  Buhe- 
stand treten.  Dauert  nämlich  das  Becht  auf  den  Standesge- 
gehalt  fort,  so  hören  dagegen  nun  die  Ansprüche  auf  den 
Dienstgehalt  auf.  Jener  ist  somit  in  höherm  Masze  privat- 
rechtlich,  dieser  enger  mit  dem  Amte  und  den  öffentlichen 
Functionen  in  demselben  verbunden.  Wo  an  einzelne  Func- 
tionen Sportein  und  Gebühren  geknüpft  sind,  die  als 
besondere  Emolumente  den  Beamten  zufallen,  da  haben  diese 
jederzeit  den  formellen  Charakter  des  Dienstgehaltes,  auch  wo 
sie  materiell  mitberechnet  sind,  für  den  Lebensunterhalt  des 
Beamten  zu  sorgen.  Da  aber  dem  State  das  Becht  unver- 
kümmert  verbleiben  musz,  derlei  Functionen  lediglich  aus  dem 
Gesichtspunkte  des  öffentlichen  Interesses  zu  bestimmen,  so 
musz  hierin  der  Gezetzgebung  freiere  Hand  in  der  Festsetzung 
und  Abänderung  solcher  Gebühren  gelassen  werden;  und  nur 

'  G5nner  a.  a.  0.  8.  144.  Beilage  IX.  zur  bayerischen  Yerf. 
§.  17-19. 
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die  Billigkeitsrficksichten  treten  ein,  um  die  Gesetzgebung  zu 
einer  angemessenen  Erhöhung  der  fixen  Besoldung  zu  bewe- 
gen, wenn  eine  tief  eingreifende  Verminderung  der  Sportel- 
bezüge angeordnet  wird.  Ein  Privatrecht  auf  eine  genau  ent- 
sprechende Entschädigung  für  solchen  Verlust  läszt  sich  nicht 
durchsetzen. 

5.  Aus  der  privatrechtlichen  Natur  der  Besoldung  ergibt 
sich  das  Becht  des  Beamten,  insofern  er  ohne  seine  Verschul- 
dung das  Amt  abzutreten  genöthigt  wird,  für  die  noch  nicht 
abgelaufene  Amtszeit  einen  Buhegehalt,  Pension,  zu 
fordern.  Als  Grundlage  dieser  Forderung  ist  der  Standesge- 
halt anzusehen,  oder  wo  nicht  zum  Voraus  eine  derartige  Aus- 
scheidung getrofifen  ist,  die  Besoldung  selbst,  jedoch  mit  einem 
den  nun  wegfallenden  Dienstverrichtungen  und  Bepräsentations- 
kosten  entsprechenden  Abzug.  Zweckmäszig  ist  es,  wenn  das 
Gesetz  genauere  Bestimmungen  über  die  Grösze  und  die  Be- 
dingungen solcher  Pensionen  zum  voraus  anordnet;  denn  wenn 
auch  im  Allgemeinen  das  Becht  auf  Pension  in  manchen  Fäl- 
len schon  aus  den  Anstellungsverhältnissen  folgt,  so  ist  doch 
das  Masz  derselben  ohne  gesetzliche  Norm  im  Einzelnen  schwer 
zu  bestimmen,  und  eine  gerade  hier  mit  mancherlei  Nach- 
theilen verbundene  Willkür  kaum  zu  vermeiden.  Ein  ausge- 
dehntes Pensionensystem  kann  zwar  zu  einer  schweren  Last 
für  die  Statscasse  werden,  welche  durch  dasselbe  zu  Leistun- 
gen verpflichtet  wird,  für  welche  derStat  keine  entsprechenden 
Gegenleistungen  mehr  empfängt.  Aber  so  wenig  bei  unsem 
Zuständen  Besoldungen  entbehrt  werden  können  für  diejenigen 
Statsämter,  welche  als  Beruf  ausgeübt  werden,  so  wenig  und 
aus  den  nämlichen  Gründen  ist  ein  entsprechendes  Pensionen- 
system zu  vermeiden.  Im  Verhältnisz  zu  andern  Erwerbs- 
zweigen des  Handels,  der  Fabrikation,  der  bürgerlichen  Ge- 
werbe überhaupt  ist  die  ökonomische  Sicherstellung  des  Be- 
amten und  seiner  Familie,  einige  seltene  Fälle  ausgenonmien, 
eine  beschränkte  und  meistens  nur  nothdürftige,  und  doch  be- 
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gehrt  der  Stat  gewöhnlich  gröszere  Opfer  und  geistigere  Bil- 
dung Ton  seinen  Beamten,  und  erfordert  die  Thätigkeit  dieser 
höhere  Oeistesgaben  und  Arbeiten,  als  das  bürgerliche  Leben 
in  der  Begel  von  den  Männern  der  Industrie  verlangt.  Es 
ist  daher  Pflicht  des  States,  die  Existenz  derer,  welche  ihm 
ihr  Leben  widmen,  vor  Noth  und  unwürdigem  Mangel  zu  be- 
wahren, und  das  ist  ohne  ein  billiges  Pensionensystem  nicht 
möglich.  Dem  Volke  aber  wird  die  Last  durch  bessere  Dienste 
der  activen  Statsdiener  vergolten,  und  das  gröszere  Uebel  der 
Bestechlichkeit  und  Erpressung,  welches  dem  Mangel  sich  an- 
hingt, in  seinem  Ursprung  überwunden. 

Auf  die  hinterlassene  Wittwe  und  die  Kinder  der  vei^ 
storbenen  Statsdiener  die  Sorge  auszudehnen,  dazu  ist  der  Stat 
rechtlich  nicht  verpflichtet,  denn  das  Amt  ist  höchstens  auf 
Lebenszeit  vergeben,  und  die  Besoldung  daher  auch  nicht  erb- 
lich. Aber  in  manchen  Staten  besteht  die  heilsame  Einrich- 
tung, dasz  auch  dafür  eine  öffentliche  Pensionscasse  gegrün- 
det ist,  welche  vorzüglich  aus  Abzügen  von  dem  Gehalte  der 
Beamten  genährt  wird,  und  für  den  Hinterlassene  nach  be- 
stimmten Verhältnissen  Pensionen  bezahlt. 

6.  Die  Pflichten  des  Beamten  folgen  grösztentheils 
schon  aus  seinen  Bechten;  überdem  der  Gehorsam,  den  er 
seinen  Vorgesetzten  schuldet,  die  Treue,  die  er  dem  Ober- 
baupte  des  States  und  dem  Lande  und  Volke  widmet,  und 
das  Gehjeimnisz,  das  er  zu  beachten  hat,  aus  seiner  Stel- 
lung in  dem  Statsorganismus.  Der  Dienst-  und  Amtseid, 
der  gewöhnlich  von  ihm  gefordert  wird,  begründet  nicht  erst 
diese  Verpflichtung,  sondern  legt  dieselbe  ihm  näher  und  be- 
kräftigt sie.  Er  ist  auch  keine  Bedingung  der  Amtspflicht, 
noch  eine  Veränderung  ihres  ümfanges. 

Die  Art  des  Gehorsams  wird  durch  die  besondere  Natur 
des  einzelnen  Amtes  näher  bestimmt.  Sie  ist  eine  andere  bei 
Begierungs-,  eine  andere  bei  Justizbeamten,  weil  die  Unter- 
ordnung jener  innerhalb  des  Begierungsbereiches  strenger  auch 
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auf  Abhängigkeit  in  materieller  Hinsicht  gerichtet  ist,  bei  der 
Justiz  dagegen  materielle  Selbständigkeit  des  Richters  ein  Er- 
fordemisz  einer  gerechten  Bechtspflege  ist.  Aber  auch  in  der 
Amtssph&re  der  Regierung  ist  jener  Gehorsam  kein  absoluter, 
sklavischer,  sondern  durch  die  bestehende  Rechtsordnung  und 
die  Grundprincipien  der  Sittlichkeit  näher  begränzter  und  be- 
stimmter. Im  Einzelnen  freilich  gehört  die  Frage,  ob  und  in- 
wieweit der  Beamte  zum  Gehorsam  verpflichtet  sei,  zu  den 
schwierigen. 

a)  In  formeller  Beziehung  versteht  sich,  dasz  der  Be- 
amte nur  die  innerhalb  der  Competenz  der  Oberbehörde  und 
in  gehöriger  Form  erlassenen  Befehle  und  Aufträge  derselben 
seinem  Amte  gemäsz  zu  vollziehen  hat,  dagegen  Zumuthun- 
gen,  welche  auszerhalb  der  geordneten  Amtssphäre  liegen, 
und  vielleicht  aus  bloszen  Privatgelüsten  eines  Vorgesetzten 
entspringen,  oder  in  ungehöriger  Form,  z.  B.  ohne  Unter- 
schrift, wo  diese  erforderlich  ist,  erlassen  sind,  ablehnen  kann, 
denn  er  ist  kein  Privatdiener,  sondern  ein  Statsdiener,  und  die 
Prüfung  der  formellen  Beschaffenheit  des  Auftrags  ist  schon 
darum  unerläszlich ,  weil  daran  allein  seine  Wirklichkeit  und 
R^chtmäszigkeit  zu  erkennen  ist. 

Wo  jedoch  die  Competenzfrage  streitig  und  zweifelhaft 
ist,  da  kann  es  unmöglich  in  dem  Ermessen  des  untern  Be- 
amten stehen,  diese  Frage  zu  verneinen,  wenn  die  vorgesetzte 
Behörde  dieselbe  bejaht,  und  dadurch  die  öffentlichen  Func- 
tionen ins  Stocken  zu  bringen.  In  solchen  Fällen  ist  dem 
subalternen  Beamten  nur  das  Recht  offen,  und  wo  nach  der 
üeberzeugung  desselben  für  die  Rechtsordnung  oder  die  Wohl- 
fahrt des  States  Schaden  aus  rücksichtsloser  Befolgung  ent- 
stehen könnte,  die  Pflicht  auferlegt,  seine  Bedenken  der  Ober- 
behörde vorzutragen,  und  die  weiteren  Entschlieszungen  der- 
selben nach  erneuerter  Prüfung  abzuwarten. 

b)  In  keinem  Falle  ist  der  Gehorsam  des  Beamten  so 
ausgedehnt,   dasz  er  durch  höheren  Befehl  angehalten  werden 
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kann,  die  obersten  Principien  der  Beligion  und  der  Sittlichkeit 
zu  verletzen,  oder  an  einem  Verbrechen  Theü  zu  nehmen. 
Jene  zu  verletzen,  oder  dieses  zu  begehen,  kann  niemals  Auf- 
gabe des  States  und  der  amtlichen  Functionen  sein.  Von  dem 
Statsdiener  darf  nicht  verlangt  werden,  was  der  Mensch 
zu  verweigern. durch  das  Menschenrecht,  der  Beligions ge- 
nösse durch  das  Gebot  der  Beligion,  oder  der  Bürger  durch 
das  Strafgesetz  des  States  selbst  verpflichtet  ist. 

c)  Der  blosze  gesetzwidrige  oder  ungerechte  In- 
halt einer  Verfügung  aber  berechtigt  den  subalternen  Beam- 
ten  keineswegs  zum  Ungehorsam,  sondern  wieder  nur  dazu, 
die  ihm  nöthig  scheinenden  Vorstellungen  der  Oberbehörde 
vorzutragen.  Der  Beamte  darf  voraussetzen,  dasz  diese  nicht 
habe  dem  Gesetz  oder  der  Gerechtigkeit  zuwider  handeln  wol- 
len. Es  ist  möglich,  dasz  sie  die  Sache  selbst  nicht  nach  allen 
Seiten  geprüft,  die  schädlichen  Folgen  einer  Gesetzesverletzung 
übersehen,  möglich  dasz  die  bescheidene  oder  freimüthige  Auf- 
klärung darüber  eine  Aenderung  des  Auftrages  zur  Folge  habe. 
Der  Beamte  darf  nicht  versäumen,  auch  seine  Oberbehörde 
wie  den  Stat  selbst  vor  einem  Miszgriffe  zu  bewahren,  den 
jene  später  bereuen  würden,  wenn  er  das  durch  seine  Bericht- 
erstattung zu  erreichen  vermag.  Hilft  aber  diese  nicht,  und 
beharrt  die  vorgesetzte  Behörde  auf  ihrer  Instruction,  dann  ist 
Gehorsam  Pflicht  des  Unterbeamten.  Dann  aber  hat  die  Ver- 
antwortlichkeit dafür  nicht  dieser ,  sondern  jene  allein  zu  tra- 
gen. Die  entgegengesetzte  Annahme  würde  die  Einheit  der 
Statsregierung  auflösen  und  ihre  Macht  lähmen,  und  so  für 
die  Statsordnung  weit  verderblichere  Folgen  haben ,  als  eine 
"Einzelne  Gesetzwidrigkeit,  für  welche  die  befehlende  Behörde 
verantwortlich  ist.* 

'  Dieser  Grundsatz  ist  auch  in  einzelnen  Verfassungen  ausdrficklioh 
ausgesprochen;  z.  B.  für  Hannoyer  1833,  §.  161:  „In  gehöriger  Form 
erlassene  Befehle  YorgeBetzter  Behörden  befreien  sie  (die  Beamten)  yon 
der  Verantwortung  und   übertragen  dieselbe  an  den  Befehlenden,*^  und 
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Die  Verfassungswidrigkeit  der  Auftri^e  ist  zu- 
nächst, wo  nicht  besondere  Vorschriften  Ausnahmen  anordnen, 
ganz  ebenso  zu  behandeln;  und  auch  hier  darf  nicht  zugege- 
ben werden,  dasz  die  ünterbehörde ,  durch  ihren  Widerstand 
gegen  die  Anordnung  ihrer  Obern  die  verfEtöSungsmftszige  Un- 
terordnung im  State  selbst  zur  Anarchie  umkehre  und  ?er- 
derbe,  weil  sie  ?ermeint,  die  Verfügung  jener  stehe  in  einem 
Widerspruch  mit  eiiier  einzelnen  Verfassungsbestimmung. 

7.  Der  Geist  der  Treue  reicht  weiter  als  die  Pflicht 
des  Gehorsams.  Diese  wird  erfüllt,  wenn  der  Beamte  die  er- 
haltenen Aufträge  in  Form  und  Inhalt  vollzieht.  Jene  aber 
bindet  und  hält  ihn  in  seinem  übrigen,  freien  Wirken.  Wenn 
gleich  die  Treue  nicht  mehr  wie  Tormals  in  der  mittelalter- 
lichen LehensTerfassung  als  das  Torherrschende  Lebensprincip 
der  Statsordnung  betrachtet  werden  kann,  vielmehr  in  dem 
modernen  State  theils  durch  die  Gesetzgebung  die  Befugnisse 
der  Aemter  schärfer  bestimmt  sind,  theils  die  politische  Thär 
tigkeit  des  Beamten  weniger  von  der  persönlichen  Verbindung 
mit  dem  Oberhaupte  des  States  als  vielmehr  von  den  Bedürf- 
nissen des  States  ihren  Anstosz  und  ihre  Richtung  empfingt, 
so  ist  doch  die  Treue  auch  in  dem  modernen  Statsleben  kein 
veralteter  und  kein  entbehrlicher  Begriff.  Es  beruht  noch 
auf  ihr  der  moralische  Zusammenhang  und  die  Harmonie  des 
Beamtenorganismus  groszentheils. 

von  Meiningen  §.  104  und  Ton  Altenburg  §.  37  geradezu:  „Die 
Yerantwortlichkeit  für  jede  gesetzwidrige  Yerfügung  haftet  zunächst  auf 
demjenigen,  yon  welchem  sie  ausgegangen  ist;  Befehle  einer  hOhern Be- 
hörde decken  solche  nur,  wenn  sie  in  gehöriger  Form  Ton  dem  compe- 
tenten  Obern  ausgegangen  sind,  wodurch  dann  dieser  yerantwortlich 
wird.*^  GOnner  a.  a.  O.  §.  79  soheint  die  „glöria  obsequii*^  nicht  an- 
ders zu  yerstehen,  obwohl  er  aUerdings  in  der  Begründung  nicht  glück- 
lioh  den  Beamten  zur  „Maschine*^  macht;  denn  die  Yerpfiichtnng  zur 
Remonstration  gegen  ungerechte  Aufträge  erkennt  er  an,  und  beschränkt 
auch  die  Pflicht  des  Gehorsams  in  formeller  und  materieUer  Beziehung* 
8.  208.  Der  Ausdruck  Gönners  hat  ührigens  einen  mönchischen  Beige- 
schmack« 
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Der  Beamte,  welcher  in  einzelnen  und  sogar  in  wichtigen 
Beziehungen  eine  andere  politische  üeberzeugung  hat  als  seine 
Obern  und  diese  unter  Umständen  ausspricht,  verletzt  zwar 
die  Treue  nicht  schon  aus  diesem  Grunde.  Aber  wenn  er  sich 
mit  den  dauernden  Grundprincipien,  worauf  die  Stats- 
regierung  beruht,  im  Widerspruch  befindet  und  als  Feind  jener 
handelt,  wenn  er  z.B.  in  der  Monarchie  sich  als Bepublikaner 
erkl&rt  und  für  die  Einführung  der  Bepublik  arbeitet,  oder 
umgekehrt  in  der  Bepublik  als  Beamter  für  die  Monarchie 
wirkt,  dann  verletzt  und  bricht  er  das  Band  der  Treue,  das 
ihn  als  ein  Glied  eines  einheitlichen  Statsorganismus  mit  die- 
sem verbindet.  Ebenso  wenn  der  Begierungsbeamte  an  syste- 
matischer, d.  h.  consequent  auf  Sturz  oder  Lähmung  der 
Begierung  gerichteter  Opposition  Theil  nimmt,  so  ist  das 
ein  Treubruch,  den  keine  Begierung  dulden  kann,  wenn  sie 
nicht  an  innerm  Zwiespalt  zu  Grunde  gehen  will.^  Die  syste- 
matische Feindschaft  von  Begierungsbeamten  gegen  die  Leiter 
der  Begierung  (das  Ministerium)  ist,  auch  wenn  im  Einzelnen 
kein  Ungehorsam  vorliegt,  Auflösung  des  Treuverhältnisses  und 
führt  zur  Anarchie.  Nicht  die  abweichende  und  selbst  nicht  die 
feindliche  Gesinnung  ist  ein  Treubruch,  denn  diese  kann  das 
Lidividuum  in  sich  verschlieszen  und  dennoch  in  amtlicher  Stel- 

'  Washington  (in  der  Yorrede  Guizots  zu  seinem  Leben,  I.  c. 
XXIIL):  „So  lange  ich  die  Ehre. haben  werde,  die  öffentlichen  Ange- 
legenheiten za  leiten,  werde  ich  nie  mit  Wissen  an  irgend  eine  wich- 
tige Stelle  einen  Mann  setzen,  dessen  politische  Maximen  mit  den  all- 
gemeinen Ansichten  der  Begierang  in  Widersprach  sind.  Das  wftre 
meines  Eraohtens  politiBcher  Selbstmord.*^  Wie  lebhaft  auch  deutsche 
Statsmftnner  das  Uebel  empfunden  haben,  welches  dem  State  untreue 
Beamte  bereiten,  zeigt  folgende  leidenschaftliche  Aeuszerung  des  Mini- 
sters Stein  (Leben  desselben  yon  Pertz  II,  S.  501):  „Der  Frechheit 
und  Verwilderung  in  der  Stimmung  besonders  des  grösiten  Theils  der 
öffentUchen  Beamten  wird  nicht  anders  entgegengewirkt  werden  können, 
als  durch  sehr  strenge  Maszregeln,  plötzliche  Entsetzungen,  Yerhaftun- 
gen,  Verbannungen  nach  kleinen  Orten  der  Menschen  so  sich  bemühen 
schädliche  Meinungen  zu  yerbreiten  oder  die  Beschlüsse  der  Regierung 
zu  untergraben.*^ 
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Inng  seine  Pflicht  in  weitestem  Umfang  in  guten  Treuen  er- 
füllen, aber  die  amtliche  Bethätigung  solcher  Gesinnung  ist 
es,  denn  dabei  kann  weder  die  nöthige  Harmonie  der  Statsge- 
walt  noch  ihre  Sicherheit  bestehen.  Ist  aber  der  Gegensatz 
zwischen  der  üeberzeugung  des  Regierungsbeamten  und  dem 
Statsprincip  oder  der  politischen  Richtung  der  Regierung  so 
schroff  und  un?ersöhnlich  geworden,  dasz  jener  sich  durch  sein 
Gewissen  gedrungen  fühlt,  seine  Feindschaft  durch  Wort  und 
That  zu  äuszem,  und  nicht  mehr  in  Treuen  diesem  State  zu 
dienen  und  seinen  Obern  sich  unterzuordnen  vermag,  dann 
kann  er  diesem  innem  Conflict  der  Üeberzeugung  und  der 
Amtstreue  als  ein  ehrlicher  Mann  schwerlich  anders  entgehen, 
als  indem  er  auf  ein  Amt  resignirt,  in  welchem  er  die  Treue 
nicht  halten  kann.  Selbständiger  in  dieser  Hinsicht  sind  die 
Justizbeamten  gestellt,  weil  ihre  Amtsführung  nicht  politisch 
und  nicht  abhängig  ist  von  dem  Willen  der  Regierung. 

Eine  fernere  Wirkung  der  Treuverbindung  der  Beamten 
überhaupt  ist  es,  dasz  dieselben  ohne  die  Zustimmung  des 
Statsoberhauptes  nicht  zugleich  einem  fremden  State  die- 
nen, noch  Orden,  Pensionen  und  ähnliche  Auszeichnungen, 
welche  auf  eine  engere  Beziehung  zu  einem  auswärtigen  Für- 
sten oder  Lande  schUeszen  lassen,  annehmen  darf. 

8.  DasDienstgeheimnisz,  die  Amtsverschwiegen- 
heit, zu  welchen  die  Beamten  regelmäszig  verpflichtet  sind, 
ist  nicht  absolut  zu  verstehen,  sondern  nur  insoweit  zu  beach- 
ten,  als  durch  Mittheilung  von  Thatsachen,  zu  deren  Kennt- 
nisz  der  Beamte  in  seiner  amtlichen  Stellung  gelangt  ist,  dem 
State  oder  den  Individuen  Schaden  zugefügt  würde,  oder  als 
nicht  eine  höhere  Yei*pflichtung  dieselbe  nöthig  macht.  Eine 
pedantische  Ausdehnung  des  Geheinmisses  über  diesen  Bereich 
oder  gar  eine  böswillige  Ausbeutung  derselben,  um  verfas- 
sungs-  und  gesetzwidrige  Handlungen  zu  verbergen  und  eine 
frivole  Ausplauderei  sind  die  entgegengesetzten  Klippen ,  die 
zu  vermeiden  sind. 
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9.  Das  Interesse  an  der  Bewahrung  der  öffentliclien  Ord- 
nung begründet  das  Becht  des  States  gegen  Beamte,  welche 
ihre  Pflicht  vernachlässigt  oder  verletzt  haben,  einzu- 
schreiten, und  die  nöthigen  Zwangsmittel  oder  Strafen 
zu  verhängen.  In  dieser  Beziehung  wird  zwischen  den  eigenir 
liehen  Amtsverbrechen,  welche  den. strafgerichtlichen 
Verfolgung  und  Bestrafung  unterliegen,  und  andern  Amts- 
pflichtverletzungen, welche  dem  Disciplinarverfah- 
ren  anheim  fallen;  unterschieden.  Für  jene  ist  der  Stand- 
punkt der  öffentlichen  Gerechtigkeit  entscheidend,  für  diese 
die  Bücksicht  auf  die  Statswohlfahrt  überwiegend.  Der  all- 
gemeine Gegensatz  von  Gericht  und  Polizeigewalt  kommt  hier 
zur  besondern  Anwendung.  Die  erstem  werden  nach  den  Nor- 
men der  gemeinen  Strafgesetze  und  in  den  Formen  des  ge- 
wohnten Strafyrocesses  beurtheilt.  Nur  in  zwei  Beziehungen 
hat  die  Bücksicht  auf  die  Interessen  des  States  verschiedene 
Modificationen  hervorgerufen;  einmal  insofern  die  strafgericht- 
liche Verfolgung  eines  Amtsverbrechens  nach  französischem  Vor- 
bild an  die  Vorbedingung  einer  Anordnung  oder  Zulassung  einer 
höheren  Begierungsstelle  oder  einer  eigens  dafür  ermächtigten 
Statsbehörde  geknüpft  ist,  also  nicht  durch  die  gewöhnlichen 
Gerichtsstellen  von  Amtswegen  eingeleitet  werden  dsüf ,  und 
zweitens  indem  für  die  Beurtheilung  der  Beamten  zuweilen 
besondere  Gerichtshöfe  angewiesen  sind.^  Das  englische  Ver- 
fahren verwirft  beide  Modificationen,  schützt  aber  die  (aristo- 
kratischen) Beamten  durch  andere  Mittel  gegen  frivole  An- 
klagen. ^ 

*  Bayerisches  Edict  über  die  YerhUhiisse  der  Siatsdiener  §.  16. 
Die  preuszischen  Yerordnungen  Tom  10.  und  11.  Julius  1849  unter- 
scheiden zwischen  Amtsyerbrechen  und  bloszon  Dienstyergehen,  und  ent- 
halten ausführliche  Yorsohriften  über  das  DiscipIinarTerfahren  in  den 
FftUen  der  letzten  Gattung.  Die  erBtere  bezieht  sich  auf  die  Dienstyer- 
gehen der  Richter,  die  zweite  regelt  das  Yerfahren  gegen  die  nichtrich- 
terlichen Beamten.  Ygl.  Dollmann  Artikel  Amtsyerbrechen  und  Amts- 
yergehen  in  Bluntschli's  Deutschem  Stats Wörterbuch. 

*  Fischöl  Yerfassung  Englands  8.  351.     Cox  Statseinrichtungen 
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Das  Difldplinarverfahren  ist  ausgedehnter  und  hält  auch 
in  den  Fällen  die  Ordnung  des  Amtes  aufrecht,  wo  der  Straf- 
richter keinen  hinreichenden  Qrond  finden  kann,  in  dem  Be- 
amten den  Verbrecher  zu  erkennen.  Ein  reisprechendes  ür- 
theil  desselben  befreit  somit  den  Beamten  keineswegs  von  der 
Gefahr  einer  disciplinarischen  Ahndung  seines  den  öffentlichen 
Bedürfnissen  und  Pflichten  des  Amtes  widersprechenden  Be- 
nehmens. Das  Disciplinarverfahren  erstreckt  sich  auf  alle, 
auch  auf  die  geringsten  Dienstvergehen,  und  jede  Vernachläs- 
sigung der  Amtspflicht.     Ja  sogar  das  Privatbenehmen  des 

Beamten  auszerhalb   des  Amtes  ist  demselben  insofern  unter- 

•  

werfen,  als  dasselbe  auf  die  Ehre  und  das  Vertrauen,  deren 
der  Beamte  um  des  Amtes  willen  bedarf,  einen  nachtheiligen 
Einflusz  äuszert.* 

Die  Strafmittel  des  Disciplinarwegs  sind  entweder  blosze 
einfache  Ordnungsstrafen,  wie  die  Warnung,  der  Ver- 
weis, eine  beschränkte  Geldbusze  oder  Strafen,  welche 
die  Einstellung(Suspension)  im  Amte,  die  Versetzung 
des  Beamten  auf  eine  andere  Stelle,  unfreiwillige  Ver- 
setzung in  den  Buhestand  oder  die  Entlassung  zur 
Folge  haben.  Zu  den  ersteren  sind  schon  die  vorgesetzten 
Behörden  gewöhnlich  ermächtigt,  ohne  ein  eigentliches  pro- 
cessualisches  Verfahren,  die  letztem  dagegen  treffen  auch  die 
Rechte  des  Beamten  so  schwer,  dasz  zum  Schutze  desselben 
vor  willkürlicher  und  ungerechter  Verfolgung  processualische 
Rechtsmittel  unerläszlich  sind.  In  manchen  Staten  kann  die 
Strafe  der  Entlassung  sogar  nur   von  den  gewöhnlichen   Qe- 

Englands,  flbersetzt  Ton  Eflhne  S.  305.  Wie  schwer  ei  anoh  in  Eng- 
land ist,  gegen  den  fttrchtbaren  Amtsmiszbrauch  der  Machthaber  eine 
Klage  mit  Erfolg  anzustellen,  das  hat  neuerlich  die  Geschichte  der 
ünterdrllcknng  des  Negeraufatandes  in  Jamaioa  gezeigt 

*  Preuszisohe  Verordnung  yon  1849  §.1:  ^Zu  diesen  Pfilchten 
(des  Beamten)  gehört,  dasz  der  Beamte  sich  durch  sein  Yerhalten  in 
und  auszer  dem  Amte  der  Achtung,  des  Ansehens  und  des  Yertrauens 
wflrdig  beweise,  die  sein  Beruf  erfordert/ 
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richten  und  nur  die  der  Suspension  oder  Versetzung  und  Pen- 
sionirung  auch  von  höhern  Aufsichtsbehörden  verhängt  werden. 
Allein  die  ausschliessliche  Gompetenz  der  Oerichte,  welche 
zwar  wohl  berufen  und  fähig  sind,  die  verbrecherische  That 
eines  Beamten  wie  eines  Bürgers  zu  erkennen  und  zu  beur- 
theilen,  aber  immer  in  dem  Angeklagten  voraus  den  Menschen, 
nur  nebenher  auch  den  Beamten  sehen,  und  welche  auszer 
Stande  sind,  auch  die  statsrechüichen  Bedfirfnisse  des  Amtes 
in  ihrer  vollen  Macht  und  die  verderblichen  Wirkungen,  welche 
ein  ungehöriges  Benehmen  eines  Beamten  ffir  die  Einheit  und 
Harmonie  der  Statsgewalt  hat,  in  ihrem  vollen  Umfang  zu 
überblicken  und  zu  ermessen,  ist  keineswegs  zu  billigen.  Wo 
dieselbe  angeordnet  ist,  da  hat  das  Interesse  des  jeweiligen 
Beamten  über  das  des  bleibenden  Amtes  und  des  States,  und 
in  Wahrheit  das  Privatrecht  über  das  Statsrecht  den 
Sieg  erfochten.  Nur  einem  Gerichtshofe,  welcher  schon  in 
seiner  Zusammensetzung  Garantie  dafür  darbietet,  dasz  er  auch 
die  statsrechtlichen  Momente,  die  hier  in  Betracht  kommen, 
zu  würdigen  wisse,  kann  ohne  Schaden  für  den  Stat  eine  aus* 
schliessliche  Gompetenz  für  solche  Fälle  eingeräumt  werden. 
Gibt  es  einen  solchen  nicht,  so  jnusz  den  hohem  Aufsichts- 
behörden das  Becht  verbleiben,  unwürdige  oder  untaugliche 
Beamte  nöthigen&lls  aus  dem  Amte  zu  entfernen.^ 

*  Preuszisohe  Verordnung  Yom  11.  Julius  1849  §.  20:  «Die 
Dienstentlassung  musz  insbesondere  dann  erfolgen,  wenn  der  Beamte  die 
Pflicht  der  Treue  Terletzt,  oder  den  Muth,  den  sein  Beruf  erfordert, 
nicht  bethfttigt,  oder  sich  einer  feindseligen  Parteinahme  ge- 
gen die  Statsregierung  schuldig  gemacht  hat.** 
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Viertes  Gapitel. 

Ende  des  Statsdienstes. 

1.  Da  der  Beamte  um  des  Amtes  willen  emamit  wird, 
nicht  dieses  um  der  Person  des  Beamten  willen  besteht,  so 
zieht  die  Aufhebung  des  Amtes  von  Rechtes  wegen  auch 
das  Ende  des  Beamtenyerhältnisses  ffir  das  Individuum  nach 
sich,  lieber  die  Fortdauer  und  Art  des  Amtes  wird  nur  nach 
Gründen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  entschieden.  Die  privat- 
rechtlichen  Ansprüche  des  angestellten  Beamten  aber  auf  den 
Standesgehalt  werden  durch  die  statsrechtliche  Aufhebung  des 
Amtes  nicht  beseitigt.  Vielmehr  hat  derselbe  auch  nachher 
auf  so  lange  einen  Anspruch  darauf,  als  er,  hätte  das  Amt 
fortgedauert,  in  demselben  auch  ein  Becht  auf  die  Besoldung 
gehabt  hfttte. 

2.  Wie  die  Freiheit  der  Annahme  oder  Ablehnung  eines 
Amtes  als  Regel  gilt,  so  ist  auch  die  Freiheit  der  Resig- 
nation als  Regel  des  neueren  Statsrechtes  nun  anerkannt,  ob- 
wohl allerdings  aus  jener  nicht  ohne  weiters  auf  diese  ge- 
schlossen werden  kann,  denn  aus  der  Freiheit  eine  Verpflichtung 
auf  sich  zu  laden,  folgt  nicht  die  Freiheit,  eine  übernommene 
Verpflichtung  wieder  abzuschütteln.  Aber  wo  die  geistige 
Kraft  und  die  gemüthliche  Stimmung  des  Individuums,  die 
durch  Zwangsanatalten  nicht  nach  Belieben  erzeugt  werden 
können,  so  sehr  in  Betracht  kommen  wie  bei  den  öffentlichen 
Aemtem,  da  frommt  auch  eine  blosze  erzwungene  Fortsetzung 
des  Dienstes  dem  State  nicht.  ^    Wo  dagegen  schon   die   An- 

^  Preuszisches  Landrecht  II.  10.  §.  95:  ,»Die  Entlassung  (auf 
Ansuchen  des  Beamten)  soU  nur  alsdann,  wenn  ein  erheblicher  Nach- 
theil  für  das  gemeine  Beste  zu  besorgen  ist,  versagt  werden.^  Bayeri- 
sches Edict  Ton  1818,  §•  22:  „Der  Statsdiener  kann  zu  jeder  Zeit, 
ohne  alle  Mötirlrung,  seine  Entlassung  aus  dem  Statsdienste  nehmen. 
Er  verliert  in  diesem  FaUe  den  Standes-  und  Dienstesgehalt  mit  dem  Titel 
und  Fnnetionszeichen,*^ 

Bluntaehll,  allfttmelnM  8t«tor«cht    U.  \Q 
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nähme  eines  Amtes  Bürgerpflicht  ist,  da  ist  es  auch  die  Fort- 
setzung des  Dienstes  wenigstens  während  einer  bestimmten 
Zeitperiode.  * 

Die  Kesignation  bewirkt  indessen  nicht  ohne  weiters  die 
Auflösung  der  Amtspflicht  Der  Beamte  darf  das  Amt  nicht 
nach  Willkür  verlassen  j  das  wäre  Desertion.  Sie  ist  nur  ein 
zureichender  Grund,  um  die  Statsgewalt,  welche  das  Amt 
verliehen  hat,  zu  bewegen,  dasselbe  dem  Beamten  wieder  ab- 
zunehmen.. Erst  die  Entlassung  also  von  Seite  des  Sta- 
tes befreit  denselben  von  der  Amtspflicht;  und  immerhin 
VBrbleibt  der  Oberbehörde  das  Becht,  nach  dem  öffentlichen 
Bedürfnisse  den  Moment  der  Entlassung  näher  zu  bestinuuen. 

Die  Entlassung  in  Folge  einfacher  Kesignation  des  Be- 
amten hebt  die  aus  dem  Amte  hervorgehenden  Rechte,  sowohl 
die  politischen  als  die  privatrechtlichen,  auf. 

3.  Anders,  wenn  der  Statsdiener  berechtigt  ist,  die  Quies- 
cirung,  Inruhestandsetzung,  zu  verlangen.  Tn  diesem 
Falle  gehen  wohl  die  eigentlichen  politischen  Amtsbefugnisse 
für  ihn  verloren,  nicht  aber  wieder  die  persönlichen  Ehren- 
vorzüge, als  Titel  und  Bang,  noch  die  Ansprüche  auf  Besol- 
dung. Gewöhnlich  wird  da«  Masz  der  Pension,  auf  welche 
derselbe  einen  Anspruch  hat,  je  nach  den  Dienst-  und  den 
Lebensjahren  stufenweise  bestimmt.  Jenes  Becht  wird  begründet 
theils  durch  hohes  Alter  (in  Deutschland  oft  70 ,  in  Belgien 
65  Jahre),  verbunden  mit  langem  Dienstalter  (30—40  Jahre), 
theils  durch  früher  eintretende  Dienstun&higkeit,  z.  B.  wegen 
Krankheit  Dasselbe  versteht  sich  indessen  nur  dann  von 
selbst,  wenn  durch  den  Statsdienst  selbst  das  Gebrechen  her- 
beigeführt worden,  welches  den  Beamten  unfähig  macht,  denn 
unter  dieser  Voraussetzung  ist  der  Stat  aus  allgemeinen  Bechts- 

'  Z.  B.  nach  englischem  Recht  wird  der  Sheriff  (scire-gerefa) ,  der 
das  Amt  ein  Jahr  lang  yerwaltet  hat,  für  die  drei  nftchsten  Jahre  von 
der  Verpflichtung  frei,  dasselbe  zu  Übernehmen.  Blaokstone,  Gomm. 
I.  9,  1. 
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gründen  verpflichtet,  den  Schaden  zu  vergüten,  welchen  sein 
Beauftragter  in  Folge  der  Ausübung  seiner  aufgetragenen 
Pflicht  erlitten  hat.*» 

4.  Die  Erage,  ob  und  in  welchen  Fällen  ein  Beamter 
gegen  seinen  Willen  aus  dem  Amte  entlassen  werden 
könne,  ist  in  verschiedenen  Staten  in  neuerer  Zeit  verschieden 
beantwortet  worden.  In  Deutschland  wurde  schon  zur  Zeit 
des  deutschen  fieiches  unter  dem  Einflüsse  der  gelehrten  Ju- 
risten die  privatrechtliche  Seite  in  dem  Amte  zu  Gun- 
sten der  persönlichen  Sicherstellung  der  Beamten  mit  groszem 
Nachdrucke  hervorgehoben.  Das  Amt  galt  als  ein  in  der  Be- 
gel  auf  Lebenszeit  verliehenes  Becht,  welches  von  der  Stats- 
gewalt  nicht  aus  Gutfinden  dem  Beamten  entzogen  werden 
dürfe.  Nur  durch  gerichtliches  Urtheil  sollte  derselbe  wegen 
Verletzung  seiner  Dienstpflicht  entsetzt  werden  dürfen.^  Es 
fehlte  zwar  nicht  ganz  an  Stimmen,  welche  darauf  hinwiesen, 
dasz  auch  eine  ehrenvolle  Entlassung  zuweilen  aus  Statsgrün- 
den  zu  rechtfertigen  sei,  aber  gegen  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts wenigstens  breitete  sich  die  erstere  Meinung  immer 
mehr  aus,  und  es  wurde  dieser  Grundsatz  auch  in  manchen 
neuern  Verfassungen  wie  ein  Fortschritt  der  Freiheit  und  eine 
wichtige  Garantie  gegen  Regierungswillkür  proclamirt,  theils 
in  Deutschland,  theils  in  neuerer  Zeit  auch  in  der  Schweiz, 
obwohl  da  die  meisten  Aemter  nur  periodisch  vergeben  werden. 

In  England  dagegen  hielt  schon  das  politische  Partei- 
leben das  Bewusztsein  wach,  dasz  das  Amt  vornehmlich  um 
des  States  und  nicht  um    des   Individuums   willen   gegeben 

3  Bei  Zachariä  D.  St.  §.  142  sind  einige  Bestimmungen  in  deut- 
schen Ländern  zusammengeä teilt.  lieber  Belgien  vergl.  Gesetz  vom 
31.  Jul.  1844. 

*  FUr  den  Reichsbofrath  wurde  es  in  der  Wabloapitulation 
TOD  1792  ausdrficklicb  ausgesprochen  §.  10:  ,Auoh  soU  kein  Reichsbof- 
rath seiner  Stelle  anders  als  nach  Torh ergegangener  rechtlicher  Cog- 
nition und  darauf  erfolgtem  Spruche  Rechtens  entsetzt  werden. '^  Vergl. 
auch  den  Reichsdeputations-Hauptschlusz  Ton  1803|  §.  91. 

10* 
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sei,  und  es  wurde  umgekehrt  alles  Gewicht  auf  die  politi- 
sche Bedeutung  des  Amtes  gelegt,  daher  der  Grundsatz  fest- 
gehalten,  dasz  das  Statsoberhaupt  wie  das  Amt  zu  geben,  so 
auch  zu  nehmen  berechtigt  und  in  der  Freiheit  dieser  Befug- 
nisz  nicht  zu  beschränken  sei.  Nur  zu  Gunsten  der  Unab- 
hängigkeit der  Richter  wurde  eine  Ausnahme  von  diesem 
Princip  eingeführt.  Unter  Wilhelm  III.  wurde  zuerst  be- 
stimmt, dasz  die  Richter  des  gemeinen  Rechts  nicht  wie  frü- 
her «durante  bene  placito*  sondern  «quamdiu  bene  gesserint,* 
d.  h.  auf  Wohlverhalten  ernannt  seien,  aber  auch  ihre  Ent- 
fernung wegen  Nichtwohlverhalten  dem  immerhin  staüichen 
Ermessen  des  Königs  und  des  Parlaments  vorbehalten.  ^  Auch 
das  nordamerikanische  Statsrecht  beruht  auf  diesen  Grund- 
sätzen.® Eben  so  waren  in  Frankreich  die  Regierungsbeam- 
ten von  alter  Zeit  her  willkürlich  entlaszbar,  und  nur  für  die 
Richter  die  Unabsetzbarkeit  schon  in  dem  sechzehnten  Jahr- 
hundert zur  Regel  erhoben. 

Thatsächlich  genieszen  indessen  auch  in  Frankreich  die 
Beamten  eine  ziemliche  Sicherheit  und  nur  die  Revolution 
oder  besonders  heftige  politische  Kämpfe  verlangen  zuweilen 
eine  Anzahl  Opfer.  ^ 

In  dem  deutschen  System  ist  zwar  eine  Uebertreibung 
der  privatrechtlichen  Rücksichten  unverkennbar,  aber  wenn  das- 
selbe davon  entkleidet  und  der  statsrechtliche  Gesichtspunkt 
nach  Gebühr  beachtet  wird,  so  hat  es  vor  dem  willkürlicheren 
System  an.derer  constitutioneller  Staten  nicht  blosz  den  Vorzug, 
dasz  es  die  Frivatexistenz  des  Statsdieners  sichert,  sondern 
ebenso  den,  dasz  es  auch  die  Ruhe  des  Statsorganismus  vor 
Parteiumtrieben  und  launischer  Gunst   oder  Ungunst  schützt. 


•  Statut  13,  Will.  m.  oh.  3.  Unter  Georg  III.  wurde  «uoh  die 
fiühere  ErlSsohung  des  Richteramtes  duroh  den  Tod  des  Königs  aaf- 
gehoben. 

•  Vergl.  Story  DL  38,  §.  228. 

'  Virien  ttad.  Admin.  I.  260  f. 
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Allerdings  müsz  als  Grundprindp  anerkumt  werden,  dasz 
das  Amt  für  den  Stat  da  ist,  nnd  dasz  geradeso  wie  der  Stat 
die  Aemter  in  seinem  Interesse  bestellt  und  übergibt,  er  auch 
berechtigt  sein  mnsz,  aus  Gründen  der  Statswohlfahrt 
einem  Beamten  das  Amt  zu  entziehen  und  einer  andern 
Person  zu  übertragen.  Der  Natur  der  Sache  nach  steht  dieses 
Recht  zunächst  der  nämlichen  Person  zu,  welche  das  Amt 
zu  besetzen  hat,  somit  im  Zweifel  dem  Statsoberhaupt.  ^ 
Dasselbe  musz  auch  in  den  Staten  anerkannt  werden,  in  wel- 
chen die  Absetzung  nur  durch  die  Gerichte  ausgesprochen 
werden  kann,  soweit  nämlich  der  Entzug  des  Amtes  rein 
politische  und  nicht  auch  privatrechtliche  Folgen  hat.^ 

Diese  Regel  erleidet  indessen  Beschränkungen,  theils  im 
Interesse  einer  von  der  Regierung  unabhängigen  Rechtspflege, 
theils  im  Interesse  der  privatrechtlichen  Ansprüche  der  Be- 
amten auf  eine  gesicherte  Stellung.  In  der  erstem  Beziehung 
wird  in  den  Staten,  welche  auf  eine  freie  und  selbständige 
Rechtspflege  einen  Werth  legen,  in  neuerer  Zeit  meistens  der 
Grundsatz  anerkannt,  dasz  Richter  gegen  ihren  Willen  durch 
die  Regierung  weder  entlassen,  noch  anderswohin  versetzt, 
noch  anders  als  mit  Belassung  ihres  vollen  Gehalts  in  den 
Ruhestand  gelegt  werden  dürfen,  sondern  es  dafür  entweder 
wie  in  England  eines  Farlamentsbeschlusses ,  oder  wie  in 
Deutschland  eines  gerichtlichen  Urtheils  bedürfe.  ^^ 

*  Es  ist  ineonsequent,  wenn  in  Nordamerilcft  das  Recht  der  Ab- 
setEnng  ron  Beamten  dem  Präsidenten  aUein  anch  in  den  Fällen  über- 
lassen worden  ist,  wo  die  AnsteUang  auf  der  Mitwirkung  des  Senats  be- 
ruht.   Gesetz  ron  1789,  Story  III.  37,  §.  119.  Nun  seit  1868  geändert. 

*  Zaohariä  §.  144.  Indessen  giebt  es  Staten,  weiche  diesen  Ghrund- 
sats  verkennen  und  eo  weit  gehen,  das  Recht  des  Beamten  auf  seine 
Amtsbefugnisse  als  ein  während  einer  gewissen  Zeit  Überall  nicht 
aus  Öffentlichen  Gründen  entziehbares  aufzufassen. 

^^  Bayerische  Verf.  Till.  $.  3:  nl>i«  Richter  können  nur  durch 
einen  Rechtsspruch  ron  ihren  SteUen  mit  Verlust  des  damit  rerbunde- 
nen  Gehaltes  entlassen  oder  derselben  entsetzt  werden.^  Belgische 
§.  100:  «Der  Richter  werde  auf  Lebenszeit  ernannt.    Ein  Richter  kann 
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In  der  zweiten  Beziehung  sind  verschiedene  Fälle  zu  un- 
terscheiden. Das  Moti?  nämlich  zur  Entfernung  eines  Beam- 
ten kann: 

a)  in  einem  Verbrechen  desselben  liegen,  woraus  seine  mo- 
ralische  ünwürdigkeit   für  das  Amt   offenbar  wird; 

b)  in  der  erfahi-ungsmäszig  hergestellten  moralischen 
üntauglichkeit  desselben,  indem  es  ihm  an  dem 
nöthigen  Fleisze  oder  an  dem  Mutbe  gebricht,  dessen 
das  Amt  bedarf,  ohne  dasz  er  wirkliche  Verbrechen  be* 
gangen  hat; 

c)  in  der  geistigen  Unfähigkeit  desselben,  die  Auf- 
gabe des  Amtes  zu  verstehen  und  die  erforderlichen 
Functionen  auf  eine  für  den  Stat  nützliche  Weise  zu 
vollziehen,  z.  B.  weil  er  das  Gedächtnisz  verloren  hat, 
blödsinnig  geworden  ist  u.  dgl. ; 

d)  in  äuszern  auszer  der  Person  des  Beamten  liegenden 
Verhältnissen,  welche  seine  Wirksamkeit  im  Amte  läh- 
men oder  ihn  des  erforderlichen  Vertrauens  berauben; 
ein  Fall,  der  in  Zeiten  aufgeregter  Leidenschaften  oder 
bei  Verwicklungen  mit  auswärtigen  Mächten  —  ich  er- 
innere an  die  Entlassung  des  Ministers  Stein  aus  Bück- 

nur  duroh  einen  Urtheilsspruch  seines  Amtes  beraubt  oder  für  eine  Zeit 
lang  entsetzt  werden.  Die  Versetzung  eines  Richters  kann  nur  in  Folge 
einer  neuen  Ernennung  und  mit  seiner  Bewilligung  stattfinden.**  Spar 
nische  §.  66.  Portugiesische  §.  120—123.  Oesterreiohische 
von  1849  $.  101:  „Kein  vom  State  bestellter  Richter  darf  nach  seiner 
definitiven  Bestellung,  ausser  durch  richterlichen  Spruch,  von  seinem 
Amte  zeitweilig  entfernt  oder  entlassen,  noch  auch  ohne  sein  Ansuchen 
an  einen  andern  Dienstort  überwiesen  oder  in  den  Ruhestand  versetit 
werden.  Diese  letztere  Bestimmung  findet  jedoch  auf  Versetzungen  in 
den  Ruhestand,  welche  wegen  eingetretener  Dienstnntaugliohkeit  nach 
den  Vorschriften  des  Gesetzes  erfolgen,  sowie  auf  jene  Verftnderungen 
im  Richterpersonale,  welche  duroh  Aendenmg  in  der  Einrichtung  der 
(Berichte  nothwendig  werden,  keine  Anwendung.**  Preussisohe  §.  87. 
^  [Die  Richter]  können  nur  durch  Richterspruch  aus  Gründen,  welche  die 
Gesetze  vorgeschrieben  haben,  ihres  Amtes  entsetzt  oder  zeitweise  ent- 
hoben werden.  ** 
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sichten  auf  den  Kaiser  Napoleon  I.  —  selbst  bei  einem 
Beamten  eintreten  kann,  der  seine  Pflicht  vollständig 
erfüllt  hat,  vielleicht  gerade  deszhalb,  weil  er  es  gethan. 

In  allen  diesen  Fällen  musz  der  Stat  ein  Mittel  haben, 
durch  Entfernung  des  Beamten  sich  selber  vor  öffentlichem 
Schaden  zu  bewahren;  aber  nur  in  dem  ersten  unter  a)  sind 
die  Gerichte  geeignet,  nach  den  gewöhnlichen  Kegeln  des 
Strafrechts  das  Urtheil  auszufällen.  Dieser  Fall  wird  daher 
auch  mit  Becht  dem  gerichtlichen  Verfahren  allein  überlassen, 
und  an  die  gerichtliche  Entsetzung  der  Verlust  von  Titel, 
Rang,  Besoldung  und  Fensionsanspruch  als  nothwendige  Folge 
geknüpft. 

Der  zweite  Fall  unter  b)  eignet  sich  mehr  zu  dem  Dis- 
ciplinarver fahren,  welches  nicht  noth wendig  und  nicht 
im  öffentlichen  Interesse  den  gewohnten  Gerichten  zugetheilt 
wird,  obwohl  allerdings  dafür  gesorgt  sein  musz,  dasz  der 
Beamte  sich  frei  vertheidigen  dürfe.  Je  nach  der  gröszern 
oder  geringern  Verschuldung  ist  denn  hier  die  Entlassung 
ohne  nachtheilige  Folgen  für  die  bürgerliche  Ehre  und  die 
übrigen  politischen  Rechte  des  Entlassenen ,  aber  mit  dem 
Verlust  aller  aus  dem  Stat  hervorgehenden  persönlichen  An- 
sprache auf  Besoldung  —  oder  die  Quiescirung  mit  einem 
den  Verhältnissen '  gemäszen  Ruhegehalte  auszusprechen.  E^ 
ist  klar,  dasz  der  Regierung  für  diese  freiere  Hand  gelassen 
werden  musz,  als  für  jene,  indem  dieselbe  die  privatrecht- 
lichen Ansprüche  des  Beamten  nicht  verletzt,  sondern  zunächst 
nur  seine  öffentliche  Stellung  afficirt. 

Der  dritte  Fall  unter  c)  rechtfertigt  die  Quiescirung, 
in  der  Regel  aber  nicht  die  Entlassung,  weil  hier  nicht 
eine  Verschuldung  des  Beamten,  sondern  nur  ein  geistiger 
Mangel  die  Entfernung  veranlaszt. 

Der  vierte  Fall  endlich  d)  begründet  entweder  die  Quies- 
cirung  oder  die  Versetzung  auf  einen  andern  Posten  von 
wesentlich   derselben   Beschaffenheit   unter    Beibehaltung    des 
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gleichen  Ranges  und  voller  Besoldung.  In  beiden  letztern 
Fällen  sprechen  allgemeine  Bechtsgründe  dafür,  dasz  die  höhern 
Oberaufsichtsbehörden  die  Sachlage  prüfen  und  das  Nöthige 
einleiten,  und  da  wo  die  Anstellung  Yon  dem  Statsoberhaupte 
ausgeht,  jedenfalls  nicht  ohne  Gutheiszung  und  Befehl  des 
Statsoberhauptes  die  Entfernung  ausgesprochen  werde. 

Eine  blosz  willkürliche  Entfernung  nach  Outdünken  der 
Begierung  ohne  Motive  und  ohne  dem  Beamten  die  Qelegenheit 
zu  verschaffen  seine  Interessen  zu  wahren,  wird  zwar  noch  in 
manchen  neuern  Staten  geübt,  widerspricht  aber  den  Erforder- 
nissen eines  wohlgeordneten  Beamtenwesens. 

5.  Eine  blosz  vorübergehende  Einstellung,  Sus- 
pension des  Beamten  kann  zur  Strafe  verhängt  oder  nur  als 
einstweilige  Maszregel  durch  ein  öffentliches  Bedürfhisz 
gerechtfertigt  werden.  In  jenem  Falle  kann  diese  Strafe  in 
Folge  des  Strafverfahrens  durch  das  Gericht  oder  in  Folge 
des  Disciplinarverfahrens  durch  die  competente  Oberaufsichts- 
behörde ausgesprochen  werden.  Sie  hemmt  die  amtliche  Wirk- 
samkeit des  Beamten,  und  zieht  gewöhnlich  auch  den  Verlust 
der  Besoldung  für  die  Zwischenzeit  oder  wenigstens  eines 
Theils  der  Besoldung  nach  sich. 

Als  provisorische  Maszregel  kann  dieselbe  schon  durch 
das  Gesetz  zum  Voraus  für  gewisse  Fälle  angeordnet  sein, 
z.  B.  als  Folge  der  Versetzung  in  den  Anklagezustand  wegen 
eines  Verbrechens.  Sie  kann  aber  auch  aus  andern  Gründen 
im  einzelnen  Falle  durch  die  Oberaufsicht  getroffen  werden, 
namentlich  auch  da,  wo  das  Institut  der  Quiescirung  nicht 
anerkannt  ist,  um  einen  verhaszt  gewordenen  Beamten  einst- 
weilen der  gegen  ihn  erregten  Leidenschaft  zu  entziehen.  Wo 
dieselbe  nicht  als  Strafe  zu  betrachten  ist,  da  dürfen  die  pri- 
vatrechtlichen Ansprüche  des  Beamten  demselben  auch  nicht 
entzogen  werden.  Freilich  folgt  daraus  nicht,  dasz  er  das 
B^cht  auf  vollen  Gehalt  beibehalte,  denn  nur  ein  Theil  des- 
selben hat  einen   privatrechtlichen    Grund,  wohl   aber,  dasz 
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das  Becht  auf  den  Standesgehalt  ihm  unversehrt  bleibe.  Auch 
wenn  er  während  der  Untersuchung  wegen  eines  Verbrechens 
suspendirt  worden  ist,  dauert  yorläufig  dieser  Anspruch  fort, 
vorbehalten  die  gerichtliche  Einbehaltung  des  Gehaltes  zur 
Sicherung  für  Entschädigungsforderung  und  Busze  wegen  des 
Vergehens,  dessen  der  Beamte  beschuldigt  ist.  Erst  dasStraf- 
urtheil  selbst  aber  zerstört  für  die  Zukunft  den  Anspruch  auf 
Besoldung.  ^^ 


Flinftes  GapiteL 

Das  Stotsministeriiini. 

1.  Die  Minister  dienen  dem  Statsoberhaupt ,  um  das- 
selbe in  den  verschiedenen  Richtungen  seiner  statlichen  Func- 
tionen zu  unterstützen.  In  der  constitutionellen  Monarchie  ist 
der  König  bei  allen  eigentlichen  Statshandlungen  an  die  Mit- 
wirkung des  betreffenden  für  diese  Handlung  verantwortlichen 
Ministers  gebunden.  Aber  auch  in  der  Bepublik,  an  deren 
Spitze  ein  Präsident  steht,  bedarf  dieser  regelmäszig  der  Mit- 
wirkung von  Ministem  oder  Statssecretären.  Nur  hat  er  die- 
sen gegenüber,  da  er  die  Verantwortlichkeit  in  Person  auf  sich 
nimmt,  eine  noch  freiere  Stellung. 

Die  Minister  sind  aber  nicht  blosze  Diener  des  Statshaup- 
tes  und  keineswegs  verpflichtet  alle  seine- Befehle  oder  Wünsche 
auszuführen.  Sie  haben  vielmehr  selbständig  als  leitende 
Statsmänner  und  Statsdiener  zu  prüfen,  was  dem  Bechte  gemäsz 
und  dem  State  nützlich  sei  und  ihre  Ueberzeugung  auch  ge- 
genüber dem  Statshaupte  zu  vertreten. 

Die    Harmonie    der    Grundansicht   zwischen  König    und 

^  Vgl.  Zaoharift  §.  145  gegen  Heffter. 
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Ministern  ist  eine  Bedingung  der  Wirksamkeit  der  Regierung. 
Deszhalb  hat  der  König  die  freie  Wahl  der  Minister  und  es 
darf  ihm  keine  Person  als  Minister  aufgedrungen  werden,  zu 
der  er  kein  Vertrauen  fassen  kann.  Deszhalb  kann  aber  auch 
Niemand  genöthigt  werden,  Minister  zu  werden  oder  zu  blei- 
ben, wenn  er  seinerseits  kein  Vertrauen  zu  dem  Statshaupt 
hat.  Das  wechselseitige  Vertrauen  braucht  übrigens  keine 
familiäre  Intimität,  keine  persönliche  Freundschaft  zu  seini 
Es  genügt  das  politische  Vertrauen  des  Königs,  dasz  diese 
Minister  im  gegenwärtigen  Moment  sich  zu  der  Leitung  der 
Statsangelegenheiten  eignen  und  «der  Minister,  dasz  der  König 
sie  in  ihrer  Handlungsweise  gewähren  lasse  und  ihnen  seine 
Unterstützung  nicht  vorenthalte. 

2.  Die  Eintheilung  der  Geschäfte  je  nach  ihrer  Art  und 
Sichtung  kann  verschieden  bestimmt  werden.  Qut  aber  ist 
es,  wenn  jeder  umfassende  Qeschäftskreis  in  einem  Minister 
seine  Vereinigung  und  Oberleitung  findet,  denn  jeder  erfordert 
die  Hingebung  und  die  Geisteskraft  eines  ganzen  Mannes. 
Die  regelmäszigen  Departemente  sind: 

a)  das  Aeuszere,  wohin  alle  diplomatischen  Verhand- 
lungen mit  und  alle  Beziehungen  zu  fremden  Staten  in  Bun- 
desstaten und  Statenbünden  überdem  auch  die  organischen 
Verhältnisse  zu  dem  Bundeskörper  und  zu  den  verbündeten 
Staten  gehören; 

b)  das  Innere,  den  ganzen  innern  Organismus  und  alle 
Regierungsthätigkeit  nach  Innen  umfassend,  so  weit  nicht  ein- 
zelne, besonders  wichtige  Geschäftszweige  eigene  Ministerien 
erfordern ; 

c)  das  Kriegsministerium  für  die  militärischen  Ein- 
richtungen und  Functionen  des  States; 

d)  das  Folizeiministerium  für  die  Handhabung  der 
Polizeigewalt  des  States,  zuweilen  auch  mit  dem  Justizmini- 
sterium verbunden,  zuweilen  als  eine  blosze  Unterabtheilung 
des  Ministeriums  des  Innern  behandelt; 
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e)  das  Justizministerium  fflr  den  Antheil  an  der 
Rechtspflege,  welcher  dem  Statsoberhaupte  verblieben  ist; 

f)  das  Finanzministerium  für  die  Ausübung  der  Fi* 
nanzhoheit  und  die  Finanzverwaltung; 

g)  das  Cultusministerium  für  die  Beziehungen  des 
States  zur  Religion,  zu  den  Kirchen  und  Sekten,  zur  Wis- 
senschaft und  Kunst  und  für  das  gesammte  Schulwesen; 

h)  die  Ministerien  für  öffentliche  Arbeiten,  Land« 
wirthschaft,  Handel  und  Gewerbe,  um  der  Wichtigkeit 
dieser  Zweige  willen  fdr  das  neuere  Statsleben  öfter  aus  dem 
Ministerium  des  Innern  und  der  Finanzen  ausgeschieden. 

In  der  Republik  werden  diese  Geschäftskreise  zuweilen 
durch  Collegien,  Räthe  verwaltet,  der  demokratischen 
Neigung  gemäsz,  welche  gegen  die  individuelle  Concentrirung 
der  Autorität  und  Macht  misztrauisch  ist. 

Das  Freus zische  System  besteht  in  einer  Verbindung 
der  individuellen  Leitung  der  Minister  mit  der  coUegia- 
len  Berathung  und  Abstimmung  durch  die  Räthe  des  Mini* 
steriums. 

3.  In  dem  Statsoberhaupt  finden  alle  Ministerien  wieder 
ihre  höhere  Einigung.  Daraus  folgt,  dasz  der  Monarch 
mit  jedem  Minister  in  unmittelbarem  Verkehr  bleiben 
musz.  Aber  auch  unter  den  Ministern  selbst  ist  Einver* 
ständnisz  in  der  Hauptrichtung  der  Politik  in  hohem  Grade 
wünschen swerth.  Es  besteht  eine  natürliche  Wechselwirkung 
der  verschiedenen  statlichen  Thätigkeiten  auf  einander,  und 
es  ist  unvermeidlich,  dasz  die  Maszregeln,  die  ein  Minister 
einleitet,  auch  hinwieder  Einflusz  haben  auf  die  Anordnungen 
des  andern.  Daher  ist  die  Institution  eines  Ges ammtmi ni- 
ste ri  ums,  welches  die  Minister  unter  sich  verbindet  und  in 
wichtigen  Fällen  zu  gemeinsamen  Berathungen  führt,  vorzüg- 
licher, als  wenn  die  Einzelnminister  nur  in  dem  Statsober- 
haupte geeinigt  werden,  einander  aber  fremde  gegenüber  ste- 
hen.    Die  Harmonie  des  Gesammtministeriums  vermehrt  seine 
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Stftrke,  sowohl  in  dem  Yerhältnisz  zu  dem  Etoige  als  in  dem 
zu  dem  Volke  und  den  Eanmiem.  Aber  es  darf  diese  Ein- 
heit desselben  nicht  so  sehr  angezogen  werden,  dasz  sie  die 
höhere  Einheit  in  dem  Könige  und  dessen  Macht  gewisser* 
maszen  ersetzt  und  dadurch  aufhebt.  Sie  darf  weder  den 
unmittelbaren  Verkehr  des  Königs  mit  den  einzelnen  Ministem 
unterbrechen  und  hemmen,  noch  denselben  verhindern,  einen 
einzelnen  Minister  zu  entlassen,  ohne  deszhalb  das  ganze  Mi- 
nisterium umzugestalten. 

An  der  Spitze  des  Gesammtministeriums  steht  der  Mini- 
sterpräsident. Der  practische  Sinn  der  Engländer  zieht 
es  vor,  das  Präsidium  mehr  aus  formellen  Motiven  mit 
einer  Person  zu  besetzen,  die  sich  eher  durch  ihre  sociale 
Stellung,  äuszeren  Rang  und  Autorität  auszeichnet,  während 
andere  Nationen  häufig  den  wirklichen  Chef  der  Begierungs- 
politik mit  dieser  Stellung  betrauen.  Das  erstere  System  hat 
den  doppelten  Vorzug,  dasz  es  auf  der  einen  Seite  die  Eifer- 
sucht des  Monarchen  weniger  reizt,  und  dasz  es  auf  der  an- 
dern den  leitenden  Minister  den  Pfeilen  seiner  politischen  Gegner 
weniger  blosz  stellt,  ohne  die  reale  Macht  desselben  zu  schwä- 
chen. *  Aber  das  letztere  System  sichert  in  höherem  Grade 
die  Einheit  und  Energie  innerhalb  des  Ministeriums  und  ent- 
spricht mehr  der  Wahrheit  der  Verhältnisse. 

4.  Der  Minister  bringt  seine  Vorschläge  an  den  Kö- 
nig zur  Sanction,  und  contrasignirt  die  Verfügung, 
welche  der  König  anordnet.  Dem  Statsoberhaupt  steht  das 
Recht  zu,  den  Vorschlag  frei  zu  prüfen,   zu   diesem  Zwecke 

^  Friedrich  der  Grosze  sprach  sich  darüber  im  Antimachiaveil 
G.  22.  80  aus:  „Le  Roi  qai  a  asaez  de  sant^,  des  organes  en  m^me  tems 
assez  vigoureux  et  assez  d^li^s  pour  soutenir  le  penible  travail  duCabi- 
net,  manqne  k  gon  deroir  s^il  se  dönne  un  premier  ministre ;  mais  je  orois 
qu^an  Prinoe,  qui  n'a  pas  ses  dong  de  la  natare,  se  manque  k  hd-rnkme 
et  k  8on  peaple,  s'il  n'emploie  pas  tout  se  qu'il  a  de  raison  k  choisir 
un  homme  sage  qoi  porte  le  fardeau  dont  le  poids  seroit  trop  fort  pour 
Bon  maitre.'* 
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auch  Bath  einzuholen,  wo  er  es  fOr  gnt  findet,  nnd  nach  eige- 
nem Ennessen  entweder  zu  genehmigen  oder  abzulehnen. 
Die  Ablehnung  in  einzelnen  Fällen  ist  noch  nicht  ein  Grund 
fdr  den  Minister  zurück  zu  treten.  An  und  fOr  sich  liegt 
darin  keinerlei  Misztrauen  gegen  den  Minister  und  seine  Wirk- 
samkeit. Nur  wenn  sich  bei  solcher  Gelegenheit  ein  so  groszer 
und  andauernder  Zwiespalt  der  Gesinnung  offenbart,  dasz  ein 
Einverständnisz  in  der  Hauptrichtung  der  Begierungspolitik 
nicht  mehr  vorhanden  noch  herzustellen  ist,  dann  wird  dieser 
Conflict  nicht  anders  zu  lösen  sein,  als  durch  die  Entlassung 
des  Ministers,  sei  es  dasz  der  König  von  sich  aus  dieselbe 
Yerfflgt,  oder  der  Minister  sie  begehrt.  Beiden  Personen  musz 
dieselbe  jederzeit  frei  stehen. 

Der  König  ist  indessen  nicht  gehalten  abzuwarten,  ob  der 
Mmister  einen  Vorschlag  an  ihn  bringt.  Er  kann  demselben 
auch  den  Auftrag  geben,  ihm  einen  Antrag  auszuarbeiten  und 
zur  Genehmigung  vorzulegen,  und  ihm  seine  vorläufige  Mei- 
nung und  seinen  Willen  eröffnen.  Auf  der  andern  Seite  ist 
es  die  Pflicht  des  Ministers,  seine  eigene  üeberzeugung  hin- 
wieder dem  König  zu  offenbaren,  vor  verkehrten  oder  unge- 
rechten Maszregeln  zu  warnen ,  und  nöthigenfalls  seine  Mit- 
wirkung bei  der  Vollziehung  zu  versagen. 

Wfinschenswerth  ist  es,  dasz  der  König  in  den  täglichen 
kleinem  Geschäften,  die  nicht  von  höherer  politischer  Bedeu- 
tung sind,  die  Minister  in  der  Begel  gewähren  lasse,  und  nur 
ausnahmsweise,  insbesondere  um  die  Minister  vor  Schlendrian 
oder  Willkür  zu  bewahren,  oder  aus  andern  Gründen  einen 
thätigeren  Antheil  nehme.  Dagegen  ist  es ,  soll  die  Monarchie 
eine  Wahrheit  sein,  nöthig,  dasz  er  die  grosze  Politik,  den 
innem  Zusammenhang  der  Begierungsmaszregeln  und  den  Zweck 
der  allgemeinen  Statswohlfahrt  ohne  Unterlasz  sorgfältig  und 
selbständig  beachte,  und  auf  dieselbe  auch  je  nach  seinen  in- 
dividuellen Kräften  selbstthätig  einwirke,   obwohl    in   steter 
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Verbindung  mit  seinen   Ministern.     Es   darf  nicht  der  eine 
heimlich  wider  den  andern  handeln.' 

5.  Jeder  wirkliche  Regierungsact,  den  das  Statsober- 
hanpt  erläszt,  bedarf  zu  seiner  formellen  Gültigkeit  der  Con- 
trasignatur des  betreffenden  Ministers.  In  Folge  derselben 
hat  er  denn  die  Verantwortlichkeit  dafür  zu  übernehmen, 
und  es  dient  ihm  in  keiner  Weise  zur  Entschuldigung,  wenn 
er  sich  auf  den  Willen  des  Oberhauptes  beruft.  Er  darf  sich 
nicht  hinter  dieses  flüchten,  sondern  hat  die  Maszregel,  so  weit 
ihre  Verantwortlichkeit  zur  Sprache  kommt,  als  seine  eigene 
zu  vertreten,  so  weit  sie  aber  der  formellen  Autorität  bedarf 
und  wohlthätig  wirkt,  als  Handlung  des  Oberhauptes 
darzustellen. 

Die  Verantwortlichkeit  des  Ministers  hat  verschiedene 
Formen: 

a)  vor  der  öffentlichen  Meinung,  die,  besonders  wo 
die  Presse  frei  ist,  den  Minister  mit  tausend  Augen  scharf 
beobachtet.  Jeder  seiner  Schritte  ist  der  Kritik,  häufig  einer 
bittem  und  feindlichen  ausgesetzt.  Die  ünverantwortlichkeit 
des  Statshauptes  deckt  ihn  nicht;  und  es  hilft  ihm  nichts, 
wenn,  der  Fürst  erklärt,  der  Minister  habe  in  seinem  Geiste 
und  nach  seinen  Befehlen  gehandelt. 

b)  Vor  den   Kammern,    welche   den  Beschwerden 

'  Brief  der  Königin  Tiotoria  im  Sommer  1850,  bei  Gelegenheit  der 
griechbohen  Frage  dem  Parlament  im  Februar  1852  mitgetheilt:  „Die 
Königin  verlangt,  dasz  Lord  Palmerston  deutlich  angebe,  was  er  in 
einem  gegebenen  Fall  vorschlägt,  damit  die  Königin  ebenso  deutlich 
wisse  wozu  sie  ihre  königliche  Sanction  ertheilt.  Zweitens,  nachdem  sie 
einmal  ihre  Sanction  zu  einer  Maszregel  gegeben «  darf  diese  nicht  will- 
kürlich Tön  dem  Minister  abgeändert  oder  modificirt  werden.  Eine 
solche  Handlung  müszte  sie  als  einen  Mangel  an  Aufrichtigkeit  gegen 
die  Krone  betrachten  und  sofort  kraft  ihres  Verfassungsmässigen  Bechts 
einen  solchen  Minister  entlassen.  Sie  erwartet  von  dem  was  zwischen 
dem  ersten  Lord  der  Schatzkanmier  und  ^em  Minister  des  Auswärtigen 
vorgeht,  ehe  man  auf  diesen  Verkehr  wichtige  Entscheidungen  basirt, 
in  Kenntnisz  gesetzt  zu  werden,  femer  die  auswärtigen  Depeschen  und 
die  Entwarf e  der  Antworten  darauf  bei  guter  Zeit  vorgelegt  zu  erhalten. '^ 
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Über  die  Begiemng  einen  legalen  Ausdruck  zu  geben,  und 
diese  auch  an  dep  Monarchen  zu  bringen  berechtigt  und  be- 
rufen sind.  Ihnen  steht  es  zu,  den  Ministem  gegenüber  auch 
ihr  Misztrauen  auszusprechen. 

Da  es  immerhin  ein  groszes  Uebel  für  den  Stat  ist,  wenn 
die  Minister  in  der  Mehrheit  der  Kammern  kein  Vertrauen 
haben,  indem  um  dieses  Mangels  willen  manche  vielleicht 
wohlthätige  Maszregel  unterbleiben  musz,  weil  die  Kammern 
ihre  Zustimmung  dazu  einem  verhaszten  Ministerium  nicht  ge- 
ben wollen,  so  ist  es  sehr  erklärlich,  wenn  ein  entschiedenes 
MisztraueDSYotum  die  Minister  bestimmt,  ihr  Amt  in  die  Hand 
des  Statsoberhauptes  aufzugeben.  Aber  ein  statsrechtliches 
Gesetz  ist  das  nicht;  und  für  jeden  Stat  kann  es  Zeiten  und 
Verhältnisse  geben,  welche  ein  Verharren  der  Minister  in 
ihrem  Amte  fordern,  ungeachtet  sie  vielleicht  für  einige  Zeit 
nur  eine  Minderheit  der  Kammern  für  sich  haben.  Sogar  in 
England,  welches  sich  dem  System  der  Parlamentsregierung 
aus  historischen  Gründen  mehr  zuneigt,  als  das  Wesen  der 
constitutionellen  Monarchie  erfordert  oder  vielleicht  erträgt, 
und  wo  die  Minister  übungsgemäsz  bald  bereit  sind,  sobald 
sie  im  Parlament  einzelne,  zuweilen  nicht  bedeutende,  Schlap- 
pen erleiden,  auf  ihr  Amt  zu  resigniren,  hat  doch  schon  mehr 
als  ein  Minister,  z.  B.  der  grosze  Pitt,  längere  Zeit  gegen 
ein  feindlich  gesinntes  Unterhaus  die  Zügel  der  Regierung 
festgehalten.^  In  England  aber  hat  diese  Uebung  weniger 
Bedenken,  als  auf  dem  Continent,  theils  weil  dort  der  Reich- 
thum  an  Statsmännern,  welche  das  Vertrauen  des  Königs  ver- 
dienen und  zugleich  das   der  Parlamenthäuser  haben,   gröszer 


3  Bas  Unterhaus  richtete  damals  eine  Adresse  an  den  KSnig:  „dasz 
die  Fortdauer  einer  Yerwaltung,  welche  das  Yertrauen  der  Vertreter 
des  Volks  nicht  besitze,  dem  Statswohle  naohtheilig  sein  müsse. **  Aber 
schlieszlioh  gewann  Pitt  doch  das  Vertrauen  des  Volks  und  die  neuen 
Wahlen  verschafften  ihm  eine  Majorität.  Ersk.  May,  Vert^O^sch.  I. 
56  ff. 
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ist,  theils  weil  der  Stat  auf  der  festen  Grundlage  einer  mftch- 
tigen  Geistes- ,  Vermögens-  und  Adelsaristokratie  beruht , '  die 
um  ihrer  Interessen,  ihrer  Sitten  und  ihrer  fiberlieferten  Ein- 
sicht willen  jede  maszlose  Opposition  scheut.^  In  den  roma- 
nischen und  germanischen  Staten  des  Continents  aber,  die 
noch  nicht  zu  einer  festen  und  sichern  Buhe  gelangt  sind,  wo 
auch  die  demokratischen  Elemente  eine  gröszere  Gewalt  haben, 
kann  es  noch  öfter  Pflicht  der  Minister  sein,  einstweilen  noch 
auszuharren,  obwohl  sich  eine  Majorität  gegen  sie  erklärt  hat. 
Hätte  Graf  Bismarck  nicht  während  Jahren  dem  Misztrauen 
und  der  Abneigung  auch  der  Preuszischen  VolksvertretuDg 
widerstanden,  so  hätte  er  den  Preuszischen  Stat  nicht  zu  den 
Erfolgen  des  Jahres  1866  fflhr^  und  die  nationale  Neugestal- 
tung Deutschlands  nicht  gründen  können.  Auf  die  Dauer  aber 
kann  keine  Regierung  die  Zustimmung  der  Yolksmehrheit  ent- 
behren. 

Der  normale  Zustand  nämlich  ist  der,  dasz  Männer 
als  Minister  die  Geschäfte  leiten,  welche  zugleich  das  Ver- 
trauen der  Ejrone  und  beider  Kammern  besitzen. 

c)  Auf  eine  Statsklage  vor  dem  Statsgericht.  In 
den  einen  Staten  steht  jene  jeder  Eanuner  für  sich  allein, 
in  andern  der  einen  Volkskammer,  in  andern  nur  beiden  Kam- 
mern vereint  zu.  Unter  der  letzten  Voraussetzung  wird  die 
Wirksamkeit  der  Klage  sehr  beschränkt.  Ebenso  verschieden 
ist  die  Frage  beantwortet,  wem  das  Gericht  in  solchen  Kla- 
gen gebühre,  ob  dem  Oberhause  oder  einem  besondern  Stats- 
gerichtshof.^ 

6.  Die  politische  Verantwortlichkeit  der  Minister  ist 
eine  andere  als  die  juristische.  Wo  jene  ausgebildet  ist, 
da  ist  auch  wegen  Miszre gierung  eine  Klage  zulässig. 
Diese  dagegen  rechtfertigt  nur  dann  eine  Klage,  wenn  der 
Minister  die  bestehende  Bechtsordnung  (Verfassung  oder  Ge- 

«  Tgl.  Bob.  T.  Mohl,  Gesoh.  und  Literat,  d.  Btatswiss.  II.  8.160. 
»  Oben  Baeh  Y.  Cap.  11  und  Cap.  12. 
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setze)  yerlelzt  und  ein  Vergehen  yerübt  hat.  Jene  tritt  in 
allen  Fällen  ein,  wo  der  Minister  sieb  unfähig  zdgt,  die  Be- 
giemng  in  einer  für  die  Statswohlfahrt  dienlichen  Weise  zu 
führen,  aueh  wenn  er  unzweckmäszig  handelt,  diese  nur 
wenn  er  unrecht  thut.  Da  ein  Stat  auch  ohne  Yerfassungs- 
und  Bechtsbruch  zu  Grunde  gerichtet  werden  kann,  und  da 
ein  Geschäftsführer  nach  naturlichem  fiecht  nicht  blosz  fflr 
eine  treue  sondern  ebenso  für  eine  zweckm&szige  Geschäfts- 
lettung  verantwortlich  ist,  so  musz  es  auch  ein  Rechtsmittel 
geben  ein«i  statsverderblichen  Minister  vom  Amt  zu  entfernen. 

In  Schweden  ist  auf  diese  zwiefache  Beziehung  der  Ver- 
antwortlichkeit in  dem  Organismus  selbst  Bücksi(^t  genom- 
men. Die  Klage  wird  in  beiden  Sichtungen  von  dem  Bureau 
der  Stände  eingeleitet.  Aber  wegen  Miszregierung  geht  die 
Beschwerde  an  die  Stände,  wegen  eines  Verfassungs-  oder 
Rechtsbruchs  durch  Vermittelung  des  Statsanwaltes  an  den 
obersten  Gerichtshof.  Die  Stände,  wenn  sie  die  Beschwerde 
gegründet  finden,  haben  das  Recht,  die  Entfernung  des  ange- 
klagten königlichen  Rathes  oder  Statssecretärs  dem  Könige 
zu  empfehlen;  und  da  es  Statsgesetz  ist,  dasz  die  Räthe 
des  Königs  fähig,  erfahren,  rechtschaffen  und  im  Besitz  der 
öffentlichen  Achtung  sein  sollen,  so  ist  es  nun  klar,  dasz  einem 
wegen  Miszregierung  verurtheilten  Rathe  die  letztere  Eigen- 
schaft; fehlt,  er  mithin  nicht  länger  im  Amte  bleiben  darf. 
Der  Staisgerichtshof  aber  urtheilt  über  die  Schuld  nach  Beohts- 
grundsätzen,  und  bestimmt  die  gesetzliehe  Strafe.^ 

Nach  dem  englischen  System  findet  eine  solche  Tren- 
nung der  verschiedenen  Richtungen  der  Verantwortlichkeit  nicht 
statt,  sondern  das  Oberhaus  urtheilt  auf  die  Klage  des  Unter- 
hauses über  alle  Beschwerden  gegen  die  Minister  zugleich, 
seien  diese  nun  mehr  von  politischer,  oder  mehr  von  juristischer 

*  Lindblad  in  ^«r  Kerne  6trang^re  et  fraa^aiae  von  Foelix  III, 
§.  5a    SohwediBohe  Yerf.  Ton  1809  §.  109,  107. 

Blunttehli,  «llfemeliiM  Sutirooht  II.  ],1 
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Naiur.  Eine  geoane  Beschrftnkang  der  Fälle,  in  welchen  die 
Anklage  zulässig  sei  und  eine  Bestrafung  einzutreten  habe, 
ein  Yerantwortlichkeits-  und  Strafgesetz  haben  die  Engländer 
nie  fUr  wünschenswerth  gehalten,  sondern  es  vorgezogen,  in 
jedem  Falle  nach  dem  Statsbedürfnisse  zu  verfahren.^  In 
frütern  Jahrhunderten  hart  bis  zur  Grausamkeit,  ist  ihre 
Praxis  milder  und  humaner  geworden.  Ich  betrachte  es  als 
eine  Yervollkommnung  dieses  Systems,  wenn  in  Nordamerika 
der  Senat  zwar  auch  die  politische  und  die  strafrechtliche 
Seite  der  Klage  zugleich  verhandelt  und  erwägt,  aber  sich  in 
dem  Urtbeile  darauf  beschränkt,  die  politische  Strafe  der  Ent- 
setzung und  der  Amts  Unfähigkeit  auszusprechen,  und  wenn 
eine  weitere  Criminalstrafe  nothwendig  erscheint,  die  fernere 
Verurtheilung  dem  gew(^hnlichen  Geschwomengerichte  Qberläszt 

In  Frankreich  war  die  Klage  der  Deputirtenkammer 
vor  der  Pairskammer  beschränkt  auf  Statsvergehen,  diese 
aber  durch  so  dehnbare  Begriffsbestimmungen  weit  genug  aus- 
gedehnt, dass  auch  blosze  Miszregierung  darin  Platz  fand, 
Als  Klagegrtlnde  wurden  bezeichnet  der  Yerrath  (trahison), 
alle  Angriffe  auf  die  Sicherheit  des  Königs  und  des  Stats, 
so  wie  der  Constitution  umfassend;  die  Erpressung  (concus- 
sion),  wohin  unrechtmäszige  Erhebung  von  Steuern  und  Ge- 
bühren, Bestechung  und  Unterschlagung  öffentlicher  Gelder  ge- 
zogen wurde,  und  die  Veruntreuung  (prävarication) ,  wo- 
runter jede  andere  Gesetzesverletzung,  Gewaltmiszbrauch  und 
jede  Gefährdung  der  Statsinteressen  verstanden  ward.^ 

In  Deutschland^    wird    der  juristische  Gesichtspunkt 

^  Vgl.  Lord  Rassel],  Gesch.  der  engl.  Verf.  G.  19.  Auch  in  Eng- 
land gab  es  Jaristen ,  welche  die  Yerantworilichkeit  auf  Verbrechen  im 
Sinn  des  gewöhnlichen  Strafrechts  beschränken  woUten.  Sie  sind  aber 
nicht  durchgedrungen.  O.  de  Eerohoye.  De  la  responsabilit^  des 
Ministres.    Gand.  1867. 

'  Vgl.  Ranter  in  Mittermai ers  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft 
Vn.  S.  99.  VIII.  8. 199.  IX.  S.  210  ff.   Yerfassung  Ton  Portugal  §.  103. 

*  Preuszisohe  Verf.  (.  61:  ,,I>ie  Minister  können  dnroh Besohluss 


Seolifltes  Capitel.    Vom  8iatsrathe.  163 

vorzöglieh  hervorgehoben,  und  das  politische  Moment  bis  jetzt 
noch  zu  wenig  beachtet,  weszhalb  denn  auch  gewöhnlich  ein 
bloszer  Statsgerichtshof ,  und  nicht  ein  politischer  Körper  den 
Prooesz  zn  leiten  und  das  ürtheil  auszusprechen  berufen  wird. 
Nur  in  Baden  wird  das  Anklagerecht  der  Zweiten  Kammer 
auch  auf  statsgef&hrliche  Miszregierung  ausgedehnt,  und  die 
Erste  Kammer  in  Verbindung  mit  einer  Anzahl  Mitglieder 
aus  den  Bichter-CoIIegien  als  Statsgerichtshof  eingesetzt.'^ 

7.  Damit  die  Verantwortlichkeit  der  Minister  nicht  zum 
Scheine  nur  bestehe,  wird  regelmäszig  in  den  neuern  Verfas- 
sungen das  Becht  des  Monarchen,  eine  Untersuchung  nie- 
derzuschlagen oder  nach  der  Verurtheilung  zu  begna- 
digen, beschränkt  oder  aufgehoben.'' 


Sechstes  GapiteL 

Yom  Statsrathe. 

1.  Die  Institution  eines  Statsrath es  ist  in  unsern  Tagen 
oft  für  entbehrlich  erklärt  worden.  Die  Kammern,  sagt  man, 
sind  nun  dafür  da,  die  Gesetze  zu  berathen,  und  in  dem  Oe- 
sammtministerium  können  auch  die  wichtigeren  Verordnungen 
verhandelt  werden.  Alle  übrigen  Geschäfte  des  Statsrathes 
aber  können  eben  so  gut  an  die  einzelnen  Departements  der 
Minister  vertheilt  werden. 

iiner  Kammer  wegen  des  Yerbreohens  der  Yerfauungsrerletsiiiig,  der 
Bestechung  und  des  Yerrathes  angeklagt  werden,  üeber  solche  Anklage 
entscheidet  der  oberste  Gerichtshof  der  Monarchie  in  rereinigten  Senaten.  ** 

^®  Qesets  Tom  Jahre  1868.  Ygl.  Blun t sohl i's Bericht  an  die  Erste 
Kammer. 

^1  In  England  Statut  ron    1690.     Belgische  Yerf.  §.  89:  „In 

keinem  Falle  kann  der  König  durch  einen  mandlichen  oder  schriftlichen 

Befehl  einen  Minister  der  Yerantwortlichkeit  entsiehen.«^  §.  91:    „Der 

König  kann  einen 'Minister,  der  durch  den  Cassationshof  Terurtheilt  ist, 

nur  auf  das  Yerlangen    ron  einer  der  beiden  Kammern  begnadigen.* 

Portugiesische  r.  1826.  §.  105.  ... 

11' 
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Währ  ist  es,  dasz  diese  Institation  in  der  absointen  Mo- 
narchie noch  wichtiger  ist  als  in  der  constitutionellen ,  indem 
sie  dort  die  Functionen  der  Kammern  groszentheils  mit  über- 
nehmen mnsz.  Sie  ist  aber  anch,  wo  es  Kammern  filr  die 
Gesetzgebung  gibt,  nichts  weniger  als  überflüssig.  Zmiächst 
nicht  für  die  Gesetzgebung  selbst.  Naturgemftsz  gehen  die 
GesetzesYorschläge ,  welche  an  die  Kammer  gebracht  werden, 
zumeist  von  der  Regierung  aus;  und  das  ganze  Gelingen  des 
gesetzgeberischen  Werkes  h&ngt  vorzüglich  von  der  Tauglich- 
keit des  Segierungsentwurfes  ab.  Diesen  vorzuberathen 
und  zu  begutachten  ist  nun  die  erste  Hauptaufgabe  des 
Statsrathes.  Die  Minister  können  wohl  den  Impuls  geben,  die 
Richtung  bezeichnen,  die  Arbeiten  leiten,  aber  es  bedarf  zu 
ruhiger  und  gründlicher  Erwägung  eines  nicht,  wie  die  Mi- 
nister es  sind,  von  den  drängenden  und  aufregenden  Anfor- 
derungen der  Politik  und  des  activen  Dienstes  getriebenen  und 
eingenommenen,  sondern  eines  zu  ruhiger  Prüfung  gestimmten 
Körpers,  in  welchem  die  umfassendste  Geschäftskenntnisz, 
freier  Ueberblick  über  die  Gesetzgebung  und  das  Herkommen, 
Einsicht  in  die  Bedürfnisse  des  States  und  eine  gesicherte, 
dem  Parteigetriebe  entrückte  Lebensstellung  sich  beisammen 
finden.  Diese  Aufgabe  zu  erfüllen,  sind  die  Kammern  weder 
fähig  noch  berufen;  den  Ministem  selber  fehlt  es  dazu  an 
der  Ruhe,  und  einem  eigens  dazu  berufenen  CoUegium  von 
Experten,  das  vorbereitend  wohl  grosze  Dienste  leisten  kann, 
an  der  Einsicht  in  den  Zusammenhang  mit  den  übrigen  Ver- 
hältnissen und  Gewohnheiten  des  States.  Auch  ist  es  gut, 
wenn  die  —  oft  doch  nur  vorübergehenden  Minister  — 
in  dem  festen  Statsrathe  eine  Schranke  finden,  die  ihrem 
Eigenwillen  zwar  gelegentlich  unbequem  sein  mag,  aber  für 
'^e  Wohlfahrt  des  dauernden  States  eine  nicht  verwerfliche 
Gewähr  gibtJ 

1  Rauter  in  Mittermaier's  Zeitschrift  XIY.  S.  209  macbt  darauf 
aufmerksam,   dasz  diese  sorgi&ltig^   und   stiUe  Prflfdng  durch  erfahrene 
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Der  Statsrath  ist  somit  ein  Institut  für  freies  Nach- 
denken für  die  weise  üeberlegung  um  den  König  her, 
wie  die  Kammern  die  Interessen  und  Meinungen  des  Volkes 
zu  vertreten  haben.  Napoleon  nannte  ihn:  „sa  pens^e  en 
dälib^ration "  wie  die  Minister:  ,,sa  pens^e  en  exäcution.'' 

2.  Dem  Statsrathe  kommt  auch  gewöhnlich  die  Berath- 
ung  und  Begutachtung  der  allgemeinen  Verordnungen 
zu,  welche  von  der  Begierung  erlassen  werden,  und  in  dieser 
Beziehung,  wo  die  Kammern  nicht  mitwirken,  ersetzt  er  ge- 
wissermaszen  auch  die  Functionen,  welche  bei  der  Gesetzgeb- 
ung diesen  zustehen.  Um  so  weniger  ist  seine  Thätigkeit  hier 
entbehrlich.  Dem  Monarchen  musz  auf  Vorschlag  des  Ministers 
der  Entscheid  bleiben,  aber  nachdem  er  den  Statsrath  ver- 
nommen  hat,  wird  er  sich  mit  gröszerer  Sicherheit  nun  ent- 
scheiden. 

3.  Zuweilen  wird  der  Statsrath  auch  vernommen,  wenn 
sehr  eingreifende  Entschlüsse,  namentlich  im  Interesse  der 
Statssicherheit,  zu  fassen  sind.  Uebereilung  kann  in  sol- 
chen Zeiten  eben  so  gefährlich  sein,  als  Verzögerung.  Nur 
der  practische  Tact  des  Statsmannes  kann  den  rechten  Moment 
und  die  richtige  Form  finden;  aber  es  darf  wohl  als  ein  all- 
gemeiner Grundsatz  hervorgehoben  werden,  dasz  Beschlüsse, 
durch  welche  die  gewöhnliche  Gesetzgebung  und  Ordnung  aus- 
nahmsweise suspendirt  werden,  und  zur  Bettung  des  States 
eine  auszerordentliche  Gewalt  in  VITirksamkeit  treten  soll,  der 
reifen  Vorberathung  des  Statsrathes  bedürfen.  Dasz  das  nöthige 
Geheimnisz  gewahrt  bleibe  und  nicht  etwa  einzelne  Mitglieder 
des  Statsrathes  selbst  die  vielleicht  nothwendige  Maszregel 
vereiteln  können,  dafür  läszt  sich  gar  wohl  sorgen.  Der  Mo- 
narch darf  auch  nicht  an  die  Zustimmung  des  Statsrathes 
gebunden  sein,  denn  die  Kraft   der  Begierungsgewalt  erträgt 

Gesohftfifl»  und  StatBmänner ,  besonders  in  den  alten  Staten  Europa^s, 
deren  Becht  und  Cultur  so  schwer  in  allen  Beziehungen  zu  übersehen 
itiy  unentbehrlich  sei« 
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solche  Fesseln  nicht,  aber  hören  soll  er  den  Bath  der  erfah- 
rensten M&nner,  bevor  er  den  unwiderruflichen  Befehl  gibt. 

4.  Oft  ist  dem  Statsrathe  auch  der  oberste  Entscheid  in 
sogenannten  Yerwaltungsstreitigkeiten'  zugewiesen,  z.B. 
bei  Fragen  der  Expropriation,  ob  die  Abtretung  nothwendig 
sei,  oder  in  dem  Steuerwesen,  ob  gewisse  Classen  oder  Objecto 
steuerpflichtig  seien;  und  ebenso  die  oberste  Pi-äfung  und  der 
Entscheid  in  Privatverhältnissen,  über  welche  eine  be- 
sondere Aufsicht  des  States  vorbehalten  und  für  welche 
die  Genehmigung  des  States  erforderlich  ist,  z.  B.  betref- 
fend die  Bildung  von  Actiengesellschaften,  Genehmigung  oder 
Aufhebung  öffentlicher  Corporationen ,  Ertheilung  von  Privile- 
gien u.  dgL 

5.  Endlich  wird  dem  Statsrathe  schicklicher  Weise  eine 
Gontrole  eingeräumt  über  die  Thfttigkeit  der  Minister.  Es 
ist  theils  für  den  Monarchen  von  hoher  practischer  Bedeutung, 
theils  für  die  Statsbürger  eine  wichtige  (rarantie  ihrer  Bechte 
und  Interessen,  dasz  eine  hohe  statsmännische  Behörde  da 
sei,  vor  welcher  auch  die  Minister  über  ihre  Handlungsweise 
Kechenschaft  geben  und  Bede  stehen  müssen  über  die  Be- 
schwerden, die  wider  sie  erhoben  werden.  Manche  üebelstände, 
die  sonst  leicht  verheimlicht  werden,  kommen  so  zu  Tage 
und  können  geheilt  werden  ohne  alle  Gefahr  für  die  öffent- 
liche Autorität ;  und  zu  mancher  Verbesserung  für  die  Zukunft 
kann  von  da  aus  der  Impuls  gegeben  werden.-* 

6.  Die  Institution  des  Statsrathes  ist  in  Europa  sehr  alt, 
wenn  auch  die  Befugnisse  und  die  Zusammensetzung  desselben 
in  verschiedenen  Staten  und  Ländern  verschieden  bestimmt 
wurden.'*    In  ihm   soll    die  höchste  Einsicht  des  States 

*  Daron  nnten  Baoh  Till.  Cap.  9. 

3  Aach  Gneist  Engl.  Verf.- a.  Yerwaltangdrecht  Bd.  II.  8.  922  hebt 
mit  Nachdruck  die  Yorzfige  einer  Begierung  mit  Statsrath  ror  der  Ca- 
binetsregierung  ohne  Statsrath  herror. 

*  Ueber  die  Ausscheidang  des  französischen  Consei]  du  Boi,  Conseil 
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vereinigt  werden.  Es  ist  der  prüfende  und  rathende  Ver- 
stand des  Statshauptes.  Derselbe  darf  daher  nicht  als 
eine  blosze  Belohnung  für  lange  Amtsthfttigkeit,  nicht  als 
eine  Sinekare  des  Dienstalters  behandelt  werden.  In  ihm 
müssen  statsmännischer  Geist  und  Charakter,  umfassende  Bechts- 
künde  und  practische  Geschftftsreife  einen  ehrenvollen  Platz 
und  eine  würdige  Wirksamkeit  finden.  Die  Minister  dürfen 
auch  nicht  das  üebergewicht  in  dem  Statsrathe  haben;  ihre 
active  Oeschäftsleitung  und  seine  wesentlich  controlirenden 
Functionen  sind  innerlich  verschieden  und  wo  das  Organ  für 
jene  das  Organ  für  diese  beherrscht,  da  wird  dieses  unbrauch- 
bar. In  dem  Statsrathe  sollen  die  Minister  mitreden  und  mit- 
berathen,  al^er  besser  ist*s,  wenn  sie  nur  eine  begutachtende, 

d*£tot  aus  dem  Parlament  in  Frankreich  rergl.  Sohftffner  Rechts- 
gesch.  IL  S.  325  ff.  Napoleon  legte  einen  grossen  Werth  auf  seine 
Schöpfung  eines  Statsrathes.  Bei  Las  Gases  M6moir.  de  St.  H^I^ne  I. 
8.  343  äoszert  er  sich  darüber:  „Der  Statsrath  war  im  Allgemeinen  aus 
wohl  anterrichteten  Männern  nnd  tüchtigen  Arbeitern  gebildet,  Ton 
gutem  Rufe.  Der  Kaiser  rerwendete  die  Statsrathe  auch  indiriduell 
für  Alles  und  mit  Yortheil.  In  ihrer  Verbindung  waren  sie  sein 
wirldicher  Rath,  sein  Gedanke  in  dem  Stadium  der  Ueberlegung,  wie 
die  Minister  sein  (bedanke  in  der  Handlung.  Im  Statsrathe  wurden  die 
Gesetze  vorbereitet,  welche  der  Kaiser  dem  gesetzgebenden  Körper  ror- 
schlug,  wodurch  er  zu  einem  wesentlichen  Elemente  auch  der  Gesetz- 
gebungsmaoht  wurde«  Dort  wurden  die  kaiserlichen  Decrete  redigirt, 
seine  Verordnungen  über  die  Öffentliche  Verwaltung;  da  wurden  die 
Projecte  der  Minister  geprüft,  erörtert  und  yerbessert.  Der  Statsrath 
nahm  die  Berufung  an  und  entschied  in  oberster  Instanz  in  allen  Ver- 
waltungsstreitigkeiten,  und  erhob  sich  hier  zuweilen  über  alle  andern 
Gerichtshöfe,  sogar  über  den  Cassationshof.  Da  wurden  die  Beschwerden 
gegen  die  Minister  geprüft,  sogar  die  Beruftmg  ron  dem  Kaiser  auf 
den  besser  unterrichteten  Kaiser.  So  wurde  der  Statsrath,  jederzeit 
Ton  dem  Kaiser  selbst  präsidirt  und  oft  in  offenem  Widerspruch  gegen 
die  Minister  oder  ihre  Handlungen  oder  Unterlassungen  reformirend,  zu 
dem  natürlichen  Zufluchtsort  der  Interessen  oder  Personen,  welche  sich 
durch  eine  hohe  Autorit&t  verletzt  fühlten.  Und  wer  den  Sitzungen 
desselben  beigewohnt  hat,  der  weisz,  mit  welchem  Eifer  die  Sache  der 
Bürger  dort  rertheidigt  ward.*^ 
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nicht  eine  entscheidende  Stimme  in  demselben  haben.  ^  End- 
lich kann  dafflr  gesorgt  werden,  dasz  der  Statsrath  Fühlung 
mit  den  Kammern  behalte,  indem  auch  parlamentarische 
Oröszen  in  demselben  eine  würdige  Stellnngfinden.  Dadurch  wird 
fflr  die  leicht  gefthrdete  Harmonie  der  gesetzgebenden  Organe 
mit  der  Begierung  eine  wichtige  Garantie  gewonnen. 


Siebentes  Capitel. 

•  

Die  Militfirgewalt.    Das  stehende  Heer  und  die  Landwehr. 

1.  Die  Militärgewalt  des  States  ist  unter  allen  die 
gewaltigste,  weil  ganz  und  gar  auf  Offenbarung  der  ftuszern 
Macht  des  States  gerichtet  und  dieser  Bestimmung  gemäsz  or- 
gimisirt.  In  dem  HeereskOrper  sind  daher  Einheit  und  Energie 
des  Befehls  und  voller,  unbedingter  Gehorsam  in  ganz  an- 
derem Sinne  nothwendig,  als  in  irgend  einer  andern  Sphäre 
des  Statslebens.  Denn  die  äuszere  Macht  beruht  grösztentheils 
auf  physischen  und  mechanischen  Gesetzen,  und  diese 
verlangen  ungehemmte  Bewegung  der  Mittel  der  Gewalt,  bis 
das  Ziel  erreicht  ist.  Würde  hier  dem  in di  v id u el len  Willen 
der  Officiere  und  Soldaten  eine  freie  Entwickelnng  gestattet, 
so  würde  mit  der  Einheit  des  Heeres  auch  die  Kraft  desselben 
zu  Grunde  gehen  und  die  ganze  Bestimmung  desselben  wäre 
verfehlt.  Die  Kriegsmacht  des  States  ist  seine  Stärke  und 
der  Beruf  des  Kriegers  ein  vorzugsweise  statlicher,  und  daher 
edler  und  ehrenvoller.  Diese  Kriegsmacht  musz  zum  An- 
griffe und  zur  Yertheidigung  gerüstet  sein;  und  es  ist 
eine  sonderbare  Behauptung  Mancher,^  dasz  „nur  derVerthei- 
digungskrieg  dem  constitutionellen  System  zusage.*^  Sogar 
wenn  der  Krieg  nur  als  ein  groszer  Rechtsstreit  der  Staten 

*  Napoleonische  Yerf.  r.  1852.  §.  53:  „Les  ministres  ont  rang, 
s^anoe  et  roix  d^lib^rative  an  conseil  d'Etat.** 

^  Rotteck  in  der  Fortsetzung  von  Aretins  Statsrecht  der  const. 
Monarchie  IL  S.  157. 
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angesehen  wird,  so  ist  ftlr  den  Stat  der  Angriff  unter  Um- 
ständen so  nöthig,  als  für  den  rechtlichen  Privatmann  in  dem 
bürgerlichen  Bechtsstreit  die  Elage. 

Eine  besondere  Statsgewalt,  die  etwa  wie  die  Rechtspflege 
der  Begierungsgewalt  selbständig  gegenüber  treten  dürfte,  ist 
die  Militärgewalt  nicht,  wenn  gleich  zugegeben  werden 
mnss,  dasz  das  Heer  zuweilen  einen  ihm  eigenen  politischen 
Charakter  besitzt,  der  wohl  gewürdigt  werden  musz.  Das 
Heer  ist  vielmehr  der  Arm  des  States,  welcher  dem  Kopfe 
dienen  musz.  Seine  Machtentfaltung  darf  nicht  von  der  Po- 
litik abgelöst  werden,  sondern  ist  immer  nur  ein  Mittel  der 
Politik,  und  diese  musz  von  der  Begierungsgewalt  bestimmt 
werden,  wenn  man  nicht  in  die  rohe  Barbarei  der  Praetorianer- 
und  Janitscharenherrschaft  zurück  sinken  will. 

2.  Die  Heeresverfassung  hat  seit  der  Auflösung  der 
mittelalterlichen  Yasallentruppen  und  der  Beschränkung  des 
spätem  Söldner-  und  Landsknechtssystems  in  den  letzten  Zeiten 
eine  groszartige  Umbildung  erfahren.  Inzwischen  aber  sind 
die  europäischen  Heere  so  furchtbar  angewachsen,  dasz  sie  den 
Wohlstand  der  Länder  und  die  friedliche  Entwicklung  der 
Cultur  bedrohen. 

Wir  unterscheiden   vornehmlich   folgende  Wehrsysteme: 

a)  Die  stehenden  Berufsheere,  mit  ermäszigtem 
Friedens-  und  erweitertem  Kriegsstand, 

Anfangs  in  Frankreich  entstanden  und  da  vornehmlich  zu 
höherer  Ausbildung  gelangt,  ist  dieses  System  während  der 
letzten  Jahrhunderte  in  den  europäischen  Monarchien  das  henv 
sehende  geworden.  Es  passt  vorzugsweise  zur  absoluten  Mo- 
narchie, indem  es  dem  Fürsten  eine  grosze  und  durchgreifende 
Heeresgewalt  zu  freiester  und  ausschlieszlicher  Verfügung  stellt 
Das  stehende  Heer  wird  von  dem  bürgerlichen  Leben  mög^ 
liehst  geschieden  und  ganz  und  gar  für  den  Eriegsberuf  durch- 
gebildet. Der  Monarch  kann  es  beliebig  im  Innern  und  nach 
Aussen  verwenden.    Es  dient  einer  abenteuernden  Eroberung»- 
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und  Eioflnsgpolitik  in  fremden  Welttheilen  und  Ländern,  ebenso 
wie  zur  Yertheidigung  der  nationalen  Interessen.  Es  ist  da- 
her nicht  blosz  als  Schatz  der  Verfassung  und  der  Yolksfrei- 
heit,  sondern  ebenso  als  Gefahr  für  diese  Güter  verwendbar. 
Wie  ungeheuer  diese  Macht  angewachsen  ist,  zeigt  die  fran- 
zösische Geschichte.  Zur  Zeit  König  Heinrichs  IV.  zählte  das 
stehende  Heer  37,000  Mann ;  unter  Bichelieu  schon  100,000  Mann. 
Napoleon  I.  hatte  dasselbe  im  Jahre  1812  für  den  Krieg  mit 
Bussland  bis  über  600,000  Mann  gesteigert.  Napoleon  IIL  hat 
den  normalen  Effectivbestand  in  Friedenszeiten  noch  vor  der 
neuesten  Gesetzgebung  von  1868,  die  wieder  eine  sehr  bedeu- 
tende Erhöhung  vorschreibt,  auf  400,000  Mann  gebracht. 

Um  den  Gefahren  zu  begegnen,  welche  aus  groszen  steh- 
enden Heeren  für  die  Bepräsentativverfassung  entstehen*,  ge- 
stattet das  englische  Parlament  nur  eine  kleine  stehende  Armee 
nnd  behält  sich  vor,  alljährlich  die  dafür  nöthigen  Gelder  zu 
bewilligen  oder  zu  versagen.  Aber  die  Grösze  des  Heeres 
wird  mehr  durch  das  Machtverhältnisz  der  andern  Staten  als 
durch  die  innern  Bechtszustände  und  die  Parteimeinungen  des 
eigenen  Landes  bestimmt.^  Die  insulare  Lage  Englands  hat 
einen  grossem  Antheil  an  der  gemäszigten  Zahl  des  englischen 
Heeres  als  die  englische  Verfassung. 

Am  beszten  zu  dem  Princip  des  stehenden  Heeres,  das 
wesentlich  aus  Berufssoldaten  gebildet  wird,  paszt  das  Werbe- 
system; denn  die  Wahl  des  militärischen  Lebensberufs  setzt 
ebenso  wie  die  Wahl  irgend  eines  andern  Berufs  individuelle 
Begabung  und  Neigung  voraus.  Ein  Statszwang,  welcher  die 
Individuen  ohne  Noth  aus  ihren  bürgerlichen   Verhältnissen, 

'  Lord  John  Bussel  macht  sogar  für  England  auf  diese  Gefahr 
naehdrüoklioh  auftnerksam  in  seiner  Geschichte  der  engliBohen  Terfas- 
iung.    Gap.  32. 

'  Friedrich  der  Grosze  in  seinem  Essai  sor  les  formes  du  gourer- 
nemcnt:  „Le  nombre  des  troupes  qu^nn  £tat  entretient,  doit  6tre  en 
Proportion  des  troupes  qa'ont  ses  ennemis;  il  faut  qu'il  se  trouTC  en 
m6me  foroe  ou  le  plus  faible  riaqne  de  saocomber.*' 
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aus  ihrer  Wirthsdiaft,  ihrem  Gewerbe,  ihren  Studien  heraus- 
reiszt  und  denselben  auf  viele  Jahre  hin  entfremdet,  ist  ein 
sehr  bedenklicher  Eingriff  in  die  persönliche  Freiheit.  Die 
Werbung  des  stehenden  Heeres  erkennt  diese  Freiheit  an  und 
schafft  unter  Umst&nden  eine  sehr  tüchtige  Armee,  in  welcher 
die  Berufepflicht  durch  die  Berufslust  gehoben  wird.'*  Aller* 
dings  erhöht  die  Werbung  auch  die  Bedenken  gegen  das 
ganze  Wehrsystem,  indem  es  ebenso  leicht  auf  fremde  Söldner 
anwendbar  ist,  als  auf  nationale  Freiwillige.  Eine  kaufmän- 
nische und  reiche  Nation  wird  dann  leicht  den  Waffen  ent- 
wöhnt und  geräth  unter  ümstflnden  eher  unter  fremde  Herr- 
schaft. ^ 

England,  Holland^  und  die  Vereinigten  Staten 
?on  Amerika  haben  noch,  so  weit  letztere  auch  ein  kleines 
stehendes  Heer  unterhalten,  die  ältere  Werbmethode  beibe- 

*  Stahl,  Statslehre  II.  S.  414  sagt:  „Der  Werbecontract  habe  et- 
was Unsittliches,  indem  er  Lebensanfopferung  und  Lebensberaf  zum  Ge- 
genstand des  Kaufes  mache.*'  Allein  jeder  Bernf  beruht  zunächst  auf 
indiridueller  Anlage  und  Willensbestimmnng,  und  der  Sold 
ist  doch  nur  das  nothwendige  Aequiyalent  für  die  Berufsleistung,  welche 
wie  bei  den  Aemtem  Ton  dem  State  bestimmt  wird.  Wer  sich  anwerben 
l&szt,  erklärt  nur,  dasz  er  Willens  sei,  als  Soldat  dem  State  berufbmftszig 
zu  dienen.  Darin  liegt  nichts  Unsittliches.  Auch  bezeugt  die  Geschichte, 
dasz  geworbene  und  sogar  fremde  Truppen,  die  Schweizer  vor- 
aus, die  kriegerische  Tagend  bis  zur  heldenmäszigsten  Aufopferung  ent- 
faltet haben ,  und  schon  mancher  für  friedliche  Arbeit  unbrauchbare 
Bursche  ist  durch  die  Strenge  und  die  MtonUchkeit  des  Kriegerbemfes 
zu  einem  tüchtigen  Menschen  geworden.  In  jedem  kr&ftigen  Volke  gibt 
es  Elemente,  die  nur  für  den  Soldatenstand  taugen. 

*  Ueber  den  Gegensatz  yon  nationalen  Truppen,  fremden  Sold-  und 
fremden  Hülfstruppen  rgl.  Hachiay.  im  Fürsten  G.  12  und  13  Fried- 
rich II.  eben  da:  „Die  besten  Truppen,  die  ein  Stat  haben  kann,  sind 
die  nationalen."    Indessen  das  ist  nur  bedingt  wahr. 

^  Hollftndische  Verfassung  $.  177:  Das  Tri^n  „der  Waffen  zur 
Handhabung  der  Unabhängigkeit  und  zur  Vertheidignng  seines  Grund- 
gebiets  bleibt  eine  der  ersten  Pflichten  aller  Bewohner.**  §.  178*  „Der 
Kdnig  sorgt  dafür,  dasz  zu  aUen  Zeiten  eine  hinreichende  Land«  und 
Seemacht  unterhalten  werde,  angeworben  aus  Freiwilligenf  seien  sie  Bin- 
gebome  oder  Auslftnder.** 
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halten.  Frankreich  und  nach  seinem  Vorbild  Oesterreich, 
Bnszland  und  bis  auf  die  neueste  Zeit  auch  manche  deutsche 
Staten  haben  dagegen  ihre  stehenden  Heere  auf  die  allge- 
meine Dienstpflicht  der  Bürger  gegrflndet  (sogenannte 
Conscription)  und  dieselbe  nur  durch  das  Becht  der  aus- 
geloosten  Dienstpflichtigen,  einen  Stellvertreter  zu  erkaufen 
zu  ermäszigen  gesucht.^ 

b)  Das  Milizsystem,  wie  es  am  beszten  in  der  Schweiz 
eingeftthrt,  aber  auch  in  den  nordamerikanischen  Frei- 
staten in  üebung  ist,  bildet  dazu  den  schftrfsten  Gegensatz. 
Mit  viel  geringeren  Kosten  schafft  es  weit  gröszete  Heere, 
indem  es  die  ganze  männliche  Bflrgerschaft  des  Landes  in 
den  Waff'en  flbti  aber  ohne  sie  ihrem  bürgerlichen  Beruf  zu 
entfremden.  Das  Milizheer  ist  daher  unbrauchbar  für  kriege- 
rische Abenteuer  und  nur  verwendbar  für  nationale  Kriege. 
An  militärischer  Bildung  und  Erfahrung  steht  es  zwar  weit 
zurück  hinter  den  stehenden  Berufsheeren,  aber  zur  Yerthei- 
digung  des  Landes  fällt  es  schwer  ins  Gewicht.  Seine  Schwäche 
wird  besonders  in  dem  Mangel  von  Berufsofficieren  und  ünter- 
officieren  fühlbar,  seine  Stärke  ist  der  patriotische  Geist,  der 
es  erfüllt.  Es  kann  nicht  leicht  zu  einer  Gefahr  werden  für 
die  Yolksfreiheit;  aber  wenn  ein  ernster  Krieg  ausbricht,  so 
erfordert  es  zu  Anfang  desselben  ungeheure  Opfer  an  Menschen- 
leben und  an  Yolksverm^^gen.  Es  paszt  eher  für  demokratische 
Republiken  als  für  monarchische  Staten. 

c)  In  der  Mitte  steht  das  Preuszische  Wehrsystem, 
welches  die  Vorzüge  der  stehenden  Heere  mit  dem  der  Volks- 
wehr zu  verbinden   und  ihre   Mängel  zu   vermeiden  sucht.  ^ 

'  Fransds.  Verf.  y.  1848  $.  102:  „Jeder  Franzose  ist,  mit  Aii8- 
nahne  der  dnrch  das  Gesetz  bestimmten  FäUe,  zom  Kriegsdienste  und 
Bom  Dienste  in  der  Nationalgarde  yerpflichtet.  Die  Vergünstigung  Ar 
jeden  Bürger,  sich  ron  der  pereSnüchen  Ableistung  des  Kriegsdienstes 
zu  befreien,  wird  durch  das  Beorutimngsgesetz  geregelt  werden.*^ 

*  In  einem  Zeitungsartikel  sprach  sich  1843  Louis  Napoleon  sehr 
entschieden  für  dieses  preuszische  und  gegen  das  firaniüsische  System  aas. 
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Zum  Erstaonen  yon  Europa  hat  es  sich  in  dem  deutsch-^^ster- 
reichischen  Kriege  von  1866  über  alle  Erwartungen  hinaus 
und  glänzender  noch  bewährt,  als  zur  Zeit  der  deutschen  Be- 
freiungskriege gegen  Napoleon  I. 

Dieses  dritte  System,  auf  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht ruhend,  besteht  aus  einem  stehenden  Heere,  dessen 
Ersatzheer  und  der  Landwehr.  Sein  stehendes  Heer  ist 
die  militärische  Schule  für  das  Oesammtheer,  und  bildet 
zugleich  den  activsten  Bestandtheil  in  diesem.  Es  ist 
weniger  zahlreich  als  das  ausschliesslich  stehende  Heer, 
(17o  doi*  Bevölkerung),  indem  es  sich  auf  die  beiden  andern 
Bestandtheile  stützen  kann  und  erfordert  demnach  geringere 
Kosten.  Es  hält  daher  auch  die  Soldaten  nur  eine  kürzere 
Zeit  unter  den  Waffen  (drei  Jahre)  und  macht  es  ihnen  bälder 
möglich,  dem  bürgerlichen  Beruf  sich  wieder  zu  widmen.  In- 
dem es  sich  über  den  gröszten  Theil  der  männlichen  Jugend 
ausbreitet,  erzieht  es  das  ganze  Volk  militärisch,  entwickelt 
so  die  männliche  Tugend  in  ihm  und  erfüllt  es  mit  statlichem 
Oeist.  Seine  Schule  ist  viel  intensiver  und  wirksamer  als 
die  des  Milizheeres  und  doch  schafft  es  wie  dieses  ein  Volks- 
heer.  Wie  weitere  Ringe  um  den  Kern  des  stehenden  Heeres 
schlieszen  sich  an  dasselbe  die  Ersatzmann  Schaft  der  fol- 
genden 4  Jahrgänge  und  die  Landwehr  der  letzten  5  Dienst- 
jahre an,  die  beide  zuvor  in  dem  stehenden  Heere  gedient 
haben,  aber  nun  blosz  zu  Uebungen  im  Frieden  zusammen 
gezogen  werden.^ 

Wie  das   stehende  Heer  vorzugsweise  zur  ersten  Action 

>  Ihre  natürliche  Bestimmnng  sind  jedenfalls  nicht  aqswärtige  Feld- 
sfige.  Eine  ausnahmsweise  Yerwendnng  der  Art  sollte  daher  nicht  ron 
dem  blossen  YÖUig  willkärlichen  Befdile  der  Regierung  abbSogen.  Die 
spanische  Verfassung  ron  1837  bestimmt  in  $.  77:  „Der  Kdnig  kann 
im  Fan  der  Noth  über  die  Kationalmiliien  yerffigen  innerhalb  ihrer 
ProTinz,  sie  jedoch  nicht  ohne  Zußtimmung  der  Cortez  ausserhalb  der- 
selben verwenden/'  Belgische  Yerf.  §.  123:  „Die  Mobilmachung  der 
Bfirgergarde  kann  nur  kraft  eines  Gesetzes  stattfinden." 
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bestimmt  ist,  so  hat  die  Landwehr  hauptsächlich  die  Aufgabe 
zur  Landesvertheidigung  und  als  Reserve  zn  dienen.  ^^  Indessen 
kann  nach  dem  Preuszischen  Becht  nöthigenfalls  die  ganze 
Armee  ins  Ausland  geführt  werden. 

Diese  Heeresverfassung  erschwert  immerhin  jede  blosze 
Eroberungs-  oder  Unterdrückungspolitik,  ist  aber  ein  gewal- 
tiges Schutz-  und  Trutzmittel  einer  nationalen  Politik.  In 
Preuszen  und  Deutschland  leidet  aber  dieselbe,  wie  die  mili- 
tärischen Zustände  in  ganz  Europa  in  Folge  der  allgemeinen 
Unsicherheit  an  einer  Ueberspannung  der  Volkskräfte. 

Durchaus  nothwendig  ist  es,  dasz  die  Landwehr  mit  dem 
stehenden  Heere  in  einer  organischen  Verbindung  bleibe,^'  so 
dasz  die  ganze  Wehrkraft  eines  Volkes  ein  in  sich  einiger 
Körper  sei  und  die  Landwehr  an  der  Ehre  der  Linie,  wie 
diese  an  der  Volksthümlichkeit  der  Landwehr  einen  Antheil 
behalte.  Verderblich  dagegen  wirkt  ein  schroffer  Gegensatz 
der  beiden  Bestandtheile.  Wenn  dem  Söldner-  und  Königs- 
heer ein  Volks-  und  Parlamentsheer  entgegengesetzt  wird,  so 

^  Stein  an  Gneisenan  (Steins  Leben  ron  Pertz  II.  S.  353):  „Im 
Frieden  ist  die  Miliz  eine  Yorbereitangsanstalt  zum  Heer,  indem  sie  die 
Kenntniflz  der  kriegerischen  Fertigkeiten  und  den  kriegerischen  Geist 
in  der  ganzen  Nation  erhält,  wozu  zugleich  Erziehung  durch  Verbreitung 
▼on  Grundsätzen  und  durch  Unterricht  in  gymnastischen  Hebungen  mit- 
wirken muBz.  Im  Krieg  dient  sie  dem  Heer  als  ReserTe  und  Depot. 
Hierdurch  wird  der  Neigung  der  gewerbetreibenden  und  wissenschaft- 
lichen Stände  zu  unkriegerischen  und  feigen  Gesinnungen  und  der  Trenn- 
ung der  yersohiedenen  Stände  ron  einander  und  ihrem  Losreiszen  von 
dem  Stat  entgegengewirkt  und  in  allen  das  Gefühl  der  Pflicht,  für  dessen 
Erhaltung  sein  Leben  aufzuopfern,  belebt.  Eine  Folge  einer  solchen 
Einrichtung  ist  die  Allgemeinheit  der  Verpflichtung  zu  Kriegsdiensten, 
die  sich  auf  jeden  Stand  der  bürgerlichen  Gesellschaft  ausdehnt  Durch 
sie  wird  es  müglioh  einen  hochherzigen  kriegerischen  Nationalcharakter 
m  bilden,  langwierige  entfernte  Eroberungskriege  zu  führen,  und  einen 
Nationalkrieg  einen  übermächtigen  feindlichen  Anfall  entgegenzusetzen/ 

^^  Preusz.  Verf.  g.  35:  „Das  Heer  begreift  alle  Abtheilungen  des 
stehenden  Heeres  und  der  Landwehr.  Im  FaUe  des  Krieges  kann  der 
König  nach  Maszgabe  des  Gesetzes  den  Landsturm  aufbieten.* 
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wird  durch  solchen  Zwiespalt  die  militärische  Erafb  derStaten 
geschwächt,  das  Volk  zq  innerer  Feindschaft  gereizt  und  bald 
die  Autorität  der  Statsgewalt,  bald  die  Freiheit  der  Bflrger 
bedroht. 

3.  Der  Landsturm  endlich  ist  ein  Institut  für  Noth- 
fäUe.  Er  gehört  nicht  zu  dem  eigentlichen  Heere,  und  hat 
nur  geringe  technische  Bildung.*  Er  umfaszt  die  gesammte 
männliche  Bevölkerung,  welche  nicht  schon  in  dem  stehenden 
Heere  und  in  der  Landwehr  dient  und  doch  noch  kräftig  ge- 
nug ist,  die  Waffen  zur  Yertheidigung  des  States  zu  führen. 
Unter  kräftigen  Bergvölkern  haben  auch  die  Weiber  schon 
oft  th  eilgenommen  an  dem  Landsturm  und  den  Männern  mu- 
thig  zur  Seite  gestanden.  Das  aber  ist  doch  Ausnahme,  und 
in  der  Kegel  wird  auch  diese  Dienstpflicht  auf  die  männliche 
Bevölkerung  beschränkt. 

Die  Organisation  des  Landsturms  musz  wieder  den  Zu- 
sammenhang mit  der  gesammten  Kriegsmacht  des  States  be- 
wahren und  ist  daher  von  dem  Statsoberhaupte  abhängig.  Im 
Einzelnen  kann  sie  nach  der  gröszeren  oder  geringeren  Kriegs- 
tüchtigkeit geordnet  sein.  Zum  Angriff  und  zu  militärischen 
Manövern  untauglich,  kann  derselbe  zur  Yertheidigung  ein- 
zelner Pässe  und  zur  Beunruhigung  und  Verfolgung  des  be- 
reits erschütterten  Feindes  gute  Dienste  leisten. 

4.  Das  Heer  darf  nicht  selbst  den  Zweck  bestimmen,  für 
welchen  es  zu  den  Waffen  greift,  die  Militärgewalt  in  der 
Kegel  nicht  von  sich  aus  in  die  bürgerlichen  Verhältnisse  ein- 
greifen. Vielmehr  wird  dasselbe  durch  den  Befehl  des  Stats- 
oberhauptes  in  Bewegung  versetzt,  und  empfängt  v(m  ihm  des 
Impuls  und  die  Kichtung  für  seine  Thaten.  In  untergeord- 
neten Beziehungen  zum  Schutze  der  öffentlichen  Kühe  werden 
seine  Abtheilungen  von  den  Civilbehörden  am  Hülfe  requirirt» " 


**  O  est  er  reich.  Terf.  von  1849  §.  114:  „Im  Innern  kann  die  be* 
waffnete  Haolit  nnr  über  Aufforderung  der  Civilbehörden  und  in  den 
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Achtes  GapiteL 

Die  Polisei« 
1.   Dm  Wesen  der  Pellzel. 

Erst  allmählich  gelingt  es,  den  modernen  Begriff  der 
Polizei  ins  Klare  zu  bringen.  Die  statsrechtlichen  Theorien, 
welche  gegenwärtig  noch  am  meisten  verbreitet  sind,  leiden 
an  bedenklichen  Mängeln  und  in  vielen  Beziehungen  noch 
schlimmer  steht  es  mit  der  Praxis.  Bald  wird  der  Polizei 
ein  zu  beschränkter  Spielraum  der  Th^tigkeit  angewiesen,  und 
sie  verhält  sich  unthätig  und  gleiphgflltig ,  wo  sie  wohlthätig 
einzugreifen  und  für  die  öffentliche  Wohlfahrt  zu  sorgen  den 
natürlichen  Beruf  hat.  Bald  hinwieder  breitet  sie  ihre  Ge- 
walt unmäszig  auf  Verhältnisse  aus,  über  welche  ihr  keinerlei 
Bevormundung  gebührt,  und  hemmt  oder  belästigt  ohne  Grund 
die  Freiheit  der  Individuen  in  Lebenskreisen,  wo  sie  nichts  zu 
befehlen  hat. 

Ihr  Beruf  ist  nicht  zu  strafen,  sondern  zu  sorgen;  und 
dennoch,  obwohl  die  öffentliche  Wohlfahrt  das  Ziel  aller  ihrer 
Handlungen  ist,  wird  sie  oft  von  dem  Misztrauen,  nicht  selten 
von  dem  Hasse  derer  begleitet,  für  deren  Wohl  sie  thätig 
sein  soll.  Sie  sollte  ihrer  Bestimmung  nach  die  populärste 
der  Statsgewalten  sein,  und  wir  erfahren  es  täglich,  dasz  sie 
die  unpopulärste  unter  allen  ist.  Woher  dieser  sonderbare 
Widerspruch  ?    Wir  können  uns  auch  nicht  mit  der  Ausflucht 

feietiUdb  bestiniinlen  FlUen  und  Formen  einaohreiten."  Premssiacbe 
j.  36:  „Die  bewaffnete  Maoht  kann  zur  Unterdrückung  innerer  Unmben 
nnd  znr  Ausführung  der  Gesetze  nur  in  den  Yom  Gesetze  bestimmten 
FSUen  und  Formen  und  auf  Requisition  der  GiyilbehSrde  yerwendet 
werden«  In  letzterer  Beriehung  hat  das  Gesetz  die  Ausnahmen  zu  he* 
stimmen/^  Französische  yon  1848.  §.  105:  ,)Die  öffentliche  Maoht, 
welche  zur  Aufrechthaltung  der  Ordnung  im  Innern  yerwendet  wird, 
handelt  nur  auf  Aufforderung  der  eingesetzten  Behörden,  indem  sie  den 
durch  die  legislative  (Gewalt  bestimmten  Anordnungen  Folge  leistet.^ 


■^ 
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trösten,  dasz  es  doch  yorztiglich  die  schlechten  Leute  seien, 
welche  vor  der  Polizei  eine  gerechte  Scheu  haben.  Es  ist 
nicht  immer  so.  Nicht  unwahr  hat  Qöthe  dem  Mephistopheles 
das  Wort  in  den  Mund  gelegt: 

Ich  weisz  mich  trefflich  mit  der  Polizei, 

Doch  mit  dem  Blutbann  schlecht  mich  abzufinden. 

Auch  unter  den  ruhigen,  friedlichen  Leuten  findet  man  häufig 
eine  Aengstlichkeit  vor  der  Polizei  und  eine  Abneigung  gegen 
jede  Berührung  mit  derselben,  die  nicht  in  dem  bösen  Ge- 
wissen ihren  Grund  hat.  Die  auffallende  Erscheinung  ver- 
langt eine  andere  Erklärung. 

In  dem  alt -römischen  State  war  die  Polizei  groszartig 
und  mächtig  organisirt,  und  wir  finden  dort  keine  Spur  dieses 
Hasses.  Die  edelsten  Männer  der  Republik  suchten  in  der 
Uebung  der  Polizeigewalt  ihre  Ehre.  Die  Aedilität  war  vor- 
zugsweise eine  polizeiliche  Magistratur,  und  sie  war  die  Pforte 
zu  den  höchsten  Aemtem  der  römischen  Republik.  Die  Gen- 
sur  war  der  höchste  Preis  des  Ehrgeizes  für  den  moralischen 
Adel  und  ihr  war  die  Sittenpolizei  anvertraut.  Die  Statspo- 
lizei  aber  wurde  von  den  Häuptern  der  Stadt,  von  den  Con- 
suln  verwaltet.  Die  Polizei  war  damals  nicht  als  Eine  in 
sich  verbundene  Institution  organisirt,  sie  war  an  verschiedene 
Magistrate  vertheilt;  aber  schon  die  Theile  der  Polizeigewalt 
gaben  dem  Magistrate  hohe  Ehre  und  Macht  zugleich.  Die 
Yergleichung  dieser  Zustände  mit  den  heutigen  hat  etwas  Be- 
schämendes für  den  modernen  Stat. 

In  dem  germanischen  Mittelalter  lag  die  Polizeigewalt 
fast  ganz  darnieder;  und  das  ist  jedenfalls  ein  Hauptgrund, 
weszhalb  die  neue  Zeit  sich  hier  nur  sehr  schwer,  und  nicht 
ohne  heftige  Schwankung  zurecht  findet.  Das  überaus  wich- 
tige moralische  Element,  der  eigentliche  Kern  aller  wahren 
Polizei,  war  im  Mittelalter  dem  State  entzogen.  Die  Kirche 
bemächtigte  sich,  von  dem  religiösen  Standpunkte  aus,  der 
ganzen  moralischen  Seite  des  öffentlichen  Lebens.    Der  Stat 

Blmitfchll,  nllremefnet  SUtsrecht.    11.  |2 
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trat  in  dieser  Hinsicht  zurück  und  Oberliesz  ihr  yoraus  alle 
sittliche  Zucht,  üeberdem  begünstigte  der  Charakter  des 
Mittelalters  die  Selbständigkeit  der  einzelnen  Genossenschaften, 
der  Familien  und  Individuen  im  Gegensatze  zu  den  Interessen 
der  Gesammtheit  mit  solcher  Vorliebe,  dasz  eine  ein-  und 
durchgreifende  Statsgewalt,  wie  sie  für  die  Polizei  ein  Lebens- 
bedürfnisz  ist,  unmöglich  gedeihen  konnte.  Bei  jedem  Schritt 
stiesz  sie  auf  unübersteigliche  Kechtsschranken  und  vor  der 
Willkür  der  Individuen  muszte  die  Autorität  der  Statsgewalt 
sich  beständig  zurückziehen. 

Gegen  Ende  des  Mittelalters  kam  dagegen  eine  Beaction, 
und  man  gerieth  bald  in  einen  entgegengesetzten  Fehler.  Der 
wieder  stärker  gewordene  Stat  fing  an,  in  der  Absicht,  die 
Völker  glücklich  zu  machen,  sich  in  alle  auch  die  ihrer  Natur 
nach  individuellen  Verhältnisse  der  Bürger  einzumischen.  Es 
kam  ein  System  auf  der  allgemeinen  Bevormundung 
und  der  Vielregiererei,  welches  die  Erwachsenen  wie  Kinder 
behandelte  und  die  bürgerliche  Freiheit  auf  allen  Seiten  ein- 
engte. Von  Stats  wegen  wurde  Alles  geordnet  und  befohlen, 
der  Glaube,  die  Sitte,  die  Nahrung,  die  Kleidung,  die  Woh- 
nung, die  Berufsweise,  der  Handel  und  Wandel.  Diese  Be- 
wegung, die  ursprünglich  wohl  gut  gemeint,  aber  schlecht  ge- 
dacht war,  dann  aber  auch  der  Immoralität  auf  Seite  derer, 
welche  solche  Gewalt  übten,  Vorschub  leistete  und  zu  unzäh- 
ligen Miszbräuchen  führte,  rief  in  der  Folge  wieder  ihren  Ge- 
gensatz hervor,  und  von  Neuem  suchte  man  der  Polizei  jede 
die  Wohlfahrt  fördernde  Macht  abzusprechen  und  sie  auf  die 
Handhabung  der  öffentlichen  und  Privatsicherheit  einzuschränken. 

Aus  diesen  Schwankungen  in  das  ruhige  organische  Gleich- 
gewicht zu  kommen  und  die  Polizei  von  Neuem  mit  dem 
Geiste  der  Moral  und  der  Ehre  zu  beleben  und  zu  veredeln, 
das  ist  die  statliche  Aufgabe  der  Zukunft. 

Zu  diesem  Behuf  ist  vor  allen  Dingen  die  Idee  der  Po- 
lizei zu  erkennen  und  dann  was  ihr  nicht  angehört  auszuscheiden, 
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was  ihr  zukommt,  zu  gewähren.  Wie  schon  der  Name  Po- 
lizei deutlich  darauf  hinweist,  ist  sie  eine  ganz  specifische 
statliche  und  obrigkeitliche  Gewalt.  Die  obrigkeit- 
liche Sorge  ffir  die  öffentliche  Sicherheit  und 
Wohlfahrt  in  ihren  täglichen  Bedflrfnissen ,  die  Sorge, 
welche  das  Nothwendige  und  Unentbehrliche  anordnet 
und  daher  als  befehlende  und  verbietende  Statsgewalt  er- 
scheint, ist  dieA  ufgabe  und  das  Wesen  der  Polizei.  Ihre  Wirksam- 
keit ist  daher  wie  keine  andere  unablässig  thätig,  immer  bereit, 
das  Nöthige  anzuordnen.  Sie  daif  nie  schlafen,  nie  feiern.  Wflrde 
sie  feiern  können,  so  wäre  das  ein  Zeichen,  dasz  es  am  ge- 
meinsamen Leben  fehlt.  Wo  ein  öffentliches  Bedflrfnisz  sich 
mit  Macht  regt,  da  musz  sie  bei  der  Hand  sein  und  von  sich 
aus  helfen.  Sie  hat  einen  eigenen  Willen  und  setzt  ihn  selb- 
ständig ohne  Zögerung  durch.,  Sie  ist  in  ganz  besonderem 
Sinne  Gewalt. 

Es  ist  ein  vergebliches  Bemühen,  die  einzelnen  Richtungen 
der  polizeilichen  Thätigkeit  genau  abstecken  und  die  Art  der- 
selben mit  minutiöser  Sorgfalt  zum  voraus  bestimmen  und 
ordnen  zu  wollen.  Die  Polizei  geht  von  dem  Gentrum  des 
States  aus  nach  allen  Richtungen  der  Peripherie,  und  kann 
den  mannichfaltigen  Anregungen  des  Lebens  nur  genügen, 
wenn  sie  mit  innerer  Freiheit  thut,  was  der  Moment  und  die 
Eigenthümlichkeit  jedes  einzelnen  Falles,  auch  des  nicht  vor- 
hergesehenen fordert.  Ihre  Aeuszerungen  sind  so  reichhaltig 
und  verschiedenartig,  wie  die  Erscheinungen  des  Lebens,  auf 
welche  sie  sich  beziehen.^ 

*  Stahl,  Statslebre  II.  S.  428:  „Die  Polisei  ist  das  reichste  Gebiet 
der  StatflYerwaltuDg;  was  Ziel  und  Interesse  des  menschlichen  Daseins 
ist,  gehört  ihr  an,  und  ist  voriugsweise  ihr  positives  Streben.  Die  Jastis 
ist  nnr  erhaltend  oder  wiederherstellend,  und  tritt  nur  im  Falle  der 
Yerletsung  ein;  die  Finanz  hat  ihre  Beschrflnkung,  soll  nicht  ins  Un- 
endliche gehen,  das  Militär  soll  bloss  die  Macht,  nicht  ohne  Noth  ihren 
Gebrauch  erhalten.  In  der  Poliiei  aber  besteht  die  eigentliche  politische  (?) 
Thätigkeit."    F.  R  0  h  m  e  r  in  der  Schrift :  Der  vierte  Stand  und  die  Mon- 
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Eine  gewisse  Willkür,  d.  h.  die  freie  Wahl  der  in  je- 
dem Augenblick  geeigneten  Mittel  zu  dem  gewünschten  Zweck, 
ist  daher  von  dem  Wesen  der  Polizei  unzertrennlich.  Es  läszt 
sich  nicht  zum  voraus  in  festen  Begeln  angeben,  was  und  wie 
es  zu  thun  sei.  Eine  Polizeigesetzgebung,  welche  das  Alles 
für  die  Zukunft  ordnen  wollte,  wäre  ein  unmögliches  und  so- 
weit sie  in  Kraft  träte,  ein  verderbliches  Unternehmen.  Frei- 
lich darf  auch  diese  Willkür  keine  absolute  sein.  Sie  musz 
voraus  die  bestehende  Bechtsordnung  anerkennen  und  darf 
niemals,  ohne  wirkliche  Noth,  ein  vorhandenes  Privat- 
oder öffentliches  Recht  bei  Seite  schieben  oder  verletzen.  Sie 
soll  auch  nicht  eingreifen,  wo  die  Privaten  besser  sich  selber 
helfen.  Aber  das  wechselnde  öffentliche  Bedürfniss 
ist  ihr  oberstes  Gesetz,  die  Angemessenheit  und  Zweck- 
mäszigkeit  ihrer  Maszregeln ^ihre  höchste  Pflicht. 

Eine  solche  willkürliche  Gewalt  hat  freilich  ihre  Ge- 
fahren für  den  Stat  selbst  und  mehr  noch  für  die  Privatper- 
sonen. Sie  kann  zu  widerrechtlicher  Bedrückung  und  uner- 
träglicher Tyrannei  miszbraucht  werden.  Das  Statsrecht  musz 
daher  Bedacht  darauf  nehmen,  dem  Miszbrauch  ernstlich  zu 
wehren.  In  neuerer  Zeit  kennt  man  fast  nur  zwei  Mittel, 
welche  dafür  einigen  Schutz  gewähren,  die  Gestattung  der 
Beschwerde  je  an  eine  obere  Instanz  und  die  Beschränkung 
der  Polizeigewalt  selbst  durch  ein  Polizeigesetzbuch.  Das 
erstere  wird  überdem  durch  die  allenthalben  sichtbare  Scheu 
der  obern  Polizeiinstanzen,  die  Autorität  der  untern  zu  ge- 
fährden, wenn  sie  den  klagenden  Privatpersonen  Becht  geben, 
gewöhnlich  sehr  erschwert,  und  das  letztere  kann  zwar  für 
die  gewöhnlichen  Fälle,  namentlich  fQr  gewöhnliche  Fälle  der 
Unordnung  und  Polizeiübertretung,   die  Polizeibeamten  an  ein 

arcbie:  „Freies  Durchgreifen  im  richtigen  Augenblick  ist  das 
Wesen  der  Polisei.  Ihre  Wirksamkeit  ist  unberechenbar,  wie  das  Leben 
selbst.  Sie  Iftszt  sich  nicht  in  Formeln  bringen,  nicht  in  Yorsohriften 
fassen.** 
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richtiges  Masz  gewöhnen  und  vor  Uebertreibung  ihrer  Züchti- 
gungsgewalt verhüten,  aber  unmöglich  ausreichende  Hülfe  ge- 
währen und  leicht  in  den  entgegengesetzten  Fehler  zu  enger 
Beschränkung  der  freien  Bewegung  auch  der  Polizeigewalt 
verfallen. 

Hier  liegt  ein  auffallender  Mangel  in  der  Ausbildung  des 
modernen  Statsrechts.  Mir  scheint,  es  ist  hier  der  Ort,  eine 
römische  Institution  wieder  aufzunehmen  und  nachzubilden. 
Der  römische  Grundsatz,  der  Intercession  eines  Magistrats 
von  gleicher  oder  höherer  Gewalt,  oder  der  dazu  eigens  er- 
mächtigt ist  —  wie  die  römischen  Volkstribunen  es  waren  — 
paszt  für  die  Organisation  der  Polizeigewalt  vortrefflich.  Eben 
wo  rasches  durchgreifendes  Handeln  nöthig  ist,  da  musz  auch 
für  eine  ebenso  rasche  und  plötzliche  Hemmung  verkehrten 
Handelns  gesorgt  werden:  und  das  geschieht  nicht  genügend 
durch  den  Instanzenzug  an  eine  höhere  und  oft  ferne  Stelle, 
sondern  besser  durch  das  Veto  öder  Nego  einer  gleichen 
und  daher  gewöhnlich  nahen  Beamtung.' 

Dann  aber  ist  die  Zulässigkeit  einer  relativen  Willkür 
nur  da  zu  rechtfertigen,  wenn  ihr  eine  strenge  Verant- 
wortlichkeit dessen,  der  sie  übt,  als  Gegengewicht  zur 
Seite  steht.  Je  gröszer  das  Masz  der  bewilligten  Willkür  ist, 
nm  so  möhr  musz  auch  der  Ernst  der  Verantwortlichkeit 
steigen.  Das  bedarf  aber  einer  ganz  andern  Organisation,  als 
wir  in  dem  heutigen  Instanzenzug  haben.  Es  müssen  für  beide 
entgegengesetzte  Bedürfnisse  und  Sichtungen  zugleich  Garan- 
tien geschaffen  werden,  für  die  nöthige  Freiheit  der  Polizei, 
Alles  zu  thun,  was  die  Sicherheit  und  das  unabweisbare  Be- 
dürfnisz  des  Stats  und  dej?  Gesellschaft  im  Augenblick  for- 

<  B.  y.  Mohl  (Polizei- Wissenschaft  8.  Aufl.  1866.  I.  S.  42)  h&lt 
diesen  Gedanken  für  unausführbar  bei  der  Organisation  unserer  heutigen 
Polizeibehörde.  Ich  gebe  das  zu,  aber  eben  diese  Organisation  bedarf 
einer  gründlichen  Reform  und  insbesondere  wird  die  Mitwirkung  ange- 
sehener Bürger  nöthig,  dann  aber  sind  die  Voraussetzungen  da,  unter 
denen  der  obige  Gedanke  practisch  werden  kann. 
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dem,  und  für  das  Recht  der  Bürger,  gegen  Miflzbrauch  dieser 
Gewalt  geschützt  zu  werden.  Wer  jene  Gewalt  wenn  auch 
Aoch  so  einschneidend  übt,  musz  sicher  sein,  einen  Bichter 
seiner  That  zu  finden,  der  dieselbe  nicht  mit  dem  Maszstabe 
des  Civilrichters ,  sondern  mit  der  nöthigen  Berücksichtigung 
der  politischen  Natur  und  Aufgabe  zu  beurtheilen  yersteht. 
Und  wenn  er  dieselbe  wirklich  miszbraucht,  so  musz  er  auch 
in  seiner  Person  die  Uebel  des  Miszbrauchs  ernstlich  erfahren, 
indem  er  weder  der  Entschädigung  an  den  verletzten  Privaten 
noch  der  Busze  entgeht. 

l  Wichtiger  aber  noch,  und  diesen  Einrichtungen  erst  die 
rechte  Erfüllung  gewährend,  ist  die  persönliche  Umgestal- 
tung und  Hebung  der  Polizei.  Auch  hier  ist  das  römische 
Statsrecht  ein  Vorbild  für  spätere  Zeiten.  Soll  die  Polizei 
wieder  eine  grosze  moralische  Macht  des  States  werden, 
so  ist  das  Wichtigste  dieses,  dasz  die  durch  ihren  moralischen 
Charakter  angesehensten  Männer  vorzugsweise  für  diese  stat- 
liche  Function  berufen  und  gewonnen  werden.  Von  Fried- 
rich Böhmer,  der  eine  verbesserte  Organisation  der  Polizei 
für  das  dringendste  Statsbedürfnisz  unserer  Zeit  erklärt  hat, 
wurde  die  Idee  ausgesprochen,  dasz  die  Stiftung  groszer,  den 
Charakter  und  die  Thatkraft  ganzer  Männer  concent- 
rirender  Orden,  deren  Mitglieder,  ohne  bureaufa^tische  Be- 
amte zu  sein,  ein  Ehrenamt  üben  und  deren  organisirte  Ver- 
bindung die  Verantwortlichkeit  zur  Wahrheit  mache,  das  ge- 
eignetste Mittel  sei,  jenes  BedOrfhisz  zu  befriedigen. 
*  In  dem  Institute  der  englischen  Friedensrichter 
ist  bereits  für  den  modernen  Stat  eine  Körperschaft;  angese- 
hener, unabhängiger  und  gebildete^  Männer  dargestellt,  welchen 
ein  Theil  der  öffentlichen  Polizeigewalt  anvertraut  ist. 
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Neuntes  Capitel 

Die  Gliederung  und  die  Hanptfnnctionen  der  Polizeigewalt. 

In  dem  Begriffe  der  Polizei  lassen  sich  wohl  zwei  Haupt- 
richtungen derselben  unterscheiden,  die  eine  negative,  welche 
den  drohenden  Schaden  abwendet  und  die  Hindemisse  der 
freien  Bewegung  entfernt,  die  andere  positive,  welche  das 
Gemeinwohl  fördert.  Die  erstere  conservirende  hat  man 
dann  Sicherheits-,  die  zweite  productive  Wohlfahrts* 
polizei^  genannt.  Aber  im  Leben  scheiden  sich  diese  beiden 

^  Es  ist  eind  wunderliehe  GriUe  einzelner  Publioisten,  welche  in  dem 
State  nur  die  Rechtsordnung  sehen,  die „Wohlfahrtspolizei*^  und  da- 
mit gerade  die  practisch  wichtigste  und  wohlthätigäte  Seite  der  Polizei 
zu  verwerfen.  Aretin  z.  B.  Gonstitutionelles  Statsrecht  II.  S.  178 
meinte  wirklich:  „Die  Wohlfahrtspolizei  sei  ein  offenbarer  Eingriff  in 
die  Freiheit  der  Statsbürger."  Fast  komisch  ist  aber  seine  Ausführung, 
dasz  Recht  und  Wohlfahrt  (justitia  et  salus  publica)  sich  gegenseitig 
aufheben  und  widersprechen,  als  ob  die  Bewahrung  des  Rechtes  noth- 
wendig  zum  Untergang  der  Wohlfahrt,  und  die  Förderung  der  Wohl- 
fahrt zur  Zerstörung  des  Rechtes  fahren  müszte.  Wftre  dem  so,  dann 
wftre  es  doch  schwerlich  der  Mühe  werth,  das  Recht,  wie  Aretin  es 
that,  zum  aUeinigen  Statszweck  zu  erheben,  und  den  Stat  so  zu  einer 
Zwangsanstalt  zu  machen,  deren  Bewohner  auf  gemeinsame  Wohlfahrt 
wie  die  Verdammten  in  Dante^s  Hölle  auf  jede  Seligkeit  verzichten 
müszten.  Er  bemerkt  darüber:  „Will  man  aber  behaupten,  die  Rechts- 
herrsohaft  und  die  Wohlfahrt  seien  der  Statszweck,  so  nimmt  man  zwei 
Zwecke  an,  die  überdas  einander  geradezu  aufheben.  Die  Rechtsherr- 
schaft Yom  State  verlangen,  heiszt  ihn  verpflichten,  die  Rechte  jedes 
Einzelnen  zu  schützen  und  zu  achten;  die  Wohlfahrt  von  ihm  verlangen, 
heiszt  ihn  auffordern,  die  Rechte  der  Einzelnen  zu  verletzen  (?),  weil 
die  Mittel,  wodurch  die  Grösze,  die  Macht,  der  Ruhm,  der  Wohlstand 
einer  Nation  befördert  werden  soll ,  in  der  Regel  von  der  Art  sind  (?), 
dasz  jene  Rechte  dadurch  beeinträchtigt  werden.  Wer  also  beides  zu- 
gleich begehrt,  überlAszt  der  Regierung  zwischen  zwei  Aufträgen  die 
Wahl  (?),  und  musz  sich  darein  ergeben,  dasz  sie  den  glttnzendern  und 
inhaltvollem  vorzieht.**  Nicht  dasz  die  Polizei  für  das  gemeine  Wohl 
sorgt,  ist  für  die  Freiheit  gefährlich  noch  für  das  Recht  bedrohlich,  son- 
dern wenn  sie  diese  Sorge  ungeschickt  und  unrechtmäszig  aus- 
übt.   Vgl.   das   Hauptwerk   von  R.   Mohl:    „Die  Polizeiwissenschaft." 
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formellen  Bichtungen  nicht,  sondern  zugleich  nach  beiden 
Seiten  hin  wirkt  die  ächte  polizeiliche  Thätigkeit.  In  sehr 
vielen  Fällen  reicht  schon  die  Wegränmung  von  Hindernissen 
hin,  um  der  Bewegung  des  Lebens  Luft  zu  verschaffen.  In- 
dem die  Polizei  das  Diebsgesindel  verfolgt  und  die  Straszen 
reinigt,  fördert  sie  zugleich  den  freien  Verkehr.  Aber  in  an- 
dern Fällen  verbindet  sie  mit  den  negativen  Maszregeln  auch 
die  positiven.  Bei  Epidemien  sorgt  sie  nicht  blosz  für  Ab- 
sperrung der  Kranken,  sondern  zugleich  für  die  nöthige  Halfe- 
leistung und  nöthigt,  wenn  Brücken  weggeschwemmt  werden,  zur 
Herstellung  von  Nothbröcken.  Es  ist  eine  fehlerhafte  Be- 
schränkung der  modernen  Polizei,  besonders  in  moralischen 
Beziehungen,  wenn  sie  nur  dem  üebel  hemmend  in  den  Weg 
tritt  und  zu  wenig  für  die  Förderung  des  Guten  thätig  ist. 
Der  Organismus  der  Polizei  darf  daher  nicht  nach  dieser  Un- 
terscheidung gespalten  werden,  damit  nicht,  was  sich  wechsel- 
weise bedingt  und  unterstützt,  durch* die  Spaltung  unwirksam 
werde. 

Ferner  ist  es  nur  eine  formelle  Unterscheidung,  wenn  die 
Polizei  in  eine  präventive,   welche  dem  drohenden  Schaden 

Xabingen.  Dritte  Aufl.  1866.  Mohl  ist  indessen  I.  S.  10  im  Begriffe 
geneigt,  der  Polizei  nur  den  negativen  Zweck  „der  Beseitigung  aller 
UindernisBe^'  zuzuschreiben,  „welche  der  aUseitigen  erlaubten  Entwick- 
lung der  Menschenkräfte  im  Wege  stehen  und  welche  der  Einzelne  oder 
ein  erlaubter  Yerein  von  Einzelnen  nicht  wahrzunehmen  im  Stande  ist" 
Im  Einzelnen  bespricht  er  aber  doch  eine  Rei^^e  von  Anstalten,  welche 
das  öffentliche  Wohl  positiv  fördern.  Qustav  Zimmermann  erkennt 
in  dem  „Schutz  der  Ordnung^'  die  Hauptaufgabe  der  Polizei  (Die 
deutsche  Polizei,  Hannover  1845,  3  Bde.  Wesen  der  modernen  Polizei. 
Hannover  1852.)  Er  beschränkt  die  Thätigkeit  der  Polizei  nicht  auf  die 
Sicherheit;  aber  unter  der  Form,  in  deren  sich  die  polizeiliche  Thätig- 
keit äussert  und  die  er  für  ihre  Begriffsbestimmung  als  wesentlich  er- 
klärt, (Beobachtung,  Vorbeugung,  Repression  und  Entdeck- 
ung) fehlt  die  positiv  wirkende  Nöthigung.  L.  Stein  (Vorwaltungs- 
lehre.  lY.  Stuttgart  1867.)  unterscheidet  die  aUgemeine  Verwaltungs- 
polizei von  der  Sicherheitspolizei  im  engern  Sinn,  versteht  aber  unter 
Polizei  wesentlich  nur  den  Schutz  vor  öffentlicher  Gefahr, 
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der  Zukunft  zuvorzukommen  und  ihn  durch  ihre  Maszregeln 
abzuhalten  suche,  und  in  eine  repressive  eingetheilt  wird, 
welche  die  bereits  eingetretene  Verletzung  der  öffentlichen 
Sicherheit  zu  beseitigen  oder  den  vorhandenen  Schaden  zu 
bessern  unternehme. 

Durch  diese  Eintheilung  wird  freilich  nur  die  conservi- 
rende  Seite  der  Polizei  betroffen,  die  productiv  fordernde  aber 
nur  mittelbar  berührt.  Insofern  ist  dieselbe  somit  ungenü- 
gend. Auch  ist  es  ein  zwar  verbreiteter  aber  grober  Irrthum, 
dasz  das  Wesen  aller  Polizei  in  der  Prävention  liege.  Wenn 
die  Polizei  für  die  Gesundheit  des  Volkes  sorgt,  indem  sie 
die  Sümpfe  trocken  legt,  in  den  Städten  die  engen  Gassen 
und  Winkel  beseitigt;,  grosze  freie  Plätze  anlegt,  die  Luft 
reinigt,  Brunnen  errichtet,  so  kommt  sie  freilich  indirect  auch 
mancher  Krankheit  zuvor  und  bewirkt  auch  wohl,  dasz  solche, 
wenn  sie  trotzdem  erscheinen,  weniger  Verwüstung  anrichten. 
Das  Wesen  liegt  aber  hier  weder  in  der  Prävention  noch  in 
der  Repression,  sondern  in  positiver  Förderung  des  nor- 
malen Gesundheitszustandes.  Es  bedarf  also  auch 
einer  nöthigenden  Thätigkeit  der  Polizei. 

Am  besten  wird  die  Polizei  nach  den  verschiedenen 
Hauptsphären  des  Lebens,  in  denen  ihre  Wirksamkeit 
nöthig  wird,  eingetheilt  und  organisirt.*  Die  verschiedenen 
Bedürfnisse  dieser  Sphären  erfordern  gewöhnlich  auch  beson- 
dere Kenntnisse,  Anstalten  und  «ine  eigenthümliche  Behand- 
lungsweise.  Nur  darf  man  sich  diese  Kreise  nicht  als  völlig  ab- 
geschlossen vorstellen  und  nicht  vergessen,  dasz  die  Gegen- 
stände, aufweiche  die  Polizei  sich  beziehen  musz,  durch  solche 
Eintheilung  nicht  vollständig  umfaszt  werden  können,  wenn 
nicht  ein  weitgreifender  Vorbehalt  gemacht  wird,  in  dem  sich 
die  variae  causarum  figurae  zur  Noth  unterbringen  lassen. 

<  Mohl  hat  sein  Werk   mit  Recht  nach   diesem  Priocip   geordnet. 
Vgl.  auch  K.  Brater  Blätter  far  admin.  Praxis.  1855.  N.  2. 
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Unserer  Auffassung  vom  State  entspricht  folgende  Glie- 
derung dieser  Hauptsphären. 

I.  Hohe  politische  Polizei,  Statspolizei  im  en- 
gem Sinn.  Ich  verstehe  darunter  die  Sorge  für  die  Exi- 
stenz undSicherheit  des  States  selbst,  in  seinem  Innern. 
In  ihr  tritt  der  politische  Charakter  der  Polizei  am  bestinomi- 
testen  hervor.  Was  immer  den  Landesfrieden  zu  erschüttern 
droht,  fordert  ihre  Thätigkeit  heraus.  In  den  meisten  Fällen 
werden  die  gewöhnlichen,  von  dem  Gesetze  vorausgesehenen 
oder  innerhalb  der  bestehenden  Rechtsordnung  sich  bewegenden 
moralischen  und  physischen  Mittel  ausreichen.  In  auszeror- 
dentlichen  NothfäUen  aber  erhebt  sich  die  hohe  Polizei  zu 
der  Ausnahmsgewalt,  welche  die  Bettung  des  Stats  vor  allen 
andern  Bücksichten  fest  ins  Auge  faszt,  und  zu  diesem  Zwecke 
die  volle  statliche  Macht  entfaltet. 

II.  Individualpolizei;  d.  h.  die  Sorge  für  die  Exi- 
stenz und  Sicherheit  des  Bechts  der  Individuen.  Da- 
hin gehört: 

1.  Die  Sorge  für  die  Ernährung  der  Bevölkerung 
(Nabrungspolizei).  Die  practischen  Bömer  betrachteten 
dieselbe  als  eine  der  wichtigsten  Thätigkeiten  der  höhern  Ma- 
gistrate. Die  plebejischen  und  die  curulischen  Aedilen 
wendeten  ihre  höchste  Aufmerksamkeit  darauf,  dasz  es  inBom 
nie  an  hinreichenden  Getreidevorräthen  fehle,  und  späterhin 
war  es  diese  Sorge,  welche  die  Kaiser  mit  Ernst  betrieben^ 
und  durch  welche  sie  die  Volksmassen  in  Bom  für  sich  ge- 
wannen. 

Das  Privatinteresse  und  der  Privatfleisz  werden 
freilich  das  Meiste  und  Beste  thun;  und  die  eigentliche  S tat s- 

'  Taoitus  Annal.  1  von  Augustus:  «militem  donis,  populum  an- 
nona  cunotos  dulcedine  otii  peUexit.*^  Tkiera  R6yo1.  fran^.  II.  213: 
«L'ancienne  police  avait  rang6  le  sein  des  subflistances  an  rang  de  ses 
attribtttions,  oomme  un  des  objects  qui  Int^ressaient  le  plus  la  tranquil- 
lit6  publique.* 


Neuntes  CapUeL    Hauptfonotionen  der  Polizeigewalt.  187 

wirthschaft  hat  die  Aufgabe,  durch  ihre  wirthschafUichen 
Maszregeln  dem  üebel  zurorzukommen  und  dasselbe  zu  lin- 
dern. Aber  beides  reicht  nicht  immer  zu,  die  Noth  abzu- 
wenden oder  zu  bändigen. 

Die  Noth  kann  so  groz  werden,  dasz  nur  noch  die  durch- 
greifende Polizeigewalt  des  States  ihr  einigermaszen  zu 
begegnen  vermag;  und  da  ist  es  Aufgabe  des  States,  mit 
seiner  Macht  Hülfe  zu  schaffen.  Dafür  musz  er  im  Vereine 
mit  der  Statswirthschaft  und  der  Privatthätigkeit  sich  vor- 
sorglich rüsten  und  der  steigenden  Noth  mit  umsichtiger  Sorge 
begegnen.  Einzelne  Mittel  sind:  Herstellung  und  Begünsti- 
gung der  freien  Einfuhr,  Erleichterung  der  Transportmittel  und 
des  Handelsverkehrs  mit  Lebensmitteln,  nur  ganz  ausnahms- 
weise Erschwerung  der  Ausfuhr  von  Lebei^mitteln ,  Erwerb 
und  Verwendung  von  Statsvorräthen ,  Beschränkung  übermäs- 
ziger  Consumtion,  soweit  sie  im  Bereiche  der  Statsgewalt 
liegt  u.  s.  f.^ 

Aber  auch  dem  gewöhnlichen  täglichen  Verkehr  gegen- 
über darf  die  Polizei  nicht  müszig  sein.  Wenn  offenbarer 
Wucher  mit  der  Nahrung  des  Volkes  ein  böses  Spiel  treibt, 
and  den  Mangel  des  Volkes  benutzt,  um  die  gewöhnlichen  Lebens- 
mittel künstlich  zu  vertheuem,  so  darf  sie  nicht  die  Ohren  vor  der 
gerechten  Klage  des  Volkes  verschlieszen,  sondern  soll  sol- 
chem steuern,  welcher  flechtenartig  sich  über  den  Verkehr 
verbreitet  und  die  dem  Volke  unentbehrlichen  Säfte  an  sich 
saugt.  Der  Stat  musz  dafür  sorgen,  dasz  die  Menschen  neben 
einander  bestehen  können  und  nicht  die  Freiheit  und  das  Becht 
Einzelner  zur  Unfreiheit  und  zum  Unrecht  für  die  Menge  ver- 
kehrt werde. 

2.  Die  Sorge  für  die  leibliche  Gesundheit  des  Volks. 
Gesundheitspolizei.)     Dahin  gehören: 

a)  Die  Aufsicht  über  Aer^te,  Wundärzte,  Apothe- 
ker, Hebammen,  welche  nur  für  fähig  erkannte  Personen 

«  Mehl  I.  S.  322  IT. 
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zur  Ausübung  solchen  Berufes  zuläszt,  und  Pfuscher  und 
Quacksalber  ferne  hält.  In  den  meisten  neuern  Staten  werden 
auch  eigene  Medicinalbeamte  bestellt,  theils  zur  Verwal- 
tung der  Gesundheitspolizei,  theils  zur  Ausübung  der  Arznei- 
kunde in  Fällen,  bei  welchen  der  Stat  betheiligt  ist. 

b)  Die  Erhaltung  der  Grundbedingungen  des  ge- 
sunden Gemeinlebens  und  Bekämpfung  der  allgemeinen  Erank- 
heitsursachen,  z.  B.  Trockenlegung  von  Sümpfen,  Weg- 
schaffung des  Unraths,  Kloakensystem,  Strassenreinigung  u.  s.  f. 

c)  Die  öffentlichen  Maszregeln  zur  Abwehr  oder  £in- 
gränzung  von  ansteckenden  Krankheiten,  z.  B.  Con- 
tumaz-  und  Quarantaineanstalten ,  Vorschriften  über  Schutzpo- 
ckenimpfung. 

d)  Die  Ueberwachung  der  Märkte  mit  Lebensmitteln, 
und  die  Beschränkung  mit  unreifen  und  ungesunden  Nah- 
rungsmitteln, des  Handels  mit  Giftstoffen  u.  s.  f. 

e)  Die  öffentlichen  Anstalten  für  Heilung  und  Pflege 
kranker  Personen,  soweit  die  Familiensorge  nicht  ausreicht, 
Spitäler,  Irrenhäuser,  Gebäranstalten,  öffentliche 
Bäder,  Bettnngsanstalten  für  verunglückte  Personen. 

f)  An  die  Sorge  für  die  Gesundheit  der  Menschen  reihen 
sich  an  die  Anstalten  und  Maszregeln,  um  die  Gesundheit  des 
Viehs  vor  Seuchen  zu  bewahren. 

3.  Die  Sicherheitspolizei.    Dahin  sind  zu  rechnen: 

a)  Die  Sorge  für  öffentliche  Wachen.  Die  Insti- 
tute der  Gensdarmerie,  der  Konstabier,  der  Schutzmänner,  der 
Nachtwächter  u.  s.  f.  dienen  der  Polizei  freilich  nach  verschie- 
denen Bichtungen,  wie  denn  überhaupt  das  zu  der  Eigenthflm- 
lichkeit  des  Polizeiwesens  gehört,  dasz  die  einzelnen  Zweige 
ihrer  Thätigkeit  in  wechselseitiger  Beziehung  zu  einander 
stehen. 

b)  Die  Todtenschau  und  die  Aufsicht  über  das  Be- 
gräbnisz.    (Leichenhäuser,  Kirchhöfe,  Grüften.) 
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c)  Die  Feuerpolizei,  welche  durch  Vorschriften  für 
Anlage  von  Feuerstellen  und  Beaufsichtigung  derselben 
die  Irünftige  Feuersgefahr  zu  vermindern,  durch  Losch an- 
stalten  die  eingetretene  su  bewältigen,  durch  Gründung  von 
Assecuranzen  den  Brandschaden  zu  ersetzen  strebt. 

d)  Die  Sorge  für  dieRechtssicherheit  der  Privaten. 
(Sicherheitspolizei  im  engern  Sinne). 

In  dieser  Beziehung  kommt  vorzüglich  das  Verhältnisz 
der  Polizei  zur  Justiz  in  Betracht.  Ihre  beiderseitigen  Ge- 
biete berühren  sich  hier,  und  die  Grenzen  sind  in  einzelnen 
Fällen  nur  mit  Mühe  zu  finden.  Dennoch  sind  dieselben  aus- 
geschieden, und  sollen  es  sein. 

Aufgabe  der  Polizei  ist  nicht  die  Verwaltung  und 
Handhabung  der  Gerechtigkeit,  sondern  die  Sorge 
für  die  Buhe  und  Sicherheit.  Die  Polizei  schützt  gegen 
die  thatsächliche  Verletzung  derselben,  bekämpft  den  gewalt- 
samen Bruch  des  öffentlichen  Friedens,  und  verfolgt  die  Feinde 
der  Rechtsordnung,  welche  dieselbe  mit  ihren  Angriffen  be- 
drohen und  die  gemeine  Sicherheit  stören.  Die  rechtliche 
Beurtheilung  aber  der  Schuld,  der  Spruch  über  das  streitige 
Recht,  die  Verurtheilung  der  Verbrecher  ist  nicht  ihres  Amts, 
und  wohin  der  Arm  der  Gerechtigkeit  zu  reichen  die  Macht 
hat,  da  zieht  sich  die  Polizei  zurück  oder  verhält  sich  nur 
hülfreich  und  unterstützend  zu  jener,  nicht  aber  als  concur- 
rirende  Gewalt  handelnd. 

Auszerhalb  dieses  Bereiches  aber  greift  sie,  wo  es  noth 
thut,  mit  Macht  ein,  jeden  Widerstand  brechend.  Zu  diesem 
Behuf  wurde  in  den  meisten  Staten  der  Polizei  ein  beschränktes 
Züchtigungsrecht  zugestanden,  ein  Züchtigungsrecht  eher 
als  ein  Strafrecht,  denn  die  Strafe  wird  vor  allem  um  der 
Gerechtigkeit  willen  verhängt,  die  Züchtigung  aber  vornehm- 
lich um  der  öffentlichen  Sicherheit,  der  Handhabung  des  Au- 
slandes, der  Disciplin  willen.  Wird  der  Polizeigewalt  jedes 
Recht  zur  Züchtigung  abgesprochen,  oder  wird  die  Ausübung 
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derselben  an  verwickelte  Proceszformen  gebunden,  so  entsteht 
die  Gefahr,  dasz  ihre  Macht  anwirksam  oder  die  Ausübung 
derselben  schwerfällig  werde,  was  beides  im  Widerspruch  ist 
mit  der  ganzen  Aufgabe  der  Polizei.  In  neuerer  Zeit  haben 
aber  manche  Staten  nach  dem  Vorbilde  von  Frankreich  an- 
gefangen, auch  die  Ahndung  von  Polizeiübertretungen 
den  Polizeibehörden  wegzunehmen  und  an  die  Gerichte  zu 
übergeben.  Man  erwirbt  dadurch  eine  grOszere  Garantie  ge- 
gen Miszbrauch  der  Polizeigewalt,  aber  soll  dieselbe  nicht  da- 
durch gelähmt  werden,  so  ist  es  doppelt  nöthig,  sowohl  die 
Befugnisz  der  Polizei,  innerhalb  der  gesetzlicheu  Schranken, 
Polizeistrafen  anzudrohen,  aufrecht  zu  halten,  als  die  Gerichte 
zu  verpflichten,  dasz  sie  die  gesetzlich  competenten  Polizei- 
verordnungen und  Befehle  nicht  aus  dem  Standpunkte  der 
Zweckmäszigkeit  prüfen,  sondern  darauf  die  Strafbarkeit 
gründen. 

Aber  auch  in  den  Staten,  wo  die  Bestrafung  der  Polizei- 
übertretungen überhaupt  den  Gerichten  vorbehalten  ist,  wird 
doch  der  Polizei  als  Executivmittel  einKecht  zu  geringfügigen 
Ordnungs-  und  üngehorsamsstrafen  zugestanden  und  die  Be- 
fugnisz eingeräumt,  auch  wirkliche  Strafen  von  sich  aus  unter 
der  Voraussetzung  zu  verhängen,  dasz  der  Bestrafte  sich  frei- 
willig denselben  unterwirft  und  kein  gerichtliches  Urtheil  ver- 
langt. Thatsächlich  werden  auf  diese  Weise  doch  die  meisten 
Polizeiübertretungen  polizeilich  abgewandelt. 

Auf  ihrem  eigenen  Gebiete  ist  die  Polizei  von  den 
Gerichten  durchaus  unabhängig,  wie  diese  auf  dem  ihrigen 
von  jener.  Ein  Recursverfahren  von  jener  an  diese  ist  daher 
unstatthaft,  und  die  gerichtliche  Verantwortlichkeit  der  Poli- 
zeibehörden ist  in  der  Hauptsache  nach  den  nämlichen  Grund- 
sätzen zu  reguliren,  wie  die  der  übrigen  Beamten.  Da  in- 
dessen die  Polizei,  wenn  sie  je  nach  Umständen  rasch  und 
energisch  fdr  die  Sicherheit  sorgen  soll,  einer  gewissen  Will- 
kür,  welche   nach  freiem  Ermessen  das  Nöthige  beschlieszt. 
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nnnmgänglich  bedarf,  so  sind  allerdings  die  Bedenken  grosz, 
dasz  sie  diese  Stellung  miszbrauche,  und  die  Freiheit  und  das 
Recht  auch  der  Individuen  zu  leicht  hintansetze  und  verletze. 
Eine  verschärfte,  wenn  auch  nicht  gerichtliche  Verantwortlich- 
keit, welche  die  Polizeigewalt  nicht  lähmt,  und  ihre  Hand- 
lungen auch  aus  dem  polizeilichen  Standpunkte  beurtheilt,  aber 
zugleich  jeden  Miszbrauch  und  jede  Inhumanität  strenge  rügt, 
wäre  daher  eine  wohlthätigere  und  practischere  Einrichtung 
als  ein  umfassendes  Polizeigesetzbuch,  welches  den  Detail  des 
Lebens  und  seiner  Bedflrfnisse  doch  nicht  zum  voraus  objectiv 
zu  regeln  vermag. 

Soweit  aber  die  Polizei  nur  die  Strafgerichtsbarkeit  zu 
unterstfltzen  berufen  ist,  die  sogenannte  gerichtliche  Po- 
lizei (police  juHdoMre)  ist  durchaus  den  Gerichten  unter- 
nicht  nebengeordnet,  und  hat  die  Aufträge  einfach  zu  voll- 
ziehen, welche  die  Gerichte  ihr  ertheilen. 

III.  Die  Gulturpolizei. 

Wir  unterscheiden  sehr  bestimmt  die  Gultur,  deren  Cha- 
rakter Pflege  und  die  Gulturpolizei,  deren  Gharakter 
Gewalt  ist,  in  derselben  Weise,  wie  wir  die Statswirthschaft 
von  der  Wirthschaftspolizei  unterscheiden.  Die  Polizei  er- 
streckt sich  über  alle  Gebiete  des  Öffentlichen  Lebens,  also 
auch  auf  die  Gultur-  und  die  Wirthschaftsverhältnisse ,  aber 
immer  nur  unter  der  Voraussetzung,  dasz  das  Öffentliche  Be- 
dürfnisz  die  Uebung  der  Gewalt  erheischt,  .und  nicht  Qber 
dieses  Bedflrfnisz  hinaus.  Wo  es  aber  der  befehlenden  oder 
verbietenden  Gewalt  bedarf,  da  ist  ihr  auch  die  Pflege  un- 
tergeordnet, und  keineswegs  die  Polizei  ein  abhängiges 
Anhängsel  der  Pflege.  Wo  die  Pflege  von  sich  aus  den  Be- 
dürfnissen Befriedigung  verschafft,  da  bedarf  es  freilich  der 
Gulturpolizei  nicht;  es  ist  aber  eine  Hauptaufgabe  dieser,  da- 
rüber zu  wachen,  dasz  die  Pflege  ihre  Pflicht  nicht  vernach- 
läszige;  und  wo  jene  einschreiten  musz,  wird  sie  wieder  die 
Beihülfe  der  Pflege  ansprechen.  Darauf  beruht  der  organische 
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Zusammenhang  der  verschiedenen  Organe  und  Functionen  der 
Statsgewalt. 

Einzelne  Unterarten  der  Culturpolizei  sind: 
a)  Die  Sorge  für  die  sittliche  Wohlfahrt  des  Volks. 
(Sittlichkeitspolizei,    Censur  im   römischen   Sinn   des 
Worts.) 

In  höherem  Grade   ist  es   der  Beruf  der  Kirche,   der 
moralischen  Seite  des  menschlichen  Oesammtlebens  ihre  Auf- 
merksamkeit und  Sorge  zuzuwenden,   als  es  die  Pflicht  des 
States  ist,  die  moralische  Gesundheit  des  Volkes  durch  seine 
Polizei   zu    fördern.     Die  Wirksamkeit  der  Kirche  ist  dann 
auch   auf  diesem  Gebiete  unmittelbarer  und  fruchtbarer  als 
die   des  States  sein  kann.     Wenn  die  Kirche,  ihrer  Mission 
treu,   die  Religiosität  weckt  und   lebendig  erhält,   wenn  sie 
den  Menschen  wirklich  mit  Gott  versöhnt  und  einigt,   so  er- 
gieszt  sich  die  unerschöpfliche  Quelle  der  sittlichen  Kraft  und 
Reinigung  über   das  Volk.    Der  Stat   hat  keine  Macht  Aber 
das  Gewissen  und  die  unsichtbare  Seelenstimmung  vermag  der 
Stat  nicht  zu   erfassen,  noch   zu  bessern.     Sein  eigentliches 
Gebiet  ist  die  äuszere  Erscheinung ;  er  kann  daher  nur  mittelbar 
auf  die  sittlichen  Zustände  des  Volkes  Einflusz  äuszem.    Erst 
wenn  die  innere  Gesinnung  sich  in  äuszeren  Handlungen  oder 
Unterlassungen  offenbart,  wird  sie  fdr  den  Stat  faszbar,  und 
gelangt   in  den  Bereich  seiner  Macht.    Die  Kirche  mag  mit 
religiösen  Mitteln  wider  die  bösen  Gedanken  streiten  und  gute 
Entschlüsse   hervorrufen,    der  Stat   hat  nur   mit   den    bösen 
Thaten  zu  schaffen,  und  die  äuszem  Hindemisse  und  Gefahren 
zu  beseitigen  oder  zu  mindem,  welche  die  Reinheit  der  guten 
Sitten  bedrohen.    Auch  hier  ist  Vielregiererei  und  unwürdige 
Bevormundung,   die  eine,  gleichgültige  Vemachlässignng  die 
andere  Klippe,  zwischen  denen  der  Statsmann  hindurch  steu- 
ern musz. 

Die  römische   Censur  bemhte  auf  einer  edlen   und 
umfassenden  Auffassung    der    statlichen    Sittenpolizei.      Die 
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Censoren  waren  berechtigt,  jede  offenbare,  das  öffentliche  Sitt- 
lichkeitsgefahl  verletzende  Handlung  zn  rtlgen.  Sie  handelten 
aber  nicht  präventiv,  sondern  griffen  im  Interesse  der  guten 
Sitten  und  meistens  mit  sicherm  Tacte  —  die  Wahl  der  Cen- 
soren aus  den  geachtetsten  und  verdientesten  Statsmftnnem  ge- 
währte dafür  feste  Bürgschaft  —  erst  ein,  wenn  die  Unsitte 
sich  durch  Thaten  geäuszert  hatte,  aber  der  gerichtlichen 
Verfolgung,  weil  keine  eigentliche  Rechtsverletzung  vorlag, 
entzogen  war.  Auch  die  hochgestellten  Männer  waren  nicht 
zu  hoch,  um  vor  den  Ehrenstrafen  der  Censoren  sich  sicher 
zu  fühlen,  wenn  sie  die  guten  Sitten  offen  verletzt  hatten. 

Während  des  Mittelalters  war  für  diese  Dinge  durch  die 
Censur  der  Kirche  ebenfalls  in  umfassender  Weise  gesorgt. 
In  unserer  Zeit  aber,  in  welcher  die  Macht  der  Kirche  über 
die  Gemüther  geringer  und  beschränkter  geworden ,  empfindet 
der  Stat  hier  eine  Lücke  in  den  öffentlichen  Einrichtungen, 
welche  er  auch  durch  die  gewöhnlichen  Polizeibeamten  durch- 
aus nicht  zu  ergänzen  vermag.  Es  gibt  gewisse  Seiten  der 
polizeilichen  Thätigkeit,  welche  eine  Hoheit  der  Gesin- 
nung und  ein  solches  Masz  öffentlicher  Hochachtung  und  freier 
Autorität  in  der  Person  des  Handelnden  voraussetzen,  wie  die- 
selben von  den  regelmäszigen  Beamten  weder  gefordert  noch 
erwartet  werden  dürfen.  Das  ist  gerade  das  Grosze  der  rö- 
mischen Organisation  der  Polizei,  dasz  diese  Aufgaben  den 
angesehensten  und  edelsten  Männern  übertragen  wurden.  In 
dem  modernen  State  aber,  dessen  schwächste  Seite  die  Polizei 
ist,  finden  sich  keine  derartigen  Institutionen;  vielmehr  reizt 
die  kleinliche  und  häufig  verletzende  Betreibung  der  polizei- 
lichen (Geschäfte  zur  Miszachtung  und  zur  Abneigung  gegen 
die  Polizei,  und  beide  wenden  sich  dann  gegen  die  gesanunte 
Regierung  und  den  Stat,  welcher  groszen  Olassen  nur  in  der 
Gestalt  dieser  lästigen  und  drückenden  Polizeigewalt  erscheint. 

Diesen  Uebelständen  läszt  sich  nicht  anders  als  durch 
eine   bessere   Organisation  der  Polizei  begegnen,   und    dafür 
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würden  sich  auch  in  dem  oiodernen,  State  die  Elemente  wohl 
finden,  würde  man  hier  über  den  pedantischen  Gesichtskreis 
der  bloszen  Bnreankratie  hinwegszusehen  wagen,  und  die  freie 
Thätigkeit  geachteter  Privatmänner  in  Anspruch  nehmen.  (Ge- 
rade den  ausgezeichneten  Classen  und  Individuen,  dem  Adel 
in  der  Nation  im  eigentlichen  psychologischen  Verstände, 
könnte  hier  ein  Feld  fruchtbarer  und  ehrenvoller  Wirksamkeit 
eröffnet  werden,  und  selbst  dem  jetzigen  Spiele  der  Erwach- 
senen, den  Orden,  könnte  hier  ein  ernstes  Ziel  gesetzt  und 
manche  auch  für  Männer  passende  Aufgabe  damit  verbunden 
werden. . 

Verhältniszmäszig  dürftig  erscheint,   was,  abgesehen  von 
der  statlichen  Aufsicht  über  die  Kirche   selbst  und 
über  die  religiösen  Verbindungen  oder  über  die  Erziehungs- 
anstalten —  von  denen  im  IXten  Buche  näher  die  Rede 
sein  wird  —  die  moderne  Sittenpolizei  an  Einrichtungen  her- 
vorgebracht hat.    Am  erheblichsten  sind: 
a)  die  Vormundschafts-  und  Gesindepolizei,  zur  Un- 
terstützung der  häuslichen  Zucht  und  der  Familienruhe, 
wo  das  Privatrecht  und  die  gewohnte  Vormundschafts- 
pflege nicht  ausreichen,  und  ein  gerichtlicher  Schutz  un- 
geeignet oder  unwirksam  erscheint; 
ß)  die  Aufsicht  über  gewisse  Privatanstalten,  welche 
entweder  wie  die  Scheuken  für  geistige  Getränke,  die 
Schaubuden,  die  Leihbibliotheken,    in  ihrer  Ausartung 
leicht  die  Unsittlichkeit  begünstigen,  oder  wie  die  Spiel- 
häuser  oder   die  Bordelle  zum  Dienste    derselben   ge- 
gründet sind; 
y)  die  Preszpolizei.* 
b)  Die  Sorge   für  das  gesellschaftliche  Leben  des 
Volkes,   für  seine  Erheiterung  und  seinen  persönlichen 
Verkehr.    (Aedilität,  Ges^llschaftspolizei.) 

>  Vgl.  Buch  XII.  Gap.  2. 
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Je  wichtiger  in  dem  modernen  Leben  das  freie  gesell- 
schaftliche Zusammentreten  der  GesinnuDgs-  oder  Zweckge- 
nossen mid  je  mannichfaltiger  und  reicher  die  Formen  geworden 
sind,  welche  der  gesellige  Menschengeist  erfunden  hat,  um 
diese  Triebe  zu  befriedigen,  mit  desto  mehr  Sorgfalt  wird 
auch  hier  die  wichtige  Stellung  des  States  zu  diesen  Verbin- 
dungen und  Erscheinungen  zu  bestimmen  sein.  Die  Privaten 
gehen  dabei  von  dem  Princip  ihrer  Freiheit  aus;  die  Polizei 
musz,  indem  sie  diese  Begel  anerkennt,  zugleich  das  Becht 
der  Gesammthmt  handhaben,  wo  die  öffentliche  Wohlfahrt  es 
erfordert,  und  auch  hier  bald  die  nöthigen  Schranken  dieser 
Freiheit  festsetzen,  bald  ihre  Entwickelung  positiv  fördern.^ 

Die  Sorge  für  die  Erheiterung  des  Volks  ist  eine  der 
wohlthätigsten  und  dankbarsten  zugleich.  In  dem«,panem  et 
circenses''  der  Bömer  sind  zwei  berechtigte  und  grosze  Wunsche 
des  Volkes  ausgesprochen,  und  es  ist  eine  des  Statsmannes 
würdige  Aufgabe,  beide  zu  befriedigen.  Die  moderne  Polizei, 
welche  bei  Theatern,  Festlichkeiten  und  Belustigungen  ihre 
Aufmerksamkeit  fast  nur  in  negativer  Richtung  zeigt,  be- 
schränkend und  hemmend,  was  ungebührlich  zu  werden  oder 
Gefahr  zu  bringen  droht,  dagegen  die  positive  Seite,  die  Be- 
lebung, Hebung  und  Veredlung  der  Volksgenüsse  wenig  be- 
achtet, steht  in  dieser  Beziehung  weit  hinter  der  antiken  Po- 
lizei zurück.  Die  statskundigen  Römer  legten  gerade  darauf 
den  gröszten  Werth,  und  die  römischen  Groszen  wetteiferten 
unter  einander  in  der  Veranstaltung  groszer  Festspiele.  Der 
Weg  zu  den  höchsten  Statswürden  der  römischen  Bepublik 
führte  durch  das  Amt  der  Aedilen  hindurch,  welche  für  das 
Brod  und  die  Spiele  zu  sorgen  hatten. 

c)  Wir  dürfen  wohl  auch  die  Unterstfltzungs-  und 
Armenpolizei  hieher  rechnen. 

In  dieser  Beziehung  kommt  es  vor  allem  darauf  an,  die 
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eigentlichen  Armen  von  den  ausnahmsweise  Unterstfitznngs- 
bedflrftigen  zu  trennen,  und  hinwieder  unter  den  Armen 
die  von  Natur  Armen  von  den  verschuldeten  Armen 
sorgfältig  zu  unterscheiden.  Die  Yermengung  der  ganz  ver- 
schiedenen Verhältnisse  hat  theils  die  Heilkraft,  deren  die- 
selben  bedürfen,  oft  sehr  geschwächt,  theils  das  vorhandene 
Uebel  häufig  vermehrt.    Wir' müssen  daher  unterscheiden: 

a)  Die  oft  zahlreichen  Classen  der  Bevölkerung,  welche 
ausnahmsweise  in  Fällen  der  Not h,  wie  insbesondere  wenn 
eine  ungewöhnliche  Theurung  der  Lebensmittel  eintritt  (Huu- 
gersnoth),  oder  wenn  durch  einen  groszen  Brand  oder  Kriegs- 
unglück die  regelmäszigen  Nahrungsquellen  plötzlich  versiegen 
und  unbrauchbar  werden,  oder  wenn  eine  momentane  Stockung 
der  (bewerbe  die  Nachfrage  nach  Arbeit  und  die  Möglichkeit 
des  Verdienstes  hindert,  der  Unterstützung  bedürftig 
werden.  Von  solcher  Noth  werden  gar  viele  Familien  und 
Individuen  betroffen,  welche  durchaus  nicht  zu  den  Armen  ge- 
hören. Sie  können  zwar,  so  lange  jene  sie  niederdrückt,  sich 
selber  nicht  vollständig  helfen,  sie  bedüifen  nun  fremder  Bei- 
hülfe, um  nicht  unterzugehen,  aber  wenn  nur  die  Noth  wieder 
vorübergezogen  ist,  so  macht  sich  auch  ihre  natürliche  Fähig- 
keit, mit  eigenen  Kräften  für  ihren  Lebensunterhalt  zu  sorgen, 
wieder  geltend,  und  verschafft  ihnen  von  neuem  ein  selbstän« 
diges  Dasein.  Hier  ist  es  nun  überaus  wichtig,  dasz  die  mo- 
ralische Spannkraft  dieser  Classen  nicht  etwa  durch  die  Un- 
terstützung von  Seite  des  Stats  geschwächt,  sondern  im  Ge- 
gentheil  eher  gesteigert  werde.  Die  B  e  g  e  1  der  S  e  1  b  s  t  h  ü  1  f  e 
darf  nicht  durch  die  Ausnahme  der  UnterstützungS' 
bedurft igkeit  verdrängt,  nicht  die  letztere  zur  Kegel  er- 
hoben werden.  Eben  aus  diesem  Grunde  dürfen  die  in  solcher 
Noth  Unterstützungsbedürftigen  nicht  in  die  Classe  der  wirk- 
lichen Armen  gesetzt,  nicht  diesen  gleich  behandelt  werden. 
Auch  das  Ehrgefühl  derselben  darf  durch  solche  Gleichstel- 
lung nicht  gekränkt  werden,    denn   es    ist   ein  starker  Hebel 
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der  moraUschen  und  physischen  Kraft,   der  mit  den  Mühen 
der  Noth  ringt,  nnd  viele  Schwierigkeiten  überwindet. 

Insofern  nnn  die  Privatanstrengnng,  die  hier  vor- 
aas in  Anspruch  genommen  werden  musz,  nicht  ausreicht,  so 
ist  es  Aufgabe  der  Statswirthschaft,  nicht  der  Polizei, 
solchem  üebel  zuvorzukommen,  und  dasselbe  zu  mildem,  denn 
das  Uebel  selbst  liegt  in  den  Wirthschaftsveihältnissen ,  und  . 
kann  daher  nur  von  da  aus  geheilt  werden.  Aber  zuweilen 
sind  die  Mittel,  über  welche  die  Statswirthschaft  verfügen 
kann,  ungenügend,  wenn  nicht  die  energischere  Polizeige- 
walt ihr  zu  Hülfd  kommt,  und  dann  allerdings  soll  auch 
diese  jener  hülfreiche  Hand  reichen,  damit  der  grosze  Stats» 
zweck,  die  Erhaltung  der  Bewohner,  erreicht  werde. 

ß)  Die  von  Natur  Armen,  welche  der  öffratlichen Hülfe 
bedürfen,  weil  es  ihnen  an  der  Fähigkeit  gebricht,  sich  selber 
zu  helfen,  und  auch  keine  Familie  sie  mit  ihrer  Sorge  schützt. 
Das  sind  die  armen  familienlosen  Waisen  und  unehelichen 
Kinder,  deren  natürliche  Kräfte  noch  unentwickelt  sind,  die 
alten  Leute,  deren  Thatkraft  eretorben  ist,  die  Kranken 
und  die  Gebrechlichen.  Diese  Armen  sind  es  vorzugs- 
weise, welche  die  Religion  und  Moral  der  Fürsorge  auch  des 
States  empfehlen.  Im  Mittelalter  nahm  sich  die  Kirche 
ihrer  hauptsächlich  an,  und  sie  darf  es  auch  in  unserer  Zeit 
nicht  unterlassen,  christliche  Wohlthätigkeit  selbst  zu  üben 
und  zu  empfehlen.  Aber  es  ist  nun  meistens  das  Armenwesen 
auch  statlich  organisirt,  und  der  Stat  darf  diese  Pflicht  eben 
so  wenig  vernachlässigen,  denn  auch  seine  Bestimmung  ist  es, 
wo  das  Familienleben  solche  natürliche  Bedürfhisse  der  schutz- 
bedürftigen Individuen  nicht  befriedigt,  seinen  obervormund- 
schaftlichen  Schutz  und  seine  Pflege  zu  üben.  Die  wesent- 
liche Thätigkeit  des  States  ist  aber  hier,  wie  bei  der  eigent- 
lichen Obervormundschaft  und  bei  der  Erziehung  nicht  eine 
Uebung  der  Gewalt,  sondern  die  Pflege:  und  wir  müssen 
daher  die  Armenpflege   von   der  Armenpolizei  wieder 
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unterscheiden.  Nur  wo  jene  nicht  hilft  und  daher  ein  Be- 
dürfhisz  nach  obrigkeitlichem  Gebot  rege  wird,  tritt  diese*  auch 
hier  ein.  Subsidiär  erscheint  die  Armenpolizei,  wenn  die  Ar- 
menpflege zu  schwach  oder  zu  lässig  ist,  ihre  Pflicht  zu  üben. 

IJebrigens  liegt  es  nahe  und  entspricht  einer  guten  Or- 
ganisation des  Armenwesens  durchaus,  dasz  die  nächste  Sorge 
der  Gemeinde  überlassen  wird,  und  nur  ergänzend  und  be- 
aufsichtigend die  Polizei  des  States  hinzutritt.  Denn  die 
Gemeinde  ist  in  gewissem  Sinne  die  Erweiterung  der  Familie, 
der  mittlere  Kreis,  der  zwischen  der  Familie  und  dem  State 
die  Indiyiduen  mit  seiner  Sorge  umfaszt.  Die  Gemeinde  ist 
auch  eher  als  der  Stat  im  Stande,  die  individuellen  Bedürf- 
nisse der  in  ihr  lebenden  und  zu  ihr  gehörigen  Armen  zu 
kennen  und  zu  würdigen,  und  die  Mittel  einer  angemessenen 
Versorgung  und  Pflege  zu  finden  und  zu  benutzen. 

x)  Die  verschuldeten  Armen,  welche  zwar  die  natür- 
lichen Kräfte  besitzen,  um  sich  selber  zu  schützen  und  durch- 
zubringen, die  aber  aus  Liederlichkeit,  Arbeitsscheu,  Ver- 
schwendung in  Armuth  gerathen  sind,  und  ohne  Hülfe  ver- 
derben müszten.  Gegenüber  diesen  hat  nun  vorzugsweise  die 
statliche  Polizei  den  Beruf  einzuschreiten,  und  zwar  kei- 
neswegs nur  zur  Pflege,    sondern   voraus  zur  Zucht. ^    Für 

^  Auf  diesen  wichtigen  Unterschied  hat  auch  Napoleon  in  seinen 
Gesprächen  mit  Las  Gases  (Y.  S.  58)  aufmerksam  gemacht:  „Le  noeud 
de  cette  grande  affaire  est  tout  entier  dans  la  stricte  Separation  du 
pauvre  qui  commande  le  respect  d^aveo  le  mendtant  qni  doli  exciter  la 
ool^re,  or,  nos  trayers  religieui  m^lent  si  hien  ces  deux  classes  qulls 
semblent  faire  de  la  mendicit^  un  m^rite,  une  esp^ce  de  vertu,  qu'ils  la 
prOYoquent  en  lui  pr6sentant  des  r6compenses  Celestes:  au  fait  les  meu- 
dians  sont-ils  plus  ni  moins  que  des  moines  au  petit  pied^  tellement  que 
dans  la  nomen-olature  se  trouvent  les  moines  mendüms,'^  Die  eng- 
lische Armentaxe  wurde  unter  der  Königin  Elisabeth  zuerst  nur  ffir 
Lahme,  Gebrechliche,  Alte  und  Blinde  eingeführt.  Dann  aber  fing  man 
an,  auch  die,  welche  arbeiten  kSnnen,  aber  keine  Arbeit  finden,  also  die 
Unterstfitzungsbedürftigen  im  obigen  Sinne,  und  die  liederlichen  Armen, 
welche  nicht  arbeiten  wollen,  aus  dem  Ertrag  dieser  Taxe  zu  nnlerMt- 
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solche  Arme  sind  daher  die  Arbeits-  und  Gorrections- 
hftuser  wohl  am  Platze,  und  es  ist  nöthig,  dasz  in  diesen 
strenge  Zucht  geübt  werde.  Das  aber  ist  nicht  mehr  Sache 
der  Gemeinde,  sondern  in  vorzfiglichem  Sinne  Sache  des 
States  und  seiner  polizeilichen  Gewalt. 

lY.  Die  Stats-  und  Volkswirthschaftspolizei. 

Sie  unterscheidet  sich  als  die  obrigkeitliche  Gewalt  von 
der  ihr  untergeordneten,  aber  in  den  regebnäszigen  Fällen 
ausreichenden  Stats-  und  Volkswirthschaftspfiege  in  ähnlicher 
Weise,  wie  sich  die  Culturpolizei  von  der  Cultur  unterscheidet. 
Wo  das  Bedürfiiisz  ier  Gewalt  rege  wird,  da  nur  ist  die  Po- 
lizei thätig,  im  flbrigen  genügt  die  Wirthschaftspflege.  Hie- 
her gehören: 

a)  Die  Wasserpolizei,  welche  durch  Begelung  der 
Ströme  und  Flüsse,  und  durch  Anlegung  yon  Deichen  oder 
Dämmen  vor  Ueberschwemmung  Güter  und  Menschen  ver- 
hütet, die  Benutzung  der  öffentlichen  Gewässer  zu  Wasser- 
werken, Wiesenwässerung,  zur  Schifffahrt,  Flöszung  u.  s.  f. 
im  allgemeinen  Interesse  wahrt  und  den  Miszbrauch  hemmt, 
durch  Errichtung  von  Seehäfen  und  Leuchtthürmen  die  Sicher- 
heit der  Schiffe  begünstigt. 

b)  Die  Wege-  und  Straszenpolizei,  durch  welche 
für  Anlegung,  Unterhaltung  und  Sicherheit  von  Wegen,  Stras- 
zen,  Eisenbahnen,  Brücken  u.  s.  f.  gesorgt  wird.  Die  Her- 
stellung einer  Brücke  zu  gebieten,  ist  Sache  der  Polizei,  sie 
zweckmäszig  auszuführen,  Aufgabe  der  Wirthschaft. 

c)  Die  Sorge  fQr  öffentliche  Brunnen  und  für  öf- 
fentliche Plätze  und  selbst  die  Sorge  für  den  Schmuck 
solcher  Plätze  und  Anlagen,  durch  Anpflanzungen,  Denkmäler 

zen ,  und  indem  man  80  die  drei  verschiedenen  Ciassen  vermischte,  stei- 
gerte man  das  Uebel  ins  Unerträgliche.  Viel  besser  ist  das  Armenwesen 
in  Deutschland  und  in  der  Schweiz  geordnet,  obwohl  auch  da  die 
in  der  Natur  der  Dinge  liegenden  Unterscheidungen  nicht  so  vollständig 
beachtet  werden,  aU  es  zu  wClnschen  ist. 
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«nd  öffentliche  Gebäude,  durch  schöne  und  würdige  Ausatot-  • 

tong  und  Beinhaltnng.    Auch  die  An&icht  Aber  Privatbauten  1> 

gehört  hieher,  soweit  die  allgemeine  Sicherheit  und  der  öf- 
fentliche Anstand  es  rechtfertigt;  sie  darf  aber  nicht  ausarten 
in  eine  Bevormundung  des  freien  Privateigenthums  und  Pri- 
vatgeschmacks. 

d)  Die  Yolkswirthschaftliche  Polizei,  Ton  welcheir 
im  Xten  Buche  im  Zusammenhang  mit  der  Wirthschaftspflege 
gehandelt  wird. 


Vom    Gericht. 


Erstes  GapiteL 

Die  Natur  und  die  Arten  des  Gerichts. 

Alles  Gericht  setzt  voraus,  dasz  etwas  zu  richten  sei, 
d.  h.  dasz  eine  Verletzung  der  Bechtsordnung  ge- 
schehen sei.  Die  Verletzung  wird  durch  das  Gericht  besei- 
tigt und  damit  die  Majestät  des  Rechts  geoffenbart.  Alle 
Bechtspflege  ist  Bewährung  der  statlichen  Gerechtigkeit.* 

In  dem  Richten  lassen  sich  zwei  wesentlich  verschiedene 
Functionen  unterscheiden: 

1)  die  Erkenntnisz  des  Bechts,  oder  wie  man  das 
im  Mittelalter  ausgedrückt  hat,  das  Finden  des  Bechts, 
das  ürtheil, 

2)  die  Handhabung  des  Bechts,  das  Richten  im 
eigentlichen  Sinn. 

Es  ist  wahr,  dasz  die  Findung  des  ürtheils  an  und  fOr 
sich  nicht  ein  Act  der  statlichen  Macht,  sondern  zunächst  ent- 
weder ein  Ausdruck  des  Rechtsgefühls  oder  eine  logische 

*  Ygl.  stahl,  Statilehre  U.  S.  43a 
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Function  des  juristisch  gebOdeten  Verstandes  ist,  nnd  inso- 
fern läszt  sie  sich  mit  der  Thätigkeit  von  Kunstverst-ändigen 
und  Experten  in  andern  Gebieten  des  Lebens  und  der  Wissen- 
schaft vergleichen.  Aber  es  ist  durchaus  irrig,  das  Gericht 
selbst  aus  diesenoi  Gesichtspunkte  zu  betrachten  und  demselben 
den  Charakter  einer  obrigkeitlichen  Gewalt  abzusprechen.'  Die 
Rechtsfindung  ist  die  noth wendige  Voraussetzung,  die  Unter- 
lage der  Bechtshandhabung ,  diese  aber  offenbar  das  Wesen 
des  Gerichts  und  von  durchaus  statlicher  Natur.  Die  erstere 
kann  daher  wohl  Privatpersonen  anvertraut  und  fiberlassen 
werden,  die  letztere  dagegen  musz  obrigkeitlichen  Magi- 
straten vorbehalten  bleiben.  Und  da  sich  jene  zu  dieser 
dienend  verhftlt,  so  ist  auch  sie  immerhin  obrigkeitlich  zu 
leiten. 

Die  Wiederherstellung  des  gestörten  und  ver- 
letzten Frivatrechts  ist  die  Aufgabe  der  Civilrechts- 
pflege.  Durch  diese  fibt  der  Stat  seine  Pflicht  aus,  den 
Privatpersonen  den  Genusz  der  ihnen  angehörigen  Privatrechte 
zu  gewähren,  und  die  eingetretene  Beeinträchtigung  derselben 
aufzuheben.  Dieser  Zweck  wird  erreicht,  theils  durch  Besei- 
tigung des  Privatunrechtes,  theils  durch  Ersatz  des 
Schadens,  mit  Einem  Worte  durch  einfache  Wiederher- 
stellung des  Privatrechts. 

In  der  Begel  genfigt  zur  Erreichung  dieses  Zwecks  das 
blosze  Erkenntnisz  und  der  statliche  Ausspruch  des  wirklichen 
Rechts;  daher  ist  hier  das  gerichtliche  Urtheil  von  ganz 
besonderer  für  sich  schon  entscheidender  Bedeutung.  Nur  aus- 
nahmsweise, wenn  dasselbe  von  den  Betheiligten  nicht  beachtet 
wird,  tritt  der  statliche  Zwang  ein,  der  ein  Ausflusz  der 
Gerichtsbarkeit  ist,  und  daher  von  dem  Gerichte  auch  dann 
angeordnet  wird,  und  abhängig  bleibt,  wenn  zm-  Ausübung  des- 
selben die  Mitwirkung  der  Polizeimittel  erforderlich  sind. 

'  Meinung  TOD  Botteck  inAretin's  oonstitut.  Statoreoht.  II.  S.  208. 
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Da  das  Frivatrecht  zunächst  nicht  Statsangelegenheit  ist, 
sondern  den  Privatpersonen  als  solchen,  nicht  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  ünterthanen  zukommt,  so  kann  es  auch  nicht  der 
Beruf  des  States  sein,  wo  immer  einzelne  Verletzungen  dessel- 
ben Yorkommen  mögen,  amtlich  einzuschreiten  uifl  von  sich 
aus  die  Wiederherstellung  des  gestörten  Rechtes  anzuordnen. 
Eine  derartige  Bevormundung  des  Frivatverkehrs  wäre  mit 
der  Freiheit  und  der  Selbständigkeit  der  Privaten  durchaus 
unverträglich.  Diese  sind  vielmehr  vollkommen  berechtigt, 
ihre  Interessen  selber  zu  vertreten  und  sich  selber  zu  helfen. 
Nur  wenn  die  Selbsthülfe  nicht  anders  getbt  werden  könnte, 
als  so  dasz  wer  sein  Becht  begehrt  und  geltend  machen  will, 
in  die  freie  Bechtssphäre  des  Andern  eingreifen,  und  weil 
dieser  jenes  Becht  anzuerkennen  sich  weigert,  Zwang  üben 
müszte,  ist  dieselbe  in  dem  modernen  State  untersagt,  weil 
durch  solchen  Streit  die  öffentliche  Buhe  und  der  Landesfrieden 
leicht  gestört  werden  könnte.  Dann  bedarf  es  zur  Wiederher- 
stellung des  streitigen  Bechts  der  gerichtlichen,  nach 
sichern  Begeln  und  in  wohlgeordneten  Formen  den  Streit  aus 
unparteiischem  Standpunkte  entscheidenden  Hülfe.  ^  DieCivil- 
gerichtsbarkeit  entwickelt  demzufolge  ihre  Thätigkeit  nur  auf 
Begehren,  d.  h.  zunächst  auf  die  Klage  der  betheiligten 
Privaten. 

Die  Strafrechtspflege  dagegen  setzt  eine  solche  erheb- 

3  Edictum  Divi  Marci  in  L.  7  ad  legem  Juliam  de  Ti  privat«:  ,Tu 
▼im  putas  esse  solum,  si  homines  vulnerentnr?  Vis  est  et  tunc,  qnoties 
qnis  id,  quoddeberi  sibi  putat,  nonper  judicem  reposcit;  non  pato  antem 
nee  vereoundiae  nee  dignitati  tuae  conyenire,  qaidquam  non  jnre  faeere. 
Qnisqnis  igitar  probatus  mihi  fuerit,  rem  ullam  debitoris  non  ab  ipso 
sibi  traditam  sine  uUo  judice  temere  possidere,  eumque  sibi  jus  in  eam 
rem  dixisse,  jus  crediti  non  babebit.*^  Die  germanischen  Yölker  verstai- 
teten  anfftngiioh  der  Selbsthülfe  eine  yiel  freiere  Bewegung;  und  erst 
nach  vielen  Jahrhunderten  gelang  es  dem  langsam  aufgehenden  Stats- 
bewQsztsein,  das  Selbstpfändungsreoht  der  Gläubiger  in  engere  Schranken 
zu  bannen.  YgL  Wilda's  Abhandlung  in  der  Zeitschrift  für  deutsches 
Becht  Bd.  I. 
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liehe  Störung  der  BechtBordnung  voraus,  welche  sieht  blosz 
die  rechtlichen  Interessen  eines  Individuums,  sondern  um  ihres 
gefährlichen  und  rechtswidrigen  Charakters  willen 
die  öffentliche  Rechtssicherheit,  somit deb  Stat  selbst 
verletzt*  Jene  Erschütterung  und  Verletzung  des  bestehen- 
den Bechts  kann  zwar  sieh  ebenfalls  auf  Privatrechte  beziehen, 
aber  sie  fällt  in  diesem  Falle  in  den  Bereich  der  Strafrechts* 
pflege,  wenn  sie  mit  einer  Gesinnung  und  in  einer  Form  ver* 
übt  wird,  durch  welche  zugleich  der  Öffentliche  Friede 
verletzt  oder  gebrochen  wird.  Die  Strafrechtspflege  kommt 
daher  ihrer  Natur  nach  aus  öffentlichen  Gründen  zur  Anwen- 
düng,  und  ist  im  weitem  Sinne  ein  Theil  des  öffentlichen 
Bechts.^  Die  ein&che  Wiederherstellung  genügt  daher  hier 
nicht  Restitution  und  Schadensersatz  sind  freilich  auch  da 
erforderlieh,  aber  diese  sind,  insofern  sie  sich  auf  die  privat* 
rechtlichen  Verhältnisse  beziehen,  immer  ein  wesentlich  civil* 
rechtlicher  Bestandtheil,  welcher  seines  Zusammenhanges  wegen 
mit  dem  Vergehen  und  um  seiner  meist  untergeordneten  Be- 
deutung willen  wohl  gleichzeitig  von  dem  Strafgerichte  ge- 
ordnet werden  kann,  aber  eben  so  wohl  unter  umständen  von 
dem  Strafprocesse  auszuscheiden  und  der  gewöhnlichen  Civil- 
rechtspflege  zuzuweisen  ist 

Der  Charakter  der  Strafrechtspflege  liegt  vielmehr  in  der 
Verhängung  der  Strafe  des  Schuldigen.  Die  tiefere  Ver- 
letzung des  States  selbst  erfordert,  dasz  die  öffentliche  Gerech- 
tigkeit den  Verbrecher  mit  starkem  Arme  erfasse  und  durch 
Bestrafung  desselben,  ihre  übergeordnete  Macht  bewährend 
und  die  Sicherheit  des  öffentlichen  Friedens  neu  stärkend,  die 
Schuld  tilge.  Schuld  und  Strafe  bedingen  sich,  und  nur  das 
Gleichgewicht  beider  vermag  die  Hoheit  und  Heiligkeit  der 
Rechtsordnung  selbst  zu  offenbaren  und  herzustellen.  Die  Bes- 
serung  des  Schuldigen  und   die  Abschreckung  Anderer  von 

*  YgL  oben  £iiil6Uaii(f  Cap.  3,  8«  9. 
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fthnlichen  Verletzungen  sind  Zwecke,  welche  auch  erwogen  und 
gefördert  werden  sollen,  abei;  der  principale  Gesichtspunkt  ist 
die  Strafe  selbst,  als  ein  Gebot  und  eine  Aeusserung  der  Ge- 
rechtigkeit. * 

Aus  diesem  Grande  hat  daher  die  Strafe  einen  öffent- 
lichen Charakter;  und  es  ist  ein  Fortschritt  der  neueren 
Rechtsbildung,  dasz  die  altern  Privatstrafen  aus  Vergehen,  wie 
das  römische  und  das  deutsche  Recht  sie  gekannt  haben,  ab- 
geschaift  worden  und  die  öffentlichen  Strafen  an  ihre 
Stelle  getreten  sind.  Ferner  widerspricht  es  der  Idee  der 
Strafrechtspflege,  dasz  die  Anwendung  der  Strafe  in  die  Will- 
kür der  verletzten  Privatperson  gelegt  wird,  ihr  Eintreten 
somit  von  der  Klage  dieser  abhängt.  Die  Verfolgung  und 
Bestrafung  des  Verbrechers  ist  eine  öfTentliche  Angelegenheit, 
und  es  musz  daher  von  Staatswegen  dafür  gesorgt  sein.  Das 
ältere  germanische  Recht  liesz  auch  hier  der  Selbstrache 
und  dem  Fehderecht  freien  Lauf,  und  erhob  später,  seitdem 
die  Ausbildung  der  fränkischen  Monarchie  dieselbe  um  der 
öffentlichen  Ruhe  mehr  beschränkt  hatte,  die  Nothwendigkeit 


^  Stahl,  Statdlehre  II.  8.  516:  „Es  ist  das  ewige  Geseti  der  Gerech- 
tigkeit, dasz  auf  das  Böse  —  somit  im  State  das  Yerbreohen  —  die 
Strafe  folge  unabwendbar,  das  bekondet  jedes  unbefangene  Bewusatsein. 
Aber  die  Schwierigkeit  fflr  das  auseinandersetzende  Denken  ist  das :  Wie 
kann  eine  WiederhersteUung  der  verletzten  Ordnung  darin  liegen,  dasz 
dem  Yerletzer  ein  Uebel  zugefQgt  werde,  was  die  Strafe  unläugbar  ist^ 
^  Es  ist  durch  die  Strafe  an  dem  CTebelthäter  auf  reale  Weise  bekun- 
det, dasz  die  sittliohe  Ordnung  der  Herr  ist.  So  musz  das  B9se  selbst, 
indem  es  zu  Boden  gedrückt  wird,  zur  Yerherrliohung  der  sittlichen 
Macht  dienen.  Die  Strafe  des  Stets  ist  darum  keineswegs  Rache.  Die 
Rach^  sucht  das  Leiden  des  Yerletzers  um  des  Leidens  willen,  das  per- 
sönliche Empfinden  an  ihm  zu  weiden.  Der  Stat  aber  straft  den  Verletzer 
nicht,  damit  er  leide,  sondern  er  l&szt  ihn  leiden ,  .damit  er  gestraft  sei. 
Die  Rache  hat  auch  keine  Grftnze  als  die  Lust  am  Leiden,  während  die 
Strafe  unter  einer  Nothwendigkeit  steht  in  Masz  wie  in  Eintritt. '^  — 
Nicht  das  Böse  wird  gestraft,  die  Rechtsordnung  schützt  die  Schlechten 
wie  die  Guten  in  ihrer  Existenz,  aber  die  böse  That,  welche  das  Recht 
eines  andern  widerrechtlich  angreift. 
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der  PrivatUage  zur  Begel.  Das  englische  Strafrecht  ist  zum 
Theil  heute  noch  auf  diese  Ansicht  gebaut.  Aber  auf  dem 
Gontinente  ist  doch  seit  Jahrhunderten,  anfänglich  durch  den 
Einflusz  auch  der  Kirche  der  richtigere  Grundsatz  aufgekommen 
und  allmählich  durchgedrungen,  die  Begel  der  Verfolgung 
von  Amtswegen,  sei  es  in  Form  des  Inquisitions-  oder  des 
Anklageverfahrens.  Ausnahmen  müssen  freilich  vorbehalten 
werden,  aus  Gründen  der  Pietät,  wie  z.  B,  in  dem  Falle  des 
Ehebruchs;  oder  wo  das  Privatinteresse  dem  öffentlichen  die 
Wage  hält,  wie  bei  Injurienhändeln  oder  wenn  Gefahr  ist, 
dasz  die  Statsanwälte  ihr  ausschlieszliches  Klagerecht  aus  poli- 
tischen Rücksichten  miszbräuchlich  ungeübt  lassen. 

Der  Unterschied  der  Civil-  und  der  Strafrechtspfiege  hat 
denn  auch  häufig  eine  Sonderung  der  Organe  nach  sich  gezo- 
gen, welche  jene  und  diese  verwalten.  In  der  That  ist  die 
Thätigkeit  beider  so  verschieden,  dasz  in  den  handebden  Per- 
sonen verschiedene  Eigenschaften  wirksam  sein  müssen.  Der 
Civilprocesz  ist  ein. durchaus  anderer  als  der  Strafprocesz;  und 
während  der  Civilrichter  die  Gabe  besitzen  musz,  verwickelte 
Privatverhältnisse  mit  feinem  Blicke  und  sorgsamem  Scharf- 
sinne zu  entwirren  und  äuszerlich  zurechtzulegen,  musz  das 
Strafgericht  den  moralischen  Seelenzustand  des  Angeschuldigten 
zu  ergrunden  suchen  und  vorzüglich  die  individuelle  Schuld 
und  ihre  Grösze  erkennen*  Dort  bewegen  sich  die  Parteien, 
die  nur  ihre  eigene  Sache  vertreten,  mit  grOszerer  Freiheit 
innerhalb  der  zulässigen  Bechtsformen ,  und  der  Richter  leitet 
und  entscheidet  ihren  Streit  mit  unbefangenem  heiterem  Geiste ; 
hier  aber  herrscht  der  Ernst  und  die  Strenge  der  verletzten 
Gerechtigkeit  vor  und  die  Verhandlungen  sowohl  als  die  Beur- 
theilung  nehmen  auch  die  Gemüthskräflie  der  Bichter  und  Ur- 
theiler  in  erhöhtem  Grade  in  gespannten  Anspruch. 
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Zweites  GapiteL 

Gemeinsame  Grundsfttze  für  die  Rechtspflege. 

1.  Die  Sonderung  des  Gerichts  von  dem  Begimente 
in  der  Verfassung  des  Stats  ist  als  ein  Hauptgrundsatz  des 
neuem  States  nun  ziemlich  allgemein  anerkannt:*  die  Son- 
derung nicht  die  absolute  Trennung,  denn  in  dem  Statsober- 
haupte  einigt  sich  mit  der  vollen  Begieruugsmacht  die  formelle 
Spitze  der  Gerichtsbarkeit  als  in  einem  gemeinsamen  Centrum. 
Eine  Folge  dieser  Sonderung  ist  die  innerliche  Selbstän- 
digkeit der  Gerichte  in  der  Ausübung  dw  Gerichtsbar- 
keit, und  ihre  Unabhängigkeit  von  dem  Einfltme  der 
Regierung.'  Die  statliche  Gerechtigkeit  zu  handhaben  ist  der 
ernste  und  edle  Beruf  des  Richters,  nicht  das  Zweckmäszige 
und  Nützliche  anzuordnen.  Jenen  Beruf  kann  er  aber  nur  dann 
würdig  üben,  wenn  er  die  festen  Gesetze  des  Bechts  als  die 
einzige  Richtschnur  seiner  Thätigkeit  betrachtet  und  nicht  dem 
Drange  der  Umstände  und  dem  Wechsel  der  Parteistimmungen 
folgt.  Vor  seinem  Stuhle  soll  Jeder,  der  Mächtige  wie  der 
Schwache,  der  Arme  wie  der  Beiche,  nicht  Gunst  oder  Un- 

'  Vgl.  oben  Bach  V.  Cap.  2,  und  Buch  VI.  Cap.  17. 

'  Bayerische  Verf.  VIII.  §.  3:  „Die  Gerichte  sind  innerhalb  der 
Grftnsen  ihrer  amtlichen  Befug^isz  unabhängig,  und  die  Richter  kön- 
nen nur  durch  einen  Rechtsspruch  von  ihren  Stellen  mit  Verlust  des 
damit  rerbundenen  Gehaltes  entlassen  oder  derselben  entsetzt  werden. '^ 
Verf.  Yon  Portugal  $.  118:  „Die  gerichtliche  Gewalt  ist  unabhftngig.* 
§.  122:  „Die  Richter  können  ihr  Amt  nur  durch  ein  Urtheil  verlieren.^ 
Oesterr.  Verf.  von  1849  S- 99:  „Die  richterliche  Gewalt  wird  selbständig 
Ton  den  Gerichten  geübt.**  §.  102:  „Rechtspflege  und  Verwaltung  soUen 
getrennt  und  von  einander  unabhftngig  gestellt  werden.**  Preuszische 
$.  86.  „Die  richterliche  Gewalt  wird  im  Namen  des  Königs  durch  unab- 
hängige keiner  anderen  Autorität  als  der  des  Gesetzes  unterworfenen 
Gerichte  ausgeübt.**  $.  87.  „Die  Richter  werden  Yom Könige  oder  in  des« 
sen  Namen  auf  ihre  Lebenszeit  ernannt.  Sie  können  nur  durch  Rieh- 
terspruch  aas  Gründen,  welche  die  Gesetze  yorgesehen  haben,  ihres 
Amtes  entsetzt  oder  zeitweise  enthoben  werden.** 
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ganst,  sondern  unparteiisches  Recht  finden ;  daher  müssen  auch 
die  Wünsche  der  Begienmg  hier  sich  bescheiden  und  darf 
ihre  Macht  nicht  störend  eingreifen  in  die  ruhig  gemessene 
Erforschung  des  wirklichen  Bechts. 

Einzelne  aus  jenem  Grundprincip  abgeleitete  Regeln  sind 
folgende : 

a)  Niemand  darf,  wenn  er  sich  in  seinem  Rechte  verletzt 
fühlt,  an  der  Betretung  und  Verfolgung  des  Rechts- 
weges gehindert  werden.-^  Der  Rechtsschutz  des  States 
musz  allen  offen  stehen:  auch  den  Niedrigsten,  und  auch  den 
Fremden.  Es  gibt  im  Sinne  des  neuem  Rechts  keine  Recht- 
losigkeit der  Individuen  mehr,  wie  das  Alterthum  sie  den 
Fremden  (hostes)  gegenüber,  und  das  deutsche  Mittelalter 
als  Strafe  der  Friedensbrecher  angenommen  hat.  ,Auch 
wer  unwürdig  erscheint,  seine  Sache  selber  zu  führen,  soll 
doch  die  Möglichkeit  eines  sein  Recht  wahrenden  Vertreters 

'  Landtagt-Absohied  von  Hannorer  r.  1639  bei  Zacharift  D.  St. 
R.  §•  90:  „daaz  die  liebe  Justiz  einem  Jeden  ohne  Bespeot  schleunig 
mitgetbeilt^  keinen  sur  Ungebühr  aufgehalten,  niemand  mit  Eztrajuoial- 
Deoreten,  Mandaten,  Bescripten  oder  wie  es  sonsten  Namen  haben  mogtä, 
besohweret,  sondern  der  Justiz  ihr  stracker  Lauf  gelassen  —  und 
darin  rechtlich  cognosciret  und  procediret  werden,  da  entgegen  die  Misz- 
brftuche  allenthalben  abgesohaffet,  und  den  Assessoren  keineswegs  ver- 
stattet  sein  soll,  unter  einigen,  und  viel  weniger  dem  Prfttext,  dasz  das 
Interesse  prinoipis  mit  unterlaufe  —  sich  absentiren  und  aufstftnden/* 
Das  deutsche  Btatsrecht  des  Kaiserreichs  sorgte  dafür,  dasz  auch  in  stats- 
rechtlichen  Streitigkeiten  der  Beichsstftnde  der  Rechtsweg  stets  offen 
bleibe.  Wähle apitulation  Art.  XIX.  $.  4:  „Und  ob  auch  einiger 
Ghurfürst,  Fürst  oder  anderer  Stand  (die  ^ie  unmittelbare  Reichsritter- 
schaft mit  eingeschlossen)  seiner  Regalien,  Immedietftt,  Freiheiten,  Rech- 
ten und  Gerechtigkeiten  halber,  dasz  sie  Ihm  geschwfichet,  geschmftlert, 
genommen,  entzogen,  bekümmert  und  bedrucket  worden,  mit  seinem 
GegenUieile  und  Widerwärtigen  zu  gebührlichen  Rechten  kommen,  und 
Ihn  fürfordern  wollte,  dasselbe  sollen  und  wollen  Wir,  wie  alle  an- 
dere ordentlich  schwebenden  Rechtfertigungen,  nicht  Tor- 
h indem,  sondern  vielmehr  beforderen  und  zur  Endschaft  beschleu- 
nigen/* Schutz  gegen  Rechtsyerweigerung  der  Landesgerichte  ge- 
währten die  kaiserlichen  Gerichte. 
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haben,  und  es  ziemt  dem  State  dafür  zu  sorgen,  dasz  auch 
den  Armen  der  Weg  zu  ihrem  Rechte  zu  gelangen,  nicht 
durch  Kosten  und  Formen  mittelbar  verschlossen,  sondern  viel- 
mehr  durch  Bestellung  der  nöthigen  Vertretung  von  Amtswegen 
offen  erhalten  werde.  Auf  der  andern  Seite  ist  der  Stat  aber 
veranlaszt,  der  Chikane  proceszsüchtiger  Menschen  und  der 
Qefahr  von  Schaden,  welche  für  die  Parteien  aus  dem  Pro- 
cesse  selbst  erwachsen  kann,  durch  seine  Anordnungen,  z.  B. 
über  Cautionsstellung,  zu  begegnen. 

b)  Niemand  darf  seinem  ordentlichen  Richter  ent- 
zogen werden.*  Das  germanische  Mittelalter,  in  allen  Dingen 
zunächst  auf  die  ständischen  Verhältnisse  Werth  legend,  drückte 
diesen  Grundsatz  noch  bestimmter  so  aus:  Jeder  soll  vor 
seinen  Genossen  beurtheilt  werden.^  So  urtheilten  über 
die  Fürsten  in  den  alten  Reichsgerichten  nur  Fürsten,  über 
die  VasaUen  in  Lehenssachen  ihre  Mitvasallen,  über  schoffenbar 
freie  Leute  ihre  Standesgenossen.  Die  Bürger  konnten  nur 
von  ihrem  städtischen  Gerichte  belangt  werden,  und  selbst  die 
hofhOrigen  Bauern  wurden  in  der  Regel  nur  vor  deren  Vogtei 
und  dem  Hofgerichte  belangt,  in  welchem  ihre  Hofgenossen 
urtheilten.^  Das  neuere  Recht  hat  diese  Sonderstellung  der 
Stände  aufgelöst,  und  wie  die  Rechtsgrundsätze,  sowohl  in 
dem  Straf-  als  in  dem  Privatrechte,  gleichmäszig  auf  alle 
Classen  der  Bevölkerung,  so  auch  die  Gerichtscompetenz  über 
alle  zugleich  erstreckt.  Diese  Umgestaltung  ist  eine  höhere 
Phase  der  Rechtsentwicklung,  welche  auf  die  Gleichheit  des 

«  HolUndisohe  Verf.  {.  150:  „Niemand  kann  gegen  seinen 
WiUeu  dem  Richter  entzogen  werden,  welchen  das  Gesetz  ihm  zuerkennt.'' 

^  Englische  Magna  Charta  von  1215:  „Comites  et  barones  non 
ameroientnr  nisi  per  pares  suos/'  Mamiery  Etablissement  et  oout.  de 
Nonnandie  p.  22:  „Chascun  doit  estre  jugiez  par  ses  pers/' 

«  Sachsenspiegel  IL  12.  $.2.  „Scepenbare  lüde  muten  wol  ordel 
rinden  orer  jewelken  man.  It  ne  mut  ayer  uppe  se  neman  ordel  vinden, 
dat  in  an  ir  lief  oder  an  ir  ere  oder  an  ir  erve  ga,  he  ne  si  in  eyen- 
burdich.    Vgl.  oben. 

Blantsohli,  allfonieinos  SUtareoht.  II.  14 
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Bechts  in  diesem  Sinne  mit  Recht  einen  Werth  legt.  Als 
Begel  masz  die  Ausdehnung  derselben  Gerichtsbarkeit  auf 
alle  Individuen  im  State  daher  festgehalten  werden.  Aber 
diese  Regel  wird  in  unserer  Zeit  wohl  noch  zu  abstract  und 
rücksichtslos  durchgeführt,  und  es  werden  die  erforderlichen 
Ausnahmen  zu  wenig  beachtet.  Es  gibt  einzelne  Berufe-  und 
Lebensverhältnisse,  die  ihrer  Natur  nach  nicht  allgemein  sind, 
und  nur  von  denen  richtig  verstanden  und  beurtheilt  werden, 
welche  mit  denselben  durch  persönliche  Erfahrung  vertraut 
sind.  Die  Qerichtsorganisation  darf  daher  nicht  über  diese 
Eigenthümlichkeit  hinwegsehen,  sondern  musz  sich  darnach 
richten.  Ein  derartiges  Bedürfnisz  ftngt  namentlich  in  unserer 
Zeit  sich  überall  wieder  an  zu  regen,  und  es  kommt  nur  darauf 
an,  dasselbe  durch  Gonstituirung  besonderer  Gerichte  zu  be- 
friedigen, ohne  jene  Begel  zu  gefährden,  und  ohne  die  Ein- 
heit des  Bechts  und  der  Bechtspflege  zu  stören.  Handels-, 
Handwerks-,  Fabrikverhältnisse  vorzüglich,  aber  nicht  sie  allein 
kommen  hier  besonders  in  Betracht. 

c)  Nur  eine  Folge  des  vorigen  Grundsatzes  ist  das  Verbot 
der  Ausnahmsgerichte,  d.  h.  solcher  Gerichte,  die  nicht 
schon  durch  die  normale  Justizverfassung  begründet,  sondern 
für  einzelne  Fälle  eigens  bestellt  werden.  Es  gehören  dem- 
nach nicht  unter  diesen  BegrifiT:  gewöhnliche  Militärgerichte 
für  das  Heer,  der  Statsgerichtshof  für  die  Minister  u.  dgl., 
denn  obwohl  dieselben  nur  auf  bestimmte  Personen  und  Fälle 
Bezug  haben,  so  sind  sie  dennoch  durch  die  Bechtsordnung 
zum  voraus  geregelt,  und  in  deren  normalen  Bestand  einge- 
fügt. Wohl  aber  sind  von  dem  Verbote  betroffen  alle  die 
Gerichte,  welche  die  Thätigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  in 
dem  ihnen  von  Bechtswegen  zugewiesenen  Amtsbereich  hemmen, 
und  an  dieser  Statt  ausnahmsweise  ermächtigt  werden,  in  ein- 
zelnen Fällen  die  Strafgerichtsbarkeit  auszuüben. 

Eine  Abweichung  von  diesem  Grundsatze  wird  nur  durch 
wirkliche  Noth  gerechtfertigt,  sei  es,  weil  die  ordentlichen 
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Berichte  ohnehin,  z.  B.  aus  zureichenden  Becasationsgrtlnden, 
yerhindert  sind  in  einem  Falle  das  Recht  zu  handhaben,  oder 
weil  der  Zusammenhang  einer  weit  verzweigten  Untersuchung 
eine  Goncentration  derselben  bei  einem  Gerichtshofe  erfordert, 
sei  es,  weil  der  Stat  selbst  in  einen  Nothstand  versetzt  ist, 
welcher  die  regebnftszige  Entfaltung  der  Rechtspflege  unmög- 
lich machtf  und  um  der  Oefahr  für  die  gesammte  Sechtsord- 
nung  willen  eine  ungewöhnliche  und  rasche  Strenge  der  Ge- 
rechtigkeit erheischt.  In  den  Fällen  der  ersten  Art  kann  und 
soll  das  ausnahmsweise  fOr  competent  erklärte  Gericht  mit 
Bezug  auf  seine  Stellung,  Befugnisse  und  Rechtsformen  den 
ordentlichen  Gerichten  gleich  organisirt  sein,  und  ganz  die 
nämlichen  Garantien  für  eine  gute  Rechtspflege  darbieten  wie 
jene,  so  dasz  die  Ausnahme  nur  eine  äuszerliche  und  unwe- 
sentliche ist.  Die  Fälle  der  zweiten  Art  aber  machen  eine 
.  stärker«  Abweichung  nöthig.  In  Zeiten  des  Kriegs  oder  Auf- 
ruhrs kann  die  Verkündigung  des  Standrechtes  um  der 
Existenz  des  States  willen  ein  öffentliches  Bedürfnisz  sein,  und 
es  können  die  dann  zumal  geordneten  Militärgerichte  oder 
andere  Ausnahmsgerichte  ermächtigt  werden,  Verletzungen 
der  gebotenen  Ordnung,  die  in  normalen  Zeiten  nicht  strafbar 
wären,  zu  bestrafen,  oder  weit  härter  zu  bestrafen  als  sie  es 
sonst  würden.  Auch  in  dem  Verfahren  können  eine  Menge 
von  formellen  Rechtsmitteln,  die  in  der  Regel  den  Richter  vor 
Uebereilung,  und  die  Partei  vor  Unrecht  schützen,  beseitigt, 
und  eine  sofortige  unaufschiebbare  Verhandlung  und  Beurthei- 
luDg  gebotien  werden.  Diese  Ausnahme  darf  aber  nur  dann 
und  nur  so  lange  zugelassen  werden,  als  wirkliche  Noth  des 
States  da  ist,  und  auch  in  diesen  Fällen  darf  unter  keinen 
Umständen  das  Wesen  der  statlichen  Gerechtigkeit  miszachtet 
werden.  Demgemäsz  ist  «unbedingt  daran  festzuhalten,  dasz 
Niemand  verurtheilt  werde,  dem  nicht  Gelegenheit  geboten 
worden  sich  zu   vertheidigen,   dasz  das  Urtheil  jederzeit  als 

Urtheil  gefunden,  nicht  als  Willensact  beschlossen,  daher  auch 

#  14* 
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die  Bechtsform  des  (Berichts  gewahrt  werde,  endlich  dasz  nur 
wirkliche  Bechtsyerletzungen ,  unter  keinen  Umständen  aber 
bloszer  Verdacht,  bestraft  werden.^ 

2.  Die  Oeffentlichkeit  der  Bechtspflege  verstand  sich 
in  der  alten  Zeit,  in  welcher  das  ganze  öffentliche  Leben  weit 
mehr  als  in  unserer  Zeit  im  Freien  vor  sich  ging,  ganz  von 
selbst.  Auf  offenem  Markte  saszen  die  römischen  Prätoren  auf 
dem  Tribunal;  unter  einer  Linde  oder  Eiche  unter  dem  offenen 
Himmel  hegten  die  deutschen  Richter  das  Gericht.  Nur  so 
lange  der  Tag  leuchtete,  durfte  die  Gerechtigkeit  verwaltet 

■ 

werden.  Auch  die  Basiliken  der  byzantinischen  Epoche  blieben 
unverschlossen. 

Die  Aenderung  in  dem  neueren  Europa,  welche  die  Ge- 
richtssäle verschlosz,  und  die  Heimlichkeit  des  Verfahrens 
einführte,  kam  während  des  XV.  und  XVL  Jahrhunderts  all- 
mählich auf.    Mancherlei  Grflnde  wirkten  zusammen,  um  die- 

^  Die  Wath  der  ReTolution  und  die  LeidensofaafI  einselner  Deipotea 
haben  wohl  auch  diese  Schranken  Überschritten.  Das  ist  aber  nicht 
mehr  Justiz,  sondern  Justizmord,  und  auch  dann,  wenn  derselbe 
durch  ein  Btatsgesetz  leg^timirt  worden  ist.  Es  gibt  ewige  Prinoipien 
des  Rechts,  die  zu  Andern  kein  Gesetzgeber  die  Macht  hat.  Danton 
hat  rersuoht,  die  Nothwendigkeit  des  Revolutionstribonals  zu  rechtfer- 
tigen; man  kann  aber  seine  Gründe  nicht  hören,  ohne  einen  Schauder 
über  die  furchtbare  Yerirrung  eines  so  mächtigen  Geistes  zu  empfinden: 
„II  les  (les  lois  extraordinaires)  faut  arbitraires,  parce  qu'il  est  impos- 
sible  de  les  rendre  pr6clses;  parce-qne,  st  terribles  qu^eUes  soient,  eUes 
seront  priferables  encore  atuc  ixicuHona  populaires  qui  aujourd^hui, 
comme  en  septembre,  seraient  la  suite  des  lenteurs  de  la  justice.  En 
temps  calme  la  sooi6t6  aime  mieux  laisser  ßchapper  le  coupable  que 
frapper  Pinnocent,  paroeque  le  ooupable  est  peu  dangereux;  mais  k 
mesure  qu'il  le  deyient  davantage,  eUe  tend  dayantage  aussi  k  la  saisir; 
et  loraqu^ll  deyient  si  dangereux  qu'il  pourrait  la  faire  p^rir  ou  du  moins 
qu'eUe  le  oroit  ainsi,  eile  frappe  totU  ce  qui  exdte  ses  saupcanSf  etpr^- 
f^re  alors  atteindre  un  innocent  quel  laisser  ^chapper  an  ooupable.  TeUe 
est  la  dictatnre,  c'est  k  dire  VacUan  violente  dam  letMcUUs  metHt^ies.^^ 
Thiers,  histoire  de  la  r6yoL  frang.  11.  320,  348.  Ueber  die  früheren 
„Justizcommissionen^*  in  Frankreich  ygl.  Schftffner,  Beohtsgesoh.  II. 
S.  431. 
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selbe  hervorzubringen:  Yoraas  das  ans  der  kirchlichen  Zncht 
der  Gewissen  anf  die  statliche  Gerichtsbarkeit  übergetragene 
Princip  der  Inquisition,  welche  im  Strafprocesz  die  Seele  des 
Verbrechers  wie  ein  scheues  Wild  in  ihren  geheimsten  Schlupf- 
winkeln aufsuchte,  und  durch  heimliche  Nachstellung  leichter 
zu  erjagen  hoffte;  sodann  die  EinfBhrung  einer  gelehrten,  aus 
den  schriftlichen  Quellen  des  römischen  Bechts  schöpfenden 
Jurisprudenz,  welche  im  Givilprocesz  vorztiglich  von  dem  Leben 
abzusehen,  und  auf  das  Studium  schriftlicher  Acten  all  ihren 
Fleisz  und  ihre  Aufmerksamkeit  zu  verwenden  mehr  und  mehr 
sich  gewöhnte,  femer  die  Erschlaffung  der  politischen  Theil- 
nähme  des  Volkes  an  den  öffentlichen  Verhandlungen  und  end- 
lich die  zunehmende  gewaltsame  und  absolutistische  Sichtung 
der  Zeit. 

Erst  in  der  neuem  Zeit  ist  das  Streben  nach  Oeffentlich- 
keit  der  Beohtspflege  wieder  stärker  geworden,  nun  aber,  eben 
um  der  frühem  Erfahrungen  willen,  weniger  unbefangen  und 
zugleich  bewuszter  als  vor  Alters.  In  Wahrheit,  nur  im  Lichte 
der  Oeffentlichkeit  kann  die  Rechtspflege  gedeihen  und  Ver- 
trauen finden.^  Es  ist  nicht  die  Aufgabe  des  States,  die  Ge- 
wissen zu  erforschen,  und  gleichsam  das  unsichtbare  Leben  der 
unsterblichen  Seele  zu  ergründen.  Er  hat  es  auch  mit  der 
Schuld  nur  insofern  zu  thun,  als  dieselbe  sich  in  äuszerlich 
wahmehmbaren  Handlungen  kund  gegeben,  und  die  leibliche 
Bechtsordnung  des  States  äuszerlich  verletzt  hat.  Daher  darf 
er  nicht  ihre  Geheimnisse  zu  ergrOnden  suchen,  sich  nicht 


'  Holländische  Yerf.  $•  155:  „Die  OerichtssitziiDgen  sind  öffeni- 
ncb,  mit  dem  Vorbehalte,  die  Sdüiesznng  im  Interesse  der  Öffentlichen 
Ordnung  and  Sittlichkeit  nach  dem  Gesetze  festzusteUen.^^  Belgische 
$.96.  Preuszische  §.  93.  „DieYerhandlnngen  yot  dem  erkennenden 
Gerichte  in  Civil-  und  Strafsachen  sollen  öffentlich  sein.  Die  Oeffent- 
lichkeit kann  jedoch  durch  einen  Öffentlich  zu  yerkündenden  Besohlnsz 
der  Gerichte  ausgeschlossen  werden,  wenn  sie  der  Ordnung  oder  den 
guten  Sitten  Gefiüir  drohen.*' 
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anmaszen,  das  g()tiHche  Gericht  auf  der  Erde  zu  üben.  Nur 
das  Sichtbare  ftUt  in  den  Bereich  rechtlicher  Benrtheilnng.^ 

Die  Oeffenüichkeit  ist  denn  aber  in  verschiedenem  Sinne 
zu  &ssen.  Die  ohne  Vergleich  wichtigere  Bedentang  dersel- 
ben bezieht  sich  auf  die  Betheiligten  selbst,  und  ihr  Yer- 
h&ltnisz  zum  Gericht.  Im  Civilprocesz  haben'  so  die  beiden 
Parteien  ein  Recht  darauf,  im  Strafprocesz  auch  der  Angeschul- 
digte, dasz  ihnen  durch  den  Proceszgang  Gelegenheit  yerschafitt 
werde,  die  Klage,  Erwiederungen,  Zeugenaussagen,  Beweismittel 
vollständig  zu  erfahren  und  zu  prüfen,  hinwieder  sich  darüber 
gegen  das  Gericht  mit  voller  Offenheit  und  mit  freier  Be- 
nutzung der  auch  zu  ihren  Gunsten  sprechenden  äuszem  Kenn- 
zeichen der  Wahrheit  auszusprechen,  und  ebenso  das  Urtheil 
und  die  Entscheidungsgrunde  desselben  zu  vernehmen.  Jedes 
Hemmnisz,  welches  solcher  Oeffentlichkeit  bereitet  wird,  ist 
ein  Schatten,  welcher  die  Reinheit  der  menschlichen  (Gerech- 
tigkeit trfibt  und  verdunkelt.  Auf  ihr  beruht  denn  auch  vor- 
nehmlich das  Vertrauen  der  Betheiligten,  mittelbar  des  Volkes, 
auf  die  Wahrhaftigkeit  und  Bedlichkeit  derselben. 

Minder  erheblich  ist  die  Oeffentlichkeit  im  zweite  Sinne, 
welche  sich  auf  die  nur  indirect  bei  der  Verwaltung  der  Bechts- 
pflege  interessirte  übrige  Menge,  das  Publicum  bezieht,  minder 


*  Feuerbach,  Betrachtungen  über  Oeffentlichkeit  und  Mfindliohkeit 
S.  90:  „Stiege  die  Gerechtigkeit  selbst  leibhaft  Yom  Himmel  auf  die  Erde 
herab,  um  in  eigener  Person  das  Richteramt  zu  verwalten,  so  müszte  sie, 
um  sich  als  Gerechtigkeit  zu  bekunden,  öffentlich  in  yoUem  Tageslicht 
auf  dem  Richterstnhle  sitzen ,  und  dürfte  —  fände  sie  auch  nicht  für 
gut,  die  Binde  vor  ihren  eigenen  Augen  zu  lüpfen  —  wenigstens  nicht 
gestatten,  dasz  den  Augen  der  Rechtssuchenden,  oder  wer  sonst  vor  ihr 
lu  erscheinen  Lust  hfttte«  auf  irgend  eine  Art  gewfthrt  würde,  sie  in 
ihrem  ganzen  Thun  und  Handeln  aufmerksam  zu  beobachten.  Nfthme 
ihr  auch  die  Yerborgenheit  nichts  von  ihrem  inner n  Wesen,  so  ent- 
zöge sie  ihr  wenigstens  yiel  oder  alles  in  der  Meinung;  bedürfte  sie 
gleich  nicht  der  Oeffentlichkeit,  um  gerecht  zu  sein,  so  bedürfte  sie 
derselben  gleichwohl,  um  nicht,  selbst  wo  sie  nur  gerecht  ist,  uugereohi 
zu  scheinen/* 
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erheblich,  aber  schon  dämm  nicht  zn  verschmähen,  weil  in 
ihr  theils  eine  Garantie  liegt  für  Bewahrung  der  Oeffentlichkeit 
in  erstem  Sinne,  theils  eine  mittelbare  Gontrole  der  öffentlichen 
Meinung  über  die  Handhabung  der  Rechtspflege  im  Allge- 
meinen. In  höherem  Grade  ist  sie  es  für  die  Strafrechtspflege, 
weU  die  öffentlichen  Interessen  bei  dieser  stärker  betheiligt 
sind,  in  geringerem  für  die  Civilrechtspflege ,  welche  zunächst 
nur  die  Parteien  selbst  angeht,  das  Publicum  nur  wenig  be« 
rührt.  Für  die  letztere  sind  daher  auch  desto  eher  Ausnahmen 
zu  gestatten,  wo  die  Veröffentlichung  den  Parteien  ohne  Noth 
Schaden  zufügen  könnte,  oder  die  gute  Sitte  durch  die  öffent- 
liche Verhandlung  gefährdet  würde.  Aber  selbst  für  die  erstere 
ist  die  Zulassung  des  gesammten  Publicums  kein  absolutes 
Gesetz,  obwohl  Beschränkungen  nicht  leicht  zu  gestatten  sind.  Es 
ist  wahr,  dasz  die  Oeffentlichkeit  auch  zu  Parteidemonstrationen 
miszbraucht  werden  kann,  welche  die  Würde  der  Gerechtigkeit 
verletzen,  die  Urtheiler  gelegentlich  einschüchtern,  und  den  Ernst 
der  Strafgerichtsbarkeit  paralysiren.  Das  ist  aber  nicht  ein 
Gebrechen  der  Oeffentlicheit  selbst.  Der  Fehler  liegt  hier 
meistens  in  der  Schwäche  der  leitenden  Bichter,  und  in  den 
unklaren  Vorstellungen  von  ihrer  Stellung  und  ihren  Befugnissen. 

Die  Oeffentlichkeit  der  Gerichtsberathung  dagegen, 
in  einzelnen  Ländern  ausnahmsweise  eingeführt,  ist  durchaus 
nicht  zweckmäszig.  Die  gerichtlichen  Handlungen  sollen  alle 
klar  ans  Licht  treten,  aber  anders  verhält  es  sich  mit  der 
Ueberlegung,  welche  jenen  voraus  geht.  Man  bedenkt  sich 
besser,  unbefangener  und  freier  im  Stillen;  man  verbessert 
auch  eine  irrige  Meinung  lieber  und  ist  empfänglicher  für  die 
Gegengründe  Anderer,  wenn  man  jene  noch  nicht  öffentlich 
kund  gegeben  hat,  so  lange  noch  die  Berathung  in  engerm 
Kreise  verschlossen  bleibt. 

8.  Nahe  verwandt  mit  der  Oeffentlichkeit  ist  das  Princip 
der  Mündlichkeit.  Ihr  Werth  liegt  in  der  Unmittelbar- 
keit und  Lebendigkeit  des  Verkehrs  zwischen  den  Parteien 
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und  dem  Gerichte.  Durch  diese  Eigenschaften  aber  wird  die 
wahre  Erkenntnisz  der  Sachlage,  das  Vertrauen  in  eine  ge- 
rechte Beurtheilung  und  die  ächte  Yolksthtimlichkeit  der  Justiz 
wesentlich  gefördert.  Die  Schrift  ist  doch  nur  ein  unvoll- 
kommenes Bild  der  lebendigen  Erscheinung.  Eine  Menge  von 
Eindrücken,  welche  das  unmittelbare  Anschauen  und  Anhören 
des  Richters  und  der  Parteien  erfaszt  und  in  sich  aufnimmt, 
verschwindet  spurlos  in  der  Schrift.  Wird  der  Verkehr  zwi- 
schen dem  Gericht  und  den  Parteien  durch  die  todte  Schrift 
vermittelt,  so  steigen  in  der  Seele  dieser  Zweifel  auf,  ob  jenes 
auch  den  vollen  wahren  Sinn  richtig  erkenne,  ob  nicht  die 
Täuschungen  einer  gewandten  und  nicht  errOthenden  Feder 
irre  leiten,  sogar  ob  das  Gericht  sich  die  Mühe  nehme,  mit 
Sorgfalt  zu  prüfen.  Das  Misztrauen  stellt  sich  ein,  und  die 
Erfahrung  zeigt,  dasz  es  nicht  ganz  selten  begründet  ist. 
Dann  kommt  es  auch  durch  eine  gelehrt  scheinende  Hand- 
werksferdgkeit,  die  in  der  Schrift  eine  Stütze  und  einen  Spiel- 
raum für  ihr  Gewerbe  findet,  dahin,  dasz  Richter  und  Partei 
sich  gegenseitig  nicht  einmal  mehr  verstehen.  Wir  haben  die 
Merkwürdigkeit  erlebt,  dasz  das  Recht  selbst  zuletzt  fdr  die 
eine  völlig  unverständliche  Grösze  wurde,  welche  doch  dieses 
Recht  in  ihren  Handlungen  und  in  ihren  Verhältnissen  beach- 
ten sollten.  Es  kam  so  weit,  dasz  die  Parteien  selbst  nur 
das  Resultat  des  Processes  und  die  Eostensnote  in  einer  Sprache 
erfuhren,  die  sie  begriffen,  die  ganze  Verhandlung  aber  und 
die  Grundsätze,  nach  welchen  geurtheilt  wurde,  ihnen  sogar 
dann  ein  vollkommenes  Geheimnisz  blieben,  wenn  sie  die  aus- 
führlichen Acten  zu  lesen  bekamen,  so  dasz  es  schien,  als  ob 
nur  jene  Dinge  die  Partei  angingen,  diese  aber  blosz  eine 
geistreiche  Schulübung  ihrer  Anwälte  und  der  Richter  seien, 
ohne  Interesse  für  die  Partei,  wie  wenn  die  Rechtsordnung 
nur  für  die  Gelehrten,  nicht  für  das  ganze  Volk  Geltung  hätte. 
Es  ist  freilich  eine  nothwendige  Folge  unserer  Gultur,  dasz 
die  Rechtskunde  nicht  mehr  gleichmäszig  über  alle  verbreitet 
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ist,  wie  in  der  einfachen  Jugendzeit  der  Völker;  die  Rechts» 
Wissenschaft  wird  nur  durch  ernste  Studien  errungen  und  nur 
durch  einen  fortgesetzten  juristischen  Beruf  wach  erhalten;  sie  ist 
nicht  jedermann  erreichbar,  nicht  ein  allgemeines  Gut.  Aber 
es  ist  oine  nicht  abweisbare  Anforderung  an  die  wissen- 
schaftlich geleitete  Rechtspflege,  dasz  dieselbe  die  Gründe 
ihrer  Handlungsweise  und  die  Rechtsgedanken,  welche  ihre 
Entscheidung  bestimmen,  dem  einfachen  Menschenyerstand  klar 
zu  machen  wisse.  Vor  jenen  Abwegen  schützt  denn  auch  die 
Mündlichkeit  des  Verfahrens,  eben  weil  es  auf  dem  unmittel* 
baren  und  lebendigen  Verkehr  der  Parteien  und  des  Gerichts 
beruht. 

Die  Mündlichkeit  ist  demnach  ein  Grundzug  eines  guten 
Proceszverfahrens,  und  ein  allgemeines  auf  alle  Arten  des  Ge- 
richtes passendes  Erfordemisz.  Indessen  thut  auch  hier  eine 
pedantische  Einseitigkeit  nicht  gut.  Die  Schrift  hat  hinwieder 
eigenthümliche  Vorzüge,  welche  einzelne  Mängel  der  münd- 
lichen Rede  zu  ergänzen  geeignet  sind.  Sie  fixirt  das  Wort, 
das  leicht  überhört  oder  vergessen  wird,  und  sie  kann  mit 
ruhiger  Ueberlegung  fixiren,  was  der  bewegte  und  eilende 
Mund,  vielleicht  seiner  selber  nicht  mächtig,  falsch  ausdrücken 
könnte.  Bei  den  oft  sehr  verwickelten  Verhältnissen  unsers 
jetzigen  Lebens,  in  dem  die  Schrift  als  Bildungs-  und  Aus- 
drucksmoment eine  bedeutende  Stellung  hat,  ist  sie  nicht  ohne 
Schaden  völlig  zu  verbannen,  und  so  musz  denn  wenigstefis  als 
Ausnahme  von  jener  Regel  und  zu  beschränkender  Modifikation 
derselben  auch  der  Schrift  der  ihr  gebührende  Äntheil  belassen 
und  die  wohlthätigen  Eigenschaften  derselben  benutzt  werden, 
wie  z.  B.  bei  der  genauen  und  bleibenden  Constituirung  des 
Streitobjectes  in  Civil-  und  bei  dem  Vorverfahren  im  Crimi- 
nalprocesz. 

4.  Einer  bewuszten  Rechtsentwicklung  entspricht  endlich 
der  Grundsatz,  den  auch  manche  neuere  Verfassungen  ausge- 
sprochen haben,  dasz  dem   Rechtsspruch   die  Entschei- 
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dungsgrtinde  beigefügt  werden  sollen. ^^  Das  Gericht  wird 
dadurch  genOthigt,  sich  selber,  den  Parteien  und  dem  Volke 
Bechenschaft  zu  geben  über  die  Grundsätze  der  Gerechtigkeit, 
welche  es  handhaben  soll,  und  es  liegt  daher  in  dieser  Be- 
stimmung wieder  ein  Schutz  gegen  blosze  Willkür  und  Laune. 


Drittes  Gapitel. 

Organisation  der  Cirilreohtspflege. 

1.  Die  Trennung  der  sogenannten  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit von  der  streitigen  ist  in  den  einen  Staten  in  neuerer 
Zeit  durchgeführt  worden,  in  andern  mit  dieser  noch  verbunden. 
Die  eigentliche  Thätigkeit  des  Gerichtes  ist  offenbar  nicht  die, 
ßechtsverhftltnisse  zu  begründen,  sondern  die,  die  verletzte 
Bechtsordnung  herzustellen.  Es  liegt  daher  die  Mit- 
wirkung des  Gerichts  bei  dem  Abschlüsse  von  Bechts- 
geschäften  zunächst  auszerhalb  des  gerichtlichen  Bereiches, 
und  schon  deszhalb  ist  es  rathsam,  die  Gerichte  nicht  mit 
Geschäften  zu  überladen,  welche  ihnen  fremdartig  sind.  So- 
weit jene  Mitwirkung  blosz  aus  formelle n'Gründen  erfordert 
wird,  theils  um  die  Bechtsgeschäfte  unter  die  Controle  und 
den  Schutz  der  Oeffentlichkeit  zu  stellen,  wie  z.  B.  bei 
Yeräuszerung  und  Verpfändung  von  Grundstücken,  theils  um 
den  Bechtshandlungen  die  Glaubwürdigkeit  zu  sichern, 
wie  z.  B.  bei  Wechselprotesten  oder  Beglaubigung  von  Unter- 
schriften, kann  leicht  und  besser  für  diese  Zwecke  so  gesorgt 

'®  Bayerische  Verf.  VIII.  §.  2:  „AUe  Geriohtsstellen  sind  ver- 
bunden, ihren  Urtheilen  Entsoheidungsgründe  beizufügen/^  Hollftn- 
disohe  §.  155:  „Alle  Urtheilssprüohe  müssen  die  Gründe,  worauf  sie 
beruhen,  und  in  Btraff&Uen  die  Artikel  der  Gesetze,  nach  welchen  die 
Yernrtheilung  erfolgt  ist,  anführen,  und  bei  offenen  Thüren  gesprochen 
werden.*'  Belgische  §.  97. 
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werden,  dasz  besondere  mit  öffentlicher  Glaubwürdigkeit  ans- 
gerfistete  Bernfsinänner-  bestellt  werden,  die  nicht  als  eigent- 
liche Beamte,  weil  ohne  Amtsgewalt,  zu  betrachten  sind,  sen- 
den dem  Friyatverkehr  dienen.  Das  Institut  der  Notare 
nnd  das  der  Mäkler  sind  von  der  Art.  Die  Aufsicht  Aber 
deren  Thfttigkeit  znm  Schatze  guter  Ordnuiig  gebührt  denn 
allerdings  den  Gerichten,  sie  nimmt  aber  verhftltniszmftszig 
wenig  Zeit  in  Anspruch.  Wo  dagegen  die  Mitwirkung  des 
Gerichtes  den  Zweck  hat,  die  Bechtsverhftltnisse  zu  prüfen, 
und  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dasz  nicht  bestehende  Rechte 
beeinträchtigt  werden  und  Widersprüche  oder  die  Veranlassung 
zu  Strejit  zu  heben,  da  nfthert  sich  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit so  sehr  der  streitigen  an,  dasz  dieselbe  gewissermaszen 
anhangsweise  den  Gerichten  yerbleiben  musz.  Denn  auch  sie 
wird  zur  Handhabung  und  Befestigung  der  Bechtsordnnng  ge- 
übt. Die  Prüfung  und  Genehmigung  von  Leibzuchtsyertrftgen, 
fideicommissarischen  Stiftungen  u.  dgl.  mag  als  Beispiel  er- 
wähnt w^den. 

2.  Da  die  Givilrechtspflege  im  Interesse  und  auf  Ver- 
langen der  streitenden  Parteien  geübt  wird,  so  ist  die  Zuläs- 
sigkeit  der  Schiedsgerichte  ein  derselben  natürlicher 
Grundsatz.  Auch  hat  der  Stat  keinerlei  Interesse  zu  wünschen, 
dasz  die  Streitigkeiten  der  Private  zu  seiner  Cognition  ge- 
langen, vielmehr  ist  jede  friedliche  Erledigung,  welche  seine 
Thätigkeit  nicht  in  Anspruch  nimmt,  für  ihn  ein  Gewinn.  Zu 
einer  Eifersucht  der  Gerichte  auf  die  Schiedsgerichte  ist  dem- 
nach keinerlei  Grund  vorhanden.  Im  Gegentheil  der  Stat  hat 
ein  Interesse,  die  Anwendung  des  schiedsgerichtlichen  Ver- 
&hrens  seinerseits  zu  unterstützen.^ 

^  Ulpianua,  L.  3,  §.  1  de  reoepüs  qui  arbitriam  reoepenmt:  «Ta- 
metsi  neminem  Praetor  cogat  arbitriam  reeipere,  quoniam  haec  res  H- 
bera  et  solnta  est  et  extra  necessitatem  jurisdiotionis  poeita,  attamen, 
ubi  aemel  qnis  in  se  reoeperit  arbitrinm,  ad  oaram  et  sollicitadinem 
8iiam  hanc  rem  pertinere  Praetor  patat,  non  tantom  quod  stodet,   lites 
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Wird  aber  das  schiedsrichterliche  Urtheil  von  der  unter- 
liegenden Partei  nicht  befolgt,  so  steht  den  Priyatnrtheilem 
allerdings  kein  Mittel  der  Execution  m  Gebote,  und  die  sie- 
gende Partei  wird  immerhin  genOthigt  sein,  den  Schntz  der 
ordentlichen  Gerichte  anznmfen,  da  nur  diesen  die  obrigkeit* 
liehe  Macht  der^  Rechtspflege  zukommt.  Das  ürtheil  des 
Schiedsgerichts  ist  darum  doch  nicht  (Iberfltlssig  und  bedeu* 
tungslos.  Ist  das  Schiedsgericht  gehörig  bestellt  und  von  der 
Partei  ermächtigt  worden,  und  hat  dasselbe  ein  ürtheil  er^ 
lassen,  dessen  Form  klar  ist  und  dessen  Inhalt  nicht  die 
Grundsätze  des  guten  Glaubens  (der  bona  fides)  offenbar  ver- 
letzt, so  wird  das  Gericht  eben  auf  Grundlage  jenes  ürtheils, 
das  den  Bechtsstreit  der  Parteien  erledigt,  seinen  Schutz  ge- 
währen und  keineswegs  den  Procesz  wieder  von  Anfang  an 
beginnen  laszen.' 

8.  Verwandt  mit  der  Anerkennung  und  der  Begünstigung 
der  Schiedsgerichte  ist  die  Institution  der  friedensrichter- 
lichen Vermittlung,  welche  in  der  Segel  dem  gericht- 
lichen Verfahren  vorausgehen  und  zuerst  einen  Versuch  machen 
soll,  ob  nicht  der  Streit  in  Minne  zu  schlichten  sei,  bevor  der 
eigentliche  Rechtsweg  betreten  wird:  eine  Institution,  welche 
wohl  organisirt,  sehr  wohlthätig  wirkt.  Es  ist  ein  wahres 
Sprichwort,  dasz  ein  magerer  Vergleich  besser  sei  als  ein  fetter 
Procesz,  und  wenn  man  auch  Niemanden  zwingen  darf,  von 
einem  wirklichen  Rechte  auch  nur  ein  Jota  nachzulassen,  so 
darf  man  doch,  ohne  seinem  Rechte  zu  nahe  zu  treten,  jeden 

finiri,  yenun  quoniam  non  deberent  deoipi,  qni  enm  quasi  Timm  bonum 
diBoepiatorem  ioter  se  elegerunt*^ 

'  Paulus  j  L.  19  pr.  de  rec:  „Quälern  autem  sententiam  dicat  ar- 
biter,  ad  Praetorem  non  pertinere  Labeo  ait,  dummodo  dioat,  quod  ipii 
TJdetur.  §.  1.  Dioere  autem  Bententiam  existimamus  eura ,  qui  ea  mente 
quid  pronuntiat,  ut  Beoundum  id  diseedere  eo8  a  toia  controrenia  Telit. 
Sed  ti  de  plnribus  rebus  Bit  arbitrium  reoeptum,  nlsi  omnes  controreiv 
Sias  finierit,  non  rldetur  dicta  sententia,  sed  adhue  erit  a  Praetore  oo- 
gendus/* 
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zar  Prflfung  auffordern  und  zu  einem  Versuche  einladen  i  ob 
nicht  eine  friedliche  Verständigung  noch  möglich  sei. 
Gelingt  dieselbe,  so  geschieht,  auch  wenn  das  Resultat  der- 
selben mit  dem  durch  einen  weitschichtigen  Procesz  mit  juri- 
stischer Lupe  zu  ergründenden  Bechtsurtheil  nicht  völlig  über- 
einstimmen sollte,  keinem  Unrecht;  und  es  werden  den  Par- 
teien alle  die  Sorgen,  Kosten  und  Miszstimmungen ,  die  den 
Procesz  als  nothwendige  Uebel  begleiten,  erspart,  die  Rechts- 
ordnung auf  friedliche  Weise  sofort  wieder  hergestellt  und  die 
öffentlichen  Gerichte  des  Stats  nicht  weiter  belästigt. 

Wird  die  Vermittlung  den  ordentlichen  Gerichten  selbst 
zugewiesen,  so  haben  diese  zwar  den  Vortheil  einer  genaueren 
Erkenntnisz  der  Sachlage,  die  ihnen  durch  das  Proceszverfahren 
klarer  enthüllt  wird,  und  zugleich  einer  gründlicheren  Einsicht 
in  die  Natur  des  streitigen  Rechtes  fQr  sich.  Aber  dieser 
Vortheil  wird  durch  andere  Nachtheile  dieser  Einrichtung 
überwogen ;  denn  ein  Tbeil  der  durch  eine  vorausgehende  frie- 
densrichterliche Vermittlung  vermiedenen  Uebel  und  gewöhn- 
lich sogar  der  gröszte  Theil  dieser  Uebel  ist  dann  schon  ein- 
getreten. Auszerdem  aber  pflegen  die  Parteien  durch  die  Ver^ 
handlungen  des  Proceszes  nicht  friedlicher  gestimmt  zu  werden, 
sondern  je  mehr  der  Verdrusz  sich  während  desselben  ansam- 
melt und  je  höher  die  Kosten  steigen,  desto  weniger  haben 
sie  ein  offenes  Ohr  für  den  Vergleich,  es  wäre  denn,  dasz  die 
Erschöpfung  ihrer  ermatteten  Kräfte  sie  zum  Nachgeben  be- 
stimmte, ein  Gemüthszustand,  der  sicher  nicht  als  eine  nor- 
male Grundlage  eines  gerechten  und  wohlthätigen  Vergleiches 
betrachtet  werden  kann«  Endlich  ist  es  nicht  die  eigentliche 
Aufgabe  des  Richters,  die  Ausgleichung  zu  betreiben,  sondern 
Recht  zu  sprechen,  und  wenn  er  jene  mit  Nachdruck  versucht, 
riskirt  er  das  Vertrauen  der  Parteien  in  seine  Gerechtigkeit 
zu  verlieren. 

Die  Anordnung  besonderer  Friedensrichter,  die 
nicht  Recht  zwischen  den  Parteien  zu  sprechen,  sondern  den 
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Frieden  zu  vermitteln  den  Beruf  haben,  wie  sie  in  Frank- 
reich eingeführt  und  dann  vorzflglioh  in  der  Schweiz,  auch 
in  einzelnen  Ländern  von  Deutschland  und  in  Portugal^ 
nachgebildet  worden  ist,  verdient  daher  eine  allgemeine  Aner- 
kennung und  eine  noch  sorgftltigere  Ausbildung.  Von  groszem 
Binflusz  ist  es  auf  eine  gedeihliche  Wirksamkeit  der  Friedens- 
richter, wenn  sie  nicht  als  eigenidiche  besoldete  Beamte,  nicht 
blosz  als  die  unterste  Classe  der  gerichldichen  Beamtenord- 
nung angesehen  und  behandelt  werden,  sondern  in  höherem 
Masze  als  Vertrauens-  und  Friedensmftnner  des  Volks,  so  dasz 
angesehene  Männer  des  Landes,  welche  nicht  gesonnen  sind 
dem  eigentlichen  Statsdienste  sich  zu  widmen  und  in  diesem 
emporzusteigen,  sondern  durch  ihre  Lebenserfahrung  und  ihre 
sociale  Stellung  in  weiten  Kreisen  erhöhte  Achtung  und  Ver- 
teiuen  genieszen,  gerne  solche  Stellen  übernehmen  und  in 
ihnen  wirken.  Selbst  der  Aristokratie  des  Landes  kann  hier 
ein  durchaus  würdiger  und  zugleich  populärer  Wirkungskreis 
eröffnet  werden,  in  welchem  sie  in  freier  Weise  ihre  moralische 
Autorität  zur  Befestigung  des  Friedens  und  des  Rechtes  aus^ 
üben  kann. 

4.  Der  Organismus  der  Civilgerichte  ist  in  verschiedenen 
Zeiten  und  unter  verschiedenen  Völkern  sehr  verschieden  ge- 
ordnet worden.  Den  despotischen  Staten,  besonders  Asiens, 
ist  das  System  von  Einzelrichtern  eigen,  welche  im  Namen 
und  mit  Vollmacht  des  Herrschers  für  sich  allein  zu  Gericht 
sitzen  und  Becht  sprechen.  Dieses  System  hat  zwar  den  einen 
Vorzug,  dasz  der  mächtige  Siebter  jeden  Streit  unverzüglich 
entscheidet;  aber  es  ist  in  ihm  so  viel  Gewalt  concentrirt, 
dasz  sie  die  eigentliche  Natur  der  Rechtspflege  überall  ver- 
dorben und  die  Willkür  an  die  Stelle  der  Gerechtigkeit  ge- 

'  Verf.  %,  128:  „Wenn  man  nicht  znror  bewiesen  hat,  dasz  man 
das  Tergleiohsmittel  yersacht  hat,  kann  man  anoh  keinen  Proceaz  an- 
langen.«  §.  129« 
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setet  hat."*  In  den  freieren  europäischen  Staten  ist  daher 
diese  Form  mit  Becht  verworfen  oder  derselben  wenigstens 
nur  eine  beschränkte  und  durch  Rechtsmittel  ermäszigte  An« 
Wendung  gestattet. 

Auf  dem  europäischen  Continente  ist  seit  dem  XVten 
Jahrhunderte  das  System  der  Richtercollegien  zum  herr- 
schenden geworden,  welche  zugleich  die  Rechtsordnung  hand- 
haben und  dasUrtheil  sprechen.  Je  nach  der  besondem  I^atur 
und  Geschichte  der  einzelnen  Staten  werden  dieselben  in  gr(^s- 
zerer  oder  geringerer  Anzahl  von  Mitgliedern  von  dem  Stats- 
oberhaupte  ernannt  oder  in  Republiken  auch  von  den  Gerichts- 
genossen gewählt.  In  den  einen  sitzen  nur  rechtsgelehrte 
Richter  y  in  den  andern  sind  diese  mit  ungelehrten  Rittern,  , 
Bürgern  oder  Bauern  gemischt.  Gewöhnlich  aber  haben  alle 
diese  Richter  den  Qharakter  von  Justizbeamten. 

Im  Vergleich  mit  dem  Institute  der  Einzelrichter  haben 
diese  CoUegien  jedenfalls  grosze  Vorzüge.  Es  ist  weit  grös- 
zere  (Garantie  vorhanden,  dasz  dieselben  nicht  nach  Willkür, 
sondern  nach  Rechtsgrundsätzen  sprechen,  weil  sich  die  Mit- 
glieder wechselseitig  controliren  und  ihre  Einsicht  ergänzen. 
Sie  werden  daher  auch  bei  den  Parteien  mehr  Vertrauen 
finden.  Es  ist  unverkennbar,  dasz  in  diesen  Collegien  sich 
ein  Gemeingeist  ausgebildet  hat,  welcher  durch  die  wis- 
senschaftliche Berufsbildung,  und  die  fortgesetzte  gemeinsame 
Thätigkeit  in  Verwaltung  der  Rechtspflege  gehoben  worden  ist. 
Der  Richterstand  des  neuem  Europa's  hat  ein  lebhaftes  Ge-- 
fühl  von  Richterehre,  welche  die  einzelnen  Glieder  des« 
selben  moralisch  stärkt  und  vor  Abwegen  schützt.  —  Es  ist 
das  ein  sorgfältig  zu  bewahrendes  Erbgut  aus  früherer  Zeit 

Dessen  ungeachtet  leidet  diese  moderne  Einrichtung  an 
mancherlei  Gebrechen,   welche  zu  der  Frage  reizen,  ob  die- 

*  Vgl.  ManUsquieUj  Esprit  des  lois  VI.  Feuerbaoh,  Oeffentlioh- 
keil  und  MfindMriikeit,  S.  357. 
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selbe  nicht  einer  durchgreifenden  fieform  bedürfe.  Die  beiden 
innerlich  verachiedenon  Functionen  jedes  Gerichtes,  das  ür- 
theilen  und  das  Richten  im  engem  Sinn  sind,  nach  ihr  beide 
den  nämlichen  Personen  zugleich  anvertraut,  während  jene 
Verschiedenheit  doch  eine  Ausscheidung  auch  in  den  Organen 
zu  fordern  scheint.  Die  sämmüichen  Richter,  die  zugleich 
Urtheiler  sind,  haben  den  Charakter  von  Beamten,  während 
nur  die  Eigenschaft  der  Rechtshandhabung  eine  obrigkeit- 
liche ist  und  daher  ein  Amt  voraussetzt,  die  andere  Thätig- 
keit  dagegen,  die  Urtheilsfindung ,  keinerlei  Machtäuszerung 
ist,  soioit  auch  von  Privatpersonen  wohl  geübt  werden  kann. 
Werden  jene  RichtercoUegien  ausschlieszlich  aus  Kechtsge- 
lehrten  besetzt,  so  entsteht  die  Gefahr,  dasz  das  gelehrte 
Recht  dem  Volk  unverständlich  und  der  Zusammenhang  mit 
der  nie  versiegenden  Rechtsquelle  des  fortschreitenden  Lebens 
und  seines  Verkehrs  abgebrochen  werde.  Und  werden  die- 
selben, um  die  volksthümliche  und  gemeinverständliche  Seite 
der  Rechtsentwicklung  zur  Anerkennung  zu  bringen,  aus 
Rechtsgelehrten  und  ungelehrten  Richtern  gemischt,  so  macht 
diese  Mischung  einen  unorganischen  Eindruck,  und  es  lehrt  die 
Erfahrung,  dasz  gerade  die  ungelehrten  Richter,  welche  die 
Superiorität  der  gelehrten  Juristen  fortwährend  empfinden, 
durch  die  falsche  Gleichstellung  mit  jenen  gereizt  werden,  es 
jenen  nicht  blosz  nachzumachen,  sondern  dieselben  an  For- 
malismus zu  überbieten,  damit  sie  doch  auch  in  den  Ruf 
von  Juristen  kommen.  Die  Halbheit  und  Schiefheit  der  Stel- 
lung unterstützt  nicht,  sondern  gefährdet  daher  eher  die  Rück- 
sicht auf  das  materielle  Recht.  Ferner  sind  auch  bei 
solcher  beamtenmäszigen  Znsammensetzung  der  RichtercoUe- 
gien die  Recusationen  der  Richter  schwieriger  und  beschränkter. 
Dadurch  aber  wird  ein  Hauptgrundsatz  der  Civilrechtspflege, 
auf  welchen  die  ROmer  den  gröszten  Nachdruck  gelegt  haben, 
nicht  80  berücksichtigt,  wie  er  es  verdiente,  der  Grundsatz 
nämlich,  dasz  nur  der  urtheilen  soll,  zu  welchem  beide  Par* 
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teien  Vertrauen  haben,  dasz  er  gerecht  urtheile/  Endlich  er- 
fordern diese  Collegialgerichte  eine  grosze  Anzahl  von  Justiz- 
beamten, ziehen  auch  mittelmäszige  Erftfte  in  den  Amtsberuf, 
erschweren  eine  wflrdige  Ausstattung  des  Bichterstan'des  mit 
ausreichender  Besoldung  und  belasten  dennoch  die  Finanzen 
erheblich. 

5.  Es  ist  daher  wohl  zu  beachten,  dasz  die  Völker,  welche 
fOreine  gesunde  Gerichtsverfassung  vorzüglich  begabt  erscheinen, 
auszer  jenem  Unterschied  in  den  richtlichen  Functionen  auch 
in  dem  Organismus  eine  demselben  entsprechende  Scheidung 
der  Organe  gekannt  haben  und  theilweise  noch  besitzen. 

a)  Die  alten  Körner  trennten  geradezu  das  Verfahren  in 
zwei  Theile.  Das  eine  fand  in  jure  vor  dem  Magistrate 
statt,  der  von  dem  römischen  Volke  erwählt  war,  das  Becht 
zu  handhaben  (jurisdictio),  das  andere  ging  in  judicio  vor  dem 
ürtheiler  vor  sich,  der  von  dem  Magistrate  als  Privatmann 
den  Auftrag  bekam,  zu  urtheilen.  Der  Magistrat  war  immer 
nur  Einer  und  seine  Macht  war  grosz,  aber  durch  die  Sitte, 
die  herkömmlichen  Edicte,  durch  die  kurze  Amtsdauer,  durch 
die  Macht  der  andern  Magistrate  und  durch  jene  Trennung 
des  Verfahrens  in  den  Schranken  des  Bechts  gehalten.  Die 
Ürtheiler  waren  zuweilen  mehrere,  in  dem  Centumviralgericht 
sogar  ein  zahlreiches  Collegium,  in  den  meisten  Fällen  aber 
auch  nur  ein  einzelner  Mann.  Es  ist  nicht  richtig,  wenn  man 
dem  Magistrate  den  Entscheid  fiber  die  Bechts&age,  dem 
Judex  den  Aber  die  Thatfrage  zuschreibt  Der  Judex  hatte 
nicht  blosz  das  Beweisverfahren  zu  leiten  und  seine  üeber- 
Zeugung  über  die  streitige  Thatsache  auszusprechen,  sondern 
er  erörterte  auch  den  Bechtsstreit,  und  sprach  das  Bechts- 
urtheil  aus.    Von  diesem  gilt  der  römische  Bechtssatz:  res 

*  Cicero  pro  Cluentio  c.  43:  „Neminem  Tolaenmt  majores  nostri 
non  modo  de  existimatione  oigiusqnam,  sed  ne  peeuniaria  quidem  de  re 
minima  esse  jndicem,  nisi  gut  itUer  adversarios  convenisset.  De  Ora- 
tore  II.  70.     Vaierius  Maxim,  II.  8,  2. 

II I  tt  a  t «  0  h  I  i ,  allgpeiiieinott  8l«UrocUt.  1 5 
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judicata  jus  facit  inter  partes.  Daher  bedurfte  auch  er  des 
Bathes  der  Bechtsgelehrten,  die  er  in  schwierigen 
Fällen  befragte,  und  welche  sowohl  ihm  als  dem  Magistrate, 
der  auch  nicht  nothwendig  ein  gelehrter  Jurist  war,  willAhrig 
beistanden,  an  deren  Meinung  aber  weder  der  eine  noch  der 
andere  gebunden  war.  Der  Magistrat  aber  sprach  die  Grund- 
sätze, nach  welchen  er  das  Recht  handhaben  werde,  zuvor 
im  Allgemeinen  in  seinem  Edicte  aus  und  ertheilte  dann  dem 
Urtheüer  eine  diesen  beschränkende  und  maszgebende  auf 
den  einzelnen  Streit  angepasste  Instruction,  welche 
derselbe  bei  der  Verhandlung  und  Beurtheilung  beachten  muszte. 

Nur  aus  dieser  Trennung  des  Verfahrens  erklärt  es  sich, 
wie  in  der  Weltstadt  Rom  ein  einziger  Frätor  während  Jahr- 
hunderten genfigen  konnte,  um  die  ganze  Masse  ihrer  bürger- 
lichen Processe  zu  leiten  —  eine  Erscheinung,  die  nur  darin 
ihre  Parallele  findet,  dasz  in  England  auch  XII  Oberrichter 
der  Masse  von  Processen  des  Königreichs,  welche  zu  ihrer 
Cognition  kommen,  gewachsen  sind. 

Diese  römische  Einrichtung  würde  indessen  zu  unseren 
modernen  Zuständen  nicht  mehr  passen.  Unsere  Rechtscultur 
macht  es  durchaus  nOtfaig,  dasz  die  Magistrate,  welche  das 
Recht  handhaben  sollen^  wissenschaftlich  gebildete 
Juristen  seien  und  nicht  blosz  zu  Anfang,  sondern  während 
des  ganzen  Proceszverfahrens  alle  Verhandlungen 
leiten.  Vergeblich  würden  sich  bei  uns  Magistrate  und  Ur- 
theiler  nach  einem  Consilium  von  Juristen  umsehen,  welche 
ihnen  freie  Beihülfe  leisteten. 

b)  Auch  das  germanische  Mittelalter  unterschied 
überall  zwischen  dem  Richter,  welcher  als  Obrigkeit  den 
Procesz  leitete,  und  den  Urtheilern  (SchöfTen),  weldie  als 
Privatpersonen  und  Genossen  der  iParteien  das  Urtheil  fanden, 
und  auf  Befragen  des  Richters  aussprachen.  Auch  da  war 
keine  Trennung  des  Rechts  und  der  Thatfrage.  Die  Verhand- 
lung bezog  sich  auf  beide  zugleich,  und  die  Urtheiler  fanden 
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das  fiecht.^  Der  Einflusz  des  Bichters  war  aber  viel  geringer, 
als  der  des  römischen  Magistrats.  Er  hatte  keine  Bechtsvor- 
schriften,  keine  Instructionen  zu  geben,  sondern  beschränkte 
sich  durchaus  auf  die  formelle  Proceszleitung  und  die  Fragen - 
Stellung  an  die  ürtheiler.  Die  Antwort  dieser  war  eine  freie 
Aeuszerung  ihrer  Bechtsüberzeugungen,  ihres  Wissens  und  Ge- 
wissens, und  zuweilen  verlieszen  die  Schöffen  den  Bing  des 
gehegten  Gerichtes,  woselbst  der  fragende  Richter  zurückblieb, 
um  sich  unter  einander  im  Abstand  desto  freier  und  ungestörter 
über  das  ürtheil  zu  bedenken.  Wie  bei  den  Römern  aber  war 
die  Theilnahme  an  der  Justizübung  durch  Urtheil  eine  Bür- 
gerpflicht, welche  vorzüglich  auf  den  angesehenen  und  wohl- 
habenden Glassen  der  Bevölkerung  ruhte,  unter  den  Bömem 
immerhin  aristokratischer,  bei  den  Germanen  mehr  nach  dem 
demokratischen  Grundsatz  der  Gleichheit  mit  den  Parteien 
nfther  bestimmt. 

e)  Die  englische  Einrichtung  der  Geschwornenge- 
richte  auch  für  Givilprocesse,  welche  in  Nordamerika  noch 
eine  allgemeine  Anerkennung  und  fortschreitende  Anwendung 
findet,^  unterscheidet  wieder  zwischen  den  Richtern,  als 
Statsbeamten,  und  den  Geschwornen  als  Privatmännern.  Die 
Einrichtung  hat  sich  aus  der  altern  germanischen  Gerichtsver- 
fsasung,  aber  in  eigenthümlicher  Weise  schon  sehr  früh^  aus- 
gebildet. Nicht  blosz  die  Leitung  des  Proceszganges,  sondern 
auch  die  Offenbarung  und  Vertretung  der  Bechts- 
grundsätze,   die  Jurisprudenz    im    vollsten   Sinne   des 

^  Eine  eigenthümliehe  Abweichung  soheint  in  dem  sohwedisohen 
Gegensatze  der  urtheil  enden  Richter  und  der  zeugenden  Nftmud 
zu  liegen.     Vgl.  Dr.  Sohlyter  in  Mittermaiers  Zeitschr.  Y.  8.  426. 

'*  Auch  in  Portugal  Yerf.  §.  118. 

*  Kaoh  Biener  (in  Mitterm«  Zeitschr.  XIX.  8.  165)  ist  die  Jury 
im  OiTÜprooesz  zuerst  zwischen  1164  und  1176  an  die  Stelle  des  gericht- 
lichen Zweikampf^  getreten.  Vgl.  Blaokstone  ni. 23;  Marquardsen 
in  Mittermaier's  Krit  Zeitsohr.  für  Gesetzg.  des  Ausl.  B.  XXL;  da- 
gegen A.  Orelli  in  Bohauberg's  Zeitschr.  fttr  Zfirioh.  Recht. 

15* 
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Wortes  ist  nun  aber  in  dem  Bichter  concentrirt;  und  offenbar 
entspricht  diese  Ordnung,  welche  gewissermaszen  die  ganze 
Autorität  des  Rechts  in  den  durch  ihre  AusbUdung,  ihren 
Lebensberuf  und  ihre  Stellung  dazu  vorzugsweise  geeigneten  und 
beßihigten  Magistraten  vereinigt,  theils  den  Gulturbedürfnissen 
unserer  Zeit,  theils  der  wahren  Idee  von  der  Gerichtsbarkeit 

Man  hat  sich  auf  dem  europäischen  Conünent  daran  ge- 
wohnt, bei  dieser  Oeschwomenverfassung  vorzugsweise  auf  die 
Geschwomen  zu  sehen.  Die  Stellung  und  Haltung  der  Bichter 
ist  aber  viel  einfiuszreicher  und  entscheidender  für  den  Gang 
des  Verfahrens  als  die  Theilnahme  der  Geschwomen.  Die 
Autorität  der  Bichter  hält  das  Ganze  zusanunen  und  leitet 
fortwährend  die  Geschwomen.  Da  es  nur  sehr  wenige 
Bichter  gibt  und  ihre  äuszere  Stellung  eine  erhabene  ist,  -so 
gelangen  nur  solche  wissenschaftlich  gebildete  Männer  zu  der 
Würde,  welche  schon  vorher  durch  ihre  Gerichtspraxis  als 
Anwälte  einen  ausgezeichneten  Namen  und  eine  ungewöhnliche 
Geschäftskunde  erworben  haben.  Sie  leiten  zwar  als  Einzel- 
richter die  Assisen,  wenn  auch  nicht  ohne  Beihfllfe,  aber  da 
sie  hinwieder  Mitglieder  des  nämlichen  Gerichtshofes  sind,  der 
als  Appellationsgericht  urtheilt ,  so  sind  sie  unter  sich  in  steter 
Verbindung,  theilen  sich  wechselseitig  ihre  Erfahrangen  und 
Entscheidungen  mit,  und  halten  so  gemeinsam  die  Einheit 
und  Gleichheit  der  Bechtsübung  in  dem  ganzen  König- 
reiche fest.  Es  darf  nach  englischen  Gesetzen  nur  der  Bichter 
die  Assisen  in  der  Grafschaft  leiten,  welcher  nicht  in  dersel- 
ben  geboren  noch  wohnhaft  ist.  So  erscheinen  denn  die  Bichter 
von  Zeit  zu  Zeit  in  den  Grafschaften  als  Vertreter  der  stat- 
lichen  Gerechtigkeit,  mit  all  dem  würdevollen  Glänze  des 
Stats,  und  mit  der  hohen  Autorität  geistiger  Ueberlegeuheit 
und  charaktervoller  Unparteilichkeit  ausgerüstet;  und  die  Ge- 
schwomen wie  die  Parteien  horchen  mit  Vertrauen  und  Ehr- 
furcht auf  ihre  Bede. 

Hat  so  die  Jurispradenz  in  den  richterliehen  Magistraten 
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ein  m&chtiges  Organ  gefanden ,  so  gewähren  die  wechselnden 
Geschwomen  aus  dem  Volke,  indem  sie  die  mehr  thatsäch« 
liche  Streitfrage  beurtheileui  den  Parteien  die  Garantie,  dasz 
Aber  ihre  Interessen  nicht  entschieden  werde,  ohne  die  Mei* 
nung  derer  zu  hören,  die  ihres  Gleichen  und  mit  solchen  Yer* 
hältnissen  auch  im  täglichen  Leben  vertraut  sind,  Dasz  die 
Geschwomen  unparteiisch  seien,  dafür  läszt  sich  bei  der 
reichen  Auswahl  viel  leichter  sorgen,  als  wo  feste  Gerichts- 
coUegien  urtheilen,  und  dafür  wird  .auch  durch  die  mannich* 
faltigen  Verwerfungsmittel  (challences)  gesorgt,  welche  sowohl 
gegen  eine  ganze  Geschwomeuliste  als  gegen  einzelne  Ge- 
schworne  verstattet  sind.  Dasz  dieselben  fähig  seien,  den 
Streit  zu  verstehen  und  zu  beurtheilen,  dafOr  liegt  theils  in 
der  richterlichen  Leitung,  theils  in  der  Lebenserfahrung  der 
Geschwomen  hinreichende  Bürgschaft.  Sind  besondere  Sach- 
kenntnisse erforderlich,  so  wird  durch  die  Modification  der 
Specialjury  geholfen.  Die  englische  Jurisprudenz  hat  be- 
kanntlich zwar  einen  herkömmlichen  Hang  zum  Formalismus, 
aber  dasz  die  englische  Rechtspflege  trotzdem  national  und 
verständlich  geblieben  ist,  verdankt  man  vorzüglich  der 
Theilnahme  von  Geschwomen.  Und  jener  in  neuester  Zeit 
übrigens  bedeutend  ermäszigte  Formalismus  ist  keine  Folge 
dieser  Mitwirkung  von  Privatmännern.  Die  Engländer  sehen 
daher  in  den  Geschwomen  eine  der  rahmvollsten  und  festesten 
Säulen  auch  ihrer  Privatfreiheit  und  ihres  Privatrechts.  Von 
den  Schöffen  des  Mittelalters  unterscheiden  sie  sich  theils  da- 
durch, dasz  sie  nicht  ständig  sind,  eben  deszhalb  in  fortwäh^ 
render  Verbindung  mit  dem  Privatleben  bleiben,  und  nicht  zu 
einem  CoUegium  von  Beamten  werden ,  theils  durch  den  Ge- 
gensatz zwischen  Bechts-  und  Thatfrage,  indem  die  Ge- 
schwomen ihr  Verdict  nur  über  diese  erlassen,^  während  die 
Schöffen  auch  das  Bechtsurtheil  fällten. 

•  Verf.  von  Portugal  §.  119:    „Die  Geschwomen   sprcclicn  über 
don  Thatbesiand,  and  dioBiohtor  wenden  das  Qesets  (nur  dieses?)  an.^ 
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In  Deutschland  ist  zur  Zeit  noch  die  Meinung  verbreitet, 
dasz  das  Geschwomeninstitut  deszhalb  ffir  unsere  Ciyilrechts- 
pflege  unbrauchbar  wäre,  weil  die  wissenschaftliche  Erkennt- 
nisz  unseres  Privatrechtes  nur  dem  möglich  sei,  welcher  durch 
die  Schule  der  römischen  und  germanischen  Jurisprudenz  hin- 
durch gegangen  ist.  Allein  gerade  die  Ausscheidung  der 
Rechts-  und  der  Tbatfrage,  wie  sie  in  England  geflbt  wird, 
und  die  Hinweisung  auf  die  gelehrte  Autorität  des  Bichters 
mit  Bezug  auf  jene  hebt  die  scheinbare  Schwierigkeit  voll- 
ständig. Sicher  ist  es  fflr  die  englischen  oder  nordamerika- 
nischen Bichter  eine  schwerere  Aufgabe,  sich  in  den  Quellen 
ihres  nationalen  Bechtes  zurecht  zu  finden,  und  das  ganze  be- 
stehende sehr  verwickelte  Bechtssystem  zu  Obersehen,  als  es 
ftlr  uns  ist,  mit  dem  Systeme  des  gemeinen  römischen,  deut- 
schen und  Parti cularrechtes  vertraut  zu  werden,  und  man  hat 
nie  gehört,  dasz  jene  Bichter  durch  die  Oeschwomen  an  der 
ErfflUuDg  ihrer  Aufgabe  gehindert  worden  seien. 

d)  Ein  neuer  Weg  ist  in  einzelnen  deutschen  Staten 
durch  die  Bildung  der  Handelsgerichte  eröffnet  worden, 
indem  dieselben  aus  Einem  rechtsgelefarten  Statsrichter  als 
Vorsitzer  und  Proceszleiter  und  aus  einer  Mehrzahl  von  E[auf- 
leuten,  die  ein  Ehrenamt  Oben,  zusammengesetzt  werden.  Beide 
urtheilen  gemeinsam.  Diese  Verbindung  des  statlichen  Berufs- 
amtes mit  bürgerlichen  Ehrenämtern  sichert  der  Bechtswissen- 
schaft  den  gebührenden  Einflusz,  und  nöthigt  sie,  in  Harmonie 
zu  bleiben  mit  dem  Bechtsverständnisz  des  Volks.  Es  ist  nicht 
unwahrscheinlich,  dasz  dieselbe  in  der  Zukunft  noch  weitere 
Anwendung  finden  wird  auch  auf  andere  bürgerliche  Processe. 

6.  Das  ältere  römische  Becht  wuszte  so  wenig  von  meh- 
reren Instanzen  im  Civilprocesz  als  das  ältere  deutsche 
Becht.  Die  neuere  Zeit  dagegen  beti*achtet  die  wiederholte 
Prüfung  und  Entscheidung  des  Bechtsstreits  durch  ein  höher 
gestelltes  Appellationsgericht  als  ein  Palladium  des  guten 
Bechts.    In  Deutschland  wird  sogar  auf  drei  Instanzen 
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ein  verfasBUDgsmäsziges  Gewicht  gelegt.*^  Die  Stelluug  der 
firdheren  Beichsgerichte  und  ihr  Yerhältnisz  zu  den  Unter-  und 
Obergerichten  der  einzelnen  Territorien  erklärt  historisch  diese 
Einrichtung,  und  man  kann  es  begreifen,  dasz  bei  der  schrift- 
lichen Form  der  Proceszverhandlung  die  üebelstände  derselben 
weniger  empfunden  wurden.  Innere,  in  der  Natur  derHechts- 
pflege  liegende  Gründe  dafür  würden  sie  schwerlich  rechtfer- 
tigen. Wird  das  Princip  der  Mündlichkeit  durchgeführt,  so 
ist  auch  hierin  eine  durchgreifende  Aenderung  nöthig.  '^ 

In  der  Anordnung  zweier  Inztanzen  dagegen,  einer 
untern  und  einer  obern,  wird  mit  Recht  eine  der  wirksamsten 
<}arantien  für  eine  gute  Bechtspflege  erkannt.  Nicht  nur  ge- 
währt die  Möglichkeit  einer  erneuerten  Prüfung  durch  das 
höher  gestellte  Obergericht,  welches  den  schon  in  erster  In- 
stanz aus  dem  Rohen  verarbeiteten  Procesz  nochmals  und  nun 
bequemer  prüft,  eine  verstärkte  Sicherheit  für  ein  richtiges 
Endurtheil,  und  daher  auch  den  Parteien  gröszeres  Vertrauen 
in  die  Güte  der  Rechtspflege,  sondern  es  wirkt  schon  das  Be- 
wusztsein  dieser  Möglichkeit  auf  die  Glieder  des  Untergerichts 
wohlthätig  ein,  so  dasz  sie  weniger  willkürlich  und  weniger 
nachlässig  verfahren,  als  wenn  sie  vermeinen , «in  höchster 
Machtvollkommenheit  ihren  Spruch  zu  thun.  Dann  aber  musz 
in  gröszern  Staten,  in  welchen  Ein  Obergericht  für  die  Menge 
der  appellablen  Processe  nicht  ausreichen  kann,   durch  einen 

^^  Vgl.  ZacRariä,  D.  St.R.II.  §  171.  Noch  die  Wiener  Schlusz- 
acte  Tom  Jahr  1820  fordert  drei  Instanzen  in  Art.  12. 

^*  Vgl.  G.  Geib:  Die  Reform  des  deutschen  Reohtslebens.  S.  85. 
£r  maokt  mitBecbt  darauf  aufmerksam,  dasz  unter  jener  Voraussetzung 
auch  die  Actenyersendung  an  die  Spruchoollegien  der  Facultftten  auf- 
hören mQsse,  dasz  aber  die  wohlthfttige  Einwirkung  dieser  auf  die  prac- 
tische  Jurisprudenz  in  anderer  Form,  vorzüglich  durch  Reohtsgutaohten 
und  Reohtsbelehrung,  fortdauern  könne,  und  einen  erhöhten  Aufschwung 
verdiene.  In  der  That  wäre  eine  stärkere  Betheiligung  der  rechtsge- 
lehrten Mitglieder  der  Universitäten  bei  der  gerichtlichen  Praxis  für  die 
Lebendigkeit  der  wissenschaftlichen  Doctrin  und  für  die  Wissenschaft- 
liehkeit  der  Praxis  gleich  förderlich. 
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Cassations-  oder  einen  Oberhof  fQr  die  Einheit  des 
Rechts  nnd  seiner  Formen  noch  besonders  gesorgt  werden. 
Die  französische  Einrichtung  der  CassationshOfe  hat  mit  dem 
deutschen  Gedanken  der  OberhOfe  das  gemein,  dasz  beide  nur 
Aber  Beschwerden  wegen  rechtlicher  Mängel  der  frfihem  Ur- 
theile  entscheiden;  sie  unterscheiden  sich  aber  dadurch,  dasz 
der  erste  das  formwidrige  Verfahren  oder  das  rechtswidrige 
ürtheil  aufhebt  und  den  Procesz  zu  neuer  Beurtheilung  zurück- 
weist, während  de^  Oberhof  den  richtigen  Bechtssatz  wo 
möglich  sofbrt  durch  Verbesserung  der  ürtheile  zur  Geltung 
bringt. 

Wo  die  Geschwomenverfassung  auch  fflr  den  Civilprocesz 
besteht,  da  wird  freilich  die  Appellation  noch  weit  mehr  zu 
beschränken  und  vorzugsweise  nur  auf  den  Bechtsstreit,  nicht 
auch  auf  die  Thatfrage  zu  beziehen  sein.  Dasz  aber  dann 
zumal  Ein  Obergericht  fflr  alles  genflge,  beweist  wieder  das 
Beispiel  von  England. 


*  Viertes  GapiteL 

Die  Strafreohtspflege. 

1.  Während  des  Mittelalters  finden  wir  fast  allenthalben 
in  dem  romanischen  und  germanischen  Europa  eine  drei- 
fache Abstufung  der  Gerichtsbarkeit,  deren  Unter- 
lage in  der  ursprünglichen  Landes-  und  Volkseintheilung  der 
deutschen  Volker  zu  erkennen  ist.  Den  Gauen,  Huntari 
(Gentenen)  und  Weilern  (Gemeinden)  entsprach  schon  in  älte- 
ster Zeit  eine  dreifache  Gliederung  der  Kriegs-  und  Gerichts- 
verfassung. Später  unterschied  man  ebenso  in  Frankreich  die 
Jurisdiction  lumte^  moyennc  et  hassCy  in  Deutschland  die  hohe 
und  niedere  (auch  mittlere)  Vogtei  und  die  grundherr- 
liche oder  Markgeriühtsbarkeit     Diese  Abstufung   der 
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Gerichte  steht  wieder  in  Yerbiodung  mit  einer  dreifachen 
ünterscheidnng  strafbarer  Bechtsverletzungen ,  nnd  der  ver- 
schiedenen Bestimmung  der  gerichtlichen  Gompetenzen.  Die 
eigentlichen  Friedensbrtiche,  welche  den  Frieden  so  von 
Grund  aus  zu  erschflttem  oder  vielmehr  zu  brechen  schienen, 
dasz  der  Friedensbrecher  verdiente,  auszer  den  Schutz  des 
Friedens  und  des  Bechts  gesetzt  und  wie  ein  Feind  verfolgt 
and  getödtet  zu  werden,  die  Verbrechen,  die  an  den  Leib 
und  das  Leben  gingen,  gehörten  zur  Beurtheilung  und  Bestra- 
fung an  die  höchsten  Gerichte,  denen  unmittelbar  von  dem 
Könige  der  Blutbann  verliehen  war.  Frevel  und  Dieb- 
stahl dagegen,  welche  zwar  die  Rechtsordnung  auch  ernstlich 
verletzten,  aber  nicht  so  brachen,  dasz  nur  die  Yemichjkung 
des  YerbreiAers  den  Bruch  sühnen  konnte,  welche  daher  mit 
einer  die  Existenz  schonenden  Körper-  oder  Geldstrafe  (an 
Haut  und  Haar)  hinreichend  gebnszt  wurden,  kamen  an  die 
Centgerichtsbarkeit,  d«  h.  die  (mittlere)  Yogtei  im  ge- 
wöhnlichen Sinne.  Das  war  die  regelmftszige  Strafgerichts- 
barkeit jener  Zeit.  Einfache  üngebflhr  und  Unordnung  end- 
lich von  blosz  localer  Erheblichkeit  wurde  in  den  Loc alge- 
richten der  Grundherren,  oder  wo  sich  noch  freie  Markge- 
nossenschaften erhalten  hatten,  auch  in  den  Gemeindegerichten 
gerügt  und  gebüszt 

Diese  Eintheilung  hat  eine  bleibende  Bedeutung,  obwohl 
sie  fdr  unsere  jetzige  Bechtsentwicklung  einiger  Modificationen 
bedarf.  Wir  unterscheiden  noch  zwischen  Yerbrechen, 
welche  vor  die  Schwurgerichte,  Yergehen,  welche  vor  die 
mittleren  Collegialgerichte  und  Policeiübertretungen, 
welche  vor  die  untersten  Policeigerichte  zur  Beurtheilung  und 
Bestrafung  kommen.  Aber  aus  besonderen  Gründen  werden 
zuweilen  einzelne  Arten  von  Yergehen  bald  den  Schwurge- 
gerichten, bald  den  Policeigerichten  zugewiesen;  die  einen, 
weil  man  eine  vermehrte  Garantie  für  eine  sorgfältige  und 
unbefangene  liechtspflege  zu  erhalten  sucht,  die  andern,  weil 
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sie  wegen  ihrer  Geringfügigkeit  schicklich  den  bloszen  Uu- 
ordnnngen  ähnlich  behandelt  werden. 

Der  Gegensatz  aber  der  Vergehen  (delicta,  misdemea- 
nonrs)  nnd  der  Verbrechen  (crimina)  dem  gemeinen  6e* 
fühle  der  Volker  schon  wahrnehmbar,  hftlt  sich  innerhalb  des 
eigentlichen  Gebietes  der  Strafgerichtsbarkeit,  nnd  mnsz  auch 
in  der  Organisation  der  Bechtspflege  Beachtung  finden.  Beide 
gehören  insofern  zusammen,  als  durch  beide  die  öffentliche 
Bechtsordnung  selbst  in  ihren  festen  Verhältnissen  verletzt 
und  erschüttert  wird.  Sie  sind  nicht  bioszeig  Civilunrecht, 
das  durch  einfache  Wiederherstellung  gut  gemacht  werden 
kann,  nicht  blosze  Polizeiübertretung,  die  eher  im  Xn? 
teresse  der  Ordnung  als  um  der  Gerechtigkeit  willen  geahndet 
wird ,  sondern  die  Majestät  der  Gerechtigkeit  selbst  ist  hier 
verletzt,  und  diese  musz  sich  in  der  Bestrafung  des  Schuldigen 
siegreich  bewähren.  Aber  sie  unter^heiden  sich  hinwieder 
von  einander  wie  das  gemeine  und  das  besondere.  Das  Ver* 
brechen  ist  4n  gewissem  Betracht  ein  qualificirtes  Ver^ 
gehen,  qualificirt, 

a)  weil  die  verbrecherische  Handlung  erschütternd  auf 
•den  ganzen  Stat,  nicht  blosz  auf  einzelne  Theile  desselben 
einwirkt  (der  Hochverrath  z.  B.  ist  ein  Verbrechen,  die  ein* 
fache  Widersetzung  gegen  die  Amtsgewalt  kann  als  bloazes 
Vergehen  behandelt  werden);  oder  b)  weil  die  auszergewöhn- 
liche  Gefährlichkeit  und  die  sittliche  Verworfenheit 
in  der  Art  der  verbrecherischen  Handlung  sich  in  ausgezeich- 
netem Grade  kundgibt  (der  Baub,  der  Diebstahl  mit  Einbruch, 
und  die  Nothzucht  z.  B.  sind  Verbrechen,  der  gewöhnliche 
Diebstahl  dagegen,  die  Miszhandlung  ohne  schwere  Folgen, 
der  Betrug  können  wohl  in  der  Begel  als  Vergehen  behandelt 
werden,  ebenso  alle  strafbaren  Handlungen  aus  bloszer  Fahr- 
lässigkeit); c)  zuweilen  auch,  weil  das  Masz  der  Schädigung 
einen  ungewöhnlichen  Grad  erreicht,  wie  ja  auph  im  Natur- 
leben  das  Wasser,   wenn  es  auf  einen  gewissen  Grad  erhitzt 
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wird,  sich  in  Dampf  yerwaadelt  (z.  B.  Diebstähle,  die  einen 
hahea  Betimg  erreichen,  werden  zu  Verbrechen).  Die  genauere 
Ausscheidung  freilich  hftngt  immerhin  ab  von  der  besondern 
historischen  Entwicklung  und  Gesetzgebung  des  nationalen  Straf- 
rechts. Gewisse  Strafarten,  wie  die  Leben»-  und  Leibesstrafen, 
die  Ketten-,  die  Zuchthausstrafe,  die  Deportation  passen  daher 
nur  für  Verbrechen,  und  sind  für  Vergehen  nicht  anwendbar, 
und  häufig  werden  nur  jene  von  den  Assisen,  diese  auch  von 
untern  Gerichten  beurtheilt^ 

2.  Der  Idee  der  Strafgerichtsbarkeit  entspricht  die  Verfol- 
gung und  Anklage  von  Amts  wegen  durch  eine  öffent- 
liche Behörde,  die  Statsanwaltschaft.  Nicht  das  Privat- 
interesse, noch  der,  wenn  auch  gerechte,  Unwille  des  Verletzten 
darf  in  dem  Vordergrunde  erßdieinen,  sondern  die  statliche 
Gereditigkeit  soll  hier  schon  ihre  reine  Macht  in  öffentlichem 
Interesse  offenbaren.  Der  Strafprocesz  ist  nicht  ein  Streit 
zweier  Parteien,  die  sich  auf  gleichem  Boden  mit  gleichen 
Waffen  entgegentreten,  sondern  eine  Entfaltung  der  verletzte 
Gerechtigkeit,  welche  den  Verletzer  zur  Bechenschaft  zieht. 
Der  Statsanwalt  hat  daher  auch  nicht  einseitig  den  Standpunkt 
der  Partei  festzuhalten,  keineswegs  nur  die  Momente  des  Ver- 
dachts und  der  Schuld  hervorzuheben,  sondern  auch  die  Grflnde 
für  die  Unschuld  oder  für  die  Milderung  der  Schuld  zu  erwä- 
gen und  zu  berücksichtigen.  Er  darf  so  wenig  leidenschaftlich 
(parteiisch)  handeln  als  der  Richter;  und  nur  insofern  ist  seine 
Stellung  eine  weniger  unbefangene  als  die  des  Richters,  als 
er  vorzugsweise  mit  der  Anklage  beauftragt,  und  im  Namen 

^  Ueber  die  ZuUssigkeit  und  den  Sinn  des  Gegensatzes  wurde  früher 
in  Deutschland  yiel  gestritten,  und  manche  Juristen  haben  in  der  Ver- 
zweiflung, ein  inneres  Princip  desselben  zu  finden,  diesen  lediglich  auf 
die  Yerschiedenheit  der  Strafandrohungen  gebaut,  wie  denn  überhaupt 
die  deutsche  Jurisprudenz  lange  Zelt  den  Begriff  des  Verbrechens  selbst 
auf  die  gesetzliche  Strafandrohung  begründet  hat.  Indessen  ist  diese, 
wie  die  Strafe,  offenbar  Folge,  nicht  Grund,  so  wie  der  Verbrechen  und 
Vergehen  selbst,  so  auch  ihres  Unterschiedes. 
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der  Gerechtigkeit  vorerst  den  Streit  mit  dem  Angeklagten  zu 
fahren  genOthigtf  aleo  immerhin  eine  Proceszpartei  ist.  Aus 
diesem  Grunde  ist  es  denn  auch  besser,  die  Statsanwaltschaft 
als  ein  besonderes,  von  dem  eigentlichen  Gerichte  getrenntes 
Organ  zu  constituiren,  als  wie  das  wohl  im  Mittelalter  hier 
und  da  geschehen  ist,  einzelnen  Bichtem  selbst  die  öffentliche 
Anklage  zu  flbertragen. 

Einzelne  Keime  zu  der  Einführung  der  Statsanwaltschaft 
lassen  sich  in  manchen  mittelalterlichen  Einrichtungen  ent- 
decken, so  in  den  Nachgängern  und  Nachrichtern  ein- 
zelner deutscher  Reichsstädte,'  in  den  EronyQgten  (Ero- 
nofogdar)  von  Schweden,^  welche  auch  bei  der  Vorunter- 
suchung des  Bichters  thätig  sind,  in  den  französischen 
jproctireur^  du  rot,  welche  ursprünglich  gerichtliche  Vertreter 
der  königlichen  Domanialinteressen ,  den  römischen  advocati 
fisci  ähnlich,  dann  auch  in  den  Fällen  als  öffentliche  Ankläger 
fungirten,^  in  denen  es  an  einem  Privatkläger  fehlte.  Das 
Verdienst  aber,  dieses  wichtige  Institut  ausgebildet  zu  haben, 
gehört  Frankreich  an,  Napoleon  I.  schuf  zuerst  das 
Amt  der  Generalprocuratoren,  welche  als  öffentliche  An- 
kläger mit  dem  Justizministerium  verbunden,  und  denen  eine 
Anzahl  von  Generaladvokaten  untergeordnet  wurden.  Die 
französische  Einrichtung  ist  sodann  in  vielen  andern  Staten 
nachgebildet  worden,  oft  mit  Vermeidung  des  französischen 
Fehlers,  welcher  die  Macht  der  Statsanwälte  zu  sehr  und 
sogar  den  Gerichten  gegenüber  erhoben  hat. 

3.  Bei  weitem  allgemeiner  als  im  Civilprocesz,  wenigstens 
für  die  höhere  Strafrechtspflege  ist  das  englische  Institut 
der  Schwurgerichte  (Jury)  über  Amerika,  sodann  nach 
Frankreich  und  manche  romanische  Länder,  in  neuester 
Zeit  auch  über  Deutschland  und  die  Schweiz  verbreitet 

*  Vgl.  Bluntsohli  Zürcherische  Beohtsgoschiohte  I.  8.  405. 
^  Ziemszeu  iu  Hiitormaiers  Zeitschrift  XII,  8.  331. 
«  Schaffner,  frans.  Rechtsgeschichtc  IL  S.  432  ff. 
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worden.  Bei  der  üeberpflanznng  auf  fremden  Boden  hat  das* 
selbe  indessen  vielfach  gelitten,  und  es  wird  noch  eine  geraume 
Zeit  andauern,  bis  es  tsberall,  wo  es  aufgenommen  ¥nirde,  zu 
einem  gesunden,  den  nationalen  Verhältnissen  und  den  Bedflrf- 
nissen  einer  gerechten  Justiz  gemäszen  Wachsthume  heran  ge- 
reift sein  wird. 

Die  EigenthQmlichkeit  des  Schwurgerichts  besteht  vor- 
nehmlich in  zwei  Dingen:  1)  in  der  Trennung  des  Urtheils 
in  zweiTheile,  in  einürtheil  aber  die  Thatfrage,  die  davon 
unlösbare  rechtliche  Frage  der  Schuld  oder  Nichl^ 
schuld  inbegriffen,  und  in  ein  Urtheil  Qber  die  Rechts- 
frage, d.  h.  die  Anwendung  des  Strafgesetzes  und  die  Be- 
stimmung der  Strafe;  2)  in  der  entsprechenden  Ausscheidung 
in  dem  Organismus  des  Gerichts  in  der  Art,  dasz  Aber  die 
Thatfrage  Männer  aus  dem  Volke  durch  ihren  Wahr- 
spruch urtheilen,  die  nicht  gerade  rechtskundig  sein  müssen, 
und  dasz  auch  keine  ständige  Schöffen,  sondern  fflr  die  ein- 
zelnen Oerichtssitzungen  wechselnde  Oeschwome  bezeichnet 
werden,  das  ürtheil  Aber  die  Bechtsfirage  dagegen  den  Bich- 
tern  als  rechtskundigen  und  ständigen  Beamten  zu- 
getheilt  wird. 

Der  gedeihliche  Erfolg  dieser  Einrichtung  hängt  wieder 
vornehmlich  davon  ab,  dasz  kein  feindlicher  Gegensatz  zwischen 
Richter  und  Geschwomen  bestehe,  sondern  beide  Elemente  zur 
Verwaltung  der  Gerechtigkeit  zusammenwirken  und  dasz  daher 
die  Richter,  welche  das  Verfahren  leiten,  ihre  geistige  üeber- 
legenheit  durch  die  Art  dieser  Leitung  bewähren,  und  weiter 
in  formeller  Passivität  verharren,  und  so  die  Handhabung  der 
Gerechtigkeit  zum  Spiel  der  Advocaten  und  zum  Tunmielplatz 
der  Parteileidenschaft  herabwürdigen  lassen,  noch  im  einsei- 
tigen Interesse  etwa  der  Verfolgung  ungebührlich  in  den  Wi- 
derstreit der  Parteien  eingreifen.  Nicht  das  ist  das  Princip 
des  Geschwomenverfahrens,  dasz  rechtsunkundige  Männer  besser 
zu  urtheilen  verstehen  als  rechtskundige,  sondern  das,  dasz 
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nur  der  wegen  eines  Vergehens  eine  Strafe  erleiden  soll,  dessen 
Schuld  dem  schlichten  Verstand  und  dem  natürlichen  Bechis- 
gefahl  gewissenhafter  M&nner  aus  dem  Volk  klar  geworden 
ist.  Dem  Richter  ziemt  daher  die  Bechtsbelehrung,  und  ihm 
kommt  auch  die  Aufrechthaltung  der  Wurde  der  Gerechtigkeit 
zu.  Der  moralische  Einflusz,  &en  er  so  in  reiner  Stellung 
ausübt,  darf  nicht  yemachUssigt  werden;  er  gibt  dem  ganzen 
Verfahren  seinen  ernsten  Halt.  Aber  das  kann  er  nur,  wenn 
er  nicht  Partei  nimmt,  sondern  unbefangen  zwischen  Ankläger 
ond  Vertheidiger  die  Waage  hält 

Auszerdem  ist  die  Art,  wie  die  Geschwomenlisten  gebil- 
det werden,  von  höchster  Bedeutung.  Mit  Becht  scheint  mir 
von  Andern  hervorgehoben  zu  werden,  dasz  nicht  genug  zwi- 
schen allgemeinen  und  speciellen  Sdiwurgerichten^  unter- 
schieden werde,  obwohl  die  Keime  auch  dieser  Unterscheidung 
in  dau  englischen  Verfahren  sichtbar  sind.  Unter  allgemeinen 
Sdbwurgerichten  «ind  die  zu  verstehen,  bei  welchen  die  ür- 
theiler  keiner  besondern  ausgezeichneten  Kenntnisse  bedürfen, 
um  zu  einer  sichern  eigenen  Meinung  zu  gelangen  und  ein 
wahrhaftes  Urtheil  zu  fällen.  Die  meisten  Strafprocesse  ge- 
hören zu  dieser  Gattung.  Die  speciellen  Schwurgerichte  aber 
sind  dann  ein  Bedürfoisz,  wenn  die  Beurtheilung  der  Thatfrage 
und  der  Schuld  ohne  besondere  Kenntnisse  nicht  oder  nur 
schwer  mOglich  ist.  Für  die  erstere  reicht  die  gewöhnliche 
Lebenserfahrung  verständiger  M&nner,  wie  sie  sich  in  den 
naittlem  Volksclassen  regelmfiszig  vorfinden,  vollkommen  aus, 
besondere  Kenatniase  aber,  wie  sie  für  die  letztern  erforderlich 
sind,  können  nur  durch  besondere  Berufsbildung  erlangt  wer- 
den; da^er  sollten  in  solchen  Fällen  die  Geschwomen  auch 
nur  aus  den  Kreisen  genommni  werden,  welche  diese  besitzen. 
Es  gilt  das  sogar  von  den  Processen,  bei  denen  Viele  die 

^  Pinheiro  über  das  Institut  der  Geschwomen  in  Mittermaiers 
Zeitsclir.  YIII.  S.  387  ff.  In  andern  Beziehungen  dagegen  kann  ich 
seine  Ansichten  nieht'  tfaeilen. 
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Wahrheit  dieser  Bemerkung  am  wenigsten  zuzugestehen  ge- 
neigt sind,  von  den  Preszprocessen.  Während  einfache 
Bürger  und  Bauern  vollkommen  im  Stande  sind,  aus  den  vorge- 
legten Thatsachen,  den  Angaben  der  Zeugen  und  dem  Yerhal- 
tea  des  Angeklagten  ein  sicheres  ürtheil  sich  zu  bilden,  ob 
dieser  gestohlen  oder  einen  Todtschlag  verübt  habe;  sind  die- 
selben der  Aufgabe,  über  Erzeugnisse  der  Literatur  und  die 
Wendungen  der  Sprache  richtig  zu  urtheilen,  in  der  Begel  nicht 
gewachsen  und  nicht  fähig,  wenn  der  Angrüf  der  Rechtsordnung 
nicht  sehr  plump  ist,  die  feinen,  die  Spur  des  Yergehens  ver- 
wischenden Wendungen  und  Sänke  eines  geschickten  Yerthei- 
digers  zu  durchschauen,  oder  die  Freiheit  der  Meinungsäusse^ 
rung  auch  da  zu  ehren,  wo  die  Meinung  der  Einzelnen  der 
allgemeinen  Meinung  schroff  entgegen  tritt  Sie  werden  leicht 
irre  in  ihrem  Urtbeil,  leicht  von  künstlich  hervorgerufenen 
Eindrücken  miszleitei  Sie  haben  nicht  die  wissenschaftliche 
Sicherheit  in  sich,  die  allein  vor  Abwegen,  sei  es  vor  zu  über- 
triebener Strenge,  sei  es  vor  falscher  Nachsicht  und  Uoszer 
Willkür,  zu  bewahren  vermag. 

In  den  meisten  Staten  wird  dem  Loose  ein  Spielraum 
er&ltnet  bei  der  Bezeichnung  der  Geschwornen,  und  mit  vollem 
Becht.  Es  künnen  kaum  in  anderer  Weise  die  beiden  entge- 
gengesetzten Klippen  umgangen  werden,  welche  das  Institut 
zu  verf&lsdien  drohen,  nämlich  ein  überwiegender  Einflusz  der 
Begierung  einerseits,  welcher  die  abhängigen  Geschwomen  um 
so  eher  zu  einem  Werkzeuge  der  Gewalt  zu  machen  droht, 
als  sie  nicht  wie  die  Siebter  durch  die  Standesehre  und  die 
Wissenschaft  gehalten  werden,  und  andererseits  die  Volkswahl, 
die  geeignet  ist,  die  Geschwomen  zu  Dieoeni  der  politischen 
Parteien  zu  erniedrigen,  und  die  Reinheit  der  Bechtspflege 
durch  Parteilichkeit  zu  bdiecken«  ^  Die  gerechten  Ansprüche 
des  Angeklagten,   dasz  er  von  Geschwomen  beurtfaeilt  werde, 

*)  Kenaud  in  Hittermaier'a  Zeitschr.  XIX.8. 173fF.,  198.  Cher- 
buliez  ebenda  8.  205  ff.;  dagegen  Pinheiro  a.  a.  O. 
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welche  sein  Vertrauen  verdienen,  werden  in  genflgendem  Masze 
durch  das  Becosationsrecht  befriedigt. 

Desto  ndthiger  aber  ist  es,  in  zu  fordernden  Eigenschaften 
der  Geschwomen  ein  Oegengewicht  far  den  Zufall  des  Looses 
zu  suchen.  Eine  erhöhte  Selbständigkeit,  wie  sie  ohne  einen 
soliden  Haushalt  von  der  Mehrheit  der  Menschen  nicht  er- 
wartet werden  kann,  und  eine  reife  Lebenserfahrung,  wie  sie 
in  der  Begel  nur  mit  dem  männlichen  Alter  und  im  Familien- 
und  Berufsleben  gewonnen  wird,  sind  die  nothwendigen  Gnmd- 
bedingongen  ihrer  Tauglichkeit  zu  wahrhafter  und  gerechter 
Beurtheilung  der  Angeklagten.  Das  ist  aber  vor  allen  Dingen 
nöthig,  stets  im  Auge  zu  behalten,  dasz  auch  das  Schwurge- 
richt eine  Anstalt  der  Gerechtigkeit,  und  nicht  ein 
Organ  der  Politik  sei. 

Ein  diesem  Princip  durchaus  widerstreitender  Irrthum  ist 
die  sogenannte  ffAllmacht''  der  Geschwomen,  die  Meinung, 
dasz  die  Geschwomen  über  dem  Ctosetz  und  dem  Becht  stehen, 
und  dieses  nach  Willkflr  beugen  oder  eludiren  dtlrfen.  Die 
ganze  Justiz  hat  lediglich  die  Aufgabe,  die  bestehende  Bechts- 
ordnung  zur  Anerkennung  zu  bringen,  und  die  Gerechtigkeit 
zu  verwalten.  Der  Eid  der  (Geschwomen  legt  ihnen  diese  Pflicht 
ans  Herz,  und  ohne  Gewissenhaftigkeit  gibt  es  überhaupt  kein 
wahres  (Gericht.  Für  die  Praxis  nicht  minder  bedenklich  ist 
femer  die  durch  das  französische  Verfahren  unterstützte 
Meinung,  dasz  die  Geschwomen  keinerlei  Beweinregeln  zu  be- 
achten, sondern  nur  dem  unklaren  Gefühl  zu  folgen  haben. 
Zwar  besteht  allerdings  ein  Vorzug  des  Geschwornenverfahrens 
darin,  dasz  der  abstracto  Pendantismus  der  Altem  strengen 
Beweistheorie,  welche  die  gelehrten  Bichtercollegien  band, 
durch  das  freiere  Urtheil  der  Geschwomen  durchbrochen  wor- 
den ist,  und  überall  lehrt  die  ErMrnng,  dasz  die  Schuldigen 
dem  scharfen  Blicke  der  (jfeschwomen  weniger  leicht  entgehen, 
und  häufiger  verurtheilt  werden,  alsdiesz  früherhin  geschehen 
ist.    Aber  in  dem  Vaterlande   des  Geschwomeninstituts ,  in 
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England  und  Amerika,  hat  noch  Niemand  es  fflr  über- 
flüssig gebalten,  dasz  anch  der  Beweis  nach  jaristischen  Grund- 
sätzen geregelt  werde,  m.  a.  W. ,  dasz  man  sich  selber  Aber 
die  Gründe  der  Schuldigerklärong  ins  Klare  zu  setzen  habe. 
Dort  wird  vielmehr  die  Lehre  vom  Beweise  (evidence)  mit 
groszer  Sorgfalt  festgehalten,  und  die  Aufgabe  des  Richters 
ist  es,  auch  in  dieser  Beziehung  die  Geschwomen  auf  diese 
Gründe  aufmerksam  zu  macheu.  Der  Richter  kann  von  sich 
aus  nicht  freisprechen  noch  verurtheilen.  Niemand  soll  ver- 
urtheilt  werden,  dessen  Schuld  nicht  auch  dem  ein- 
fachen Verstände  der  Geschwornen  klar  zu  machen 
ist,  das  ist  ja  der  leitende  Gedanke  des  Schwurgerichts.  Aber 
kein  innerer  Grund  hindert  den  Richter,  der  berufen  ist,  die 
Gerechtigkeit  zu  verwalten,  seine  wissenschaftlich  begründete 
Ansicht  den  Geschwomen  zu  ihrer  sorgfältigen  üeberlegung 
vorzutragen,  und  einen  richtigen  Wahrspruch  durch  weise 
Anleitung  vorzubereiten.  Die  Scheu  vor  einem  ungebührlichen 
Einflusz  des  Richters  auf  den  Entscheid,  der  wir  auf  dem  Gon- 
tinent  vielfach  begegnen,  ist  der  Tüchtigkeit  des  Instituts  nichts 
weniger  als  ersprieszlich ,  und  es  entspricht  weder  der  Würde 
noch  der  Wahrheit  der  Gerechtigkeit,  wenn  dasselbe  möglichst 
von  dem  Einflüsse  der  rechtskundigen  Richter  abgelöst  und  die 
zügellose  Willkür  der  Geschwomen  zum  Princip  desselben  er- 
hoben wird.' 

In  zwei  Beziehungen  auszer  dem  früher  schon  erwähnten 
Institute  der  Statsanwaltschaft  ist  das  Schwurgericht  seit  seiner 
Verpflanzung  nach  Europa  verbessert  worden.  Fürs  erste  durch 
Beseitigung  der  englischen  A'nklagejury  {grand  jury)  und 
durch  Ueberweisung  der  vorläufigen  Erkennung  der  Anklage  an 
einen  Anklagesenat,  der  aus  rechtsgelehrten  Richtern  besteht. 

*  Gate  Bemerkangen  darflber  bei  Gei  b :  Reform  des  deutschen  Rechts- 
lebens. 8.  135  if.  Viele  AnftchlOsse  g^wShren  Mittermaier's  Erfah- 
rungen über  die  Wirlnamkeit  der  Bohwnrgerichte  in  Bnropa  und  Amerika. 
Briangen  1866. 

BUntielili,  ftllfem«inei  StettNoht    IL  \A 
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Sodann  Oberhaupt  darin,  dasz  mehr  und  mehr  das  Prindp  der  Ver- 
folgung und  Bestrafung  des  Verbrechers  von  S  ta ts  wegen  durch- 
gefQhrt  wurde,  imOegensatz  zu  dem  englisdienVerfahren,  welches 
noch  zu  sehr  von  priyatrechtlichen  Bücksichten  durchzogen  ist. 


Fünftes  Gapitel. 

Die  yerwAltnngBreohtepflege. 

Auch  Über  öffentliches  Becht  kann  Streit  entstehen 
und  musz  dieser  Streit  durch  eine  statliche  Autorität  ent- 
schieden werden.  Vielleicht  erfüllt  die  Zukunft  das  Ideal  öf- 
fentlich rechtlicher  Gerichtshöfe  für  alle  Streitig- 
keiten über  öffentliches  Becht.  ^  In  der  Gegenwart  kennen 
wir  solche  Gerichte  nur  in  sehr  beschränktem  umfang.  Die 
meisten  und  gerade  die  wichtigsten  Gebiete  des  öffentlichen 
Bechts  entbehren  zur  Zeit  noch  einer  geordneten  Bechtspflege. 
Das  gilt  insbesondere: 

a)  von  den  völkerrechtlichen  Streitigkeiten.  Es  gibt 
keine  ordentliche  völkerrechtliche  Gerichtshöfe  für  die  Bechts- 
streitigkeiten  zwischen  Stat  und  Stat,  und  die  Schiedsgerichte 
setzen  eine  freiwillige  (Jebereinkunft  der  Parteien  voraus. 
Selbst  die  Prisengerichte  gehören  noch  der  Bechtspflege  der 
Eriegspartei  an ,  •  wenn  gleich  ihre  Aufgabe  international  ist. 

b)  Die  Souveränetätsf ragen,  namentlich  auch  die 
dynastischen  Ansprüche  auf  .Landesherrschaft  und  Landes- 
regierung werden  nicht  durch  das  Urtheil  eines  Statsgerichts- 
hofes  oder  eines  völkerrechtlichen  Gerichtshofes,  sondern  den 
gröszem,  aber  nicht  formellen  Procesz  der  Völker  geschichte 

<  Bihr  (Der BeohtsffUt  1866)  steUt  diese  Forderung  des Eeohtssiats, 
aber  flir  ihre  Befriedigung  fehlen  noeh  die  Bedingungen,  und  die  Ton 
Bihr  Torgesohlagene  bloss  formale  juristisehe  Lösung  genügt  nioht. 

'  YgL  Blnntsohli:  Das  mod.  YdUcerreoht.  1866.  Bueh  7. 
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entschieden.  Wenn  es  der  offenbaren  Macht-  nnd  Pflichtfibung 
gelingt,  die  Anerkennung  des  Volkes  nnd  seiner  Organe  zn 
erwerbe,  so  wird  dadurch  auch  die  dauernde  Notb wendigkeit 
der  Verhaltnisse,  d.  h.  das  Recht  bewährt  und  gehandhabt. 

c)  Ebenso  werden  die  streitigen  Verfassungsfragen 
nicht  durch  gerichtliche  ürtheile,  sondern  darch  den  Ausgang 
der  politischen  Parteikämpfe,  durch  die  Verhandlungen  der 
Begierung  mit  den  Kammern,  durch  Gesetze  und  Decrete  ent- 
schieden. Nur  in  den  Vereinigten  Staten  von  Amerika  fibt 
das  Bundesgericht  übungsgemäsz  eine  derartige  Competenz 
aus.  Wie  schwer  es  aber  und  theilweise  wie  unmöglich  es 
auch  da  bei  ernsten  Zerwflrfnissen  der  übrigen  Gewalten  im 
State  fDr  das  Gericht  wird,  seinem  Rechtsspruch  Anerkennung 
und  Folge  zn  verschaffen,  das  zeigen  die  Eifahrnngen  während 
des  groszen  Bürgerkrieges  Ton  1861—65  und  nach  demselben. 
In  allen  bisher  genannten  Fragen  übt  noch  immer  die 
Politik  die  entscheidende  Macht  aus,  und  für  die  Politik  ist 
die  Salus  publica  das  oberste  Gesetz.  Allerdings  ist  das  ein 
sehr  unvollkommener  Rechtszustand.  Aber  es  wäre  noch 
schlimmer,  wenn  diese  Fragen  lediglich  nach  formel-legitimi- 
stischen  Grundsätzen  entschieden  würden.  Eine  naturgemäsze 
und  die  Bedürfnisze  des  fortschreitenden  Völkerlebens  beach- 
tende Rechtspflege  müszte  voraus  von  statsmännischem  Geiste 
erfüllt  sein. 

d)  Auch  innerhalb  der  Militärverwaltung  unde)  der 
Polizeiverwaltung  werden  unzählige  Rechtsfragen  end- 
gültig von  der  Verwaltung  entschieden,  ohne  dasz  eine  Be- 
rufung an  ein  Gericht  zuläszig  ist  Es  sind  das  vorzüglich 
diejenigen  Rechtsfragen,  welche  gelegentlich  der  militärischen 
oder  polizeilichen  Amtsthätigkeit  aufsteigen,  und  daher 
mit  den  Zweckmäszigkeitsfragen  eng  verbunden  sind.  Ob  die 
Truppen  in  Eriegszeiten  den  bürgerlichen  Verkehr  zu  hemmen 
und  eine  Verbindung  abzubrechen,  ob  sie  ihre  Geschütze  auf 
Häuser  zu  richten  haben,   ob  sie  über  Kornfelder  hin  mar- 

16* 
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sclureii  sollen  u.  s.  f.,  das  sind  hauptsiU^hlicli  mflitarische 
Fragen,  aber  sie  haben  zugleich  ein  Bechtselement  in  sich  nnd 
sind  auch  Bechtsfragen.  Ebenso  bestimmt  die  Polizei  mit 
Bficksicht  auf  die  öffentliche  Wohlfahrt,  ob  bei  einer  Feuers- 
bmnst  ein  Haos  wegznreissen ,  bei  einer  Epidemie  Menschen 
abzusperren  und  Thiere  abzuschlachten  seien,  und  auch  das 
sind  nicht  ausschlieszliche  Zweckmftszigkeitsfragen.  Denn  alle 
diese,  auch  die  Bechtsverhältnisse  treffenden  Maszregeln  setzen 
eine  öffentliche  Nothwendigkeit ,  beziehungsweise  ein  Gesetz 
voraus,  durch  welches  die  Polizeigewalt  dazu  berechtigt  wird, 
d.  h.  sie  sind  auch  Bechtsfragen.  Der  Grund,  weszhalb  hier 
der  Verwaltung  —  ohne  gerichtliches  Verfahren  ^  gestattet 
werden  musz,  diese  Fragen  zu  entscheiden,  liegt  offenbar  in 
den  Bedflrfniszen  des  State  und  der  Gesellschaft  nach  ent- 
scheidendem Ein-  und  Durchgreifen.  Man  fürchtet,  dasz  die 
Militärgewalt  entmannt  und  die  Polizeigewalt  gelähmt  würde, 
wenn  darüber  ein  gerichtliches  Proceszyerfahren  eröfhet  würde. 

Aber  insofern  Entschädigungsansprüche  yerletzter 
Privaten,  oder  die  Verhängung  von  Polizeistrafen  zur 
Beurtheilung  kommen,  tritt  hinwieder  die  schützende  Compe- 
tenz  der  Civil-  und  der  Strafgerichte  ein. 

f)  Eine  sehr  grosze  Anzahl  von  öffentlichen  Bechisstrei- 
tigkeiten  gehört  der  Organisation  und  Unterordnung 
der  Statsbehörden  und  der  öffentlichen  Aemter  im 
weitesten  Sinne  an  und  wird  denmach  je  von  diesen  selber, 
je  in  ihrem  Geschäftsbereiche  entschieden.  Z.  B.  die  einzelnen 
Wahlstreitigkeiten  werden  oft  entweder  von  der  übergeordneten 
Behörde,  welche  die  Wahl  angeordnet  hat,  oder  von  dem 
Körper  entschieden,  in  welchen  gewählt  wird,  wie  in  den 
Kammern.  Die  Competenzstreitigkeiten  der  untern  Aemter 
werden  von  den  obem  erledigt  u.  s.  f. 

Im  Gegensatze  zu  diesen  Zweigen  des  öffentlichen  Rechts 
ist  nach  dem  Vorgange  Frankreichs  in  neuerer  Zeit  auch 
in  andern  Staten   ein  eigenthümliches  Gebiet  des  Verwal- 
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tniigs rechts  im  engeren  Sinne  ausgesdiieden  und  abgegrenzt 
und  dafür  eine  besondere  Yerwaltungsrechtspflege  ein- 
gerichtet worden.  Dasselbe  umfaszt  voraus  diejenigen  öffent- 
lichen Rechte  oder  Pflichten,  welche  mit  Bezug  auf  einzelne 
betheiligte  Personen  (Körperschaften  oder  Individuen)  eine  r  e- 
lativ  selbständige  Gestalt  und  eine  ähnliche  Oonsistenz 
wie  Privatrechte  erhalten  haben  und  deszhalb  eines  besondern 
Bechtsschutzes  bedürfen.  Nur  unter  dieser  Voraussetzung 
nämlich  gibt  es  Parteien  im  eigentlichen  Sinne,  deren  Bechts- 
behauptungen  einander  widerstreiten,  und  «die  in  der  Lage 
sind,  einen  Procesz  vor  Oericht  mit  einander  durchzufahren. 

Freilich  sind  auch  diese  Bechte  keine  Privatrechte  und 
gehören  daher  nicht  den  Einzelnen  für  sich  wider  alle  Welt 
zu;  als  öffentliche  Bechte  bleiben  sie  im  Zusammenhang  mit 
der  Statsordnung  und  daher  auch  abhängig  vom  Stat.  Aber 
sie  nähern  sich  dadurch  den  Privatrechten,  dasz  sie  eine  be- 
stimmte und  dauernde  Beziehung  auf  eine  Einzelperson  haben, 
und  als  Sonderrechte  dieser  Person  einer  Yertheidigung 
fähig  sind.  Dahin  gehören  das  Oemeinde-  und  das  Statsbür- 
gerrecht,  die  Steuerpflicht,  soweit  sie  nicht  eine  privatrecht- 
liche, sondern  eine  öffentlich-rechtliche  Begründung  hat,  die 
Auseinandersetzung  der  Gemarkung  der  Gemeinden,  die  Be- 
nutzung der  öffentlichen  Wege,  die  öffentlich-rechtliche  Bau- 
und  ünterhaltungspflicht  von  Straszen,  für  Schulen  und  Kirchen, 
die  Pflicht  zur  üebernahme  von  öffentlichen  Aemtem,  die 
Ausdehnung  der  militärischen  Dienstpflicht,  die  Noth wendig- 
keit der  Gutsabtretung  für  das  öffentliche  Wohl  u.  s.  f. 

Bisher  wurden  die  Grenzen  dieses  Verwaltungsrechts  mei- 
stens noch  zu  enge  abgesteckt.  Sein  Gebiet  ist  einer  bedeu- 
tenden Erweiterung  fähig  und  bedürftig.^    Aber  nur  allmäh- 


'  Qegenwftrtig  wird  diese  Yorzüglioh  in  Bayern  yersuoht  Vergleiche 
die  interessanten  Yerhandlnngen  der  bayerischen  zweiten  Kammer  über 
die  Antr&ge  Ton  Dr.  Brater  1868. 
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lieh  gelingt  es,  dasselbe  der  VerwaltuDg  abzuringen,  welche 
zuvor  hier  ohne  gerichtliche  Controle  allein  geherrscht  hat. 

Im  Interesse  einer  guten  Yerwaltungsrechtspflege  liegt  es, 
dasz  dieselbe  besondern  Qerichten  übertragen  und  ein  eigenthtSm- 
liches  Proceszverfahren  daffir  angeordnet  werde.  Die  Durchbil- 
dung des  französischen  Yerwaltungsrechts,  welches  durch  grund- 
sätzliche Klarheit  und  Sicherheit  sich  sehr  vortheilhaft  von 
der  Behandlung  solcher  Streitigkeiten  in  vielen  andern  Län- 
dern auszeichnet,  ist  vornehmlich  eine  Folge  dieser  organisirten 
Einrichtung.  Wenn  die  Verwaltung  darüber  entscheidet,  wie 
heute  noch  in  den  meisten  deutschen  Staten,  so  sind  die  Ga- 
rantien für  den  Rechtsschutz  der  betheiligten  Körperschaften 
und  Privatpersonen  ungenügend  und  hat  die  Yerwaltungswillkür 
zu  freien  Spielraum.  Wird  aber  die  Beurtheilung  solcher 
Streitigkeiten  den  Givilgerichten  übertragen,  so  entsteht  die 
zwiefache  Gefahr,  dasz  diese  entweder  nicht  hinreichend  die 
öffentlich-rechtliche  Natur  jener  Verhältnisse  würdigen  und 
durch  juristischen  Formalismus  die  öffentlichen  Interessen  schä- 
digen, oder  dasz  sie  das  freiere  Ermessen  und  die  Berücksich- 
tigung auch  der  öffentlichen  Wohlfahrt,  welche  bei  solchen 
Processen  unentbehrlich  sind,  zum  Schaden  der  Givilrechtspflege 
auch  in  die  Behandlung  der  Civilprocesse  übertragen.^ 

Auch  für  die  Organisation  der  Verwaltungsgerichte  (eigent- 
licher: verwaltungsrechtliche  Gerichte)  ist  eine  Verbindung 
der  Amts-  und  Berufselemente  mit  dem  freien  bürgerlichen 
Element  wohlthätig,  zumal  in  erster  Instanz.  In  Frankreich 
ist  der  Präfect  Vorsitzender  und  die  bürgerlichen  Präfec- 
turräthe  sind  Mitglieder  des  Gerichts.  Im  Groszherzog- 
thume  Baden  urth^len  ebenso  der  Bezirksamtmann  zu- 
sammen mit  den  bürgerlichen  Bezirksräthen.    Die  obere 


*  loh  habe  mich  darüber  ansffthrlicher  auggesprochen  thefls  in  der 
kritischen  TierteljahreBsohrift  VI.  8.  279  ff- thefls  im  deutschen  8tat8w5r- 
terbach.  Art  Yerwaltnng. 
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Instanz  wird  m  Fnnkreieh  durch  eine  Abiheilung  des  Stats- 
rathes  gebildet;  in  Baden  besteht  dafür  ein  besonderer  Yer- 
waltnngsgerichtshof. 


Sechstes  CapiteL 

Die  Grenzen  der  Gerichtsbarkeit.    Yerwaltungsstreitigkeiten. 

Der  nenere  Stat  legt  auf  die  Sonderung  der  Regierung 
und  Verwaltung  Ton  dem  Gerichte  und  die  Unabhängigkeit 
der  letzten  von  den  ersten  einen  hohen  Werth.  Um  so  wich- 
tiger wird  es  daher  das  Gebiet,  in  welchem  jene  frei  wirkt, 
von  dem  Gebiete  der  Justiz  nach  scharfem  Princip  objectiT 
auszuscheiden.  Dieses  Bedfirfnisz  wurde  weder  indem  antiken 
State,  der  mit  dem  imperium  die  jurisdictio  unauflöslich  ver- 
band, noch  in  dem  Mittelalter,  welches  die  Begierung  wie  ein 
Gericht  behandelte,  so  lebhaft  empfunden.  Jene  Ausscheidung 
ist  indessen  nicht  so  leicht,  und  es  gibt  allerdings  einzelne 
Partien,  in  welchen  die  genaue  Gränzbestimmung  leicht  Zweifel 
erregt,  und  daher  auch  you  den  einen  die  Linie  so,  Yon  den 
andern  anders  gezogen  wird.  Auch  die  verschiedene  wissen- 
schaftliche und  Berufsrichtung,  welcher  die  Gränzscheider  an- 
gehören, ist  von  Einflusz  auf  ihre  Ansichten,  und  nicht  ganz 
leicht  werden  sich  die  Männer  der  Justiz  mit  denen  der  Re- 
gierung verständigen.  Die  erstem  sind  gewohnt,  in  ihrer  Be- 
trachtungsweise von  dem  Rechtsgebiete  des  Individuums 
auszugehen,  und  jeden  wirklichen  oder  vermeintlichen  Eingriff 
in  dieses  als  eine  Rechtsverletzung  zu  behandeln,  gegen 
welche  dem  Einzelnen  der  Rechtsschutz  des  Gerichtes  ge- 
währt werden  müsse.  Die  letztem,  im  Gegensatze  zu 
jenen,  stellen  sich  auf  die  Seite  des  States  und  seines 
Rechtes,   alles   das   zu   thun,   was    die  öffentliche  Wohl- 
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fahrt  erfordert,  und  sind  geneigt,  in  dem  Widersprach  des 
Einzelnen  und  in  der  Anmfxing  des  gerichtlichen  Schutzes  eine 
Miszachtung  der  statlichen  Hoheit  und  ein  unzulässiges  Hemm- 
nisz  der  statlichen  Macht  zu  erkennen.  Die  erstem  lieben  es, 
in  der  Regel  jede  Streitigkeit  über  Recht  als  eine 
Justizsache  zu  betrachten,  und  nur  einzelne  Ausnahms- 
fälle dem  Entscheide  der  Verwaltungsstellen  zuzugestehen.^ 
Sie  übersehen  dabei,  dasz  es  nicht  von  der  Willkür  des  Indi- 
viduums abhängen  darf,  durch  Bestreitung  der  Regierungs- 
rechte  dieselben  in  ihrer  Anwendung  zu  hemmen,  und  die 
Gränsen  ihrer  Wirksamkeit  zu  verengen,  und  dasz  das  Gebiet 
der  Regierung,  gleichviel  ob  der  Streit  in  dasselbe  hineinge- 
ia^en  wird  oder  nicht,  ein  eben  so  normales  ist,  als  das  der 
Justiz.  Die  letztem  sind  geneigt,  schon  darum,  weil  eine 
Regierangsbehörde  gehandelt  hat,  oder  der  Stat  bei  einem 
Streite  betheiligt  ist,  den  Yerwaltungsstelleu  das  ausschliesz- 
liche  Recht  des  Entscheides  vorzubehalten,  und  auch  da  nur 
in  Ansnahms fällen  die  Justiz  anzuerkennen.  Es  handelt 
sich  aber  auf  beiden  Seiten  nicht  um  Ausnahmen,  sondern 
um  Regelgebiete,  und  das  Prindp  für  beiderlei  objective 
Gebiete  kann  nur  erkannt  werden,  wenn  man  auf  den  Grand« 
gedanken  der  Sonderung  in  dem  Organismus  des  States  zurück- 
geht, und  die  wesentlich  verschiedene  Natur  der  Regierang 
und  des  Gerichtes  selbst  sich  vergegenwärtigt  In  Frankreich 
kam  der  Gegensatz  zwischen  der  gerichtlichen  und  der  Ter- 
waltungscompetenz  in  der  Revolutionszeit  von  1789  zu  prin- 
cipieller  Erörterang.  Die  früher  geübte  Einmischung  der  ge- 
richtlichen Parlamente  in  die  Yerwaltungssphäre  wurde  darnach 
um  so  störender  empfunden,  als  der  Stat  im  Begriffe  war, 
sich  selbst  von  Grand  aus  umzugestalten,  die  öffentliche  Wohl- 

^  Diese  AnBiobt  ist  in  der  Züricher  Verfassung  yon  1831  §.  10 
ausgesprochen:  „Die  Befugnisz,  Streitiges  su  entscheiden,  kommt  aus- 
Bohlieszlioh  den  ordentlichen  Gerichten  so.  Vorbehalten  —  was  die  Ver- 
fastvng  hinsichtlich  der  Streitigkeiten  im  Verwaltnngiikohe  festtetst. 
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Mrt  zum  höchsten  Bechtsprincip  zu  erheben  und  die  ganze 
hergebrachte  Rechtsordnung  zu  brechen.  Der  gerichtlichen 
Anmaszung  folgte  daher  eine  rficksichtslose  und  flbertriebene 
Zurückweisung  von  dem  Standpunkte  der  Bevolution.  Gesetz- 
lidi  wurde  im  Jahr  1790  verordnet:  „Die  Bichter  dürfen  auf 
keine  Weise  die  Handlungen  der  Verwaltung  stören  noch  die 
Administratoren  wegen  ihrer  Dienstverrichtungen  vor  sich 
laden.*  Von  da  aus  wurden  dann  inuner  mehr  Streitigkeiten, 
auch  wahre  Justizsachen  der  gerichtlichen  Competenz  entzogen 
und  als  Verwaltnngssachen  erklärt.  Napoleon,  durch  die 
Hemmnisse  der  Justiz,  wo  er  durchgreifen  wollte,  leicht  ge- 
reizt, begtlnstigte  diese  Bichtnng,  und  so  wurde  hinwieder  das 
Gebiet  der  Verwaltnngssph&re  ungebührlich  erstreckt.  In 
Deutschland  dagegen  förderte  die  Autorität  der  vorzugsweise 
civilistisch  gebildeten  Jurisprudenz,  soweit  sie  auf  die  Gesetz- 
gebung und  Praxis  wirkte,  die  entgegengesetzte  Richtung  und 
sie  wurde  in  diesem  Streben  durch  die  Interessen  der  persön- 
lichen Freiheit  und  Rechtssicherheit,  welche  in  dem  gericht- 
lichen Verfahren  bessere  Garantien  sahen,  unterstützt.  Das 
Uebermasz  in  dieser  Richtung  rief  dann  aber  in  einzelnen 
Gebietstheilen ,  wo  die  Statsgewalt  ihre  Rechte  doch  nicht 
aufzugeben  genöthigt  werden  konnte,  einen  um  so  willkür- 
licheren Gegendruck  hervor,  der  die  Früchte  jenes  Strebens 
wieder  groszentheils  zerstörte. 

Das  leitende  Princip  der  Regierung  ist  offenbar  Erhal- 
tung und  Förderung  der  öffentlichen  Wohlfahrt, 
das  des  Gerichtes  Verwaltung  der  statlichen  Gerech- 
tigkeit über  die  Individuen  im  State  (die  Privat- 
personen). Die  erstere  geht  in  allen  ihren  Entschlieszungen 
und  Anordnungen  immer  vom  State  aus.  Das  letztere  schützt 
vorzugsweise  die  Privaten  in  ihrer  individuellen  Rechtssphäre 
(Privatrecht),  und  läszt  das  Individuum,  das  Unrecht  verübt 
hat,  die  strafende  Gerechtigkeit  des  States  empfinden  (Straf: 
recht).    Es  hat  daher  immer  eine  wesentliche  Beziehung  auf 
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die  Privatpersonen.  Dieser  Gegensatz  Iflszt  sich  auch  so 
ansdrOcken:  die  Bechtsverhältnisse  des  States  gehören  der 
Statsaatorität,  die  der  Privatperson  als  solcher  der  Bechts^ 
pflege  zn.  In  jenen  darf  das  Moment  der  öffentlidien  Wohl- 
ÜEdirt  nie  tibersehen  werden ;  das  hergebrachte  Recht  ist  in  der 
Begel  nur  eine  Vorbedingung  und  Schranke,  nicht  der 
Geist  der  B^emngsthätigkeit. '  Diese  dürfen  nur  aus  dem 
Standpimkt  der  Gerechtigkeit  benrtheilt  werden,  eine  Bei- 
mischung der  BQcksicht  auf  die  öffentliche  Wohlfahrt  wäre  hier 
Verderben.  Das  aber  ist  die  Verschiedenheit  in  der  Natur 
des  eigentlichen  Statsrechts  auf  der  einen  und  des  Privat- 
und  Straf  rechts  auf  der  andern  Seite.  Nur  das  eigent- 
liche Verwaltungsrecht  (vgl.  Cap.  5)  bildet  den  üebergang 
von  dem  einen  in  das  andere  Gebiet,  insofern  als  bei  der 
Beurtheilung  desselben  die  Bflcksicht  auf  die  Bechtsform  und 
das  Gesetz  in  erster  Linie  steht,  aber  auch  die  Bflcksicht  auf 
die  öffentliche  Wohlfahrt  in  zweiter  Linie  nicht  flbersehen 
werden  darf,  denn  niemals  kommt  einem  Individuum  jus  publi- 
cum zu  im  Widerspruch  mit  der  res  publica  und  zum  Ver- 
derben der  Salus  publica. 

Die  nähere  Anwendung  dieser  Grundsätze  ergibt  sich  in 
folgendem ; 

1.  Die  Hoheitsrechte  des  States  selbst  sind  nicht 
der  gerichtlichen  Gompetenz  unterworfen,  der  Streit  darüber 
ist  vielmehr,  insofern  er  überall  zulässig  ist,  auf  dem  Ver- 
waltungswege zu  erledigen.  Die  Polizeigewalt,  die  Militärge- 
walt u.  s.  f.  sind  innerhalb  der  Sphäre  ihrer  amtlichen  Thä- 
tigkeit  durchaus  unabhängig  von  den  Gerichten,  und  diese 
haben  nicht  über  sie  dieselbe  Hoheit,  wie  über  die  Individuen. 
Die  Begierung  darf  daher  bei  der  Ausübung  ihrer  Functionen 
nicht  durch  die  Macht  der  Gerichte  gehemmt  werden.  Ob 
ihre  Anordnungen  gerecht  und  nothwendig  seien,  ob  sie  com- 

*  Vgl  8t»lil,  Staiilelire  n.  8.  448. 
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Petent  und  richtig  handle,  darflher  hat  sie  ebenso  selbstftndig 
zu  entscheiden,  wie  die  Gerichte  in  ihrer  Sphäre.  Würde  die 
Bestreitung  eines  Individuums  das  indem,  und  polizeiliche 
Vorkehrungen,  militärische  Maszregeln  auf  dem  Wege  des 
gerichtlichen  Processes  aufheben,  beziehungsweise  auf  Verbes- 
serung antragen  können,  so  würde  die  Autorität  der  Begiemng 
der  der  Gerichte  auch  in  dem  eigensten  Gebiete  jener  unter- 
geordnet, und  die  nothwendige  Macht  derselben  und  der  Er- 
folg ihrer  Maszregeln  würden  untergraben. 

a)  Von  jener  Begel  gibt  es  indessen  eine  wichtige  Aus- 
nahme. Die  Frage  nämlich,  ob  ein  Gericht  und  welches 
Gericht  competent  sei,  einen  Streit  zu  entscheiden,  ist 
augenscheinlich  auch  eine  rein  statsrechtliche,  nicht  eine 
privatrechtliche ,  denn  ihre  Entscheidung  beruht  auf  der  Ver- 
fassung des  Stats.  Aber  die  Selbständigkeit  der  Gerichte, 
ohne  welche  die  Verwaltung  der  Gerechtigkeit  undenkbar  ist, 
erfordert  es,  dasz  dieselben  auch  unabhängig  von  den  Ein- 
wirkungen der  Begierung  den  Eireis  der  ihnen  zugehörigen 
Amtssphäre  festsetzen,  und  ihre  Macht  in  derselben  behaupten. 
Jede  der  beiden  Gewalten  steht  darin  der  andern  gleich,  dasz 
sie  ihr  Gebiet  nach  eigener  Erkenntnisz  abgränzt. 

Daher  sind  denn  auch  in  einzelnen  Fällen  Gonflicte 
möglich  über  die  Gompetenz.  Die  Begierung  kann  ihrerseits 
überzeugt  sein,  dasz  sie  im  einzelnen  Falle  von  Statswegen 
das  Nöthige  frei  zu  ordnen,  und  auch  den  Streit,  der  sich 
erhoben  hat,  von  sich  aus  zu  erledigen  befagt  sei;  und  das 
Gericht  kann  seinerseits  die  üeberzeugung  haben,  dasz  dieser 
Streitfall  nur  auf  dem  Wege  des  Processes  zu  beurtheilen 
sei:  positive  Gompetenzconflicte;  oder  umgekehrt, 
Begierungsbehörde  und  Gerichtsstelle  können  in  einem  Spe- 
cialfalle die  eigene  Gompetenz  verneinen,  und  je  der  andern 
die  Erledigung  zuweisen:  negative  Gompetenzconflicte. 

In  solchen  Conflicten  hat  keine  der  beiden  Gewalten  eine 
höhere  Autorität  als  die  andere,   denn  jede   von  beiden  hat 
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die  oberste  auf  ihrem  Gebiete  und  nur  auf  ihrem  Gebiete. 
Hier  aber  streiten  sie  sich  selber  über  die  Grenzen  ihres  Ge- 
bietes. Far  die  verfassangsmäszige  Entscheidung  solcher 
Gonflicte  bedarf  es  daher  auch  eines  besondern  Organes 
in  dem  State,  welches  von  dem  höchsten  und  unbefangenen 
Standpunkt  aus  den  Zweifel  löst.  Die  Stellung  des  Gesetz- 
gebers eignet  sich,  wenn  der  Entscheid  nicht  in  maszge- 
benden  Segeln  fOr  die  Zukunft  liegt,  darum  nicht,  weil  er 
in  der  Begel  einzelne  practische  Bedürfnisse  des  Moments 
nicht  zu  befriedigen  hat,  und  grosze  Versammlungen  nicht 
fähig  sind,  derartige  häufig  sehr  verwickelte  Rechtsfragen  im 
einzelnen  Falle  zu  untersuchen  und  zu  beurtheilen.  Das 
Statsoberhaupt,  in  welchem  alle  Statsgewalt  in  der  Spitze 
ihre  Vereinigung  und  ihre  Einheit  findet,  ist  zwar  durchaus 
geeignet  und  berufen,  auch  diesen  Conflict  zu  lösen;  aber 
wflrde  es  auch  da  von  den  Ministem  berathen  werden,  und 
ihrer  Mitwirkung  bedflrfen,  so  wäre,  da  diese  selbst  der  Be- 
gierungssphäre angehören,  der  Entscheid  doch  wieder  in  die 
Hand  der  einen  streitenden  Gewalt  gelegt,  und  es  wäre  bei 
solchem  Uebergewichte  dieser  Seite  die  Selbständigkeit  der 
Gerichte  und  die  Unbefangenheit  der  Lösung  des  Conflictes 
ein  leeres  Wort.  Die  Schwierigkeit  kann  daher  nur  so  wahr- 
haft überwunden  werden,  dasz  der  Entscheid  dem  Statsober- 
haupt nach  dem  Gutachten,  sei  es  des  Statsrathes  —  ohne 
die  Minister,  —  welcher  durch  seine  hohe  Erfahrung  und 
seine  der  Bewegung  der  täglichen  Regierungssorgen  entrückte 
Stellung  Garantie  fQr  einen  richtigen  Entscheid  in  sich  trägt, 
sei  es  einer  besondern,  aus  Statsmännern  und  Juristen 
gemischten  Behörde,  zugewiesen  wird.*"* 

*  Früher  war  es  der  Statsrath  in  Frankreich,  der  über  Oonfliote 
entsohied.  Die  fr  am.  Verf.  t.1848,  §.  188,  ordnete  einen  aas  Mitglie- 
dern des  Oassationshofs  und  des  Statsraths  gemischten  (Gerichtshof  an. 
Die  belgische  Verf.  §.  106  überweist  die  Conflicte  dem  Gassationshof 
zur  Bntscheidang.    In  Bayern  entscheidet  der  oberste  Gerichtshof  in 
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b)  Dagegen  ist  es  nur  eine  scheinbare  Ausnahme  von 
jenem  Satze,  wenn  der  Fiscns  genöthigt  ist,  seine  Rechte 
vor  den  Gerichten  zu  verfolgen,  denn  der  Fiscus  ist  die  pri- 
vatrechtliche,  nicht  die  öffentliche  Seite  des  States.  Als 
Fiscus  ist  der  Stat  ein  bloszes  Individuum,  eine  juristische  Privat- 
person, den  andern  gleich,  und  somit  wie  diese  den  Gerichten 
als  Verwaltern  der  Gerechtigkeit  unter-  nicht  nebengeordnet. 

Nicht  jede  Yermögensforderung  des  States  aber  ist  eine 
fiscalische  (privatrechtliche).  Die  Steuern  voraus,  welche 
der  Stat  von  den  ünterthanen  erhebt,  betreffen  zwar  das  Pri- 
vatvermögen derselben,  und  haben  im  Gegensatze  zu  den  ge- 
wöhnlichen politischen  Bechten  einen  pecuniftren  Werth  und 
Gehalt.  Aber  der  Stat  legt  die  Steuern  auf,  nicht  als  ein 
Privatgläubiger,  sondern  indem  er  seine  rein  statliche  Hoheit 
Aber  die  Privaten  ausübt.  Er  steht  diesen  hier  nicht  als  ein 
Gleicher,  sondern  als  eine  höhere  Macht  gegenüber,  der  die 
Individuen  unterthan  sind,  mit  welcher  sie  nicht  als  Partei 
mit  der  Partei  streiten  können.  Die  Fragen  somit,  ob  eine 
Steuer  rechtmäszig  befohlen  worden  sei,  ob  gewisse  Glassen 
von  Personen  steuerpflichtig  seien  oder  nicht,  ob  bei  dem  An- 
sätze der  Steuer  diese  oder  jene  Yermögensstficke  in  Berech- 
nung zu  bringen  seien,  sind  keine  privatrechtlichen,  sondern 
öffentlich-rechtliche  Fragen  und  daher  von  der  Verwaltung 
oder  besser  von  den  Yerwaltungsgerichten  zu  entscheiden. 
Auch  kann  zu  besserem  Schutze  der  Privaten,  dasz  nicht  ein 
willkürlicher  und  ungerechter  Miszbrauch  von  dem  Besteu- 
rungsrechte  gemacht  werde,  dafür  gesorgt  werden,  dasz  schon 
bei  der  Anlage  der  Steuern  die  Mitwirkung  einer  Jury  oder 
von  Experten  aus  dem  Volke  zugezogen  werde. 

einem  aus  4  Mitgliedern  dieses  und  3  hShem  Yerwaltangsbeamien  ge- 
bildeton Senat  (Geseti  Ton  1850);  nacb  der  prensziscben  Verf.  §.96 
ein  Geriobtsbof  (Gesetz Ton  1 867).  Die  österreichiscbe Yerf . Tom 2 1 . Dec. 
1867  bestellt  ein  Reichsgeriobt  nicbt  blosz  fflr  Competenzconflioto  son- 
dern Ar  Offentlicbes  Reebt. 


254  Aehies  Bnoh.    Vom  Gericht. 

In  einer  Beziehung  indessen  kann  füglich  anch  die 
Steuerfrage  als  Giviljustizsache  erklärt  und  behandelt  werden. 
Wenn  nämlich  das  Princip  der  Steuer  und  die  Grundsätze 
ihrer  Erhebung  nicht  bestritten  werden,  wenn  das  Hoheits- 
recht des  States  überall  nicht  in  Frage  steht,  sondern  nur 
darflber  Widerspruch  erhoben  wird,  dasz  die  thatsächlichen 
Voraussetzungen  im  einzelnen  Falle  in  der  Person  des  Steuer- 
pflichtigen wirklich  vorhanden  seien,  welche  der  Steuerfor- 
derung als  privatrechtliche  Unterlage  zu  Qrunde  lie- 
gen, z.  B.  wenn  das  Indiiriduum,  von  welchem  eine  Steuer 
verlangt  wird,  behauptet,  es  besitze  die  Yermögensstücke 
nicht,  auf  welche  die  Steuer  verlegt  worden,  oder  es  habe 
nicht  so  viel  Vermögen,  als  bei  der  Ansetzung  der  Steuer 
angenommen  worden,^  so  ist  es  offenbar,  dasz  hier  eine 
privatrechtliche  Frage  zur  Beurtheilung  kommt,  und  dem- 
gemäsz  haben  denn  auch,  wenn  auf  die  Natur  der  Dinge 
geachtet  wird,  die  Gerichte  darflber  zu  urtheilen.  Auch  auf 
dieser  Seite  kann,  damit  nicht  hinwieder  die  Stellung  der 
Privaten  miszbraucht  werde,  um  sich  der  Steuer  zu  ent- 
ziehen, die  der  Stat  kraft  höherer  Autorität  auferlegt,  ein 
eigentfaflmliches ,  die  Ansprüche  des  States  sicherndes  Ver- 
fahren vorgeschrieben  werden;  aber  die  Frage  selbst,  für 
deren  Beurtheilung  kein  statsrechtliches  Moment  zur  Sprache 
kommt,  ist  darum  doch  eine  Justizsache. 

*  Die  Bestimmung  des  prenszisohen  Landreohts  Thl.  IL  Tit.  14, 
§.  78:  „lieber  die  Terbindliohkeit  sar  Entrichtang  allgemeiner  Anlagen, 
denen  sftnmitliche  Einwohner  des  Stets,  oder  aUe  Mitglieder  einer  ge- 
wissen Classe  desselben  nach  der  bestehenden  LandesTerfassnng  unter- 
worfen sind,  findet  kein  Procesz  statt,*'  und  §.  79:  „Behauptet  aber 
Jemand  aus  besondem  Gründen  die  Befreiung  Ton  einer  solchen  Abgabe, 
oder  behauptet  er  in  der  Bestimmung  seines  Antheiis  über  die  Gebühr 
belastet  zu  sein,  so  soller  darüber  rechtlich  gehört  werden**  —  Tcrdient 
keinen  Tadel.  In  dieser  Beziehung  scheint  mir  Stahl  (Statsl.ll.  S.  456), 
der  sonst  in  dieser  Lehre  gesundere  Grundsfitze  Tertheidigt,  als  Tiele 
Juristen,  die  Regierungsgewalt  zu  sehr  auszudehnen,  und  auch  manche 
neuere  Steuergesetze  in  yerschiedenen  Staten  die  in  der  Natur  liegende 
Schranke  nicht  sorgfUtig  genug  zu  aohten. 
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e)  Auch  die  YerfUguDgen  der  Polizei  beziehen  sich 
häufig  auf  das  Privatrecht  und  beschränken  den  freien 
(Gebrauch  desselben  in  mannichfacher  Hinsicht.  Inwiefern 
hiebei  die  Polizei  den  Gesetzen  gemftsz  verfahren  sei,  ob  sie 
die  vorgeschriebenen  Formen  des  Yer&hrens  beobachtet  habe, 
ob  der  Inhalt  ihrer  Verfügung  nothwendig  und  gerecht  sei, 
das  Alles  wird  um  jener  Beziehung  willen  nicht  zur  Justiz- 
firage;  und  den  Gerichten  kann  der  Entscheid  darflber  nicht 
zustehen,  da  es  sich  hier  wieder  nur  um  Ausübung  der  poli- 
zeilichen Statshoheit  handelt.  Wenn  dagegen  die  privatrecht- 
liche Unterlage  des  Polizeibefehls  selber  streitig  ist,  z.  B.  die 
Polizei  befiehl  einem  Individuum  als  Hausbesitzer  eine  feuers- 
gef&hrliche  Einrichtung  zu  entfernen,  oder  für  gehörigen  Wasser- 
abflusz  zu  sorgen,  und  das  Individuum  bestreitet  seine  Ver- 
pflichtung, nicht  weil  in  solchen  Dingen  der  ünterthan  der 
Polizei  nicht  zu  gehorchen  habe,  sondern  weil  er  nicht  Haus- 
besitzer sei,  so  hat  diese  Frage  wieder  eine  rein  privatrecht- 
liche Natur  und  ist  als  Justizsache  zu  behandeln.^ 


*  ZaohariS,  D.  Statereoht  (erste  Auflage)  11.  S.  175  macht  naoh 
Pfeiffers  und  Mittermaiers  Yoicgiing  das  Gericht  auch  zum  Wftchter 
der  formellen  Gesetsm&ssigkeit  der  polizeilichen  YerfÜgung,  and 
behauptet,  „es  könne  (aus  diesen  und  den  obigen  Grflnden)  die  Regie- 
rnngssache  zvr  Justizsaohe  werden. '^  Diese  Sprachwendnng  ISsst 
den  Irrthom  in  der  Auffassung  deutlich  erkennen.  £&  kann  durch  die 
positiTC  Gesetzgebung  was Begierungssaohe  ist,  als  Justiisaohe  erklSrt 
werden.  Es  kann  auch  die  Praxis  die  Natur  heider  in  einzelnen  FftUen 
▼erkennen  und  Terweohseln,  aher  was  Begierungssaohe  ist,  das  kann  ge- 
rade weil  es  das  ist,  nicht  durch  eine  innere  Umwandlung  der  Natur  zur 
Justiuaohe  werden.  Wohl  können  beide  mit  einander  in  Beziehung 
stehen,  wie  in  den  obigen  Beispielen,  aber  da  war  Ton  Anfang  an  wie 
im  weitem  Verlauf  der  Dinge  die  eine  Frage  eine  Regierungs-,  die  an- 
dere eine  Justizsaohe.  In  der  zweiten  Auflage  II.  8.  101  ist  der  Aus- 
druck, aber  nicht  der  Binn  yerbessert.  Wenn  Zaohari&  einwirft,  ich  gebe 
keine  Sntscheidungsnorm  über  die  GoUision  zwischen  öffentlichem  und' 
Priratrecht,  sondern  Terweise  nur  auf  das  Conflictrer&hren,  so  beruht 
dieser  Einwand  auf  einem  MiszYerstSndnisz.  Die  Lösung  der  Schwie- 
rigkeit wird  immer   dadurch  ToUzogen,  dasz  man  im  einzelnen  FaU  das 
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d)  Ebenso  bezieht  sich  die  Expropriation  wieder  auf 
das  Privatvermögen;  und  anch  diese  Frage  ist,  soweit  sie  auf 
der  Ausübung  eines  statlichen  Hoheitsrechtes  beruht,  eine 
Begierungsfrage,  und  nur  die  damit  in  Zusammenhang  stehende 
Eutschädigungsfrage  eine  Justizsache.  ^ 

2.  Sind  statliche  Hoheitsrechte  an  Privatper- 
sonen zu  eigenem  Hechte  verliehen  worden,  so  haben  sie  da- 
durch die  Reinheit  ihrer  statlichen  Natur  verloren,  und  sind 
zu  einem  Bestandtheile  der  individuellen  Bechtssphäre  geworden. 
Es  ist  daher  natürlich,  dasz  ein  Bechtsstreit  zwischen  dieser 
Privatperson  und  einer  andern  über  den  Umfang  ihres  Bechtes 
als  Justizsache  behandelt  wird.  Dahin  gehören  vor  allen 
die  mancherlei  Gerechtigkeiten  und  Gerechtsame, 
welche  aus  der  Begalität  abgeleitet  und  zu  Privatrecht  dem 
State  verliehen  worden  sind;  femer  ausnahmsweise  Be- 
freiungen von  der  gewohnten  Herrschaft  des  öffentlichen 
Bechts,  die  von  dem  State  einzelnen  Privaten  zugestanden 
worden  sind,  Immunitäten,  Steuerfreiheit. 

Das  Lebenssystem  des  Mittelalters  liesz,  überhaupt  öffent- 
liches und  Privatrecht  mischend,  derlei  Entäuszerungen  von 
Hoheitsrechten  an  Privaten  ii^  weit  mannichfaltigerer  Anwen- 


SlemeDt  des  öffentlichen  Rechts  yon  dem  priTatrechiliohen  sorgflUtig 
sondert,  nnd  jenes  als  Verwaltangs-,  besiehnngsweise  Verwaltnngsge- 
riohtssaehe,  dieses  als  priratreohtliche  JnstiEsache  behandelt  Die  Zweifel 
darüber  müssen  aber,  wenn  Yerwaltong  nnd  Yerwaltungsgerichte  nnd 
Jnstii  Tersohiedene  Ansichten  haben,  dnroh  ein  Verfahren  erledigt  wer- 
den, dessen  Antorit&t  sich  beide  Zweige  fügen,  nnd  das  ist  das  Oonflict- 
Tcrfahren.  Dasz  das  öffentliche  Recht  aber  dem  PriTatrecht  überge- 
ordnet sei,  so  dasz  wo  jenes  nicht  neben  diesem  bestehen  kann,  dieses 
weichen  nnd  sich  modiflciren  mnsz,  rersteht  sich  ans  dem  Yerhiltnisz 
des  States  zn  den  Privaten  Ton  selbst.  Wenn  aber  die  BestraAing  ron 
Polizeiübertretnngen  den  Cterichten  zugewiesen  ist,  dann  ist  es  natürlich 
anch  Sache  der  Gerichte,  die  RechtmSszigkeit  (C^esetzmSszigkeit)  Ton 
Polizeirerordnungen  oder  Polizeibefehlen  zn  prüfen,  nnd  nnr  wenn  ein 
Rechtsgebot  flbertreten  ist,  die  Strafe  ansznsprechen. 
•  Tgl.  oben  Buch  IL  Cap.  26.  S.  232  ff. 
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dnng  zu.  Die  neuere  Zeit,  schärfer  trennend,  zieht  auch  hier 
die  Gestaltung  reiner  Privatrechte  vor,  so  dasz  alle  hoheit- 
lichen Elemente  in  der  Hand  des  States  selbst  zurflckbleiben, 
und  nie  Privaten  auch  im  Individualbesitze  solcher  sind.  Es 
ist  daher  der  Kreis  der  practischen  Anwendung  jenes  Satzes 
bedeutend  verengert  worden. 

3.  Wie  das  Gebiet  des  eigentlichen  Statsrechts  nicht  der 
Justiz  der  Civilgerichte  unterworfen  ist,  so  ist  dagegen  das 
gesammte  Gebiet  des  Pivatrechtes  ebenso  die  natür- 
liche Amtssphäre  der  Justiz.^  Auf  diesem  Gebiete  darf 
nur  der  Gerechtigkeit,  und  nicht  dem  Willen  des  Stats  die 
Entscheidung  in  streitigen  Fällen  überlassen  werden,  denn 
dieses  Gebiet  gehört  als  solches  nicht  dem  State,  sondern  den 
Privaten  an,  und  es  ist  liur  die  Aufgabe  des  States,  sie  in 
dem  Genüsse  ihres  Bechtes  zu  schützen. 

Ein  Yerhältnisz,  in  welchem  die  reine  Natur  des  Privat- 
rechtes unzweideutig  vorliegt  und  wo  dennoch  Bedenken  ent- 
stehen, bedarf  näherer  Erwägung.  Alle  Entschädigungs- 
ansprüche nämlich,  welche  ein  Individuum  an  ein  anderes 
oder  an  den  Fiscus  stellt,  sind,  man  mag  auf  ihre  subjectivet. 
Beziehung  oder  auf  ihren  Inhalt  sehen,  reine  Privatfor- 
derungen, und  gehören  somit  als  solche  immer  zur  Beur- 
theilung  an  das  Civilgericht.  Ob  die  Forderung  gut  oder 
schlecht  begründet  sei,  das  ist  wohl  für  das  Urtheil,  aber 
nicht  für  die  Frage  der  Gompetenz  von  Erheblichkeit.  Wie 
aber  nun,  wenn  der  Fiscus  mit  einer  Entschädigungsklage  be- 
langt wird,  weil  der  Stat  eine  unrechtmäszige  Steuer  erhoben 
habe,  oder  weil  die  Polizei  willkürlich  den  Gewerbsbetrieb 
eines  Privaten  gehenmit  und  ihm  so  Schaden  zugefügt  habe; 
oder  wenn  ein  Individuum  mit  einer  Entschädigungsklage  be- 


'BelgiBOhe  Verf.  §.  92:  „Die  Streitigkeiten,  welche  bürgerliche 
Rechte  zum  Qegenstande  haben,  gehdren  ansschliesslich  yor  die  Tribunale.*' 
Hollftndische  §.  148. 

B 1  a n  t te  h  1 1 ,  aUffeneinaf  Stotereehft,  IL  17 
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langt  wird,  weil  es  als  Beamter  dem  El&ger  unrecht  gethan 
und  seine  Interessen  verletzt  habe?  Wird  nicht  darch  Be- 
wahrung der  civilrechtlichen  Competenz  mittelbar  die  Compe- 
tenz  der  Begierung  gefährdet,  und  auf  einem  Umwege  wieder, 
was  als  Ausübung  öffentlicher  Functionen  jener  entzogen  und 
dieser  vorbehalten  worden,  dem  Entscheide  jener  zugeführt? 
Es  ist  nicht  zu  läugnen,  dasz  auf  solchem  Wege  versucht 
werden  kann,  die  naturgemäsze  Competenzausscheidung  zu 
verrücken,  und  manche  Juristen  sind  auch  geneigt,  diese  Yer- 
suche  zu  Gunsten  der  Privaten  zu  unterstützen  und  die  ge- 
richtliche Competenz  bei  solcher  Gelegenheit  möglichst  auszu- 
dehnen. Auf  der  andern  Seite  ist  aber  auch  öfter  schon  durch 
gesetzliche  Bestimmungen  oder  durch  das  Conflictverfahren 
die  Civilgerichtsbarkeit  in  Fällen  gehemmt  worden,  wo  sie 
nach  der  Natur  der  Dinge  competent  war. 

Nur  die  Beziehung,  in  welche  hier  reines  Privatrecht  zu 
reinem  öffentlichen  Bechte  gesetzt  wird,  der  Causalzusammen- 
hang,  in  welchem  sie  zu  einander  stehen,  kann  einige  Schwie- 
rigkeit erzeugen.  Dieselbe  ist  aber  leicht  zu  lösen,  wenn 
man  einfach  dem  Grundsatze  treu  verfährt,  dasz  über  jenes 
dem  Civilgerichte,  über  dieses  den  Begierungsstellen  der  Ent- 
scheid gebührt.  Der  mit  einer  Schuldforderung  belangte  Fiscus 
musz  immer  vor  dem  Civilgerichte  Bede  stehen ,  auch  wenn 
er  in  keiner  Beziehung  Schuldner  des  Elägers  ist,  ebenso 
jeder  Privatmann,  auch  wenn  er  zugleich  Beamter  ist.  Wenn 
es  dann  aus  den  Yerhandlungeu  des  Processes  klar  wird  — 
was  in  solchen  Fällen  gewöhnlich  leicht  ersichtlich  ist  — 
dasz  eine  Verletzung  des  Privatrechtes  des  Klägers  überall 
nicht  vorliege,  weil  die  Begierung  oder  der  Beamte  nur  die 
dem  State  zustehende  Herrschaft  (Amtsgewalt)  über  die  Ein- 
wohner ausgeübt  habe,  so  wird  die  Klage  sofort  abzuweisen 
sein.  Wenn  aber  dem  Civilrichter  das  Gegentheil  klar  wird, 
dasz  der  Beamte  auszerhalb  seiner  amtlichen  Competenz  ge- 
handelt und  somit  aus  Dolus  oder  Culpa  die  Privatsphäre  des 
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Klägers  verletzt  habe,  so  ist  er  befugt  und  verpflichtet ,  den 
El&ger  in  seinem  gestörten  Privatrechte  zu  schützen  und  ihm 
die  gebührende  Entschädigung  zuzusprechen.  Indem  der  fiichter 
so  urtheilt,  urtheilt  er  immer  nur  über  Givilrecht  und  von 
civilrechtlichem  Standpunkte  aus.  Möglich  ist  es  indessen, 
dasz  die  Beurtheilung  der  Frage,  ob  ein  Civilunrecht  da 
sei,  in  Conflict  geräth  mit  dem  Entscheid  über  die  Frage,  ob 
öffentliches  Becht  ausgeübt  worden  sei;  und  da  musz 
es,  wenn  erst,  ein  solcher  Conflict  entstanden  ist,  auch  der 
Begierung  zustehen,  ihre  Competenz  in  dieser  Begierungssacha 
zu  handhaben  und  zu  vertreten,  wie  dem  Gerichte  die  seinige 
in  der  Justizsache.  Dann  kann  ein  solcher  Streit,  der  nicht 
mehr  zwischen  den  Parteien  jenes  Processes,  sondern  nun 
zwischen  Begierung  und  Gericht  geführt  wird,  auf  dem  Wege 
des  Conflictverfahrens  ausgetragen  werden.  Die  principielle 
Erledigung  desselben  aber  ist  wieder  einfach.  Die  definitive 
Entscheidung  über  jene  Begierungsfrage  gebührt  natürlich, 
wenn  nicht  in  bestinmiten  Fällen  zu  besonders  wirksamer 
Abwehr  von  Amtsmiszbrauch  das  Gesetz  eine  Ausnahme  an- 
ordnet, der  Verwaltung  oder  der  Verwaltungsrechtspflege,  und 
das  Gericht,  welchem  dieselbe  als  Voraussetzung  dient  für  die 
Beurtheilung  des  Givilanspruchs,  musz  sich  an  jene  Entschei- 
dung halten. 

4.  In  der  Begel  stehen  die  stailichen  Bechte  dem  State 
zu.  Es  gibt  aber  auch  politische  Bechte,  welche  den 
Individuen  zukommen,  und  sogar  solche,  welche  nicht  zu- 
gleich öffentliche  Pflichten,  sondern  Bechte  sind,  welche  der 
freien  Benutzung  der  Individuen  anheimfallen.  Es  liegt  somit 
hier  eine  stufenweise  Annäherung  an  das  Privatrecht  vor. 

Von  der  erstem  Art  sind  z.  B.  die  Pairsrechte,  die 
Bechte  der  einzelnen  Abgeordneten  der  Kammer,  die  Militär- 
dienstpflicht, die  Verpflichtung,  ein  Amt  zu  übernehmen,  von 
der  letztem  die  Stimmrechte  der  Urwähler,  die  Wählbarkeit 
zu  öffentlichen  Aemtem,  das  Becht  eine  Zeitung  zu  redigiren, 

17* 
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das  Becht  an  politischen  Vereinen  theilzunehm^  n.  dgl.  Je 
melir  in  diesen  Rechten  der  rein  politische  Charakter  Tor- 
herrscht,  desto  strenger  wird  an  dem  Princip  festzuhalten 
sein,  dasz  dieselben  in  den  Bereich  der  eigentlichen  Stats- 
gewalt  gehören.  Wenn  sie  aber  den  Privatrechten  näher 
gerückt  sind,  so  läszt  sich  begreifen,  und  es  können  selbst 
politische  Gründe  z.  B.  im  Interesse  der  Wahlfreiheit  oder 
der  Preszfreiheit  es  wünschenswerth  machen,  dasz  dieselben 
unter  den  Schutz  der  Gerichte,  am  beszten  .der  Verwal- 
tungsgerichte  gestellt  werden. 

5.  Femer  gibt  es  mancherlei  Institutionen  und  Rechte 
von  gemischter  Natur,  welche  gewissermaszen  mit  dem 
einen  Fusz  auf  privatrechtlichem  Boden  stehen,  mit  dem  an- 
dern das  Gebiet  des  Statsrechts  betreten.  Da  hat  denn  eine 
genaue  Ausscheidung  der  Regierungs-  und  der  Gerichtssphäre 
Schwierigkeiten. 

Es  gilt  das  vorzüglich: 

a)  von  den  Gemeinden,  und  seitdem  dieselben  mehr 
als  in  altem  Zeiten  zu  öfiTentlichen  Instituten  geworden  sind, 
in  höherem  Masze  noch  von  andern  öffentlichen  Corpo- 
rationen  und  Genossenschaften.  Wenn  Yermögensrechte, 
Eigenthum,  Forderangen,  Schulden  Gegenstand  eines  Rechts- 
streits der  Gemeinde,  sei  es  mit  Individuen  oder  mit  dem 
State,  sind,  so  haben  dieselben  gleich  andern  Privaten  auf  ge- 
richtlichen Schutz  Anspmch,  denn  dann  ist  offenbar  ihr  Pri- 
vatrecht in  Frage.  Dagegen  ist  schon  die  freie  Disposition 
über  das  Gemeindevermögen,  weil  dasselbe  für  öffentliche 
Zwecke  bestimmt  ist,  nicht  ebenso  eine  reine  Privatangelegen- 
heit, sondern  es  kommen  die  Rücksichten  der  öffentlichen 
Wohlfahrt  mit  in  Betracht,  und  es  dehnt  sich  die  Aufsicht 
der  Regiemngsgewalt  ordnend  und  in  manchen  Fällen  ent- 
scheidend darauf  aus.  So  sind  Streitigkeiten  der  Gemeinden 
unter  einander  über  den  Umfang  des  Gemeindebanns  und  über 
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die  Unterhaltungspflicht  von  Brflcken  und  Wegen,  soweit 
nicht  aosnahnisweise  eine  priyatrechtliche  Begrdndnng  vorliegt, 
als  Yerwaltongs-  oder  eher  als  yervrtJtangsgerichtliche  Sachen 
zu  behandeln.  Streitigkeiten  zwischen  der  Mehrheit  nnd  Min- 
derheit einer  Gemeinde  oder  Corporation  Über  die  Gültigkeit 
von  Beschlüssen  sind,  soweit  die  Statsanfsicht  reicht,  Yer* 
waltnngs-  oder  Verwaltnngsgerichts-,  soweit  dieselben  sich  in- 
nerhalb der  freien  Privatsphire  bewegen,  Givi^ustizsache.  Die 
Organisation  endlich  and  die  Begründung  und  Auflösung  der 
öffentlichen  Gorporationen  und  sogar  von  reinen  Privatcorpo- 
rationen  und  Genossenschaften,  insofern  öffentliche  Inte- 
ressen, wie  z.  B.  bei  Addengesellschaften  die  Rücksicht  auf 
die  Sicherheit  des  Gredits,  in  Berücksichtigung  kommen,  was 
freifich  bei  den  letztern  nur  ausnahmsweise  der  Fall  ist,  fallen 
wieder  in  den  Bereich  der  Yerwaltungs-  oder  der  verwaltungs- 
gerichtlichen  Gompetenz,  welche  allein  jene  Bücksichten  zu 
würdigen  im  Stande  ist. 

b)  Die  Stande sverhältnisse  femer  haben  eine  pri- 
yatrechtliche und  eine  öffentliche  Seite.  Die  Fragen  freilich 
über  eheliche  oder  uneheliche  Geburt,  Paternität, 
Verwandtschaft,  über  Art  und  Grad  derselben  sind  reine 
Justizsache,  weil  rein  privatrechtlich.  Die  Frage  über  Indi- 
genat,  Statsbürgerrecht  und  Gemeindebürgerrecht 
aber  gehört  vorzugsweise  dem  öffentlichen  Bechte  an,  und  es 
ist  daher  richtiger,  wenn  sie  nicht  als  blosze  Folge  der  Fn^e 
über  die  eheliche  Geburt  erscheint,  als  Yerwaltungs-  oder 
verwaltungsgerichtliche  Sache  zu  behandeln.^  Wenn  die  ver- 
schiedenen Stände,  in  die  sich  das  Yolk  theilt,  noch  eine 
hauptsächlich  privatrechtliche  Bedeutung  haben  —  in  dem 
Mittelalter  war  das  in   höherem  Masze  der  Fall  als  gegen- 

*  So  in  Deutschland  (pewöhnlioh.  Dagegen  Belgische  Verl 
§.  93:  ,,Die  Streitigkeiten,  welche  statsbürgerliohe  Bechte  cum  Gegen- 
stand haben,  gehören  yor  die  Tribunale,  mit  Vorbehalt  der  durch  das 
Gesetz  bestimmten  Ausnahmen/^ 
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wftrtig ,  —  so  sind  Streitfragen ,  ob  ein  Individuum  diesem 
oder  einem  anderen  Stande  angehöre,  Justizsache,  wie  denn 
auch  die  üeberlieferung  früherer  Zeiten  die  gerichtliche  Com- 
petenz  hier  noch  vielfach  bewahrt  hat.  Wo  dagegen  die  Be- 
ziehung der  Stftnde .  zu  der  Statsverfassung  und  dem  Gebiete 
des  öffentlichen  Bechtes  wichtiger  geworden  ist,  da  sind  auch 
solche  Streitigkeiten  nach  der  Natur  der  Dinge  eher  als  Ver- 
waltungs-  oder  verwaltungsgerichtliche  Sache  zu  behandeln. 
Ersteres  gilt  z.  B.  von  der  Qualität  eines  Kaufmanns,  letzteres 
aber  von  der  des  Adels,  insofern  dieser  zu  einer  politischen 
Institution  geworden  und  nicht  zu  einer  bloszen  Beminiscenz 
verblichen  ist,  die  nur  auf  die  persönliche  Stellung  in  der 
Privatgesellschaft  einigen  Einflusz  hat. 

c)  Die  Gewerbsbefugnisse  beziehen  sich  auf  die  Aus- 
übung eines  Privatberufes  und  den  Privaterwerb,  und  haben 
apmit  einen  privatrechtlichen  GehaltJ  Aber  soweit  dieselben 
hinwieder  nach  GrOnden  des  Gemeinwohls  verliehen  und  ge- 
ordnet werden,  bleibt  auch  darüber  der  Entscheid  der  Ver- 
waltung oder  des  Yerwaltungsgerichtes  vorbehalten. 

d)  Das  Vormundschaftsrecht  endlich  hat  wieder  eine 
Doppelnatur.  Zunächst  dem  Familien-  und  daher  dem  Privat- 
rechte zugehörig,  erscheint  doch  die  Vormundschaft  auch  als 
eine  öffentliche  Pflicht,  und  bei  den  wichtigsten  Fragen,  z.  B. 
der  Ernennung  und  Entlassung  von  Vormündern,  der  obrig- 
keitlichen Erlaubnisz  zu  gewissen  Bechtsgeschäften,  der  An- 
leitung für  Stellung  der  Bechnung,  der  regelmäszigen  Auf- 
sicht und  Oontrole  der  Verwaltung  handelt  es  sich  doch  nicht 
um  einfache  Handhabung  der  Gerechtigkeit,  sondern 
um  öffentliche  Sorge,  welche  innerhalb  der  Schranken  des 
Bedhts  durch  Gründe  der  Zweckmäszigkeit  und  Nützlichkeit 
geleitet  wird  und  daher  die  Natur  der  Regierungssorge  hat. 
Es  beruht  daher  auf  guten  Gründen,  wenn  diese  Seite  in  neu- 
erer Zeit  an  Vormundschaftsbehörden  übertragen  wird,  die  dem 
Organismus  der  Verwaltung  angehören. 
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6.  Der  Gegensatz  der  strafrechtlichen  Gerichts- 
barkeit und  der  sichernden  Zucht  der  Polizeigewalt 
wurde  oben^  schon  erörtert.  Die  nähere  Begrftnznng  beider 
Gebiete  wird  in  neuerer  Zeit  gewöhnlich  durdi  das  Strafge- 
setz bestimmt. 

'  Bnch  Vn.  Gap.  9. 
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Von  der  Culturpflege  des  States. 


Erstes  GapiteL 

Yerbaitnisz  des  States  anir  Religion. 

Beligion  und  Kirche  sind  zwei  sehr  verschiedene, 
obwohl  häufig  verwechselte  Begriffe.  Die  Beligion  ist  die  Ver- 
bindung des  Menschen  mit  Gott,  die  Kirche  ist  die  Gemein- 
schaft der  Gläubigen  zur  Gottesverehiung.  Das  Wesen  der 
Beligion  liegt  in  der  unsichtbaren  Einigung  der  menschlichen 
Seele  mit  Gott,  und  in  ihrer  Erfüllung  durch  Gott,  die  Kirche 
aber  ist  ein  sichtbarer  Organismus  der  Gemeinschaft,  eine  An- 
stalt zur  Offenbarung  und  Beinigung  des  religiösen  Lebens. 

Dem  Alterthum  war  diese  wichtige  Unterscheidung  noch 
nicht  klar.  In  den  ersten  Jahrtausenden  der  Menschheit  war 
das  Gefühl  der  Abhängigkeit  der  Menschen  von  Gott  und  den 
Göttern  so  überwältigend,  dasz  es  gleichmäszig  das  ganze  Volk 
umfaszte,  und  zugleich  den  Stat  und  alle  seine  Institutionen 
erfüllte  und  beherrschte.  Zuerst  regierten  die  Götter  -selbst, 
'  ihren  Willen  den  Priestern  offenbarend.  Die  Theokratie  ist 
die  Urform  der  ältesten  Staten. 

Später  wurde  die  Begierung  Menschen  zugeschrieben  und 
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anvertraut,  aber  die  Beligion  blieb  Statsreligion.  Jeder 
Stat  hatte  seine  besondem  Oötter,  wie  seine  eigenthümliohen 
Einrichtungen  und  Gesetze,  und  um  die  Götter  der  andern 
Staten  kflmmerte  er  sich  wenig.  In  jedem  State  war  es  Bür- 
gerpflicht, die  Statsgötter  in  der  vorgeschriebenen  Weise  zu 
verehren.  Nichtachtung  derselben  galt  als  Auflehnung  gegen 
die  Majest&t  des  States,  und  war  ein  Statsverbrechen.  Die 
von  den  Bömem  besiegten  Völker  wurden  genöthigt,  den  Göt- 
tern der  Sieger  zu  huldigen;  aber  ihre  nationalen  Götter  wur- 
den ihnen  nicht  genommen,  so  wenig  als  manche  andere  na- 
tionale Einrichtungen.  In  dem  groszen  Bömerreiche  hftuften 
sich  die  Religionen  wie  die  Völker,  neben  einander  und  einan- 
der duldend.  Aber  die  Duldung  war  zunächst  nicht  für  die 
Individuen,  sondern  ftbr  die  Nationen  gewährt  Und  über  allen 
Göttern  erhaben  thronte  der  Gapitolinische  Jupiter. 

Erst  Christus  brachte  eine  gründliche  Umgestaltung  dieser 
Vorstellungen.  Christus  lehrte  nicht  eine  Beligion,  wie  sie 
das  rOtpiische  Beich  oder  der  jüdische  Stat  vorgeschrieben 
hatten.  Er  war  kein  Priester  und  Verkündiger  einer  Stats- 
religion;  er  hatte  auch  weder  Auftrag  noch  Vollmacht  von 
dem  State«  „Ich  komme  von  Gott;  ich  bin  nicht  von  mir 
selbst  gekommen,  sondern  er  hat  mich  gesandt.'*  „Wie  mich 
mein  Vater  belehret  hat,  so  rede  ich.**  So  unmittelbar  war 
er  sich  seiner  göttlichen  Mission,  seiner  Einheit  mit  Gott  be- 
wuszt,  und  so  Gottes  voll  war  sein  Geist,  dasz  er,  wie  kein 
anderer  Prophet  es  gewagt,  getrost  sagen  konnte,  nicht  wie 
die  andern;  „Der  Herr  spricht,*'  sondern:  „Wahrlich,  ich 
sage  euch**  etc.:  „Ich  bin  die  Wahrheit  und  das  Leben.** 
Dieser  Gott  aber,  von  dem  seine  Seele  erfüllt  war  vollkommen, 
ganz  und  gar,  war  nicht  mehr  ein  Nationalgott,  wie  auch  der 
alte  Jehovah  der  Juden  gewesen.  Christus  verehrte  in  dem 
Einen  Gott,  zu  dem  er  betete,  den  allmächtigen  Schöpfer  der 
Welt,  den  Vater  aller  Menschen. 

Die   christliche  Beligion    ist    somit  unabhängig 
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von  dem  State  und  im  Widerspruch  mit  dem  bestehenden 
State  als  Offenbarung  eines  göttlichen  Indiyiduums  in  die 
Welt  gekommen,  und  sie  hat,  obwohl  miszachtet  und  verfolgt 
Ton  dem  State ,  die  Oemtither  ihrer  ersljßn  Bekenner  ergrüFen 
und  ihr  Beich  ausgebreitet.  Der  Stifter  selbst  war  „weil  er 
Gk)tt  gelästert  habe,''  als  ein  Statsverbrecher  von  dem  jüdischen 
Senate  verurtheilt  und  hingerichtet  worden.  Viele  seiner 
Jfinger  und  Nachfolger  büszten  mit  dem  Leben  ihren  Wider- 
spruch gegen  die  herrschende  Statsreligion ,  und  starben  ffir 
die  Wahrheit  ihres  Glaubens  den  irdischen  Tod,  Toller  Zuver- 
sicht des  ewigen  Lebens  ihrer  Seele. 

Aus  diesen  Erlebniszen  muszMn  zwei  Fundamentalsfttee 
von  groszer  Tragkraft  den  Christen  offenbar  werden:  1)  Die 
Beligion  ist,  wie  nicht  das  Product  des  States,  so  auch  in 
ihrem  Wesen  von  dem  State  unabhängig.  2)  Die  Be- 
ligion erffillt  das  Individuum  mit  göttlichem  Geiste,  und 
verbindet  die  unsterbliche  Seele  mit  Gott.  Sie  ist  daher 
fiberall  kein  Verhftltnisz  des  menschlichen  Bechts,  sondern 
gehört  wesentlich  dem  ewigen  und  geistigen  Beiche  an, 
von  dem  Christus  gesagt:  „Es  ist  nicht  von  dieser  Weif 

Der  erstere  negative  Satz  fand  früher  allgemeines  Yer- 
stftndnisz  und  Anerkennung,  als  der  zweite  positive.  Die 
christliche  Kirche  war  seit  ihrem  Bestände  immer  geneigt, 
die  ünabhftngigkeit  der  Beligion  von  dem  Willen  und  dem 
Gebote  des  States  zu  behaupten  und  zu  vertreten.  Sie  er- 
kannte darin  auszer  der  göttlichen  Wahrheit  auch  den  festen 
Grund  ihrer  eigenen  Selbstftndigkeit  dem  State  gegen- 
fiber.  Wenn  es  daher  auch  spftter  noch  „Statsreligionen'' 
gab,  so  hatte  das  Wort  doch  einen  andern  Sinn  bekommen. 
Sie  war  keine  statliche,  keine  nationale  Beligion 
mehr.  Sie  leitete  auch  ihre  Wahrheit  und  Geltung  nicht 
von  dem  Gesetze  des  States  ab,  sondern  suchte  und  fimd 
ihre  innere  Begründung  in  einer  Offenbarung,  die  in  keiner 
Beziehung   in  dem  Beiche  der  Statsmacht  lag    noch  liegen 
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konnte.  Statsreligion  konnte  demgemäsz  nur  noch  bedeuten, 
die  von  dem  State  als  wahr  erkannte  und  anerkannte 
Beligion,  die  Religion,  deren  G^bot  der  Stat  selbst 
sich  unterwarf.  Nicht  weil  der  Stat  sie  gutgeheiszen 
hatte,  galt  sie,  sie  bedurfte  der  statlichen  Autorität  nicht, 
sondern  umgekehrt,  der  Stat  gehorchte  der  göttlichen  Auto* 
rität,  indem  er  sie  auch  als  seine  Religion  bekannte. 

Nicht  zu  allen  Zeiten  ebenso  gflnstig  war  die  Kirche 
dem  zweiten  Satze,  auf  dem  das  Princip  der  sogenannten 
indiyiduellen  Gewissensfreiheit  ruht.  Vielmehr  wenn 
das  individuelle  Bewusztsein  in  Glaubenssachen  zu  Zwiespalt 
kam  mit  ihrem  gemeinsamen  Bekenntnisz,  so  nahm  sie  nicht 
selten  das  Schwert  des  States  zu  Hülfe,  und  yersuchte  alle 
Qualen  und  Leiden  der  statlichen  Straf gerichtsbarkeit,  um 
auch  die  unsterbliche  Seele  nach  ihrem  Willen  zu  zwingen. 
Dem  State  verstattete  sie  nicht  Herrschaft  zu  fiben  über 
ihren  Glauben,  aber  sie  selber  übte  während  Jahrhunderten 
mit  Mitteln  der  Statsgewalt  Herrschaft  über  den  Glauben  der 
Individuen.  Es  bedurfte  groszer  Erfahrungen  und  Kämpfe, 
bis  Stat  und  Kirche  sich  endlich  davon  überzeugten,  dasz  ein 
solches  Verfahren  dem  Grundprincip  des  Ghristenthums  zu- 
wider sei. 

Herrschaft  kann  somit  der  Stat  gar  keine  anspre- 
chen, soweit  das  geistige  Gebiet  der  Religion  reicht.  Aber 
damit  allein  ist  das  Rechtsverhältnisz  des  States  zur  Religion 
noch  nicht  bestimmi  Vielmehr  ist  dieses  nach  zwei  Seiten 
hin  noch  näher  zu  erwägen  und  zwei  Hauptfragen  zu  beant- 
worten : 

I.  Wie  ist  das  rechtliche  Verhältnisz  des  States  zu  dem 
religiösen  Leben  der  Individuen? 

IL'  Wie  ist  sein  Verhältnisz  zu  dem  Dasein  und  Leben 
der  religiösen  Gemeinschaften,  Kirchen  und  Secten? 
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Zweites  Capitel. 

I.  Der  Sohntz  der  mdiyidaellen  Beligionsfreiheit.    Bekenntniszfreibeit. 

1.  Das  religiöse  Leben  der  Seele  ist  wie  alles  innere 
Geistes-  nnd  Q^müthsleben  des  Menschen  dem  menschlichen 
Bechte  entzogen  und  der  Herrschaft  des  States  nicht  unter- 
ihan.  Die  Unabhängigkeit  derselben  vom  State  versteht  sich 
schon  deszhalb  Ton  selbst,  weil  dieser  nicht  in  die  Seele  hinein- 
sieht, noch  eine  Macht  hat  über  ihre  Gedanken  nnd  GefaUe. 
Sein  Gebiet  ist  ein  sichtbares,  seine  Ordnnng  eine  leibliche. 
Das  religiöse  Leben  des  Individuums  kann  in  den  Bereich  des 
menschlichen  Bechtes  erst  dann  kommen,  wenn  es  sich 
äuszerlich  kund  gibt  Die  religiöse  Freiheit  oder  die 
Gewissensfreiheit  ist  somit  nicht  ein  Erzeugnisz  der  mensch- 
lichen Bechtsentwickelung,  und  wenn  wir  auf  das  Wesen  sehen, 
überall  kein  (menschlicher)  Bechtsbegri£f.  Sie  ist  von  Gott 
in  die  menschliche  Seele  gepflanzt,  und  Gott  hat  sich  vorbe- 
halten auf  unsichtbaren  Wegen  die  Seele  zu  ergreifen  und  zu 
erfüllen,  und  so  auch  ihr  unsichtbare  Wege  zu  sich  eröffnet. 
Die  Freiheit,  die  er  ihr  gegeben  und  vor  der  Gewalt  des 
States  durch  ünsichtbarkeit  geschützt  hat,  gehört  zu  dem  ewi- 
gen Beiche,  in  dem  nicht  der  irdische  Stat,  sondern  Gott  selber 
herrscht  Dieselbe  in  Ehrfurcht  anzuerkennen  und  gewäh- 
ren zu  lassen  ist  daher  Pflicht  des  States,  dem  es  klar  sein 
musz,  dasz  er  hier  an  die  Gränzen  seiner  Macht  gekom- 
men ist. 

2.  Ist  so  die  individuelle  Glaubensfreiheit  eine 
sittliche,  auszerhalb  des  Statsbereiches  wurzelnde,  so  erscheint 
dagegen  die  Freiheit  des  Bekenntnisses  auch  äuszerlich, 
und  wird  so  wenigstens  erfaszbar  für  das  menschliche  Becht. 
Sie  ist  voraus  eine  Folge  der  erstem,  und  folglich  wie  jene 
auch  zunächst  von  dem  State  einfach  anzuerkennen.  In  der 
That  läszt  sich  gegen  den  Satz,  den  Yinet  mit  so  groszem 
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Ernst  und  Nachdmck  ausgesprochen  hat,  nichts  einwenden: 
«Die  freimUthige  Offenbamng  der  religiösen  üeberzengnng  ist 
ein  Becht,  weil  eine  Pflicht.'^*  Aber  wefl  nnd  insofern  das 
Bekenntnisz  sich  ftnszerlich  knnd  gibt,  so  findet  es  in  dem 
Dasein  der  ftnszem  Bechtsordnnng  theils  Schutz,  theils  Schranken, 
die  es  beachten  musz,  und  wird  so  die  ursprünglich  unend- 
liche Freiheit  derselben  durch  das  Recht  geschützt  und 
begränzt,  ihr  Begriff  um  dieser  Begr&nzung  willen  auch 
zum  Rechtsbegriff. 

3.  Des  statlichen  Schutzes  bedarf  die  Bekenntnisz- 
freiheit  des  Indiyiduums,  weil  dieses  ohne  denselben  zwar  die 
Freiheit  zu  glauben  hätte,  aber  an  der  Offenbarung  und  Be- 
kundung seines  Glaubens  gehindert  werden  konnte.  Wegrftu- 
mung  jedes  Zwanges  und  Behinderung  jeder  Ver- 
folgung des  Individuums  um  seines  Bekenntnisses  willen  ist 
daher  eine  Sorge  des  States.'  Sie  äuszert  sich  in  folgenden 
Anwendungen: 

a)  Der  Stat  selbst  darf  keinen  Zwang  üben,  um  das 


<  Vinei  «Essai  sar  la  manifestation  des  conyictions  r^ligieases.**  p. 
190:  „La  franche  manifestation  des  conyictions  r^ligieuses  est  un  droit 
poisqu'elle  est  un  devoir,^  und  anderwärts:  „Gott  ist  die  Wahrheit.  Der 
Mensch  soH  wahr  sein  und  wahr  sein  dürfen. '^  Schon  Tertnllian  bei 
Böhringer  Kirche  Christi  I.  8.  286:  „Wer  die  Wahrheit  erkannt  hat, 
kann  nicht  anders,  er  musz  ihr  anhangen.*^  Ein  ebenso  aufrichtiger  als 
beredter  Vertreter  der  Bekenntniszfreiheit  ist  der  Amerikaner  Chan- 
ning,  mit  dem  Yinet  in  den  Gmndansichten  —  be*de  gehen  yomlndi- 
Tiduum  ans  —  merkwürdig  übereinstimmt,  obwohl  dieser  yon  jenem  erst 
in  seinem  spätem  Alter  die  Eunde  bekommen  hat. 

'  Tinet  rerwirfl  in  der  Tendenz,  das  religiöse  Bekenntnisz  ySUig 
frei  und  unabhängig  Ton  dem  State  zu  stellen,  selbst  den  Schutz  des 
States.  Er  fürchtet,  dasz  aus  dem  Schutze  die  Ter  folgung  henror^ 
gehe.  „Jede  geschützte  Religion*,  sagt  er,  „wird  verfolgen,  und  sie  wird 
es  thun  für  ein  Jota  yon  Theologie,  für  ein  Atom  yon  Pliilosophie.  Es 
gibt  aber  nichts  entsetzlicheres  auf  der  Welt  als  die  Tyrannei  des  dog- 
matischen Eifers.*^  Aber  wer  kann  denn  das  Individuum  yor  dieser  Ter- 
folgung  der  kirchlich  gereizten  Mächte  bewahren  als  der  Stat,  welcher 
die   indiyidneUe  Bekenntniszfreiheit  als  solche  in  seinen  Schutz  nimmt? 
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Individviim  zu  einem  BekenntiusBe  zu  nOthigen,  welches  mit 
dem  Glauben  desselben  im  Widersprach  ist,  somit  von  diesem 
Individuum  doch  nur  eine  Lüge  oder  Heuchelei  wäre. 

Dem  ganzen  christlichen  Mittelalter  war  dieses  Princip 
fremd.  Mit  Feuer  und  Schwert  wurde  der  Glaube  verbreitet, 
und  wurden  die  Besiegten  gezwungen,  sich  zu  der  Beligion 
der  Sieger  zu  bekennen.  War  das  Bekenntnisz  auch  anfangs 
nur  auf  den  Lippen,  nicht  in  den  Herzen,  so  hofften  die  glau- 
benseifrigen Sieger  doch,  dasz  die  Macht  der  von  ihnen  ge- 
glaubten Wahrheit  später  auch  die  Seele  der  Besiegten  ein- 
nehme, und  so  auch  fOr  sie  zu  voller  Wahrheit  werde;  und 
allerdings  hinderte  die  unreine  Form  der  ersten  Nöthigung 
zum  Christenthum  nicht,  dasz  dieses  feste  Wurzeln  schlug, 
und  nach  und  nach  mit  seinem  eigenen  Geiste  die  bekehrten 
Völker  befiruchtete. 

Jener  Zwang  aber  war  weder  dem  Geiste  des  Christen- 
thums  gemäsz  —  Christus  hatte  jede  äuszere  Gewalt  vermie- 
den, und  auch  seinen  Jüngern  untersagt  —  noch  in  Har- 
monie mit  dem  wahren  Rechte  des  States.  In  unserer  Zeit 
ist  der  reinere  Grundsatz  nun  zu  allgemeiner  Anerkennung 
gelangt.' 

'  PreuBsisohes  Landreobt  IL  11,  $.  1 — 4:  «Jedem  Einwohner  im 
State  steht  ffir  seine  Person  yoUlcommene  Glaubens-  nnd  Gewissensfireiheit 
sn.  Die  Begriffe  der  Einwc^ner  des  Stats  yon  Gott  und  götUioben 
Dingen,  der  Glaube  nnd  der  innere  Gottesdienst  kOnnen  kein  (Gegen- 
stand Ton  Zwangsgesetzen  sein.  Niemand  ist  schuldig  über  seine  Pri- 
Tatmeinungen  in  Beligionssacben  Yorsohriften  vom  State  anxunehmen.* 
Ygl.  prenszisches  Gesetz  yom  30.  M&rz  1847.  Bayerisches  Religions^ 
ediot  §.2:  ,Er  (der  Einwohner  des  Reiches)  darf  in  Gegenständen  des 
Glaubens  und  Gewissens  keinem  Zwang  unterworfen,  auch  darf  Nieman- 
den,  zu  welcher  Beligion  er  sich  bekennen  mag,  die  einfache  Hausan- 
dacht untersagt  werden.*'  Franzosische  Charte  yon  1814  $.5:  «Jeder 
bekennt  (professe)  seine  Beligion  mit  gleicher  Freiheit  und  genieszt  für 
seine  Gottesyerehrung  den  n&mliohen  Schutz.^  Belgische §.  15:  « Keiner 
ist  gezwungen  auf  irgend  eine  Weise  an  den  Handlungen  und  Feierlich- 
keiten eines  Gottesdienstes  Theil  zu  nehmen,  oder  die  Buhetage  dersel- 
ben zu  beobachten.'*  Holländische  §.  164:  „Jeder  bekennt  seine  reli- 
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Dar  Stat  darf  daher  keine  Gesetze  erlassen,  durch  welche 
geboten  wird,  einen  bestinunten  Qlauben  zu  bekennen,  keinen 
KirchenbesucKi  keine  Beichte  befehlen.  All  diese  Freiheit 
setzt  indessen  mfindige  Individuen  voraus,  die  ihrer  fähig  sind« 
Die  Frage  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder  kann  daher 
von  diesem  Frincip  allein  aus  noch  nicht  genügend  beantwortet 
werden.  In  der  Regel  freilich  handeln  hier  die  Eltern  für  das 
Kind  nach  ihrer  individuellen  Bekenntniszfreiheit;  aber  wenn 
die  Eltern  überall  nicht  oder  offenbar  schlecht  für  das  Kind 
sorgen,  so  kann  im  Interesse  des  Kindes  unter  Umständen 
eine  obervormundschaftliche  Sorge  des  States  ergänzend 
eintreten,  und  dafür  sorgen,  dasz  das  von  den  Eltern  vernach- 
lässigte Kind  eine  religiöse  Erziehung  erhalte.  "* 

giösen Meinungen  mit  yolllcommener Freiheit/*  Preustische  Yerf. §.12: 
„Die  Freiheit  des  religiösen  Bekenntnisses,  der  Vereinigung  zu  Religions* 
gesellschaften  und  der  gemeinsamen  häuslichen  und  öffentlichen  Religions- 
fihung  wird  gewährleistet.  Der  Oenusz  der  bürgerlichen  und  s tatsbürgerlichen 
Rechte  ist  unabhängig  von  dem  religiösen  Bekenntnisse. **  Oes terr ei- 
ch i  s  c  h  e  Yerf.  y.  1867.  §.  14.  Ebenso.  —  In  dem  romanischen  Süden  Europa's 
ist  das  Princip  indessen  noch  nicht  durchgedrungen,  wie  theils  das  Still- 
schweigen darüber,  theils  die  Art  beweist,  wie  demselben  eine  kümmer- 
liche und  stückweise  Anerkennung  zu  Theil  wird.  Portugiesische 
Verfassung  yon  1826  §.  6:  „Die  römisch-katholisch-apostolische  Religion 
wird  fortwährend  dio  Religion  des  Königreichs  sein,  alle  übrigen  Reli- 
gionen sind  den  Fremden  mit  häuslichem  Gottesdienste  gestattet, 
ohne  äuszerliche  Zeichen  und  Tempel/*  Aber  auffaUender  ist, 
dasz  noch  im  Jahr  1848  der  schweizerische  Bund  es  nicht  wagte, 
den  Grundsatz  allgemein  anzuerkennen.  Der  §.  66  sagt  nur:  „Die 
freie  Ausübung  des  Gottesdienstes  ist  den  anerkannten  christli- 
chen Confessionen  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  ge- 
währleistet." In  einzelnen  Cantonalyerfassungen  findet  sich  die  yoUere 
Anerkennung  yor. 

*  Das  gilt  z.  B.  auch  yon  der  Frage  der  sogenannten  Zwangs- 
taufe. Judenkinder  sind  gewisz  nicht  gegen  den  Willen  der  Eltern  zu 
taufen,  aber  wenn  es  in  einem  christlichen  State  Eltern  gibt,  die  äuszer- 
lich  selber  als  Christen  gelten,  aber  aus  Liederlichkeit  und  Friyolitftt 
yorziehen,  ihre  Kinder  nicht  taufen  zu  lassen,  und  ihnen  gar  keine  re- 
ligiöse Erziehung  zu  geben,  so  hat  die  Oberyormundschaft  wohl 
guten  Grund,  so  terwabrloste  Kinder  auch  yor  ihren  Eltern   und  die 
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b)  Er  darf  nicht  dulden,  dasz  die  Kirche  änszern 
Zwang  übe,  um  zu  einem  Bekenntnisse  oder  zu  einer  got- 
tesdienstlichen Handlung  zu  nOthigen.  Die  Kirche  freilich 
ms^  ihrerseits  ihr  Bekenntnisz  feststellen  und  mit  allen  geis- 
tigen und  moralischen  Mitteln,  die  ihr  zustehen,  dahin  wirken, 
dasz  dieses  Bekenntnisz  in  allen  ihren  Oliedem  lebendig  erhalten 
bleibe.  Zu  diesem  Behuf  steht  ihr  auch  ein  Hecht  der  E  i  r  c  h  e  n- 
Zucht  zu;  und  der  Stat  kann  es  ihr  nicht  in  der  Begel  wehren, 
dasz  sie  Individuen,  welche  ihr  gemeinsames  Bekenntnisz  ver«^ 
werfen,  aus  ihrer  Gemeinschaft  ausschliesze  (excommunicire). 

Yerf&hrt  sie  dabei  zu  engherzig  und  unduldsam,  so  wird 
das  ihr  eigener  Schade  sein.  Weil  alle  Bekenntnisse  der 
Ausdruck  des  Zeitbewusztseins  sind,  so  können  sie  keine  ab- 
solute Geltung  für  alle  Zeiten  ansprechen,  und  musz  auch  die 
zeitgemflsze  Fort-  und  Umbildung  ihres  Inhalts  und  ihrer 
Form  anerkannt  werden.  Insbesondere  ist  den  protestantischen 
Kirchen  dieses  Princip  der  Entwicklungsfähigkeit  eingepflanzt. 
Wenn  aber  eine  Kirche  von  ihrem  Rechte  Miszbrauch  macht, 
um  die  Statsautorität  zu  beleidigen,  die  bürgerliche  Bechts- 
ordnung  zu  verletzen  und  Unfrieden  zu  stiften,  dann  wird  der 
Stat  gerechte  Ursache  haben,  auch  solchem  Miszbrauch  ent- 
gegen zu  treten. 

c)  In  dem  byzantinischen  Beiche  und  während  des  ganzen 
Mittelalters  überall  galt  Häresie  als  ein  strafbares  Verbre- 
chen. Die  , Ketzer*  wurden  nicht  etwa  nur  von  der  Kirchen- 
gemeinschaft ausgeschlossen,  sondern  in  Folge  ihres  hart- 
näckigen Beharrens  auf  der  Irrlehre  am  Vermögen  bestraft.'^ 

wahre  Freiheit  jener  durch  eine  sorgfftltigere  Erziehung  za  schfltzen.  Das 
Osterreiohisohe  Gesetz  vom  25.  Mai  )86'3  verpflichtet  die  Eltern  zu  der 
religiösen  Erziehung  der  Kinder  and  regnlirt  diese  Pflicht  zugleich  als  Recht. 
•  Bobon  Gonstantin  d.  Ghrosze,  der  das  erste  Toleranzedict 
erlassen  hat  (3 13)  und  geneigt  war,  Christenthum  und  Heidenthum  neben 
einander  zu  dulden,  behandelte  doch  die  Ketzer  durch  das  Gesetz  vom 
Jahr  32G  e.  1.  C.  de  haereticis  mit  Ungunst:  „Haereticos  non  solum  his 
priTÜegiis  alienos  esse  yolumus,  sed  adrcrsis  muneribns  oonstringi  et  sab- 
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Die  ganze  Härte  der  Strafgerichtsbarkeit  wurde  aber  erst 
gegen  die  Ketzer  gerichtet,  ®  seitdem  im  Mittelalter  die  päpst- 
liche Autorität  ihren  Höhepunkt  erreicht  hatte.  Die  Todes- 
strafe durch  Verbrennung  wurde  nun  zu  der  regelmäszigen 
Ketzerstrafe.  Das  aufrichtige  Bekenntnisz  des  von  dem  Indi- 
viduum für  wahr  gehaltenen  Glaubens  wurde  somit,  wenn  es 
nicht  mit  dem  allgemeinen  Glauben  zusammenstimmte,  als 
schwerstes  Verbrechen  behandelt,  und  von  der  grausamsten 
Strafe  befreite  nur  die  Verläugnung  der  individuellen  Wahr- 
heit. Selbst  nach  der  Reformation,  welche  das  Princip  der 
Gewissensfreiheit   zuerst    wieder   mit  Kraft   behauptet,^  und 

jici."  Seit  Thcodosius  wurden  die  Gesetze  gegen  die  Ketzer  strenger. 
Mit  YermugensTerlust  wurden  als  Statsverbrecher  von  den  folgenden  Kai- 
sern alle  Ketzer  (haereticum  dicimus,  quicnnque  catholicae  ecclesiae  et 
orthodoxae  et  sancte  fidei  nostrae  non  est'*  c.  12.  C.  h.  t),  die  Mani- 
chfter  sogar  mit  der  Todesstrafe  bedroht,  und  nur  ausnahmsweise  Dul- 
dung yerätattet. 

*  Innocenz  III.  in  o.  10  D.  Greg.  IX.  y.:  „Quum  enim  secundum 
legitimas  sanctiones  reis  laesae  majestatis  punitis  capite  bona  confiscentur 
eorum  filiis  suis  vita  solummodo  ex  misericordia  conserrata;  quanto  magis 
aberrantes  in  fide  domini  Dei  filium  Jesum  ofiendunt  —  ecciesiastica 
debent  districtione  praecidi  et  bonis  temporalibus  spoliari,  cum  longo  sit 
gravitts  aetcrnam  quam  temporalem  laedere  majestatem*^  und  in  c.  13. 
cod.:  ,,Moneantur  antem  et  inducantur  etsi  necesse  fuerit  per  censuram 
eccles.  compellantur  seculares  poteätates  quibuacunque  fungantur  officiis, 
ut  sicut  repufcari  cupiunt  et  haberi  üdeles,  ita  i^ro  defensione  fidei  prae- 
stent  publice  juramenturo,  quod  de  terris  suae  jurisdictionis  subjectis 
uniyersos  haereticos  ab  ecclesia  denotatos  bona  fide  pro  yiribus  extermi- 
nare  studebunt/*  Sachsenspiegel  II.  13.  4.  7:  „Syelk  kersteu  man 
oder  wif  angeloyioh  is  uude  mit  tovele  umme  gat  oder  mit  yergift- 
nisse,  unde  des  yerwunnen  wirt,  den  sol  man  uppehert  bernen."  Vgl. 
Blantschli  Geschichte  der  Bekenntniszfreiheit     Ein  Vortrag.    Eiber- 

feld  1867. 

'  Luther,  Tractat  von  der  Beicht:  „Denn  in  dem  Gewissen  will 
Gott  allein  sein  und  sein  Wort  allein  regieren  lassen;  da  soU  Frei- 
heit sein  yon  allen  Mensohengesetzen.  —  Zu  dem  Glauben  kann 
und  soll  man  Niemand  zwingen,  sondern  Jederman  vorhalten  das  Evan- 
gelium und  vermahnen  zum  Glauben,  doch  den  freien  Willen  lassen  zu 
feigen  oder  nicht  zu  folgen.  Es  sollen  alle  Sakramente  frei  sein  Jeder- 
mann.   Wer  nicht  getauft  sein  wiU,  der   lasz  es  anstehen.    Wer  nicht 

B 1  u  n  t  fl  0  h  1 1 ,  allgcmoines  Statsre«ht.    XI.  18 


274  Neuntes  Buch.    Gulturpflege. 

deren  Führer  von  dem  individuellen  Qlanben  und  der  indivi- 
duellen Erkenntnisz  aus  den  Kampf  gegen  die  hergebrachte 
Autorität  der  Kirche  unternommen  hatten,  wurde  dasselbe 
doch  wieder  auch  in  protestantischen  Ländern  verkannt.  Der 
Westphälische  Friede,  welcher  die  Parität  des  katholischen 
und  der  protestantischen  Bekenntnisse -einführte,  enthielt  doch 
noch  ein  Verbot  aller  andern  Religionen  innerhalb  des 
Beichs.  (Fac.  Osnab.  VII.  §.  2).  Noch  in  den  letzten 
Jahrzehnten  des  XVIIten  Jahrhunderts  und  in  das  XVmte 
hinein  erneuerte  Ludwig  XIV.,  der  Beschützer  der  Wis- 
senschaft und  der  schOnen  Literatur,  in  dem  feingebil- 
deten   und    geistreichen    Frankreich    die    Verfolgungen    der 

will  das  Sacrament  empfangen,  hat  sein  wohl  Macht."  —  Und  in  der 
Schrift  von  der  weltlichen  Obrigkeit:  „Das  weltlich  Regiment  hat  Gesetz, 
die  sich  nicht  weiter  erstrecken,  denn  über  Leib  und  Gut  und  was 
äuBzerlich  ist  auf  Erden.  Denn  über  die  Seele  will  und  kann  Gtott 
Niemand  lassen  regieren,  denn  sich  selbst  allein.  Darum  ob  weltlich  Ge- 
walt sich  vermiszt  den  Seelen  Gesetz  zu  geben,  da  greift  sie  Gott  in  sein 
Regiment  und  verführt  und  yerderbt  nur  die  Seelen.  GottaUein  erkennt 
nur  die  Herzen,  darum  ist  es  unmöglich  und  umsonst  Jemanden  zu  ge- 
bieten oder  mit  (Gewalt  zu  zwingen,  so  oder  so  zu  glauben.  Weil  es 
den  Jeglichem  auf  sein  Gewissen  liegt,  wie  er  glaubt  oder  nicht  glaubt, 
und  damit  der  weltlichen  Gewalt  kein  Abbruch  geschieht,  soll  sie  auch 
zufrieden  sein  und  ihres  Dinges  warten,  und  lassen  glauben  so  oder  so. 
wie  man  kann  und  wiU,  und  Niemanden  mit  Gewalt  dringen.  Denn  es 
ist  ein  frei  Werk  um  den  Glauben,  dazu  man  Niemand  kann  zwingen.** 
Der  Kirchenvater  Athanasius,  der  auch  die  Bitterkeiten  der  Verfol- 
gung gekostet,  hatte  schon  fthnlich  gesagt  (BOhringer  I.  II.  S.  51): 
„So  macht  der  Teufel,  wenn  er  keine  Wahrheit  hat,  seinen  Angriff  mit 
dem  Beil  und  der  Axt,  und  zersprengt  die  Thüren  derjenigen,  welche 
ihn  aufnehmen;  der  Heiland  aber  ist  sanftmüthig  und  spricht:  „wenn 
mir  Jemand  nachfolgen  will,**  und  braucht  keine  Gtowalt,  sondern 
klopft  vielmehr  an.  Denn  nicht  mit  Schwertern  undSpieszen  noch  durch 
Soldafen  wird  die  Wahrheit  verkündet,  sondern  durch  üeberzeugong  und 
Rath.  Was  ist  aber  dort  für  eine  Ueberzengnng,  wo  Fureht  vor  dem 
Kaiser  ist,  oder  was  ist  dort  für  ein  Rath,  wenn  der  Widersprechende 
am  Ende  verbrannt  oder  getödtet  wird.*^  Die  verfolgten  Giftubigen  er^ 
kannten  diese  Wahrheit,  die  trinmphirenden  achteten  sie  nicht  ebenso 
ihren  Gegnern  gegenüber,  und  der  Stat  zog  bald  im  Dienste  der  einen 
bald  der  andern  sein  Schwert.    Ygl.  unten  die  Anmerkung. 
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Protestanten  mit  grausamer  Heftigkeit,  nnd  wurden  in  dem 
freien  England  hinwieder  die  Papisten  zu  Sclaven  gemacht 
inmitten  einer  Nation  von  freien  Männern.^  Die  sogenannte 
Dnldungsacte  Ton  1689,  welche  die  dissentirenden  Protestanten 
von  den  Strafen  der  Häresie  befreite,  wurde  als  ein  groszer 
Fortschritt  angesehen,  und  doch  nahm  sie  noch  die  Papisten 
ausdrücklich  aus. 

Den  Nordamerikanern  gebührt  in  erster  Linie  das 
Verdienst,  zuerst  die  Beligionsfreiheit  als  ein  Statsprincip  der 
neuen  Zeit  ausgesprochen  zu  haben.  Als  der  fromme  Calvi- 
nist  Roger  Williams  für  die  Colonie  Providence  zuerst^ 
1636  den  Grundsatz  gesetzlich  einführte,  dasz  keinerlei  Zwang 
in  Glaubenssachen  geübt  werden  dürfe,  war  das  gegenüber 
der  damaligen  Intoleranz  auch  der  übrigen  Golonien  eine  seit* 
same  Neuerung,  und  nur  versuchsweise  wurde  das  Statut 
1648  von  der  Erone  bestätigt.  Dem  Beispiele  folgte  der  ka* 
tholische  Lord  Baltimore  für  Maryland  1649,  indem  er  nur 
Glauben  an  Christus  forderte,  aber  von  dem  Gegensatze  der 
christlichen  Confessionen  absah.  Endlich  begnügte  sich  der 
Quäcker  William  Penn  für  Pennsylvanien  mit  dem  Glauben 
an  Einen  Gott,  den  Schöpfer  und  Begierer  der  Welt,   1682.^ 

Es  dauerte  noch  mehr  als  ein  Jahrhundert,  bis  das  neue 
Princip  in  weiterem  Umfange  anerkannt  wurde.  Erst  dfe 
neue  Weltperiode  seit  1740  mit  ihrer  philosophischen  Bildung 
wagte  den  Fortschritt  aus  der  mittelalterlichen  Gebundenheit. 
Friedrich  der  Grosze  von  Preuszen  war  der  erste  König, 
der  dasselbe  energisch  verkündete  und  handhabte.  Es  war 
ein   groszes  Wort,   das  er  aussprach:    „In   den  Preuszischen 

»  Russell,  engl.  Verf.  c.  13.  Der  Konig  Wilhelm  III.  that  alles 
Mögliche ,  um  das  Princip  der  Glaubensfreiheit  in  weiterem  Umfang  zur 
Anerkennung  zu  bringen,  aber  dasselbe  war  durch  Jakob  II.,  d^  es  zur 
Wiederherstellung  des  Eatholicismus  ausbeuten  wollte,  in  den  Augen 
der  Engländer  verdächtig  geworden. 

'  Vgl.  £d.  Laboulaye  historie  des  Etats  Unis.  tom.  I. 

18* 
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Landen  kann  ein  Jeder  nach  seiner  Fa^on  selig  werden.  ^  ^ 
Seit  dieser  Zeit  brach  sich  das  anerkannte  Princip  Bahn,  lang- 
sam freilich,  nnd  nicht  ohne  wiederholte  Verdunkelung  zu  er- 
fahren. ^^  Der  Stat  fing  an  einzusehen,  dasz  seine  Gewalt 
miszbraucht  werde  im  Dienste  der  kirchlichen  Yerfolgungs- 
sucht,  und  dasz  vielmehr  es  seine  Pflicht  sei,  die  religiöse 
Freiheit  des  Individuums  vor  derselben  zu  schützen.  Die 
Hftresie,  als  eine  Krankheit  der  Seele,  wurde  aus  dem  Ver- 
zeichnisz  der  strafbaren  Vergehen  ausgestrichen. 

d)  Der  Austritt  aus  einer Eirchengemeinschaft  und  der 
Uebertritt  in  eine  andere  Kirche  oder  Secte  wird  femer 
von  dem  State  nicht  mit  Strafe  bedroht,  sondern  auch  hier 
die  individuelle  Gewissensfreiheit  geschützt.  Auch  das  sind 
nothwendige  Folgen  des  Grundprincips. 

Unsere  Zeit  ist  indessen  noch  nicht  zu  einer  vollen  ruhi- 
gen Anerkennung  derselben  gelangt.  Wenn  auch  das  Gesetz 
nun  die  Freiheit  einfach  schirmt,  so  wird  doch  die  öffentliche 
Meinung  noch  viel  zu  leidenschaftlich  von  dem  üebertritte 
einzelner  Individuen  afficirt.  Es  ist  das  ein  Zeichen,  dasz  das 
Gesetz  des  States  dem  Volksgeiste  hier  vorangeschritten  ist 
Die  einen  preisen  und  die  andern  hassen  den  Convertiten.  Die 
einen  erwarten  von  dem  Glaubenseifer  desselben  girosze  Wir- 

^  Schon  im  AntimachiaTeH  schrieb  Friedrich  sehr  8oh5ii:  ,,Maiii- 
tenir  le  gouTemement  citU  areo  yigoeur  et  laisser  k  chacan  la  libert^ 
de  oonscience;  dtre  toujours  Boi  et  ne  jatnais  fairt  U  PrHre,  est  le 
aüLr  moien  de  pr^server  son  Etat  des  tempdtes  que  Tesprit  dogmatique 
des  Th^ologiens  cherche  souvent  k  exciter.**  und  in  dem  Versuch  über 
die  Terfassungsformen :  „Si  Pon  remonte  k  Porigine  de  la  soci6t6,  il  est 
tout  k  fait  Evident,  qae  le  sonverain  n*a  aucun  droit  Bar  la  fagon  de 
penser  des  citoyens.  Ne  fandrait-ii  paa  Stre  en  d^mence  poar  se  fignrer 
qae  des  hommes  ont  dit  k  an  homme  leur  semblable:  nous  yous  61eTons 
au  dessus  de  noas,  paroe  qae  neos  aimons  resclayage  et  nous  roas  don- 
nons  la  paissance  de  diriger  nos  pens^es  k  votre  volonte?*' 

^'  Dem  Toleranzediote  des  Kaisers  Joseph's  I.  folgten  noch  wfth- 
rend  seiner  Begierang  die  härtesten  Yerordnungen  gegen  Andersgläa- 
bige.  Ygl.  Wilda,  über  Gewissensfreiheit  in  der  Zeitschrift  für 
deutsches  Recht.  XI.  8.  181  ff. 
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knngen,  und  rühmen  seine  Wahrheitsliebe,  die  andern  sehen 
in  ihm  einen  Treulosen,  und  Termuihen  eigennützige  Beweg- 
gründe seiner  That.  Nur  Wenige  beurtheilen  ihn  unbefangen. 
Dennoch  würde  die  Wahrheit  in  demselben  Masze  gewinnen 
und  die  Möglichkeit  einer  unehrlichen  und  immoralischen  Aen- 
derung  des  Bekenntnisses  sich  vermindern,  wenn  die  öffent- 
liche Meinung  sich  zu  der  Unbefangenheit  des  Gesetzes  zu 
erheben  vermöchte.  Würde  man  das  Bekenntnisz  der  indivi- 
duell erkannten  und  bekannten  Wahrheit  nicht  mehr  als  etwas 
Ungewöhnliches  und  Besonderes  ansehen,  so  würde  der  üeber» 
tritt  weder  zu  besonderem  Verdienst  angerechnet,  noch  als 
eine  schwarze  That  verdammt  werden.  Wie  im  Groszen  die 
verschiedenen  Beligionen  und  Gonfessionen  einen  Sinn  und  eine 
Berechtigung  haben,  so  unterscheidet  sich  auch  der  Zug  der 
Individuen  im  Kleinen,  und  innerhalb  der  gröszern  gleichge- 
sinnten  Massen  offenbaren  sich  einzelne  individuelle  Abwei- 
chungen, welche  naturgemäsz  zum  Anschlusz  an  andere  femer 
gelegene  Massen  gravitiren.  Durch  solche  Uebertritte  der 
Individuen  wird  das  Verhältnisz  im  Groszen  nicht  leicht  ge- 
ändert; erst  wenn  die  Massen  selber  in  Flusz  kommen,  tritt 
eine  Aenderung  in  den  Eirclien  ein.  Auch  die  Kirche  hat 
daher  keinen  Grund  von  dem  üebertritt  Einzelner  viel  zu 
hoffen  oder  viel  zu  fürchten. 

Als  unstatthafte  Strafe  sind  auch  alle  bürgerlichen 
Nachtheile  zu  betrachten,  welche  mit  dem  Uebertritte 
verbunden  werden,  z.  B.  die  Beschränkung  in  der  Wahl  des 
Aufenthalts,  oder  in  der  Ausübung  eines  Berufs  u.  dgl. 
Wenn  aber  im  Allgemeinen  schon  einzelne  bürgerliche  Rechte 
anders  geordnet  oder  beschränkt  sind  mit  Bezug  auf  die  Be- 
kenner  einer  bestimmten  Religion,  so  versteht  es  sich  in  der 
Begel,  dasz  das  übergetretene  Individuum  nun  auch  in  bür- 
gerlicher Beziehung  nicht  mehr  als  ein  Genosse  seiner  frühe- 
ren Confessionsverwandten  behandelt,  sondern  den  neuen  Con- 
fessionsgenpssen  gleich  geachtet  wird.    Der  Jude,  dessen  bür- 
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gerliches  Becht  beschränkt  war,  tritt  zam  Christen  geworden 
aus  diesen  Schranken  hinaus.  Aber  im  umgekehrten  Falle 
würde  auch  den  zum  Juden  gewordenen  Christen  das  Juden- 
recht zukommen.  Katholische  Ehegatten  und  katholische 
Priester,  welche  protestantisch  werden,  fallen  unter  das  Ehe- 
und  Scheidungsrecht  der  Protestanten,  so  lange  dasselbe  noch 
confessionell  geordnet  ist,  und  umgekehrt  die  Ehe  von  Pi'ote- 
stanten,  welche  katholisch  werden,  wird  unauflöslich.  Es  ist 
wahr,  der  Uebertritt  kann  lediglich  um  solcher  Wirkungen 
willen  vollzogen  werden. '^  Das  ist  aber  ein  gemeinsames 
üebel  aller  moralischen  Freiheit,  dasz  sie  auch  aus  unedlen 
Motiven  miszbraucht  werden  kann,  und  eine  Beschrän- 
kung derselben,  es  wäre  denn,  dasz  offenbarer  Hohn  und 
Scandal  beabsichtigt  würde,  um  dieser  Gefahr  willen  keines- 
wegs zu  rechtfertigen. 

e)  Die  Freiheit  femer  der  Hausand  acht  und  des 
häuslichen  Gottesdienstes  wider  Anfechtung  auch  des 
Pöbels  zu  schützen,  ist  eine  Statspflicht,  welche  auf  dem  obi- 
gen Grundprincipe  ruht,  und  keineswegs  eine  Gunst,  welche 
der  Stat  willkürlich  gewährt  oder  versagt.  Indessen  folgt 
aus  der  individuellen  Gewissensfreiheit  nur  die  Freiheit  der 
Familie  —  diese  allerdings  in  dem  weiten  Sinne  des  freund- 
lichen Zusammenhangs  nicht  blosz  der  Ehe-  und  Blutsver- 
wandten eines  Hauses,  sondern  auch  der  Hausfreunde  und 
Dienstboten  —  in  der  ruhigen  Abgeschlossenheit  der  Privat- 
wohnung  Gott  nach    ihrer  Weise   zu   verehren.**    Wenn  der 

^'  Ich  höre,  dass  in  Bayern,  wo  katholische  und  protestantische 
Sträflinge  in  verschiedenen  Zuchthäusern  untergebracht  waren,  schon 
mehr  als  einmal  der  Uebertritt  aus  einer  Confession  zu  der  andern  er- 
klärt worden  sei,  lediglich  um  während  des  Transports  die  Gelegenheit 
zur  Flucht  zu  erhaschen. 

^3  Westphälischer  Frieden  von  1648.  V.  $.34.  Freilich  nur  für 
katholische  Unterthanen  protestantischer  Fürsten,  undfQr  protestantische 
ünterthanen  katholischer  Landesherren:  „Patienter  toUrerUur  et  con- 
»dentia  libera  domi  devoHoni  »uae^  sine  inquisitione  aut  turbatione  pri' 
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Cultus  öffentlich  oder  gemeinsam  von  einer  über  die 
Gränzen  der  Familie  hinansreichenden  Genossenschaft 
begangen  wird,  so  entscheidet  nicht  mehr  das  Yerhftltnisz  des 
State  zu  den  Individuen,  sondern  es  machen  sich  schon  die  Rück- 
sichten anf  das  öffentliche  Leben  und  die  Gesammtheit  geltend. 
Auch  die  ungehinderte  Theilnahme  eines  Individuums  an 
dem  öffentlichen  Gottesdienste  seiner  Confession  in  fremdem 
Lande  gehört  hieherJ^ 

Anmerkung.  Das  Gegentheil  der  Bekenntniszfreiheit,  der  Be- 
kenntniszzwang,  wurde  bekanntlich  zuerst  Ton  dem  heiligen  Augu- 
stinus prinoipieU  zu  rechtfertigen  gesucht,  und  es  hat  denn  auch  seine 
Lehre  auf  mehr  als  ein  Jahrtausend  den  mächtigsten  Einflusz  auf  die 
Gestaltung  des  positiven  Rechts  und  die  Praxis  geübt.  Es  ist  daher  um 
so  weniger  überflüssig,  seine  Begründung  zu  prüfen  und  ihre  Mängel 
darzulegen,  je  neuer  und  unsicherer  noch  die  Anerkennung  des  Grund- 
satzes ToUer  Freiheit  ist.  Im  Kampfe  wider  die  Donatisten,  die  als 
Verfolgte  wieder  die  Gewissensfreiheit  anriefen  und  verherrlichten,  be- 
hauptete Augusttn^  das  Recht  und  die  Pflicht  des  States  zu  Zwangs- 
maszregeln,  um  den  verderblichen  Irrthum  auszurotten.  Auch  er  steht 
indessen  der  ersten  Zeit  des  Christenthums  und  seiner  Verfolgung  durch 

vcUim  vctcare^  in  vioinia  vero  ubi  et  quoties  voluerint,  publico  Religionis 
exercitio  Interesse,  vel  liberos  suos  exteris  suae  Religionis  scholis  aut 
privatis  domi  praeceptoribus  instruendos  committere  non  prohibcantur.^' 
Das  preuszische  Landrecht  dehnt  auch  diese  Freiheit  viel  weiter  aus. 
II.  11,  $.7:  „Jeder  Hausvater  kann  seinen  häuslichen  Gottesdienst  nach 
Gutfinden  anordnen.  §.  8.  Er  kann  aber  Mitglieder,  die  einer  andern 
Religionspartei  zugethan  sind,  zur  Beiwohnung  desselben  wider  ihren 
Willen  nicht  anhalten.  §.  9.  Heimliche  Zusammenkünfte,  welche  der 
Ordnung  und  Sicherheit  des  States  gefährlich  werden  könnten,  sollen, 
auch  unter  dem  Vorwand  des  häuslichen  Gottesdienstes,  nicht  geduldet 
werden*^*  Bayerisches  Religionsedict  §.  2  oben  in  Note  3,  §.  8:  „So- 
bald aber  mehrere  Familien  zur  Ausübung  ihrer  Religion  sich  verbinden 
wollen,  so  wird  jederzeit  hiezu  die  königliche  Genehmigung  erfordert.^ 
Russisoher  Codex  I.  %.  44,  45  bei  Foelix,  Revue  III.  S.  707.    , 

^*  In  den  Zeiten  der  Verfolgung  wurden  auch  protestantische  Unter- 
thanen,  welche  auszerhalb  des  Landes  das  Abendmahl  feierten,  und  ka- 
tholische, die  in  der  Nachbarschaft  an  der  Messe  Theil  nahmen,  von 
den  andersgläubigen  Cterichten  ihrer  Heimat  zur  Verantwortung  und 
Strafe  gezogen. 

*  Wir  folgen  in  der  Darstellung  seiner  Lehre  B öhrin ger  a  n.  O.  I.  HI.  8.  358  ff. 
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den  heidnischen  Stat  noch  zu  nahe,  um  dem  State  als  solchem,  anch 
dem  heidnischen  State,  die  Herrschaft  über  die  Gewissen  zuzugestehen. 
,,Als  die  Konige  dem  Herrn  noch  nicht  dienten  zu  den  Zeiten  der 
Apostel,  sondern  noch  tobten  wider  den  Herrn  und  seinen  Gesalbten,  so 
konnte  allerdings  damals  die  Gottlosigkeit  durch  die  Gesetze  nooh  nicht 
gedämmt,  sondern  vielmehr  nur  ausgeübt  werden.  Denn  so  war  der 
Gang  der  Zeit  und  so  lautete  auch  die  Yerheiszung,  dasz  die  Juden  die 
Prediger  Christi  iodteten  und  glaubten,  sie  thuen  Gott  noch  einen  Dienst 
daran.^  Nur  der  christlich  gewordenen  Obrigkeit,  dem  christlichen 
State  schreibt  er  das  Recht  und  die  Pflicht  zu:  „Damach  aber,  als  an-* 
fing  auch  jene  Schrift  erfüllt  zu  werden:  „„Alle  Eonige  werden  ihn  an- 
beten, alle  Heiden  ihm  dienen '^'^,  wer,  wenn  er  annoch  yemünftig  ist, 
wollte  nun  den  Königen  sagen:  wollet  euch  gar  nicht  kümmern  in 
eurem  Reich,  von  wem  gehalten  oder  bekämpft  werde  die  Kirche  eures 
Herrn?«* 

Man  sieht,  er  hebt  den  Zusammenhang  des  States  mit  der 
wahren  Kirche  herror,  und  die  Pflicht  jenes,  für  diese  zu  sorgen.  Wenn 
da  der  Stat  Zwang  anwendet,  so  nSthigt  er  nicht  zu  bekennen,  was  ihm 
beliebt,  sondern  er  handelt  im  Dienste  der  Wahrheit  und  zu  einem 
göttlichen  Zweck.  Der  Zwang  geschieht  daher  zum  Wohle  derer,  die 
ihn  erleiden,  zu  ihrem  ewigen  Heile.  „Nicht  darauf  soll  man  sehen,  dasz 
sie,  sondern  wozu  sie  gezwungen  werden,  wovon  sie  abgerufen  werden. 
Tom  Bösen  und  unerlaubten  abzuhalten,  das  ist  keine  Verfolgung,  das 
ist  Besserung.  Gehört  es  nicht  zur  treuen  Hirtensorge,  auch  jene  Schafe, 
die  von  der  Heerde  abgeirrt  sind  und  Anderen  in  Besitz  gefallen,  auf- 
zusuchen und  sie  zum  Schafstall  des  Herrn  selbst  mit  Schlägen,  so  sie 
nicht  gutwillig  folgten,  wieder  zurückzubringen?  Wenn  Jemand  z.  B. 
seinen  Feind,  der  im  hitzigen  Fieber  tobt,  in  einen  Abgrund  würde 
laufen  sehen,  würde  er  dann  nicht  vielmehr  Böses  mit  Bösem  vergelten, 
wenn  er  ihn  so  laufen,  als  wenn  er  ihn  ergreifen  und  binden  liesze? 
Und  doch  wird  er  ihm  dann  überaus  beschwerlich  und  widerlich  vor^ 
kommen,  wenn  er  ihm  gerade  am  nützlichsten  und  barmherzigsten  sich 
zeigt.  Aber  nach  vollkommen  hergestellter  Gesundheit  wird  er  ihm  um 
80  reichlicheren  Dank  sagen,  je  weniger  Schonung  er  von  ihm  gehabt 
zu  haben  finden  wird.«* 

Dem  Widerspruch,  den  die  Freiheit  erhebt,  sucht  er  zu  begegnen, 
indem  er  auf  die  Mängel  der  menschlichen  Freiheit  und  ihre  Ter- 
derbnlsz  hinweiszt:  «Der  Mensch  ist  krank.  Zwingt  man  ihn  zum  Guten, 
so  raubt  man  ihm  nicht  die  Freiheit,  sondern  verhilft  ihm  erst  wahr- 
haft zu  ihrem  Besitz.  Um  der  Bessern  willen  darf  man  nicht  die  Schleoh-' 
tem  auszer  Acht  lassen.  Wenn  der  Schrecken  der  weltlichen  Gewalt 
die  Wahrheit  verfolgt,  so  ist  das  für  die  tapferen  Gerechten  eine  glor- 
reiche Bewährung,  den  Schwachen  aber  eine  gefährliche  Versuchung; 
wenn  sie  aber  die  Wahrheit  verkündigt,  so  ist  das  für  die  Schwanken- 
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den  eine  nütsliohe  Mabimng,  für  die,  die  keine  Yernunft  annehmen 
wollen,  eine  gerechte  Heimsuchung.  Wie  Viele  werden  durch  dielfacht 
der  Gewohnheit  oder  durch  die  Furcht  Tor  ihrer  nftchsten  Umgebung 
oder  durch  Trftgheit  ron  der  Sache  der  Wahrheit  lurflckgehalten  ?  Da 
ist  es  der  Schrecken  der  weltlichen  Gewalt«  der  diese  Bande  brechen 
soll,  eine  bittere,  aber  heilsame  Medicin.  Nicht  jeder  der  schont  ist 
ein  Freund,  nicht  jeder  der  schlägt  ein  Feind.  Besser  ist^s  mit  Strenge 
lieben,  als  mit  Milde  täuschen.  Gott  selbst  geht  uns  hierin  Tor.  Wer 
kann  mehr  lieben  als  er?  Und  doch  lehrt  er  uns  nicht  blosz  auf  sanfte 
Weise,  sondern  schreckt  uns  auch  stets  in  heilsamer  Art.*^ 

Da  der  Zwang  nur  durch  den  Zweck  (Besserung)  gerechtfertigt 
wird,  so  suU  nach  Augustin  „vor  Allem  darauf  Rücksicht  genommen 
werden,  dasz  die  gezQchtigt  werden,  vielmehr  darin  eine  Mahnung  er- 
kennen, Ton  ihrem  Irrthum  abzustehen,  als  eine  ^rafe  für  ihr  Yerbre- 
chen.  Würde  man  nur  schrecken,  nicht  aber  auch  belehren,  so  würde 
die  Gewalt  ungerecht  scheinen.  Hinwiederum  würde  man  nur  belehren, 
nicht  aber  schrecken,  so  würden  viele  durch  die  alten  Gewohnheiten 
Verhärtete  kaum  nur  dazu  gebracht  werden  können,  den  Weg  des  Heils 
einzuschlagen.  Vielen,  wie  wir  aus  Erfahrung  das  wissen,  hat  es  ge- 
nützt, vorerst  durch  Furcht  oder  Schmerz  gezwungen  zu  werden,  damit 
sie  nachher  konnten  belehrt  werden,  oder  auch  im  Leben  ausüben,  was 
sie  schon  in  Worten  gelernt  hatten.  Die  Furcht  vor  der  Strafe,  wenn 
man  auch  noch  keine  Liebe  zum  Guten  hat,  verschlieszt  doch  wenig- 
stens die  böse  Lust  in  das  Verschliesz  des  Gedankens.  Dadurch,  dasz 
einer  fürchtet,  was  er  nicht  ertragen  will,  läszt  er  entweder  die  bishe- 
rige Leidenschaftlichkeit,  die  ihn  an  der  Erforschung  der  Wahrheit  hin- 
derte, fahren,  oder  er  wird  dazu  gebracht,  die  Wahrheit,  die  er  bisher 
aus  was  immer  für  Gründen  nicht  kannte,  kennen  zu  lernen,  so  dasz  er 
aus  Furcht  entweder  das  Falsche  nun  abstuszt,  an  dem  er  hing,  oder 
das  Wahre  sucht,  das  er  noch  nicht  kannte. **  Auf  den  Erfolg  des 
Zwangs  beruft  er  sich  dann  zumeist.  Die  von  ilim  erlebten  Erfolge 
hatten  seine  eigene  Erwartung  übertroffen.  Er  selbst  hatte  früherhin 
die  Meinung  getheilt,  dasz  Niemand  zur  Einheit  des  christlichen  Glau- 
bens gezwungen  werden  sollte,  „damit  wir  nicht  aus  offenbaren  Häre- 
tikern heuchlerische  Katholiken  erhalten;*^  aber  die  Erfahrung,  dasz 
durch  die  kaiserlichen  Zwangsgesetzo  grosze  Städte  dauernd  für  den 
katholischen  Glauben  gewonnen  wurden  und  die  Ketzerei  vertilgt  ward, 
Überzeugte  ihn  von  der  Heilsamkeit  jenes  Zwangs. 

Die  Begründung  Augustins  läszt  sich  vorerst  damit  allein  nicht  aus 
dem  Felde  schlagen,  das  erwiedert  wird:  die  Wahrheit  sei  mit  Sicher beit 
nicht  zu  erkennen,  daher  auch  nicht  zu  bestimmen,  ob  der  Zwang,  weil 
im  Interesse  der  Wahrheit,  nach  Augustin,  gerechtfertigt,  oder,  weil 
wider  die  Wnhrheit  selbst  sich   wendend,  ungerecht  sei;   denn  so  stark 
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ist  in  der  meiuchlielieB  Seele  der  Trieb  nach  Wahrheit,  und  so  bewvut 
ist  sie  sich,  dasz  in  Gott  die  Wahrheit  sei,  dasi  sie  nie  an  dem  Geflihl 
nnd  der  —  wenn  auch  immerhin  noch  unrollkommenen  —  Erkenntntsi 
der  Wahrheit  Tcrzweifeln  kann^  nnd  dasz  aneh  die  Begrflndong  des  ent- 
gegengesetzten Princips  der  Bekenntniszfk«iheit  hinwieder  nnr  unter  dieser 
Yoranssetsung  einen  Sinn  und  einen  Werth  hat. 

Eher  Iftszt  sich  schon  das  einwenden,  dasz,  da  jede  Kirche  ihr  Be- 
kenntnisz  fOr  das  wahre  hAIt  nnd  halten  mnsz,  der  Stat  conseqnenter 
Weise  die  Pflicht  hfttte,  einer  Kirche  —  der  wahren  —  zu  dienen, 
nnd  alle  andern,  soweitseine  Macht  reicht,  zu  unterdrücken,  dasz 
somit,  wenn  wir  daran  denken,  dasz  insbesondere  die  christliche  Reli- 
gion den  Anspruch  hat,  die  menschliche,  nicht  blosz  eine  nationale  zu 
sein,  in  höherer  Potenz  dem  „menschlichen*^  Stat  auch  die  Angabe 
würde,  alle  andern  Religionen  auf  der  Erde  und  alle  abweichenden  Be- 
kenntnisse mit  Gewalt  zu  rertilgen.  Diese  Einwendung  wagt  sich  firei- 
lich  nicht  unmittelbar  an  das  Princip  heran,  aber  sie  macht  doch,  was 
die  Entschlüsse  des  Statsmannes  Tomehmlich  bestimmt,  auf  den  prao- 
tischen  Uebelstand  aufmerksam,  dasz  die  Gonaequenz  jenes  Princips  die 
Staten  im  Dienste  der  Terschiedenen  Bekenntnisse  zu  einem  fortgesetzten 
Yertilgungskriege  triebe,  damit  am  Ende  über  dem  allgemeinen  Ruin 
Eine  Kirche  ohne  Widerspruch  ihren  Triumph  feierte.  Das  Mittelalter, 
welches  durch  Ghristenthum  und  Islam  religiös  gespalten  und  bewegt 
wurde,  hatte  in  der  That  diesen  Versuch  gemacht,  war  aber  durch  die 
Erfahrung  inne  geworden,  dasz  die  Macht  des  Schwertes  die  Gegens&tse 
in  der  Natur  und  in  der  Geschichte  der  Völker  nicht  zu  einem  einheit- 
lichen Systeme  zu  zwingen  Tcrmöge.  Es  muszte  sich,  tou  der  hohem 
Macht  der  in  der  Weltgeschichte  geoffenbarten  göttlichen  Weltord- 
nung bezwungen,  das  Nebeneinanderbestehen,  wie  rerschiedener 
Staten,  so  auch  rerschiedener  Religionen  und  Bekenntnisse  gefallen 
lassen. 

Dieses  practische  Bedenken  wird  aber  durch  die  Betrachtung  nner- 
meszlich  gesteigert,  dasz  für  den  Menschen  der  Weg  zur  Wahrheit 
äuszerst  schwierig  und  schlüpfrig  ist,  und  ganz  nahe  an  den  Abgründen 
des  Irrthums  und  an  den  Sümpfen  der  Täuschung  TorbeifÜhrt,  wo  Viele, 
nnd  auch  die,  welche  die  Gewalt  handhaben,  stürzen  und  sinken,  wäh- 
rend vielleicht  das  Tcrkannte  und  Tcrfolgte  Individuum  einsam  noch  auf 
gutem  Wege,  und  wäre  es  ein  Umweg,  wandelt.  Wie  naheliegt  insbe« 
sondere  die  Selbsttäuschung,  welche  die  relative  und  subjective 
Wahrheit  für  die  vollkommene  und  objective  hält?  Wie  leicht 
würde  jene  Selbsttäuschung  auch  den  redlichen  Willen,  der  sich  ver- 
pflichtet glaubt,  die  Wahrheit  zu  verbreiten,  dahin  führen,  die  abwei- 
chende subjective  Wahrheit  in  einem  Andern  zu  unterdrüoken,  obwohl 
in  dieser  nicht  minder  als  in  jener  ein  Strahl  des  göttlichen  Lichtes  ist? 
Wir  sehen  wie  in  der  physischen  Welt  mancherlei  Gegenstände  in  ver- 
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sohiedener  Weise  die  einen  Lichtstrahlen  in  sich  aoftangen,  und  die  an- 
dern als  Farbe  zurflokstrahlen.  Wir  sehen,  wie  so  das  Eine  Licht  in 
manniohfaltige  Farben  zertheilt  und  gebrochen  wird.  Wie  nun,  darf 
die  rothe  Farbe  sur  grOnen  sagen:  in  mir  ist  das  wahre  Licht,  in  dir 
aber  das  falsche,  da  doch  in  beiden  wahres,  nur  nicht  alles  Licht  ist! 
Oder  darf  selbst  das  Weiss,  welches  das  volle  ungetheilte  Licht  wie- 
derspiegelt, fordern,  dasz  alle  Farbenpracht  erlösche,  und  nur  es 
selbst  in  seiner  Farbloaigkeit  mit  seinem  Widerpart  dem  schwarzen 
Schatten  zurückbleibe?  Wäre  nicht  auch  diese  Forderung  der  reichen 
Schöpfung  zuwider,  die  Gottes  Werk  ist?  So  ist  es  aber  auch  in  der 
Welt  des  geistigen  Lichtes,  und  noch  leichter  ist  da  die  Täuschung, 
welche  die  eigene  Farbe  für  das  Yollkommene  Licht  hält,  und  den 
Bruder  als  Lügner  befeindet,  weil  er  eine  andere  Farbe  bekennt.  Und 
in  geistig  so  feinen  Dingen  sollte  die  rohe  Macht  des  Schwertes  dem 
Eifer  der  uny  ermeid  liehen  Täuschung  dienen,  und  alle  anderen  Farben 
auszer  der  eigenen  zu  vertilgen  die  Pflicht  haben?  Würde  nicht  eine 
solche  Pflicht  noch  Aehr  in  Widerspruch  gerathen  mit  der  Natur  des 
geistigen  Lebens,  über  welches  sich  Gott  selber  die  Herrschaft  vorbe- 
halten hat? 

Der  wissenschaftliche  Fehler  in  dem  Baisonnement  von  Augustinus 
liegt  darin,  dasz  er  die  Natur  des  States  verkannt  hat.  Der  erkannte 
Zusammenhang  desselben  mit  der  Kirche  verleitete  ihn,  die  beiden 
Gebiete  des  der  Kirche  gehörigen  religiösen  Lebens  und  Ein- 
flusses und  der  weltlichen  Herrschaft  des  States  zu  vermischen, 
und  diese  —  obwohl  im  Dienste  der  Kirche  —  auf  das  erstere  religiöse 
Gebiet  zu  erstrecken.  Der  Theologe  machte  den  Statsmann  zu  seinem 
Büttel.  Daraus  aber,  da^z  der  Stat  die  Kirche  zu  schützen  hat,  folgt 
keineswegs,  dasz  er  auch  die,  welche  aus  zerhalb  der  kirchlichen 
Gemeinschaft  stehen,  verfolge  Haben  sie  die  weltliche  Rechtsord- 
nung des  States  nicht  verletzt,  so  hat  der  Stat  weder  das  Recht  noch 
die  Pflicht,  sie  durch  weltliche  Strafen  heimzusuchen,  und  seine  Gerichts- 
barkeit auf  ein  Gebiet  auszudehnen,  welches,  weil  dem  individuellen 
Geistesleben  angehörig,  von  der  weltlichen  Rechtsordnung  nicht  be- 
griffen wird.  Ihre  Seelen  können  vor  dem  Richterstuhl  Gottes  mit 
Schuld  beladen  sein,  über  ihre  Gewissen  aber  ist  dem  State  keine  Ge- 
walt gegeben. 

Der  Stat  ist  nicht  ein  Glied  der  Kirche,  sondern  ein  selb- 
ständiger Organismus  auszer  der  Kirche.  Daher  kann  auch 
die  Kirche  nicht  den  Stat  ihrer  Autorität  unterordnen. 
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Drittes  Capitel. 

Die  rechtlichen  Schranken  der  Bekenn tniszfreiheit. 

1.  Man  könnte  daran  denken,  die  Bekenntniszfreiheit  nnr 
insoweit  zu  gestatten,  als  in  dem  Bekenntnisz  noch  ein  reli- 
giöser Fond  zu  erkennen  ist,  dagegen  dieselbe  nicht  mehr 
zu  dulden,  wenn  sich  die  Negation  bis  zum  Atheismus  ver- 
irrt. Besser  aber  ist  es,  wenn  darauf  verzichtet  wird,  eine 
Grenze  zwischen  erlaubtem  und  unerlaubtem  Bekenntnisz  in 
der  unendlichen  krummen  Linie  von  der  vollen  Erkenntnisz 
und  Verehrung  des  wahren  Gottes  bis  zur  gänzlichen  Ver- 
neinung desselben  und  dem  leeren  Nichts  2u  finden  und  zu 
bezeichnen.  Die  Uebergänge  sind  zu  fein  und  unmerklich, 
als  dasz  sich  die  Grenze  sicher  erkennen  liesze;  man 
denke  nur  an  die  Formen  des  Pantheismus,  an  den  Fetisch- 
dienst, an  den  modernen  Cultus  des  Menschgottes,  in  denen 
die  Negation  des  lebendigen  Gottes  oft  viel  gröszer  ist,  als 
die  Anerkennung  eines  göttlichen  Elementes,  und  man  erin- 
nere sich,  dasz  ein  absoluter  Atheismus  nur  als  leere  Formel 
zu  denken  ist,  und  dasz  selbst  in  dem  unendlichen  Nichts 
immer  noch  eine  verborgene  Kraft  der  Schöpfung  mit  ge- 
dacht werden  musz,  aus  der  eine  Ahnung  Gottes  nicht  aus- 
geschieden werden  kann.  Wird  aber  einmal  das  Grund- 
princip  anerkannt,  dasz  nicht  dem  irdischen  State,  sondern 
nur  Gott  die  Herrschaft  über  das  Seelenleben  zukomme,  so 
hat  der  Stat  auch  kein  Kecht,  die  äusserste  Verirrung 
eines  Geistes,  der  dem  Lichte  entflieht  und  die  schwarze 
Nacht  sucht,  zu  bestrafen.  Wie  oft  ist  gerade  für  begabte 
Geister  ein  solcher  Abweg  nur  ein  Durchgangsmoment  und 
der  Antrieb  zu  neuem  höheren  Aufschwünge  dem  Lichte  zu. 
Das  Individuum  soll  wahr  sein  und  wahr  sein  dürfen,  nicht 
blosz  wenn  es  die  objective  Wahrheit  erkennt,  sondern  auch 
wenn  es  sie  bezweifelt  und  verneint. 
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2.  Hat  SO  Jedermann  ein  Recht,  ein  subjectives  wahres 
Bekenntnisz  abzulegen,  so  darf  er  doch  hinwieder  bei  seiner 
Aeuszernng  nicht  eine  Form  wählen,  durch  welche  die  von 
dem  State  anerkannten  kirchlichen  Anstalten  beschimpft 
und  in  ihrem  Bestände  verletzt  werden.  Das  indivi- 
duelle Becht  findet  seine  natürliche  Grenze  in  dem  Bechte 
des  Andern  und  der  Gemeinschaft,  und  der  Stat  hat  hier 
zwiefache  Pflichten  zugleich  zu  beachten:  er  hat  die  indivi- 
duelle Bekenntniszfreiheit  und  den  Schutz  der  Kirche  und 
ihres  Rechtes  auf  äuszere  Achtung  ihrer  Existenz  mit  ein- 
ander zu  verbinden.  Er  straft  den  Juden  nicht,  der  in  Chri- 
stus nicht  den  Messias  anerkennt,  den  Skeptiker  nicht,  der 
die  Wahrheit  der  hii^orischen  Offenbarung  läugnet,  den 
pantheistischen  Philosophen  nicht,  der  in  dem  Menschen 
nicht  ein  Geschöpf  Gottes  sieht,  sondern  ihn  für  eine  Ent- 
wicklungsphase Gottes  hält.  Aber  wenn  in  einem  christ- 
lichen State  der  Jude  öffentlich  auf  Christus  schimpft,  oder 
der  Skeptiker  sich  herausnimmt,  an  den  christlichen  Fest- 
tagen das  kirchliche  Volk  dadurch  zu  kränken  und  zu  ärgern, 
dasz  er  den  Offenbarungsglauben  als  ein  Erzeugnisz  des  Truges 
und  eine  Geburt  der  Dummheit  verhöhnt,  wenn  der  Philosoph  die 
Kirche  eine  Thörin  und  Lügnerin  schilt,  weil  sie  den  Glauben  an 
die  Schöpfung  Gottes  lehrt  und  bekennt,  so  greifen  die  Indivi- 
duen in  das  Recht  der  Kirche  über,  und  da  sie  dasselbe 
äuszerlich  verletzen,  so  hat  der  Stat  den  Beruf,  sie  für  diese 
Rechtsverletzung  zu  bestrafen. 

Zwar  ist  es  auch  hier  nicht  immer  leicht,  die  Grenze 
zu  ziehen,  an  der  sich  erlaubte  Polemik  von  strafba- 
rer Beleidigung  scheidet.  Indessen  sind  doch  hier  überall 
äuszere  Kennzeichen  wahrnehmbar,  aus  welchen  sich  so- 
wohl die  subjective  Neigung  zu  verletzen,  als  die  objective 
Rechts-  und  Ehrenkränkung  ermdssen  Jäszt,  und  es  ist  die 
weltliche  Gerechtigkeit  auch  sonst  befähigt  und  geübt,  die 
äuszere  Ehre  vor  unerlaubter  Kränkung  zu  schützen.   Vieles 
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kommt  bei  der  Beurtheilung  auf  die  umstände  an.  Es  kann 
eine  Aeuszernng  in  einem  wissenschaftlichen  Werke,  weil 
sie  durch  den  motivirenden  Zusammenhang  gewissermaszen 
ihres  beleidigenden  Elements  entkleidet  wird,  oder  dieses 
gleichsam  gebunden  erscheint,  nicht  strafbar  sein,  welche 
herausgerissen  aus  diesem  Zusammenhang  und  mit  der  Ab- 
sicht zu  beleidigen,  der  Kirche  ins  Angesicht  geschleudert, 
zu  strafbarer  Beleidigung  wird. 

3.  Femer  ist  der  Stat  vollkommen  berechtigt,  eine 
Form  des  freien  Bekenntnisses,  welche  die  öffentliche 
Wohlfahrt  schädigt  und  als  gemeingefährlich  er- 
seheint, zu  untersagen  und  beziehungsweise  zu  bestrafen. 
Der  Stat  hat  vor  allen  Dingen  die  Aufgabe,  die  öffentliche 
Wohlfahrt  vor  Schaden  und  Gefahr  zu  sichern,  und  nie  darf 
die  individuelle  Freiheit  bis  zum  Angriff  auf  jene  ausgedehnt 
werden.  Würde  der  Stat  auf  jenes  Becht  verzichten,  so 
wdrde  er  sich  selbst  insoweit  aufgeben.  Was  aber  gemein- 
schädlich wirke,  das  zu  bestimmen  liegt  in  der  Macht  und 
in  dem  Bechte  des  States  selbst,  nicht  der  Individuen. 
Schützt  er  den  Philosophen,  dessen  Speculationen  den  leben- 
digen Qott  verneinen,  in  der  wissenschaftlichen  Darstellung 
seiner  atheistischen  Oedankenreihe ,  so  braucht  er  dagegen 
nicht  zu  dulden,  dasz  ein  Atheist  das  Volk  um  sich  sammle 
und  haranguire,  noch  zu  gestatten,  dasz  Prediger  oder  Jour- 
nalisten die  sittlichen  Fundamentalsätze,  auf  denen  auch  die 
Ordnung  des  States  ruht,  öffentlich  bestreiten,  die  Gemflther 
verwirren  und  die  bösen  Leidenschaften,  die  in  der  Menge 
schlummern,  entflammen. 
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Viertes  Gapitel. 

II.  YoD  der  Statsreligion. 

Bis  auf  die  neueste  Zeit  war  es  die  Meinung  aller  Par* 
teien  in  allen  Zeiten,  dasz  die  Beligion  nicht  allein  eines 
der  wichtigsten  Fundamente  auch  der  statlichen  Ordnung 
sei,  sondern  dasz  der  Stat  selbst  der  Beligion  nicht 
entbehren  könne.  Die  alten  noch  heidnischen  Römer 
unternahmen  kein  wichtiges  Statsgeschäft  ohne  die  Erinne- 
rung an  die  Götter,  und  ohne  deren  Zustimmung  und  Gunst 
m  erbitten.'  Und  später  zweifelte  in  Europa  Niemand 
daran,  dasz  die  Staten  christlich  geworden  seien,  wie  denn 
auch  ihre  Feinde,  die  muhammedanischen  Staten  ebenso  ent- 
schieden die  Beligion  Muhammeds  bekannten. 

Erst  in  der  neuesten  Zeit  wird  die  Neigung  sichtbar, 
die  Verbindung  des  States  mit  der  Beligion  völlig  zu  lösen, 
und  den  Grundsatz  zu  vertheidigen ,  dasz  der  Stat  als  solcher 
weder  eine  Beligion  habe  noch  bekennen  und  fördern  dOrfe. 
Einen  gröszem  Antheil  an  dieser  Tendenz  hat  wohl  die 
Stimmung  derer,  welche  auch  indiyiduell  nur  ungern  an  die 
Beligion  erinnert  werden.  Dieselbe  ist  aber  auch  schon  von 
wahrhaft  frommen  Gemflthem  im  Namen  der  Bekenntnisz- 
freiheit  Tertheidigt  worden.  Da  diese  Frage  eher  das  Geistes- 
leben des  Stats  als  die  Bechtsordnung  betrifft,  so  gehört  ihre 
Beantwortung  eher  der  Politik  zu.  Aber  das  Statsrecht  darf 
sie  insoweit  nicht  ganz  übergehen,  als  der  Stat  entweder  eine 

bestimmte  Beligion  zur  Statsreligion  erklärt  oder   doch  TOn 

• 

^  Cioero  de  DiTinatione  I.  16.  §.  28:  n^ihil  fere  quoBdam  migoris 
rei,  niai  aospicato  ne  priratim  quidem  gerebatur."  Tai  er.  Max.  II.  1. 
1  und  die  weiteren  SteUen  bei  Rubine,  Untersachungen  o.  s.  f.  I. 
r.  44  ff.  Cicero  de  Legibus  U.  8.  ff.  BohlAgt  ein  ansfUirlidies  8a- 
oralgesets  vor,  in  welchem  sieh  der  enge  Zusammenhang  auch  der  GOt- 
terrerehrung  mit  dem  Staisleben  deutUoh  seigt. 
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einer  bestimmten  Religion  seine  öffentlichen  Institutionen  ab- 
hängig macht. 

Man  darf  die  Statsreligion  nicht  mit  der  Statskirche 
verwechseln.  Ein  Stat  kann  eine  bestimmte  Religion  haben 
und  bekennen ,  z.  B.  die  christliche,  ohne  einer  nähern 
Form  des  christlichen  Bekenntnisses,  ohne  einer  besondem 
christlichen  Kirche  das  ausschlieszliche  Yorzugsrecht  der 
Statskirche  einzuräumen.  Die  Unterscheidungslehren  der  ver- 
schiedenen christlichen  Confessionen  und  die  mancherlei  ab- 
weichenden Gebräuche  derselben  haben  offenbar  für  den  Stat 
und  das  Gebiet,  in  welchem  er  sich  bewegt,  ein  weit  gerin- 
geres, grösztentheils  wohl  gar  kein  Interesse.  Die  gemein- 
samen christlichen  Grundwahrheiten  können  ihm  für  sein  Yer- 
hältnisz  zu  Gott  völlig  genügend  erscheinen.  Er  kann  sonodt 
christlich  sein,  ohne  nothwendig  auch  katholisch  oder 
protestantisch  zu  sein. 

Die  frühere  Statengeschichte  gab  zwar  den  Staten  ge- 
wöhnlich eine  besondere  confessionelle  Richtung.  Die  ersten 
ehristlichen  Staten  waren  katholisch  oder  arianisch,  dann  grie- 
chisch- oder  römisch-katholisch.  Der  mittelalterliche  Stat  ist 
überall  confessionell  gebunden.  Auch  nach  der  Beforma- 
tion  waren  die  meisten  europäischen  Staten  entschieden  ent- 
weder katholisch  oder  protestantisch.  Sie  bekannten  mit 
Nachdruck  die  besondere  Form  der  christlichen  Religion,  und 
nar  wenige  gab  es,  inwelchen,  wie  in  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft^  und  im  deutschen  Reiche,*^  die 
Unmöglichkeit,  dUe  getheilten  Bekenntnisse  zu  einigen  oder 
eijies  von  beiden  zur  Herrschaft  zu  erheben,  zur  gleichmfts* 

'  Das  Princip  der  Parität  wurde  in  der  Schweiz  zuerst  im  Jahre 
1529  anerkannt,  Yergl.  Bluntsohli,  Geschiohie  des  sohweizerischen 
Bundesreclits  I.  8.  327  ff.;  aber  es  gaü  praetisoh  nur  in  den  gemeinen 
Herrschaften  nnd  in  dem  Bunde,  nioht  in  den  einzelnen  Cantonen.       ^ 

'  Sehen  in  dem  ersten  Religionsft-ieden  unter  Karl  Y.  ist  der  Keim 
loleher  ParHftt  in  erkwunen,  eniwiokeH  ister  in  dem  westphftlisohen 
Frieden  von  1648.    Vgl.  besMdkrs  Aegidi  POratenrath  8.  27  ff. 
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zigen  Anerkennung  zweier   oder    dreier   Confessionen  zwang. 
Nur  sehr  unvollständig  und  nur   zur  Noth  wurde   dann  das 
Princip   der    Parität   anerkannt.      Erst  seit   der   Erhebung 
Nordanoierika's  wurde  der  Stat  von  der  Confession  frei  er- 
klärt und  die  Confessionslosigkeit  als  Princip  des  mo- 
demen  State  proclamirt.     (Verfassungsgesetz  von  1791.)    Der 
confessionslose Stat  ist  darum  nicht  religionslos  und  nicht 
gottlos.    Er  kann  sogar,  wie  das  in  Europa  und  in  Amerika 
noch  immer  der  Fall  ist,  ein  christlicher  Stat  wenigstens  in- 
sofern sein,  als  er  in  dem  Christenthum  eine  Grundlage  seiner 
Civilisation  und  eine  fortwirkende  Macht  verehrt,  welche  sein 
Yerhältnisz  zu  Gott  bestimmt  und  seine  sittlichen  Zustände 
reinigt    und    heiligt.^     Nur    ein   dogmatisches    Christenthum 
mit  seinen  Bekenntniszformeln   und   seinen  Bekenntniszfesseln 
ist  unvereinbar  mit  dem  confessionslosen  Stat,  nicht  aber  das 
lebendige  und  wirksame  Christenthum.    In  diesem  Sinn  kann 
das  Christenthum  die  Beligion  eines    States  sein,    der  nicht 
mehr  katholisch   oder  protestantisch  ist,   sondern  die  katho- 
lische  und   protestantische    Kirche    als    gleichberechtigt   an- 
erkennt. 

Seit  Pufendorf  und  Bousseau  spricht  man  überdem  von 
einer  Statsreligion  (röligion  civile)  noch  in  einem  andern 
Sinn.  Da  der  Stat  als  eine  Bechtsgemeinschaft  Christen  und 
NichtChristen  gleiches  Becht  gewährt,  so  kann  er  auch  für 
seine  statlichen  Verhältnisse  sich  an  die  natürliche  Beli- 
gion halten,  als  die  gemeinsame  Grundlage  der  verschiedenen 
Oflfenbarungsreligionen,  Wenn  der  Stat,  wie  es  Bousseau  vor- 
geschlagen hat,  selber  die  Fundamentalsätze  dieses  gemein- 
samen Gottesglaubens  gesetzlich  bestimmen  will,  so  verfällt 

*  Lange  a.  a.  0.  S.  54:  „Der  Confessionalismus  hat  fast  in  ähn* 
Uchem  Masze  an  dem  Ungiack  der  christUchen  Staten  gearbeitet, 
wie  das  Christenthum  ihr  Gedeihen,  ihren  Wohlstand  und  ihre  Blüthe 
begründete.  ** 

BUntsohli,  allgomeinos  Stattreobt.    II.  19 
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er  aber  neuerdings  der  Gefahr,  die  er  vermeiden  soll.  Er 
spricht  eine  Formel  aus,  die  Vielen  ungenügend  erscheint. 
Er  macht  ein  Bekenntnisz  zu  einer  Bedingung  des  Rechts, 
wofür  es  nicht  paszt  und  bindet  die  äuszere  sichtbare  Bechts- 
ordnung  thörichter  Weise  an  die  unsichtbare  Beziehung  des 
menschlichen  Qeistes  zu  Gott.  Die  Annahme  der  natürlichen 
im  Gegen  satze  auch  zu  der  christlichen  Offenbarungsreligion 
darf  daher  nur  so  gemeint  sein,  dasz  der  Stat  es  den  Indivi- 
duen überläszt,  die  leere  Tafel  je  nach  ihrem  besonderen 
Glauben  auszufüllen.  In  diesem  Sinne  einigt  er  dann  Chri- 
sten und  Kicht-Ghristen  als  Bürger  in  gleicher  Weise,  und 
wo  er  für  sein  politisches  Leben  der  Beligion  nicht  entbehren 
kann,  benutzt  er  diejenigen  religiösen  Anstalten,  die  sich  ihm 
zunächst  für  seine  Zwecke  darbieten,  sei  es  in  einer  christ- 
lichen Kirche  oder  in  einer  jüdischen  Synagoge,  in  einer  Moschee 
oder  einem  BuddhatempeL  Eine  derartige  Auffassung  der 
natürlichen  Beligion  bringt  den  Stat  in  eine  völlig  unbefan- 
gene Stellung  gegenüber  allen  BeUgionsgenossenschaften  und 
allen  religiösen  Meinungen  seines  Landes.  Es  ist  nirgends 
religiöse  Partei,  sondern  lediglich  Rechtsgemeinschaft.  Er 
kann  auch  unbedenklich  die  Fortbildung  des  Gottesbegriffs 
schützen  und  von  ihr  sich  bereichem  lassen.  Wir  können 
dieses  System  das  der  statlichen  Religionsfreiheit 
heissen. 

Einstweilen  jedoch  zeigen  sich  noch  in  den  verschie- 
denen Statsrechten  die  historischen  Entwicklungsstufen  und 
die  Schwankungen  in  der  religiösen  Auffassung: 

1.  Eine  Reihe  von  europäischen  Staten  bekennt  noch 
eine  bestimmte  Form  des  Ghristenthums  ;soRuszland  und  Grie- 
chenland die  griechische,  Spanien,  Portugal  und  bis  auf 
die  neueste  Zeit  alle  italienischen  Staten  die  römisch-katho- 
lische, Schweden  und  Norwegen  die  evangelisch -luthe- 
rische Gonfession,  selbst  England  noch  die  der  Hochkirchei 
|ieigt  sich  aber  in  seinen  neueren  Gesetzen,  wie  das  neue  Eö- 
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aigreich  Italien,  mehr   und  mehr  dem  System  der  Christ- 
liehen  Parität  oder  der  Religionsfreiheit  za.^ 

2)  Das  einfach  christliche  (beziehungäweise  paritä- 
tische) System  gilt  auszer  in  Nordamerika  vorzüglich  in 
den  deutschen  Staten  und  nun  auch  in  Oesterreich  und 
Preuszen,  obwoh^  jenes  mehr  zu  dem  Katholicismus ,  dieses 
mehr  zum  Protestantismus  gravitirt,  in  Frankreich,  in 
Holland,  in  Belgien,  in  dem  schweizerischen  Bunde/ 

^  Bussisoher  Codex  I.  §.  40.  Bei  Foilix  Revue  Strang,  et  frang. 
III.  8.706.  Griechisohe  Yerf.  §.1:  „Die  herrschende  Religion  in  Grie- 
ohenland  ist  die  der  orthodoxen  christUohen  Kirche  des  Orients.  Jede 
aadere  anerkannte  Religion  wird  geduldet,  und  ihr  freier  Cultus  durch 
die  Gesetze  geschützt  Noch  im  Jahre  1843  erkl&rte  die  Verfassung  Ton 
Neapel,  Art.  3,  dasz  auszer  der  katholischen  keiner  andern  Religion 
ein  Cultus  gestattet  werde.  Spanische  $.11:  „Die  Nation  yerpflichtet 
•loh,  den  Cultus  und  die  Diener  der  kathoUschen  ReUgion,  welche  die 
Spanier  bekennen,  zu  unterhalten.'^  Portugiesische  §.  6:  „Die  römisch- 
katholisch-apostolische Religion  wird  fortwährend  die  Religion  des  König- 
reichs sein;  aUe  übrigen  Religionen  sind  den  Fremden  mit  häuslichem 
Gottesdienste  gestattet,  ohne  äuszerliche  Zeichen  und  Tempel.**  Schwe- 
dische $.  3  und  4.  Norwegische  §.2:  „Die  eyangelisoh-lutherische 
Religion  Tcrbleibt  die  öffentliche  Religion  des  States.  Die  Einwohner, 
die  sich  zu  ihr  bekennen,  sind  verpflichtet  ihre  Kinder  in  derselben  zu 
•rsiehen.  Jesuiten-  und  Mönchsorden  dürfen  nicht  geduldet  werden. 
Juden  ist,  wie  bisher,  der  Eintritt  im  Reich  yersagt.*^  Ueber  England 
▼ergl.  das  Werk  Ton  Gladstone,  übersetzt  Ton  J.  Treuherz.  Fran- 
sösisohe  Charte  Ton  1814,  §.  6:  „Die  römisch-katholische  Religion  ist 
die  Religion  des  Stats.*" 

*  Deutsche  Bundesaote  §.  16:  „Die  Verschiedenheit  der  christ- 
lichen Religionsparteien  kann  in  den  Ländern  und  Gebieten  des  deut- 
schen Bandes  keinen  Unterschied  in  dem  Genüsse  des  bürgerlichen  und 
politischen  Rechts  begründen.'*  Bayerische  Yerf.  §.  9:  „Die  in  dem 
Königreiche  bestehenden  drei  christlichen  Kirchengesellschaften  genieszen 
gleiche  bürgerliche  und  politische  Rechte.*^  Preuszische  §.  14:  „Die 
christliche  Religion  wird  bei  denjenigen  Einrichtungen  des  States, 
welche  wit  der  Religionaübung  im  Zusammenhange  stehen,  unbeschadet 
dier  im  Art  12  gewährleisteten  Religionsfreiheit,  zum  Grunde  gelegt.^^ 
In  Oesterreich  schwankt  die  Gesetzgebung  noch  zwischen  der  con- 
fessionellen  und  der  paritätischen  Richtung.  Die  Grundrechte  von  1849 
§1  2  sprachen  sieh  für  die  letztere  aus,  das  Concordat  von  1856  aber 
begünstigte   wieder  die  erstere.     Das  Protestantengesetz  vom  8.  April 

19* 
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3)  Nur  ganz  vorübergehend  in  der  Erhitzung  des  Revo* 
lutionsfiebers  hat  die  französische  Bepublik  alle  Seligion 
verworfen  und  den  Stat  als  «gottlos*  (Fl^tat  est  ath^e)  er- 
klärt. Robespierre  selbst  hat  die  Verehrung  des  ,  höchsten 
Wesens*'  (Etre  suprdme)  wieder  für  nöthig  erachtet,  und  einen 
Versuch  gemacht,  wenigstens  zur  natOrlichen  Religion  zurück 
zu  kehren. 

4)  Mehr  oder  weniger  deutlich  zeigt  sich  ein  derartiges 
Streben,  für  die  Rechtsverhältnisse  sich  nur  an  die  natür^ 
liehe  Religion  des  Qottesglaubens  zu  halten  und  die  statliche 
Religionsfreiheit  durchzuführen  in  der  neueren  Praxis  einzelner 
vorgeschrittener  Staten.  Aber  zu  einer  klaren  Aussprache  ist 
dieses  Princip  noch  in  keiner  Verfassung  gelangt,  wenn  wir 
nicht  die  nordamerikanische  hieher  rechnen  dürfen.^ 

Das  Bekenntnisz  oder  die  Uebung  einer  Religion  von 
Seiten  des  States  selbst,  und  insbesondere  der  christlichen, 
äuszert  sich  in  folgenden  Wirkungen: 

1)  In  der  religiösen  Feier,  durch  welche  grosze 
Vorkommnisse  im  statlichen  Leben  eingeleitet  oder  begleitet 
und  neue  Einrichtungen  geheiligt  werden,  z.  B.  der  Gottes- 
dienst vor  Eröffiiung  der  Versammlung  des   gesetzgebenden 

1861  sucht  hinwieder  den  proiestaniischen  Kirchen  gerecht  zu  werden: 
und  die  roHe  Anerkennung  der  Religionsfreiheit  findet  in  der  Yerfaa- 
sung  Yon  1867  neue  Anerkennung.  Holländische  §.  165,  168.  Bel- 
gische §.  14,  15.  Schweizerische  BundeSTcrf.  §.  44:  „Die  freie 
Ausübung  des  Gottesdienstes  ist  den  anerkannten  christlichen 
Gonfessionen  im  ganzen  Umfange  der  Eidgenossenschaft  gewährleistet. 
Den  Kantonen,  so¥rie  dem  Bunde  bleibt  vorbehalten  für  Handhabung  der 
öffentlichen  Ordnung  und  des  Friedens  unter  den  Gonfessionen  die  ge- 
eigneten Masznahmen  zu  treffen.'^  Französische  Gharte  von  1830, 
§.  6:  ff  Die  Diener  der  römisch-katholisch-apostolischen  BeUgion,  zu  wel- 
cher sich  die  Mehrheit  der  Franzosen  bekennt,  und  jene  der  übrigen 
christlichen  Religionen  erhalten  ihre  Besoldungen  aus  demStatssohatze.^ 
Yerf.  Ton  1848,  §.  7,  noch  abstraoter« 

*  Yerfassungsgesetz  d.  Y.  Staten  von  Amerika  Ton  1791:  ^Der  Gon- 
gresz  darf  kein  Gesetz  zur  Einführung  einer  Statsreligion  oder  zur  Yer- 
hindernng  der  Religionsfreiheit  erlassen." 
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Körpers,  bei  dem  Thronwechsel,  bei  Einfabnmg  einer  neuen 
Verfassung,  die  öffentlich  angeordneten  Gebete  in  Eriegs- 
oder  in  anderer  gemeiner  Noth,  die  nationalen  Busz-,  Dank- 
und  Erinnerungsfeste  u.  dgl.^  Nichts  macht  den  sittlichen 
Charakter  des  Stats  anschaulicher  und  stärkt  die  moralischen 
Kräfte,  die  fttr  sein  Wohl  thätig  sind,  mehr,  als  die  reli- 
giöse Weihe  und  Erhebung,  um  die  der  Stat  Gott  selbst 
bittet; 

2)  in  der  Anpassung  der  Gesetze  an  den  Geist  und 
die  Anforderungen  des  Christenthums ; 

3)  in  den  statlichen  Anstalten  und  Verwen- 
dungen zur  Erhaltung,  Förderung  und  Ausbreitung  des 
Christenthums ; 

4)  in  der  Bestrafung  von  Handlungen  oder  Aeuszerun- 
gen,  durch  welche  der  christliche  Gottesdienst  oder  ein  an- 
derer religiöser  Cultus  in  friedenstörender  Form  angegriffen 
oder  der  religiöse  Volksglaube  öffentlich  verhöhnt  wird; 

5)  in  der  wichtigen  Institution  des  Eides;  es  musz  aber 
der  Stat  auch  den  NichtChristen  eine  ihrer  Beligion  ange- 
messene Form  des  Eides  zulassen,  und  die  individuelle  Beli- 
gion in  Andern  achten,  indem  er  dem  Geiste  seiner  Religion 
folgt;, 

6)  in  vielen  Staten  auch  in  dem  Erfordernisse  christ- 
lichen Bekenntnisses  derer,  welche  berufen  werden,  die  Re- 
gierung im  State  und  die  Bechtspflege  zu  verwalten.^    Diese 

*  Edm.  Burke,  Betrachtungen  Über  die  französische  Reyolution: 
„Die  Heiligang  des  States  durch  statlioh-religiöse  Anstalten  ist  nöthig, 
um  mit  heilsamem  ehrwürdigem  Schauer  auf  freie  Bürger  zu  wirken; 
ist  ihnen^  die  zur  Erhaltung  ihrer  Freiheit  einen  höhern  Grad  Ton  Macht 
besitzen  müssen,  ndthiger,  als  denYölkem,  die  durch  ihr  Joch  im  engen 
Ejreise  häuslicher  Sorgen  und  hüuslicher  Angelegenheiten  beschrftnkt  sind« 
Wer  Qewalt  besitzt,  sollte  um  so  tiefer,  inniger  den  Qedanken  fühlen, 
dasz  Gewalt  ein  anvertrautes  Gut,  ein  Gut  ist,  für  dessen  Verwaltung 
man  einst  zur  Rechenschaft  erscheint  vor  dem  grossen  aUmäohtigen 
Richter,  dem  Herrn  und  Schöpfer  aller  GeseUschaft.*' 

>  Ygl.  oben  Buch  II.  Gap.  22  S.  212  if.    Im  Gegensatze  dazu  das 
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Anwendung  des  Princips  ist  tlbrigens  auch  für  den  christli- 
chen Stat  nicht  nothwendig.  Wo  grosze  Bestandtheile  des 
Volks  einem  andern  als  dem  christlichen  Glauben  zugethan 
sind,  wäre  es  unnatüriich  und  ungerecht  ihre  Glieder  von  je- 
der Theilnahme  an  der  Regierung  und  Rechtspflege  auszu- 
schlieszen;  da  nicht  bestritten  werden  kann,  dasz  auch  Nicht- 
christen  gut  regieren  und  gerecht  richten  können.  Der  nord- 
amerikanische Grundsatz,  dasz  das  religiöse  Bekenntnisz  bei 
Besetzung  der  Aemter  und  Stellen  nicht  in  Betracht  komme, 
der  neuerdings  auch  in  europäischen  Staten  gebilligt  worden 
ist,  geht  von  der  Voraussetzung  des  confessionslosen 
States  aus.  Dasz  aber  auch  da  wenigstens  das  Erfordemisz 
der  natürlichen  Religion  vorausgesetzt  wird,  ergibt  sich  aus 
der  Vorschrift  des  Verfassungseides,  welche  dem  erklärten 
Atheisten  gegenüber  keinen  Sinn  hat. 


Ptinftes  Capitel. 

III.  Yerb&ltnisz  des  States  zur  Kirche. 

Es  ist  eine  gemeinsam  anerkannte  Ordnung  aller  christ- 
lichen Völker,  dasz  Stat  und  Kirche  als  zweierlei  we- 
sentlich selbständige  Gemeinschaften  anerkannt 
sind.  Nur  vorübergehend  in  Momenten  heftiger  und  krank- 
hafter Erregung  ist  diese  Grundwahrheit  von  einzelnen  Völ- 
kern verworfen,  sonst  nur  von  fanatischen  Schwärmern  oder 
träumerischen  Philosophen  geläugnet  worden.  Auf  ihr  beruht 
vornehmlich  die  moderne  Gesittung  und  Freiheit. 

Dagegen   wurden  über  das  Verhältnisz    des   States   zur 

nordamerikanische  Prindp :  „Niemand  kann  ein  Glanbensbekenntniis 
als  Erfordemisz  zur  Erlangung  eines  Amtes  oder  einer  BteUe  mit  öffent- 
licher Gewalt  abgefordert  werden."  Btory,  Bnndesr echt  B.  111.  S.^XLJU 
$.  261  nnd  in  Mittermaiers  Zeitichr.  fär  d.  AnaL  IX.  8.  15. 
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Kirche  in  verschiedenen  Zeiten  nnd.  unter  verschiedenen  Völ- 
kern mannichfaltige  Systeme  geltend,  und  auch  unsere  Zeit 
scheint  über  diese  Frage  noch  nicht  zu  einer  Verständigung 
gelangt  zu  sein.  Folgende  Hauptsysteme  lassen  sich  auf  hi- 
storischem Wege  erkennen: 

1.  Als  das  Christenthum  zuerst  aus  dem  gedrückten  Zu- 
stand einer  verfolgten  Religion  zu  einer  von  dem  Stat  aner- 
kannten erhoben  wurde,  in  dem  römisch-griechischen 
Kaiserreiche,  da  wurde  die  Kirche  auch  sofort  zur  Stats- 
kirche  im  strengsten  Sinne  des  Wortes.  In  den  äuszeren 
Formen  und  in  den  Begriffen  des  Stats  wirkte  noch  die  antik- 
römische Ansicht  nach,  welche  die  Beligion  als  eine  Seite  des 
öffentlichen  Lebens  betrachtet,  die  Herrschaft  über  dieses  aber 
ganz  und  gar  in  dem  State  concentrirt.  Der  Kaiser,  als  das 
absolute  Oberhaupt  des  States,  übte  zugleich  auch  die  höchste 
Macht  über  die  Kirche  aus.^  Der  Kaiser  erliesz  Gesetze  zum 
Schutze  und  zur  Förderung  der  Kirche,  aber  nicht  minder 
über  die  Verfassung  und  den  Cultus  der  Kirche  und  selbst 
über  die  Dogmen  derselben  und  über  und  wider  die  Häre- 
tiker. Er  berief  die  Concilien  der  Bischöfe,  leitete  dieselben 
durch  seine  Commissarien,  bestätigte  ihre  Beschlüsse  und  gab 
denselben  erst  dadurch  legitime  Autorität.  Der  Kaiser  war 
somit  das  äuszere  Oberhaupt  auch  der  Kirche,  wie 
des  States. 

Indessen  nur  das  äuszere  Oberhaupt.  Der  Kaiser  war 
doch  als  Christ  genöthigt,  anzuerkennen,  dasz  der  christliche 
Glaube  nicht  auf  seiner  Autorität  beruhe,  sondern  auf  der  ho- 
hem Christi.  Er  konnte  nicht  anders,  er  muszte  in  den  Bi- 
schöfen,  den  Nachfolgern  und  Geweihten  der  Apostel  auch  die 
vorzüglichen  Zeugen  und  Träger  der  christlichen  Lehre  er- 
kennen. Nicht  weil  ihm  ihre  Dogmen  gefielen,  gebot  er 
deren  Beachtung,  sondern  weil  und  soweit  er  dieselben  als  die 

^  Am  schftrfsten  \i\  der  Ausdruck  des  Kaisers  Leo  des  Bilderstür- 
mm\  Bu  fiaaiXevf  ntd  le^svs  sifu,    GregoroTius  Rom  Y.  263. 
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wahren  christlichen  erkannte.  In  den  Zeiten  der  Verfolgung 
schon  war  für  die  religiöse  Gemeinschaft  der  Christen  eine 
Ordnung  der  christlichen  Aemter  gegründet  worden,  getrennt 
von  den  Statsämtern. 

Es  war  ein  Klerus  entstanden,  dessen  eigentliche  Mis- 
sion doch  nicht,  wie  der  Beruf  der  Statsbeamten ,  von  dem 
Kaiser  abgeleitet  ward;  dieser  Klerus  suchte  auch  in  seiner 
Erscheinung  nach  einer  Einheit  auszer  dem  Statsoberhaupte, 
wie  er  in  Christus,  dessen  Dienst  er  sich  geweiht  hatte,  die 
von  dem  State  unabhängige  geistige  Einheit  besasz.  Die  Ge- 
meinschaft der  Synoden  war  eine  Form  solcher  Einheit;  aber 
nur  in  seltenen  Momenten  traten  diese  zusammen.  Die  Patri- 
archen an  der  Stelle  der  Apostel,  der  Bischof  von  Rom  vor- 
aus, der  Nachfolger  des  Apostels  Petrus,  der  in  der  ersten 
Hauptstadt  des  christlichen  Weltreichs  und  zugleich  ferner 
von  dem  Hofe  des  Kaisers  residirte,  hatten  das  erhöhte  An- 
sehen der  Väter  der  Kirche,  und  vertraten  die  Einheit  und 
Selbständigkeit  der  christlichen  Kirche  selbst  dem  Kaiser  ge- 
genüber. 

So  waren  für  die  politische  und  rechtliche  Gemeinschaft 
einerseits  und  für  die  religiöse  andererseits  zwei  in  dem  Prin- 
cip  ihres  Daseins,  in  der  Ordnung  der  Aemter,  und  in  den 
Aufgaben  und  Mitteln  ihrer  Wirksamkeit  vollständig  ge- 
sonderte Organismen  da.  Nur  in  der  höchsten  Spitze 
ihrer  äuszem  Macht  einigten  sie  sich  in  dem  christlichen 
Kaiser,  und  durch  ihn  wurde  die  äuszere  Herrschaft 
des  States  über  die  Kirche  und  der  Charakter  der  Kirche 
als  Statskirche  dargestellt  und  behauptet.  Aber  der  Stat 
war  alt  geworden,  und  trotz  der  formellen  Allmacht  innerlich 
schwach;  und  die  Kirche  war  noch  jung  voll  frischer,  ge- 
sunder Triebe,  und,  obwoM  äuszerlich  abhängig  von  der  Stats- 
autorität,  an  Geistesmacht  dem  State  überlegen  und  auf  dem 
Wege,  auch  ihre  Selbständigkeit  zu  erkämpfen. 

Wir   begegnen   diesem   System   der    Statskirche,    an 
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deren  Spitze  das  Stats Oberhaupt  steht,  noch  in  unserer 
Zeit.  Am  ähnlichsten  der  byzantinischen  Form  und  in  voller 
Kraft  besteht  es  noch  im  russischen  Beiche,  nur  mit  dem 
wichtigen  Unterschiede,  dasz  der  russische  Stat  voll  aufstre* 
bender  Jugendkraft  und  im  Wachsthum  begriffen  ist,  die  Eir- 
chengewalt  in  der  Hand  des  russischen  Kaisers  daher  auch 
energischer  geübt  wird  als  in  der  des  byzantinischen  Kaisers. ' 

In  England  gab  es  ebenfalls  eine  Zeit,  in  welcher  der 
König  auch  als  Oberhaupt  der  englischen  Kirche  (supremum 
Caput  ecclesiae,  quantum  per  Christi  legem  licet)  galt^  und 
einem  Papst  nicht  unähnlich  in  kirchlichen  Dingen  herrschte, 
die  Zeit  Heinrichs  YHI.  Das  waren  aber  nur  vorüberge- 
hende Yerirrungen,  und  der  Supremat  des  englischen  Kö- 
nigs hat  sich  im  Verfolge  der  Zeit  doch  wesentlich  dem  Sy- 
stem genähert,  das  wir  als  Hoheit  (Yogtschaft)  des  States 
über  die  Kirche  bezeichnen  können. 

Die  Mängel  des  ersteren  Systems ,  das  in  unserer  an 
Widersprüchen  so  fruchtbaren  Zeit  auch  wieder  Yerf echter 
gefunden  hat,^  sind  aber  so  grosz  in  theoretischer  Beziehung, 
als  sie  schwer  empfunden  werden  im  practischen  Leben.  Eine 
derartige  Einigung  von  Stat  und  Kirche,  deren  innere  Selb- 
ständigkeit beiderseits  zugegeben  werden  musz,  und  die 
auch  äuszerlich  als  zwei  organische  Gemeinschaften 
sich  darstellen,  in  Einer  Person,  in  dem  Statsoberhaupt,  macht 
an  und  für  sich  schon  den  Eindruck  einer  Miszgeburt:  zwei 

'  Russischer  Codex  bei  FaHix  Beyue  6trang^re  et  fran^aise  IlL 
8.  707:  1.  §.42:  „Der  Kuser  ist  der  oberste  Besohürmer  und  Bewahrer 
der  Dogmen  der  Statskirohe.  Er  wacht  über  die  Beachtung  der  Ortho- 
doxie und  der  Disciplin  in  dem  Kirohendienst.  §.  43:  Bei  Verwaltung 
der  kirchtichen  Angelegenheiten  handelt  das  Statsoberhaupt  durch  Ver- 
mittlung der  heiligen,  yon  ihm  geordneten  Synode.*^ 

^  Gladstone  a.  a.  O.  S.  295. 

*  Unter  den  Reformatoren  hat  Zwingli  sich  demselben  zugeneigt, 
freilich  mit  der  ausgesprochenen  Forderung,  dass  das  Statsregiment  ein 
christliches  (reformirtes)  sei.  Vgl.  Lange  über  die  Neugestaltung 
des  Yerhaiinisses  von  Stat  und  Kirche.    S.  15  ff. 
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Leiber  nnd  Sin  Eopf.'^  Da  dberdem  das  Statsoberhaupt  sei* 
nem  Wesen  nach  dem  Statskörper  angehört  und  von  dessen 
Geist  erfüllt  ist,  so  liegt  darin  anch  eine  übertriebene  Henv 
fMihaft  des  States  über  die  Kirche  und  eine  mangelhafte  Eini- 
gung und  Vertretung  dieser. 

Die  Concentration  solcher  Doppelautorität  und  Doppel* 
macht  in  Einem  Haupte  war  überall  entweder  die  Folge  oder 
der  Grund  eines  absoluten  Despotismus,  der  jede  freiere  Be- 
gung  unterdrückt  und  eine  höhere  humane  Gesittung  nicht 
aufkommen  Iftszt.  Wird  den  Völkern  und  den  Individuen  der 
Trost  genommen,  aus  der  Bedrängnisz  des  States  in  die  Arme 
der  Kirche  zu  flüchten,  und  vor  der  Beängstigung  und  Ver* 

*  Diese  Unnatur  hatte  Kapoleon  sehr  wohl  gefühlt  und  bezeichnet, 
als  ihm  der  Vorschlag  gemacht  wurde,  sich  an  die  Spitze  einer- fr  an- 
zSsisohen  Nation alkir che  zu  stellen.  Er  verwarf  den  Gedanken  als 
einen  ebenso  eiteln  als  yerfichtliohen:  «Wie,  er  ein  Mann  des  Kriegs, 
mit  Degen  nnd  Sporn ,  in  Sohlachten  grosz ,  sollte  sich  zum-  Haupt  der 
Kirche  machen,  die  Kirchenzuoht  und  den  Glauben  ordnen!  Wollte  man 
ihn  so  verhaszt  machen,  wie  Robespierre,  der  den  Cnltns  „^^s  höchsten 
.Wesens''  erfunden,  oder  so  lächerlich  wie  Lar^veiU^re-L^peaux,  den  Er* 
finder  der  Theophilaathropie.  Wer  würde  ihm  folgen?  Wer  die  Heerde 
seiner  Gläubigen  bilden?  Sicher  nicht  die  wahrhaft  gläubigen  Christen, 
nicht  die  Mehrzahl  der  Katholiken,  welche  nicht  einmal  den  geweihten 
Priestern  folgen  wollten,  die  sich  hatten  zu  Schulden  kommen  lassen, 
euien  yon  dem  Statsgesetz  vorgesohriebenen  Eid  zu  schwören.  Es  wür« 
den  ihm  folgen  eine  Anzahl  schlechter  Geistlicher,  eine  Anzahl  entlau« 
fener  Mönche,  Anhänger  der  Clubs,  und  im  Scandal  lebend,  die  Ton  dem 
Haupte  der  neuen  Kirche  die  Erlaubnisz  zur  Heirath  der  Priester  erwar* 
teten.  Und  einer  solchen  Kirche  wollte  man  den  Sieger  Ton  Marengo 
nnd  BiToli,  den  Hersteller  der  bürgerlichen  Ordnung  zum  Haupte  geben? 
ihn  so  tief  erniedrigen  ?  —  Aber  gesetzt  es  gelänge  das  Unmögliche,  und 
mit  seiner  ohnehin  unermeszlichen  weltlichen  Macht  würde  der  erste 
Consul  auch  die  geistliche  Tereinigen,  so  würde  er  zum  unerträglichsten 
der  Tyrannen,  er  würde  zum  Herrn  werden  über  den  Leib  und  die  Seele ; 
dem  türkischen  Sultan  ähnlich,  welcher  zugleich  Haupt  des  States,  der 
Armee  und  der  Religion  ist!  Ueberdem  der  Versuch  wäre  ein  yergeb- 
lieber,  seine  Tyrannei  würde  zum  Gegenstande  des  Spottes  werden,  statt 
einer  Kirche  wäre  nur  eine  neue  Glaubensspaltung  nnd  die  dümmste 
▼on  allen  die  Fmoht  soleher  Bemühungen.^  Thiers^  histoira  du  Gonsolat 
m.  S.  165. 
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folgmig  der  Kirche  bei  dem  State  Sohntz  zn  finden,  so  sind 
eie  in  manchen  Fällen  der  Verzweiflung  preisgegeben.  Die 
politische  Knechtschaft  wird  durch  die  Autorität  der  Kirche 
geheiligt,  die  kirchliche  Beengung  der  Gewissen  durch  die 
Gewalt  des  States  mit  eisernen  Fesseln  verschärft.  Eine  der 
wichtigsten  Ursachen  der  hohem  und  freiem  Cultur  des  Occi- 
dents  vor  dem  Orient  liegt  jedenfalls  in  der  ausgebildeten 
Zweiheit  und  Gesondertheit  des  States  und  der  Kirche,  und 
eine  der  sichersten  Stützen  orientalischer  Despotie  in  der  Ei- 
nigung der  obersten  Stats-  und  Kirchengewalt  in  Einem  Herr* 
scher.  Aus  diesem  Gmnd  vomehmlich  steht  der  muham- 
medanische  Stat  so  sehr  hinter  dem  christlichen  zurück.^ 
2.  Sehen  wir  ab  Yon  der  Periode  der  fränkischen 
Monarchie,  welche  den  üebergang  aus  der  römisch-griechischen 
Vorstellung  in  die  eigentlich  mittelalterliche  und  zugleich 
wieder,  wie  auch  mit  Bezug  auf  die  Institution  des  Parla- 

•Bluntsohli  Studien  über  Stat  und  Kirche.  8. 135 :  „Christas  hatte 
jederseit  scharf  unterschieden  zwischen  Stat  und  Kirche.  Mohammed 
ist  gleichzeitig  Kirchen-  und  Statsmann;  und  eben  desshalb  weder  das 
eine  noch  das  andere  im  höchsten  Sinne  des  Worts.  Nur  an  der  Ein- 
heit Gottes  hielt  er  fest;  alles  übrige,  die  ganze  Welt  mit  ihren  Oegen- 
sfttzen  und  in  ihrer  Mannichfaltigkeit  warf  er  unter*  und  durcheinander, 
ohne  Scheidung,  an  Einen  Haufen,  über  den  sich  nur  Eine  höchste  Ge- 
walt als  Spitze  erhob,  der  Statthalter  Gottes  auf  Erden.  Es  gibt  strenge 
genommen  keine  Sjrche  des  Islam  und  keinen  Stat  der  Kalifen.  Was 
aus  dieser  groszen  Mischung  tou  religiösem  und  politischem  Dasein  her- 
Torging,  war  ein  einheitliches  Reich;  aber  nicht  weder  eine  Kirche 
noch  ein  Stat :  ,.Das  Reich  ist  Gottes,  er  gibt  es,  wem  er  will ;  die  Erde 
ist  Gottes,  er  gibt  sie,  wem  er  will.^'  Das  ist  der  einfach  religiös« 
politische  Satz,  Ton  dem  der  Islam  ausging.  Der  Gnmdcharakter  dieses 
Reiches  ist  nicht  die  Theokratie  im  eigentlichen  Sinne.  Nicht  Gott 
selbst  herrscht  unmittelbar,  sondern  ein  Mensch  herrscht,  aber  im 
Namen  Gottes  und  mit  göttlicher  YoUmacht.  Er  herrscht  wie 
der  einige  Gott.*^  Eine  gute  DarsteUung  der  mohammedanischen  Doctrin 
hat  neuerÜoh  Eisenhart  gegeben.  „Die  Statssysteme  der  Gegenwarf 
Bd.  I.  Die  Reformen  in  der  Türkei  folgen  aber  der  modernen  Zeitrich- 
tUBg,  die  überall  zwischen  dem  Gebiet  des  States  und  der  Kirche  die 
Sonderung  ^zu  ToUziehen  strebt. 
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ments  ^  ein  Torbildlicher  Versuch  war,  das  Yerh&ltiiisz  in 
der  Weise  zu  gestalten,  wie  sie  nach  vielen  Jahrhunderten 
erst  zur  Geltung  gekommen  ist,  so  werden  wir  im  Mittel- 
alter zwei  vollständig  ausgebildete  Organismen  gewahr,  beide 
der  Idee  nach  die  gesammte  Christenheit  umfassend,  jede  von 
beiden  mit  eigenem  Haupte.  Nur  an  der  Spitze  des  weltli- 
chen Reiches  stand  der  Kaiser,  an  der  des  geistlichen  nun 
der  Papst. 

Darfiber ,  dasz  die  beiden  Reiche  wesentlich  selbständig 
und  verschieden  seien,  war  nun  die  Welt  einig.  Die  Kaiser 
dachten  nicht  mehr,  die  Kirche  als  äuszerliche  Anstalt  dem 
Organismus  des  States  einzufügen,  und  gewissermaszen  als 
eine  besondere  Abtheilung  der  Statseinrichtungen  dem  State 
unterzuordnen;  und  die  Päpste  vermaszen  sich  selbst  auf  dem 
Zenith  ihres  Ansehens  nicht,  den  Stat  als  ein  Glied  des  kirch- 
lichen Organismus  zu  erklären  und  der  Kirche  einzuverleiben. 
Die  Lehre,  dasz  Gott  zwei  Schwerter  als  Zeichen  der  ober- 
sten Macht  verliehen  habe,  ein  weltliches  und  ein  geist- 
liches, und  dasz  jenes  dem  Kaiser,  dieses  dem  Papste  zu«- 
komme,^  war  eine  gemeinsame  Meinung  der  Gibellinen  und 
der  Guelfen. 

Die  beiden  Organismen  waren  auf  das  engste  ver* 
bunden  und  noch  an  mancher  Stelle  gemischt.  Gemein- 
sam umschlossen  und  beherrschten  sie  alles  Volk.  Wer  als 
Brecher  des  öffentlichen  Friedens  von  den  Gerichten  des  Kö- 
nigs in  die  Acht  gethan  und  so  auszerhalb  die  Rechtsord- 
nung gesetzt  worden  war,  der  wurde,  wenn  er  nicht  mit  dem 
Stat  sich  versöhnte,  durch  den  Kirchenbann  auch  aus  der 
religiösen  Gemeinschaft  ausgeschlossen.  Er  verlor  mit  dem 
irdischen  Rechte  auch  die  Hoffnung  auf  den  himmlischen 
Frieden.  Umgekehrt,  wer  als  Ungläubiger  in  den  Bann  der 
Kirche  gekommen  war,   verfiel,  wenn  sich  nicht  die  Kirche 

'  Sachsenspiegel  I.  1.  Siehe  oben  Bvch  1.  Cap.  4,  S.  59. 
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darch  seine  Reue  erweichen  liesz,  in  die  statliche  Achi^ 
Der  Fluch  der  Kirche  zog  auch  den  Untergang  alles  Rechts 
auf  Erden  nach  sich.  Die  vereinte  Gewalt  beider  Mächte  war 
in  der  That  furchtbar  und  erschien  unermeszlich.  Weder  im 
Leben  noch  im  Tode  konnte  man  ihr  entgeheiu 

üeber  das  Yerhältnisz  beider  Mächte  zu  einander  aber 
wurde  der  grosze  Streit  des  Mittelalters  geführt.  Damals 
waren  die  Kaiser  geneigt  auf  das  ältere  Kecht  ihrer  Ueber- 
ordnung  Verzicht  zu  leisten  und  sich  mit  der  Gleichstel- 
lung zu  begnügen,  aber  die  Päpste  behaupteten  nun  umge- 
kehrt üeberordnung  des  geistlichen  über  das  welt- 
liche Reich.  In  der  That  war  im  Mittelalter  die  römische 
Kirche  in  wesentlichen  Beziehungen  dem  germanischen  State 
überlegen.  Sie  war  es  an  Umfang  und  Einheit,  denn  sie  um- 
faszte  wirklich  und  einte  die  ganze  abendländische  Christen- 
heit; der  Kaiser  aber  stand  nur  dem  Range  nach  über  den 
andern  Königen  und  Fürsten,  es  gab  in  Wahrheit  kein  ei- 
niges abendländisches  Statenreich,  sondern  eine  grosze  Zahl 
mannichfaltiger  von  einander  unabhängiger  Staten.  Sie  hatte 
nicht  allein  die  Autorität  der  Religion  für  sich,  sondern  alle 
Macht  und  aller  Einfiusz  der  Wissenschaft  und  der  an- 
tiken Gultur  war  in  ihre  Hand  gelegt.  Es  gab  keine 
weltliche  Wissenschaft  mehr,  die  dem  State  hätte 
dienen  und  sein  Bewusztsein  stärken  können.  Desto  eher 
konnte  die  Kirche  ihre  höhere  Berechtigung  auch  in  den 
Ideen  darstellen  und  durch  die  Ideen  siegen.  Ihr  Reich, 
sagte  sie,  sei  das  Reich  des  Geistes,  der  Stat  das  des  Leibes. 
In  der  That,  wenn  Kirche  und  Stat  sich  wirklich  zu  einander 

^  Sachsenspiegel  I.  1.  „Dit  is  de  beteknisse,  svat  deme  pavese 
widersta,  dat  he  mit  geistikeme  rechte  nicht  gedyingenne  mach,  dat  it 
de  keiser  mit  wertlikem  rechte  dringe  deme  payese  gehorsam  towesene. 
So  sei  ok  de  geistlike  gewalt  helpen  deme  wertlikem  rechte,  oft  it  is 
bedart  III.**  63:  §.  1  und  §.2:  «Ban  scade  der  sele  nnde  ne  nimt  doch 
niemanne  den  lif,  noch  ne  krenket  niemanne  an  lantrechte  noch  an  len- 
rechte,  dar  ne  rolge  des  koninges  achte  na.^' 
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verhielten,  wie  Geist  und  Körper,  so  wäre  nichts  gewisser, 
als  dasz  der  Kirche  nicht  blosz  die  Hoheit,  sondern  sogar 
die  Herrschaft  über  den  Stat  gebührte.^    Einzelne  mäch- 


'  Schon  Gregor  Ylf.    rertlieidigte  so  die  Meinung,   der  P^pst  sei 
Über  dem  Kaiser,  gegen  Kaiser  Heinrich  IV.    Er  schrieb  (Ep.  lY.  3. 
Vgl.  Phillimore  Intern.    Law.  U.  203)  an  die  deutsche  Nation:  „non 
ultra  putet  sanctam  Ecolesiam  sibi  subjectam  sed  praelatum  ac  Domi- 
num." Er  berief  sich  darauf«  dasz  auch  der  Kaiser  zu  den  Schafen  ge- 
höre, aber  welche  Petrus  zum  Hirten  gesetzt  sei  (Ev.  Job.  XXI.  15^17) ; 
wogegen  freilich  der  Kaiser  dem  Papste  erwiedern  konnte,  dasz  eben  so 
dieser  in  weltlicher  Beziehung  ein  Unterthan  des  Kaisers  sei.    Am  yoU- 
st&ndigsten  und  schärfsten  wird  die  Ueberordnung  des  Papstes  über  den 
Kaiser  ron   Innocenz  III.   behauptet   c.  6.  X.  de  majoritate  et  obe- 
dientia  (I.  33)  y.  J.  1190.    An  den   oströmischen  Kaiser,   der  das  ent- 
gegengesetzte Princip  Yertrat:   „Non  negamus,  quin  praecellat  imperator 
in   temporalibus  illos    duntaxat,   qui  ab  eo  suscipiunt  temporalia:    sed 
pontifex  in  spiritualibus  antecellit,  quae  tanto  sunt  temporalibus  digniora, 
qnanto  €inima  praefertur  oorpori.    Praetera  nosse  debueras,  quod  feoit 
Dens  duo  magna  Luminaria  in  firmamento  coeli:  luminare  majusut  prae- 
esset  diei,  et  luminare  minus  ut  praeesset  nocti.  —  Dens  duas  instituit 
dignitate«,  quae  sunt  pontificalis  autoritas  et  regalis  potestas.     Sed  iUa 
quaa  praeest  diebus  id  est  spiritualibus   migor  est,  quae  Yero  oamalibus 
minor:  ut  quanta  inter  soUm  et  lunam  tanta   inter  pontifices  et  regte 
differentia  cognosoatur. '^    Sogar  der  Kaiser  Friedrich  II.  nahm  das  Bild 
an' und  gestand  zu,   dasz  die   Kirche   für  die  Seelen   und  der  Stat  mir 
fftr  die  hiibliche  Wohlüahrt  zu  sorgen  habe.  Laurent  bist,  du  drok  das 
gens  TL  3»  27.    Und  Innocenz  IT.  schrieb:    ,,Non  solum  pontifioalem 
sed  regalem  constituit  principatum  (Christus),    beato  Petro  ejusque  suc* 
cessoribus  terreni  simul  ao  ooelestis   imperii  commissis  habenis,  quod  in 
pturltate   olaTium  oompetenter   innminr.**     Die    pipstliche  Partei   lieaz 
daher  beide   Schwerter  erst   dem  Papste  yoo  Gott   Yerleihen,  und  das 
weltliche  nur  durch  Vermittlung   des  Papstes  an  den  Kaiser  kommen: 
eine  Ansicht,  welche  Yon  dem  Sachsenspiegel  Yerworfen,  aber  Yon  dem 
Scbwmbens^egel  anerkannt  wurde.  Benifaz  VIII.  Deor.  Unam  saaotam  : 
„Uterque  ergo  est  in  potestate  Ecdesiae,  spiritualis  scilioet  gladius  et 
materialis.  Sed  is  quidem  pro  Bcolesia,  ille  Yero  ab  Boolesia  exercendua. 
nie  jaoerdotts  in  mann  Regum  et  militum,  led  at  nutoa  et  paiientiam 
0«cerdoti8'^    Indessen  derKönig  Philipp  IV.  Yerbrannte  die  BuUe,  ^ 
gegen  ihn  gerichtet  war  1302  und  der  gefälligere  Papst  Oiemons  V. 
ermissigte  ihren  Inhalt  1306.  Die  Bulle  In  Goena  Domini  Ton  Gregor  XL 
ron  1370,  tob  dem  franiösiioiieii  Paiiamento  nicht  anerkaant,  witd  iio«h 
heute  alljährlich  am  Ostersonntag  in  Korn  YCrlesen, 
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tige  Pftpste  versuchten  es,  diese  Oberherrschaft  zn  vervrirk- 
lichen.  Sie  behaupteten  geradezu,  dasz  die  geistliche  Leitiuig 
die  weltliche  im  Princip  in  sich  schliesze,  und  dasz  der  Kaiser, 
der  die  weltliche  Gewalt  ausübe,  nur  ein  Vasall  der  Kirche 
sei.  Der  mönchische  Gregor  YII.,  freilich  erst  nach  dem 
Tode  Kaiser  Heinrichs  III.,  der  noch  kraft  kaiserlicher  Macht- 
▼ollkonunenheit  Päpste  ein-  und  abgesetzt  hatte,  und  der  ju- 
ristische Innocenz  IIL  nahmen  beide  die  Doppelgewalt  aber 
die  Seelen  und  die  Leiber  für  die  Kirche  in  Anspruch,  und 
gestatteten  dem  Stat  nur  die  Ausflbung  der  letztem  unter 
ihrer  Oberaufsicht.^^  Wichtige  statsrechtliche  Folgen  dieser 
kirchlichen  Oberherrlichkeit  waren: 

1)  Die  herrschende  Autorität  des  kanonischen 
Rechts,  d.  h.  aller  der  Rechtsnormen,  welche  die  Hierarchie 
des  Glaubens  wegen  und  mit  Kflcksicht  auf  ihre  Verfassung 
fflr  nothwendig  erklärte; 

2)  die  üeberordnung  des  Klerus  Ober  den  Laienstand 
und  die  Immunitäten  des  erstem  von  der  Statsgewalt  und 
Statshoheit ; 

3)  Wer  mit  Recht  in  des  Papstes  Bann  gekommen  war, 
der  konnte  nicht  zum  König  gewählt  werden^'  und  wenn 
der  Kaiser  am  Glauben  zweifelt,  so  wird  er  in  den  Bun 
gethan.  Verharrt  er  im  Ungehorsam,  so  verliert  er  Krou« 
und  Seich.  Die  Unterthanen  werden  ihrer  Pflicht  zum  Ge- 
horsam gegen  ihn  entbunden.'^ 

^^  Tgl.  darüber  Laurent  histoire  du  Droit  de&  gens.  Bd.  VI.  L'em- 
plre  et  la  papattt6.  Innocenz  III.  Ep.  II.  209:  ,,Dominu9  Petro  non 
sohim  unirersam  Eociestam,  sed  totum  reliquit  seoulnm  gabemanivai.'" 
Innooens  lY.:  „non  solum  pontificalem  sed  regalem  constituit  princi- 
patum,  beato  Petro  ejusque  sncoessoribus  ttrreni  simtd  ao  coeUtti$  im- 
perii  commisais  habenis.'*  Laurent  L'Eglise  et  rifetai,  la  Referne, 
8.  164.    Brux.  1860. 

^^  Sachsenspiegel  III.  54.8):  „Die  in  des  payes'ban  mit  reeiile 
kernen  is,  den  ne  mot  man  nicht  to  koninge  kiesen. 

**  BaohBeaspiegel  III.  57,  1):  „Den  keiser  ne  oMil  d*  paves 
aeeh  nemen  bannen  seder  der  ftiet  dat  he  gewielil,  ane  lunme  dirfiaJn, 
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4)  die  Pflicht  der  weltlichen  Obrigkeit,  das  Christenthum 
und  den  orthodoxen  Glauben  auszubreiten  und  jede 
Ketzerei  mit  Feuer  und  Schwert  auszurotten. 

Indessen  so  sehr  die  Kirche  geistig  überlegen  war,  so 
war  doch  sogar  im  Mittelalter  diese  Eirchenherrschaft  nicht 
vollständig  durchzuführen. 

Die  weltlichen  Gerichte  fügten  sich  doch  nicht  unbedingt 
den  kirchlichen  Satzungen.  Der  tapfere  Bitter  Eyke  von 
Bepkow  schrieb  in  seinem  Sachsenspiegel  (1,  3,  3)  das 
kühne  Wort:  „Auch  der  Papst  kann  kein  Recht  setzen,  wo- 
mit er  unser  Landrecht  oder  Lehnrecht  schädigt  (ärgert).*'  Der 
fromme  König  von  Frankreich  Ludwig  IX.  wies  seine  Ge- 
richte an,  zuvor  zu  prüfen,  ob  der  Gebannte  mit  Becht  ge- 
bannt sei,  wenn  sie  die  Acht  verhängen.  Gegen  die  Ueber- 
griffe  der  geistlichen  Gerichte  in  die  weltliche  Gerichtsbarkeit 
wehrten  sich  die  weltlichen  Gerichte  mit  kräftigen  Mitteln. 
Die  Könige  liessen  sich  nicht  ohne  Kampf  die  Bannung  ge- 
fallen und  die  ünterthanen  bUeben  jenen  im  Streite  oft  treu 
trotz  des  Bannes.  Gelegentlich  rächten  sich  die  beleidigten 
Fürsten  und  Städte  gegen  die  priesterliche  Anmassung  mit 
zorniger  Gewaltthat  und  verjagten  die  Pfaffen,  welche  die  Sa- 
cramente  zu  spenden  sich  weigerten.  Zuweilen  wurden  auch 
Steuern  der  Geistlichkeit  aufgenöthigt  und  verbrecherische 
Priester  von  den  weltlichen  Gerichten  gestraft.  Aber  im  Gan^ 
zen  und  Groszen  hatte  doch  die  geistliche  Autorität  über  die 
weltliche  gesiegt.  Es  fehlte  dem  State  voraus  das  geistige 
Bewusztsein.  Ef  war  unsicher,  wie  er  der  kirchlichen  Lehre 
entgegentreten  solle.  ^^   Während  die  Kirche  für  ihre  üeber- 

of  he  an  'me  geloren  tviflet  oder  sin  echte  wif  lai>  oder  gotes  hos 
tostort  Mit  Beruf UDg  auf  den  Sprach:  „Was  ihr  bindet"  worden  auf 
dem  Goncil  zu  Lyon  die  Völker  ihres  Eides  gegen  Kaiser  Friedrich  II. 
«atbnnden. 

"  Heinrich  lY.  a.  1076.  ^Perts  Monom.  Germ«  Leg.  H.  p.  48) 
aber  Gregor  YIL:  „Ut  enim  de  ploribos  paooa  referamos,  regnom  ao 
•aoerdoiiom  Deo  nesciente  sibi  osorparit,  in  qoo  piam  Dei  ordinaiionem 
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Ordnung  kftmpfte,  und  sich  als  eine  göttliche  Institution 
hoch  über  den  nur  menschlichen  Stat  setzte,  begnügte  sich 
der  Stat  mit  der  bescheidenen  Forderung  der  Freiheit  in 
weltlichen  Dingen  und  einer  gewissen  Gleichberechti- 
gung der  beiden  Schwerter,  die  beide  unmittelbar  von 
Gtott,  das  eine  an  den  Papst,  das  andere  an  den  Kaiser  ge- 
liehen werden.  Die  ideale  üeberlegenheit  der  Kirche  über 
den  Stat  wurde  seit  dem  Untergang  der  Hohenstaufen  ziem- 
lich allgemein  im  Mittelalter  anerkannt.  ^*  Höchstens  die 
Unabhängigkeit  der  Statsgewalt  von  der  kirchlichen  Au- 
torität wurde  behauptet,  so  von  König  Philipp  lY.  von 
Frankreich  gegen  Papst  Bonifaz  YIII.  1302  und  von  dem 
Kaiser  Ludwig  und  dem  Beich  durch  den  Beichsschlusz  zu 
Frankfurt  von  1338. 

oontempait,  qoae  non  in  uno  sed  in  dnobus  duo,  id  est  regnnm  ao  sa- 
oerdotinm  prinoipaliter  ooneistere  yoluit:  sicut  ipse  Salyator  in  passione 
gna  de  duorum  gladiorum  sufficientia  intelligi  innuit."  Friedrich  I.  a. 
1157.  {Pertz  II.  p.  105):  „Com  per  eleoiionem  prinoipnm  a  solo  Deo 
regpinm  et  imperinm  nostrom  sit,  qui  in  passione  Christi  filii  sui  duobus 
gladiis  necessariis  regendum  orbem  subjecit,  cumque  Petrus  apostolus 
bacL  doctrina  mundum  informaverit ,  Deum  timete,  regem  honorificate 
quicomque  nos  imperialem  coronam  pro  benefioio  a  domino  papa  sus- 
oepisse  dixerit,  diyinae  institationi  et  dootrinae  Petri  contrarias  est  et 
mendaoii  reus  erit."  Bonifaz  VIII.  (in  Sexti)  Decr.  III.  23.  c.  3  T. 
1296:  „Glericos  laicis  infessos  oppido  tradtt  antiquitas  et  praesentium: 
experimenta  temporum  manifeste  deolarrant.'* 

u  £uuelne  Denker  freilich,  wie  der   grosze  Dante  widerstrebten 
anoh  da  noch:  Fegefeuer  XYI.  106. 

„Rom  hatte,  das  zum  Glück  die  Welt  bekehrt, 
Zwei  Sonnen  und  den  Weg  der  Welt  hatt^  Eine, 
Die  andere  den  Weg  zu  Gott  verklärt. 
Yerlöscht  ward  eine  Yon  der  andern  Scheine, 
und  Schwert  und  Hirtenstab  Ton  einer  Hand 
Gefaszt  im  übel  passenden  Vereine. 
Denn  nicht  mehr  fürchten,  wenn  man  sie  rerband. 

Sich  Hirtenstab  und  Schwert. 

Bonui  Kirche  fftllt,  weil  sie  die  Doppelwürde 
Die  Doppelherrschaft  jetst  in  sich  yermengt, 
In  Koth  besudelt  sich  und  ihre  Bürde.'* 
BUntsohli,  «llf emeiiM«  Stafttrodit.  20 


306  Kenntes  Buch.    Onliiizpflege. 

Auch  diese  Lösung  der  Hauptfrage  war  keine  endliche. 
Schon  vom  vierzehnten  Jahrhunderte  an  bereitete  sich  der 
Stat  Yor,  die  Oberherrlichkeit  der  Kirche  wieder  abzulehnen. 
Die  äuszere  Macht  des  States  wurde  gröszer,  und  sein  Maje- 
stfttsgefühl  durch  die  politische  Erinnerung  an  das  alt-römische 
Beich  und  durch  die  erneuerte  Eenntnisz  des  römischen  Hechtes 
von  neuem  gesteigert.  Auch  die  Wissenschaft  Yertheilte  ihre 
Früchte  zwischen  Stat  und  Kirche,  sie  löste  sich  in  manchen 
Richtungen  ab  von  der  Vormundschaft  und  der  Pflege  der 
Earche,  und  wefidete  sich  mehr  und  mehr  dem  State  zu.  Die 
Legisten  traten  den  Kanonisten  entgegen.  Der  Stat  konnte 
doch  die  Yergleichung  mit  dem  Leibe  —  der  Kirche  als  dem 
Geiste  gegenüber,  oder  seiner  mit  dem  Monde  welcher  in  der 
Nacht,  und  der  Kirche  mit  der  Sonne,  welche  dem  Tage 
leuchte,  unmöglich  mehr  für  wahr  halten.  Die  Kirche  selbst 
aber,  indem  sie  im  Vollgefühl  ihres  Triumphs  über  den  Stat 
ihre  Macht  auch  auf  das  äuszere  Leben  und  auf  weltliche 
Dinge  erstreckte,  und  politische  Herrschaft  üben  wollte,  indem 

sie  sich  so  mehr  und  mehr  verweltlichte,  büszte  an  religiöser 

*  

Reinheit  und  Wirksamkeit  mehr  ein,  als  sie  an  äuszerer  Ge- 
walt und  Glanz  zugenommen  hatte,  und  das  innere  Ver- 
derben machte  sie  schwach  im  Verhältnisz  zu  den  erstar- 
kenden Staten.  '^  Schon  im  fünfzehnten  Jahrhundert  konnte 
die  Aristokratie  einer  einzelnen  Stadt  wie  Venedig  in  Italien 
selbst  der  nahen  Macht  des  Papstes  Trotz  bieten,  und  ihre 
Hoheit  behaupten,  wie  es  zwei  Jahrhunderte  zuvor  der  Kaiser 
nicht  vermocht  hatte.  Die  Ueberordnung  der  Kirche  über 
denistat  erwies  sich  als  unnatürlich  und  unhaltbar,  für 
den  Stat  unerträglich,  für  die  Kirche  selbst  ver- 
derblich. 

Seit  dem  sechzehnten  Jahrhunderte  hat  der  Jesuiten- 

^*  Macohiayelli.  Zu  Lir.  1.  C.  12  wirft  dem  Papstthnm  yor,  es 
liabe  aus  Herrsohsnoht  die  Völker  Italiens  um  die  Religion  gebracht,  nnd 
die  Uneinigkeit,  Zerkiaftnng  und  Sohwftohe  Italiens  herbeigefOhrt. 
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Orden  Yomehmlich  versucht,  die  Meinung  Innocenz  III.  auf- 
zufrischen, und  Ton  neuem  zur  Geltung  zu  bringen.  Freilich 
versuchte  er  zugleich,  die  Theorie  der  neueren  Zeit  dadurch 
annehmbarer  zu  machen,  dasz  sie  für  das  Papstthum  nicht 
mehr  die  absolute,  sondern  nur  eine  bedingte  Hoheit  in 
weltUchen  Dingen  behaupteten,  soweit  das  erforderlich  sei 
für  die  Erhaltung  der  geistlichen  Qewalt.^^  Anfangs  ver- 
dammte der  Papst  Sixtus  Y.  auch  diese  vorsichtige  Abschwft- 
chung  der  päpstlichen  Ansprüche  als  irrig,  aber  später  fieuad 
die  Curie  doch  die  jesuitische  Lehre  wirksam  und  nützlich, 
und  liesz  sie  gewähren.  ^^  Im  Einzelnen  gelang  es  auch  wohl 
hier  und  dort  einige  Ueberreste  derartiger  mittelalterlicher 
Institutionen  länger  aufzubewahren,  auch  etwa  das  Gewissen 
mancher  Begenten  zu  beängstigen,  und  dieselben  zu  Yerfol-^ 
gangen  im  Dienste  der  Kirche  zu  bewegen,  wie  vorzüglich  in 
dem  romanischen  Süden  Europa*s;  aber  im  Groszen  und  Gan- 
zen war  dieses  Streben  doch  ohne  dauernden  Erfolg,  und  nir- 
gends mehr  erkennt  der  neuere  Stat  die  Oberherr- 
lichkeit der  Kirche  über  sich  an,  wenngleich  auch 
heute  noch  einzelne  Staten  dem  thatsächlichen  Fantoffelregi- 
mente  der  Kirche  einen  gröszeren  Einflusz  auf  die  öffentliche 
Angelegenheiten  verstatten,  als  es  für  diese  zweckmäszig  ist. 
Der  päpstliche  Stuhl  selber  aber  hat  die  Ansprüche  auf  seine 
übergeordnete  Stellung  bis  heute  nicht  aufgegeben,  wenn- 
gleich auch  er  sich  von  ihrer  Unausführbarkeit  überzeugt 
haben  mag.  *® 

^^  Bellarmin  de  romano  pontifice  Y.  1,  3:  ,|Batione  spiiitnalis  po- 
testatis  habet  saltem  indirede  potestatem  qnamdam,  eamque  summam  in 
temporalibaB.*^ 

17  Laurent  L'figlise  et  Pistat  §.  175  ff.  „le  poaToir  indirect." 
'*  In  der  ExoommiinioatiQnsbnUe  Pius  YII.  gegen  Kaiser  Napo- 
leon I.  Yom  10.  Juni  1809  ist  die  Oberhoheit  des  Papstes  fiber  den 
Kaiser  noch  ganz  im  8tyl  des  Mittelalters  behauptet.  In  diesen  Tagen 
wieder  hat  Pias  IX.  sich  angemasst,  durch  AUooution  rom  22.  Juni  1868 
die  österreichische  Yerfossung  Tom  21.  December  1867  und  die  öster- 
reichischen Gesetze  vom  Mai  1868  für  ^noU  und  nichtig*^  zu  erklftren. 

20* 


308  Keimtes  Buch.    Cnliorpflege. 

3.  Eine  neue  Entwicklungsphase  beginnt  mit  der  kirch- 
lichen Reformation  des  XYI.  Jahrhunderts.  Der  erste 
Anstosz  zu  einer  Umgestaltung  der  Verhältnisse  ging  nicht 
Yon  den  Männern  des  States,  sondern  Yon  den  kirchlichen  Be- 
formatoren  aus.  Luther,  der  Begründer  der  deutschen  pro- 
testantischen Kirche,  hatte  vor  allen  Dingen  wieder  auf  das 
innere  Glaubensleben  den  entschiedensten  Nachdruck  gelegt, 
und  darin,  nicht  in  äuszerer  Herrschaft,  die  Mission  der  Kirche 
erkannt.  Die  weltliche  Herrlichkeit  der  Kirche  wurde  als 
ihre  Entartung,  als  ihr  Verderben  bezeichnet.*^  Entkleidet 
yon  dem  Glanz  und  Schmuck  einer  Königin,  als  eine  schlichte 
Magd  suchte  die  protestantische  Kirche  den  Schirm  des  States, 
dessen  Hülfe  sie  zur  Durchfuhrung  von  Beformen  bedurfte. 
In  allen  äuszerlichen  Dingen  wollte  sie  sich  willig  ihm  unter- 
ordnen, nur  in  ihrem  Innern  Leben  verlangte  sie  volle  Frei- 
heit. Von  da  aus  unternahm  sie  es,  sich'  und  mittelbar  auch 
den  Stat  mit  göttlichem  Geiste  zu  erfüllen  und  zu  heiligen. 
In  dem  State  sah  sie  eine  ursprüngliche  sittliche  und  gött- 
liche Ordnung,  welche  selbst  in  dem  heidnischen  State 
verehrt  werden  müsse,  in  dem  christlichen  reiner  dargestellt 
werde.  ^ 


^' Augsburger  Gonfession  Art.  28:  „Eoolesiastioa  (potostas) 
suum  mandatum  habet  eyangelii  docendi  et  administrandi  saoramenta. 
Non  inrumpat  in  alienum  oflloium,  non  transferat  regna  mundi,  non  ab- 
roget  leges  magistratuum,  non  tollat  legitimam  obedientiam,  non  impe- 
diät  judicia  de  uliis  cirilibug  ordinationibus  aut  contraotibus,  non  prae- 
Boribat  leges  magistratibus  de  forma  reipublicae,  sicut  dioit  Christus: 
regnum  meum  non  est  de  hoo  mundo;  item:  quis  oonstituit  me  judicem 
aut  diyisorem  super  yosP**  Zwingli  (Werke  I.  §.  S46):  „Der  geist- 
Uohen  herrsohaft  hat  irer  hoohfur  gheinen  grund  in  der  leer  GhristL  — 
Man  soU  nit  gestatten,  dasz  die  geistlichen  einigerlei  oberkeit  habind» 
die  der  ireltliohen  wider  ist  oder  yon  gemeinem  regiment  abgesündret^ 
denn  s51ichs  bringt  zwitracht.*^ 

*®  Calvin  Instit  rel.  ohrist  lY.  20.  §.  4 :  „Non  humana  perrersitate 
fieri,  ut  penes  reges  et  praefeotos  alios  sit  in  terris  rerum  omnium  Arbi- 
trium, sed  divina  pravidetUia  et  mncta  ardinatione:  oui  sio  yiaum  est 
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Im  Einzelnen  finden  wir  nnn  freilich  mancherlei  eigen- 
thümliche  Gestaltungen  des  neuen  Verhältnisses.  In  einigen 
Staten  nftherte  es  sich  sehr  wieder  der  byzantinischen  Form 
der  Statsherrschaft  über  die  Earcbe  an, '^  und  die  wieder 
hergestellten  Statskirchen  wurden  zuweilen  wie  blosze 
Statsinstitute  behandelt,  freilich  immerhin  mit  der  unvermeid- 
lichen Beschränkung,  dasz  die  geistige  Autorität  desChristen- 
thums  für  ihr  inneres  Leben  yorausgesetzt  und  vorbehalten 
ward.  Auch  hier  also  werden  wir,  wie  in  der  modernen 
Statsentwickelung  überhaupt,  gewahr,  wie  der  römische  Geist 
der  Politik  und  des  Bechts  sich  der  Staten  und  der  Völker 
von  neuem  bemächtigt."  In  dieser  Beziehung  stand  nunBom 
wider  Bom,  die  römische  Statsmacht  wider  die  römische  Eir- 
chenmacht,  aber  jene  zunächst  als  Landesmacht,  diese  als 
universelle  Autorität.  Die  Ausbildung  der  territorialen 
Statssouveränetät  führte  zu  dem  in  religiöser  Hinsicht  aben- 
teuerlichen Grundsatz:  , Cujus  est  regio,  ejus  religio,* 
den  dann  katholisch  gesinnte  Fürsten  auch  zur  Restauration 
des  Eatholicismus  benutzten. 

Aber  im  Allgemeinen  unterschied  sich  doch  die  neuere 
Auffassung  von  der  römisch-griechischen  theils  durch  die  ver- 
änderte Weltlage,  theils  auch  in  der  Idee.  Der  Stat  war 
doch  nicht  so  absolut,  wie  der  römische  es  gewesen  war.  Sein 
Verhältnisz  zu  der  äuszern,  sichtbaren  Kirche  war  aller- 
dings wieder  ein  übergeordnetes,  aber  eher  auf  das Princip 

res  liominnm  moderarL'*  Vgl.  Hundeshagen,  der  deutsche  Prote- 
stantisiniu.  8.  481. 

^  Am  meisten  wohl  in  Dänemark  Oesots:  Christians  Y.  L  1., 
§.  1.:  «Rex  in  uniyersos  eoolesiastioos  ordines-maximam  nnus  habet  do- 
minationem  ideoque  omnia  saora  et  ecciesiasticas  ceremonias  con- 
stitnere  atqne  ordinäre,  —  seonndum  yerbnm  Dei  et  con- 
fessionem  Angustanam/ 

**  Die  protestantischen  Theologen  erinnerten  an  das  Wort  des  Kai- 
sers Constantin:  „Yos  qaidem  intra  ecolesiam,  ego  rero  extra  eode- 
siam  a  Deo  institutns  snm  Episcopus.'*  Stahl,  die  Eirohenyerfassmig  der 
Protestanten  S.  7. 
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der  Obsorge  und  Vormundschaft,  als  auf  das  der  Herr- 
schaft gegründet. 

Von  gröszter  Bedentnng  war  es,  dasz  die  protestan- 
tische Kirche  kein  gemeinsames  einheitliches  Organ  hervor- 
brachte. Zwar  gab  es  auch  in  ihr  eine  geistige  Verbindung, 
welche  über  die  besondem  Landesgrenzen  hinaus  wirkte  und 
ein  Gefühl  der  Gemeinschaft  wach  erhielt;  aber  die  Eirchen- 
verfassung  blieb  territorial.  Es  entstand  der  Begriff  der  Lan- 
deskirchen. Die  Consistorien  und  Synoden  waren  Landes- 
institutionen, in  strengerem  Sinne  als  die  früheren  katholischen 
Bisthümer  und  Provincialsynoden ,  denn  es  stand  kein  univer- 
selles Eirchenregiment  über  ihnen.  Die  Landesherren  selber 
nahmen  für  sich  die  äuszeren  Rechte  des  obersten  Bischoft  in 
Anspruch. 

4.  Die  Umwandlung  der  Öffentlichen  Machtrerh&ltnisse 
ftuszerte  aber  auch  in  den  katholischen  Ländern  ihre  Wir- 
kung. Schon  frühzeitig  hatten  die  französische  Kation  und 
ihre  Könige  ihre  politische  Unabhängigkeit  von  der  römischen 
Kirche  entschiedener  als  alle  andern  Völker  behauptet.'^  Auch 
in  der  g all icani sehen  Kirche  offenbarte  sich  der  Trieb  na^ 
tionaler  Selbständigkeit.  Die  französischen  Bischöfe  fflhlten 
sich  voraus  als  Franzosen,  dann  erst  als  römische  Kirchen- 
fQrsten,  und  die  französischen  Juristen  und  Parlamente  ver- 
theidigten  mit  Kühnheit  und  Geschick  das  bürgerliche  und 
statliche  Secht  wider  die  Anmaszungen  des  Klerus.  Lud- 
wig XIV.,  so  exclusiv  katholisch  seine  Politik  war,  hatte  doch 
keinerlei  Neigung,  sich  vor  der  römischen  Curie  zu  demüthi- 
gen,  und  wuszte  wohl,  wie  viel  gröszer  seine  Königsmacht  als 
die  Macht  des  Papstes  in  Frankreich  sei.  Die  gallicanische 
Kirche  war  ihm  unterthänig.'^     Das  achtzehnte  Jahrhundert 

^  Tgl.  oben  S.  305.  Konig  Ludwig  der  Heilige  behielt  in  der  Prag- 
matica  Ton  1268  bereits  die  Freiheiten  der  frftnkiBcben  Kirche  Tor. 
Phillimore  Interm.  Law.  II.  340. 

'*  Erklärung  des  französischen    Klenu  von  1682  and  bestätigt  Ton 
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steigerte  auch  in  Deutschland  nnd  in  Oesterreich  das 
statliohe  Selbstgefühl.  Schon  die  Kaiserin  Maria  Theresia, 
mit  ihrem  Minister  Eaunitz,  aber  rücksichtsloser  Joseph  II. 
behaupteten  die  Oberhoheit  des  States  über  dieSörche  mit 
Eifer  und  Erfolg.  In  der  Emser  Punctation  der  deutschen 
Eirchenfürsten  vom  Jahr  1786  wurde  auch  für  die  katholische 
Kirche  in  Deutschland  eine  nationale  Selbständigkeit  gegenüber 
dem  römischen  Absolutismus  begehrt.  Die  philosophische  Bil- 
dung der  Zeit  und  das  erwachende  nationale  Bewusztsein  för- 
derten beide  die  Befreiung  des  Stats  von  der  kirchlichen  Be- 
vormundung und  entwickelten  das  statliche  Machtgefühl.  Der 
Kampf  des  Mittelalters  zwischen  Stat  und  Kirche  wurde  wie- 
der aufgenommen,  nun  aber  unter  Verhältnissen,  welche  dem 
State  sehr  viel  günstiger  waren.  Die  Befreiung  des  Stats 
von  der  kirchlichen  Gebundenheit  und  der  kirchlichen  Be- 
vormundung und  die  Hoheit  des  Stats  auf  dem  gesammten 
Bechtsgebiete  wurden  nun  allgemeine  Grundsätze  des  mo- 
dernen Statsrechtes.  Der  Stat  nahm  in  Folge,  dessen  eine 
freie  Stellung  gegenüber  den  verschiedenen  Kirchen  ein.  Er 
stand  auszerhalb  der  Kirchen. 

5.  In  allen  bisher  erwähnten  Staten  bestand  immer  noch 
eine  nähere  Verbindung  des  States  mit  der  Statskirche 
oder  mit  mehreren  Landeskirchen.  In  Nordamerika 
aber  wurde  diese  Verbindung  gelöst  und  die  völlige  Tren- 
nung des  States  und  der  Kirche  zum  Princip  erhoben.    Es 

Ludwig  XIY.:  „Nons  d^olarons,  en  oöns6qaence,  que  leg  rois  et  les 
sonverains  ne  sont  soumis  &  aucune  pniasance  eccl^giastiqae,  par  Tordre 
de  Dieu,  dans  les  choses  temporelles ;  qu'ils  ne  peavent  6tre  d6pos68  di- 
reotement  et  indireotement  par  raatorit6  des  Chefs  de  T^ßglise,  qae 
lenrs  Sujets  ne  penvent  6tre  dispens^s  de  la  souniission  et  de  Tob^issance 
qu'ils  leor  doiyent,  ou  absous  du  serment  de  fid61it6;  et  que  cette 
dootrine,  n^cessaire  pbur  la  tranquillit6  publique,  non  moins  avanta- 
geuse  k  P^glise  qu^&  P^tat,  doit  Stre  inviolablement  suiyie  comme  con- 
forme  k  la  parole  de  Dieu,  k  la  tradition  des  saints  P^res  et  aus  ex- 
emples  des  Baints."  Vgl.  Laboulaye  Art.  Gallic.  Kirche  im  Deutschen 
StatswOrterbuoh. 
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wurde  zum  Statsgrondsatz,  dasz  ,der  Congresz  nie  ein  Qesetz 
geben  dürfe,  wodorcli  eine  Religion  zur  herrschenden  erkiftrt, 
oder  die  freie  Ausübung  einer  andern  verboten  werde. '^^^  Der 
eigentliche  Gedanke  der  Nordamerikaner  war  ursprünglich 
durchaus  nicht  der,  das  Ghristenthum  für  gleichgültig  zu  er- 
klären, oder  etwa  den  Muhammedanismus ,  das  Judenthum 
oder  den  Unglauben  zu  fördern,  sondern  in  Erinnerung  an  die 
kirchlichen  Kämpfe  und  Verfolgungen  des  Mutterlandes  der, 
die  gegenseitigen  Anfechtungen  der  verschiedenen  christlichen 
Confessionen  zu  verhindern,  und  die  Gestaltung  einer  Stats- 
kirche  unmöglich  zu  machen.  Aus  Furcht  vor  einer  uner- 
wünschten'Einmischung  des  States  in  kirchliche  Dinge,  und 
hinwieder  %ines  yerderbUchen  Einflusses  zelotischer  Kirchen 
auf  den  Stat,  wollte  man  durch  einen  scharfen  Schnitt  die 
mancherlei  Beziehungen  trennen,  durch  welche  der  Stat  bisher 
der  Kirche  verbunden  War.  Duldung  der  verschiedenen  re- 
ligiösen Gemeinschaften  schien  das  Wesentliche.  Im  üebrigen 
wollte  man  jede  sich  selber  überlassen,  ohne  dasz  der  Stat 
sich  darum  bekümmere. 

Indessen  stützte  man  sich  auf  ein  Princip  von  grOszerer 
Tragweite  als  man  ursprünglich  übersah.  Die  Nordameri- 
kaner waren  anfänglich  nichts  weniger  als  indifferent  für  das 
Ghristenthum,'^  auch  die  nordamerikanischen  Btaten  nicht, 
aber  nun  wurde  die  vollständige  Trennung  der  Kirchen  vom 
State  als  Princip  ausgesprochen,  und  somit  die  Indifferenz 

'*  Ziufttze  der  Yerfassang  Ton  1791.  Vgl«  Story,  Bnndeareoht  HI. 
44.  §.  265.  Vgl.  oben  S.  287. 

*'  Story  a.  a.  0.:  „WahrsoheinUch  war  zur  Zeit  der  Annahme  der 
Verfassung  die  durchgehende,  wo  nicht  die  aUgemeine  Meinnng  in  Ame- 
rika, dasz  die  christliche  Religion  Tom  State  Ermnntenmg  erhalten  soU, 
soweit  sich  dieses  mit  den  Priyatrechten  des  Gewissens  und  der  Freiheit 
religiöser  Verehrung  vertrage.  Ein  Versuch,  alle  Religionen  einander 
gleich  zu  stellen,  und  es  zu  einem  Gegenstand  der  Statspolitik  zu  machen, 
aUe  in  gftnzlicher  Gleichgültigkeit  zu  erhalten,  würde  allgemeine  Miss- 
billigung  wo  nicht  allgemeinen  Unwillen  erzeugt  haben.* 
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des  States  für  die  Eirchen,  die  sds  blosze  »Beligionsgesell- 
schaften*^  behandelt  wurden,  wenn  auch  wider  Willen,  princi- 
piell  anerkannt.*^ 

Indifferenz  ist  indessen  nnr  die  Negation  eines  Verhält- 
nisses des  States  zur  Eirche  in  ihrer  Buhe.  Da  erscheint 
sie  in  Form  gleichgültiger,  theilnahmloser  Toleranz.  Wir 
haben  aber  auch  die  andere  Art  der  Negation  stürmischer  auf- 
treten sehen,  die  Negation  der  Leidenschaft,  des  Hasses,  die 
Verfolgung  der  christlichen  Eirche.  Inder  französischen 
Revolution  hat  sie  durch  Schlieszung  der  Kirchen,  Verbot  des 
christlichen  Cultus,  Mordung  der  Priester,  Verhöhnung  Oottes 
und  jeder  sittlichen  Ordnung  sich  geoffenbart.  Die  aus  der 
Indifferenz  erklärte  Duldung  und  die  Verfolgung  sind  daher 
nahe  verwandt.  Negation  ist  die  gemeinsame  Mutter  beider, 
aber  das  Phlegma  ist  der  Vater  jener,  der  Hasz  der  Vater 
dieser.  In  der  Ruhe  negirend  wird  der  Stat  tolerant  sein; 
wird  dann  seine  Leidenschaft  gereizt,  so  wird  er  unterdrücken. 

6.  Das  nordamerikanische  Princip  der  Trennung  von  Eirche 
und  Stat  wurde  in  Europa  neuerdings  in  das  moderne  Princip 
der  Sojiderung  umgebildet.  Die  Sonderung  der  beiderlei 
Oebiete  macht  es  möglich,  dasz  die  Hoheit  des  States  voll- 
ständig anerkannt  und  gewahrt,  die  Selbständigkeit  der 
Kirche  aufrichtig  geschützt  und  die  wichtigen  Beziehungen 
zwischen  beiden  Organismen  der  Würde  und  der  Bedeutung 
beider  gemäsz  freundlich  gepflogen  werden. 

Die  ganze  neuere  Entwicklung  des  XIX.  Jahrhunderts  ist 
einer  polizeilichen  Beherrschung  der  Kirche  durch  den  Stat, 

'^  Lange  in  der  angeführten  Bolirift  8.  1:  „Die  Trennung  zwi- 
schen 8tat  und  Eirobe  ist  eine  Scheidung,  yerbunden  mit  Yerkennong, 
mit  Entfremdung,  mit  Abstosz,  eine  Scheidung  für  ein  permanentes  ge- 
theiltes  Bestehen ;  die  Auseinandersetzung  ist  eine  Scheidung  beider 
Institutionen  in  der  Gestalt  des  WohlTemehmens  unter  der  Yoraussetzung 
ihrer  ewigen  Verwandtschaft  und  Beziehung.  Die  Trennung  ist  mit 
einem  Worte  die  Carioatur  der  Auseinandersetzung,  welche  zu  einer  der 
dringendsten  Forderungen  der  Zeit  geworden  isi* 
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wie  sie  im  XVIII.  Tersucht  worden,  nicht  mehr  günstig.  Indem 
sie  für  den  Stat  und  das  bürgerliche  Leben  Freiheit  fordert 
ist  sie  anch  geneigt,  der  Kirche  in  religiösen  Dingen  Freiheit 
und  Selbstverwaltung  ihrer  kirchlichen  Angelegenheiten  zu  ge- 
währen. «Freie  Kirche  im  freien  Stat*^  ist  das  moderne 
Princip,  wie  es  Gavour  formulirt  hat.  Nur  freilich  musz 
sich  der  Stat  davor  hüten,  die  Freiheit  der  Kirche,  wie  sie 
die  Ultramontanen  verstehen,  zur  Herrschaft  der  Kirche  aus- 
beuten und  verderben  zu  lassen.  Indem  der  Stat  für  sich  ein 
ihm  eigenes  Geistesprincip  und  einen  ihm  eigenen  Leib  (die 
Statsverfassung)  behauptet,  gesteht  er  auch  der  Kirche  zu, 
dasz  sie  ebenso  ein  ihr  eigenes  Geistesleben  habe,  und  eines 
ihr  eigenen  EOrpers  (der  Kirchenverfassung)  bedürfe.  Die 
falsche  Einheit  der  mittelalterlichen  Idee  der  Christenheit  als 
eines  religiösen  und  politischen  Begriffs  ist  ebenso  aufisugeben, 
wie  der  falsche  Vergleich  der  Kirche  mit  dem  Geiste  und  des 
States  mit  dem  Leibe  dieser  Einen  Christenheit.  Die  Zweiheit 
von  Stat  und  Kirche  wird  nun  allmählich  als  die  Zweiheit  von 
zwei  Gesammtwesen  begriffen,  die  beide  aus  Geist  und  Leib 
bestehende  Organismen  sind.  Aber  der  Stat  nimmt  tdr  sich 
die  Selbstbeherrschung  des  freien  männlichen  Geistes 
in  Anspruch,  während  die  Kirche,  an  die  göttliche  Offenbarung 
angelehnt  ist,  und  vorzugsweise  der  üebung  der  passiven  Tu- 
genden ihr  Leben  widmet.  Wie  die  Menschheit  in  den  beiden 
Geschlechtem  sich  sondert,  von  denen  jedes  seine  eigene  Be- 
rechtigung und  Aufgabe  hat,  und  die  hinwieder  erst  zusammen 
die  ganze  Mensohenidee  verwirklichen,  so  bilden  Stat  und  Kirche 
im  Groszen  denselben  Gegensatz  der  Schöpfung  wieder,  und 
es  beruht  darauf  ihre  Sonderung  und  ihre  Yerbindung.  Der 
Stat  im  Groszen  ist  die  Menschheit  (das  Volk)  als  selbstbe- 
wuszter,  willenskräftiger  und  thatmächtiger  Mann, 
die  Kirche  ist  die  Menschheit  (die  Gläubige)  als  /romme  Gott- 
ergebene moralisch  wirkende  Frau. 

Als  einzelne  Folgen  des  modernen  Grundsatzes  der  Son- 
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derang  yon  Stat  nnd  Kirche  für  den  Stat  lassen  sich  fol- 
gende Sätze  betrachten: 

a)  Der  Stat  steht  auszerhalb,  nicht  in  der  Kirche,  nnd 
ist  demnach  nicht  irgendwie  an  die  kirchliche  Autorität  ge- 
bunden. Auch  die  religiöse  Offenbamng,  welche  die  Kirche 
verehrt,  ist  für  das  statliche  Gesetz  keine  bindende  Vorschrift, 
nnd  der  Stat  ist  nicht  verpflichtet,  weder  der  jüdischen  Gesetz- 
gebung noch  dem  kanonischen  Recht  des  Mittelalters  eine  Bechts- 
antorität  beizulegen,  noch  selbst  die  christlichen  Sittengebote 
als  Statsgesetze  einzuführen.  Er  prüft  nun  mit  voller  Freiheit 
das  Gerechte  nnd  Zweckmäszige,  wenn  er  aus  eigener  Auto- 
rität ein  Statsgesetz  erläszt. 

So  lange  der  Stat  selbst  noch  einen  specifisch  confes- 
sionellen  Charakter  hat,  fällt  es  ihm  noch  schwer,  gegenüber 
der  Autorität  der  Kirche  diese  Unabhängigkeit  seiner  Gesetz- 
gebung zu  behaupten ;  indessen  haben  sogar  die  katholischen 
Staten  es  gelernt,  von  den  Vorschriften  des  Tridentinischen 
Concils  z.  B.  in  der  Ehegesetzgebung  abzuweichen,  wo  sie  das 
fOr  nothwendig  und  gut  erkannten.  Für  die  specifisch  luthe- 
rischen oder  reformirten  Staten  ist  diese  Gefahr  der  Ab- 
hängigkeit von  der  Kirche  geringer,  weil  das  Statshaupt*^  an 
dem  Earchenregimente  selber  einen  Antheil  hat.  In  dem 
griechisch-katholischen  State  Ruszland  fehlt  es  zwar  auch 
nicht  an  derselben  Obermacht  des  Statshauptes,  aber  die  Ge- 
bundenheit an  die  orthodoxe  Lehre  macht  sich  dennoch  zum 
Nachtheil  der  andersgläubigen  Unterthanen  sehr  empfindlich 
geltend. 

b)  Soweit  die   Statsbeamten  oder  die   Statsbürger 


'*  Noch  immer  wird  in  den  protestantiscben  EÜrchen  den  ,)Landes- 
herm*^  bischöfliche  Gewalt  zugeschrieben,  obwohl  Niemand  bestreiten 
kann,  dasz  diq/ielbe  nicht  eine  Folge  der  Btatshoheit,  sondern  nnr  eine 
geschichtlich  mit  der  Landeshoheit  der  FQrsten  yerbundene  kirchliche 
Eigenschaft  ist.  Vgl.  Deutsches  Statsw5rterbuch.  Art.  Prot. Kirche 
TOD  Herr  mann. 
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lediglich  ihr  S tatsrecht  ansllbeii,  sind  sie  in  keiner  Weise 
der  kirchlichen  Censur  unterworfen.  Die  Eärche  darf  und  soll 
wohl  eine  sittliche  Wirkung  üben  und  die  Statsgewalt  an  ihre 
Pflichten  erinnern,  aber  sie  darf  keine  Oewalt  gegea  den  Stat 
flben.  Die  Ausübung  der  kirchlichen  Censur  als  Jurisdiction 
gegen  die  Vertreter  des  Stats  ist  Miszbrauch  der  kirchlichen 
Autorität  und  Verletzung  der  Statshoheit  und  Statsfreiheif 

c)  Der  Stat  nimmt  alle  eigentliche  Souveränetat,  und  da- 
mit alle  äuszerlich  zwingende  Gewalt  ausschliesz- 
lich  für  sich  in  Anspruch.  Gesetzgebung,  Begierung,  Ge- 
richt sind  ihrer  Natur  nach  Statsfunctionen.  Der  Stat 
ist  daher  jeder  Zeit  berechtigt,  die  Ausübung  dieser  Functionen 
in  bindender  Form  der  Kirche  zu  untersi^en.  oder,  wenn  er 
sie  theilweise  gestattet  hat,  wieder  der  Kirche  zu  entziehen. 
Die  moralische  Einwirkung  und  die  Zucht  der  Kirche  steht 
mit  diesem  Satze  nicht  im  Widerspruch,  wohl  aber  jeder  Ge- 
richts- oder  Steuerzwang,  zu  dem  nicht  der  Stat  ermächtigt 
Der  Stat  bestimmt  die  Bedingungen  und  die  Grenzen  der 
kirchlichen  Autonomie. 

d)  Der  Stat  darf  wohl  der  Kirche  eine  Theilnahme 
an  seinen  Lebensaufgaben  eröffnen,  und  ihr  auch  eine  Mit- 
wirkung —  zumal  auf  dem  Gebiete  der  Culturpflege  —  zu- 
gestehen, ohne  dasz  er  unser  Princip  verletzt;  aber  er  kann 
nicht  die  Eine  Bechtsgewalt  spalten  und  eine  Souvcränetät  der 
Kirche  anerkennen,  ohne  die  Einheit  der  Bechtsordnung  zu 
verwirren  und  den  Zwiespalt  zweier  gleicher  Potenzen  unlOs* 
bar  zu  machen. 

**  Die  katholisohe  Kirche  maszt  sioh  heute  noch  diese  Censur  an. 
Das  neueste  Beispiel  ist  die  Allocution  gegen  den  Kaiser  Ton  Oester- 
reioh  und  die  Mitglieder  des  österreichischen  Reichstags  vom  22.  Juni  1868. 
Der  moderne  Stat  darf  das  nicht  dulden  und  ist  genöthigt,  wenn  er 
sein  Recht  und  seine  Würde  wahren  will,  gegen  aUe  die  Diener  der 
Kirche  einzuschreiten,  welche  beide  verletzen. 
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Sechstes  Gapitel. 

Die  Rechte  des  modernen  States  mit  Bezug  auf  die  Kirche. 

1.  Das  Becht  und  die  Pflicht,  welche  aus  dem  Wesen 
des  modernen  States  der  Kirche  gegenüber  folgt,  können  wir 
die  Eirchenhoheit  (jtis  majestatis  circa  sacra)  nennen. 
Wir  verstehen  darunter  nur  die  Hoheit,  welche  der  Stat  als 
ein  weltliches  und  sittliches  Beich  hat  und  ausübt,  und 
scheiden  jede Theilnahme  an  dem  Eirchenregimente  selbst 
davon  aus.  Diese  Eirchenhoheit  kommt  somit  jedem  auch 
dem  nicht  -  christlichen  State,  und  gegenüber  jeder 
Kirche  zu. 

Indessen  haben  auch  auf  diesen  Begriff  die  verschiedenen 
Grundansichten  über  das  Verhältnisz  des  States  zur  Eirche 
überhaupt  einen  groszen  Einflusz  geübt,  und  den  Bechten  des 
States  bald  engere,  bald  weitere  Grenzen  angewiesen. 

a)  Nach  dem  nordamerikanischen  System  einer  in- 
differenten Toleranz  und  der  Trennung  der  Eirche  vom  Stat 
hat  der  Stat  den  kirchlichen  Gemeinschaften  gegenüber  keine 
andere  Stellung  noch  Bechte,  als  gegen  jede  Gesellschaft  oder 
Vereinigung  zu  wissenschaftlichen  oder  geselligen  oder  wohl- 
thätigen  Zwecken.  Die  Kirchenhoheit  löst  sich  .daher  auf  in 
der  allgemeinen  Gorporationshoheit  und  der  polizei- 
lichen Aufsicht  über  Gesellschaften.  Der  Begriff  der 
Kirche  fiült  weg  und  es  gibt  in  den  Augen  des  States  nur 
Religionsgesellschaften. 

b)  Die  besondere  protestantische  Lehre  Europa's 
pflegte  im  Gegentheil  die  rein-statliche  Kirchenhoheit  mit 
kirchlichen  Bestandtheilen  zu  mischen,  und  auch  auf  das  Kir- 
chenregiment selbst  auszudehnen.  Der  Stat  hat  nach 
derselben  nicht  blosz  zu  prüfen,  ob  die  kirchlichen  Anord- 
nungen nicht  der  öffentlichen  Wohlfahrt  schaden  und  das 
Becht  verletzen,  und  demgemäsz  zu  handeln ,  sondern  er  soll 
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:£UgIeioh  beurtheQen,  ob  dieselben  in  der  religiösen  Wahrheit 
begründet  und  auch  kirchlich  gerechtfertigt  seien.  ^ 

c)  Die  katholische  Kirche  hat  zwar  noch  einige  Scheu, 
das  Princip  der  statlichen  Eirchenhoheit  anzuerkennen  und  die 
Folgerungen  desselben  in  vollem  Umfange  zuzugestehen;  aber 
die  wichtigsten  Anwendungen  des  Grundsatzes  sind  doch  in 
den  meisten  katholischen  Ländern  in  neuerer  Zeit  ebenfalls 
ohne  nachhaltigen  Widerspruch  der  Kirche  eingeführt,  und 
das  Princip  der  Kirchenhoheit  von  den  neuern  Staten  regel- 
mäszig  siegreich  behauptet  worden.  Wenn  aber  die  katholische 
Kirche  die  Ausdehnung  derselben  auch  auf  das  eigentliche  Kirchen- 
gebiet mit  grOszerer  Energie  und  Erfolg  bestreitet,  so  trifft 
sie,  obwohl  sie  dabei  von  dem  Standpunkte  ihrer  kirchlichen 
Freiheit  und  Hoheit  ausgeht,  dem  Besultate  nach  doch  zusam- 
men mit  dem  wahrhaft  modernen  Princip  des  States  selbst, 
welcher  entweder  überhaupt  kein  oder  doch  kein  besonderes 
confessionelles ,  sondern  höchstens  das  gemeinsame  christliche 
Bekenntnisz  hat,  daher  als  Stat  keinen  Anspruch  auf  das 
eigentliche  Kirchenregiment  macht. 

d)  Diese  rein  statliche  und  nur  statliche  Kirchen- 
hoheit ist  aber  offenbar  das  normale  Verhältnisz,  auf  dessen 
Begründung  und  Herstellung  die  mancherlei  Strebungen  der 
neuem  Zeit  hinleiten.  Eine  wirkliche  Kirchenhoheit,  nicht 
eine  blosze  Gesellschaftshoheit;  denn  der  Gedanke  der  Indif- 
ferenz bezüglich  der  Kirchen  ist  aus  den  nftmlichen  Gründen 
unhaltbar  und  verkehrt,  aus  denen  der  Stat  gegen  die  Beligion 
sich  nicht  indifferent  verhalten  kann.  Wird  die  Masse  der 
Bevölkerung  von  einer  bestimmten  kirchlichen  Bichtung  er- 
griffen,  so  übt  diese  Stimmung  den  mächtigsten  und  nach- 
haltigsten Einflusz  auf  die  Politik  und  das  ganze  Dasein  des 
States  aus.  Die  innere  Verbindung  der  Kirche  mit  dem  State 
ist  dennoch  da,  obwohl  sie  ignorirt  wird,  und  die  Interessen 

•  Stahl,  KiroheBTerf.  der  ProteiUnien  S.  109. 
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und  Leidensehaften  der  religiösen  oder  selbst  antireligiösen 
Parteien  in  der  Bevölkerung  zwingen  sobald  sie  erregt  sind 
den  Stat  mit  ihren  Angelegenheiten  sich  zu  befassen,  auch 
wenn  er  nicht  wollte.'  Aber  auch  eine  nur  s tatliche  Ear- 
chenhoheit,  nicht  zugleich  ein  Stück  Earchenregiment ;  denn 
theils  erträgt  die  Sonderung  des  States  und  der  Kirche  (ver- 
schieden von  der  Trennung)  und  die  volle  Selbständigkeit 
beider  Organismen  die  Mischung  nicht,  theils  kann  der  Stat 
doch  nur  Einer  Kirche  gegenüber  als  ein  Glied  derselben  sich 
geriren,  und  konunt  so  in  eine,  nach  dieser  Seite  hin  gebun- 
dene, gegenüber  andern  Kirchen  aber  feindliche  Parteistellung. 
Im  Verhältnisz  zur  katholischen  Kirche  wäre  überdem  eine 
solche  Ausdehnung  der  Statsmacht  gar  nicht  möglich  ohne  ein 
ernstes  Schisma. 

2.  Jene  staüiche  Kirchenhoheit  offenbart  sich  voraus  in 
der  Anerkennung  der  christlichen  Landeskirchen 
im  Gegensatze  zur  Duldung  bloszer  Secten  oder  anderer 
Beligionen. 

Der  christliche  Stat  darf  und  soll  prüfen,  ob  eine  christ- 
liche Gemeinschaft,  eine  Kirche,  sowohl  ihrem  organischen 
Bestände  und  ihrer  historischen  Berechtigung  nach  als  mit 
Bücksicht  auf  ihre  religiöse  Wirksamkeit  auf  das  Volksleben, 
nicht  etwa  nur  Duldung,  sondern  volle  Anerkennung  des 
States  ansprechen  dürfe,  und,  wenn  er  sich  davon  überzeugt, 
diese  gewähren.    Man  kann  hier  noch  unterscheiden  zwischen 


*  Sehr  gute  Bemerkungen  darüber  TonK^apoleon  siehe  bei  Thiera^ 
bist,  du  Gonsulat  I.  S.  1G3.  In  dem  alten  Europa  hat  noch  jedesmal 
eine  grosze  kirchliche  Bewegung,  gleiobyiel  ob  anf&nglich  die  Statsge«- 
walt  daran  Theil  nahm  oder  nicht,  auch  grosze  politische  Folgen  ge- 
habt. Die  Zustände  der  Kirche  in  Kordamerika  aber  sind  weder  so  be« 
wihrt  noch  so  befriedigend  und  beruhigend,  dasa  nicht  auch  da  an 'den 
Stat  unabweisbare  Forderungen,  sieh  um  die  kirchlichen  Verhältnisse  sn 
bekümmern,  gelangen  können.  "Wie  wenig  die  amerikanische  Indiffe- 
renz aushält,  wenn  sie  emstUch  auf  die  Probe  gesteUt  wird,  sehen  wir 
in  der  Yertreibnng  der  Mormonen  Ton  ihren  alten  Sitien. 
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Landeskirchen  und  Pissidenzkirchen.  Die  ersteren 
haben  alle  Bedingungen  erftOlt,  nm  deren  willen  der  Stat 
ihnen  sein  ToUes  Yertranen  zuwendet,  dasz  sie  christliche  Oe- 
shmung  und  Gesittung  in  der  Nation  verbreiten  undf&rdem  werden, 
um  deren  willen  er  zugleich  sie  mit  seinen  öffentlichen  Mitteln  unter- 
statzt,  mit  ihnen  gemeinsam  in  manchen  Dingen,  z.  B.  im 
ünterrichtswesen  handelt  und  ihnen  die  höchsten  Bechte  und 
Ehren  zugesteht.  Den  letztem  fehlt  es  dagegen  zwar  nicht 
an  moralischen  Garantien  ffir  eine  segensreiche  christliche  Thä- 
tigkeit,  wohl  aber  wegen  des  geringen  Anhangs  oder  aus  hi- 
storischen Gründen  an  Bedeutung  für  das  Land,  um  ihnen 
alle  diese  Bechte  und  Ehren  zuzuerkennen.  Wenn  ihnen  daher 
auch  volle  Freiheit  ihres  Gultus  verliehen  wird,  so  fflhlt  sich 
doch  der  Stat  nicht  ebenso  wie  den  Landeskirchen  gegenüber 
bewogen,  sie  aus  seinem  Vermögen  auszustatten,  noch  mit 
ihnen  zu  Bathe  zu  gehen  und  gemeinsame  Sorgen  zu  pflegen. 
In  Deutchland  z.  B.  werden  die  drei  Kirchen,  die  katho- 
tholische,  lutherisch-evangelische  und  reformirte, 
beziehungsweise  die  aus  beiden  unirte,  neben  einander  als 
Landeskirchen  behandelt,  in  manchen  Ländern  aber  ist  die  ka^ 
tholische  Landeskirche  und  die  protestantische  blosze  Dissidenz- 
kirche,  in  andern  umgekehrt.*''  Darüber  gebührt  der  freie 
Entscheid,  je  nach  den  besondem  Verhältnissen,  dem  State, 
und  wenn  er  so  mehrere  Kirchen  anerkennt,  so  übt  er  auf 
seinem  Gebiete  ganz  das  nämliche  Becht,  welches  schon  im 
Mittelalter  die  katholische  Kirche  fortwährend  den  verschie- 
denen Staten  und  Statsformen  gegenüber  ebenfalls  geübt  hat 
und  noch  übt. 

Die  Kirche  sagt:  „Ich  bin  weder  monarchisch  noch  re- 
publikanisch, ich  vertrage  mich  mit  aUen  Statsformen,  wenn 
sie  nur  das  religiöse  Leben  gewähren  lassen.  Mir  sind  Mo- 
narchist, Aristokrat,  Demokrat  gleichwerth,  wenn  sie  nur  gute 

'  Vgl.  oben  Cap.  5.  Handeshagen,  deaischer  Protesiantiginu«  S.  333. 
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Christen  und  treue  66hne  der  Kirche  sind.'*  Mit  dem  gleichen 
Rechte  kann  der  Stat  sagen:  «Ich  bin  weder  kathoUsch  noch 
protestantisch.  Die  confessionellen  Parteien  kfimmem  mich 
nicht,  wenn  sie  nur  die  Oesetze  des  States  achten.  Die  Po- 
litik, nicht  die  Beligion  ist  der  Geist  meiner  Wirksamkeit. 
Katholiken  wie  Protestanten  nnd  selbst  Andersglftübige  sind 
mir  gerecht,  wenn  sie  nmr  treue  StatsbQrger  sind,  mid  ich 
stelle  mich  freundlich  zu  den  yerschiedenen  religiösen  Gemein- 
schaften, insofarn  sie  mein  politisches  Leben  nicht  verletzen.^ 
Der  Begriff  der  Landeskirche  ist  somit  verschieden 
Yon  dem  der  Statskirche.  Jener  ist  ein  rein  statlidier, 
dieser  ein  Mischbegriff.  Jener  setzt  die  Sonderang  von  Stat 
xmd  Kirche  voraus,  dieser  die  Abhängigkeit  der  Kirche  vom 
State.  Jener  verlangt  von  dem  State  kein  konfessionelles  Be- 
kenntnisz,  dieser  fordert,  dasz  der  Stat  der  Gonfession  der 
Statskirche  angehöre. 

Bietet  die  kirchliche  Gemeinschaft  dem  State  anch  nicht 
zureichende  moralische  Garantien,  oder  ist  sie  tiberall  noch 
nicht  geordnet  und  zu  einer  wirklichen  selbständigen  Kirche 
erwachsen,  so  hat  der  Stat  vollen  Grund,  sie  weder  als  Landes- 
noch  als  Dissidenzkirche  anzuerkennen,  sondern  er  gewährt  ihr 
als  einer  Secte,  insofern  sie  nicht  geradezu  statsverderblich 
erscheint,  im  Interesse  der  religiösen  Bekenntniszfreiheit,  eine 
Duldung,  deren  Schranken  er  nach  Statsgründen  näher  be- 
stimmt. In  dieser  Duldung  kann  der  Stat  gewöhnlich  ohne 
Gefahr  sehr  weit  gehen,  —  der  Verfolgungseifer  erreicht 
selten  den  gewünschten  Zweck;  —  aber  das  Recht  darf  er 
nicht  aufgeben,  dem  Wirken  unsittlicher  und  für  die  Rechts- . 
Ordnung  gefährlicher  Secten  entgegenzutreten,  derartige  Ver- 
bindungen   aufzulösen*    und    ihr    gemeinsames    Handeln    zu 

hemmen. 

In  einem  ähnlichen  Verhältnisz  der  Duldung  steht  der 

*  Man  erinnere  sich  der  Wiedertäufer  in  Münster. 
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Stat  ZU  den  nicht-christlichen  Religionen,  welche  ein 
Tbeil  seiner  Bewohner  bekennt.  Je  mehr  dieselben  einen 
sittlichen  Gehalt,  und  je  weniger  sie  eine  den  moralischen 
Grundlagen  des  States  zuwiderlaufende  Bichtong  haben,  desto 
umfassender  kann  auch  die  Duldung  gewährt  werden  und  sich 
der  Anerkennung  christlicher  Kirchen  annähern.  Aber  die 
Zumuthung  an  den  europäisch  -  christlichen  Stat,  dass  er  die- 
selben mit  der  nämlichen  Zuneigung  und  Liebe  umfasse  und 
f&rdere  wie  die  christliche  Kirche,  ist  eine  unnatfirliche  und 
nur  mit  dem  falschen  System  einer  negatiTen  Indifferenz  ver- 
einbar. 

3.  Der  Schutz,  den  der  Stat  den  Landeskirchen  ge- 
währt, ist  umfassender,  als  der,  welcher  andern  Kirchen  und 
Secten  ertheilt  wird.  Der  Stat  ist  der  Schirmvogt  der  Lan- 
deskirche (jus  advocatiae). 

Die  Landeskirchen  werden  als  öffentliche  Corporationen 
anerkannt  und  oft  denselben  daher  auch  öffentliche  Bechte 
im  State,  z.  B.  das  der  Repräsentation  in  den  Kammern,  der 
Betheiligung  bei  einzelnen  Behörden,  oder  ihren  Kirchenwür- 
den  und  Aemtern  der  Rang  und  die  Rechte  von  Statswürden 
und  Aemtern  beigelegt.  Andere  kirchliche  und  religiöse  Ver- 
bindungen erhalten  nicht  ebenso  nothwendig  die  Rechte  öffent- 
licher Corporationen,  sondern  werden  häufig  wie  privatrecht- 
lidhe  Körperschaften,  Genossenschaften,  Gesellschaften  ange- 
sehen und  behandelt,  haben  somit  nur  Privatrechte  anzu- 
sprechen. ^ 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  dem  Gottesdienste.  Es  ver- 
steht sich,  dasz  die  Landeskirchen  in  der  Begehung  ihres 
öffentlichen  Gottesdienstes  vollständig  geschätzt  werden. 
Der  Stat  verwehrt  hier  nicht  blosz  jede  Hemmung  und  Stö- 
rung desselben,  sondern  er  nimmt  sogar  in  den  bürgerlichen 
Einrichtungen  auf  die  religiöse  Feier  achtungsvolle  Bück- 

*  Preuss.  Landreoht  II.  11.  $.  17—19,  §.  20.    Bayerisohes  Re- 
ligionBedict  $.  28—82. 
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siebt.  Das  Verbot  lärmender  Arbeit  und  Belustigung,  des 
Marktverkebrs  und  Eramhandels,  und  die  gebotene  Schlieszung 
von  Wein-  oder  Bierschenken  w&hrend  der  Festfeier  u«  dgl. 
sind  Folgen  solcher  erhöhter  Anerkennung  der  Landeskirchen.  * 
Anderen  obwohl  anerkannten  Kirchen  dagegen  wird  zwar 
wieder  ein  öffentlicher  Qottesdienst  im  Innern  ihrer  Er- 
bauungsh&user  verstattet  und  vor  Störung  geschirmt,  aber  es 
lassen  sich  eher  Beschränkungen  rechtfertigen,  wenn  es  sich 
um  Einrichtungen  handelt,  die  auch  nach  auszen  fflr  die  übrige 
nicht  zu  diesen  Kirchen  gehörige  Bevölkerung  Bezug  haben. 
So  z.  B.  wird  kein  Glockengeläute,  es  werden  keine  Proces- 
sionen  auszer  der  Kirche  gestattet.  Die  religiöse  Engherzigkeit 
früherer  Zeit  legte  auf  solche  Beschränkungen  einen  groszen 
Werth:  der  neuem  Zeit  ist  es  würdig,  soweit  nicht  das  bür- 

*  Bayerisches  Religionsedict  %,  80:  „Die  im  State  bestehenden 
Religionsgesellschaften  sind  sich  wechselseitig  gleiche  Achtung  schuldig; 
gegen  deren  Yersagong  kann  der  obrigkeitliche  Bohntz  aufgerufen  wer- 
den, der  nicht  yerweigert  werden  darf:  dagegen  ist  aber  auch  keiner 
eine  Selbsthfilfe  erlaubt.*^  §.  82:  „Keine  Eirchengesellschaft  kann  ver- 
bindlich  gemacht  werden,  an  dem  ftuszern  Gottesdienst  der  andern  An- 
theil  KU  nehmen.  Kein  Religionstheil  ist  demnach  schuldig,  die  beson- 
dern Feiertage  des  andern  zu  feiern ,  sondern  es  soll  ihm  frei  stehen, 
an  solchen  Tagen  sein  Oewerbe  und  seine  Handtbierung  auszuüben,  je- 
doch ohne  Störung  des  Gottesdienstes  des  andern  Theiles,  und  ohne  dasz 
die  Achtung  dabei  yerletzt  werde,  welche  nach  §.  80  jede  ReKgionsge- 
■elUchaft  der  andern  bei  Ausfibung  ihrer  religidsen  Handlungen  und 
Gebräuche  schuldig  ist.*^  —  Im  Einzelnen  kommt  nattriioh  viel  auf  die 
BeyöIkerungSTerhftltnisse  an.  In  einer  rorzugsweise  katholischen  Stadt 
wftre  es  z.  B.  stOrend,  wenn  die  Protestanten  an  hohen  Festtagen  der 
Katholiken  ihr  btrgeriiohes  Gewerbe  Sffenilioh  betrieben  wie  an  Werk- 
tagen; in  einer  Stadt  dagegen,  wo  nur  eine  geringe  Zahl  von  Katho- 
liken sich  befindet,  keineswegs.  Belgische  Verf.  §.  15:  „Keiner  ist 
gezwungen,  auf  irgend  eine  Weise  an  den  Handlungen  und  Feierlich- 
keiten eines  Gottesdienstes  Theil  zu  nehmen,  oder  die  Ruhetage  des- 
selben zn  beobaohten.''  Oesterr.  Ges.  Tom  25.  Mai  1868.  $.  6:  „Fer- 
ner musz  an  den  Festtagen  was  immer  für  einer  Kirche  oder  Religions- 
gesellschaft w&hrend  des  Hauptgottesdienstes  in  der  l^fthe  des  Gottes- 
hauses aUes  unterlassen  werden,  was  eine  StOrung  der  Feier  zur  Folge 
haben  könnte/' 
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gerliche  Leben  hinwieder  gestört  würde,  anch  in  diesen  Dingen 
den  yerschiedenen  Kirchen  freien  Gnltas  zn  verstatten.  Aber 
überspannt  wäre  das  Begehren  einer  solchen  Kirche  an  den 
Stat,  dasz  ihre  Festtage  auch  von  denen  beachtet  werden  müs- 
sen, welche  nicht  zn  ihr  gehören. 

Beschr&nlrter  noch  kann  der  Schutz  sein,  den  der  Stat 
nichtchristlichen  Religionen  und  bloszen  Secten  gewährt.  Aus 
dem  Princip  der  individuellen  Gewissensfreiheit  folgt  noch 
nicht  die  Freiheit  eines  gemeinsamen  Cultus.  Sowie  die  In- 
dividuen aus  der  Besonderheit  ihres  Hauses  und  ihrer  Familie 
heraustreten,  und  sich  zu  Genossenschaften  (Gesell- 
schaften) Gleichgesinnter  verbinden,  so  hat  auch  der  Stat 
als  die  höchste  Ordnung  der  äuszem  Lebensgemeinschaft  eine 
nähere  Veranlassung  und  ein  erhöhtes  Becht  zu  prüfen,  in 
welchen  Beziehungen  jene  Genossenschaften  und  ihre  Thätig- 
keit  zu  den  gemeinsamen  öffentlichen  Interessen  stehen,  und 
demgemäsz  zu  verfahren.  Im  Zweifel  soll  er  freilich  die  Frei- 
heit des  Cultus  achten.  Wenn  er  sich  aber  überzeugt,  dasz 
eine  Secte  der  Eiistenz  und  Buhe  des  States  —  nicht  etwa 
der  herrschenden  Politik  im  State  —  gefährlich  ist,  so  kann 
es  dem  State  nicht  verwehrt  werden,  dieselbe  als  religiöse 
Genossenschaft  nicht  zuzulassen  oder  aufzulösen, 
oder  je  nach  Umständen  unter  besondere  Aufsicht  zu  stellen 
und  enger  zu  beschränken.  £s  lassen  sich  hier  mancherlei 
Abstufungen  denken,  von  dem  völligen  Verbote  bis  zur  Ge- 
stattung des  freien  Cultus,  z.  B.  die  Beschränkung  des  Got- 
tesdienstes der  Secte  auf  die  Hausandaoht  der  Familien,  auf 
eine  gemeinsame  GottesTerehrung  aber  nur  im  Stillen  und  mit 
Ausschlieszung  aller  Andersgläubigen,  die  Zulassung  des  öffent- 
lichen Cultus  aber  ohne  dasz  den  kirchlichen  Handlungen, 
z.  B.  der  Taufe,  Trauung  u.  s.  f.  auch  bürgerliche  Wirkungen 
beigelegt  werden  u.  s.  f.^ 

^  PreassisobeB  Landreoht  II.  Tit.  11.    %,  22:  „Einer  (duldeten 
KiroheDgesellBobafl  ist  die  freie  Ausfibniig  ibres  PriTatgottesdienstes  reis 
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In  neuerer  Zeit  haben  einzelne  Staten  die  Gestattang  des 
öffentlichen  Gottesdienstes  als  allgemeine  Begel  ausgesprochen, 
die  auch  auf  nichtchristliche  Religionen  und  Secten  ihre  Anwen- 
dung finde.®  Ein  ausgedehntes  Masz  von  Freiheit  sagt  dem 
Wesen  auch  des  modernen  christlichen  States  zu,  nicht  aber 
völlige  Sorglosigkeit  und  Mangel  an  Prüfung  und  Unterscheidung. 

4.  Die  Förderung  und  Pflege  auch  der  kirchlichen 
Interessen  und  Wirksamkeit  ftuszert  sich  gegenüber  den  Lan- 
deskirchen 

a)  in  der  Ausstattung  und  Dotation  ihrer  äuszern 
Institute  und  Bedürfuisse,  soweit  sie  des  States  bedarf,  in  der 
Erbauung  und  Ausschmückung  der  Kirchen,  in  der  Fundirung 
der  kirchlichen  Aemter,  in  der  Sorge  für  die  Schulbedürfhisse 
der  Kirche,  in  der  Unterstützung  der .  Mission.  ^  Andere  Kir- 
chen haben  darauf  keinen  Anspruch,  wenn  es  schon  dem  State 
nicht  verwehrt  ist  auch  ihnen  durch  Beiträge  zu  Hilfe  zu 

stattet.*  $.  23:  „Za  dieser  gehSrt  die  AnsieUung  gottesdienBtliolier  Zv- 
Bammenkünfte  in  gewiflsen  dam  bestimmten  Gebäuden,  und  die  Aus- 
übung der  ihren  Beligionsgrandsfitsen  gemässen  Gebrftuobe,  sowohl  in 
diesen  Zusammenkünften,  als  in  den  Privatwobnungen  der  Mitglieder. ** 
§.  25:  ^Ibr  ist  nicht  gestattet  sieh  der  Glocken  zu  bedienen,  oder  df- 
fentUobe  Feierliehkeiten  auszerhalb  der  Hauern  ihres  Yersammlnngs- 
hauses  anzustellen.*^  Bayer.  Edict  §.  3:  „Sobald  mehrere  Familien 
zur  Ausübung  ihrer  Religion  sich  yer binden  wollen ,  so  wird  jederzeit 
hiezu  die  königliche  Genehmigung  erfordert.*^  Vgl.  Wilda  in  der 
Zeitsoh.  für  deutsches  Recht  XI.  8.  235. 

*  Belgische  Verf.  $.  14:  ,,I>ie  Freiheit  jeder  Gottesyerehmng 
(culte),  ihrer  Ausübung  ist  zugesichert,  mit  Vorbehalt  der  Unterdrückung 
der  Vergebungen,  welche  bei  Ausübung  dieser  Freiheit  begangen  wer- 
den.** Französische  Ton  1848  $.  7:  „Jedermann  bekennt  frei  seine 
Religion,  und  erhSlt  zur  Ausübung  seines  Oultus  Ton  dem  State  einen 
gleichmüszigen  Schutz.**  Preuszische  §.  12:  „Die  Freiheit  des  reU- 
giOsen  Bekenntnisses,  der  Vereinigung  zu  ReligionsgeseUsohaften  und 
der  gemeinsamen  häuslichen  und  öffentlichen  Religionsübungen 
wird  gewfthrleistet.** 

»  Holländische  Verf.  §.  168.  Französische  Ton  1848,  8.  7: 
„Die  Religionsdiener,  sowohl  für  die  gegenwärtig  Tom  Gesetz  aner- 
kannten Cultns  als  auch  für  diejenigen,  welche  in  Zukunft  anaTkaniit  werden 
sollten,  haben  das  Recht,  einen  Gehalt   aus  Statsfonds  zu  empfangen.* 
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kommen.  Der  heutige  christliche  Stat  gewährt  auch  fremden 
Religionen  ihr  Recht  des  Bestandes,  aber  seine  volle  Zunei- 
gung kann  sich  nur  den  christlichen  Eii*chen  zuwenden, 
welche  in  der  Nation  zu  umfassender  und  groszer  Wirksamkeit 
gelangt  sind; 

b)  in  der  Ehre,  welche  er  der  Kirche  erweist,  indem  er 
sie  in  ihren  Vorstehern  auszeichnet  und  bei  öffentlichen  Festen 
zur  Theilnahme  einladet,  und  indem  er  für  seine  statlichen 
Einrichtungen  die  Weihe  der  Kirche  anspricht.  Wo  es  zu 
einer  gerechten  Auseinandersetzung  der  beiden  Qebiete  gekom- 
men ist,  da  befiehlt  der  Stat  nicht  mehr  die  religiöse  Weihe, 
sondern  er  ersucht  darum,  denn  diese  kann  von  der  Kirche 
nur  aus  freiem  Herzen  gewährt  werden,  und  hat  nur  dann 
Wahrheit  und  Werth; 

c)  in  der  Zuziehung  der  Kirche  bei  gemeinsamen  An- 
gelegenheiten und  Sorgen,  zur  Mitberathung  und  Mitwir- 
kung: so  voraus  mit  Bezug  auf  das  Schulwesen  (Betheiligung 
der  kirchlichen  Aemter  bei  den  Schulrftthen)  bei  Anordnungen, 
die  auf  die  öffentliche  Moral  Bezug  haben  u.  s.  f.; 

d)  in  dem  Antheil,  welcher  den  Landeskirchen  als  sol- 
chen in  den  organischen  Instituten  des  States  selbst  zur  Wah- 
rung ihrer  Rechte  und  Vertretung  ihrer  Interessen  gewährt 
wird,  wie  insbesondere  in  der  Repräsentation. 


Siebentes  GapiteL 

Von  dem  Aufiuchtsreoht  insbesondere. 

Der  Stat  und  die  Kirche  sind  zwei  wesentlich  selbstän- 
dige Körper.  Der  Stat  aberschreitet  daher  seine  natürliche 
Grenze,  wenn  er  das  Kirchenregisifint  selbst,  wie  das  aller- 
dings in  den  confessioneU- protestantischen  Staten  in  früherer 
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Zeit  in  weitem  Umfange  geschehen  iet,  an  die  Hand  nimmt. 
Aber  er  hftlt  sich  innerhalb  derselben,  wenn  er  Aber  die  Kirche 
eine  s tatliche  Oberaufsicht,  die  wichtigste  Seite  seiner 
Eirchenhoheit,  flbt  (jns  inspectionis,  jus  cavendi).  Aller- 
dings besieht  sich  diese  Aufsieht  nicht  auf  die  unsichtbare 
Kirche,  ab  eine  Gemeinschaft  der  Heiligen,  die  der  Wahr- 
nehmung und  dem  Gtobiete  des  States  yoUst&ndig  entrückt  ist, 
wohl  aber  auf  die  sichtbare  Kirche,  als  eine  auf  der  Erde 
erscheinende  und  wirkende  organische  Gemeinschaft.  Die 
ftuszem  Dinge  sind  fflr  die  Kirche,  obwohl  nicht  entbehrlich, 
doch  immerhin  Ton  untergeordnetem  Werthe.  Aber  eben  weil 
diese  Seite  ihres  Daseins  eine  ftuszere  ist  und  in  mannichfal- 
tige  Beziehung  tritt  zu  dem  wesentlich  ftuszem  und  weltlichen 
Reiche  des  States,  so  kann  der  Stat  nicht  vor  ihrer  Erschei- 
nung und  ftuszem  Wirksamkeit  die  Augen  verschlieszen ,  sour 
dem  ist  genöthigt  und  berechtigt,  darüber  Aufsicht  zu  üben. 
Hier  besonders  thut  nun  aber  eine  richtige  Auseinander- 
setzung noth,  damit  jeder  Theil  in  dem  Genüsse  der  ihm 
zugehörigen  Freiheit  und  Bechte  unyerkümmert  bleibe. 

1.  In  rein  kirchliche  Dinge  des  Gewissens  und 
Glaubens  hat  sich  der  Stat  als  in  ein  Gebiet,  das  für  ihn 
unzugftnglich  ist,  nicht  zu  mischen,^  somit  auch  keine  dog- 
matischen Streitigkeiten  zu  entscheiden.  Wenn  aber  die 
Kirche  neue  Gesetze,  Ordnungen  und  Bestimmungen  in  Glau- 
benssachen erlftszt,  oder  in  Gewissensangelegenheiten  sich  nicht 
mit  bloszem  Bathe  begnügt,  sondern  bindende  Vorschriften 
trifft,  so  kann  der  Stat  Kenntnisz  verlangen  von  allen 
solchen  Verfügungen,  und  unter  der  Voraussetzung,  dasz  die 
Statsordnung  durch  dieselbe  verletzt  oder  geffthrdet  würde, 
Einhalt  thun.*     Dieses  Recht  des  States  wurde  unter  dem 

*  Bayeriiohe  Varf.  IV.  §.  9. 

*  PreasEiftohas  Landracht  11.  Tit.  II.  §.  33:  «Der  Stat  ist  ba- 
raahtigt,  Ton  danganigan ,  was  in  dan  Tarsamnilangan  dar  Kirchaoga" 
sallsohafi  galahri  und  Tarbandali  wird,  KanntDisa  aisiuiiahen.    g.  118: 
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Namen  des  Place t  (placetum  regitm)  in  das  Statsreeht  ein- 
geführt, aber  öfter  Aber  Qebühr  ausgedehnt.  Schon  der  Aus- 
dmck  ist  falsch  gewählt,  und  dabei  merkwürdigerweise  gerade 
der  umgekehrte  Irrthum  begangen  worden  von  dem,  welcher 
die  königliche  positive  Sanction  in  der  statlichen  Gesetzgebung 
zu  einem  blosz  negativen  YeU>  verdreht  hat.  Jeneff  sogenannte 
Placet  nftmlich  ist,  recht  verstanden,  kein  positives  Becht  des 
States,  über  die  Eirchlichkeit  und  Wahrheit  der  von  der  Eir- 
chengewalt  gegebenen  Entscheidung  zu  urtheilen  und  dieser 
seine  Autorität  zu  verleihen,  sondern  nur  ein  negatives  Bedit 
der  Abwehr  solcher  kirchlichen  Entscheidungen,  welche  die 
Statsinteressen  beeinträchtigt;  ein  negatives  Recht,  dem  das 
Misztrauen  zu  Grunde  liegt,  es  möchte  die  sichtbare  Kirche, 
in  welcher  auch  menschliche  Schwächen  und  Leidenschaften 
sich  regen,  ihre  dogmatische  Selbständigkeit  miszbrauchen, 
und  Beschlüsse  fassen  und  OfFentlich  geltend  machen,  mit 
denen  die  vom  State  anerkannten  Bechte  der  Individuen  sowohl 
als  seine  eigene  Wohlfahrt  in  Widerspruch  stehen.  In  der 
Besorgnisz,  dasz  das  Haupt  der  katholischen  Kirche,  der  Papst, 
der  nicht  wie  die  andern  kirchlichen  Würdenträger  in  dem 
Statsgebiete  als  Unterthan  wohnt  und  der  statlichen  Gerichts- 
barkeit anheimfällt,  seine  hohe  Autorität  und  günstige  Stellung 
leicht  so  miszbrauchen  könne,  wurde  früherhin  von  manchen 
europäischen  Staten  sogar  der  ganze  amtliche  Verkehr  der  ein* 
heimischen  Geistlichkeit  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  gewisser- 

„AUe  pftpstliohen  BuUen,  Breyen  and  aUe  Yerordnongen  auswärtiger 
Obern  der  Geistlichkeit  mtUsen  yor  ihrer  Publication  and  Vollstreckang 
dem  State  zur  Prüfung  nnd  Genehmigung  yorgelegt  werden.**  Orga« 
niflehei  Geiets  des  Concordata  in  Frankreich  yon.1802,  Art,  1:  „Ao- 
oune  buUe>  bref,  rescrit,  d6oret,  mandat,  proyision,  signature  seryant  de 
proyision,  ni  autres  exp^ditions  de  la  oour  de  Borne,  m^me  ne  ooncer- 
nant  que  les  partiouliers ,  ne  pourront  6tre  re^us,  publica,  imprim^s,  ni 
autrement  mis  k  ex^cntion,  sans  rautorisation  du  gouyemement.**  Bay- 
erisches Religionsediot  $.57  und  58:  „Hiernach  dürfen  keine  Gesetze, 
Verordnungen  oder  sonstige  Anordnungen  der  Eirohengewalt  ohne  aller- 
bdohste  Einsieht  und  Genehmigung  publicirt  nnd  yoUiogen  werden«'* 
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« 

maszen  unter  polizeiliche  Aufsicht  gestellt.  In  neuerer  Zeit 
dagegen  wurde  eine  solche  Vorsicht  öfter  nun  grundsätzlich 
verworfen.  ^ 

Aus  der  Zulassung  freien  Verkehrs  folgt  aber  noch  nicht, 
dasz  die  Gesetze  und  fintscheidungen  der  Kirchengewalt  der 
Kenntnisz  und  Aufsicht  des  States  entzogen  seien.  Nur  das 
ist  der  Gegensatz  der  neuem  Bichtung  gegen  die  frühere 
Maxime  des  Placet,  dasz  zunächst  der  Kirche  freigegeben 
wird,  was  ihr  gut  erscheint  in  rein  kirchlichen  Dingen  zu  ver- 
ordnen und  bekannt  zu  machen,  unter  Vorbehalt,  dasz  der 
Stat  gegen  den  wirklich  geschehenen  Miszbrauch  ein- 
schreite. Die  Präventivmaxime  wird  so  in  das  Bepres- 
siv System  umgeändert  Die  Erfüllung  dieser  Umgestaltung 
des  Statsrechtes ,  welches  einer  auszerhalb  des  Statsgebietes 
wohnenden  Kirchenautorität  gegenüber  bedenklich  erscheint,  "* 

'  Belgische  Verf.  $.  16:  „Der  Stat  hat  kein  Recht,  sich  in  die 
Ernennung  oder  Einsetzung  der  Diener  irgend  einer  GkrttesTerehrung  zu 
misohen  oder  ihnen  den  Verkehr  mit  ihren  Obern  und  die  Bekaontma- 
chang  ihrer  Acten  zu  untersagen;  im  letztem  Falle  mit  Vorbehalt  der 
gewöhnlichen  Verantwortlichkeit  im  Betreff  der  Presse  und  der  Be- 
kanntmachung/* Holländische  §.  170:  „Die  Vermittelung  der  Re- 
gierung wird  nicht  verlangt  bei  dem  brieflichen  Verkehr  mit  den  Häup- 
tem  der  yersohiedenen  kirchlichen  Gesellschaften,  noch  bei  Bekanntma- 
ohung  kirehlicher  Vorschriften,  jedoeh  unter  Terantwortlicher  Befolgung 
der  Gesetze/*  Preuszische  §.  16:  „Der  Verkehr  der  Religionsgesell- 
sohaften  mit  ihren  Obern  ist  ungehindert.  Die  Bekanntmachung  kirch- 
licher Anordnungen  ist  nur  denjenigen  Beschrftukungen  unterworfen, 
welchen  alle  übrigen  Veröfifentliohungen  unterliegen."  Oesterr.  Con- 
oordat  v.  1855,  Art.  2:  „Der  Wechselyerkehr  zwischen  den  Bischöfen, 
der  Geistlichkeit,  dem  Volke  und  dem  heiligen  Stuhl  in  geistlichen  Diu» 
gen  und  kirchlichen  Angelegenheiten  wird  vollkommen  frei  sein." 

*  Es  fragt  sich  überhaupt,  ob  der  Stat  sich  nicht  durch  eine  falsche 
Abstraction  von  Freiheit  hat  verleiten  lassen,  auf  Rechte  zu  verzichten, 
die  er  zu  seiner  Sicherheit  nicht  entbehren  kann.  Laurent  (r6gtise 
et  r^tat  III.  340)  behauptet  das  und  hebt  den  Unterschied  zwischen 
„pftpstlichen  Bullen"  und  bloszen  „Meinungsäuszerungen^*  hervor.  Jene 
werden  von  Tausenden  und  Hunderttausenden  wie  ein  bindendes  Gesetz 
betrachtet,  diese  frei  gewürdigt.  Wenn  daher  eine  Bulle  statswidrige 
Bestimmungen  enthUt,  so  ist  ihre  Veröffentlichung  nicht  bloss  ein  Ver- 
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erfordert  aber  im  Interesse  des  States  nun  eine  nähere  Be- 
stimmung dessen,  was  als  Miszbranch  nicht  zu  dulden,  be* 
ziehungs weise  zu  bestrafen  sei;  in  ähnlicher  Weise,  wie  die 
Einführung  der  Preszfreiheit  im  Gegensätze  zu  der  frfihem 
Censur  ein  Preszgesetz  nOthig  gemacht  hat.  Je  gröszer  die 
Freiheit  ist,  welche  der  Stat  der  Kirche  gewährt,  um  so  nö- 
thiger  ist  ein  Gesetz,  welches  ein  Bechtsverfahren  wegen 
Miszbrauchsder  Eirchengewalt  (recursuspropterabnsum) 
anordnet.^  Der  Gedanke  nämlich,  dasz  schon  die  gewöhnliche 
Gesetzgebung  ausreiche,  der  in  den  neuen  Verfassungen  durch- 
schimmert, ist  irrig.  Die  Beziehungen  der  Kirche  zum  State 
und  der  Einflusz  jener  auf  das  nationale  Leben  sind  viel  zu 
grosz  und  eigenthümlich ,  als  dasz  sie  schon  in  den  Gesetzen 
hinreichende  Beachtung  finden  könnten,  welche  nur  im  Allge- 
meinen das  Recht  und  die  Freiheit  der  Individuen  und  Ge- 
sellschaften näher  bestimmen  und  begrenzen.  Der  Stat  ist 
nicht  confessionell  seinem  Wesen  nach;  die  jetzigen  Kirchen 
aber  sind  meistens  noch  confessionell.  Daher  ist  es  Bedit 
und  Pflicht  des  States,  indem  er  auf  der  einen  Seite  die  Frei- 
heit der  Kirchen,  ihre  confessionellen  Gegensätze  auszubilden 
und  beziehungsweise  auch  dogmatischen  Streit  zu  führen,  an- 
gehen gegen  die  Statsordnung,  sondern  aach  eine  ernste  Gefahr  für  den 
Statsfrieden,  wogegen  da8  Placet  den  Stat  besser  schützt  als  die  Bepres- 
sion.  Auch  H.  E  scher  (Politik  I.  8.  540),  der  sonst  die  kirchliche 
Freiheit  in  weitestem  Umfang  yertheidigt,  hUt  das  Placet  den  Erlassen 
der  rdmisohen  Curie  gegenftber  fQr  noth wendig. 

*  Ein  sehr  beaohtenswerther  Versuch  in  dem  organischen  (Peseta 
für  Frankreich  yon  1802>  $.  6:  „D  j  aura  recours  au  oonseil  d'J^tai, 
dans  toQS  les  oas  d'abns  de  la  part  des  siq>6rienr8  et  autroa  personnes 
ecol^siastiqaes.  Lea  cas  d^abus  sont  Tusurpation  on  i'exc^s  de  pouToir, 
1*  GontraTontion  aux  lois  et  r^glements  de  la  r6publfqae,  l'infraotion  des 
rigles  oonsacr^es  par  les  canons  r^qas  en  France,  l'attentat  aux  lihert6s, 
Aranchises  et  contumes  de  l'^lise  gallioanes ,  et  Umt  entreprüe  ou  Umt 
prooicU  qui  dans  Vexerdce  du  euUcj  pevt  eompromettre  Vhoimmr  des 
citoyens ,  troubler  arhitrairemerU  leur  eomcieno$,  dSgfenerm'  oatUre  tum 
en  oipprtm&n  Wk  en  %'ifr6,  ou  en  acandaHe  pMie.^^  Yergl.  Foelix  in 
der  Rerue  Strang,  et  frauf.  Y.  8.  249  ff.  Viyien  £tud.admin  IL  280. 
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erkennt,  doch  darüber  zn  wachen,  dasz  die  oonfessionelle  Rei- 
bung ni(^ht  den  öffentlichen  Frieden  störe,  noch  die  Achtung 
verletze,  die  der  Stat  den  Ton  ihm  anerkannten  Kirchen  ge- 
währleistet. Es  gilt  das  z.  B.  anch  yon  allgemein  eingefabrten 
Katechismen  und  Erbauungsbachem.  Denn  offenbar  ist  es  etwas 
ganz  anderes,  wenn  ein  Individuum  in  Privatschriften  die  con- 
fessionelle  Polemik  leidenschaftlich  schärft,  oder  wenn  die  Kir- 
chengewalt mit  einer  auf  Millionen  gewaltig  wirkenden  Auto* 
rität  den  Glaubenshasz  stachelnd  aufregt,  oder  die  confeseionelleii 
Leidenschaften  im  Volke  wider  die  statlichen  AnordnungeB 
zum  Kampf  aufhift,  wie  das  heute  in  Belgien,  in  Baden 
und  in  Oesterreich  geschieht.  Je  gröszer  die  Gefahr  fftr  den 
gemeinen  Frieden  und  die  öffentliche  Wohlfahrt  ist,  desto 
rascher  und  kräftiger  musz  der  Stat  einschreiten. 

2.  Die  YerhältniBse  des  Gultus  sind  zwar  ihrem  Wesen 
nach  ebenfalls  durchaus  kirchlich,  und  nicht,  wie  das  zu- 
weilen behauptet  wird,  gemischt.  Aber  weil  sie  in  äuszem 
Formen  des  gemeinsamen  Lebens  sichtbar  hervortreten,  so 
stehen  sie  dem  Statsgebiete  näher,  und  berühren  dasselbe  an 
mehreren  Seiten  als  die  Glaubens-  und  Gewissenssachw  im 
engem  Sinne. 

Auch  hier  soll  der  Kirche  zunächst  die  freie  Selbst- 
bestimmung zugestanden  und  nicht  etwa  die  Anordnung 
darflber  dem  State  vorbehalten  werden.  Aber  mehr  als  in 
jenen  andern  Beziehungen  ist  der  Stat  hier  veranlaszt,  Aufsicht 
zu  flben  über  die  Wahrung  seiner  Interessen.    Dahin  gehören: 

a)  die  Anordnung  kirchlicher  Feste,  wobei  es  je- 
doch von  dem  State  abhängt,  denselben  bürgerliche  Wirkungen 
mit  Bezug  auf  Einstellung  der  Arbeiten  und  des  Marktver- 
kehrs beizulegen  oder  nicht  ;^ 

^  Die  Gesetzgebung  des  letzten  Jahrhunderts  hatte  die  Tendenz, 
die  Einwirkung  des  States  auf  Bestimmung  der  Eirchenfeste  mdglichsi 
auszudehnen  und  dieselben  aus  nationalwirthschaftlichen  Gründen  zu  be* 
schränken.  Preuszisches  Landrecht  §.  34  und  35.  Bayerisches 
Ediot  §.  76  und  77. 
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b)  die  Bildang  religiöser  Yereiniguiigen,  Brüder- 
schaften u.dgl.  zur  Ausübung  gottesdienstlicher  Handlungen 
oder  frommer  Werke,  und  die  Haltung  kirchlicher  Mis- 
sionen. Der  Stat  kann  wohl  der  Freiheit  solcher  Bildungen 
weiten  Baum  hissen,  aber  nicht  auf  sein  Becht  der  Kenn1>- 
nisznahme,  noch  das  der  Beschränkung,  beziehungsweise 
des  Verbots,  verzichten,  wenn  solche  Vereine  in  einem  für 
die  Ehre  oder  das  Becht  der  Bürger  oder  des  States  und  für 
den  öffentlichen  Frieden  und  die  gute  Sitte  verderblichen  Sinne 
wirken  oder  sich  gebftrden:^ 

c)  die  Stiftung  von  Klöstern  und  die  Begründung  kirch- 
licher Orden,  sowie  die  Genehmigung  ihrer  Statuten  und 
Beaufsichtigung  ihres  kirchlichen  Lebens  ist  zwar  zunächst 
wieder  eine  Angelegenheit  der  Kirche,  und  es  ist  nicht  zu 
Iftugnen,  dasz  in  den  letzten  Jahrhunderten  die  S  taten  Europa's 
oft  willkürlich  und  eigennützig  in  dieselbe  eingegriffen  und 
häufig  die  Schwäche  und  Gebrechen  der  Klöster  und  Orden 
benutzt  haben,  nicht  um  dieselben  zu  bessern,  sondern  um  sie 
ihres  Vermögens  zu  berauben.  Aber  nichtsdestoweniger  legen 
auf  der  andern  Seite  auch  historische  Erfahrungen  dem  State 
die  statliche  Pflicht  an'sHerz,  sich  seines  Aufsichtsrechtes 
nicht  zu  begeben,  sondern  darüber  sorgfältig  zu  wachen,  theils 
dasz  die  individuelle  Freiheit  der  Menschen  nicht  klösterlichen 
Gelübden  und  Ordnungen  hingeopfert  werde,  theils  dasz  nicht 
einzelne  Klöster  oder  Orden  das  benachbarte  Grundeigenthum 
im  üebermasz  dem  lebendigen  Verkehr  entziehen  und  fBr  die 
todte  Hand  erwerben,  theils  dasz  sie  nicht  in  einem  stats- 
feindlichen  Sinne  ihr   Dasein   bethätigen.     Als   statsfeindlich 

^  Die  Denkschrift  der  bayerischen  Bischöfe  Ton  1851  hat  Becht, 
wenn  sie  die  nächste  Anfsicht  und  Controle  solcher  kirchlicher  Vereine 
für  die  Kirche  vindicirt,  aber  unrecht,  wenn  sie  dem  State  jede  Auf- 
sicht darüber  versagen  will.  Auch  wenn  jene  z.  B.  die  öffentlichen 
Qeiszelungen  der  GeiszelbrÜderschaften  gut  heiszen  würde,  thftte  der 
Biat  doch  wohl  und  recht,  derlei  Scandal  nicht  zu  dulden.  Vgl.  Baye<< 
risches  Edict  §.  76  b,  c.    Oesterreich.  Conoordat  Art.  28. 
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darf  der  moddrne  ohristliche  Stat  aber  wohl  Orden  bezeichnen, 
welche,  wie  der  Jesuitenorden,  durch  ihre  Lehre  und 
Wirksamkeit  den  Stat  unter  die  mittelalterliche  Oberherrschaft 
der  Kirche  zurücktreiben  oder  in  ihrem  confessionellen  Eifer 
den  Frieden  der  Gonfessionen  bedrohen.  Fühlt  sich  der  Stat 
stark  und  mftehtig,  so  mag  er  nach  dem  Vorbilde  Friedrichs 
des  Groszen  auch  solche  gfthrende  Elemente  wohl  ertragen, 
und  die  übertriebene  Jesuitenfurcht  macht  zuweilen  eher  den 
Bindruck  von  Zaghaftigkeit  und  Schwäche,  als  von  khurem 
Bechtsbewusztsein  des  States.  Aber  da  der  Jesuitenorden  als 
eine  organisirte  Macht  auftritt,  und  durch  seine  groszen  geist- 
lichen und  ökonomischen  Mittel  eine  gefährliche  Gewalt  üher 
viele  Gemüther  ausübt,  und  dieselbe  zum  Schaden  des  State 
und  der  Givilisation  gebraucht,  so  hat  der  Stat  auch  Grund 
zur  Vorsicht,  und  ist  wohl  veranlaszt,  dem  Umsichgreifen  des 
Ordens  ebenso  wie  der  künstUchen  Zucht  von  Schlangen  zu 
wehren.  Er  hat  unzweifelhaft  das  Recht,  eine  Gemeinschaft, 
welche  sich  als  unverträglich  mit  seiner  Wohlfahrt  und  seinem 
Recht  erweist,  auszustoszen  oder  aufzulösen.^  Sie  kann  sogar 
ein  aufopfernder  Diener  der  (confessionellen)  Kirche  und  doch 
ein  Feind  des  (confessionslosen)  States  sein,  die  Zuneigung 
jener  verdienen'  und  für  diesen  unausstehlich  werden.  Nicht 
die  kirchliche  Einrichtung  und  Form  solcher  Gorporationen  hat 
der  Stat  zu  ordnen  oder  mit  zu  bestimmen,  aber  er  hat  sein 
Recht  auch  in  solchen  Fällen  zu  wahren,  wo  dasselbe  von 
jenen  im  Namen  der  kirchlichen  Interessen  verletzt  oder  be- 
droht wird.* 

*  Sohweizerische  BundesYerf.  §.  58:  i^Der  Orden  der  Jesuiten 
nnd  die  ihm  affilirten  Gesellschaften  dürfen  in  keinem  Theile  der 
Schweiz  Aufnahme  finden/^ 

*  Sogar  das  österreichische  Ooncordat  Art.  28,  welches  den 
Bischöfen  die  Freiheit  zusichert,  geistliche  Orden  und  Congregationen 
einzufahren,  fQgt  doch  die  beschränkende  Anweisung  bei:  „Doch  werden 
sie  sich  hierüber  mit  der  kaiserlichen  Regierung  ins  Binremehmen 
setzen.^ 


384  KenntoB  Buch.    Cnltvrpfl^ge. 

3.  Die  Verfassung  der  Kirche  m  bestimmen  ist  in  erster 
Linie  wieder  Sache  und  Becht  der  Kirche  sdlbst  und  nicht  mehr 
des  States,  wenn  sich  dieser  ans  der  Besehrftnktheit  des  C!on- 
fessionalismns  erhoben  hat.  Aber  öffentliche  Autorität  nnd 
Geltung  kann  die  Kirchenverfassung  innerhalb  des  States  nur 
erhalten,  wenn  derStat  dieselbe  anerkennt,  beriehungs weise 
somit  die  Aenderung  derselben  seinerseits  gut  heiszt, 
oder  —  da  auch  in  dieser  Hinsicht  es  nicht  Aufgabe  des 
States  ist,  die  positiv  kirchliche  Wünschbarkeit  der  Aenderung 
zu  prOfen,  sondern  sich  auf  die  Frage  zu  beschränken,  ob  und 
inwiefern  dieselbe  dem  geltenden  Bechte  widerspreche  und  die 
öffentliche  Wohlfahrt  bedrohe  —  nach  vorheriger  Prüfung  nicht 
sein  statliches  Veto  dagegen  mlegt.  Umwandlung  des 
zuweilen  etwas  gespannten  Placet,  in  welchem  oft  noch  ein  Stuck 
Kirchenregiment  verborgen  ist,  in  ein  statliches  Becht  vor- 
heriger Prüfung  und  des  Veto  (non  displicet)  scheint 
dem  natürlichen  Verhältnisse  beider  Organismen  am  ehesten 
zuzusagen. 

4.  Der  Kirche  kann  wiederum  das  Becht  aus  natürlichen 
Gründen  nicht  bestritten  werden,  ihre  Organe,  die  Beamten 
und  Diener  der  Kirche,  selbständig  zu  ernennen; 
denn  sollen  diese  ihr  angehören  und  ihr  dienen,  so  müssen  sie 
auch  von  ihrem  Geiste  erfüllt  und  nicht  von  einer  fremden 
Macht  gewiasermaszen  als  fremde  Glieder  an  ihren  Körper  ge- 
heftet worden  sein.  Die  blosz  allgemeinen  Vorbedingungen 
der  kirchlichen  Weihen  entscheiden  noch  nicht;  auch  unter 
den  im  Allgemeinen  Fähigen  den  rechten  Mann  fdr  die  rechte 
Stelle  zu  finden,  kommt  voraus  dem  Körper  zu,  zu  welchem 
diese  gehört  und  dessen  Bedürfhissen  sie  dient.  Aber  bei  der 
engen  und  nothwendigen  Wechselbeziehung  des  States  und  der 
Kirche,  und  da  die  Beamten  der  anerkannten  Kirchen  zugleich 
das  Becht  und  den  Bang  von  Statsbeamten  erhalten  und  im 
State  eine  erhöhte  Autorität  und  Bedeutung  haben,  so  ziemt 
es  der  Kirche,   keinen  Personen  kirchliche  Aemter   anzuver- 
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trauen,  welehe  nicht  zugleich  dem  State  genehm  sind/^ 
und  mag  der  Stat  fordern,  dasz  ihm  vor  der  wirklichen  Ein- 
setzung in  das  Amt  der  Erwählten  zur  Gutheiszung  prä- 
sent irt  werden.  Das  historische  Becht  der  europftischen 
Staten  ist  sehr  reich  an  mancherlei  Modificaüonen  dieser  Qmnd- 
sfttze.  H&ufig  wird  dem  State  das  positive  Becht  der  Wahl 
selbst  zugestanden,  und  für  die  Kirche  nur  das  Becht  der 
Prüfung  und  der  Ertheilung  der  kirchlichen  Weihen  oder  Or- 
dination vorbehalten ;  zuweilen  aber  auch  von  Seite  der  Kirche 
völlig  freie  Besetzung  ihrer  Aemter  ohne  Genelunheiszung  des 
States  geQbt  oder  gefordert.  In  jenen  Zust&nden  ist  noch  viel 
confessionelle  Beimischung  wahrzunehmen,  welche  allmählich 
ausgeschieden  werden  musz,  wenn  die  Kirche  zu  ihrer  vollen 
Freiheit  und  der  Stat  zu  seinem  wahren  Bechte  gelangen  soll. 
5.  Alle  eigentliche  Gerichtsgewalt,  das  Schwert  und 
der  Scepter  der  Gerechtigkeit  auf  Erden,  ist  ihrer  Natur  nach 
statlich,  und  kann  daher  nur  vom  State  abgeleitet 
werden.  Nur  die  religiöse  Zucht,  welche  sich  durch  die 
Stimme  des  Gewissens  Geltung  verschafft,  und  das  Masz  von 
innerer  Diseiplin,  welches  jedem  organischen  Körper  zu 
seiner  Ordnung  nöthig  ist,  gebflhrt  schon  von  Bechtes  wegen 
der  Kirche.  In  diesen  Dingen  hat  der  Stat  daher  das  unver- 
äuszerliche  Becht,  die  Gerichtsbarkeit  der  Kirche  zu 
regeln,  zu  ändern,  zu  beschränken  oder  ganz  aufzuheben,  soweit 
dieselbe  nicht  den  Charakter  einer  freiwilligen  und  schieds- 
richterlichen an  sich  trägt.  Der  moderne  Stat  hat  das 
anerkannt  und  vielfach  geübt /^  und  die  religiöse  Bedeutung 
der  Kirche  hat  an  Beinheit  eher  gewonnen,  seitdem  die  zwin- 

^®  Das  kanonisobe  Becbt  bat  in  diesem  Sinne  den  Begriff  der  per- 
sonae  regt  grcUae  au/gebraobt.  Der  8tut  bat  dabei  indeesen  n«r  »tat- 
liebe  Bfioksiohten  zu  nehmen. 

^^  Kaiser  Friederieb  II.  hat  auch  darin  die  moderne  Idee  antici- 
pirt,  dasz  er  zuerst  wieder  für  den  Süden  Italiens  durch  seine  Gesetze 
den  Klems  in  Strafsachen  und  bürgerlichen  Streitigkeiten  der  weltUoben 
Gerichtsbarkeit  unterwarf  Raumer,  Gesch.  d.  Hobenstaufen  lY.  S.  474. 
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gende  Strafgewalt  der  Kirche  beschränkt,  und  auch  die  Geist- 
lichen den  weltlichen  Gerichten  unterwarfen  worden  sind. 

Die  ursprünglichen  Pönitenzen  der  katholisch«i 
Ejrche  hatten  noch  ganz  den  Charakter  der  Zucht,  und  beruh- 
ten auf  freiwilliger  und  reuevoller  Büszung  der  Sflnde,  sie 
waren  nicht  Strafe  for  ein  Vergehen.  Auch  der  Kirchen- 
bann (die  exc(mmunicaiio)  ^  allerdings  eine  ursprflngliche  In- 
stitution des  Ghristenthums ,  ist  erst  zu  der  Zeit  zu  einer 
Strafe  geworden,  als  der  Stat  in  eine  unwürdige  Abhängigkeit 
von  der  Kirche  gerathen  war.  So  lange  derselbe  nur  entweder 
Yersagung  kirchlicher  Heil-  und  Segensmittel,  oder  Ausschliesz- 
ung  der  Einzelnen  aus  der  Gemeinschaft  der  Kirche  ist,  so 
ist  das  eine  dem  Wesen  nach  durchaus  kirchliche  Sache,  und 
keineswegs  Handhabung  der  strafenden  Gerechtigkeit;  denn 
wie  sollte  die  Kirche  nicht  selber  prüfen  und  frei  bestimmen, 
wer  ihres  Segens  würdig  und  bedürftig  sei,  und  wie  genOthigt 
werden,  Individuen  als  ihre  Glieder  anzusehen,  welche  die  Ge- 
meinschaft mit  ihr  zerrissen  hab^?  Die  grosze  mittelbare 
Einwirkung,  welche  eine  solche  Ausschlieszung  auf  das  ganze 
übrige  Leben  des  Gebannten  äuszert,  mag  freilich  den  Stat 
bewegen,  eine  gewisse  Gontrole  zum  Schutze  der  individuellen 
Rechte  eintreten  zu  lassen,  und  ihr  eigenes  Interesse  wird  die 
Kirche  dahin  leiten,  nicht  wegen  geringfügiger  Ursachen  noch 
aus  vorübergehenden  Gründen  den  Bann  zu  verhängen ;  aber  eine 
wahre  Auseinandersetzung  des  beiderseitigen  Gebietes  wird  doch 
diesen  zunächst  der  Kirche  anheimstellen.  Ebenso  gebührt 
der  Kirche  wie  jedem  Organismus  eine  Disciplinargewalt 
über  ihre  Beamten  und  Diener.  Erweisen  diese  sich  als  un- 
tauglich für  das  Amt  oder  den  Dienst,  so  musz  sie  die  Macht 
haben,  dieselben  zu  entfernen,  und  durch  andere  Personen  für 
ihre  Bedürfnisse  zu  sorgen.  Gegen  möglichen  Miszbrauch  sol- 
cher Gewalt  zur  Unterdrückung  und  Schädigung  der  Individuen 
mag  der  Stat  wohl  eine  controlirende  Aufsicht  anordnen  und 
üben,  sei  es  indem  er  von  der  Einstellung  und  Entlassung  von 
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Eirchenbeamten  aus  kirchlichen  Motiven  jederzeit  Eenntnisz 
nimmt  und  sich  die  staüiehe  Prüfting  und  Gutheiszung  vorbehUtt 
sei  es  indem  er  den  Betheiligten  yerstattet,  ihre  Beschwerden 
ihm  vorzulegen  und  seinen  Schutz  anzurufen." 

6.  VHt  die  Erziehung  und  Schulbildung  des  Klerus 
unterstützt  der  Stat  hinwieder  die  Landeskirchen  durch  seine 
Anstalten  oder  durch  Ausstattung  der  ihrigen.  Dasz  auch  die 
statlicben  Schulanstalten,  deren  Bestimmung  es  ist ^  für  die 
Kirche  einen  tüchtigen  Nachwuchs  von  Geistlichen  zu  bilden, 
den  Geist  der  Kirche  in  sich  aufnehmen,  und  nur  solchen  Leh- 
rern der  religiüse  und  kirchliche  Unterricht  an  denselben  an- 
vertraut werde,  welchen  die  Kirche  das  Lehramt  anvertraut, 
darauf  hat  die  Kirche  ein  natürliches  Becht.  Besitzt  sie  aber 
eigene  Anstalten  für  diesen  Zweck,  Priesterseminare,  so 
hat  auch  der  Stat  ein  Recht  darüber  zu  wachen,  und  dafür  zu 
sorgen,  dasz  die  für  den  Kirchendienst  bestimmte  Jugend  auch 
in  Harmonie  mit  dem  State,  und  nicht  blosz  zu  guten  Geist- 
lichen, sondern  auch  zu  tüchtigen  Statsbürgern  erzogen 
werde,  dasz  sie  somit  auch  in  weltlicher  Wissenschaft 
nicht  roh  und  unerfahren  bleibe.  Die  rein  klerikale  Erziehung, 
wie  sie  gegenwärtig  von  den  katholischen  Bischöfen  fast  überall 
angestrebt  wird,*-*    entfremdet    den    nachwachsenden   Klerus 

"  Vgl.  Bayerisches  Edict  $.51,  54.  Die  Exercitien,  zu  welchen 
Qeistliche  Von  den  Bischöfen  neuerlich  oft  yerurtheilt  werden,  sind  mei- 
stens AnmanuBg  eine«  Stfloks  Qerichtsbarkeit,  welches  der  Kirohenge- 
walt  nieht  sasieht,  und  der  Stat  ist  berechtigt,  denselben  insofern  Ein- 
halt zu  thnn,  als  sie  die  persönliche  Freiheit  oder  Ehre  der  Geistlichen 
bedrohen  oder  gar  jene  Zucht  nur  in  der  Absicht  gefibt  wird,  die  Geist- 
lichen deszbalb  tu  strafen,  weil  sie  ihre  Bfirgerpflicht  erfttllt  haben. 

"  YgL  Oesterr.  Cona  Art.  17.  Wie  in  Deotsohland  erhebt  sich 
auch  in  Frankreich  dieselbe  Klage  gegen  die  stats-  und  cultusfeindliohe 
Richtung  der  geistlichen  Beminarien.  Vivien  j^t.  Adm.  II.  8.  296: 
„Le  Systeme  aotuel  d'6dncation  des  jeunes  prdtres  est  nne  des  oauses 
les  plus  actires  des  pr6jng68  qui  rSgnent  dans  P^glise  oontre  le  monde 
et  dans  le  monde  oontre  VigWie.  Si  on  les  rendait  molns  ^trangers 
Vvsk  k  Pautre,  on  les  rendrait  en  m6me  temps  plus  justes  et  plus  oon- 
fiants  entre  eux.** 

BUnticbll,  «UgeaialnM  SUtirMbt,  IL  22 
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immer  mehr  der  Welt,  und  nimmt  ihm  iaa  Yerst&ndnisz  filr 
,ihi:e  geistigen  Bedürfnisse  und  für  die  Fortschritte  ihrer  Ci?i- 
lisation.  Dadurch  verliert  er  aber  an  Achtung  und  Einflusz 
mehr,  als  die  ihn  leiten,  durch  die  gesteigerte  Fügsamkeit 
desselben  gewinnen  kennen.  Yon  diesen  Priesterseminarien 
gilt  ddr  Satz:  ,Ihr  habt  Wxad  gesftet  und  werdet  den  Sturm 
ernten.  *" 

7.  Das  Eirchengut  gehört  nicht  dem  State,  sondern 
der  Kirche.  Dieser  ist  es  gegeben  und  fttr  sie  dauernd  be^ 
stimmt  worden.  Aber  wenn  auch  der  Stat  mit  Bedit  kein 
Eigentbum  daran  ansprechen  ^  noch  dassalbe  fflr  s^e  Zwecke 
verwenden  darf,  so  kann  dagegen  die  Frage,  ob  der  Kirche  die 
völlig  freie  Verwaltung  der  Kirchengflter  zustehe,  oder  ob 
besser  der  Stat  dieselben  zu  Gunsten  der  Kirche  in  seine  vor- 
mundschaftliche Hand  nehme,  gar  wohl  je  in  verschiedenen 
Zeiten  und  unter  verschied^en  umständen  auch  verschieden 
beantwortet  werden.  Die  katholische  Kirche  4at  von  jeher 
auf  ihre  selbstilndige  Yerwaltuag  einen  grossen  Werth  gelegt, 
und  sich  nur  ungeme  den  Beschrftnkungen  und  der  Aufeicht 
unterzogen,  die  der  Stat  in  den  letzten  Zeiten  auch  über  diese 
Güter  zu  verhängen  für  nöthig  erachtet  hat.  Die  protestan- 
tische Kirche  dagegen  hat  von  Anfang  an  die  Sorge  für  ihre 
zeitlichen  Güter  unbedenklich  dem  State  überlassen  und  sich 
in  eine  oft  demüthige  Stellung  zu  schicken  gesucht.  Unserer 
Zeit  dürfte  die  Selbständigkeit  der  Kirche  in  Verwal- 
tung und  Verwendung  des  Ktrchengutes,  Verbunden  mit  dar 
nOthigen  Oberaufsicht  des  States,  durch  welche  die  äuszere 
Ordnung  der  Verwaltung  und  die  Erhaltung  des  Vermögens  über- 
wacht und  einer  ungebührlichen  Verwendung  fülr  fremdartige 
Zwecke  gewehrt  wird,  am  ehesten  zusagen J^ 

^*  Oesterreiobisohe  Grundrechte  von  ld49i  §.  2  und  ron  1867j 
Art.  15:  ^  Jede  gesetzlich  anerkannte  Kirche  und  ReligionBgeflellsohaft 
hat  das  Recht  der  gemeinsamen  Öffentlichem  Beligionsdbmig,  ordnet  und 
Terwaltet   ihre  Angelegenheiten   selbstftndig,    bleibt  im  Besitze  und  Qe* 
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8,  Es  gibt  emsdne  LebengverhUtinsBe,  wie  die  OffeBt- 
liohe  Eraiehung  imd  Soknlbildmig  der  Jagend,  und  vie 
die  Ehe  der  Erwaohienen,  welche  sowohl  zmn  State  als  zur 
Kirche  eine  nahe  Beziehung  haben,  nnd  auf  .welche  daher  das 
Beeht  des  States  und  die  Sorge  der  Kirche  zugleich  sich 
erstrecken.  In  diesen  Verhältnissen  ist  eine  richtige  Amh 
eioandersettnng  beeonders  schwierig,  und  wftre  eine  absolute 
Trennung  yerderblichi  denn  auf  organiscbeB  und  friedliches 
Zusammenwirken  kommt  hier  Alles  an.  Von  der  Schule  wird 
im  Verfolge  besonders  die  Bede  sein;  die  Ehe  wurde  früher 
sohon  besprochen. ^'^  Daa  Becht  in  diesen  Dingen  zu  ordnen 
und  zu  handhaben  ist  vorzugsweise  des  States  Sache, '^  auf  die 
moralische  und  religidse  Bainheit  derselben  hinzuwirken 
die  der  Kirche. 

9.  Zuweilen  mit  dem  Oberaufsichtsrecht  des  States  ver- 
bunden, zuweilen  davon  unterschieden  wird  das  sogenannte  Be- 
formationerecht  des  States  (jus  reformandi).  Der  Aus- 
druck kam  im  XVIten  Jahrhundert  in  den  Zeiten  der  Kirchen- 
reform auf,  und  vorzüglich  die  Protestanten  dehnten  den  Be- 
griff zu  Gunsten  der  Statsmacht  sehr  weit  aus,  offenbar  von 
dem  damaligen  Interesse  geleitet,  ihre  reformirenden  Tendenzen 
auch  gegen  den  Willen  der  altkirchlichen  Hierarchie  mit  Hülfe 


nusse  der  für  ihre  Cultns-,  Unterrichts-  und  Wohlthätigkeitszweoke  be- 
Btimmten  Anstalten,  Stiftungen  und  Fonde,  ist  aber  wie  jede  Qesellsoliaft 
den  allgemeinen  Statsgesetzen  unterworfen/  Das  Oeaterr.  Concordat 
gewährt  Art.  30  der  Kirche  die  Selbstrerwaltung  ihrer  Qflter.  Preusz. 
Verf.  §.  15 :  ,Die  eyangelisohe  und  die  rönusoh-katholisohe  Kirche,  sowie 
jede  andere  Beligions-Gesellsohaft  ordnet  und  verwaltet  ihre  Angelegen- 
heiten selbständig  und  bleibt  im  Besitz  und  Genusz  der  für  ihre  Oultus-, 
Unterrichts-  und  Wohlthfttigkeitszweoke  bestimmten  Ans^lten,  Stiftungen 
nnd  Fonds. '^ 

'5  Buch  IL  Gap.  19,  beeonders  S.  IdO. 

**  Zwing] i  verwarf  sobon  alle  knrobliohe  Geriohtsbarkeit:  «Allel 
se  def  geiiilioh  Staat  im  lugehöreii  reobtei  nnd  reehtesiohirmes 
halb  ffirgibt,  gehöret  den  weltliehen  sii,obBy  Christen  t^rnwellmd«* 

22* 


340  Neanies  Bnob.    Chüiui^flege. 

uiid  unter  der  Autorität  des  States  dnrebziigetzeii. "  Aber  auch 
die  im  Katholieismus  verharrenden  Statoi  behaupteten  danuda, 
obwohl  in  besdirftnkterem  Sinne,  ein  sol^ieB  Recht ^"^  Beide 
betrachteten  das  Jteoht  des  States  zur  Beform  indessen  nur 
gewissermaszen  als  ein  subsidiäres,  wenn  die  ordentliohe 
Eirchengewalt  nicht  selbst  die  Miszbrftuche  abschalFe,  nicht 
von  sich  aus  die  nöthigen  Reformen  einftihre.  Brat 
die  spätere  absolutere  Statsdoctrin  suchte  das  Ausnahmsrecht 
in  ein  Regelrecht  umzuwandeln  und  dasselbe  als  das  Wesen 
der  statlichen  Hoheit  über  die  Kirche  auszugeben»  d.  h.  im 
letzten  Grunde  darauf  die  volle  Herrschaft  des  States  aber 
die  Kirche  zu  gründen. 

Das  eigentliche  und  ursprüngliche  Reformationsrecht  kommt 
der  Kirche  selber  zu,  und  zwar  in  ausgedehnterem  Sine  als 

*^  Vgl.  Eichhorn,  Eirchenrecht  I.  S.  245  und  551.  Luther  an 
den  chrietlichen  Adel:  ^Dammb  wo  es  Noth  fordert  und  der  Babst  Sr- 
gerlich  der  Chrifitenbeit  ist,  soll  dasu  thun  wer  am  ersten  kann 
als  ein  getreu  Glied  des  ganien  Körpers,  data  ein  reebt  frei  Coneilium  werde, 
welches  niemand  sowohl  yermag  als  das  weltlich  Schwert,  sonder- 
lich dieweil  sie  nun  alle  Mitcbristen  sind,  Hitpriester,  mitgeistlich,  mit- 
mftchtig  in  allen  Dingen,  und  sollen  ihr  Amt  und  Werk,  das  sie  too 
Gott  babeli  Aber  jedermann,  lassen  frei  gehen  wo  es  moitik  und  nQta  ist 
XU  gehen,*'  MelatuMhon  loci,  p.  641:  „pertinere  emendationem  Ecole- 
siarnm  ad  Magistratus  officium  praesertim  cessantibus  Episoopis  aut  ad- 
yersantibus  Erangelio.  Quod  enim  aliqui  dicunt:  magistratum  proüonum 
non  esse  judioem  controyersiarum  de  dogmatibns,  yera  et  explieatarespon- 
sio  est:  Eoclesiam  esse  judicem  et  sequi  normam  Erangelilin  judioando. 
Cum  autem  magistratus  pins  vere  sit  membmm  Eoolesiae,  jndicet  et  ipse 
cum  aliis  piis  et  eruditis  juxta  normam  quam  dixi.*  Tgl.  Stahl,  Kir- 
chenverfassung  der  Protestanten,  S.  7. 

^*  Die  schweizerischen  katholischen  Orte  sprachen  sich  darüber  in 
dem  Mandat  Tom  Glauben  von  1524  ausfOhrlich  aus,  und  begründeten 
ihr  Einschreiten  damit,  „daSE  die  geistliche  Obrigkeit  in  jenen  Sorgen 
und  N5then  schweige  und  schlafe.*^  Ygl.  Bluntschli  Geschichte  des 
schweizerischen  Bundesrechts  I.  S.  311  ff.  Die  wiederholten  Forderungen 
der  Kaiser  im  ffinfzehnten  und  secfazelmien  Jahrhundert,  daaz  durch 
CoDoilien  die  Misibrasiche  abgeichailt  and  die  Beform  der  Kirche  Ton 
innen  heraas  Yorgenommen  werde,  berahten  auf  einer  ahnliehen  Anffai- 
sang  der  Lage. 
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dem  Stat.  Wir  verstehen  danmter  theUg  das  negative  Becht 
und  die  Pflicht,  Schftden  und  (Gebrechen,  Miszbrftnche ,  Ent- 
stellungen, die  sich  im  Laufe  der  Zeit  eingestellt,  wieder  rei- 
nigend zu  entfernen,  theils  dfts  positive  Becht,  ihrer  natürlichen 
Entwicklung  gemftsz  fortzuschreiten  zu  höherer  Yollkonunenheit. 
Der  Stat  ist  dabei  nur  mittelbar  betheiligt  und  berechtigt, 
und  zwar  auch  der  christliche  Stat  nicht  als  confessionelles 
Glied  einer  Landeskirche,  8<»ideni  um  des  Zusammenhangs 
wiUen  zwischen  seiner  sittlichen  Wohl&hrt  mit  der  Gesund- 
heit der  Kirche  und  insofern  er  überhaupt  als  Stat  auch  an- 
dern corporativen  Gemeinschaften  gegenüber  befugt  ist,  gegen 
Miszbrftnche,  die  allgemeinen  Schaden  bringen,  einzuschreiten. 
Wenn  die  Kirche  ihre  Pflicht  versäumt,  und  ihre  Yerderbnisz 
auch  das  Becht  und  die  Wohlfahrt  des  States  stiVrt  und  be- 
unruhigt, dann  darf  dieser  hemmend  und  mahnend  einschreiten. 
Wenn  die  Kirche  schläft  oder  versinkt,  dann  soll  er  sie  wecken 
und  aufrichten.  Er  verdrängt  sie  nicht  und  tritt  nicht  an  ihre 
Stelle ;  aber  so  weit  seine  sittliche  und  rechtlidie  Macht  reicht, 
so  weit  sucht  er  auf  ihre  Heilung  einzuwirken. 

Anmerknngf.  Eine  der  enffSIliglteii  Erseheiniingeii  unserer  Zeit 
isi  das  Oonoordat,  welohes  unterm  18.  Aug.  1855  zwisofaen  dem  Papste 
Pins  IX.  und  dem  Kaiser  Ton  Oesterreiob,  Franz  Joseph,  aber 
die  YerhUtniflse  der  katholiioben  Kirehe  zum  State  Oesterreiob  abge- 
iobloMen  worden  ist.  Bie  ist  vm  so  anffaUender,  als  sie  mit  der  poli- 
tisoben  BtrOmnng  unserer  Zeit  in  einem  seltsamen  Widerspruch  stobt. 
In  einer  wichtigen  Besiehunj^  zwar  ist  das  Oonoordat  in  üebereinsthn- 
mung  mit  der  Zeitriobtung,  insofern  nSmliob  als  es  die  Sonderung  der 
kiroblioben  und  der  statlioben  Institutionen  und  Rechte  fOrdem  will, 
und  auch  der  Kirche  in  ihrem  €M>iete  freie  Bewegung  zu  Torsobaifen 
▼erspriobi  AUentbalben  drBngt  der  Geist  der  Zeit  zu  solober  Ausschei- 
dung und  überaU  Terlangt  er  nach  freier  Entwicklung  des  besondem 
Wesens.  Aber  wenn  es  wahr  ist,  wie  wir  ans  unsem  und  fremden  Be- 
obaohtnngen  seblieszen  dtkrfen,  daaz  die  europäischen  Völker  seit  einiger 
Zeit  wieder  religiöser  gewofdea  sind,  so  ist  es  sicher  nicht  minder  wahr, 
dasz  das  politische  Bewusztsein  noob  mehr  fortgeschritten  ist,  dasz  eine 
Unterordnung  des  States  unter  die  Kirohe,  die  man  im  Princip  früher 
lieichter  getragen  hat,  beute  TÖllig  nfinatfirlicb  und  unerträglich  erscheint, 
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and  daas  eine  Emeaernng  der  Uerütalen  Herrsoliaft  der  Mitwelt  anft 
änazerste  verfaMst  ist.  Der  Yersuch  dazu  müBBte  zu  heftigen  Otegen* 
stöszen  reizen.  Die  Dämonen  der  Revolution  werden  durch  die  kirch- 
lichen Bannstrahlen  nicht  mehr  getSdtet,  sondern  entzündet  und  die  po- 
litiaohe  Gfthrung  wird  durch  den  kirchlichen  Druck  nicht  unierdrfiokt, 
Bondem  gereizt  und  geiteigert. 

Die  Gonoordate  sind   dem    öffentlichen  Rechte   angehSrige  Ter- 
träge  zwischen  dem  Stat  und  der  Kirche,  als  zwei  seihständigen  Mächten, 
und  diese  Form  ist   daher  für  heide  Gontrahenten   würdig  und  passend, 
um  ihre  weohseteeitigen   YerhSItniMe  für  beide  TerbincBioh  zu  regeln. 
Eine  gewisse  Gleichheit  der  Stellung,  eben  die  weohselBeitig  anerkannte 
Persönlichkeit  der  Vertragsparteien  wird  naturgemäsz  bei  Abschlieszung 
eines  Vertrages  yorausgesetzt,   und  es   scheint   sich   von  selbst  zu  ver- 
stehen, dasz   dabei  der  Stat   seine  Bxistenz  wahre   wie  die  Srohe  die 
ihrige,  und  dasz  in  jedem  derartigen  Vertrage  die  Statsprinoipien 
klar  und  energisch,   wie  es  der  Majestät  und  dem   politischen  Bewuszt- 
sein  des  modernen  States   gebührt,  neben  den  kirchlichen  Grund- 
sätzen  ausgesprochen   werden.    Wenn   aber  schon  in  den   bisherigen 
Gonoordaten,  ui^geaolitet  im  SlXte^Jahriinnderi  clerStat  viel  miohtigeff 
ist  als  die   Kirche,   der   kirchliche    Standpunkt   vorzugsweise   beachtet 
worden  ist,  so  tritt  diese  kirchliche  Einseitigkeit  in  dem  Österreichischen 
Goncordat  noch  greller   hervor,  als  in  irgend  einem  andern.    Man  sieht 
es  in  der  Sprache  wie  in  dem  Inhalt,  dasz  dagseibe  nicht  ziHsehen  Stats* 
männem  und  Kirchenmännern  ^  sondern  zwischen   Kirchenmännern  und 
Kirchenmännem,  von  denen  die  einen  für  den  Stat  bevollmächtigt  waren, 
verhandelt  und  formulirt  worden  ist.   Das  kanonische  Recht  ist  der 
gemeinsame   Boden,  auf  dem    sie   sleiien,   da«  Statsreeht  ist  ganz 
auszerhalb  des  Gonoordats.    Die   kirchenreohtiie^en  Grundsätze 
werden  ausschlieszlioh   beachtet  und   proolamirt,  die  Statsprinoipien 
höchstens  durch  SfiUsi^weigen  vorbehalten.    Seihet  wo  die  kirohlfchett 
Anordnangen  des  Goneih  von  Trient  mit  Rllofcsioht  auf  uralte  siatliohe 
Rechte  einige  Modifioation«!  erdmlden  müssen  ->  wie  bezttfHoh  der  weit* 
liehen  Gerichtsbarkeit  auch  über  Geistliche  —  werden  dieselben  nur  wie 
eine   vorübergehende  GoncessioB  des  päpstlichen  Stuhls  an  die  Zeitver- 
'  hältnisse  zugestanden  oder  wie  eine  Vergünstigung  von  Seile  der  Kirche 
bewilligt.    Vergeblich  sucht  man  in  dem  Ooneordat  naeh  einer  Spur  von 
StatsbewusBtsein  und   Statshoheit.    Ein  geistiges  Hoehgefthl  ist  nur  in 
dem  Ausdruck  der  Kirche  zu  finden.  Man  wird  daher  bei  Lesung  dieses 
Documentes  unwillkürlich  an  jene   mittelalterliche  Vorstellung  erinnert, 
dasz  die  Kirche  das  Reich  des  Geistes,  der  Stat  nur  das  Reich  des  Leibes 
sei.    So  sehr  herrseht  darin  der  kirohliche  Geist  vor. 

Diese  Erscheinung  wird  noch  unbegreiflicher,  wenn  man  sich  erin- 
nert>  dasz  seit  den  Tagen  der  Kaiserin  Maria  Theresia  in  den  Fürsten 
und  Völkern  Oesterreicfas  das  statliche  Bewusztsein  auch  der  Kirche  und 
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den  kirehliehen  Docirinen  ([^genüber  lebhaft  erwacht  ist,  und  nur  darin 
finden  wir  einigen  historisehen  Anhalt  ftr  ihare  Erklärung,  dasz  die  ne- 
gativ gereizte  und  radicale  Unterwerjfting  der  Kirche  unter  eine  aufge- 
klärte Despotie,  wie  wir  sie  in  der  Zeit  Josephs  II.  erfahren  haben,  zu 
einer  kirchlichen  Beaction  den  Ghrund  gelegt,  sowie  dasz  die  allgemeine 
BmpSrang  der  dsterr eichischen  Völker  von  1848  gegen  alle  l^ergebrachte 
Autorität,  nach  dem  Siege  der  Beaction  über  die  Revolution  zu  einem 
neuen  Triumph  der  Ijrchenautorität  Veranlassung  gegeben  und  gereizt  hat# 
Am  wenigsten  erträgt  aber  Deutschland  eine  einseitig  oonfee* 
aioaelle  Politik.  Jedermann  zwar  begreift,  daaz Oestexreich  um  seiner 
historischen  Stellung  willen  und  mit  Rücksicht  auf  die  grosze  Mehrheit 
seiner  Bevölkerung  ein  erhöhtes  Interesse  nimmt  an  der  katholischen 
Gonfession,  so  wie  man  es  versteht,  dasz  Preuszen  in  confessioneller  Be- 
siehung voraftglieb  die  deutsche  Schutzmaoht  des  Protestantiamus  ist. 
Aber  da  die  Erfahrungen  und  die  Leiden  dreier  Jahrhunderte  erwiesen 
haben,  dasz  keine  der  beiden  groszen  Gonfessionen  die  andere  in  Deutsch- 
land zu  überwinden  vermag,  vielmehr  beide  einander  friedlich  bestehefn 
lassen  mflisen,  so  ist  es  nugleioh  klar  geworden,  daez  eine  einseitig  coa- 
fesaionelle  Politik  jederzeit  den  Widerspruch  von  mindestens  der  andern 
Hälfte  der  deutschen  Nation  hervorruft,  und  indem  sie  Deutschland  ent- 
zweit und  seine  Kraft  lähmt,  eine  durchaus  undeutsche  Politik  sei. 
Deutschland  läeit  sich  weder  katholisch  noch  protestantisch 
regieren.  Kur  die  Politik  darf  als  eine  wahrhaft  deutsche  Anerken«* 
nung  fordern  und  Wirkung  hoffen,  welche  von  keiner  besondern  Gon- 
fession befangen,  einen  gemeinsam-nationalen  oder  humanen  Standpunkt 
nimmt,  von  dem  aus  sie  den  verschiedenen  Gonfessionen  gerecht  wird, 
ttnd  den  confessionellw  Frieden  Aller  schützt.  Da«  iat  aber  der  Stand- 
punkt des  modernen  States,  der  selbständig  nicht  innerhalb,  sondern 
aus z er  der  Kirche  steht,  und  daher  von  sich  aus  nach  statlichen 
Principien  die  Rechte  der  Individuen  wie  der  kirohKchen  Gemeinschaften 
erkennt  und  ordnet  —  (Die  obige  Anmerkung  nt  kurze  Zeit  naoh  dem 
Absohlnsz  des  österreichischen  Goncordats  geschrieben.  Seither  hat  die 
furchtbare  Vernichtung  der  österreichischen  Armee  in  der  Schlacht  von 
Königgrätz,  3.  Juli  1866,  auch  dem  Kafserhofe  den  Abgrund  aufgedeckt, 
in  welchen  eine  klerikale  Politik  heute  den  Stat  niederzieht.  Gegen- 
wärtig versucht  es  die  liberale  Gesetzgebung  von  1868  die  Fesseln  de« 
Goncordats  abzustreifen.) 
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Achtes  Gapitel 

Der  Stat  im  VerhSltnlsz  zur  Wissenschaft  und  Kunst. 

1.  Die  Beziehimg  des  States  zur  Wissenschaft  ist  dne 
engere  als  die  zur  Religion,  aber  wiederum  nur  mittelbar. 
Zwar  gibt  es  Staten,  welche  geradezu  die  Wisseoachaft  als 
Statssache  erklärt  und  eine  Statswissenschaft  in  speci- 
fischem  Sinne  geordnet  haben.  Am  entschiedensten  ist  diese 
Richtung  wohl  in  China  zu  Tage  getreten.  Der  Kaiser  des 
himmlischen  Reiches  der  Mitte  wird  auch  ab  die  Centralmacht 
und  höchste  Autorität  der  Wissenschaft  verehrt;  und  wie  die 
übrigen  öffentlichen  Organe»  so  sind  auch  die  Gelehrten  und 
Wissenden f  die  Mandarinen,  yon  State  wegen  classifieirt  und 
in  zahlreichen  Abstufimgen  aber-  und  untergeordnet.  In  den 
angewiesenen  Geleisen  und  Schranken  geht  die  wissenschaft- 
liche Thätigkeit  einen  steifen  abgemessenen  Gang,  und  Ab- 
weichungen gelten  als  Vergehen  wider  den  Stat.  Aber  dieee 
Zwangsjacke  ist' der  Natur  der  Wissenschaft  zuwider  und  läszt 
sich  aus  dem  Rechte  des  States  nimmermehr  begründen.  Zu 
mancherlei  äuszem  Fertigkeiten  und  abgeschliffenen  Feinheiten 
kann  es  solche  Statswissenschaft  wohl  bringen;  die  tiefere  Er- 
fassung der  Philosophie  und  der  freie  Blick  in  die  Geschichte 
bleiben  ihr  verwehrt.  Der  menschliche  Geist,  welcher  ta 
höherer  Erkenntnisz  der  Wahrheit  empordringen  will,  bedarf 
der  individuellen  Freiheit,  die  ihm  Schwungkraft  ver- 
leiht. Diese  ist  nicht  ein  Geschenk  noch  ein  Gtebot  des  States, 
sie  ist  ihm  angeboren  als  eine  Gabe  Gottes. 

Die  Wissenschaft  ist  auch  nicht  eine  Thätigkeit  und  Offen- 
barung des  States,  sie  ist  die  Frucht  der  Arbeiten,  welche  der 
unsterbliche  Geist  der  Individuen  von  sich  aus,  getrieben  von 
dem  Durste  nach  Wahrheit  und  im  Bewusztsein  seiner  Abstam- 
mung von  Gott,  der  Quelle  und  Erfüllung  aller  Wahrheit, 
freien  Muthes  unternimmt.   Dem  State  kann  daher  auf  diesem 
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Oebiete  so  wenige  al»  auf  dem  der  ReUgioQ  Herrschaft  zot 
kommen.  Der  8tat  hat  keine  Maeht  mid  kein*  Backt,  dM  la- 
kah  der  Wisaenscbaft  2u  beetimmeD,  noch  die  mancherlei 
Wege,  ataf  deHcn  der  Geirt  der  Individuen  eich  der  Wahrheit 
za  nUiem  varsiioht,  abzoBperrtn.  Freiheit  der  indivi* 
dnellen  Wissenschaft  ist  somit  ein  göttliches  Grundge- 
sets,  das  der  Stat  zu  achten  die  Pflicht  hat.  * 

2.  In  andern  Staten  ist  schon  oft  &üc  die  Wissenschaft 
das  Systism  der  In^erens^  des  States  behauptet  und  empfohlep 
wwden.  Es  ist  auch  nicht  haltbar.  Der  moderne  Stat  ver- 
dankt der  aus  der  Gebundenheit  des  Mittelalters  herausgetre- 
tenen frei  gewordenen  Wissenschaft  zu  gutem  Theile  sein. 
eigenes  erhobenes  Bewueztseitt  und  seine  Macht;  und  wenn 
auch  die  groszen  Massen  der  Bevölkerung  woniger  Antheil 
ndimen  an  der  wissenschalUichen  Arbeit,  und  weniger  em« 
p£ftngli<A  sind  fdr  ihre  Erzeugnisse,  so  werden  doch  die  ge«- 
bildeteren,  auch  an  der  Statsleitung  näher  betbeiligten  Stande 
von  den  Bewegungen  der  Wissensch^  gehoben  und  getragen, 
und  selbst  die  Menge  wird  mittelbar  von  dem  Anstoez  der 
Wissenschaft  getrieben  und  erfährt  zahlreiche  Wirkungen  ihrer 
ThätSgkeit  in  ihrem  gemeinsamen  Leben.  Wie  sollte  daher 
der  Stat,  was  für  ihn  und  die  Nation  so  wichtig  ist,  igufuiren 
dfirfen? 

3.  Der  Stat  hat  somit  eine  dringende  Veranlassung  die  Wis- 
senschaft zu  beachten»  ihre  Fortschritte  zu  untorstatzen, 
sie  zu  pflegen.   Während  des  Mittelalters  hatte  die  Kirche 

*  Spinosa,  Polüik  11*  8:  ^Alles  das,  sn  desMV  Aitfübang  o^an 
weder  durch  BelohnangeD  noch  dnrob  Drohungen  gebracht  werden  kann, 
gehört  nicht  zu  den  Rechten  des  Stats.  80  kann  Niemand  seine  Ur- 
theilsffthigkeit  aufgeben.  Durch  welche  Belohnungen  oder  Drohungen 
kami  denn  ein  Mensch  dacu  gebracht  werden,  zu  glauben,  dasz  da»  Ganze 
nicht  grOszer  sei  als  sein  Theü<^  Preuszische  Verf.  §.  20:  »Die  Wis- 
aeaschaft  und  ihre  Lehre' ist  frei''  Oesterr.  t.  1867.  Art  17.  Ebenso^ 
Vr,  T«  Geatz  an  den  König  Ton  Prenszen:  ,,Yon  allem,  was  Fesseln 
scheut,  kann  nichts  so  wenig  sie  ertragen,  als  der  Gedanke  des  Menschen.^ 
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diese  Aufgabe  Hbeniommeii.  Die  witoenscIiafUiclMQ  Aostalten 
wurden  grOeztenlhefls  yon  ihr  gestiftet.  Die  Mtnner  der  Eirdie 
waren  es  vorzüglioh,  welehe  wissensohafUidie  Werke  ansfäbr- 
ten  nnd  wissensdiaftliohe  Kenntnisse  verbreiteten.  Auch  die 
Sehule  war  ihrer  Sorge  anheimgegeben.  Aber  wenn  auch  die 
mittelalterliche  Kirche  sich  manche  Verdienste  um  die  Wis«- 
senschaft  und  die  Schule  erworben  hat,  die  volle  Freiheit  und 
Entfaltung  der  Wissenschaft  war  doch  unmöglidi,  so  lange  die 
Kirche  das  gesammte  Gebiet  des  Wissens  nur  in  dem  be*- 
sdiränkten  Gesichtskreise  ihrer  religiösen  und  wir  mdsson 
hinzusetzen  ihrer  hierarchischen  Interessen  gelten  liesz  und 
f&rderte,  so  lange  sie  mit  Miszgunst  jedem  Versuche  entgegeiH 
trat,  auf  andern  Bahnen  nach  Wahrheit  zu  suchen. 

Diese  Lage  der  Dinge  ist  vorzüglich  seit  der  Reformation 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  verändert  worden.  DieAnlSUige 
der  Umgestaltung  sind  freilich  fr&her  schon  deutlich  wahrzu- 
nehmen, besonders  in  den  nicht-theologischen  Univer- 
sitftten  und  Facultäten  und  die  aUgemeine  Veränderung  ist 
auch  in  den  katholischen  Ländern  sp&ter  durchgedrungen;  aber 
es  Iftszt  sich  nicht  verkennen,  dasz  von  der  Beformatic»  ein 
mächtiger  und  neuer  Impuls  zu  der  Geistesfreiheit  auch  in 
der  Wissenschaft  und  zu  der  statlichen  Pflege  derselben  aus- 
gegangen, die  dann  zu  einem  gemeinsamen  Gute  der  neueni 
Zeit  geworden  ist.  Hatte  Mher  die  Kirche  in  erster,  der 
Stat  höchstens  in  zweiter  und  sehr  entfernter  Linie  der 
Wissenschaft  seine  Sorge  und  Pflege  gewidmet,  so  ist  es  nun 
ein  anerkanntes  Princip,  dasz  dem  State  voraus  die  ünter- 
stfltzung  und  Pflege  der  Wissenschaft  gebührt.  Die  Kirche 
ist  in  diesen  Dingen  in  die  zweite  Linie  zurflckgetreten.*  Die 


'  Terfiissang  von  Kew-Hampsliire  in  Kordanerika:  „In  Enri- 
gong,  dasB  für  die  AnfreohthaUong  einer  freien  Teffasenng  die  aUge« 
Meine  Verbreitung  nützlicher  Kenntnisse  wesentlioli  notiiwendig  ilt,  vaA 
da»  es  hierzu  kein  besseres  Mittel  gibt,  als  die  TerrielfaohuBg  derXittel 
und  Tortheile   dtt  firziehüng,  ist  ei   die   Pflicht   der  Ge8etsg«4>er  und 


Aohtes  CapiteL  Der  Stot  im  YerhAltnisz  zur  Wissensohaft  tt.  Emiit.  347 

kirchliche  Bevormundnng  der  Wissenschaft  ist  nun  auf- 
gegeben. Die  statliche  Aufsicht  Aber  dieselbe  ist  an 
ihre  Stelle  getreten,  die  Anlbicht,  welche  sich  von  Bevormun- 
dnng  ihrer  Freiheit  wie  von  thörichter  Indifferenz  gleich  sehr 
unterscheidet.  Einzelne  Statsmänner  haben  wohl  schon  das  Be- 
dftrfnisz  eingesehen,  dasz  nun  der  Stat  —  auch  auszer  der  Schule 
—  sich  ernstlicher  der  Wissenschaft  anzunehmen  guten  Orund 
habe;**  aber  noch  ist  es  eine  Forderung  an  die  Zukunft,  dasz  in 
diesen  Dingen  in  der  rechten  Weise  das  Hechte  geschehe. 

Obrigkeiten,  fortwährend  die  ^ssenschaft  zu  unterstützen  und  zu  be- 
fOrdam,-  aUe  Sohulanstalien  zu  u&ierBttlisen  und  aufzumimterB,  die  Fart- 
sohrifttß  das  FeUbauai,  derKfiiute,  der  Wiaseniehaften  •«  bBlohiie&  und 
auszuzeichnen,  um  dem  Volke  einzuprägen  und  in  ihm  zu  bewahren  das 
allgemeine  'Wohlwollen,  die  Mildthätigkeit,  die  Industrie  und  'Wirihschaft, 
die  Bedliobkeit  und  Gutherzigkeit,  die  AufHehtigkeit  und  HästIgkeH, 
mit  elnaia  Worte  alle  edeln CMnmmgen  mdGafOUe.*'  Jakob  Grimm, 
fiber  Schule,  üaiTersität,  Akademie,  8.  7:  „JConnte  auch  im  Geleite  der 
Kirche  die  Schule  eine  Strecke  des  Wegs  zurücklegen ;  allmählig  began- 
nen beide  sieh  zu  scheiden  und  feindselig  einander  entgegenzusetzen. 
Die  Wissensehftft  will  nur  glanbea,  was  sie  weisz>  die  Kirche  nur  wIbsm, 
was  sie  glaubt.  ^^ 

'  Der  Minister  Stein  in  einer  Denkschrift  (Leben  von  Pertz  II. 
8.  502):  „Man  darf  es  erwarten,  dasz  der  jetzige  Zustand  der  Dinge, 
der  nur  dmroh  Gewalt  und  Druck  erhalten  wird,  sieh  in  skA  selbst  ze«- 
stdre,  und  das«  die  edleren  und  liberaleren  Grundsätze  wieder  in  das 
Leben  treten  werden.  Die  Regenten  sind  daher  dringend  aufgefordert, 
durch  Leitung  der  Literatur  und  Erziehung  dahin  zu  wirken,  dasz  die 
Mentliohe  Meinung  rein  und  kräftig  erhalten  werde.  Auf  den  Deutsche» 
wirkt  Sohriftstellerei  mehr  als  auf  andere  Nationen  w^gen  seiner  Leee« 
lust  und  der  grossen  Anzahl  von  Menschen ,  auf  die  die  öffentlichen 
Lehranstalten  einen  Einflusz  irgend  einer  Art  haben.  Die  Leselnst  der 
Kation  ist  eine  Folge  ihrer  Gemfithsruhe,  ihrer  Neigung  zu  ehiem  fnnem 
beaennenen  Leben  und  ilirer  Statsrerf^suiig.  Die  Anzahl  der  Sehriflh 
steiler  ist  in  Deutsohland  grösser  als  in  irgend  einem  andern  europäisohen 
Lande,  da  die  grosse  Anzahl  Ton  wissensohaftliohen  Anstalten  einer 
Menge  ton  (belehrten  Beschäftigung  und  Yersorgung  rersohaflt.  Auf 
dieea  mflsate  man  wliken,  um  das  Reich  der  Wahrheit  und  des  ReoUi 
airfreoht  zu  erhalten,  und  denen  elenden  ▼erderbliohen  Sohriftstellern 
entgegen  zu  wirken,  die  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Dinge  als  wohl- 
thätig  darstellen.'^    Tgl.  ebenda  IL  8.  164  und  428. 
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4  Pie  Pflege»  welche  der  Stat  der  WisseDScliaft  zn- 
wendet,  kaim  sich  in  yerBchiedenen  Mitteln  nnd  sowohl  in  po- 
sitiver fördernder,  wie  in  negativer  beschränkender 
Bicbtung  änszem. 

a)  Schon  sehr  viel  kann  der  Stat  erreichen,  wenn  er  dem 
wissenschaftlichen  Verdienste  Ehre  erweist  Thut  er 
daSf  so  ehrt  er  sich  selbst,  und  erhöbt  sein  eigenes  geistiges 
Ansehen.  Zugleich  belohnt  er  in  würdiger  Weise,  was  Aner- 
kennung verdient,  und  erweckt  Dankbarkeit  und  Nacheifer.  Der 
preuszische  Stat  hat  in  unserm  Jahrhundert  vorzüglich 
durch  die  Achtung,  welche  er  der  Wissenschaft  gezoUt,  und 
dnroh  seine  Sorge  um  die  allgemeine  Sohulbildnng  ein  Anrecht 
auf  dieFflfarmig  von  Deutschland  erworben;  und  Oesterreich, 
welches  sich  deutscher  Wissenschaft  zu  lange  und  zu  ihrem 
und  seinem  Schaden  verschlossen  hat,  ist  deszhalb  in  Ge&hr 
geratben,  seine  groeze  Gulturaa^be  im  Osten  zu  veisaohlfts- 
sigen  und  sein  moralisches  Ansehen  in  Deutschland  einzubflszen. 
Der  Geist  ist  eine  Macht,  welche  sich  dem  zuwendet,  der  sie 
versteht  und  wtirdigt,  und  dem  feind  ist,  der  sie  miszachtet; 
und  die  Wissenschaft  ist  ebenso  ein  treuer  und  starker  Yer- 
bflndeter,  wie  ein  gefährlicher  Gegner,  dem  schwer  und  immer 
nur  mit  groezen  Opfern  an  eigener  Kssktb  gewehrt  wird. 

NatflrUch  hat  der  Stat  ein  Interesse  mit  Wahl  zu  han- 
deln.   Er  soll  nur  ehren   was  die  öffentliche  Wohlfahrt  und 

t 

di^  Erkenntnisa  der  Wahrheit  wirklich  f&rdert  Je  fruehk- 
barer  und  je  reiner  das  wissenschaftliche  Verdienst,  Je  er- 
sprieszlicher  dasselbe  für  den  Stat  selbst  und  die  Nation  er- 
scheint, desto  höher  hat  d^  Stat  es  zu  werthen.  Dem  Pranken 
der  SophiMäk,  der  Frivolität  eitler  Skeptik,  dem  Geiste  des 
liederlichen  Spottes  und  niedriger  Klatschsucht  aber,  die  sich 
auch  regen  wo  das  Geistesleben  der  Individuen  sich  frei  äuszem 
dttf,  Ennufiternng  und  Beifall  zu  geben,  wäre  Thorheit,  aneb 
wenn  sich  dieses  Streben  in  den  glänzenden  Formen  eines 
täuschenden    Scheines  äuszert.    Vielmehr  ist   die   Versagung 


Achtes  Gapitel.  Der  Stet  im  Yeiliftltiiisi  zur  Winensohaft  n.  Kunst.  349 

jeder  Bhre  von  Seite  des  States  hier  ebenso  desseit  Pflicht  und 
Interesse,  wie  die  Anerkemrang  dort. 

b)  Auch  materieller  Unterstützung  bedarf  die  Wis- 
SMiscbaft  vielfach;  nnd  dem  State  riemt  es,  sie  nach  seinen 
Er&flen  zu  gew&hren,  durch  Anlegong  Ton  öffentlichen 
Samminngen  md  Apparaten  zu  ihrer  freien  Bemitenng» 
durch  Förderung  wissensdiaftlicher  ünt^suchungen  und  Unter- 
nehmungen auf  seine  Eost^,  indem  er  die  VerOffontliclmng 
und  Verbreitung  der  Resultate  wissenschaftlicher  Arbeit  be- 
gflnstigt,  wenn  diese  seine  Beihfllfe  nöthig  hat. 

c)  Durch  CNlndung  nnd  Ausstattung  von  Akademien 
kann  der  Siat  besondere  Organe  schaffen  für  die  höchstein 
Zwecke  des  Wissens.  Davon  wird  spftter  noch  näher  die  Rede 
sein.  Aber  auszerdem  ist  es  eine  Auflebe  des  Cnltusmf- 
nisters,  fortwährend  der  wissenschaftlichen  Thfttigkeit,  in 
welcher  Gestalt  und  Richtung  sie  offenbar  wird^  seine  volle 
Aufmerkswikeit  zuzuwenden,  von  allen  irgend  erheblichen  Br- 
scheinungen  der  Art  in  dem  Lande  Eenntnisz  zu  nehmen,  den 
Gang,  die  Richtung  derselben  zu  beachten,  ihre  Beziehungen 
auf  den  Stat  und  die  Nation  zu  pi<lfen,  nicht  folosz  zu  trockener 
Ansammlung  der  Nummern  seiner  Register,  sondern  um  je 
nach  den  ümst&nden  und  BedUrfoissen  zu  handeln. 

d)  Die  statliche  Förderung  gebührt  nur  wissenschaftlichen 
Verdiensten,  d^  statliche  Rechtsschutz  aber  auch  solchen 
wiasemchaftlichen  Arbeiten,  welche  als  unfhichtbar  oder  irr- 
tbflmlich  erscheinen.  Wie  der  Stat  jedes  religiöse  Bekenntnisz 
der  Individuen  vor  Verfolgung  schätzt,  aber  nur  der  christ- 
lichen Religion  seine  Liebe  zuwendet,  so  soll  er  auch  jede 
wissenschaftliche  Thfttigkeit,  auch  wenn  dieselbe  auf  Abwege 
gerathen  ist,  in  freiem  Sinne  gegen  die  Verfolgung  der  Ze- 
loten, der  Angeber  und  des  Pöbele  schützen.  Auch  hier  gilt 
das  Wort:  der  Mensch  hat  ein  Recht,  #a8  er  als  wahr  etkennt 
zu  bekennen,  denn  er  hat  dazu  die  Pflicht. 

e)  Aber  auch  die  negative  Sorge  darf  der  Stat  nicht 
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iui(er]a0f0fii,  gameinschidlichen  Wirkoagan  einer  ver* 
wilderten  und  verderblichea  WliBeoechaft  entgegen  zu  wirken. 
Nur  in  Uaren  Fällen  freilich  wird  sieb  dieselbe  zu  entBchie- 
dener  Hemmung  steigern  dflrfen,  nur  wo  die  Qeffüir,  die  ms 
wiseenschaftliehen  Bestrebungen  für  die  S&oberheit  und  Wohl- 
&hrt  des  States  oder  die  öffentliche  If ottl  des  Volkes  ent- 
springt, eine  offenbare  ist  und  nidit  schon  durqb  das  aiekh* 
gewicht  einer  an  gesunden  Kräften  reichen  Nator  ftberwunden 
wird;  denn  das  Leben  der  Wissenschaft  ist  von  so  geistiger 
Art  und  zugleich  so  Überaus  empfindlich,  dasz  die  rauhe  und 
nicht  durchaus  nothwendige  Berührung  der  Gewalt  ihre '  gesun- 
den Triebe  leicht  mehr  verletzt,  als  sie  die  schadhaften  Aus- 
wäcfase  trifft  Wohl  aber  hat  der  Stat  jederzeit  das  volle 
Becht,  wenn  er  sich  fiberzeugt,  dasz  die  wias«tt8chaftliflhe  Thft- 
tigkeit  einzelner  Individuen  oder  Corporationen  zu  gemeinem 
Sehaden  führt,  dieser  alle  die  Unterstützung  zu  ent- 
ziehen, welche  er  aus  seinen  Mitteln  zur  Nahrang  und  För- 
derung der  Wissenschaft  bestimmt  hat.  Es  ist  eine  sentimen- 
tale Thorheit,  von  dem  State  zu  erwarten,  dasz  er  seine  Feinde 
auf  öffentliche  Kosten  erhalte,  damit  sie  desto  bequemer  ihre 
Geistesarbeit  auf  Untergrabung  seiner  Ordnung  und  auf  Zer- 
störung des  öffentlichen  Wohles  hinrichten. 

5.  Aehnlich  ist  das  Yerhältnisz  des  States  zur  Kunst. 
Dem  State  gebohrt  hier  wieder  kein  Begiment,  aber  die  Pflege 
der  Kunst  ist  seine  Aufgabe.  Die  Kunst  übt  gerii^^ereQ  und 
weniger  nachhaltigen  Einflusz  auf  das  öffentliche  Leben  aus, 
als  die  Wissenschaft;  aber  ihre  Wirkung  ist  den  Sinnen  näher, 
die  Schönheit  ihrer  Formen  bemächtigt  sich  raseher  der  Ge^ 
mütber.  Ihre  Werke  sind,  wie  sie  fdr  den  rdigiösen  Cultns 
die  sichtbare  Blfithe  der  gehobenen  Seelenstimmung  sind,  meb 
für  den  Stat  und  die  weltliche  Lebensgemeinschaft  eine  herrliehe 
Zierde,  Ausdruck  und  Anregung  zugleich.  Der  Stat  selbst  soll 
auch  schön  sein  in  seiner  oi^ganisohen  Gestalt  Umsom/Ar  be- 
darf er  der  Kunst,  die  sein  Dasein  verschönert  und  veredelt. 
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Die  religiöse  Euiist  hat  in  froheren  JiJurhonderten 
ihren  hfiehBton  Trinmph  gefeiert,  die  gtatliohe  Kunst  — 
einet  yen  Qrieoben  xmi  Bfimem  mit  jener  sngleioh  gepflegt 
nnd  verehrt,  ist  ffir  das  moderne  Leben  noch  im  Anfang  der 
Etatwioklong  begriffen.  Nnr  allmftUig  erwacht  in  den  Staten 
nnd  in  den  Eflnstlem  der  Sinn  für  die  Herrlichkeit  der  etat- 
liehen  Emst. 

Das  alte  Theater  der  Athener  war  eine  religiOs-politische 
Institution,  das  wnere  Theater  ist  fiu3t  nnr  dem  Privatgennsz 
gewidmet,  nnd  die  BQhne  heissb  national,  ohne  ee  an  sein. 
Nnr  mittelbar  nnd  nnr  gelegenüieh  gibt  sich  da  die  politische 
Stimmung  kund.  An  den  groazMi  Volksfesten  tritt  die  Ennst 
fliat  gans  zorfick  hinter  dem  rauschenden  Wirrwar  der  un- 
BohBiien  Spiele. 

Am  leichtesten  Anerkennung  findet  die  Stiftung  von  Denk- 
mälern und  am  ehesten  wirkt  der  Sinn  ffir  grosse  Architektur 
auch  auf  die  Massen.  Doch  ftblt  noch  viel,  bis  das  Vor- 
stftndniss  fflr  die  Notbwendigkeit  des  monumentalen  Style  in 
den  öffentlichen  Bild-  und  Bauwerken  zu  einem  Oemeingut  der 
cifilisirten  Welt  geworden  ist.^ 


Neuntes  Gapitel. 

Der  Btat  nnd  die  Yolkasobnle. 

1.  Das  Eind  ist  von  der  Natur  den  Eltern  und  der  Fa- 
milie anvertraut,  deren  Glied  es  ist.  Ihnen,  und  nicht  dem 
State  kommt  daher  auch  die  nächste  Sorge  der  Erziehung 
zu.    Auch  wenn  der  Stat  oder  die  Gemeinde,  wie  das  vermö- 

\  Goethe  hat  in  den  naobgelsiaenen  SobrifleB  über  Kami  bemer- 
kenswerthe  Yorsohiage  genwcht,  die  sn  wenig  beaohtet  werden.  Jahn, 
Yolksh.  S.  280:  „Jedes  Denkmal  ist  Beiopiel  Ton  Tbat  nnd  Lohn." 
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gensloseiü  Wkisen  gegenüber  zur  Pücllt  wird,  genöthigt  ist, 
sich  der  Frziehung  der  unmündige  gam  anzimekiiien ,  kann 
^  doch  im  gflnstigsten  Falle  niur  die  Fmilietieniiehiuig  aachr 
bilden,  nnd  es  wird  immer  noch  ein  empfindlidier  Mangel 
znrückbleiben,  den  die  sorgftltigste  und  humanste  öffbntlicbe 
Erziehung  nur  m  mildem,  nicht  völlig  zu  heben  nnd  su  er- 
gänzen vermag.  Die  Triebe  des  gemeinsamen  BlatiB,  das  iof 
dividnelle  nnd  tief  verwachsene  Leben  der  Faibilie,  die  persön- 
liche Liebe  und  Piet&t  der  Eltern  nnd  der  Kinder  sind  nicht 
dnrch  Statsansteiten  zn  ersetzen. 

Die  Statserziehung  der  Spartaner,  welche  scIm»  vom 
siebenten  Jahre  lEtn  die  Bänder  losrissen  von  den  Bltem,  moobie 
in  dem  Bedürfnisse  der  Spartaner,  ihre  stets  bedrohte  Heriw 
Schaft  mit  den  gröszten  Anstrengungen  und  Opftrn  zu  erkau- 
fen, eine  Entscheidung  finden,  aber  sie  ist  nichts  weniger  als 
empfehlenswerth, ^  so  sehr  auch  Piaton  ihrem  Princip  hulr 
digt.  In  dem  französischen  Gonvente  des  Jahres  1798  wurde 
von  Miohel  Lepelletier  ein  ähnlicher  Vorschlag  einer  durch- 
greifenden Statserziehung  erneuert,  ein  Vorschlag  vm  dem 
Kobespierre  preisend  sagte:  »Der  Geist  der  Menschheit 
scheint  denselben  entworfen  zu  haben/^  In  öffentlichen  Er- 
ziehungshftusem  sollten  alle  Knaben  von  erfülltem  zwölften 
Altersjahre  an,  die  Mädchen  schon  ein  Jahr  früher  auf  öffent- 
liche Kosten  gleichmäszig  erzogen  und  auch  da  die  Familie 
auf  dem  Altar  des  Götzen  der  «Oleichheit"  von  Statswegen 
geopfert  werden.  Der  Vorschlag  ist  aber  mit  dem  Gonvente 
gefallen. 

Ein  derartiger  Uebergriff  des  States  in  das  heilige  Becht 
der  individuellen  Freiheit  und  des  Familienlebens,  die  zu 
schätzen  seine  Pflicht  ist,  kann  nicht  aus  dem  Statsrechte  be- 

*  Dahlmann,  Politik  S.  259:  „Wir  haben  keinen  (}rand,  es  den 
Spartanern  nachratlnm;  weder  die  gleiche  Sorge  lastet  auf  uns,  noch 
rfihmen  wir  nns  desReohtes,  dem  State  Güter  zu  opfern,  die  mehr  werth 
sind,  als  ein  Btat,  der  dieser  Opfer  bedarf.^ 
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gründet  werden,  \mfi.  w&re  ebenso  verderblich  als  widerrecht- 
lich. Nur  soweit  die  Noth  das  Einschreiten  einer  obervor- 
.mundschaftlichen  Obsorge  verlangt,  weil  — »-  in  einzelnen 
Fällen  —  die  Familie  ihre  Sorge  nicht  erfüllen  kann,  oder 
SU  erfüllen  grob  vernachlässigt,  ist  die  Obrigkeit  veranlasst 
und  berechtigt,  an  der  leer  gelassene  Stelle  der  Familie  zn 
helfen. 

2.  Für  eine  Seite  der  Erziehung  aber  übernimmt  der 
neuere  Staat  im  Interesse  der  Gesammtheit  die  Sorge  selbst. 
Die  Schule  im  Mittelalter  wieder  eine  Anstalt  der  Kirche, 
ist  nun  zunächst  auf  ihren  verschiedenen  Stufen  zur  Stats- 
anstalt  geworden.  Die  S[irche  hat  es  nicht  verwehren  können, 
dasz  der  Stat  durch  ausgedehntere  Sorge  in  diesem  Felde  ihr 
den  Vortritt  abgewonnen  hat.  Sie  hatte  ihre  Pflicht  allzulange 
nur  nachlässig  geübt  oder  die  Schule  allzusehr  nur  für  kirch- 

0 

liehe  Zwecke  ausgebeutet  Dieser  Vorwurf  trifft  die  protestan- 
tischen Kirchen  nicht  minder  als  die  katholische.  Die  Volks- 
schule war  gänzlich  vernachlässigt,  bis  sich  der  Stat  ihrer 
annahm,  und  die  gelehrte  Schule  war  theologisch  beschränkt 
und  verkümmert. 

Die  Aufgabe  der  Volksschule  ist,  der  unmündigen 
Jugend  das  Masz  nationaler,  menschlicher  und  reli- 
giöser Bildung  zu  verschaffen  und  zu  sichern,  welches  nicht 
als  die  Gabe  einzelner  Familien  noch  als  ein  besonderes  Gut 
einzelner  Classen,  der  Bevölkerung,  sondern  als  das  gemein- 
same Bedürfiiisz  Aller  für  Alle  gewährt  werden  musz. 
Die  verwickelter  gewordenen  Verhältnisse  unserer  Cultur  macheu 
es  nöthig,  dasz  alle  in  der  Landessprache  lesen,  schreiben 
und  im  täglichen  Verkehr  rechnen  können;  und  nicht 
Uosz  nothdürftig,  sondern  bequem  und  leicht.  Es  ist  und 
bleibt  das  die  Grundlage  alles  eigentlichen  Volksunterrichtes, 
und  die  Vorbedingung  für  alle  weitere  classenartige  und  indir 
viduelle  Entwicklung  des  geistigen  Bildungstriebes.  Daher 
kann  sich  der  Stat,  beziehungsweise  die  Gemeinde,  der  Pflicht 

BUnttohli,  allgoBMiiiM  Stotwecht.    II.  *     23 
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nicht  entsiehen,  die  Wohlthat  solchen  Unterriohtee  der  g^ 
flammten  Volksjugend  zu  gewähren  und  auch  den  Niedrigsten 
solcher  gemeinsamen  Vorbildung,  die  seinen  Kr&ften  nene  Wege 
eröjffnet,  theilhaft  werden  zu  lassen.  Der  Stat  darf  sich  diese 
Sorge  auch  nicht  mehr  von  der  Kirche  entwinden  lassen;  d^m 
offenbar  ist  die  Natur  der  bezeichneten  Grundbekenntnisse  nicht 
kirchlich  sondern  weltlich.  Sie  sind  daher  auch,  seitdem  der 
Stat  sich  mehr  um  die  Volksschule  bekflmmert  hat,  allgemeiner 
und  weit  besser  verbreitet  worden  als  früh«  unter  der  aus- 
schlieszlichen  Leitung  der  Kirche,  welche  die  mechanische  Ab- 
richtung zu  kirchlichen  Uebungen  und  Diensten  hoher  geschfttst 
hat  als  einen  tüchtigen  Unterricht  in  den  Elementen  der  gei^ 
stigen  Bildung.  Der  Stoff  des  Lesens  und  Schreibens  darf 
aber  hier  nur  dem  eingeben  Anschauungs-  und  Lebenskreiee 
angehören,  welcher  wirklich  dem  Volke  gemeinsam  ist.  Was 
jedes  jugendliche  Herz  erfreut  und  veredelt,  was  die  Liebe  zur 
Tugend  und  zu  dem  Vaterlande  n&hrt,  was  über  die  Erschei- 
nungen des  täglichen  Lebens  aufklärt  und  fthig  macht,  mit 
klaren  Augen  in  die  Wirklichkeit  zu  schauen,  das  und  nicht 
unverdauliche  und  aufblähende  Bruchstacke  der  Qelehrsamkeit, 
nicht  ein  dürftiger  Abrisz  von  wissensdiafüichen  Systemen 
der  Geographie,  Mathematik,  Physik  u.  s.  f.  werde  der  Volks- 
jugend geboten.  Die  Volksschule  soll  allgemeine  Wahr- 
heiten verbreiten,  aber  nicht  die  wissenschaftliche  Methode 
der  Untersuchung  lehren.  Wir  sind  in  Deutschland  und 
in  der  Schweiz',  wo  das  meiste  für  die  Volksschule  geleistet 
worden  ist,  doch  auch  durch  eine  eitle  Ueberspannung  ihrer 
Lehrgegenstände  in  die  Gefahr  gerathen,  eine  Volksjugend 
heranzubilden,  welche  nur  ungern  und  mit  einer  Art  wundep- 
licher  Scham  zu  den  Arbeiten  des  Handwerkers  oder  Fabrik- 
arbeiters hinzutritt  und  den  ärmlichen  und  häufig  erbärmlichen 
Schreiberdienst  der  rauheren  aber  weit  edleren  Thätigkeit  des 
Landbauers  vorzieht.  Es  gab  wohl  eine  Zeit,  in  welcher  man 
Grund  hatte ,  sich   Ober  das  Zuwenig  zu  beklagen ,   aber  in 
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ip^&chen  I4pdern  ist  man  nun  in  den  Strodel  des  Zuviel  ge- 
rathen,  und  bat  statt  die  Jagend  mit  einfacher  gesunder  Hatts«- 
l^ost  zu  speisen,  mit  grossen  Kosten  AbfUle  von  vomekmem 
Speisen  gekauft,  die  ihr  den  Magen  verderben.' 

Die  Schule  soll  aber  nicht  blosz  die  geistigen  Fähigkeiten 
entwickeln  helfen,  sie  soll  auch  das  Gemfith  gleichzeitig  er* 
wärmen  und  veredeln.  Die  Volksschule  soll  nicht  blosz  zu 
verständigen  Menschen  heranbilden,  scmdern  auch  das  religidee 
Leben  wecken,  die  Saat  des  Glaubens  in  die  Herzen  der  Einr 
der  ausstreuen  und  zu  jeder  Tagend  stärken.  Gehört  in  jenen 
Dingen  dem  State  das  entscheidende  Wort  und  die  erste  S<nrgef, 
so  hat  in  «diesen  die  Kirche  das  Meiste  und  Beste  zu  leisten. 
Wie  Vater  und  Mutter  die  häusliche  Erziehung  gemeinsam 
leiten,  so  haben  Stat  und  Kirche  gemeinsam  die  Off«itliehe 
Erziehung  des  Volkes  zu  pflegen.^  Dieses  Zusammenwirken 
beider  Mächte  entspricht  dem  Ideal  einer  guten  Erziehung»  Die 
schroffe  Trennung  und  Spaltung  der  statliehen  Einwirkung  und 

'  Der  Kardinal  Biohelieu  hat  diese  Gefahr  zum  ypraus  mit  leb- 
-haften  Farben  geschildert.  Test,  polit.  I.  S.  168:  „Ainsi  qn'un  corps' 
qtu  aurgjt  des  yenx  on  toutes  ^es  pA^i^S;  seroit  monstrueox,  de'm^me 
•jID  Btat  le  seroit  il,  si  tous  ses  aujets  6toieat  egavans.  Le  commerce 
des  Lettre?  Hannifölt  absoTument  celuTcTe  la  mafchajoSiie' qjü  comble  lea 
£tats  de  richesses,  il  ruineroit  TAgriculture ,  yraie  m^re  nourrice  des 
peoples  et  il  d^serteroit  la  p^piniere  des  soldats  qui  8*61dYent  platdt 
4ftn8  Ja  nidesse  derigiioraiice(?)qme  dan«  lapolitesse  dessciences;  enflb 
il  rempliroit  la  France  de  ohioanneurs,  plus  propret  k  rainer  lea  üuuUes 
particulieres  et  k  troubler  le  repos  public  qu*ä  procurer  auoon  bien  aux 
Etats.  81  les  Let^^d^^^tolent  profaiiSes  k  toutes  sortes  d'esprits,  on 
teTfoit  plas  de  gens  oapahles  d^e  former  des  doutes  qne  de  les  r^soudre 
et  beauooup  seroient  plai  propres  k  s'oppoeer  aox  rerit^s  tpi^k  les  d^ 
fendre. 

^  Das  franz(Ssi8che  IJnterrichtsgesetz  vom  15.  März  1850  hat  darin 
•iaen  Fortsohntt  gemacht,  dasz  die  Alleinherrschaft  der  statlichen  tJni- 
.yersitAt  beseitigt  und  far  die  Obeiieitmig  vnd  An&icht  aber  das  Schiri- 
wesen  ein  Zusammenwirken  statlicher  und  kirchlicher  Organe  gffordelt 
wird'.  Aber  zu  einer  befriedigenden  organischen  Gestaltung  des  Yer- 
'-hflltniesM  Ten  9tai  «fd  Kirehe  ist  es  auch  durch '  dieses  Gesetz  nck^h 
nicht  je^cpmmeiv 
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der  kirchlichen  Sorge  wflrde  zerreiszen  was  zusammen  gehört; 
and  die  Folgen  derselben  wären  nicht  minder  schädlich  als 
es  für  die  Priyaterziehung  die  Scheidung  der  Eltern  ist.  Das 
laute  Verlangen  der  Emancipation  der  Volksschule  von  der 
Kirche  in  unaern  Tagen  ist  zwar  durch  die  frühere  Vormund- 
schaft der  Kirche  gereizt  irorden  und  wird  durch  die  unduld- 
same und  beschränkte  Itichtung  vieler  kirchlichen  Organe  er- 
klärt und  relativ  gerechtfertigt;  aber  als  absolute  Forde- 
rung ist  sie  durchaus  verwerflich,  weil  irreligiös.  Darüber  zu 
wacheui  dasz  die  Kirche  nicht  in  zelotischem  Eifer  die  Schule 
einenge  und  drucke,  ist  wohl  Sache  des  Stats;  aber  ihren 
wohlthätigen  Elnflusz  darf  er  weder  entbehren  noch  stören. 
Vielmehr  soll  der  Stat,  indem  er  die  Oberleitung  über 
das  ganze  Schulwesen  sich  vorbehält,  in  religiöser  Hin- 
sicht der  Kirche  eine  würdige  und  eingreifende  Wirksamkeit 
verstatten. 

Die  Volksschule  soll  vor  allen  Dingen  menschliche 
Cultur  verbreiten,  aber  damit  diese  nicht  in  leere  Abstraction 
ach  auflöse,  soll  sie  diesz  in  nationaler  Form  und  Sichtung 
ihun.  Die  Jugend  soll  auch  für  den  Stat  zu  tüchtigen  Ge- 
nossen und  Bürgern  desselben  erzogen  werden.  In  dieser  Be- 
siehung geschieht  nicht  genug,  und  doch  beruht  die  Gesund- 
heit des  Volkes  und  seine  politische  Kraft  vornehmlich  auf 
einem  von  Jugend  an  geweckten  Nationalgeist.  In  gleich« 
Weise  wird  in  dem  christlichen  State  der  christliche  Glau- 
ben und  christliche  Tugend  als  Grundlage  der  religiösen 
Bildung  anerkannt  und  sorgfältig  gepflegt  werden  müssen,  aber 
die  Kirche  wird  diese  Pflege  nur  im  Geiste  ihrer  besondem 
Üonfession  üben  können.  Ob  diese  Bücksicht  zu  einer  völ- 
ligen Trennung  der  verschiedenen  Volksschulen  je  nach  der 
Confession  oder  nur  zu  einer  Ausscheidung  des  religiösen  Un- 
terrichtes in  den  nämlichen  Schulen  führe,  hängt  wohl  von 
den  besondern  Culturverhältnissen  der  einzelnen  Länder  und 
von  mancherlei  Gründen  ab.     Darüber  zu  entscheiden  aber 
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kommt  dem  State  zu,  der  in  beiden  Fftllen  Aufsicht  zo'tibeii 
hat«  dasz  nicht  der  confessionelle  Gegensatz  zn  inhnmaner 
Gehässigkeit  nnd  Feindschaft  versftnert  nnd  geschärft  werda 

Die  Zahl  der  YMksschtillehrer  ist  in  neuerer  Zeit 
rasch  gestiegen.  Es  ist  das  ein  gntes  Zeichen:  denn  über- 
fdUte  Schnlen  tangen  nicht,  und  soll  die  gesammte  YoUsju- 
gend,  wie  das  in  Deutschland  und  in  der  Schweiz  nun 
geschieht,  in  Frankreich,  England  und  in  den  meisten 
übrigen  Ländern  aUmälich  wenn  auch  nur  langsam  und  aus 
der  Feme  angestrebt  wird,^  die  gemeinsame  niedere  Schul- 
bildung erhalten,  so  sind  zahlreiche  Schulen  und  viele  Lehrer 
Bedürfnisz.  Aber  mit  dem  Vorzug  hat  sich  auch  das  üebel 
übermäszig.  gesteigerter  Anforderungen  an  die  Lehrer  einge- 
schlichen und  hinwieder  dieser  an  den  Stat  und  die  Gemein- 
den. Sie  werden  zuweilen  auf  den  Seminarien  mit  Kenntnissen 
beladen,  welche  sie  in  der  Volksschule  nicht  brauchen  können 
oder  nicht  brauchen  sollten.  Man  läszt  sie  aus  den  Brunnen 
höherer  Wissenschaft:  gerade  so  viel  trinken,  dasz  viele  davon 
berauscht,  wenige  gesättigt  werden.  Dadurch  wird  ein  ge- 
lehrter Dünkel  in  ihnen  gereizt  nnd  zugleich  der  ungestillte 
Durst  nach  höherem  Wissen,  das  nicht  in  die  Volksschule  ge- 
hört. Diese  verliert  so,  worauf  Alles  ankommt,  ihre  Ein- 
fachheit und  ihre  moralische  Gesundheit  und  geräth 
in  einen  überreizten  Zustand.  Viele  Lehrer  werden  unzufrieden 
mit  ihrer  naturgemäsz  niedem  und  beschränkten,  wenn  auch 
noch  so  nöthigen  und  ehrbaren  Berufsthätigkeit  und  der  Ge- 
gensatz zwischen  ihrer  Bildung  und  ihrer  Besoldung  wird  als 
ein  schreiendes  Miszverhältnisz  empfunden.  Zuweilen  wird 
dieses  Standesgefühl  zu  der  Einbildung  gesteigert,  dasz  die 
Volksschullehrer  voraus  die  Schöpfer  einer  neuen  Cultur  und 


*  In  Preuszen  werden  30,000  Sohullehrer  auf  15  MiUionen  Ken- 
sollen,  je  einer  anf  500  Seelen  gerechnet,  in  einzelnen  Oantonen  der 
Schweiz  noch  mehr. 
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did  widitigsten  Beformatoren  der  Qeselkchaft  seien.*  Ee  ist 
Hiebt  zu  längnen,  dasz  in  manchen  Staten  die  Volksschnllehrer 
ein  wichtiges  Element  der  Bewegung,  znweilen  der  Revolution 
geworden  sind.  Aber  alle  üebertreibnngen  nnd  Aussohreitongen 
Einzelner  oder  Mancher  fallen  doch  weniger  ins  Oewidit,  als 
der  nnbestreitbare  Segen,  den  die  besser  gewordene  Yolksschnle 
aber  die  geistige  und  leibliche  Wohlfahrt  der  untern  Yolks^ 
elassen  bereits  verbreitet  hat,  tmd  nichts  wfire  verkehrter  als 
den  frohem  geistlichen  Druck  auf  die  Schule  wieder  herzu- 
stellen, und  dieselbe  in  die  glücklich  überstandenen  Znständis 
der  letzten  Jahrhunderte  znrflok  zn  dr&ngen.  Jede  neue  Ent* 
widdnng,  besonders  wenn  sie  kräftig  nnd  gesund  ist,  schieszt 
anch  in  tollen  und  nnfruchtbaren  Trieben  aus.  Manche  Uebet* 
keibung  ist  bereits  durch  die  natfirliche  Reaction  der  Y^r* 
hftltnisse  oorrigirt  worden.  Dem  State  aber  wird  das  Bechtt 
ansschweifenden  Ansprüchen  entgegen  zn  treten,  nm  so  we^ 
niger  beanstandet,  je  wohlwollender  er  anch  die  gerechten  Be^ 
gehren  dieser  Classe  anerkennt  und  dieselben  zn  befriedigeii 
ach  bemüht 

4.  Der  sogenannte  Schulzwang,  oder  besser  ausgedrückt, 
die  Schulpflicht,   d.  h.  die  NOthigung  der   Eltern,    ihth 


'  Jakob  Grimm  a.  a.  0.:  „Da  ihnen,  sagen  sie,  das  edelste,  kost- 
barste Gnt  aller  Menschen,  die  Kinder  nnd  deren  geistige  Entfaltung 
empfohlen  sei,  k{5nne  man  sie  nioht  gering  wie  Handwerker  letien,  die 
nnr  dem  leiblichen  Wohl  firShnen,  yielmehr  Amt  und  Beruf  müssen  ihnen 
die  Ansprüche  wahrer  Statsdiener  auf  anständiges  Auskommen,  genfi- 
gende  Yenorgnng  im  Alter  nnd  Wittwengehalte  sichern.  Hier  aber 
wird  offenbar  der  Wertb  dessen,  dem  man  einen  Dienst  leistet,  mit  dem 
Werthe  des  Dienstes  selbst  Terweohselt;  es  ist  nioht  abiusehen,  warum 
wir  Milch  undBrod  fQr  die  Kinder  theurer  einkaufen  soUen,  als  sie  jedem 
Alter  gelten,  oder  so  theuer  wie  andere  schwere  Speisen.  Die  Fähigkeit, 
die  wir  Tom  Schullehrer  fordern,  und  die  er  uns  aufwendet,  scheint  mir 
an  sich  unter  der  eines  ausgeseichneten  sinnreichen  Handwerkers  in 
stehen,  der  in  seiner  Art  das  HSchste  henrorbringt,  wShrend  der  Lehrer 
ein  fast  jedem  zugftngliohes  Mittelgut  darreicht,  und  sein  Talent  leicht 
flberboten  werden  kann.*' 
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Kinder  znr  Schule  gehen  zn  lassen,  rechtfertigt  sich  hier  aus 
dem  Interesse  des  8tates,  dasz  die  gesammte  Jugend  die  ge- 
meinsame menschlich-nationale  und  religiöse  Bildung  erhalte, 
welche  sie  zn  verständigen  und  gnten  Statsbürgem  befähige 
reicht  daher  auch  nur  so  weit.  Wenn  Eltern  in  der  Familie 
schon  hinreichend  dafflr  durch  Privatlehrer  sorgen,  so  hOrt 
jener  Zwang  auf,  denn  es  fehlt  ihm  am  Orund.  Wenn  aber 
Eltern  ihre  Kinder  in  dieser  Beziehung  verwahrlosen,  und 
ihnen  nicht  einmal  die  allgemeine  Volksbildung  vergönnen, 
dann  hat  der  Stat  wohl  Veranlassung,  das  Becht  der  Kinder 
auf  dieselbe  zu  schützen,  und  sie  zum  Besuch  der  Volksschule 
anzuhalten.^  Die  allgemeine  Schulpflicht  steht  mit 
der  allgemeinen  Wehrpflicht  und  der  allgemeinen  Volksfreiheit, 
welche  die  Bildung  voraussetzt,  in  einem  sittlichen  Zusam- 
menhang. 

ünentgeltlichkeit  der  Volksschule,  in  neuerer  Zeit 
zuweilen  als  Statsprincip  ^  behauptet,  ist  durchaus  nicht  eine 
nothwendige  Pflicht  des  States,  und  für  die  Volksschule  selber 
eher  ein  Schaden.    Der  naturliche  Grundsatz  ist  im  Gegen- 

•  Pre  US  zische  Verf.  §.21:  „Eltern  und  deren  Stellvertreter  dürfen 
ihre  Kinder  oder  Pflegebefohlenen  nicht  ohne  den  Unterricht  lassen, 
"welcher  für  die  öffentlichen  Yolksiohulen  Torgeschrieben  ist/'  Zuerst 
ist  der  Grundsatz  des  Schulzwanges  wohl  in  K  ordäme  ri  ka  anerkannt  wor- 
den. Das  Gesetz  von  Connecticut  von  1650  verpflichtet  die  Eltern, 
ihre  Sjnder  zur  Schule  zu  schicken,  YernachlSesigung  dieser  Pflid&t 
wird  gebüazt,  und  wenn  die  Eltern  in  derselben  verharren,  so  greift  die 
Obervormundschaft  an  jener  Statt  ein.  Vgl.  Toqueville's  Amerika  I. 
8.  68.  Noch  älter  ist  das  Statut  für  Massachusets  von  1648.  Vgl.  L  a- 
boulaye,  bist,  des  Golonies  Am6riq.  I.  277  und  die  Rede  von  Prüsident 
Webster.  Ebenda  S.  285.  In  England  wird  dieses  Recht  des  States 
nicht  anerkannt.  Auch  Guizot  (vgl.  M^moires  IIL  61)  sprach  sich  als 
französischer  Cultusminister  dagegen  aus.  In  Deutschland  und  der 
Schweiz  besteht  die  Schulpflicht  und  ist  eine  Hauptursache  der  aUge- 
meinen  Yolksbildung. 

*  Z.  B.  in  den  Grundrechten,  welche  die  deutsche  Nationalversamm- 
lung zu  Frankfurt  prodamirt  hat,  und  in  der  preus zischen  Yerf. 
§.25. 
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fheil  der,  dasz  voraus  die  Eltern  die  Kosten  der  Erziebniig 
ihrer  Einder  zu  tragen  haben.  Dann  erst  folgt  die  Gemeinde 
and  der  Stat,  die  auch  ein  wesentliches  Interesse  an  der 
Schulbildung  haben,  und  daher  wohl  die  Kosten  der  Schul- 
häuser und  ihres  Bedarfs,  sowie  selbst  einen  Theil  der  Besol- 
dung der  Lehrer  auf  sich  nehmen,  und  so  die  Lasten  der 
Eltern  vermindern  mögen.  Aber  es  liegt  im  Interesse  der 
Schule  selbst,  dasz  für  die  Kinder  auch  Schulgelder  von  den 
Eltern  bezahlt  werden,  nicht  allein  damit  jener  erste  Grund- 
satz nicht  in  Vergessenheit  komme,  sondern  weil  durch  die 
Leistung  das  Interesse  der  Eltern  an  der  Schule  lebendig  er^ 
halten  und  gesteigert  wird;  denn  es  ist  der  Mehrzahl  der 
Menschen  eigeh,  dasz  sie  viel  mehr  werthen  und  sorgftltiger 
behandeln,  wofür  sie  unmittelbar  beisteuern,  als  was  ihnen 
unentgeltlich  geboten  wird.  Für  Eltern ,  denen  die  Last  all- 
zuzchwer  wird,  kann  der  Stat  oder  die  Gemeinde  hülfreich  ein- 
treten, und  statt  ihrer  das  Schulgeld  bezahlen;  aber  Eltern, 
welche  die  ihnen  obliegende  Pflicht  zu  erfüllen  im  Stande  sind, 
derselben  zu  entladen,  ist  weder  recht  noch  gut. 

Oeffentliche  Privatschulen  hat  der  Stat  eher  ein 
Interesse  zu  begünstigen^  als  zu  verhindern,  denn  sie  nehmen 
ihm  einen  Theil  seiner  Sorgen  und  Lasten  ab.  Aber  er  darf 
nicht  versäumen,  strenge  Aufsicht  über  dieselben  zu  üben,  und 
zu  wachen,  dasz  nicht  ein  feindlicher  Geist  zum  Verderben 
der  Jugend  und  zum  Schaden  auch  der  Gemeinschaft  in  sol- 
chen Schulen  sich  einniste  und  um  sich  greife.  Wird  er  das 
gewahr,  so  soll  er  mit  scharfem  Messer  den  Ansatz  des  Bösen 
herausschneiden,  bevor  es  wuchernd  um  sich  gegrifTen.  Von 
diesem  feindseligen  Geiste  sind  vorzüglich  die  Jesuitensehu- 
len  erfüllt  und  daher  um  so  weniger  zu   dulden,  als  in  den- 

*  Prenszische  Verf.  %,  22:  „Unterricht  zu  ertheilen  und  Unter- 
riehtsanatalten  zn  gründen  steht  Jedem  frei,  wenn  er  seine  sittliohe, 
wissensohaftliohe  und  technische  BefEÜiigang  den  betreffenden  Statsbe* 
hSrden  nachgewiesen  bat" 
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«elben  überdem  die  bewnszte  Yorenthaltfiuig  der  Wahrheit^  und 
die  Ausbeutung  der  kindlichen  Schwäche  eine  grosze  Bolle 
spielen. 

5«  Auf  der  untern  Stufe  der  Volksschule  hat  die  Freiheit 
der  Wissenschaft  noch  wenig  Sinn.  Die  erste  Volksbildung 
ist  ein  gemeinsames  und  gleichartiges  Bedärfnisz,  und  die 
Autorität  der  Lehrer  steht  noch  hoch  über  der  Beurthei- 
lungsf&higkeit  der  Schüler;  um  so  mehr  wird  jene  hinwieder 
zusammengehalten  und  geleitet  von  der  hohem  Autorität  des 
Stats.  Daher  sind  hier  vorgeschriebene  Lehrmittel, 
flicht  individuell  gewählte,  und  selbst  eine  bestimmte  gemeine 
Methode  des  Unterrichtes,  nicht  beliebige  Lehrmanier  ange- 
messen. Autorität,  feste  Begel,  Tradition  der  BehandloB^ 
haben  und  verdienen  hier  das  üebergewicht. 


Zehntes  Capitel 

Die  Bernfs-,  technischen  und  gelehrten  Schulen. 

1.  Nur  die  Volksschule  ist  allgemein,  die  gesammte  Ju- 
gend umfitssend,  gleichmäszig  unterrichtend.  Höher  hinauf 
scheiden  sich  die  Richtungen  nach  Berufsweisen  und  nach 
den  Interessen  höherer  Geistesbildung.  Die  einzelnen 
Schulen  sind  ffir  die  Bedürfnisse  einzelner  Glassen  nur 
bestimmt.  Es  hört  daher  nun  die  Schulpflicht  auf.  Der  Stat 
konnte  fordern,  dasz  Alle  menschlich-national  gebildet  werden; 
die  besondere  Berufsbildung  ist  in  vielen  Fällen  auch  ohne 
Schule  erreichbar,  und  gehört  in  den  freien  Bereich  der  Fa- 
milienerziehung. Nur  wo  der  Stat  Aemter  und  Stellen  zu 
vergeben  hat,  für  welche  besondere  und  erhöhte  Berufs-  oder 
wissenschaftliche  Kenntnisse  unentbehrlich  sind,  oder  wo  die 
Ausübung  eines  bloszen  Privatberufes  aus  polizeilichen  Gründen 
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Mf  Personen  beschränkt  werden  musz,  welche  die  erforderliche 
Art  Bildung  besitzen,  mag  der  Stat  wohl  den  Ausweis  ver- 
langen über  eine  bestimmte  Schulbildung,  und  die  ausschlieszen^ 
welche  die  öifentlichen  für  diese  Fächer  bestimmten  Schulen 
nicht  besucht  haben.  Auch  da  sind  aber  noch  einzelne  Aus* 
nahmen  zu  verstatten,  in  denen  die  nöthige  Fähigkeit  auf  an- 
dern Wegen  erworben  worden;  denn  mehr  auf  die  Fähigkeit, 
als  auf  den  Weg  zu  ihrer  Erlangung  konunt  es  an. 

2.  Die  obem  und  mittlem  Schulen  zerfallen  in  drei 
Hauptclassen : 

a)  Besondere  Berufsschulen,  wie  vorzüglich  die 
landwirthschaftlichen  zur  Ausbildung  von  Landwirthen, 
«md  Gewerbeschulen  zur  Ausbildung  von  Handwerkern.  Sie 
gehören  vorzugsweise  dem  vierten  Stande  an,  und  sind  für 
Andere  nur  Durchgangsstufen.  Ein  groszer  Theil  aber  des 
vierten  Standes  bedarf  ihrer  nicht,  ihm  genügt  die  Volksschule 
und  die  Fortbildung,  die  das  Leben  selber  gewährt. 

b)  Höhere  technische  Schulen,  für  diejenigen Glassen 
der  Bevölkerung  bestimmt,  welche  zwar  nicht  nothwendig  einer 
gelehrten  Bildung  bedürfen,  wohl  aber  in  denjenigen  Wissen- 
schaften tiefer  eingeweiht  werden  müssen,  welche  den  Geist 
zu  höherer  Industrie,  Technik,  Kunst  befähigen.  Diese  Schulen 
dienen  vorzüglich  dem  dritten  Stande,  den  Architekten,  Inge- 
nieuren, Fabrikanten,  Künstlern. 

c)  Gelehrte  Schulen,  theils  als  Vorbereitung  für  die 
Universität,  theils  för  die  Jugend  bestimmt,  welche,  ohne  sich 
einem  gelehrten  Berufe  zu  widmen,  doch  den  Adel  dassischer 
Bildung  erwerben  will, 

3.  Die  Berufsschulen  im  engem  Sinn  unterscheiden 
sich  von  den  höhern  technischen  und  den  gelehrten  Schulen 
vomehmlich  dadurch,  dasz  der  Unterricht  in  jenen  nicht  in 
das  Heiligthum  der  Wissenschaft  eingeht,  sondern  sich  in 
den  Vorhallen  derselben  bewegt,  und  fortwährend  die  prac- 
tische  Nutzbarkeit  voraus  beachtet.    Der  Einfachheit  des 
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Unterrichts  bedtefen  sie  wie  die  Volksschule,  als  deren  höhere 
Blüthe  sie  oft  behandelt  werden;  die  besondere  Richtung  auf 
eine  bestimmte  Berufisgattung ,  Landwirthschaft ,  Handwerke 
tt.  dgl.  hebt  sie  über  diese  hinauf.  Der  Unterricht  in  fremden 
Sprachen  ist  nur  für  solche  nOthig,  welche  diese  Schulen  als 
IJebergangsstufen  zu  höhern  technischen  benutzen;  für  die 
Masse  der  Schüler  dagegen  ist  der  Unterricht  in  der  Volks- 
sprache, in  der  Mathematik  und  den  Naturwissenschaften,  so- 
weit diese  eine  nahe  und  leicht  verständliche  Anwendung  auf 
jene  Berufskreise  schon  gefunden  haben,  genügend,  und  so  weit 
denn  auch  im  Interesse  guter  Ordnung  und  gleichmftsziger 
Fortbildung  für  alle  Schüler  vorzuschreiben.  Strenge  Schul- 
disciplin  ist  in  diesem  Kreise  unentbehrlich,  die  Lemfreiheit 
ausnahmsweise  zulässig,  die  Lehrfreiheit  noch  wesentlich  durch 
die  vorgeschriebenen  Lehrmittel  und  das  vorgeschriebene  Lehr- 
ziel beschränkt.  Diese  Schulen  ersetzen  theilweise  den  Unter- 
richt, den  der  angehende  Landwirth  auf  dem  Gute  oder  der 
Lehrling  in  der  Werkstätte  seines  Meisters  findet,  theilweise 
befthigen  sie  um  der  gröszern  Wissenschaftlichkeit  der  öffent- 
lichen Schulen  willen  zn  hohem  selbständigen  Fortschritten  im 
practischen  Leben.  Der  Stat  kann  durch  Gründung  und  freie 
Eröffnung  solcher  Schulen  sehr  wohlthätig  einwirken  auf  die 
Cultur-  und  Berufstüchtigkeit  zahlreicher  Volksclassen. 

4.  Eine  höhere  wissenschaftliche  oder  künstlerische  Be- 
deutung haben  die  höhern  technischen  Schulen,  wie 
vorzüglich  die  Bealgymnasien,  die  polytechnischen 
Schulen  und  die  Künstlerakademien. 

Die  erstem  führen  die  Zöglinge  tiefer  ein  in  diejenigen 
Wissenschaften,  welche  vorzüglich  auf  das  practische  Leben 
der  Techniker  und  der  hohem  Industriellen  Einflusz  haben. 
Mathematik,  Geometrie  und  Physik  und  ihre  Anwen- 
dungen auf  Mechanik  und  Chemie  sind  hier  das  Gentmm  der 
theoretischen  Ausbildung,  die  Kunstgeschichte  die  Grund- 
lage der  künstlerischen  Bildung  und  die  Kunst  zu  zeichnen 
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eine  Hauptfertigkeit,  die  hier  geäbt  werden  musz,  daneben  sind 
die  modernen,  nicht  die  antiken  Sprachen  zu  cnltiviren.  Wohl 
darf  man  auch  hier  die  practischen  Zwecke  des  Unterrichts 
nicht  ans  den  Augen  lassen,  aber  die  Wissenschaften  müssen 
doch  in  ihrem  ganzen  Umfang  und  Zusammenhang,  somit  auch 
in  den  Beziehungen  gelehrt  werden,  deren  practische  Anwend« 
barkeit  nicht,  oder  nicht  unmittelbar  und  nicht  jetzt  schon 
wahrzunehmen  ist.  Die  wissenschaftliche  Durchbildung  der 
Zöglinge,  welche  ihren  Geist  f&hig  macht,  sich  in  den  man- 
cherlei hohem  technischen  Berufskreisen  mit  freier  Sicherheit 
zu  bewegen,  nicht  die  Zurichtung  für  einen  beschränkten  Beruf 
ist  hier  die  Aufgabe.  Erst  im  späteren  Leben  scheiden  sich 
die  besonderen  Wege. 

Diese  Anstalten  haben  in  den  obern  Glassen  eine  gewisse 
Verwandtschaft  mit  den  Universitäten.  Die  herangewachsenen 
Zöglinge  können  in  dem  Yerhältnisz  ihres  erstarkten  Triebes 
zum  Selbststudium  wohl  von  manchen  Banden,  welche  die  un- 
tern Schüler  noch  enger  an  die  Antorität  und  an  die  Zucht 
des  Lehrers  binden,  losgeknüpft,  und  ihnen  akademische  Frei- 
heit verstattet  werden.  Nur  darf  solche  Freiheit  nicht  über 
den  natürlichen  Zweck  der  Schule  hinaus  gewährt  werden. 
Insbesondere  erfordert  es  die  Natur  des  mathematischen  Un- 
terrichts, dasz  eine  bestimmte  Folge  auch  der  Lehrfächer  be- 
achtet werde.  Auch  wird  noch  weit  hinauf  ein  wechselseitiger 
Verkehr  des  unterrichtenden  Lehrers  mit  dem  lernenden  Schuler 
wohlthätiger  wirken,  als  eine  Beschränkung  des  Unterrichts 
auf  blosze  Vorträge  ohne  Prüfung,  ob  die  Schaler  diesen  wirk- 
lich folgen.  Je  mehr  wissenschaftlichen  Oehalt  die  Lehre 
hat,  desto  mehr  individuelle  Freiheit  in  ihrer  Behandlung 
ist  auch  für  den  Lehrer  Bedürfnisz ;  daher  denn  auch  hier  die 
Lehrmittel  nicht  mehr  vorgeschrieben,  noch  die  Methode  der 
Lehre  von  oben  her  anbefohlen  werden  darf^  wie  in  den  untern 
Schulen. 

Eine  ähnliche  Stellung  haben  die  Künstlerakademien.  Die 
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« 

Wissenschafk  aber  tritt  hier  in  die  zweite  Linie  zurück,  die 
künstlerische  Uebnng  in  die  erste  ein.  Diese  Akademien  können 
•sogar,  wie  die  ^eole  des  beanx  arts  in  Paris  zur  Ansbildi»^ 
Erwachsener  dienen,  welche  die  polytechnische  Schule  zurüek 
gelegt  haben. 

5.  Die  Grundlage  der  gelehrten  Schulen  ist  die  das- 
sische  Bildung,  der  Unterricht  in  der  lateinischen,  dann 
auch  in  der  griechischen  Sprache  und  die  G-eschichte. 
Die  höhere  wissenschaftliche  Erziehung  musz  den  Schüler  ein- 
weihen in  die  Grundlagen  unserer  Cultur,  erfüllen  notit  dem 
'frischen  und  schönen  Geiste  der  Vorzeit,  in  welcher  die  Mensch- 
heit gleichsam  ihre  Jugendblüthe  entfaltet  hat.  Sie  musz 
dieselbe  hindurch  geleiten  durch  die  reichen  Erfahrungen  der 
früheren  Jahrhunderte,  nicht  um  in  diesen  gefangen  zu  bleiben, 
sondern  um  der  Stufe,  auf  welcher  nun  die  Menschheit'  steht, 
bewuszt  zu  werden  f  und  auf  ihr  mit  erweitertem  und  freiem 
Blicke  vorwärts  zu  schreiten.  An  der  Hand  der  Griechen  und 
der  Bömer  sind  die  neueren  Völker  in  geistigen  Dingen  fthn- 
lich  wie  durch  das  Christenthum  in  religiöser  Bezidiung  er- 
zogen worden,  und  diese  welthistorische  Erfahrung  soll  sieh 
in  dem  Leben  der  einzelnen  höher  gebildeten  Individuen  wie- 
derholen. Wer  einen  andern  Weg  geht,  kann  wohl  manches 
Ziel  erreichen,  es  wird  aber  in  seiner  Bildung  immer  eine 
leere  Stelle  sein,  die  von  den  ausgezeichnetsten  Männern  als 
ein  erheblicher  Mangel  schmerzlich  empfunden  wirdi  In  den 
classisehen  Studien  ist  ein  gewisser  Duft,  ein  Glanz,  ein  Adel, 
die  zu  voller  und  schöner  Entfaltung  des  wissenschaftlichen 
Geistes  unentbehrlich  sind.  Sie  spannen  und  üben  die  Kräfte 
des  jugendlichen  Geistes  aufs  höchste  und  doch  dem  Alter  ge- 
mäsz,  wecken  seinen  Sinn  für  Schönes,  Groszes  und  Edles  und 
stärken  seine  Schwungkraft 

Allerdings  waren  die  gelehrten  Schulen  früher  zu  ein- 
seitig auf  den  Unterridit  in  den  classisehen  Sprachen  begvenit 
und  eine  pedantische  Methode,  welche  den  Schalem  häufig  den 


tOenim  der  herrlicUa  Scbfttze  des  Altorthutiia  sogvr  entteidit  * 
iMkt,  statt  Um  zu  eröffnen,  hatte  zuweileo  den  Werth  dereelben 
.in  eine  todte  Oelehrsamkeit  umgesetzt,  die  far  die  Fortscbritte 
mi  Bedürfnisse  unsers  Lebens  den  offnen  Sinn  ^verlor.  Bs 
ist  daher  ein  Vorzug  neuerer  Einrichtungen,  wenn  der  Untec- 
rijßkt  in  den  classischen  Sprachen  ergänzt  wird  durch  gründ- 
licheres Yerstftndnisz  der  einheimischen  Volkssprache  und  Li- 
iteratur,  zuweilen  sogar  durch  die  Beigabe  fremder  neuerer 
Sprachen,  und  wenn  auch  den  übrigen  formell  bildenden  VA- 
ehern  der  Mathematik  und  Physik  und  wie  der  alten,  so  auoh 
der  nutUern  und  neuern  Greschichte  ein  weiterer  Spieliwm 
\erOffhet,  und  so  der  Geist  nach  allen  Sichtungen  hin  gedbt 
wird.  Auch  die  wissenschaftliche  Behandlung  des.  Christen- 
iihumfi  und  seiner  Geschichte  darf  nicht  fehlen»  damit  die 
ganze  gelehrte  Bildung  in  sich  harmonisch  sei»  Aber  in  um- 
.(NTMr  Zeit  ist  man  zuweilen  hinwieder  in  dim  Fehler  einer 
Ueberiadiuig  mit  Bildungsstoff  YetfaUen,  an  dem  der  jngend- 
Uohe  Geist  überreizt  und  übers&ttigt  wird.  Etoperlisbe 
-Schwftdie  und  geistige  Zerstreutheit  nnd  Schlaffheit  sind  leider 
ttieht  seltene  Folgen  eines  solchen  «Amftszig  gesteigerten .  Vie- 
•lerieiB« 

Dem  Alter  der  Schüler'  und  ihrer  Bildungsstufe  gemiaz 

cdsff  der  Unterricht  nicht  als  freier  Vortrag  abgelöst  werden 

.Ten  flMter  Uebung  der  Schüler«  unter  fortgesetzter  AuCsifibt 

und  Antrieb  der  Lehrer*    Die  Sehulzuoht  soll  zwar  das  Shf- 

geölhl  schonen  und  wecken,  darf  aber  keineswegs  locker. nnd 

j^hwuch  werden.    Die  X^hrßLoher  sind  noch  genau  bestimmt, 

^imd  der  regehnSazige  Besuch  wenigstens  der  Grnndf&oher  rr 

wozu  Yorans  der  charakteristische  Unterricht  in  der  lateinischen 

.iiprafihe^  wenn  Ausnahmen  Yorstattet  werden  auch  in  der  gp»- 

chischen ,   und  der  Geschichte  gehfirt  —  ist  ^ Yerbindlicb .  ge* 

-tmikiy  aieht  in  die  .Wahl  der  Schüler  gelegt.    Gs  ist  ein 

.flohaden  SSx.h^&c^  mä  ächuler,  wenn  sie  die  Art  und  fjt^- 

Juit^dei  Unuoarsit&ten  eobou  in  die  6ji9Qasi$^.n  Yerpfianzen 
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trollen.  Der  ganze  Zweck  dieser,  die  jngendlichen  Krifke  ia 
fortgesetztem  Singen  zn  Oben  und  zu  stftrken,  wird  dadmcfa 
Ywfehlt,  und  der  Genusz  unreifer  Früchte  läset  eine  krank« 
äeelenstimmung  zurück,  die  später  auch  reife  Früchte  nicit 
mehr  zu  pflücken  gelüstet  und  zu  genieszen  nicht  die  Kraft  hat. 


Eilftes  Gapitel 

Die  UniTerBitftten. 

1.  Die  Universitäten,  zuerst  in  Italien  und  anfangt 
nur  mit  Rücksicht  auf  einzelne  Wissenschaften  entstanden,  sind 
in  neuerer  Zeit  und  vorzüglich  in  Deutschland  zu  arg^ 
nischen,  die  gesammte  höhere  wissenschaftliche 
Bildung  umfassenden  und  zu  voller  Reife  entwickelnden  An- 
stalten, aus  bloszen  Universitäten  im  juristisch -corporativen 
Sinne  des  Wortes  zu  Universitäten  der  Wissenschaften  ge^ 
worden. 

Nur  erwachsene  Jünglinge,  deren  Geisteskräfte  in  den 
gelehrten  Schulen  geübt  und  entfaltet  worden,  sind  fähig  in 
den  Geist  der  Wissenschaft  völlig  einzudringen,  daher  nur  sie 
auf  Universitäten  zuzulassen.  Nur  wer  die  Schule  hinter  sich 
gelassen  hat,  vermag  ein  Student  zu  werden.  Daher  sind 
Prüfungen,  welche  Unberufene  zurückweisen,  ebenso  nöthig 
als  der  Würde  der  Anstalt  angemessen.  Es  mag  wohl  unber 
denklich  einzelnen  Erwachsenen  auch  ohne  Maturitätsprüftmg 
gestattet  werden,  einzelne  Collegien  anzuhören  und  an  den 
Früchten,  die  die  Universität  den  nach  Wissenschaft  Hungernr 
den  reichlich  bietet,  sich  zn  erlaben.  Aber  Studenten  sind  sie 
deszhialb  nicht.  Diese  sollen  nicht  blosz  fähig  sein,  Eihzelnes 
zu  g^mieezen,  sondern  Theil  zu  nehmen  an  dem  syal;einati0<^ 
und  oFgauscb  geordneten  wissensehaftliidien  GesamnÜeben  d«r 
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UniTfirsität. ^  Freie  Hochschulen,  me  das  College  de 
France  in  Paris,  haben  als  allgemeine  wissenschaftliche  An* 
«talten  far  Erwachsene  überhaupt,  einen  eigenthflmlichen  Werth 
und  wohl  eine  zunehmende  Bedeutung;  aber  sie  sind  von  den 
Universitäten,  die  zugleich  Anstalten  für  die  wissenschaftlichen 
Berufsclassen  sind,  wesentlich  verschieden. 

2.   Die   Universität    bedarf    der    wissenschaftlichen 

■ 

Selbständigkeit,  denn  die  höhere  Wissenschaft  erschlieszt 
sich  nur  voller  Qeistesfreiheit.  DafOr  ist  die  corporative 
Selbständigkeit  derselben  eine  vortreffliche  Unterlage. 
Aber  hier  begegnen  wir  nun  einem  wichtigen  Gegensätze  zwi- 
schen dem  Mittelalter  und  der  neuern  Zeit  Jenes  liebte  und 
schätzte  die  corporative  Selbständigkeit  so  sehr,  dasz  dieselbe 
bis  zu  voller  Unabhängigkeit  und  einer  Art  von  Souveränetäi; 
gesteigert  wurde.  Das  aber  widerspricht  dem  modernen  State, 


^  Jakofa  G-rimm  hat  a.  a.0.  S.  26  eine  enigegeogieBOtzte  M^iaiing 
aasgeBproohen :  „Wie  Kirche  und  Sohansplel  dem  Bintretenden  offen 
gehalten  sind,  sollte  jedem  Jüngling  das  Thor  der  UniTenität  aafgethaa 
und  ihm  selbst  überlassen  sein,  allen  Nachiheil  zu  empfinden  und  zu 
tragen,  wenn  er  unausgerüstet  in  diese  Hallen  getreten  ist;  -denn  die 
IMfH^g""g  der  Menschen  hat  ihre  eigenen,  stillen  Gänge  und  thut  un- 
erwartet Sprünge;  wie  sollten  aUe  gleichen  Schritt  halten,  den  der  Prü- 
fung zwängendes  Masz  fordert?**  Aber  die  Unirersität  ist  keine  Kirche, 
'die  für  das  Volk  —  noch  ein  Schauspiel,  das  für  das  Publikum  be- 
stimmt ist.»  Bondem  eine  wisBensohaftUche  Anstalt  für  die  Jünger  der 
Wissensohait.  Der  Trost,  dasz  UnTorbereitete  durch  den  eigenen  Schaden 
klug  werden,  ist  ebenso  trügerisch  als  frivol.  Mehr  als  eine  Ünirersittt 
empfindet  es  äusserst  schmerzlich,  dasz  eine  grosse  Zahl  von  Studenteta 
nicht  hinreichend  vorgebildet  ist  Diese  träge  Masse  zieht  mit  bleiernem 
Gewichte  den  wissenschafUichen  Vortrag  hernieder  und  drückt  den  Geist 
der  Studentenschaft  herab.  Es  soUen  keine  überspannten  Forderungen 
an  die  Eintretenden  gemacht  werden;  aber  je  strenger  die  Prüfung  auf 
die  KeuBseiehen  wissensehalklioher  üebung  achtet  und  nur  die  wirklioh 
fllr  einen  wis8«BSc)iaftUchen  Lebensberuf  Tauglichen  zuiäsit,  desto  wohl- 
thätiger  wird  sie  für  die  Individuen  wirken,  die  noch  bei  Zeiten  auf 
einen  für  sie  passenderen  Beruf  hingewiesen  werden,  für  die  Anstalt, 
deren  Ehre  und  wissensohallHeher  Geist  gehoben  wird«  und  fOr  den 
ilat,  den  die  Bitterkeit  eines  unntfen  Univenitätsweseos  sehr  belästigt. 
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dessen  einheitlicher  Organismus  Unterordnung  aller  öffentlichen 
Gorporationen  verlangt  nnd  der  eine  bedeutsame  Aufsicht  und 
Pflege  auch  über  die  höchsten  Bildungsanstalten  anspricht. 
Auf  den  englischen  Universitäten  hat  sich  auch  in  dieser 
Beziehung  noch  länger  mittelalterliche  Freiheit  erhalten,  aber 
selbst  da  läszt  der  Geist  unserer  Zeit  an  den  Stat  die  Mah- 
nung ergehen,  dasz  er  die  ihm  gebührenden  Hoheitsrechte  übe. 
Auf  dem  Gontinent  ist  schon  seit  langem  das  neuere  Princip 
der  Statscuratel  practisch  geworden.  Die  Vormundschaft 
der  Kirche  hat  dem  State  ebenso  überall  weichen  müssen, 
und  nur  mit  Bezug  auf  die  theologischen  Facultäten,  deren 
Bedeutung  fdr  die  Ausbildung  der  Oeistlichkeit  die  Kirche 
nahe  angeht,  wird  jener  zuweilen  eine  gewisse  Mitwirkung 
und  theilweise  Mitaufsicht  entweder  noch  zugestanden,  oder 
von  ihr  und  nicht  ohne  innere  Berechtigung  beharrlich  begehrt. 
Weil  die  Kirche  ihren  Einflusz  allzuoft  nur  an  Beschränkung 
der  wissenschaftlichen  Freiheit  ausgeübt  hat,  ist  der  moderne 
Stat  abgeneigter  geworden,  auf  ihre  Stimme  zu  hören. 

Was  an  corporativer  Selbständigkeit  theils  geblieben, 
theils  werth  der  Erhaltung  ist,  besteht  hauptsächlich: 

a)  in  dem  Besitz  und  in  der  Verwaltung  eines  eigenen 
Vermögens,  wenn  auch  unter  der  Oberaufsicht  des  Stats.  Die 
äuszere  Existenz  der  Universitäten  wird  dadurch  in  höherm 
Orade  von  den  mancherlei  Unfällen  bewahrt,  welche  die  öffent- 
lichen Statsfinanzen  leichter  .treffen,  und  zugleich  der  Univer- 
sität eine  freie  und  angesehene  sociale  Stellung  gesichert; 

b)  in  der  eigenen  Gerichtsbarkeit,  welche  freilich 
innerhalb  des  modernen  States  einer  vollständigeren  Unter- 
ordnung und  engerer  Beschränkung  unterliegen  musz,  als  im 
Mittelalter,  und  mehr  nur  in  Gestalt  und  nach  Art  discipli- 
narischer  Zucht  fortdauern  darf; 

c)  in  der  Ehre,  welche  die  Gorporation  vom  State  zu 
erwarten  ein  Recht  hat  —  auf  äuszere  Gewalt  hat  sie  keinen, 
auf  Ehre  der  Hoheit  des  wissenschaftlichen  Geistes   gemäsz 

Blvnlsehll,  allgemein««  Statt  rocht.  24 
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einen  wohlbegrflndeten  Ansprach  —  und  in  den  akademi- 
schen Ehren  die  sie  selbst  verleiht.  Beides  wird  nicht  immer 
und  nicht  überall  richtig  gewürdigt.  Manche  Facultäten  selbst 
haben  zuweilen  dazu  beigetragen,  die  akademischen  Würden,  auch 
die  des  Doctorats,  durch  Verschwendung  an  Candidaten,  die 
solcher  Auszeichnung  nicht  würdig  waren,  um  den  Credit  und 
damit  um  ihren  Werth  zu  bringen,  und  der  Stat  hat  statt 
solchen  Miszbräuchen  zu  wehren,  jenen  die  Achtung  versagt, 
und  dadurch  wieder  ein  wichtiges  Element  einer  sittlich- 
geistigen Ordnung  zerstört;  und  die  Art,  wie  einzelne  Staten 
das  Bangverhältnisz  der  Universitäten  und  ihrer  Mitglieder 
geordnet  haben,  beweiszt,  dasz  auch  da  die  rechte  Einsicht 
noch  vielfach  mangelt; 

d)  in  der  Vertretung,  welche  den  Körpern  der  Univer- 
sitäten in  dem  Rathe  der  Nation  gewährt  wird,  und  ebenso 
sehr  ihrer  groszen  Bedeutung  für  das  geistige  Leben  derselben 
gemäsz  als  für  eine  einsichtsvolle  Berathung  der  Gesetze  dien- 
lieh  ist. 

3.  Die  Eintheilung  der  Universitäten  in  vier  Facul- 
täten schlieszt  sich  an  naturgemäsze  (Gegensätze  und  Bedürf- 
nisse an.  Die  philosophische  Facultät  mit  ihren  zahlrei- 
chen Disciplinen  der  Philosophie,  die  erst  hier  und  nicht 
schon  auf  den  Gymnasien  mit  Erfolg  gelehrt  werden  kann  und 
gewissermaszen  den  Weg  eröffnet  in  den  Vorsaal  aller  Special- 
wissenschaften,  der  Philologie  in  ihrer  Vollendung,  der 
Geschichte  in  ihrer  umfassenden  und  in  das  Leben  der  ein- 
zelnen Völker  sich  versenkenden  Reichhaltigkeit,  der  mathe- 
matischen und  Naturwissenschaften,  ist  für  die  gröszere 
Zahl  der  Studenten  hauptsächlich  von  propädeutischer  Bedeu- 
tung, für  eine  Minderzahl  aber ,  die  sich  dem  Lehrfach  oder  * 
den  dahin  gehörigen  besondera  Wissenschaften  widmet,  zugleich 
abschlieszend.  Vorzugsweise  in  höhere  wissenschaftliche 
Berufs  kreise  führen  die  drei  andern  Facultäten  ein  und 
haben  daher  auch  den  Vorrang.    Die  theologische  hat  eine 
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höhere  Beziehung  zur  Kirche  und  die  Aufgabe,  die  Wissen- 
schaften zu  lehren,  deren  die  Qeistlidikeit  m  unserer  Zeit  be- 
darf, um  fähig  zu  sein,  ihre  kirchliche  Mission  auch  geistig 
zu  verstehen,  und  um  gerüstet  zu  sein,  sie  mit  den  Waffen 
der  Wissenschaft  zu  schützen  und  auszuführen.  Die  zweite 
Facultftt  wurde  früher  als  die  juristische  bezeichnet.  In 
neuerer  Zeit  wurde  sie,  seitdem  die  Statswissenschaften  einen 
weitern  umfang  gewonnen  haben,  zuweilen  vertheilt  in  eine 
juristische  und  eine  statswissenschaftliche  im  engem  Sinn, 
indem  die  Jurisprudenz  im  engem  Sinn  auf  der  einen  und  die 
Wissenschaften  der  Polizei-  und  Statswirthschaft  auf  der  an- 
dern Seite  geschieden  wurden.  Man  hat  diese  Unterscheidung, 
welche  mit  der  Sonderung  der  Justiz  yon  der  Verwaltung  in 
ein^  innera  Zusammenhang  ist,  nicht  consequent  genug  durch- 
gebildet und  die  sogenannte  statswirthschaftliche  Facultät  theils 
zu  schroff  TOn  der  rechtswissenschaftlichen  losgetrennt,  theils 
zu  enge  als  eine  blosz  technische,  weniger  als  eine  statswis- 
senschaftliehe  Abtheilung  behandelt.  Die  Masse  der  Studenten 
hat  sich  daher  überall  der  juristischen  und  nur  Wenige  haben 
sich  der  statswirthschaftlichen  Facultftt  zugewendet.  ImPrincip 
gehören  aber  Bechts-  und  Statswissenschaften  offenbar 
zusammen,  und  erst  wenn  diese  Einheit  anerkannt  oder  wieder 
hergestellt  ist,  sollte  der  Gegensatz  von  Becht  und  Stat,  Juris- 
pmdenz  und  Politik,  Bechtspflege  und  Yerwidtung  seinen  Ein- 
flusz  auf  die  Studieneinrichtung  bewähren.'  Allerdings  sind 
früher  jene  oft  vemachlfissigt  und  fast  alle  Aufmerksamkeit 
diesen  zugewendet  worden;  aber  dieser  Mangel  kann  gehoben 
werden,  ohne  in  der  Facultät  zu  scheiden,  was  innerlich  ver- 
bunden ist.    Die  medicinische  Facultät  endlich  befähigt  zu 


'  In  der  einen  Feoidtilt  für  Stets-  und  Reolitewisaensohaften  lauen 
sieh  dann  immerhin  passend  zwei  Hai^pirichiangen ,  die  politische  nnd 
die  juristische,  nntersoheiden ,  wie  die  eine  philosophische  Facultät  ans 
zwei  oder  drei  Unterabtheilungen  besteht,  der  philosophischen  im  en- 
gem SinnOi  der  philologisch-historischen  nnd  der  naturwissenschaftlichen« 

24* 
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den  WiBsenschaften,  welche  ftlr  eine  rationelle  Erkenntnisz  und 
Behandlung  der  Krankheiten  dienen.  So  gehen  ans  den  Uni- 
versitäten Theologen,  Juristen  und  Yerwaltungsm&nner,  Aerzte, 
Lehrer  hervor. 

4.  Die  Pflege  des  Stats  ftuszert  sich  vorerst  in  der  Be* 
rufung  und  Anstellung  der  Professoren,  denen  er  mit  Zu- 
versicht die  Anregung  zu  einem  gesunden  wissenschaftlichen 
Studium  anvertraut.  Den  Facultäten,  welche  mit  dem  Qang 
und  den  Bedürfnissen  der  Wissenschaft  genauer  vertraut  und 
mit  den  kundigen  und  tauglichen  Personen  näher  bekannt  sind, 
gebflhrt  wohl  ein  Vorschlags-  und  Begutachtungsrecht. 
Aber  der  Stat  darf  nicht  an  ihre  Ansicht  gebunden  werden; 
denn  auch  einzelne  Facultäten  können  im  Schlendrian  versin- 
ken und  ihr  Blick  wird  durch  persönliche  Interessen  leicht 
getrübt.  Der  Stat  thut  daher  wohl  daran,  daneben  selbständig 
zu  prüfen;  denn  am  Ende  hängt  das  ganze  Gedeihen  der  An- 
stalt doch  von  der  richtigen  Wahl  der  Personen  ab,  die  in 
derselben  wirken,  und  jeder  Miszgriff  hat  groszen  Sehaden 
zur  Folge  und  ist  nur  schwer  zu  bessern. 

Anders  ist  die  Stellung  der  Privatdocenten,  die  kein 
Lehramt,  kein  „munus  legendi^*  sondern  nur  die  „venia  le- 
gendi*^ haben.  Für  alle  erheblichen  Wissenschaften  musz  dar 
her  durch  Professoren,  für  die  Hauptfächer  durch  ordent- 
liche Professoren  stets  gesorgt  sein.  Um  so  unbedenklicher 
darf  denn  den  jungem  Gelehrten,  deren  wissenschaftliche  Be- 
fähigung geprüft  und  von  der  Facultät  anerkannt  worden  ist, 
die  Freiheit  verstattet  werden,  sich  in  der  Universitätslehre 
zu  versuchen  und  zu  üben.  Diese  Zulassung  der  Privatdo- 
centen ist  Sache  der  Facultäten.  Es  ist  diese  Sitte,  der  wir 
eine  sich  stets  erneuernde  Zahl  und  eine  gröszere  Auswahl 
tüchtiger  Professoren  verdanken,  ein  Vorzug  der  deutschen 
Universitäten  und  der  Natur  der  wissenschaftlichen  Studien 
durchaus  angemessen.  Den  Privatdocenten  aber  Sitz  und 
Stimme   in   Universitätsangelegenheiten   einzuräumen    ist  un- 


Eilfte«  C*piiel.    Die  Univei^BiMieii.  373 

organisch,    sie    der    Anfisicht    der    Facultäten    za  entziehen 
schädlich. 

5.  Die  Art  der  wissenschaftlichen  Behandlang  der  Vor- 
träge wird  mit  Recht  fast  überall  den  Docenten  selbst  anheim 
gestellt;  und  es  ist  jede  nähwe  Vorschrift  nnd  Anleitung  von 
Stats  wegen  verwerflich.  Die  Lehrfreiheit  ist  auf  dieser 
Stufe  unentbehrlicL  Wenn  es  der  wesentliche  durch  keine 
Bücher  zu  ersetzende  Werth  der  Universität  ist,  wieSavigny^ 
das  vortrefflich  ausgedrückt  hat,  »den  Studenten  die  Wissen- 
schaft, so  weit  sie  gegenwärtig  entwickelt  ist,  in  dem  Lehrer 
personificirt  darzustellen,  und  indem  die  Genesis  des  wissen- 
schaftlichen Denkens  zu  lebendiger  Anschauung  gebracht  wird, 
die  verwandte  geistige  Kraft  in  dem  Schüler  zu  wecken  und 
zur  Beprodttction  anzuregen,*  so  musz  den  Universitätslehrern 
die  Freiheit  vergönnt  werden,  nach  ihrer  individuellen  Art 
selbständig  vor  den  Zuhörern  in  das  Heiligthum  der  wissen- 
schaftlichen Erkenntnisz  vorzugehen,  und  es  ist  eine  unnatür- 
liche und  unfruchtbare  Zumnthung,  sie  auf  andere  als  die  von 
ihnen  erkannten  Wege  hinleiten  zu  wollen.  Die  wissenschaft- 
liche Erkenntnisz  kann  nur  durch  den  individuellen  Geist 
mit  Freiheit  erworben  und  nur  ebenso  hinwieder  zu  derselben 
angeregt  werden.  Alle  Vorschriften  über  Lehrbücher,  Sy- 
steme u.  s.  f.  sind  daher  unzulässig. 

Jene  Lehrfreiheit  ist  indessen  so  wenig  als  alle  andere 
Freiheit  eine  absolute  und  schrankenlose.  Sie  wird  näher 
bestimmt  und  begränzt  durch  den  Zweck  der  Anstalt: 

a)  Die  Form  der  Lehre,  welche  der  Universität  eigen- 
thümlich  ist  und  die  festgehalten  werden  musz,  ist  vorzüglich 
der  zusammenhängende  freie  mündliche  Vortrag  einer 
Wissenschaft  Wo  derselbe  zu  bloszem  Dictiren  herabsinkt, 
da  wird  der  wesentliche   Vorzug  der  Universitäten  zerstört. 


'  SaTigny,    Wesen   und  Werth   der    deutschen   Universitäten   in 
Rftuke'B  polit.  Zeitsehrift  J,  S.  571  ff. 
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nnd  TOD  Anregung  des  wissenschaftlichen  Geistes  durch  ein 
lebendiges  Vorbild  kann  bei  solcher  geisttödtender  Maschinen- 
arbeit, welche  flberdem  durch  die  Druckerpresse  viel  besser 
geliefert  wtirde,  keine  Bede  mehr  sein.  Ohne  daher  im  Ein- 
zelnen den  Docenten  zu  hemmen,  darf  dennoch  die  Universi- 
tfttspflege  darauf  hinwirken,  dasz  der  freie  mtlndliche  Vortrag 
in  Wahrheit  Begel  bleibe  und  nicht  durch  trftges  Dictiren 
yerdr&ngt  werde.  Kein  Privatdocent  sollte  je  Hoffnung  auf 
Anstellung  zum  Professor  haben,  wenn  er  sich  nicht  in  jenem 
mit  Sicherheit  und  Liebe  zurecht  gefunden  hat 

Diese  Grundform  der  Universitfttslehre  hat  übrigens  im- 
merhin den  Mangel,  dasz  der  Verkehr  zwischen  Docenten  und 
Studenten  nicht  so  wechselseitig  noch  so  sichtbar  ist,  als  es 
für  beide  Theile  wflnschbar  ist  Nur  aus  dem  Glanz  und 
Blick  der  Augen  und  den  feinen  Bewegungen  der  Mienen 
seiner  Zuhörer  kann  der  Docent  ersehen,  ob  sein  Vortrag  ver- 
standen, ob  demselben  gefolgt  werde,  welchen  Eindruck  in  der 
Seele  der  Studenten  er  mache,  nur  von  da  aus  auch  seiner- 
seits Anregung  empfangen.  Aber  diese  Mittel  der  Erkenntnisz 
und  des  Ansporns  stehen  doch  an  Klarheit  und  Kraft  sehr 
zurück  hinter  dem  lebendigen  Worte,  durch  das  sich  der  Zu- 
hörer hinwieder  aussprechen  möchte.  Ebenso  ist  es  auch  für 
diesen  Gewinn,  wenn  die  eigene  Uebung  in  wissenschaftlicher 
Nachbildung  durch  die  individuelle  Hülfe  und  Leitung  des 
Lehrers  unterstfitzt  und  von  Irrgängen  zurückgehalten  wird. 
Jener  Mangel  ist  gerade  auf  deutschen  Universitäten  sehr 
spürbar.  Der  Docent  weisz  oft  nicht,  ob  er  nicht  der  Fas- 
sungskraft der  Zuhörer  weit  vorausgeeilt  ist,  so  dasz  nur  ei- 
nige Wenige  ihm  zu  folgen  vermögen,  oder  ob  er  hinter  dem 
Gange  der  bessern  Mitte  zurückbleibt;  und  ganze  Schaaren 
von  Studenten  sind  zufrieden,  die  Vorträge  angehört  zu  haben, 
ohne  weiter  sich  in  wissenschaftlicher  Selbstthätigkeit  zu  ver- 
suchen. Diesem  Mangel  kann  abgeholfen  werden  durch 
üebungscollegien,  welche  ergänzend  den  Vortragscollegien 
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beigeordnet  werden,  und  in  welchen  die  Studenten  unter  der 
Leitung  der  Docenten  durch  eigene  Arbeit  mitwirken  und  ein 
gegenseitiger  mflndlicher  Verkehr  beide  Theile  näher  zusammen 
bringt.  Die  weitere  Ausbildung  und  Belebung  solcher  Colle- 
gien,  die  in  den  mannichfaltigsten  Formen  je  nach  Umständen 
möglich  sind,  ist  für  unsere  Universitäten  ein  dringendes  Be- 
dürfnisz,  und  wohl  darf  die  statliche  Pflege  auch  diese  Rich- 
tung empfehlend  fördern. 

b)  Den  Inhalt  der  Lehre  kann  und  darf  der  Stat  in 
keiner  Weise  vorschreiben.  Nur  das  kommt  ihm  zu,  zu  sor- 
gen, dasz  die  wichtigeren  Fächer  jederzeit  vertreten  seien; 
und  die  Lehrfreiheit  der  Docenten  heiszt  niemals  Freiheit, 
überall  nicht  zu  lehren.  Den  Professoren  der  einzelnen 
Facultäten  steht  es  zu,  wissenschaftliche  Vorträge  zu  halten, 
worüber  sie  wollen,  und  selbst  wenn  sie  über  Wissenschafben 
lehren  wollen,  welche  zunächst  in  den  Bereich  einer  andern 
Facultät  gehören,  ist  solches  in  der  Regel  nicht  zu  hindern. 
Aehnlicher  Freiheit  genieszen  gewöhnlich  auf  den  deutschen 
Universitäten  die  Privatdocenten ;  aber  die  Facultät  hat  das 
Recht,  wenn  sie  von  der  wissenschaftlichen  Befähigung  der- 
selben nur  in  einer  besondern  Richtung  überzeugt  worden  ist, 
die  Erlaubnisz  zu  lehren  auf  diese  zu  beschränken. 

c)  Eine  in  theoretischer  Beziehung  weniger  schwierige, 
aber  practisch  mit  feinem  Tact  und  freiem  humanem  Sinn  zu 
behandelnde  Frage  ist  die,  wann  und  in  welcher  Weise  der 
Stat  als  Stifter  und  Pfleger  der  Universitäten  veranlaszt  und 
berechtigt  sei,  gegen  einen  schädlichen  Miszbrauch  der 
Lehrfreiheit  einzuschreiten.  Nichts  wäre  absurder,  als  eine 
Einmischung  des  States,  sobald  er  wahrnimmt,  dasz  neben  der 
Wahrheit  auch  Irrlehren  dodrt  werden.  Der  Irrthum  ist  ein 
unzertrennlicher  Begleiter  der  Wissenschaft,  und  wenn  das 
wissenschaftliche  Genie  gelegentlich  irrt,  wie  sollte  der  Stat, 
der  keine  wissenschaftliche  Autorität  besitzt,  jene  Ausscheidung 
vornehmen  und  den  Irrthum  hemmen  können?  Scheint  die  ganze 
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wissenschaftliche  Sichtung  eines  Lehrers  fehlerhaft,  dann  mag 
der  Stat  wohl  durch  Anstellung  anderer  Professoren,  von  denen 
er  einen  gesundem  Einflusz  hofft,  derselben  entgegenwirken 
und  die  Kräfte  der  Wahrheit  verstärken,  damit  sie  in  freier 
Weise  den  Irrthum  bekämpfen.  Es  gilt  das  vorzüglich  auch 
von  den  philosophischen  Systemen.  Aber  der  Irrthum  für  sich 
allein  darf  nicht  zu  statlichem  Verbote  führen. 

Wenn  dagegen  die  Lehre  in  offene  Feindschaft  ausartet 
gegen  die  Grundlagen  der  Statsordnung  und  des  Rechts,  wenn 
z.  B.  die  Revolution  als  das  wahre  Princip  der  Politik,  der 
Gommunismus  als  das  berechtigte  System  des  Privatrechts  von 
dem  Katheder  der  Universität  gelehrt  wird,  oder  wenn  die 
Lehre  in  augenfälligen  Widerspruch  geräth  mit  der  ganzen 
Bestimmung  der  Anstalt,  wenn  z.  B.  in  der  theologischen 
Facultät  auf  Zerstörung  des  Christenthums  hingearbeitet,  oder 
wenn  die  öffentliche  Moral  durch  unsittliche  Vorträge  belei- 
digt und  verletzt  wird,  dann  beginnt  das  Recht  des  States, 
nicht  blosz  durch  Hebung  der  entgegengesetzten  Geisteskräfte, 
sondern  geradezu  hemmend  solchem  Miszbrauch  zu  wehren; 
und  vergeblich  beruft  man  sich  da  auf  Lehrfreiheit,  wo  die 
Verkündigung  der  Lehre  zum  Unrecht  wird  gegen  den  Stat 
und  gegen  die  Anstalt,  welche  ihr  die  Freiheit  gewährt  haben. 
Das  Lehramt  des  Professors  ist  ein  öffentliches,  seine  Lehr- 
freiheit daher  auch  durch  die  nothwendigen  Rücksichten  der  öf- 
fentlichen Ordnung  und  Wohlfahrt  beschränkt.  Würde  der  Stat 
ruhig  zusehen,  wie  ein  groszer  Theil  der  jugendlichen  Gene- 
ration, von  deren  Ausbildung  sein  eigenes  Schicksal  zu  groszem 
Theile  bestimmt  werden  wird,  dem  geistigen  oder  sittlichen 
Verderben  und  von  Lehrern  zugeleitet  wird,  die,  überdem  mit 
öffentlicher  Autorität  ausgerüstet,  von  ihm  selbst  der  Jugend 
empfohlen  worden  sind,  so  würde  er  an  der  Jugend  sich  schwer 
verschulden  und  an  sich  einen  Selbstmord  begehen.  Bei  der 
Anwendung  dieses  Princips  aber  ist  vor  allen  Dingen  nöthig, 
danut  nicht  die  wahre  und  unentbehrliche  Freiheit  der  Wis- 
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senschaft  Schaden  leide  —  einen  Schaden,  der  leicht  um  der 
Schwftchnng  der  Heilkräfte  willen  gröszer  werden  kann  als 
der,  welchen  jener  Miszbrauch  der  Lehrfreiheit  hervorbringt 
—  dasz  nicht  aus  geringfügigen  Ursachen  der  Stat  sich  zn 
Hemmnissen  verleiten  lasse,  sondern  nur  da  einschreite,  wo 
die  Gefahr  und  der  Schaden  grosz  sind,  und  nicht  durch  ein- 
fache Stärkung  der  Gegenkräfte  entfernt  werden  können,  und 
dasz  der  Stat  die  gröszere  Freiheit  des  Schriftstellers  nicht 
nach  den  Schranken  des  Lehrers  bemesse.  Die  Hauptschwie- 
rigkeit liegt  übrigens  hier  weniger  in  demPrincip  als  in  dem 
Verfahren.  Einem  Wahrspruch  unabhängiger  und  wissen- 
schaftlich gebildeter  Geschwprner  darf  man  mit  Ver- 
trauen den  Entscheid  einer  derartigen  Streitfrage  anheim 
geben,  während  die  Regierungsbehörden  einem  berechtigten 
Misztrauen  begegnen. 

6.  Die  Lernfreiheit  auf  Seite  der  Studenten  entspricht 
der  Lemfreiheit  auf  Seite  der  Docenten.  Auch  sie  ist  be- 
stimmt und  beschränkt  durch  den  Zweck  der  Anstalt,  und 
darf  nicht  als  Freiheit,  nicht  zu  lernen,  miszverstanden 
werden.  Auch  der  Student,  der  nun  als  Jünger  der  Wissen- 
schaft in  ihre  heiligen  Hallen  eintreten  soll,  bedarf  der  Frei- 
heit, die  den  Muth  und  die  Lust  stärkt  zu  der  ernsten  Geistes- 
arbeit, und  allein  den  Schlüssel  gibt  zu  den  Schätzen,  welche 
dem  gebundenen  Geiste  verschlossen  bleiben.  Daher  kommt 
ihm  die  Wahl  zu,  welchem  Lehrer  als  Führer  er  sich  anver- 
trauen und  durch  welche  wissenschaftliche  Fächer  er  seinen 
Gang  nehmen  wolle.  Schülerhafte  Vorschriften  über  den  Be- 
such der  Vorlesungen  fördern  leicht  schülerhaften  Sinn,  und 
der  ist  nicht  mehr  der  Universität  würdig.  Freie  Anweisun- 
gen aber  von  Seite  der  Facultäten,  in  welcher  Weise  die  Stu- 
dien am  natürlichsten  auf  einander  folgen  und  mit  einander 
verbunden  werden,  sind  ganz  am  Platze,  und  nöthig,  um  der 
Unerfahrenheit  der  Anfänger  zu  Hülfe  zu  kommen  und  sie  vor 
Schaden  zu  warnen.    Ehre  und  Freiheit  sind  beide  wichtige 
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Hebel  eines  tOchtigen  Siadeotenlebens,  und  sollen  daher  wohl 
vor  Entartung  gewahrt,  nicht  aber  miszachtet  noch  verwei- 
gert werden« 


Zwölftes  Gapitel 

Die  Akademie. 

1.  Die  h(^ch6te  Bildungsanstalt  des  States  ist  die  Univer- 
sität, die  höchste  Anstalt  der  Wissenschaft  ist  die  Aka- 
demie. Das  wenigstens  ist  die  Idee,  welche  ihrer  Stiiftung 
vor  geleuchtet  hatte.  In  Frankreich  hat  dieselbe  zuerst  durch 
Richelieu  undLudwig  XIY.  eine  hohe  Stellung  und  Bedeu- 
tung gewonnen;  in  den  andern  europäischen  Staten  in  gerin- 
gerem Masze.  Der  Anstosz,  den  vorzüglich  Leibnitz  zur 
Bildung  neuer  Akademien  gegeben  hat,  wurde  nicht  in  seinem 
Geiste  befolgt.  Aber  selbst  dort  ist  die  Wirksamkeit  der 
Akademie  weit  hinter  der  Idee  zurück  geblieben.  Mehr  noch 
in  Deutschland,  England,  Italien,  Bussland.  Die 
ganze  Institution,  noch  jung  zwar  und  der  Entwicklung  fähig, 
scheint  daher  einer  gründlichen  Beform  bedürftig,  wenn  sie 
die  freilich  noch  unklaren  und  unbestimmten,  aber  ahnungs- 
vollen  und  groszen  Erwartungen  befriedigen  soll,  welche  das 
Leben  an  sie  richtet.  Es  wäre  vermessen  und  undankbar, 
wollte  man  gering  schätzen,  was  die  Akademien  für  die  Wis- 
senschaft geleistet  haben.  Aber  man  kann  nicht  verkennen, 
dasz  ihre  Leistungen,  verglichen  mit  denen  einzelner  Gelehrter 
oder  von  Privatvereinen,  wenn  man  an  die  Bedeutung  der 
Männer  denkt,  welche  als  Akademiker  auf  der  Höhe  der  Wis- 
senschaft stehen,  doch  nur  gering  sind,  dasz  die  akademischen 
Leistungen  auch  dieser  Männer  meistens  klein  sind  gegenüber 
ihren  eigenen  Privatwerken,  dasz  der  Stat  insbesondere  von 
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den  Akademieo  nur  wenig  Früchte  erntet ,  während  er  sie 
äaszerlich  an  die  Spitze  der  Wissenschaft  gestellt  hat.  Wo* 
her  dieser  Widerspruch  zwischen  dem  glänzenden  Bang  nnd 
Namen  der  Akademie  und  ihrem  practischen  Werth?  Sollte 
es  hier  nicht  fehlen,  sei  es  an  einer  richtigen  Erkenntnisz 
ihrer  wirklichen  Bedeutung  oder  an  einem  der  wahren  Idee 
entsprechenden  Organismus  derselben? 

.  Man  sieht  in  der  Akademie  sehr  oft  nur  einen  freien 
Verein  wissenschaftlicher  Männer,  welche  zusammen 
getreten  sind,  um  sich  selbst  und  durch  ihr  Beispiel  Andere 
in  der  hohem  Ausbilduig  der  Wissenschaft  zu  fördern;  einen 
Verein,  welcher  im  Gegensatze  zu  der  Lehre  der  Schule  durch 
freie  mittheilung  des  neu  Erkannten  die  Wissenschaft  um 
ihrer  selbst  willen  pflege,  und  durch  Anregung  und  unter- 
Stützung  wissenschaftlicher  Arbeiteii  das  Gebiet  derselben  er- 
weitere. 

Aber  man  übersieht  dabei,^  dasz  die  Wissenschaft  wesent- 
lich dem  individuellen  Geiste  angehört,  nur  von  diesem 
errungen  und  daher  auch  nur  von  diesem  wahrhaft  gefordert 
werden  kann.  Immer  nur  werden  Individuen,  und  niemalB 
Gesellschaften  und  Vereine  wissenschaftliche  Entdeckungen 
machen,  nur  Individuen  durch  Privatstudien  die  wissenschaft- 
lichen Schätze  vermehren,  nur  Individuen  hinwieder  durch 
ihre  individuelle  Arbeit  die  Wissenschaft  mittheilen  und  ver- 
breiten. Die  Eigenschaft  eines  Akademikers  kommt  dabei  fast 
gar  nicht  in  Betracht.  Es  kann  wohl  der  Privatgelehrte  ge- 
fordert werden  durch  die  ErOflhnng  von  Sammlungen,  welche 
die  Akademie  vermittelt,  durch  die  Erörterung  im  Schosze 
akademischer  Versammlungen,  durch  pecuniäre  Unterstützung 
seiner  Arbeiten  oder  der  Herausgabe  seiner  Werke;  aber  das 
Alles  ist  doch  nur  eine  untergeordnete  BeihOlfe,  welche  ganz 
ebenso  auch  auf  Privatwegen  gewonnen  werden  kann.  In  dem 
AUem  liegt  keine  unmittelbare  Förderung  der  Wis- 
senschaft selbst.     Diese  musz    somit   den  Individuen 
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äberlassen  werden,  und  kann  nicht  die  wesentliche  Aufgabe 
irgend  eines  Vereines,  anch  nicht  der  Akademie  sein.  So 
lange  daher,  wenn  auch  in  mancherlei  Formen  es  als  die 
Hauptaufgabe  der  Akademien  betrachtet  wird,  die  Wissenschaft 
zu  erweitem,  wird  ihre  Thätigkeit  immer  nur  höchst  gering- 
fügig erscheinen  neben  der  Privattbfttigkeit  individueller  Männer 
der  Wissenschaft;  und  eben  darum  wird  daher  auch  das  An^ 
sehen  und  der  Werth  der  Akademien  leidend  und  gedrückt 
erscheinen. 

Setzen  wir  daher  der  Akademie  eine  andere,  der  Natur 
eines  Vereins  gemftszere  Aufgabe.  Ohne  Zweifel  fehlt  es  in 
der  bisherigen  Entwicklung  des  neuen  Europa,  seitdem  die 
Wissenschaft  frei  geworden  ist  von  der  Vormundschaft  der 
Kirche,  an  einer  organischen  Einrichtung,  welche,  ohne  ihre 
Freiheit  zu  gefährden,  doch  aus  centralem  Standpunkt  den  in- 
nern  Zusammenhang  der  wissenschaftlichen  Arbeiten  und  Mit- 
theilungen überblickt,  ihre  Beziehungen  zu  dem  öffentlichen 
und  Privatleben  näher  erforscht  und  würdigt,  und  soweit  als 
es  dem  State  zukommt,  die  statliche  Aufsicht  und  Pflege 
vermittelt,  und  auf  die  rechten  Wege  leitet  Offenbar  ist  auf 
diesem  für  die  ganze  Cultur  des  Volkes  und  die  geistige  Ge- 
sundheit des  States  überaus  wichtigen  Gebiete  eine  Zerfah- 
renheit und  Auflösung  eingerissen,  welche  weder  der 
Natur  des  Geistes  gemäsz  ist,  die  selber  organisch  ist,  und 
in  höchster  individueller  Mannichfaltigkeit  sich  offenbarend 
doch  wieder  in  der  Gemeinschaft  alles  Geisteslebens  ihre  Ein- 
heit findet,  noch  auf  die  Bedürfnisse  des  States  die  nöthige 
Bficksicht  nimmt. 

Die  gesunde  Entwickelung  der  Wissenschaft  selbst  und 
die  Interessen  der  Nation  erfordern  eine  solche  Anstalt,  ein 
derartiges  wissenschaftliches  Centraler gan,  welches 
sich  nicht  in  unnützer  Weise  abmüdet,  die  Thätigkeit  indivi- 
dueller Gelehrter  zu  ergänzen  oder  zu  ersetzen,  sondern  die 
Beziehungen  des  States  zur  Wissenschaft  wahrt  und  pflegt, 
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and  die  anarchischen  Einflflsse  des  Zufalls  auf  die  wissen- 
schaftliche Bewegung  ordnet.  Gleichsam  von  einer  höchsten 
Warte  aus  soll  das  wissenschaftliche  Leben,  welches  sich  in 
der  Nation  regt  und  offenbart,  fortwährend  beachtet,  von 
allen  geistigen  Strömungen  und  Einflössen  auf  dieselbe  jeder- 
zeit Eenntnisz  genommen,  wer  sich  auszeichnet  nach  Verdienst 
gewürdigt,  jedes  die  Wissenschaft  wirklich  fördernde  Streben, 
wenn  es  der  Unterstützung  des  States  bedarf,  unterstfitzt, 
offenbar  schädlichen  Sichtung^  entgegenwirkt,  die  Verbindung 
mit  wissenschaftlichen  Privatvereinen  und  einzelnen  hervorra- 
genden Gelehrten  vielseitig  unterhalten ,  wissenschaftliche 
Sammlungen  angelegt  und  fortgeführt  werden.  Eine  Aka- 
demie in  solchem  Sinne  wäre  etwa  das  für  das  Gultusmi- 
nisterium,  was  der  Statsrath  für  die  Politik  und  die  (Ge- 
setzgebung ist.  Würde  sie  in  diesem  Geiste  zusammengesetzt 
und  ihre  Wirksamkeit  äuszern,  so  würde  sie  bald  nicht  blosz 
dem  Namen  nach,  sondern  in  Wahrheit  an  der  Spitze  stehen 
des  wissenschaftlichen  Lebens  der  Nation. 

Die  bisherigen  Akademien  schlieszen  die  besondern 
Facultätswissenschaften  aus,  und  nehmen  ausschlieszlich 
Rücksicht  auf  die  mathematischen  und  physikalischen  Wissen- 
schaften einerseits,  die  historischen  und  philosophischen  ande- 
rerseits. In  dieser  Organisation  scheint  mir  der  Gedanke 
wahr,  dasz  da,  wo  es  sich  um  die  Einrichtung  eines  obersten 
wissenschaftlichen  Centralorgans  handelt,  dieselbe  zunächst 
nach  den  allgemeinen  Grundrichtungen  aller  Wis- 
senschaft geordnet  werden  soll,  gewissermaszen  nach  dem 
Organismus  der  Wissenschaft  selbst.  Aber  die  vor- 
herrschend theoretische  Eintheilung  und  Sichtung  der  Aka- 
demie ist  wohl  ein  Hauptmangel  des  verhältniszmäszig  gerin- 
gen practischen  Werthes  und  Einflusses  derselben.  Ueberzeugt 
man  sich,  dasz  nicht  die  theoretische  Ausbildung  der  eigent- 
liche Zweck  dieser  öffentlichen  Anstalt  ist,  sondern  die  stat- 
liche  Pflege  des   geistigen  Lebens,  so  versteht  es  sich,   dasz 
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auch  die  Insherige  Orguisation  dieser  letztern  Aufgabe  immdg- 
lieh  genügen  kann. 

Eine  in  statemftnniecheni  Oeiete  gegründete  Akademie 
würde  daher  —  nnd  nnr  die  fransteisdie  hat  sich  theilweise 
nnd  von  £mie  diesem  Ziele  angenähert  —  je  die  bedeutendsten 
wissenschafkUchen  oder  literarischen  M&nner  aller  Richtungen 
in  sich  yereinigen,  und  ja  nicht  Theologen  und  Juristen  zu- 
nftchst  ausschlieszen,  oder  nur  auf  Umwegen  herbeilassen.  Sie 
würde  dabei  die  practischen  Beziehungen  der  Wissensdiaft 
nidits  weniger  als  gering  anschlagen,^  denn  eben  sie  haben 
den  mächtigsten  Einflusz  auf  das  nationale  Qeistesleben ,  und 
für  dieses  musz  doch  wohl  nicht  blosz  in  der  Schule  und  auf 
den  Universitftten,  sondern  auch  da,  wo  die  Wissenschaft  der 
Meister  in  Frage  kommt,  gesorgt  werden. 

Die  Arbeit  einer  solchen  Akademie  kAnnte  etwa  so  ver- 
theilt  werden,  je  nachdem  1)  die  physikalischen  oder 
Naturwissenschaften,  doien  hier  gar  wohl  die  medici- 
nischen  angereiht  werden  dürften,  2)  die  philosophischen, 
mit  besonderer  Beziehung  auf  Philologie  und  das  Schul- 
weseUf  8)  die  politisch-historischen,  die  Stats*  und 
Bechtswiss^nschaften  umfassend,  4)  die  theologischen 
in  ihrer  Bwsiehung  zu  der  wissenschaftlichen  Gultur  des  States, 
5)  die  schöne  Literatur,  deren  Einflusz  eben  so  grosz, 
als  von  Statswegen  viel  zu  wenig  beachtet  ist  —  in  Frage 
kommen. 

3.  Die  Yortr&ge  der  Akademiker  würden  unter  dieser 
Voraussetzung  yon  ganz  anderer  Art  werden  als  bisher.  Nicht 
die  wären,  wie  Jakob  Orimm  gesagt  hat,  die  gelungenste, 
,  welche  die  Keime  künftiger  Werke  in  sich  tragen,  oder  rei- 
ches Material  zu  wissenschaftlichem  Gebrauch  fruchtbar  dar- 

*  In  dieser  Hinaiolit  scheint  mir  die  nenestens  von  J*kob  Grimm 
*.  a.  O.  YersQobte  Tertheidignng  des  gegenwlrtigen"^  Systems  nicht 
glücklich.  Tgl.  anch  Blantschli  Art.  Akademie  im  deutschen  State* 
wSrterbttoh. 
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legen,*  obwphl  auch  diese  ohnehin  seltenen  Erscheinungen 
unter  den  akademischen  Schriften  nicht  gering  zu  schätzen 
sind,  sondern  die,  welche  den  Entwicklungsgang  einzel- 
ner Wissenschaften  in  klaren  Ueberblicken  mit 
sicherer  Hand  zeichnen,  und  den  Einflusz  derselben  auf  das 
Leben,  ihrQ  Vorzüge  und  Mängel  mit  Bestimmtheit  darlegen. 
Die  Vorträge  selbst  aber  wären  immer  noch  weniger  wesent- 
lich als  die  Gutachten  und  Vorschläge  der  Akademie, 
welche  das  wissenschaftliche  Leben  in  gesundem  Wachsthume 
zu  f&rdem  und  für  Verbreitung  wissenschaftlich  erkannter 
Wahrheiten  zu  sorgen  die  Bestimmung  hätten. 


Die  Wirthschaftspflege. 


Erstes  GapiteL 

Art  und  Richtungen  der  Wirtbschaftspflege. 

Verstehen  wir  unter  Wirthschaft  überhaupt  alle  Ver- 
waltung des  materiellen  Vermögens,  und  jede  Pflege  der 
ftuszem  Verhaltnisse,  welche  auf  das  Vermögen  einwirken,  so 
ist  unter  Wirthschaftspflege  im  weitern  Sinne  des  Wortes 
alle  Verwaltung  und  Pflege  der  Vermögensverhältnisse  zu  ver- 
stehen, welche  dem  State  zukommt  und  von  ihm  ausgeht.  Die 
noch  junge  Wissenschaft  der  politischen  Oekonomie  (Na- 
tionalökonomie) hat  es  unternommen,  die  Gesetze  und 
Maximen  einer  wohlgeordneten  und  fruchtbringenden  Wirth- 
schaft in  allen  ihren  gemeinsamen  Beziehungen  zu  erforschen 
und  darzulegen.  Sie  beruht  voraus  auf  der  Grundlage  der 
mathematischen  und  physikalischen  Wissenschaften,  und  indem 
sie  diese  auf  die  Erzeugung,  Erhaltung  und  Veredlung  der 
mancherlei  äuszem  Güter  anwendet,  welche  den  Bedürfnissen 
und  Genüssen  der  Menschen  dienen,  hat  sie  ein  zusammenhän- 
gendes rationelles  System  einer  guten  Wirthschaft  zu  begrün- 
den unternommen. 
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Es  kann  nicht  die  Aufgabe  des  Siatsrechies  sein,  diese 
Wissenschaft,  welche  auf  anderem  Boden  erwachsen,  sich  Aber 
seinen  Bereich  hinaus  erstreckt,  zu  umfassen.  Es  darf  seinen 
Standpunkt,  den  Stat,  nicht  rerlassen,  und  hat  es  nur  mit  äea 
Organen  in  dem  Statskörper  zu  thun,  welche  für  die  wirth- 
schaftliche  Aufgabe  desselben  bestimmt  sind,  und  die  recht- 
liche Richtung  und  Weise  ihrer  Th&tigkeit  zu  bezeichnen.  Die 
Wirthschaftspflege  daher  in  unserm  Sinne,  als 'ein  Zweig  des 
Statsrechts,  verhält  sich  zur  politischen  Oekonomie  etwa  so, 
wie  die  Lehre  von  der  Eriegsgewalt  zu  den  Militärwissen- 
schaften, die  Lehre  von  der  Oerichtsorganisation  zum  Privat- 
und  Strafrecht. 

Das  ist  der  Statswirthschaft  mit  der  Statscultur  gemein, 
dasz  hier  das  specifisch  obrigkeitliche  Moment  zurücktritt.  Sie 
ist  nicht  eine  Offenbarung  der  Statsgewalt  im  eigentlichen 
Sinne,  welche  ihrem  Wesen  nach  eine  sittlich  gebietende  und 
verbietende  Macht  der  Gemeinschaft  ist.  Dadurch  eben  unter- 
scheidet sie  sich  wie  die  Statscultur  von  der  Polizei,  die  doch 
auch  als  Sorge  fflr  die  öffentliche  Wohlfahrt  wirksam  erscheint. 
Sie  ist  daher  weniger  Regierung  als  Verwaltung,  und  die 
leitenden  Grundsätze  dieser  sind  in  der  Hauptsache  dieselben, 
wie  sie  auch  auszerhalb  des  States  in  der  Wirthschaft  der 
Privaten  und  der  Privatvereine  sich  wieder  finden.  Sie  nähert 
sich  daher  der  Ordnung  des  Privatlebens  mehr  an  als  alle  an- 
deren Functionen  des  Stats,  und  es  hat  der  zahlreiche  Kreis 
von  Finanz-  und  Wirthschaftsbeamten  aus  demselben  Grunde 
auch  einen  wesentlich  andern,  dem  Privatleben  näher  stehenden 
Charakter,  als  die  Begierungsbeamten  im  eigentlichen  Sinn. 
Von  der  Statscultur  unterscheidet  sie  sich  dadurch,  dasz  sie 
eine  auf  materielle  Güter  gerichtete  Pflege  ist,  während 
die  Pflege  dieser  auf  die  geistigen  und  sittlichen  Güter 
der  Nation  Bezug  hat.^ 

«  Vgl.  oben  Buoh  Y.  o.  2,  S.  465  ff. 
B 1  a  A 1 1 0  li  1 1 ,  Allf  emeinei  Statareeht    IL  25 
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Die  Wirthschaftspflege  bezieht  sich: 

1)  auf  das  Vermögen  des  States  selbst.  Das  söge* 
nannte  Finanzwesen,  die  Begierungswirthscliaft,  om- 
faszt  die  gesammte  materielle  Sorge  und  Verwaltung  mit  Bezug 
auf  diejenigen  Güter,  die  dem  State  zugehören,  und  deren  er 
bedarf,  um  seine  eigenen  öffentlichen  Bedürfnisse  zu  befrie- 
digen. Sie  ist  auf  Seite  des  States  analog  der  PrivatOko- 
nomie  der  Indiriduen,  aber,  weil  den  öffentlichen  Bestimmungen 
des  States  dienend,  mehr  als  diese  von  öffentlichem  Geiste  erfüllt; 

2)  auf  die  Sorge  für  den  öffentlichen  Verkehr  und 
die  öffentlichen  Anstalten,  welche  die  gemeine  materielle 
Wohlfahrt  der  Nation  fördern,  sowie  für  die  Grundbedin- 
gungen des  nationalen  Wohlstandes  überhaupt  im  Ganzen 
und  in  ihren  Theilen,  die  Volkswirthschaftspflege« 

Sowohl  das  Finanzwesen  als  die  Volkswirthschaftspfl^e 
setzen  eine  statliche  Th&tigkeit  voraus.  Die  letztere  ist  aber 
in  vorzüglichem  Sinne  statlich,  und  nicht  wie  das  oft  ange- 
sehen wird,  von  dem  Geiste  des  Privatrechts  und  der  Privat- 
wirthschaft  beherrscht;  denn  die  ächte  Volks wirthschaftepflege 
maszt  sich  nicht  an,  die  Thätigkeit  der  Privatwirthschaft  zu 
ersetzen  oder  zu  leiten,  sondern  sie  hat  vor  allem  die  Ge- 
sammtheit  im  Auge,  und  die  massenhaften  Interessen  und  Be- 
dürfnisse dieser,  und  wirkt  von  da  aus  mittelbar  ein  auf  die 
Wohlfahrt  auch  der  Privatökonomie. 


Zweites  Gapitel. 

I.  Finanzhoheit.    A.  Unmittelbares  Statsgut 

'  1.  Der  Stat  als  ein  leibliches  Beich  der  Gesammtheit  be- 
darf zu  seinem  äuszem  Dasein  auch  des  materiellen  Vermö- 
gens. Von  jeher  haben  die  Staten  daher  auch  eigenes  Ver- 
mögen besessen,  Grundeigenthum,  fahrende  Habe,  Forderungen 
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nach  Art  reicher  PriTäten.  Die  mittelalterlicheil  Staten  be- 
ruhten in  ökonomischer  Beziehung  fast  gans  anf  den  privat- 
rechtlichen  Einkünften  des  States,  auf  Privatvermögen.  Dae 
ist  indessen  noch  eine  niedere  Stufe  der  statlichen  Entwickelung, 
aaf  welcher  so  der  priyatrechtliche  Gesichtspunkt  vor- 
herrscht. Wird  der  Stat  sich  seines  Wesens  bewuszt,  so  wird 
gewissermaszen  auch  die  VermOgenssphäre  desselben  von  dem 
Statsgeiste  erfüllt,  und  über  das  blosze  Privatrecht  emporge- 
hoben. Den  öffentlichen  Bedürfnissen  entsprechen  dann 
die  öffentlichen  Einkünfte,  und  das  Vermögen  des  Stets 
jene  zu  befriedigen  wird  mehr  und  mehr  nach  statsrechtlichen 
Grundsfttzen  geordnet. 

Immerhin  aber  ist  es  natürlich,  dasz  der  Stat  auf  diesem 
materiellen  Gebiete  auch  als  privatrechtliches  Vermögen s- 
subject,  und  sogar  als  das  gröszte  und  reichste  erscheine. 
Das  Privateigenthum  ist  eine  unentbehrliche  Unterlage  für  die 
öffentliche  Bestimmung  des  Statsvermögens.  Der  Stat  bedarf 
zahlreicher  Gebäude,  welche  seinem  öffentlichen  Leben  dienen, 
Residenzen,  Begierungs-  und  Justizpalftste,  Zeughäuser,  Festun- 
gen u.  8.  f.,  und  er  bedarf  reicher  Vorrftthe  an  mancherlei 
beweglichem  Vermögen,  wie  Kriegsrustungen,  Bibliotheken, 
Kunstsammlungen.  Das  alles  ist  zwar  auf  der  einen  Seite 
Privatgut  des  Stats,  und  den  Regeln  des  Privatrechts  unter- 
worfen, aber  durch  den  öffentlichen  Gebrauch  und  die  öffent- 
liche Bestimmung  desselben  erhält  es  auf  der  andern  Seite 
einen  eigenthümlichen  Statscharakter,  welcher  hin- 
wieder von  Einflusz  ist  auf  die  Rechtsverhältnisse.  Es  wird 
zu  einem  specifisch  öffentlichen  Gut  (Domaine  public) 
ausgebildet.  Der  Würde  des  Stats  ziemt  es,  dasz  er  dieses 
Gut,  welches  ganz  und  gar  öffentlichen  Zwedcen  dient ,  auch 
iuszerlich  so  vollkommen  rein  und  schön  erhalte^  als  ^ 
seinen  Kräften  und  ihrer  Bestimmung  gemäsz  ist.  Er  soll 
diesem  Vermögen  den  Stempel  seiner  Hoheit  und  Ehre  auf- 
prägen. 

26  ♦ 
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2«  Verschieden  von  diesem  Offenüichen  Out  des  Stats  ist 
das  sogenannte  werbende  Vermögen  desselben  (Domaine 
de  r£tat),  welches  nur  mittelbar  dem  State,  nur  insofern  dient, 
als  er  die  Einkfinfte  desselben  ffir  öffentliche  Zwecke  yerwen- 
den  kann.  Dahin  gehören  die  Domänen  im  engem  Sinne, 
Gapitalien,  einzelne  Qewerbeanstalten,  welche  aof  Bech- 
nnng  des  Stats  betrieben  werden.  Dieses  Vermögen  ist  in 
höherm  Grade  als  Privatvermögen  des  Stats  zu  bettachten, 
als  das  öffentliche  Ont  des  Stats.  In  alteren  Zeiten  bezogen 
die  Staten  hauptsächlich  Ton  daher  ihre  wichtigsten  Einkünfte. 
Bei  der  Eroberung  und  Vertheilung  des  Landes  wurde  daher 
regelm&szig  ein  groszer  Theil  des  Bodens  vorweg  ausgeschieden, 
und  von  den  Fflrsten  und  Staten  zur  Bestreitung  der  öffent- 
lichen Bedürftiisse  in  Besitz  genommen.  Das  Abgabensystem 
war  während  des  Mittelalters  noch  wenig  ausgebildet,  und  der 
Stat  war  auch  nur  ausnahmsweise  genöthigt,  die  BeihOlfe  der 
Privatpersonen  anzusprechen.  In  gewöhnlichen  Zeiten  genügte 
sein  eigener  Privatbesitz. 

Das  neuere  .Finanzsystem  der  Staten  ist  solcher  Privat* 
wirthschaft  des  Stats  nicht  günstig.  In  England  beträgt  der 
sämmtKche  Beinertrag  der  Domänen  nicht  einmal  1  Procent 
des  ganzen  Statseinkommens ,  in  Oesterreich  wenig  mehr 
als  l'/tf  ^^  Frankreich  nur  3  Procent,  in  Preuszen  schon 
12  Procent,  in  Bayern  25  Procent. '  Allerdings  läszt  sich 
nicht  verkennen,  dasz  von  dem  wirthschaftlichen  Standpunkte 
aus  ein  weit  gröszerer  Ertrag  erzielt  wird,  wenn  das  frucht* 
bringrade  Privatvermögen  auch  in  den  Händen  von  Privatper- 
sonen ist,  als  wenn  es  unter  der  Verwaltung  des  States  steht 
Auf  der  andern  Seite  aber  gewährt  der  ausgedehnte  Grundbe- 
sitz des  Stats  immerhin  grosze  Sicherheit  und  eine  Solidität 
des  Statsreichthums,  welche  für  die  dauernden  Statsinteressen 
Ucht  gering  anzuschlagen  sind,  so  dasz  eine  principiell  ge-- 

^  Vgl  daraber  die  Kaohweisung  and  AasfÜhriuig  bei  Bau,  Finans- 
wlfsenscli.  L  §.  89  ff. 
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botene  Entänszening  desselben  nicht  notbwendig  erscheint. 
Sehr  viel  hängt  dabei  überdem  yon  den  besondem  Yerhftlt- 
nissen  und  Sitten  der  einzelnen  Staten  nnd  Völker  ab. 

8.  Je  mehr  eine  gute  Wirthschaft  der  fruchtbaren  Güter 
Priyatfleisz  nnd  Privatkräfte  erfordert,  desto  weniger  eignen 
sich  dieselben  znr  Statsverwaltung,  je  mehr  dieselben  dagegen 
Bezug  haben  auf  die  gemeinsamen  Statsinteressen ,  nnd  je 
einfacher  ihre  Verwaltung  ist,  desto  eher  ist  solcher  Besitz 
auch  für  den  Stat  zu  bewahren.  Daher  thnt  der  Stat  vor 
allen  Dingen  wohl, 

a)  sich  des  eigenen  Betriebs  von  Fabriken,  Handel, 
Handwerk  und  derartigen  Gewerben  zu  enthalten.  Denn 
immer  wird  der  Stat,  eben  weil  die  individuelle  Speculation 
und  individueller  Fleisz  und  Fertigkeit  das  Gelingen  solcher 
Unternehmungen  vorzüglich  bedingen,  mit  gröszerem  Kosten- 
aufwand und  mit  weniger  Gewinn  arbeiten  als  der  Privat- 
mann, der  sich  ganz  und  gar  mit  allen  seinen  Kräften  diesem 
Berufe  widmet.  Aber  selbst  da  sind  Ausnahmen  zulässig, 
sei  es,  weil  der  Stat  selbst  auf  sichere  Weise  fttr  mancherlei 
Geräthschaften,  z.  B.  fttr  Eriegsmunition  und  Bfistung  sorgen 
musz,  ohne  sich  ganz  auf  den  Privatbetrieb  verlassen  zu 
können ,  sei  es ,  weil  einzelne  Gewerbe  zur  Pflege  der  Kunst 
dienlich  sind  und  hier  die  Bucksicht  auf  (Gewinn  hinter  der 
auf  Ausbildung  und  Vervollkomnmung  dieser  zurück  steht, 
wie  z.  B.  Porcellanfabriken ,  oder  weil  die  Betreibung  ein- 
zeber  Mustergewerbe  auf  Statskosten  zur  Controle  und  zum 
Ansporn  dient  für  ähnliche  Privatgewerbe,  welche  für  die 
nuiterielle  Wohlfahrt  des  Publicums  von  groszem  Interesse 
sind,  oder  weil  einzelne  Gewerbe,  wie  voraus  die  Hütten- 
werke sogar  ndthig  werden,  um  die  Begalien  mit  Vortheil 
auszubeuten. 

b)  Nicht  minder  wird  der  Stat  aus  gleichen  Gründen 
keinen  Vortheil  finden  in  der  Beibehaltung  von  Wohn- 
gebäuden, deren  er  nicht  zu .  öffentlichen  Zwecken  bedarf. 
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c)  Wiese,  Acker,  Bebland,  Garten  feiner  waren 
von  jeher  ihrer  Natnr  nach  vorzi^weise  dem  Privatfleira 
und  der  Priyatbenatzang  anheimgegeben.  Auch  dafür  paszt 
die  Statswirthschaft  wenig.  Indessen  können  politische 
Gründe,  wie  die  Bflcksicht  auf  das  von  Zeit  zu  Zeit  wieder- 
kehrende Bedttrfhisz,  einzelne  ausgezeichnete  Männer,  welche 
dem  State  grosze  Dienste  geleistet  haben,  mit  Grundbesitz 
auszustatten  und  ihnen  eine  sichere  Stellung  unter  der  Natio- 
nalaristokratie zu  versdiaffen,  den  Stat  bestinmien,  Domanial- 
besitz  solcher  Art  zu  seiner  YerfOgung  zu  erhaltoi. 

d)  Am  ehesten  wohl  sind  Waldungen  als  Grimdbesitz 
des  States  tauglich.  Die  Natur  der  Waldung,  welche  nur 
in  langen,  das  gewöhnliche  Lebensalter  der  Individuen  über- 
dauernden Perioden  ihre  regelmäszigen  Früchte,  die  Holz- 
schlftge,  hervorbringt,  macht  es  wünschenswerth,  dasz  der  Ei- 
genthümer  selbst  auch  ein  I&ngeres  Leben  habe.  In  dem 
wechselnden  Besitz  kurzlebender  Mensehen  wird  leicht  von 
der  momentanen  Gewinn-  und  Genuszsucht  die  nachhaltige 
Ertragsf&higkeit  des  Waldes  aufgezehrt  und  dadurch  auch 
dem  Volke,  für  welches  das  Holz  ein  unentbehrliches  Lebens- 
bedürfhisz  ist,  groszer  Schaden  bereitet.  Die  Selbstsucht  der 
gegenwärtigen  Generationen  kann  hier  leicht  den  künftigen 
einen  schweren  Mangel  bereiten.  Diese  Gefahr  wird  nun  sehr 
gemildert,  wenn  die  Waldungen  groszentheils  dem  State  und 
den  Gemeinden  gehören,  deren  eigenes  auf  Jahrhunderte  hin 
fortdauerndes  Leben  sie  darauf  hinweist  auch  der  Nachkommen 
zu  gedenken,  und  deren  Anstalten  manche  Garantien  darbieten, 
welche  vor  einer  leichtsinnigen  Verschleuderung  und  übermäs- 
ziger  Ausbeutung  der  Waldungen  bewahren.  Auch  ist  die 
forstmäszige  Bewirthschaftung  der  Waldungen  immerhin  so 
fest  geregelt  und  die  Gontrole  darüber  so  leicht  zu  führen, 
dasz  solche  öffentliche  Wirthschaft  an  Güte  und  Ertrag  gar 
wohl  mit  ausgezeichneter  Privatwirthschafk  Schritt  zu  halten 
vermag,  die  gewöhnliche  sogar  leicht  übertrifft.    Unveräus^ 


Zweites  CapiteL    I.  FinMuhoheit.     A.  UnmiHelbMres  Staisgut.  391 

zerlichkeit  der  Statswaldungen  darf  daher  wohl  als  Begel 
gelten. 

e)  Selten  genug  ist  in  unserer  Zeit  actives  Vermögen 
von  zinstragenden  Capitalien,  Welche  dem  State  ge- 
hören. Selbst  in  den  schweizerischen  Cantonen,  deren 
ein&che  Wirthschaft  noch  mehr  als  anderwärts  dem  Cha- 
rakter der  Privatwirthschaft  ähnlich  geblieben  ist,  sind  die- 
selben in  neuerer  Zeit  sehr  vermindert  worden.  Wo  sie  be- 
stehen, da  haben  sie  den  groszen  Yorzug  regelmässiger  und 
sicherer  Einkünfte,  und  zugleich  den,  dasz  für  auszerordent- 
liehe  Gapitalausgaben  ohne  Belästigung  der  Einwohner  durch 
Verwendung  derselben  gesorgt  werden  kann.  Müssen  aber 
Schulden  contrahirt  werden,  so  ist  es  oft  nur  eine  Selbst- 
täuschung, wenn  der  Stat  seine  Activcapitalien  unversehrt  zu 
erhalten  vermeint,  während  er  sie  durch  entgegengesetzte 
PassiVcapitalien  in  Wahrheit  aufzehrt. 

f)  Von  ähnlicher  Art  sind  die  mancherlei  Grund  ge- 
falle, welche  die  modernen  Staten  als  ursprünglich  grosze 
Grund-  und  Vogteiherren  aus  dem  Mittelalter  häufig  ererbt 
haben,  wie  Zehnten  und  Grundzinse  von  mancherlei 
Art.  Die  Ausbildung  des  neuen  Privatrechts  aber  sowohl 
als  die  der  Privatwirthschaft  ist  diesen  Bealrechten  nicht 
günstig,  und  hat  dieselben  groszentheils  verdrängt  und  um- 
gewandelt. 
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B.  Die  Regalien. 

Der  Begriff  der  Begalien  liegt  auf  der  Grenze  zwischen 
Stats-  nnd  Privatrecht,  nnd  ist  ans  beiderlei  Bestandtheilen 
gemischt.  Es  kann  daher  Dicht  befremden,  dasz  derselbe  in 
dem  Mittelalter,  welches  Qberhanpt  öffentliche  nnd  Privat- 
rechte  zu  verbinden  nnd  zn  mischen  liebte,  entstanden  nnd 
vorzüglich  ausgebildet  worden  ist,  und  ebensowenig  auffallen, 
dasz  die  neuere  Zeit,  welche  schärfere  Sondemng  der  beiden 
Gebiete  anstrebt,  in  der  Arbeit  begriffen  ist,  auch  hier  die 
Ausscheidung  zu  vollziehen  und  jenen  Begriff  aufzulösen. 

Das  statsrechtliche  Element  in  den  Begalien  ist,  dasz 
diese  nicht  znfftllig^och  vorübergehend,  sondern  von  Bechtes 
wegen  dem  State  zukommen,  der  Stat  somit  als  das  eigent- 
liche und  nothwendige  Bechtssubject  derselben  erscheint.  Wenn 
Privatpersonen  daher  im  Besitz  von  Begalien  sind,  so  ist  ihr 
Becht  immer  von  dem  State  abgeleitet  und  kehrt,  wenn  sie 
es  verwirken,  immer  wieder  an  den  Stat  zurück.  S tatliche 
Hoheit  ist  von  der  Begalitftt  unzertrennlich.  Die  Form  aber, 
wie  diese  im  Becht  ausgebildet  worden,  ist  privatrechtlich. 
Nicht  die  Ausübung  der  Statshoheit  aus  öffentlichen  Gründen 
und  in  öffentlicher  Bichtung  wird  vorzüglich  betont,  sondern 
der  damit  verbundene  materielle  Genusz,  die  eigenthumsartige 
Nutzbarkeit,  und  um  deszwillen  ist  denn  das  Becht  auch  zur 
Quelle  geworden  von  mancherlei  nutzbaren  Gerechtsamen, 
die,  wie  anderes  Privatrecht,  dem  Verkehre  der  Privatpersonen 
überlassen  worden  sind. 

Der  neueren  Bechtsbildung  gemäsz  ist  es,  den  statsrecht- 
lichen  Charakter  der  Begalien  entschiedener  zu  bewahren  und 
reiner  zu  halten.  Diejenigen  Begalien,  welche  wie  z.  B.  das 
Jagdregal,  in  der  öffentlichen  Bechtsordnung  keine  Begründui^ 
haben,  sondern  mehr  willkürlich  und  zufällig  von  dem  State 
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an  die  Hand  genommen  worden,  sind  daher  als  Begalien  ganz 
an&ugeben  nnd  besser  als  einfache  Privatr^ehte  zn  behandeln^ 
immwhin  mit  Vorbehalt  der  erforderlichen  polizeilichen  Be- 
schrftnknngen  nnd  angemessener  Bestenerung.  Die  übrigen  Be» 
galien  dagegen,  welche  ihrer  Natur  nach  als  nutzbare  Ho- 
heitsrechte zn  betrachten  sind,  werden,  insofeme  aus  ihnen 
materielle  Einkünfte  dem  State  znflieszen,  mehr  und  mehr  als 
.Steuerrechte  behandelt,  dem  gesammten  nach  Grundsätzen 
des  öffentlichen  Rechtes  zu  normirenden  Steuersystem  einge- 
fügt, und  soweit  sie  in  Verbindung  mit  öffentlichen  Functionen 
des  States  stehen,  mit  Bücksicht  auf  diese  frei  bestimmt  wer- 
äm.  Diese  Fortbildung  des  Bechtes  hat  nun  zwar  begonnen 
und  schon  manche  Schritte  zurückgelegt ,  aber  sie  ist  noch 
nicht  zu  diesem  Besultate  gelangt,  und  es  sind  daher  inmier 
noch  die  Begalien  in  der  bisher  überlieferten  Form  und  Be- 
deutung übersichtlich  zu  erwähnen. 

Es  gehören  hieher: 

1.  Die  grundherrschaftlichen  Begalien,  oder  die 
Begalien  im  eigentlichen  Sinn,  welche  sich  entweder  aus  der 
Hoheit  des  States  über  die  Sachen  erklären,  die  ihrer  Natur 
nach  öffentlich  sind,  oder  aus  einer  von  dem  State  vorbehal- 
tenen  Herrschaft  über  solche  Sachen,  deren  Ausbeutung  und 
Benutzung  in  näherer  Beziehung  zu  der  öffentlichen  Wirth- 
schafii  stehen.  Als  solche  sind  in  vielen  Staten  seit  dem  Mit- 
telalter anerkannt: 

a)  Das  sogenannte  Wasserregal.  Die  Statshoheit  (nicht 
Eigenthum  im  eigentlichen  Sinn)  über  die  öffentlichen  Gewässer 
ist  naturgemäsz.  In  Folge  dessen  ist  das  Becht  des  States, 
auch  die  Benutzung  derselben  Ton  Seite  der  Privaten  zur  Schiff- 
fahrt, zu  Fähren,  zur  Wiesenwässerung,  für  Wasserräder,  zum 
Fischfang  u.  dgl.  zu  regeln,  wohlb^ründet.  Im  Mittelalter 
aber  wurde  diese  Hoheit  in  ein  fiscalisches  Begale  gewandelt, 
um  von  den  Privaten,  welche  die  Gewässer  so  in  ihrem  Son- 
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derinteresse  benutzten,  Abgaben  zu  erheben.*  Die  erstere  Be^ 
dentnng  ist  bleibend,  die  letztere  fiscalische  aber  im  Untergang 
begriffen,  anch  für  die  Statscasse  Ton  geringem  Werth  nnd  fSr 
die  Priyatwirthschaft  eine  Last. 

b)  Das  Bergwerksregal,  Bergregal.  ürsprüngUch 
wnrden  wie  der  Boden  so  auch  die  unter  der  Oberflftche  vor* 
handenen  Metalle  jeder  Art  sowohl  mich  römischem  als  nach 
deutschem  Bechte  als  ein  Bestandtheil  des  priTatrechtlichen 
Grundbesitzes  betrachtet.  Wieder  erst  im  Mittelalter  kam  die 
Ansicht  auf,  dasz  dieser  unterirdische  Beichthum  nicht  zu 
dem  Grundstacke  gehöre,  sondern  der  «königlichen  Gewalt'^ 
unterworfen  sei.  In  der  That  konnte  man  an  natürliche  Eigen- 
schaften der  Bergwerke  anknüpfen.  Die  Adern  und  Li^erder 
Fossilien  breiten  sich  unter  der  Erde  aus  und  nehmen  ihre 
Bichtungen  völlig  unabhftngig  yon  der  Eintheilung  und  Gul- 


^  Constitutio  Friderici  L  a.  1158  (bei  Pertz  Monmii.  Germ.  II, 
p.  111):  „Regalia  sunt  heo:  Arimania,  yie  publice,  flumioa  navigabilia 
et  ex  quibas  fiunt  nayigabilia,  porhis,  ripatioa,  yeotigalia  que  yulgo  di- 
ountur  tholonea,  moneta,  mulotaram  penarumque  compendia,  bona  ya- 
oaniia  et  que  indignis  legibus  auferuntur,  nisi  que  specialiter  quibusdam 
eonoeduntur,  et  bona  contrahentium  incestas  nuptias  et  dampnatorum  et 
prosoriptorum  secundum  quod  in  noyis  constitutionibus  oayetur,  angari- 
anun  et  parangariamm  et  planstrorum  et  nayium  prestationes,  et  extra- 
ordinaria  eoUatio  ad  felioissinuun  regalia  numinifl  expeditionem ,  poteBtas 
constituendorum  magistratuum  ad  juBtitiam  expediendam ,  argentarie  et 
palatia  in  oiyitatibuB  oonsuetis,  pisoationum  redditus  et  salinarum  et 
bona  oommittentium  crimen  majestatis  et  dimidium  thesauri  inyenü  in 
loco  CeiariB  non  data  opera,  yel  in  loco  religioBO,  si  data  oi>era,  totum 
ad  eum  pertinet."  Dagegen  der  Frieden  yon  Venedig  y.  1177  (Pertz  II, 
p.  152):  „Regalia  yero,  que  per  eum  (imperatorem)  yel  anteoessores 
ejus  tarn  a  cleriois  quam  laiois  ftiemnt  detenta,  yel  per  ipsum  seu  ante- 
ceBBores  ejus  inyeBtita,  quiete  dimittat,  neo  de  cetero  impediat.  GonBue- 
tudinoB  etiam  et  comoditates,  quas  oiyitates  et  omnes  de  societate  haberi 
oonBueyerunt  in  pascuiB,  pisoationibuB,  molendinia,  fumiB,  tabulis  oambia- 
tomm  et  negociatorom»  maoelliB,  domibuB,  quas  habent  edifioatas  in  tüs 
publioiB  yel  snpra  yel  inxta  yiaB  publioaB,  et  etemas  oonsuetudinea  an- 
tiquaB,  eisdem  ciyitatibus  et  omnibuB  de  Bocietate  quiete  habere  et  teuere 
permittat/*    Tgl.  den  Gonstanzer  Frieden  yon  1183  (PertzII,  176.)  l,if. 
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tarart  des  Grandeigenthnms  auf  der  Oberfläche.  Sie  haben 
daher  ein  von  jenem  yerschiedenee  Dasein,  und  die  Oniben 
müssen  anch  mit  Rücksicht  darauf  im  Zusammenhang  mid  ge^ 
trennt  yon  der  Bepflanzung  der  QrnndstOcke  gebaut  werden. 
Sodann  schien  die  enge  Beziehung  der  edlen  Metalle  zu  dem 
Münzwesen  und  anderer  zu  der  Ausrüstung  des  Heeres  dem 
State  ein  näheres  Becht  darauf  als  andern  Personen  zu  ge^ 
währen.  Endlich  machten  mancherlei  Interesse  eine  statliche 
Aufeicht  über  den  Bergbau  nöthig.  Aber  gleichwohl  lag  in 
der  allgemeinen  Einführung  auch  des  Bergregals  eine  Umge* 
ataltung  des  hergebrachten  Privatrechtes ,  die  auch  im  Mittel- 
alter als  anmaszliche  Willkür  yerhaszt  war.* 

Die  Ablösung  des  Bergbaues  von  dem  Orund- 
eigenthum  hat  sich  auch  in  neuerer  Zeit  erhalten,  und 
dieses  privatrechtliche  Element  in  dem  mittelalterlichen  Berg- 
regale hat" auf  Fortdauer  Anspruch,  weil  es  in  der  That  der 
^atur  der  Sache  entspricht.  Ebenso  wird  die  ausgebildete 
Statsaufsicht  über  die  ordentliche  und  sichere  Betreibung  des 
Bergbaues  fortdauern.  Dagegen  ist  streng  genommen  der  Begriff 
eines  ausschlieszlichen  Bergregals  bereits  aufgegeben  worden, 
seitdem  man  angefangen  hat  den  Bergbau  für  „frei  zu  erklären'S 
d.  h.  seitdem  Jedermann  freigestellt  wird,  mit  Beachtung  der  berg- 
polizeilichen Vorschriften  zu  schürfen  und  zu  muthen.  Nur 
in  gewissen  Abgaben,  welche  den  bergbelehnten  Privatunter- 
nehmern auferlegt  zu  werden  pflegen,  den  Bergzehnten,  Qua- 


'  Freigedank  bei  Kraut,   GnmdriBZ  des  deutschen  Priyatreohts, 

§.  114. 

„die  iUrsten  twingent  mit  gewalt 
yelt  stein,  wazser  und  walt, 
darzuo  beide  wilt  und  zam, 
81  tftten  Inft  gerne  alsam, 
der  mnoz  uns  doch  gemeine  sin. 
mOhten  sie  uns  den  sunnen  sehin 
Terbieten,  ouoh  wint  und  regen, 
man  mflest  in  zins  mit  golde  wegen.'* 
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tembergeldern ,  Beceszgeldern  zeigt  sich  noch  die  fiscalischd 
Natur  des  Bergregals.  Der  Gesichtspimkt  der  Steuern  und 
Gebühren  scheint  aber  auch  hier  den  der  nutzbaren  Regalität 
allmählich  im  Interesse  einer  guten  Stats-  und  Yolkswirthschaft 
zu  verdrängen.  Auch  wenn  das  Bergregal  als  solches  ganz 
aufgegeben  wird,  wird  doch  der  Stat  nicht  verhindert  sein, 
einzelne  Bergwerke  mit  Yortheil  auf  eigene  Bechnung  zu  be- 
treiben oder  zu  verpachten. 

c)  Verwandt  ist  das  Salzregal,  kommt  aber  noch  in 
grdszerer  Ausdehnung  vor,  und  findet  sich  auch  dem  Wesen 
nach  schon  in  dem  römischen  Alterthum.  Man  versteht  dar- 
unter nicht  allein  das  ausschlieszliche  Becht  des  Stats  auf 
Gewinnung  von  Kochsalz,  sondern  zugleich  auf  den  Salz- 
handel. Das  Begal  im  engern  Sinne  und  das  Statsmo- 
nopol  sind  hier  verbunden.  Der  grosze  Ertrag,  welchen  die 
ausschlieszliche  Yerwerthung  dieses  für  die  Menschen,  das 
Vieh  und  viele  Gewerbe  unentbehrlichen  und  nfitzlichen  Pro* 
ductes  der  Statscasse  sicherte,  machte  dieses  Begal  den  Finanz- 
männem  besonders  theuer,  und  die  Juristen  halfen  mit,  das- 
selbe,  indem  sie  auf  die  Analogie  der  Bergwerke  hinwiesen, 
einzuführen.  Indessen  galt  in  Deutschland  in  älterer  Zeit  der 
entgegengesetzte  Grundsatz,  dasz  die  Salzquellen  und  das  Stein- 
saLs  zu  dem  Boden  gehören. 

Für  unsere  Zeit  ist  auch  dieses  Begal  als  solches  für  die 
Dauer  nicht  zu  halten,  und  die  Umwandlung  desselben  in  eine 
Salzsteuer  ist  bereits  in  Frankreich  und  Deutschland^  voU- 
zogeiv  Diese  hat  aber,  wegen  der  wenig  lästigen  und  fast 
unmerklichen  Erhebunggart  und  ihres  reichen  Ertrages  in  der 
That  so  grosze  Vorzüge  und  wird  durch  die  Gewohnheit  und 
Sitte,  die  in  dem  Steuerwesen  jederzeit  Beachtung  ver- 
dient, so  sehr  empfohlen,  dasz  dieselbe  in  sehr  vielen  Staten 
als  eine  fortdauernde  wichtige  Quelle  der  Statseinkünfte  be- 
trachtet wird. 

'  In  Frankreich  schon  seit  der  ReTolntion,  in  Deutschland  1867« 
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d)  Das  Jagdregal  ist  wieder  ans  der  gnmdherrlichen 
Auffassung  des  State  im  Mittelalter  entstanden  und  angelehnt 
worden  an  das  öffentliche  Interesse  des  Wildbanns  nnd  der 
Jagdpolizei.  Aach  hier  ist  auf  diese  Weise  ein  bleibender 
Bechtsgnmdsatz ,  der  nftmlich  der  Lösung  der  Jagd  yon  der 
nothwendigen  Verbindung  mit  der  Ausflbung  des  Orundeigen- 
thums,  ausgebildet  worden,  iind  so  rechtfertigt  sich  wohl  eine 
Einrichtung  des  Jagdrechtee  nach  groszen  Jagdrevieren  und  in 
üebereinstimmung  mit  den  Interessen  der  Qemeinschaft.  Da- 
gegen ist  das  eigentliche  Jagdregal,  in  Folge  dessen  der  Stat 
selbst  zunächst  ein  ausschlieszliches  Recht  anspricht  Jagd  zu 
Oben  und  Jagdrechte  nach  Willkür  zu  yerleihen,  in  vielen 
neueren  Staten  wieder  aufgehoben  worden,  welche  dasselbe  wäh* 
rend  des  Mittelalters  angenommen  hatten. 

2.  Verwandt  mit  den  grundherrlichen  Regalien  sind  die 
regalen  Gewerbe  und  Statsmonopolien,  welche  der 
Stat  mit  Ausschlieszung  der  Privaten  sich  vorbehalten  hat. 
Man  kann  indessen  zwei  Arten  wohl  unterscheiden:  a)  solche, 
welche  lediglich  aus  finanziellen  Gründen  der  Privatin- 
dustrie untersagt  und  von  dem  State  allein  um  des  Gewinnes 
willen  betrieben  werden.  Solche  Monopole  sind  wesentlich 
nichts  anderes  als  Steuern,  aber  in  die  äuszere  Form  des 
Gewerbes  gekleidet;  b)  solche,  welche  ihrer  Natur  und  Be^ 
Stimmung  nach  eine  Betreibung  in  öffentlichem  Interesse 
erfordern,  und  bei  denen  somit  der  Ertrag  immer  nur  als  ein 
damit  verbundener  Vortheil  der  Statscasse  wohl  zu  gönnen 
ist,  aber  nicht  den  wesentlichen  Charakter  der  Regalität 
bestimmt. 

Von  der  erstem  Gattung,  gleichsam  in  regale  Gewerbe 
verhüllte  Steuern  sind: 

a)  Die  Salzregie,  von  welcher  oben  unter  1.  c)  schon 
die  Rede  war. 

b)  Die  Tabaksregie,  welche  gegen  Ende  des  XVII. 
Jahrhunderts  zuerst  in  Oesterreich  und   in  Frankreich 
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eingeführt  wurde,  und  weil  sie  sich  auf  einen  vei^breiteten  und 
in  den  letzten  Zeiten  fortdauernd  steigenden  luxuriösen  Oe^ 
nusz  der  Bevölkerung  bezog,  den  Statscassen  groszen  (gewinn 
brachte.  Da  die  Umwandlung  derselben  in  eine  eigentliche 
Steuer  schwierig  und  diese  Einkünfte  zu  gefährden  schien,  so 
wurde  diese  Erhebungsform  trotz  der  damit  ?erbundenen  Mängel 
nicht  so  leicht  aufgegeb^.  In  den  Vereinigten  Staten  von 
Amerika  besteht  eine  sehr  hohe,  in  Deutschland  ist  neue- 
stens  (1868)  eine  sehr  mäszige  Tabaksteuer  eingeführt  worden. 

c)  Das  Lotterieregal,  moralisch  verwerflich,  weil  auf 
den  Leichtsinn  und  die  Spielsucht  der  Bevölkerung,  und  vor- 
zugsweise sogar  nicht  der  vermöglichen  Glassen,  welche  ohne 
Schaden  für  ihren  Wohlstand  ^auch  solchem  Vergnügen  einige 
Abfälle  ihrer  Einnahmen  opfern  können,  sondern  der  untern, 
zu  ihrem  Verderben  zum  Glücksspiel  verlockten  Volksdassen 
von  Statswegen  speculirt  wird.  Die  Aufhebung  dieses  Regals 
musz  daher  im  Interesse  einer  sittlichen  Statsordnung  gefor- 
dert werden.  Merkwürdiger  Weise  hat  es  sich  am  längsten 
in  dem  römischen  Eirch^stat  in  der  schlimmsten  Form  des 
Lottos  erhalten. 

d)  Das  Spielkartenregal,  welches  freilich  weit  we- 
niger einträglich  ist  als  das  zum  Spiel  reizende  Lotterieregal, 
und  welches  eher  die  Spielsucht  beschränkt  als  fordert,  daher 
nicht  schon  aus  moralischen,  sondern  nur  aus  wirthschaftlichen 
Gründen  angefochten  werden  kann. 

3.  Zu  der  letztem  Gattung  der  Regalien,  welche  sich  an 
die  Benutzung  öffentlicher  Anstalten  anschlieszen ,  die  zwar 
nicht  zu  den  eigentlichen  politischen  Functionen  der  Statsge- 
walt  gehören,  aber  doch  in  dem  gemeinen  Interesse  der  Volks- 
wohlfahrt eingerichtet  werden,  gehören: 

a)  Das  Münzregal,  sich  anlehnend  an  das  Recht  und 
die  Pflicht  des  States,  für  baares  Gtold  als  allgemein  aner- 
kanntes Schätzungs-  und  Tauschmittel  im  Verkehr  zu  sorgen. 
In   dem   Mittelalter  war   dasselbe  eine  ziemlich   erhebliche 
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Qaelle  des  Statseinkommens.  In  der  neueren  Zeit  ist  dagegen 
die  Einsicht  dorchgedrongen,  dasz  znmal  für  die  groben  Münz* 
Sorten  der  sichere  Werth  derselben  wesentlich  da?on  abhängt, 
dasz  derselbe  dem  Werth  des  rohen  dazu  ?erwendeten  edeln 
Metalls  ganz  nahe  steht,  and  es  ist  daher  von  dem  Schlag- 
schatze kein  Gewinn  mehr  zu  erwarten.  Nur  die  Prägung  und 
Ausgabe  der  Scheidemünze  läszt  einen  geringen  Gewinn  ohne 
Nachtheil  für  den  Hauptzweck  zu. 

b)  Das  PostregaL  Der  Hauptzweck  der  Postanstalten 
ist  der,  den  Brief-  und  Packetrerkehr,  sodann  den  Trans- 
port Ton  Personen  und  Waaren  in  regelmäsziger  Weise  zu 
vermitteln  und  zu  befördern.  Das  Statsinteresse  für  sich  schon 
macht  eine  solche  Anstalt  nothwendig,  damit  von  dem  üen- 
trum  der  Statsregierung  aus  nach  allen  Hichtungen  des  Landes 
und  nach  auszen  hin  und  hinwieder  von  da  zurück  die  Com- 
munication  gesichert  sei.  Im  Alterthum,  in  dem  groszen  per- 
sischen und  dem  gröszem  römischen  Beiche  waren  daher  Stats- 
posten  für  dieses  öffentliche  Interesse  eingerichtet,  dem  Privat- 
verkehr in  der  Begel  aber  unzugänglich.  In  dem  spätem 
Mittelalter  wurden  derlei  Anstalten  vorerst  zu  Gunsten  des 
kaufmännischen  Verkehrs  gegründet,  anfangs  oft  von  Gorpora- 
tionen  und  unternehmenden  Privaten.  Zuerst  wurde  wohl  in 
Frankreich  durch  Ludwig  XL  im  Jahre  1464  das  Postregal 
im  neuern  Sinne,  "*  dann  allmählich  auch  in  den  übrigen  civi- 
lisirten  Staten  eingeführt.  In  unsem  Tagen  hat  dieses  ebenso 
wohlthätige  als  zugleich  financiell  fruchtbare  Institut  eine  hohe 
Stufe  der  YervoUkomnmung  erreicht,  ist  aber  noch  höherer 
Ausbildung  fähig. 

Es  liegt  in  dem  öffentlichen  Interesse,  dasz  die  Mitthei- 
lung von  Briefen  und  Packeten  nach  allen  Seiten  hin  mit  Ge- 
nauigkeit und  Sicherheit  und  schnell  vollzogen  werden  könne, 
und  voraus  eignet  sich  der  Stat  dazu,  diese  Sorge  durch  seine 

*  Sohftffner,  frans.  Reohisgesoh.  II,  S.  367. 
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Anstalten  m  übernehmen,  mehr  als  Privatpersonen,  denn  diese 
haben  mehr  den  Qewinn  als  den  gemeinen  Nutzen  im  Auge, 
und  gewähren  geringere  Garantie  für  die  Güte  so  nm^Bussoider 
Sorge.  Der  Stat  dagegen  hat  eine  Menge  von  Mitteln,  die  ihm 
den  üeberblick  aber  die  allgemeinen  Bedürfnisse,  die  Befrie- 
digung derselben  nnd  die  Gontrole  über  diese  erleichtem,  nnd 
seine  Ehre  ist  dabei  betheiligt,  dasz  das  in  der  rechten  Form 

geschehe.    Er  wird  daher  auch  die  Ortschaften,  die  einen  ge- 

«         

ringem  Verkehr  haben,  nicht  vemachlftssigen,  weil  die  Einrich- 
tungen für  ihre  Postverbindung  nur  kleinen  Gewinn  abwerfen, 
vielleicht  sogar  Verlust  erheischen.  Um  so  lieber  wird  hin- 
wieder das  Volk  es  sehen,  wenn  diese  gemeinnützigen  Anstalten 
des  Stats  auch  einen  ansehnlichen  Gewinn  abwerfen  und  so 
hinwieder  die  Steuerlast  vermindern.  Zwar  kommt  diese  fisca- 
lische  Bücksicht  erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht,  aber  sie 
ist  deszhalb  nicht  unwichtig.  Das  Postregal  hat  in  der  That 
den  groszen  Vorzug,  dasz  es  wohl  organisirt  den  Privaten  und 
dem  Stat  zugleich  groszen  Nutzen  bringt,  und  die  Genüsse  und 
die  Kräfte  beider  vermehrt. 

Das  gilt  ganz  besonders  von  der  Brief post  In  Folge 
des  Begals  dürfen,  soweit  der  Stat  für  regelmäszige  Briefpost- 
verbindung sorgt,  keine  andern  Privatanstalten  zu  bemfsmäsziger 
Versendung  von  Briefen  errichtet  werden,  ohne  besondere 
Goncession  des  Stats.  Eine  übertriebene  und  unpractische  Ausdeh- 
nung dieses  Rechts  ist  es,  wenn  in  einzelnen  Staten  auch  die 
gelegentliche  Besorgung  einzelner  Briefe  oder  Packete  durch 
dritte  Privatpersonen  verbotoi  wird.  Je  zweckmäsziger  und 
wohlfeiler  die  Brief)[K)St  eingerichtet  ist,  desto  weniger  ist  auch 
eine  Umgehung  der  Statsanstalt  zu  besorgen. 

In  geringerem  Masze  schon  gilt  jene  Ausschlieszlichkeit 
von  der  Packetpost,  welche  die  Versendung  von  kleinen 
Paeketen  und  Valoren  (Gtoldem)  und  die  Auszahlung  oder  der 
Empfang  von  Geldern  zwischen  verschiedenen  Arten  vermittelt. 
Indessen  hat  auch  da  die  Ausübung  der  Begalität  so  grosze 
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Yortheile,  dasz  sie  in  der  Begel  der  üeberlas&ning  dieser 
Sorge  an  die  Privatindustrie  Torzuziehen  ist. 

In  manchem  Betracht  verschieden  ist  die  Fahrpost, 
die  nicht  ebenso  nach  aUen  Landestheilen  eingerichtet  werden 
kann,  sondern  natnrgem&sz  sich  an  die  Hauptronten  hält,  auf 
welchen  eine  gröszere  Anzahl  von  Beisenden  sich  gewöhnlich 
bewegen.  Sie  nähert  sich  daher  mehr  der  besondem  Privat- 
industrie an.  In  manchen  Ländern  macht  indessen  der  Stat 
mit  der  Sorge  für  diese  Bedürfnisse  ein .  ausschlieszliches  Begal 
geltend,  sei  es,  indem  er  keine  regelm&szigen  Frivatcurse  zu- 
Iflszt,  oder,  wenn  solche  verstattet  werden,  doch  dieselben  in 
gewissen  Beziehungen  der  öffentlichen  Post  unterordnet,  und 
auch  wohl  die  Erlaubnisz  dazu  besonders  erkaufen  läszt.  In 
andern  dagegen  ist  die  Fahrpost  ganz  oder  theilweise  freige- 
geben, und  die  Statspost  concurrirt  nur  mit  den  Privatunter- 
nehmungen von  ähnlicher  Art.  Im  Allgemeinen  scheinen  die 
Fahrposten  des  Stats  immer  noch  besser  als  die  der  Privaten ; 
doch  hängt  hier  vieles  von  den  besondern  Verhältnissen  und 
Sitten  der  einzelnen  Länder  und  selbst  einzelner  Städte  und 
Ortschaften  ab.  Die  Einrichtung  von  Extraposten  insbeson- 
dere steht  in  naher  Beziehung  zu  der  Kegalität. 

Im  Allgemeinen  gilt  für  die  ganze  Organisation  und  Be- 
handlung der  Post  der  leitende  Grundsatz,  dasz  dieselbe  nicht 
dafür  besteht,  das  Volk  zu  regieren,  noch  zunächt  das  Volk 
zu  besteuern,  sondern  vor  allen  Dingen  dem  Yolksverkehr  zu 
dienen. 

c)  Qanz  ähnlich  ist  schon  und  wird  noch  mehr  werden  bei 
weiterer  Entwicklung  das  Institut  der  öffentlichen  Tele- 
graphen. Durch  die  Entdeckung  der  elektrischen  Telegraphen 
ist  es  möglich  geworden,  in  einem  Augenblicke  wichtige  Nach- 
richten an  entfernte  Orte  mitzutheilen ,  und  in  kurzer  Zeit 
werden  die  telegraphischen  Netze  die  civilisirte  Erde  über- 
spinnen. Anfänglich  wurden  diese  Anstalten  lediglich  im  In- 
teresse des  Stats  selbst  von  diesem  gegründet,  dann  auch  der 
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Benutzung  des  Publikums  zugänglich  gemacht.  Das  öffent- 
liche Interesse  erfordert  es,  dasz  dieselben  zunächst  als  Stats- 
anstalten  behandelt  werden,  und  die  Regalität  wie  fib^  die 
Briefpcst  sich  auch  darüber  erstrecke.  Verschieden  von  der 
Postanstalt  aber  ist  die  Eigenthümlichkeit  der  telegraphischen 
Bureaus,  dasz  jene  die  empfangenen  Briefe  der  Privaten,  ohne 
den  Inhalt  zu  kennen,  wie  sie  sind  versendet,  diese  dagegen 
die  Schrift  selber  besorgen  und  mittheilen,  daher  von  dem 
Inhalte  der  Berichte  iuEenntnisz  gesetzt  werden.  Das  Brief- 
geh eimnisz  erhält  daher  hier  einen  andern  Sinn.  Es  kann 
nur  das  bedeuten,  dasz  der  Stat  nicht  unberufenen  Dritten  die 
Einsicht  verstatte  in  die  seiner  Anstalt  anvertrauten  Privat- 
mittheilungen,  und  auch  darauf  ausgedehnt  werde,  dasz  den 
übrigen  Statsbehörden  in  der  Begel  jene  Einsicht  ebenfalls 
verschlossen  werde.  Wenn  aber  das  Statsinteresse,  wie  beson- 
ders in  Kriegszeften  oder  wo  es  rasche  Verfolgung  der  Ver- 
brecher gilt,  die  Eenntnisznahme  begründet,  so  darf  diese  um- 
soweniger  dem  State  entzogen  werden,  je  unnatürlicher  es 
wäre,  dasz  dieser  selbst  immerhin  mit  sehenden  Augen  den 
Feinden  oder  verbrecherischen  Privaten  die  Mittel  in  die  Hand 
legte,  dem  Statszweck  entgegen  zu  wirken. 

d)  Das  Eisenbahnregal,  ähnlich  wie  das  Telegra- 
phenregal, eine  Erweiterung  dieser  (Gattung  von  Begalien, 
welche  der  technischen  Vervollkommnung  unserer  Zeit  auge- 
hört. Eine  voUe  Ausbildung  erlangt  dasselbe  nur  im  Zusam- 
menhang mit  den  Statseisenbahnen,  deren  Ertrag  zunächst  zur 
Unterhaltung  der  Anstalt  und  zur  Bezahlung  der  Zinse  für  die 
dafür  verwendeten  Gapitalien,  wenn  ein  Ueberschusz  sich  er- 
gibt, auch  zur  Vergröszerung  der  Statseinkünfte  dient.  Die 
Grösze  des  Werks,  die  Bedeutung  desselben  für  den  öffent- 
lichen Verkehr  und  die  Volkswirthschaft,  die  nahen  Beziehungen 
desselben  zu  den  Vertheidigungsmitteln  und  dem  Kriegswesen 
des  Landes  überhaupt,  zu  den  Postanstalten  und  der  Wirth- 
schaft  des  States  selbst  machen  es  in  der  Begel  räthlich,  dasz 
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der  Stat  die  Eisenbahnen  selber  baue  und  ihren  Betrieb  über- 
nehme, oder  die  Bedingungen  festsetze,  an  denen  der  Bau  und 
Betrieb  den  Privatgesellschaften  gestattet  wird.  Die  Rücksicht 
der  gemeinen  Wohlfahrt  darf  nicht  der  Gewinnsucht  der  Pri- 
vaten Preis  gegeben  werden.  Der  französische  Bechtsgrund- 
satz,  dasz  die  Bahn  allezeit,  wenn  dem  öfTentlichen  Verkehr 
dienend,  juris  publici  (Domaine  public)  sei  und  nur  die  Nutzung 
den  Privaten  zustehe,  entspricht  der  Natur  der  Verhältnisse. 
Die  Nothwendigkeit  einer  Concession  fQr  Privateisenbahnen, 
die  dem  öfTentlichen  Verkehr  dienen,  rechtfertigt  sich  schon 
aus  polizeilichen  Gründen ;  in  dem  BegrifTe  aber  liegt  es,  dasz 
der  Stat  auch  die  Privat-Eisenbahnen  an  sich  ziehen  darf,  so- 
bald er  die  von  den  Privaten  darauf  verwendeten  Auslagen 
vollständig  ersetzt,  mithin  unter  bessern  Bedingungen,  als  wenn 
er  die  Grundsätze  der  zwangsweisen  Abtretung  von  Privat- 
rechten  zur  Anwendung   brächte.     Besondere  Verträge    oder 

rechtliche  Zusicherungen  an  die  Unternehmer  können  freilich 

« 

dieses  Becht  beschränkt  oder  modificirt  haben. 

e)  Die  Existenz  eines  Straszenregals  ist  in  neuerer  Zeit' 
aus  dem  Grunde  bestritten  worden,  weil  die  Herstellung  von 
Landstraszen  eine  unabweisbare  Pflicht  des  States  sei,  die  Er- 
hebung von  Weggeldern,  Brückengeldern  daher  eher 
zu  den  Gebühren  zu  rechnen  sei,  welche  von  der  Benutzung 
wesentlicher  Statsanstalten  bezogen  werden.^  Die  Straszen  aber, 
obwohl  der  Nutzen  derselben  ein  öfTentlicher  und  obwohl  die 
Sorge  dafür  vorzugsweise  dem  State  anheimfällt,  sind  doch 
nicht  eine  Anstalt,  welche  zu  dem  Organismus  des  Stats  selbst 
gehört  und  fär  statliche  Functionen  im  eigentlichen  Sinne  be- 
stimmt ist.  Ihr  Zweck  ist  doch  nur  der,  den  gemeinen  Ver- 
kehr zu  erleichtem,  und  es  kann  derselbe  an  und  für  sich 
auch  durch  Privatuntemehmungen  erreicht  werden.  Die  Gründe, 
aus  welchen   daher  von  einem  Straszenregal  gesprochen  wird. 


•  Rau  a.  n.  O.  §.  239. 
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^d  somit  ganz  ähnlich  denen,  welche  das  Postregal  erklären. 
Einen  finanziellen  Sinn  hat  dasselbe  aber  nur  dann,  wenn  die 
Benutzung  der  Straszen  und  Brflcken  nicht  unentgeltlich  ist, 
sondern  dafär  Weg-  und  Brückengelder  gefordert  werden. 


Viertes  Gapitel. 

0.  Das  Recht  auf  Gebühren  und  OefftUe. 

1.  Das  Recht  des  Stats  auf  Gebühren  und  Oefiille,  welche 
bei  Gelegenheit  der  Ausübung  öffentlicher  Functionen 
von  den  Privaten  erhoben  werden,  die  dieser  Functionen  be- 
dürfen, bildet  einen  Gegensatz,  zu  dem  eigentlichen  Steuerrecht, 
und  ist  hinwieder  die  Ergänzung  desselben.  Die  Steuern  wer- 
den von  Stats  wegen  auferlegt,  die  Gebühren  nur  dann  gefor- 
dert, wenn  die  Privaten  die  Hülfe  des  Stats  in  einer  beson- 
dern Beziehung  bedürfen.  Diese  sind  datier  eine  Gegen- 
leistung an  den  Stat,  und  dienen,  den  Aufwand,  den  der 
Stat  für  die  öffentlichen  Einrichtungen  solcher  Art  zu  machen 
hat,  zu  vermindern  oder  zu  ersetzen.  Die  Gerechtigkeit  sol- 
cher Gebührenerhebung  ist  einleuchtend.  Es  ist  zwar  richtig, 
dasz  der  Stat  um  seiner  Bestimmung  willen  und  nicht  der 
Gebühr  wegen  verpflichtet  ist,  jene  öffentlichen  Functionen 
auszuüben.  Dieselben  sind  daher  nicht  gerade  nothwendig, 
und  nichts  steht  im  Wege,  wenn  der  Stat  ohnehin  reich  ge- 
nug ist,  dieselben  unentgeltlich  auszuüben.  Aber  es  ist  desz- 
halb  nicht  ungerecht,  wenn  der  Stat  die  ökonomischen  Lasten, 
welche  er  tragen  musz,  um  jene  Thätigkeit  auszuüben,  von 
denen  sich  vergüten  läszt,  die  dieser  Leistung  in  ihrem  Son- 
derinteresse bedürfen;  und  in  vielen  FäUen  ist  es  auch  volks- 
wirthschaftlich  zweckmäszig,  wenn  er  solche  Gebühren  fordert 
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ufid  SO  die  allgemeine  Steuerpflicht  des  Volkes  erleichtert.  Je 
mehr  das  besondere  Privatinteresse  an  der  Statsleitnng  be- 
theiligt ist,  wie  das  vorzüglich  bei  den  Oerichtsgebühren  klar 
ist,  desto  eher  wird  sich  die  Gebühr  rechtfertigen;  je  mehr 
die  Statsfanddon  dagegen  nm  der  Gesammtheit  willen  ausge- 
übt wird,  desto  eher  wird  dieselbe  unentgeltlich  geleistet 
werden  müssen,  und  die  Kosten  dafür  in  Form  der  Steuer  zu 
erheben  sein.  Aber  es  ist  keine  begründete  Einwendung  ge- 
gen die  GtobOhren,  dasz  sie  sich  nicht  nach  der  Steuerßlhigkeit 
der  Bürger,  sondern  nach  der  Art  und  dem  Umfang  der  stat- 
lichen  Leistung  richten,  denn  ihrPrincip  ist  ja  nicht  Besteu- 
erung, sondern  Gegenleistung. 

2.  Die  Stempelgebühren,  seit  dem  XYII.  Jahrhundert 
in  fast  allen  europäischen  Staten  aufgekommen,  gehören  nur 
zum  Theil  zu  den  eigentlichen  Gebühren,  insofern  nämlich, 
als  sie  von  Schriften  bezogen  werden,  welche  den  StatsbefaOr- 
den  von  Privaten  eingereicht  oder  von  jenen  zu  Gunsten  dieser 
ausgestellt  werden.  Dagegen  nähern  sie  sich  schon  den  Steu- 
ern, wenn  auch  der  Privatverkehr  selbst,  z.B.  die  Ausstellung 
von  Wechseln,  Empfangsscheinen,  auszergerichtlichen  Verträ- 
gen u.  dgl.  der  Stempelabgabe  unterworfen  wird,  denn  die 
Rücksicht,  dasz  derlei  Privaturkunden  möglicherweise  auch  im 
Processe  benutzt  und  dann  zumal  der  statliche  Schutz  da^ 
für  angesprochen  werde,  ist  doch  nur  eine  sehr  indirecte,  und 
bezieht  sich  nur  auf  Ausnahmsftlle.  VoUends  aber  wird  die 
Stempelabgabe  zur  Steuer  bei  Zeitungen  und  Kalendern,  indem 
hier  keinerlei  Leistung  des  Stats  vorliegt,  für  welche  eine 
Vergütung  verlangt  wird.  Die  letztere  Art  des  Stempels 
kann  daher  einzig  aus  dem  Standpunkte  des  Steuerwesens  ver- 
theidigt  werden,  was  freilich  principiell  nicht  leicht  gelingen  wird. 

3.  Die  Taxen  für  Ertheilnng  eines  Amtes  oder  Titels 
oder  Ranges  (Adels,  Ordens  u.  dgl.)  haben  den  Vorzug,  dasz 
die  Belasteten  um  so  geneigter  sein  werden,  solche  zu  be- 
zahlen, als  sie  gleichzeitig  einen  häufig  ersehnten  Vorzug  er- 
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langen.  Nur  dürfen  Aemter,  Titel,  Bang  nicht  um  der  Taxen 
willen  verliehen,  und  somit  zur  käuflichen  Waare  werden,  mit 
welcher  der  Stat  gleichsam  Handel  treibt,  weil  die  öffentliche 
Bedeutung  und  der  moralische  Werth  derselben  dadurch  zu  Grunde 
gerichtet  würden.  Die  Art,  wie  insbesondere  in  den  letzten  Jahr- 
hunderten der  Adel  zum  Erwerbsartikel  fflr  die  königlichen 
Gassen  gemacht  wurde,  hat  sehr  ?iel  dazu  beigetragen,  die 
Institution  auf  dem  Gontinent   dem  Ruine  entgegenzuftthren« 

4.  Besonders  wichtig  sind  die  Oerichtsgebflhren, 
Sportein,  die  in  mancherlei  Formen  vorkommen.  Vorerst 
als  Froceszkosten,  sowohl  im  Givil-,  als  im  Strafpro^esz. 
Diese  Sportein  treffen  vorzüglich  die  Partei,  welche  ein  Un- 
recht verübt  hat,  und  gegen  welche  daher  im  Givilprocesz 
Schutz  gesucht,  die  im  Strafprocesz  zur  Strafe  gezogen  wird. 
Sie  dienen  überdem  dazu,  die  Proceszsucht  daran  zu  erinnern, 
dasz  durch  dieselbe  auch  dem  State  Schaden  zugefügt  werde, 
dessen  Ersatz  die  proceszführenden  Parteien  zu  übernehmen 
schuldig  seien,  und  durch  die  Verrechnung  der  Kosten  zu  er- 
mftszigen.  Die  Sportein  sind  daher  eine  wohlbegründete  (Ge- 
genleistung an  den  Stat,  nur  dürfen  sie  nicht  in  dem  Masze 
gespannt  werden,  dasz  es  den  unbemittelten  Privaten  zu 
schwer  und  zu  gewagt  erscheint,  wenn  ihnen  Unrecht  wider- 
fährt, den  Schutz  des  Oerichtes  zu  begehren.  Für  Arme  sind 
überdem,  damit  die  Gleichheit  des  Bechtsschutzes  Wahrheit 
sei,  besondere  Ausnahmsbestimmungen  nöthig. 

5.  Die  verschiedenen  Gebühren,  welche  mit  der  soge- 
nannten freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  der  Verwal- 
tung der  Obervormundschaft  verbunden  werden,  z.B.  bei 
Eintragung  der  Veräuszerung  oder  Verpftndung  von  Liegen- 
schaften in  das  Grundbuch,  bei  Wechselprotesten,  Beglaubi- 
gungen, Errichtung  von  Testamenten,  bei  Prüfting  und  Ab- 
nahme der  Vormundschaftsrechnungen  u.  dgL,  sind  nahe  ver- 
wandt mit  den  Gerichtssporteln,  obwohl  sie  in  den  Fällen  nicht 
von  den  Gerichten  erhoben   werden,   wo  für  diese   amtliche 
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Mitwirkiing  und  Thäiagkeit  besondere  Stellen,  z.  B.  die  der 
Notare  geordnet  sind,  oder  dieselbe  den  Begierungsbehörden 
übertragen  ist.  Immer  sind  es  doch  hier  vorzüglich  Privatin- 
teressen, fflr  welche  die  statliche  Einrichtung  in  Anspruch 
genommen  wird,  und  daher  die  Forderung  einer  billigen  Gegen- 
leistung gerechtfertigt. 

6.  Dagegen  wird  der  Charakter  der  Gebühr  nicht  einge- 
halten bei  den  in  Frankreich  erfundenen  Handänderungs- 
abgaben, Eaufsaccisen,  Enregisiremeni ^  welche  von  der 
Eigenthumsübertragung  zuweilen  sogar  der  Verpachtung  von 
Gütern,  von  Schuldbriefen,  Wechseln  u.  s.  f.  erhoben  werden, 
indem  dieselben  nicht  mehr  als  Gegenleistung  gegen  die  Lei- 
stung des  State,  sondern  als  eine  wahre  auf  den  Verkehr  ver- 
legte Abgabe  zu  betrachten  sind,  und  in  Procenten  des  Gapi- 
talwerths,  d.  h.  von  dem  Capital  selbst  erhoben  werden.  Sie 
sind  daher  eine  wirkliche  Steuer,  und  überdem  eine  den  Grund- 
sätzen der  Gerechtigkeit  nicht  gemäsze,  und  den  Grundsätzen 
einer  guten  Wirthschaft  widersprechende.  Sie  trifft  nämlich 
nicht,  wie  die  Grundsteuer,  den  ganzen  Grundbesitz  gleich- 
mäszig,  sondern,  indem  sie  sich  an  die  zufällige  Veräusserung 
hält,  die  einen  Besitzer  übermäszig,  die  andern  gar  nicht, 
macht  sich  als  eine  willkürliche  Belastung  der  Verkehrsfrei- 
heit fühlbar,  und  drückt  den  Werth  der  Güter. 

Verwandt  damit  ist  die  Erbschaftsgebühr.  Auch  sie 
hat  nur  die  änszere  Form  einer  Gebühr  an  sich,  und  ist,  da 
der  Anfall  der  Erbschaft  nicht  auf  einer  Thätigkeit  des  States 
beruht,  sondern  eine  Folge  des  Privatrechtes  ist,  vielmehr 
Erbschaftssteuer,  als  solche  denn  aber  eher  zu  recht- 
fertigen, als  die  Handänderungsgebühr  bei  Veräuszerung  unter 
Lebenden. 

7.  Die  Geldbuszen,  so  lange  noch  das  Strafrecht  dem 
Privatrechte  ähnlich  behandelt  wnrde,  den  verletzten  Privaten 
zugesprochen,  faUen,  seitdem  der  öffentliche  Charakter  des 
Strafrechts  zur  Anerkennung  gelangt  ist,  als  öffentliche  Strafen 
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mit  Becht  dem  State  zu  seiner  Yerfflgang  zu.  Der  Grasd^ 
aus  welchem  Oeldbnszen  auferlegt  werden,  ist  freilich  nie  und 
darf  nie  ein  fiscalischer  sein,  sondern  immer  ein  strafrechtlicher. 
Dieser  Erwerb  for  den  Stat  ist  daher  immer  nur  ein  zuftl- 
liger,  und  der  Stat  musz  sogar  wünschen,  so  selten  als  mög- 
lich Gelegenheit  zu  demselben  zu  erhalten.  Aber  wenn  busz- 
würdige  Vergehen  vorkommen,  so  ist  es  ein  erlaubter  Vor- 
theil,  wenn  der  Stat  die  Busze  empftngt,  um  damit  auch 
einen  Theil  seiner  Unkosten  für  die  Strafgerichtsbarkeit  zurück- 
erhält. 

Das  ältere  deutsche  Recht  hatte  die  Tendenz,  die  Geld- 
strafen als  regelmäszige  Strafart  für  fast  alle  Verbrechen  und 
Vergehen  zur  Anwendung  zu  bringen.  Die  moderne  Ausbil- 
dung des  Strafrechtes  hat  dieselben  im  Gegentheil,  und  viel- 
leicht zu  sehr  beschränkt.  Wo  eine  unerlaubte  Gewinnsucht 
und  Eigennutz  der  Antrieb  zu  dem  Vergehen  war,  da  scheint 
die  Busze  eine  moralisch  passende  Strafe,  weil  sie  den  Schul- 
digen in  derselben  Richtung  ein  Uebel  erleiden  läszt,  in  wel- 
cher er  ein  Uebel  verübt  hat.  Auszerdem  eignet  sie  sich  bei 
vielen  geringeren  Vergehen  auch  deszhalb,  weil  sie  die  hühem 
personlichen  Rechte  auf  Freiheit  und  Ehre  nicht  entzieht,  und 
doch  für  die  Meisten  ein  empfindliches  Uebel  ist. 

8.  Die  mit  Dispensationen,  z.  B.  von  gesetzlichen 
Heirathsbeschränkungen,  verbundenen  Gebühren  sind  den  ge- 
richtlichen ganz  ähnlich,  und  haben  nebenbei  den  Zweck,  die 
Begehren  um  Dispensation  innerhalb  gewisser  Schranken  zu 
halten. 

9.  Zum  Theil  mit  dem  Schutze  ^des  Frivatrechts,  zum 
Theil  mit  der  Sorge  für  die  Volkswirthschaft  stehen  in  Ver- 
bindung die  mancherlei  Gebühren  fürGewerbsconcessionen, 
z.  B.  der  Advokaten,  Apotheker,  Sensalen,  zuweilen  auch  für 
Handelsetablissements,  gewisse  Handwerke  u.  dgl.;  ebenso  die 
Gebühren  für  Ertheilung  von  Erfindungspatenten,  die  in 
unsern  an  mechanischen    und  technischen  Erfindungen  frucht- 
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baren  Zeiten  zu  einer  ziemlich    bedeutenden  Einnahmsqnelle 
geworden  «ind. 

10.  Endlich  kommen  auch  Polizeisporteln  and  Po- 
lizeibuszen  vor;  jene  wo  im  Interesse  einer  Privatperson 
eine  Thfttigkeit  der  Polizei  begehrt  wird,  die  nicht  schon  ans 
Statsgründen  yeranlaszt  ist,  z.  B.  bei  Ansstellong  von  Pässen, 
Ausweisschriften  u.  dgL,  diese  nach  Analogie  der  gerichtlichen 
Strafen  als  ein  einfaches  häufig  wirksames  Mittel  polizeilicher 
Zucht. 

Wenn  aber  die  Thätigkeit  der  Polizei  schon  durch 
OrOnde  der  öffentlichen  und  gemeinen  Wohlfahrt,  wenn  auch 
auf  Anrufen  von  Privaten  geübt  wird,  so  ist  es  nicht  mehr 
gerechtfertigt,  für  dieselbe  Gebühren  zu  fordern,  sondern  na- 
türlicher, dasz  die  Gtesammtheit  die  Kosten  dafür  ganz  auf 
sich  nehme,  es  wäre  denn,  dasz  auch  hier  die  Verschuldung 
eines  Privaten  eine  ausnahmsweise  Belastung  desselben  be- 
gründen sollte.* 


Fünftes  Gapitel. 

D.  Das  Steuerrecht. 

1.  Das  Steuerrecht  des  States  wird  nur  sehr  mangelhaft 
erkannt,  wenn  die  Steuer  nur  als  „Vergütung  für  den  Genusz 
der  Öffentlichen  Anstalten*^  *  von  Seite  der  Privaten  betrachtet 
wird.  Es  ist  das  eine  privatrechtliche  Auffassung  des- 
selben, wie  sie  wohl  im  Mittelalter  gang  und  gäbe  war,  aber 
ungenügend  für  das  moderne  Statsrecht.    Dieses  geht  vielmehr 

^  Vgl.  über  daa  ganze  Gapitel   besonders  Rau,  Finaniwissensoh.  I, 
8§-  227  ff. 

^  Schmittheuner,  allg.  8tut«reoht,  S.  356. 
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auch  hier  von  dem  State  aas,  und  erkennt  das  Recht  zu  be«* 
steuern  als  Steuerhoheit  des  States,  und  die  Pflicht  der 
Statsangehörigen  zu  steuern  als  eine  aus  der  Unterordnung 
jener  unter  die  Gesammtheit  entspringende  Bürgerpflicht. 
Da  die  Existenz  des  Stats  der  äuszerlichen,  also  auch  der 
Vermögensexistenz  der  PriTaten  übergeordnet  ist,  so  folgt  da- 
raus das  Becht  des  Stats,  in  ähnlicher  Weise,  wie  er  um 
seiner  Sicherheit  willen  die  persönlichen  Kräfte  der  ünter- 
thanen  in  Anspruch  nimmt,  auch  da,  wo  die  Erfüllung 
seiner  öffentlichen  Bestimmung  es  erfordert,  das 
Vermögen  derselben  zur  Hülfe  herbeizuziehen.  Das  Ver- 
mögen der  Privaten  gehört  freilich  diesen  an,  und  keineswegs, 
auch  mittelbar  nicht  dem  State.  Der  Stat  hat  auch  die  Auf- 
gabe, das  Frivatvermögen  wie  alles  Privatrecht  zu  schützen, 
nicht  das  Becht,  dasselbe  beliebig  zu  zerstören  oder  auftu- 
zehren.  Aber  das  Privatrecht  ist  der  Hoheit  des  Statsrechts 
unterworfen,  und  wo  das  Bedürfnisz  des  Ganzen  es  nöthig 
macht,  müssen  auch  die  Einzelnen  dasselbe  befriedigen  helfen, 
weil  sie  und  soweit  sie  dem  Ganzen  untergeordnet  sind.  Die 
privatrechtliche  Vorstellung  des  Mittelalters,  dasz  die  Steuer 
auf  dem  freien  Willen  der  Pflichtigen  beruhe,  ist  somit  in  dem 
vollkommenen  Statsrechte  nicht  mehr  haltbar.  Sie  ist  ver- 
drängt worden  durch  den  Grundsatz  der  öffentlich-rechtlichen 
Steuerpflicht.  ^ 

2.    Schon  aus   der  Begründung   des  Besteuerungsrechtes 
folgt  der  Grundsatz  der  Allgemeinheit  der  Steuerpflicht; ^ 

'  Eine  Steuer,  welche  erhoben  würde,  um  einielne  Privaten  bu  be- 
reichem,  oder  welche  den  Beichen  auferlegt  würde,  um  das  Geld  unter 
die  Aermeren  zu  yertheilen,  ist  demnach  princip widrig.  Ein  merkwür- 
diges Beispiel   der   letztem  Art   bei  Blumer   Schweiz.  Demokratien  11, 

§.  147. 

>  Deutscher  Reichsabschied  y.  1543,  §.  42:  „und  soU  in  sol- 
cher Anlage  niemand  ausgeBohloseen  sein  noch  verschonet  werden.  Doch 
sollen  die  Obrigkeiten  —  insonderheit  den  gemeinen  Mann,  so  viel  mög^ 
lieh  vor  andern  nicht  besohweren,  sondern  nach  eines  jeden  Yermögen 
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d«Dn  die  Hoheit  des  Stats  breitet  sich  beherrschend  aus  über 
das  ganze  Volk,  nicht  blosz  Ober  einzelne  Classen  desselben. 
Wenn  im  Mittelalter  die  Ritterschaft  den  Yorzng  der  Steuer- 
freiheit genosz,  80  erklärte  sich  diese  Ausnahme  daraus,  dasz 
die  damaligen  Steuern  Yorzugsireise  Eriegssteuem  waren,  und 
auf  dem  Bitterstande  hinwieder  fast  ausschlieszlich  die  per- 
sönliche Eriegspflicht  lastete.  Die  einen  halfen  so  dem  Stat 
mit  ihrem  Gut,  die  andern  mit  ihrem  Blut.^  Der  Stat  ist 
aber  jederzeit  berechtigt,  auch  da  wo  einzelne  Classen  Steuer- 
freiheit hergebracht  haben,  die  Bechtsregel  herzustellen,  und 
von  Allen  Steuer  zu  verlangen. 

Es  kann  auch  Niemand  sich  aus  dem  Grunde  der  Steuer 
entziehen,  dasz  er  behauptet  keinen  Theil  zu  haben  an  den 
Genüssen  der  öffentlichen  Anstalten,  noch  Theil  haben  zu 
wollen,  und  auf  den  Statsschatz  verzichtet,  seiner  eigenen 
Kraft  vertrauend,  es  wäre  denn,  dasz  er  das  Statsgebiet  ver- 
lassen und  die  Statsangehörigkeit  völlig  aufgeben  würde. 
Denn  es  gibt  in  dem  Statsgebiete  weder  Personen  noch  Ver- 


Gleichheit  haben.**  l^ordamerikanisohe  Yerf.  1,8:  i,Der  Congresz 
bat  das  Recht,  Taxen,  Abgaben,  Atiflagen  und  Aecise  aufzulegen;  — 
aber  alle  Abgaben,  Auflagen  und  die  Aeoige  mfUsen  in  den  gesammten 
Vereinigten  Staten  gleichförmig  sein.**  Bayerische  lY,  §.  13:  ^Die 
Theilnahme  an  den  Statslasten  ist  für  alle  Einwohner  des  Reichs  allge- 
mein,  ohne  Ausnahme  irgend  eines  Standes,  und  ohne  Rücksicht  auf 
Tormals  bestandene  besondere  Befreiungen.*^  Hollftndisohe  §.  172: 
^  Keine  Priyilegien  können  in  Beiug  auf  Auflagen  yerliehen  werden.  ** 
Belgische  §.  112:  „Kein  Privilegium  kann  in  Betreff  der  Auflagen 
eingeführt  werden.  Eine  Befreiung  oder  Kachlasz  Ton  einer  Auflage 
kann  nur  durch  ein  Gesetz  eingeführt  werden.^  Preuszisohe  §.  101: 
„In  Betreff  der  Steuern  können  Beyorzugungen  nieht  eingeführt  werden.^ 

*  Ueber  die  früheren  YerhUtnisse  der  Steuerfreiheit  der  deutschen 
Ritterschaft  TgL  Zachariä  D.  St.  R.  III,  S.  144  ff.  Auch  die  Geist- 
lichkeit nahm  im  Mittelalter  Steuerfreiheit  für  ihre  Güter  in  Anspruch, 
und  berief  sich  dabei  auf  ein  angebliches  göttliches  Reeht.  Die  Auf- 
hebung dieser  Priyilegien  kann  durch  die  Gesetzgebung  rerordnet  wer- 
den, ohne  Entschftdigung,  denn  sie  sind  kein  Priyatrecht,  so  wenig  a^ 
,die  Steuerpflicht  einen  priyatrechtliehen  Charakter  hat. 
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mögen,  die  nicht  der  Statsherrschaft  unterworfen  w&ren,  und 
au/  dieser,  nicht  auf  dem  Ersatz  der  Yortheile  der  Stateord- 
nung, an  denen  freilich  Alle  auch  Theil  haben,  beruht  die 
Steuerp^icht. 

Von  Hechtes  wegen  ist  einzig  Ton  der  Steuerpflicht  aus- 
genommen, insoweit  derselbe  nicht  zugleich  als  Privateigen- 
thOmer  erscheint,  der  Monarch,  weil  er  die  Statsherrschaft 
repräsentirt.  Dagegen  können  die  Mitglieder  der  Dynastie 
nicht  auch  ein  Recht  der  Steuerfreiheit  behaupten,  da  sie  im- 
merhin Unterthanen  des  States  sind.  Stiftungen  für  Zwecke 
öffentlicher  Wohlfahrt  können  darum ^  ohne  das  Princip  au 
verletzen,  von  der  Steuerpflicht  befreit  werden,  weil  ihre  Ein- 
kflnfte  ohnehin  öffentlichen  Zwecken  dienen,  daher  die  Besteu- 
erung zu  Gunsten  der  Statscasse,  die  auch  nur  um  der  öffent- 
lichen Wohlfahrt  willen  besteht,  jene  dem  Wesen  nach  gleich- 
artige Verwendung  beeinträchtigt« 

3.  Gleichmäszigkeit  derSteuer  ist  ein  ferneres  Princip 
des  natürlichen  Statsrechts.  Sie  ist  in  der  That  eine  Forde- 
rung der  statlichen  Gerechtigkeit,  welche  von  Allen  Steuer- 
beiträge fordert,  und  nicht  die  einen  Classen  vor  den  andern 
willkürlich  begünstigen  noch  drücken  darf. 

Die  wahre  Gleichheit  ist  aber  nicht  eine  quantitative, 
so  dasz  auf  alle  zu  dem  State  gehörigen  Personen  ein  glei- 
ches Steuerquantum  verlegt,  mithin  alle  Steuer  zur 
Kopfsteuer  würde,  sondern  die  verhältniszmäszige 
Gleichheit,  welche  unter  verschiedenen  Voraussetzungen  auch 
verschiedene,  jenen  entsprechende  Beiträge  fordert.  Diese 
Verhältniszmäszigkeit  näher  zu  erkennen  und  zu  bestimmen, 
und  nach  ihr  das  Steuersystem  zu  regeln,  ist  freilich  äuszerst 
schwierig,  und  wird  sich  immer  nur  annähernd  an  die  realen 
Verhältnisse  ermitteln  und  ordnen  lassen.  Das  Streben  nach 
diesem  Ziele  aber  ist  Aufgabe  und  Pflicht  der  Finanz-  und 
Statsmänner.  Man  hat  in  dieser  Beziehung  häufig  in  neuerer 
Zeit  allgemeine  Grundsätze  behauptet,  die  nur  theilweise  wahr 
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sind,  und  wie  in  den  übrigen  Zweigen  des  Statsrechts,  so  hat 
auch  hier  der  moderne  Hang  zur  Abstraction  zu  einseitiger 
üebertreibung  verleitet,  den  Widerspruch  zwischen  Theorie  und 
Praxis  zu  schroffer  Feindseligkeit  gereizt,  und  mancherlei  uu- 
zuUssige  Forderungen  der  Privaten  hervorgerufen.  Es  ver- 
hält sich  damit  ganz  so,  wie  mit  der  politischen  Rechts* 
gleichheit. 

So  ist  ^  es  voraus  zu  einem  beliebten  Satze  in  neuerer  Zeit 
geworden,  die  Steuern  müssen  sämmtlich  nach  der  in  den 
Vermögensumständen  der  Einzelnen  begründeten 
Beitragsffthigkeit  angelegt  werden/  Die Consequenz  dieses 
Ofundsatzes  würde  dahin  führen,  dasz  alle  Steuern  zur  Ver- 
mögens- oder  Einkommensteuer  werden,  und  gerade  die 
einträglichsten  und  die  am  wenigsten  drückenden  Steuern  auf- 
gegeben werden  müszten.  Kein  moderner  Stat  könnte,  wollte 
er  seine  Bestimmung  erfüllen,  diesen  Grundsatz  ausführen,  und 
doch  wird  er  als  ein  in  der  Gerechtigkeit  begründeter,  somit 
statlich  nothwendiger  verfochten.  Diese  Erscheinung  ist  um 
so  auffallender,  wenn  man  sich  erinnert,  dasz  in  unserer  Zeit 
die  nämliche  Statslehre,  welche  bei  Zuerkennung  der  politi- 
schen Rechte  die  männliche  Bevölkerung  nur  zählt,  und 
jedem  Kopf  gleich  viel  politische  Rechte  zumiszt,  mit  Bezug 
auf  die  Steuerpflicht  auf  einmal  von  solcher  Gleichheit 
nichts  mehr  wissen  will,  sondern  diese  je  nach  der  Grösze  der 
Privateinkünfte  steigert,  somit  Rechte  und  Pflichten  nach 
zwei  entgegengesetzten  Grundsätzen  bestimmt.  Dieser  innere 
Widerspruch  in  dem  Princip  selbst  ist  wohl  eine  hinreichende 
Veranlassung  jenen  Grundsatz  näher  zu  prüfen,  auch  wenn  man 
die  aus  der  Unausführbarkeit  desselben  im  practischen  Leben 
sich  ergebenden  Bedenken  miszachten  wollte. 

Das  freilich  versteht  sich  von  selbst,  dasz  wo  keine 
Steuer fähigkeit   ist,   auch   die  Steuerpflicht   ruhen    musz. 

*  Es  ist  das  auch  von  Rau  geächelien.    Finanz wiss.  I,  S.  346  ff. 
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Wo  Nichts  ist,  kann  Nichts  geholt  werden,  da  hat  nach  dem 
Sprichwort  «auch  der  Kaiser  sein  Recht  verloren.*  Aber  es 
ist  ein  Irrthum,  aus  der  nothwendigen  Yoratssetzung  der 
Steuerfähigkeit  zu  folgern,  dasz  die  Steuerpflicht  ausschliesz- 
lich  nach  dem  höhern  oder  geringeren  Masze  der  Steuer- 
fähigkeit  zu  messen  sei.® 

Ebenso  ist  es  gewisz,  dasz  die  Steuerpflicht  immer  auf 
Personen  haftet,  welche  Privatvermögen  haben,  alsQ  auch  Pri- 
vatpersonen sind.  Die  Annahme  daher,  dasz  die  Steuer 
voraus  von  dem  «Societäts vermögen*  erhoben  werde, ^  ist 
eine  Fiction,  welche,  obwohl  in  ihr  ein  Element  von  Wahrhdt 
enthalten  ist,  der  Kritik  der  Jurisprudenz  nicht  Stand  ht}t, 
denn  es  gibt  kein  Gesammtsubject  dieses  Societätsvermögens, 
welches  als  steuerpflichtig  bezeichnet  werden  könnte;  vielmehr 
sind  es  bei  allen  Steuerarten  immer  einzelne  Privaten,  welche 
von   denselben  betroffen   werden.    Aber  daraus  folgt  wieder 

*  Bau  a.  a.  O.  II,  S.  352  hat  daher  dem  Orundsati,  «dass  die 
Steuern  so  viel  als  mSglioh  nach  dem  Yerhftltnisz  des  Einkommens  rer- 
theilt  werden  müssen,**  der  nur  eine  relative  Wahrheit  hat,  eine  zu  aus- 
gedehnte Geltung  für  das  ganze  Btenersystem  zugeschrieben.  Neuerlich 
hat  Schftffle  in  einer  Abhandlung  „Mensch  und  Gut  in  der  Volks- 
wirthschaft"  (Deutsche  Yierteljahresschrift  1862)  die  aosschlieszliohe 
Geltung  des  Princips  der  Besteuerung  nach  dem  Reineinkommen  aus 
dem  Grunde  bekftmpft,  dasz  das  Reineinkommen  nur  ein  Maszstab  sei, 
um  die  oapitalisirende  Seite  der  wirthschaftliohen  Persftnliohkeit  zu  be- 
messen, dasz  aber  damit  nicht  die  ganze  wirthschaftliche  Persönlichkeit 
erkannt  und  betroffen  werde.  Es  komme  auch  jede  andere  Yerwendung 
des  Termdgens  in  Betracht,  insbesondere  neben  der  Yerwendung  zum 
Gewinn  auch  die  zum  Genusz.  Der  Mensch  lebt  nicht,  um  Geld  zu  ge- 
winnen, sondern  er  macht  Geld,  um  besser  (genuszreicher  im  beszten 
Sinne)  zu  leben.  Der  höchste  und  edelste  Reichthum  ist  nicht  mehr 
auf  neuen  Gewinn  angelegt,  sondern  er  yerwendet  die  Früchte  seiner 
Capitalien  zum  Genusz  (eigenem  und  fremdem  Mitgenusz).  Mit  der  in- 
tensiven Cultur  nehmen  die  Profite  ab,  aber  keineswegs  die  Stouerkraft 
der  Nation.  Das  eigentliche .  Subject  der  Besteuerung  ist  die  Person 
(nicht  das  Vermögen),  die  Person  in  ihrer  Vermögenskraft. 

*  Stahl,  welcher  auch  in  dieser  Lehre  wesentliche  Dinge  berichtigt 
hat,  iftt  dieser  Fiction  zu  sehr  zugethan.    Statslehrc  II,  S.  420  ff. 
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nicht,  dasz  die  Steuerpflicht  eine  privatrechtliche  Beschwerde 
und  lediglich  nach  den  Privatyerh&ltnissen  der  Einzelnen  zu 
ordnen  sei.  Vielmehr  musz  auch  sie,  wie  alles  öffentliche  Becht, 
▼on  dem  Ganzen,  yon  dem  State  aus  bestimmt  werden. 

Als  Hauptverh&ltnisse  kommen  in  Betracht: 

a)  Die  Beziehungen  der  Privatwirthschaft  zur  Na- 
tionalwirthschaft.  Es  ist  des  States  durchaus  würdig, 
voraus  die  Gesundheit  und  das  Wachsthum  der  letztem  im 
Auge  zu  haben.  Kann  er  durch  die  Einrichtung  der  Steuern 
die  Yermögenskräfte  der  Nation  stärken,  so  wird  eine  solche 
Steuer  einen  doppelten  Zweck  erföllen,  sie  wird  die  Statscasse 
bereichem  und  zugleich  den  gemeinen  Privatwohlstand  heben. 
Immer  aber  musz  der  Stat  die  Steuer  so  ordnen,  dasz  sie  nicht 
die  Yermögenskräfte  der  Nation  oder  der  Einzelnen  schädigt 
oder  aufzehrt.  Es  sind  das  Rücksichten,  welche  vorzüglich 
in  dem  Zollsystem  zur  Anwendung  kommen,  und  welche  die 
Zölle  zu  einer  der  statlich  besten  Einnahmsquellen  machen. 

Von  dieser  Betrachtung  aus  werden  denn  auch  die  Re- 
galien, inwiefern  sie  in  neuerer  Zeit  sich  dem  Charakter  der 
Steuern  nahem,  ihre  Begründung  erhalten  und  zu  ordnen  sein, 
denn  es  gibt  allerdings  gewisses  Vermögen,  welches  seiner 
äuszern  Natur  nach  vorzugsweise  zu  der  Gesammtheit  hin  gra-. 
vitirt,  daher  in  dem  Steuerwesen  des  Stats  auch  einen  hervor- 
ragenden Platz  einnimmt. 

In  all  diesen  Fällen  kann  durchaus  keine  Gleichheit 
weder  in  dem  Sinne  bestimmt  werden,  dasz  Jeder  überhaupt 
gleich  viel  Steuer  entrichte,  denn  die  einen  verkaufen  oder 
consumiren  mehr  zollbare  Gegenstände  als  die  andem,  müssen 
daher,  sei  es  von  Anfang  an  und  vorschuszweise ,  sei  es  dem 
Erfolge  nach,  mehr  beitragen  als  die  andem,  noch  dasz  jeder 
nach  Verhältnisz  seiner  Vermögensumstände  gleich 
belastet  werde.  Man  hat  zwar  oft  schon  das  letztere  behauptet 
und  aus  dem  Grunde  diese  Steuerart  zu  vertheidigen  unter- 
nommen, dasz  mindestens  annähemd  das  Masz  der  Steuer  je 
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nach  dem  gröszeren  oder  geringeren  Vermögen  steige  oder 
falle.  Das  ist  aber  augenscheinlich  nicht  wahr,  und  zwar 
keineswegs  nur  dann  nicht,  wenn  man  die  zunächst  steuer- 
pflichtige Classe  der  Fabricanten  und  Eaufleute,  welche  die 
zoUbaren  Waaren  ein-  oder  ausführen,  im  Auge  hat,  sondern 
auch  dann  nicht,  wenn  man  annimmt,  dasz  jene  zwar  direct, 
indirect  aber  zu  gröszerem  Theile  die  Gonsumenten  davon  be- 
troffen werden.  Der  Verbrauch  Ton  Golonialwaaren  z.  B.  in 
Deutschland  steigert  sich  keineswegs  im  Verhftltniaz  der  Stei- 
gerung des  Vermögens  der  einzelnen  Gonsumenten. 

Die  Gleichmäszigkeit  dieser  Steuern  ist  denmach  eine 
wesentlich  objective.  Je  mehr  Waaren,  oder  je  schwe- 
rer die  Waaren,  welche  die  Zolllinien  durchschneiden,  desto 
mehr  Zoll  wird  davon  zu  Öffentlichen  Zwecken  bezogen.  Dar- 
nach richtet  sich  das  Steuerquantum  und  die  Steuerpflicht  des 
Vertreters  *  dieser  Waaren  im  einzelnen  Fall.  Der  Steueran- 
satz aber  wird  voraus  nach  nationalwirthschaftlichen  Rflck- 
sichten  bestimmt. 

b)  Das  Verhältnisz  des  Genusses,  welcher  wieder  nicht 
in  demselben  Masze  wächst  oder  sich  vermindert  wie  das  Ver- 
mögen der  Einzelnen  steigt  oder  fällt,  obwohl  allerdings  auch 
eine  gewisse  Wechselbeziehung  der  beiden  Verhältnisse  statt- 
findet. Denn  es  gibt  manche  Reiche,  die  sehr  wenig  geni^zen, 
und  viele  Unbemittelte,  die  viel  genieszen;  und  es  gibt,  was 
wichtiger  ist,  eine  Menge  von  Genüssen,  die  ziemlich  gleich- 
mäszig  ohne  Bücksicht  auf  das  Vermögen  über  die  grosze 
Menge  der  Privaten  verbreitet  sind.  Die  Finanzmänner  haben 
es  aber  von  jeher  verstanden,  vorzüglich  auf  die  letztere  Gat- 
tung von  Genüssen  zu  achten,  und  sich  um  die  selteneren, 
daher  auch  weniger  einträglichen  Hochgenüsse  je  der  Reichem 
minder  zu  kümmern.  Dieser  Zug  der  Steuer  zu  der  Massen- 
haftigkeit  des  Genusses,  woraus  die  sogenannten  Verbrauchs- 
oder  Consumtionssteuern    entstanden    sind,^   wäre    eine 

'  Sie  sind  seit  dem  XIV.  Jahrhundert  unter  dem  Namen:  „aocise,** 


Fünftes  Capitel.     D.  Das  Stenerrecht.  417 

schreiende  Ungerechtigkeit,  wtirde  die  Steuerpfiicht  sich  nach 
den  Einkünften  der  Privaten  jederzeit  richten  müssen.  Wenn 
man  dagegen  des  statsrechtlichen  Charakters  der  Steuer  sich 
bewnszt  geworden  ist,  und  erkannt  hat,  dasz  dieselbe  voraus 
von  dem  Standpunkte  des  Ganzen  aus  zu  ordnen  ist,  so  ver- 
schwindet jener  privatrechtliche  Schein  des  Unrechts  und  es 
erscheint  natürlich,  dasz  der  Stat,  welcher  das  gesammte  Volk 
und  in  ihm  alle  Einzelnen  in  ihren  Genüssen  schützt  und  ihre 
Wohlfahrt  fördert,  berechtigt  sei,  die  Beitragspflicht  derselben 
zu  gutem  Theile  auch  nach  den  Genüssen  zu  regeln,  an  wel- 
chen sie  massenhaft  betheiligt  sind. 

c)  Das  Yerhältnisz  des  Vermögens  kommt  ebenfalls,  nur 
nicht  ausschlieszlich  in  Betracht,  das  Yermögen  als  ökonomische 
und  sichtbare  d.  h«  äuszerlich  erkennbare  Erwerbskraft  der 
Einzelnen  gedacht.  Die  Ausmittlung  derselben  ist  freilich 
schwierig.  Wollte  man  die  individuelle  Arbeitskraft  messen 
und  als  Maszstab  benutzen,  so  wäre  das  ebenso  unmöglich  als 
dem  Wesen  des  menschlichen  Rechts,  welches  eine  leibliche 
Ordnung  ist,  widersprechend.  Man  musz  sich  daher  an  die 
wahrnehmbaren  objectiven  Gegensätze  halten. 

Da  wird  denn  vorerst  eine  gewisse  Gleichheit  aller 
efwachsenen  Menschen,  oder  wenigstens  der  männlichen,  ohne- 
hin dem  State  unmittelbarer  verbundenen  Bevölkerung  sichtbar, 
indem  die  Menschen  und  vorzüglich  die  Männer  als  solche 
schon  ein  gemeinsames  Masz  von  natürlicher  Arbeits-,  bezie- 
hungsweise Yermögenskraft  haben.  Es  ist  daher  die  Kopf- 
steuer keineswegs  so  ungerecht,  wie  man  oft  vermeint.  Wenn 
nur  der  Stat  seine  Pflicht  erfüllt,  dasz  jeder  seine  Kräfte  auch 
zum  Erwerb  benutzea  kann,  so  darf  er  wohl  von  Jedermann 
schon  um  deszwillen  eine  gleiche  Beisteuer  verlangen,  ohne 
das  Princip  der  Gerechtigkeit  zu  verletzen.  Bei  der  Ausbil- 
dung der  Zölle  und  Verbrauchsteuern  in  neuerer  Zeit  aber, 

Umgeld,  Ungeld  u.  i.  f.  aufgekommen.    Vgl.  Unger,  Gesoh*  der  Land- 
stftnde  U,  8.  417. 

B 1  a  n  t  N  0  b  1 1 ,  allfrom«ine8  Stattreoht.    II.  2  7 


418  Zehntes  Baoh.    Die  Wirtbiehaftspflege. 

die  ohnehin  die  Masse  treffen,  und  dieselbe  weniger  drflcken, 
obwohl  die  Gesammtsumme  der  Bekstnng  grOszer  ist,  als 
die  Kopfsteuer  des  römischen  Kaiserreiches  betragen  hatte, 
ist  mit  Becht  diese  Steuer  in  den  neuem  Staten  aufgegeben 
worden. 

Es  wird  aber  auch  die  Verschiedenheit  des  Vermö- 
gens* deutlich,  und  auf  dieser  Wahrnehmung  beruhen  nun 
eine  Reihe  von  Steuern,  welche  je  nach  den  verschiedenen 
Arten  und  Abstufungen  des  Privatvermögens  verlegt 
werden.  Von  der  Art  sind  die  Grundsteuer,  die  Oapital- 
steuer,   die  Oewerbsteuer,  Einkommensteuer  u.  s.  f. 

Man  hat  sich  oft  darüber  gestritten,  ob  eine  progres- 
sive Vermögens-  oder  Einkommensteuer,  für  deren  Glassen 
nicht  mit  der  Zunahme  des  Vermögens  oder  Einkommens  in 
gleichen  Procenten  die  Steuer  erhöht  wird,  sondern  in  stftr- 
kem  Proportionen  steigt,  sich  mtt  dem  Princip  der  Bechts- 
gleichheit  vertrage.  Würde  die  Steuer  lediglich  nach  privat- 
rechtlichen Gründen  dem  Privatvermögen  als  eine  Last  ob- 
liegen, so  müszte  dieselbe  durchaus  als  widerrechtlich  erscheinen, 
denn  dann  wäre  der  einzig  natürliche  Grundsatz  der:  „Soviel 
Privatvermögen,  so  viel  Steuerprocente.  "^  Wenn  man  aber  von 
dem  Rechte  des  Stats  ausgeht,  das  Vermögen  der  Privaten 
je  nach  der  ihnen  inwohnenden  Erwerbs-  und  Steuerkraft  zu 
messen,  so  läszt  sich  nicht  ebenso  unbedingt  eine  Einrichtung 
verwerfen,  welche  nicht  blosz  zählt,  sondern  auch  wägt,  d.  h. 
insofern  ihr  die  Productions-  und  Tragkraft  in  stärkeren  Ver- 
hältnissen zuzunehmen  scheint,  auch  dieses  Waohsthum  in  An- 
schlag bringt.  Nur  allerdings  liegt  hier  die  Gefahr  des  Misz- 
brauchs  und  willkürlicher  Ueberspannung ,  welche  hinwieder 
andere  und  gröszere  üebel  nach  sich  ziehen  kann,  z.  B.  Reizung 

*  Zuerst  wurde  eine  Vermögenssteuer  (ron  einem  halben  Qnlden 
von  1(H)  Gulden)  im  Jahr  1427  sn  Florenz  eingeführt  und  ,.Kata8trum'* 
genannt.  Vgl.  y.  Lerchen feld,  das  englische  Einkommensteuergesetz. 
Manchen  1853. 
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despotischer  Habsacht  oder  oommanistischer  Gier,  Beunrnhi- 
gong  des  Privateigenthums,  Lähmung  der  groszen  Industrie,  so 
nahe,  dasz  der  Statsmann  nur  mit  groszer  Torsicht  diesen 
schlüpfrigen  Boden  betreten  wird.  Verwandte  Gefahren  erheben 
sich  übrigens  gegen  das  System  einer  allgemeinen  Yermögens- 
ond  Einkommenssteuer  überhaupt. 

Man  pflegt  die  beiden  ersten  Gattungen  der  Steuern  in- 
directe,  die  dritte  directe  Steuern  zu  nennen,  weil  die 
ersteren  nicht  unmittelbar  von  den  Personen  bezogen  werden, 
auf  welche  am  Ende  die  Steuerlast  fällt,  sondern  von  andern 
gleichsam  vorschuszweise,  die  letztern  dagegen  von  dem  State 
den  Einzelnen  unmittelbar  auferlegt  werden,  welche  in  Anspruch 
genommen  werden  sollen.  Das  Botteck'sche  Statsrecht  erklärt 
die  indirecten  Steuern  sämmtlich  far  »ewig  verwerflich^,  und 
obwohl  die  Nationalökonomen  denselben  günstiger  sind  und  die 
Finanzmänner  ihrer  nicht  entbehren  können,  so  hat  doch  die 
,  privatrechtliche  Statslehre''  sich  fortwährend  gegen  dasPrincip 
der  indirecten  Steuern  als  ein  ungerechtes  erklärt.  Dadurch 
ist  auch  in  das  Finanzsystem,  auf  welches  jene  Bechtsansich- 
ten  immerhin  vielfach  eingewirkt  haben,  Verwirrung  und  Un- 
sicherheit gekommen.  Erkennt  man  aber  den  stats rechtli- 
chen Charakter  der  Steuern,  so  erscheinen  die  indirecten 
Steuern  umgekehrt  als  die  natürlichen,  und  die  directen 
dienen  mehr  zur  Ergänzung  jener,  als  dasz  sie  zur  Kegel, 
jene  zur  Ausnahme  würden. 

Es  ist  übrigens  einleuchtend,  dasz  auf  die  wirkliche  An- 
ordnung der  Steuern  wirthschaftliche  Grundsätze  und  Wahr- 
nehmungen noch  gröszern  Einflusz  haben,  als  die  Bechtsgrund- 
sätze.    Letztere  sind  Schranken,  die  von  der  Statswirthscbaft 

« 

beachtet  werden  müssen,  diese  selbst  aber  musz  innerhalb 
dieser  Schranken  ihrem  eigenen  Geiste  folgen,  und  das  Zweck- 
mäszige  auffinden  und  durchführen. 


27 
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Sechstes  Gapitel. 

E.  Der  Siaisoredit. 

1.  Wenn  die  Einnahmen  des  States  nicht  zureichen,  um 
die  Ausgaben  zu  decken,  und  überwiegende  Gründe  vorhanden 
sind,  um  die  Steuerkraft  des  Volkes  nicht  höher  oder  nicht 
so  hoch  zu  spannen,  dasz  die  Mindereinnahme  dadurch  gedeckt 
wird,  so  steht  dem  State  noch  das  Recht  zu,  Statsschulden 
zu  contrahiren.  Thut  er  das,  so  ladet  er  den  folgenden  Ge- 
schlechtem eine  um  so  gröszere  Steuerlast  auf,  erleichtert  aber 
die  gegenwärtige  Bevölkerung,  welche  vielleicht  auszer  Stand 
wäre,  sofort  den  ganzen  Ausfall  durch  Steuern  zu  ersetzen. 
DerStat  hat  unzweifelhaft  das  Recht,  seinen  Credit  zu  seiner 
Bettung  oder  zu  seiner  Wohlfahrt  zu  benützen  und  Darlehen 
aufzunehmen,  wie  der  Privatmann  es  hat.  Seine  Lage  ist 
günstiger,  als  die  des  Privaten,  da  sein  Credit  keineswegs 
blosz,  wie  gewöhnlich  der  der  Privaten,  durch  das  verwend- 
bare active  Capitalvermögen  bedingt  ist,  sondern  um  der  dem 
State  zustehenden  Steuerhoheit  willen,  welche  wenigstens  die 
fortdauernde  Verzinsung  der  Statsschulden  sichert,  sich  über 
das  ganze  Vermögen  der  Nation  ausbreitet  und  in  diesem  seine 
Wurzeln  hat.  Der  Statscredit  beruht  in  Wahrheit  mehr  auf 
der  Macht  des  Stats  und  auf  dem  Vertrauen,  welches  die  öffent- 
liche Meinung  dem  rechtlichen  Charakter  seiner  Leitung  zu- 
wendet, als  auf  irgend  einer  Bealsicherheit,  die  er  zu  bestellen 
vermöchte.  Das  Schuldenmachen  ist  dem  State  um  so  mehr 
erleichtert  worden,  je  weniger  Werth  oft  die  Gläubiger  dar- 
auf zu  legen  pflegten,  dasz  der  Stat  selbst  je  das  entlehnte 
Capital  zurückzahle.  Hatten  sie  eine  gesicherte  Rente  —  und 
diese  zu  bezahlen  fiel  dem  State  nicht  sehr  schwer,  da  er 
durch  Steuern  die  Zinsen  aufbringen  konnte  —  so  hatte  ihre 
Forderung  doch  im  Verkehr  einen  Capitalwerth,  der  frei- 
lich den  Schwankungen   des  Credits  ausgesetzt  war,   aber  bei 
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einigermaszen  guter  Finanzwirthschaft  nur  wenig  unter  die 
ursprüngliche  Darlehenssumme  sank,  unter  günstigen  Verhält- 
nissen diese  fiberstieg. 

Diese  Leichtigkeit,  Schulden  zu  machen,  hat  indessen 
neuere  Staten  verleitet,  den  Statscredit  flbermftszig  auszubeuten 
und  Schuldenlasten  aufzuhäufen,^  welche  die  Statswirthschaft 
in  einen  überspannten  Zustand  versetzen,  und  neuen  Kraftauf- 
wand in  künftiger  Noth  fast  unmöglich  machen.    Die  ordent- 

*  Im  Jahre  1739  noch  betrag  die  englisohe  Nationalsohuld  nicht 
vSllig  47  Millionen  Pf.  St.  Im  Jahre  1763  betrug  sie  sohon  146  Milli- 
onen, am  Sohlnsz  des  amerikaniBoben  Krieges  257  Millionen,  im  Jahre 
1817  am  Bchlnsz  der  napoleonischen  Gontinentalkriege  848,282,247  Pf. 
St. ,  im  Jahre  1861  wieder  805,07a  In  Frankreich  ist  die  Statsschuld 
von  5,838,002  Fr.  im  Jahre  1861  auf  9,334,012  Fr.  gestiegen.  Lord 
Bus 8 eil,  engl.  Yerf.  C.  29  bemerkt  darQber:  „unstreitig  wird  eineNa- 
tionalsohttld  eine  Zeit  lang  Ton  den  beszten  Wirkungen  sein.  Sie  be« 
fordert  den  lebhaften  Geldumlauf.  Sie  bringt  neue  Capitalisten  auf  den 
Markt,  welche  unternehmender  und  speculativer  sind  als  die  alten 
Grundbesitzer;  sie  nOthigt  den  Arbeiter  zu  grdszerer  Arbeitsamkeit  und 
veranlaszt  zugleich  gesteigerte  Nachfrage  nach  Arbeit  Wenn  aber  die 
Taxen  eine  gewisse  HOhe  erreicht  haben,  so  sind  die  Wirkungen  so 
ziemlich  ganz  entgegengesetzt.  Die  Preise  werden  den  Consumenten  so 
ungeheuer  gesteigert,  dasz  jeder  kluge  Mann  seine  Gonsumtion  ein- 
schränkt  und  weniger  arbeiten  Jäszt.  Der  gröszere  Theil  des  allge- 
meinen Landeseinkommens  wird  den  Händen  derjenigen  entzogen,  welche 
in  der  Lage  sind,  es  in  Ackerbau  und  Manufacturen  anzulegen,  und 
kommt  dagegen  in  die  HAnde  der  groszen  Kaufleute,  deren  Capital  den 
Markt  überschwemmt  und  nur  in  Gestalt  yon  hypotheoirten  Gapitalien 
auf  das  Land  zuriSckflieszt.  Auf  diese  Weise  entsteht  frühzeitig  der 
grOszte  Geldmangel  in  einigen  und  der  gröäzte  Ueberflusz  in  andern 
Gegenden.  So  wirkt  eine  grosze  Nationalschuld  auf  die  Einzelnen.  Sie 
schwächt  und  erschöpft  aber  auch  die  Hülfsquellen  des  Stats.  Die 
Kostbarkeit  früherer  Kriege  macht  es  der  Kation  schwer,  Taxen  für  die 
Vertheidigung  in  der  Gegenwart  aufzubringen."  Jedes  MiszyerhUtnisz 
zwischen  Steuerkraft  der  Nation  und  Statsschuld  rächt  sich  schwer.  Die 
Republik  Venedig  und  die  alte  Monarchie  Ton  Frankreich  erlagen 
um  so  eher  den  äuszern  und  Innern  politischen  Verwicklungen,  weil  ihr 
Statsschuldenwesen  in  Zerrüttung  gekonmien  war;  und  in  unsern  Tagen 
wird  Oesterreich  trotz  aller  Anstrengungen  nicht  wieder  zu  vollen 
Kräften  gelangen,  wenn  es  ihm  nicht  gelingt,  den  gestOrten  finanziellen 
Credit  herzustellea. 
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liehen  Ausgaben  des  Stats  dürfen  bei  gesunder  Finanzwirth- 
schafl  niemals  durch  Anleihen  gedeckt,  sondern  müssen  durch 
ordentliche  Eiimahmen ,  insbesondere  Steuern  ausgeglichen 
werden.  Aber  die  auszerordentlichen  Ausgaben,  und  vor- 
züglich die  für  dauernde  Anstalten  dürfen  wohl  auf  eine 
längere  Anzahl  von  Jahren  vertheilt  und  mit  Hülfe  des  Stats« 
credits,  wenn  die  Ueberschüsse  der  ordentlichen  Einnahmen 
und  keine  andern  verfügbaren  auszerordentlichen  Einnahmen 
ausreichen,  durch  Anleihen  gedeckt  werden.  Es  ist  das  zweck- 
mäsziger,  als  eine  Ueberbürdung  der  gegenwärtigen  Qeneration 
mit  Steuern.  Manche  Verwendungen  der  Art,  wie  z.  B.  für 
Eisenbahnen  sind  nur  eine  Capitalanlage  des  Stats,  welche  der 
Statsschuld  das  Gleichgewicht  hält.  Andere  aber  erzeugen 
kein  werbendes  Statsvermögen,  aber  fördern  doch  die  gesunden 
Bedingungen  des  wirthschaftlichen  Gesammtlebens  oder  des 
öffentlichen  Lebens  überhaupt,  wie  z.  B.  auszerordentliche 
Wasserbauten,  Straszenanlagen,  Yerwaltungs-  und  Justizreformen. 
Sogar  die  Kriege  gehören  hieher,  welche  zum  Schutz  des  Stats 
oder  im  Interesse  seiner  Entwicklung  unternommen  werden. 
Es  wäre  unbillig,  wollte  man  mit  solchen  Ausgaben  die  ge- 
genwärtigen Steuerpflichtigen  allein  belasteu,  während  doch 
die  Verwendung  zum  Besten  der  folgenden  Geschlechter  ge- 
macht wird.* 

Indem  den  folgenden  Generationen  die  Aufgabe  mit  auf- 
erlegt wird,  geschieht  Niemandem  unrecht.  Aber  selbst  da 
ist  es  gut,  Masz  zu  halten,  da  der  Blick  in  die  Zukunft  un- 
sicher ist,  und  möglicher  Weise,  was  jetzt  vortheilhaft  scheint, 
später  viel  geringeren,  vielleicht  keinen  Werth  mehr  hat.  Wie 
viel  Vermögen  haben  z.  B.  die  Canäle  verschlungen,  die  an- 
fangs ganz  zweckmäszig  angelegt  schienen,  während  ihr  Nutzen 
im  Verfolg  durch  Eisenbahnen  sehr  bedeutend  vermindert  und 
ersetzt  worden  ist. 

'  Vgl.  den  Artikel  „Statosohuld**   Ton  A.  Wagner   in  Knntoohli's 
Deutschem  Stats  worter  buch. 
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2.  Der  Statscredit  wird  vorerst  benützt  in  vorzflglich 
statlich er  Form  durch  Emission  von  Stats-Papiergeld, 
d.  h.  von  bloszen  Werthzeichen  in  Papier,  welche  der  Stat  als  ge- 
setzliches Zahlungsmittel  in  Umlauf  bringt.  In  dieser  Gestalt 
kann  es  dem  State  gelingen,  ohne  momentane  Bedrückung  des 
Volkes  und  fast  ohne  Kosten  eine  erhebliche  Summe  Geldes 
flüssig  zu  machen,  die  zwar  unzweifelhaft  eine  ebenso  grosze 
Stats schuld  ist,  aber  trotzdem  nicht  verzinset  zu  werden 
braucht.  Solche  Vorzüge  sind  verlockend.  Aber  wenn  nicht 
strenges  Masz  gehalten  und  mit  groszer  Qewigsenhaftigkeit 
verfahren  wird,  so  gleitet  der  Credit  des  States  auf  der  schie- 
fen Fläche  mit  steigender  Schnelligkeit  dem  Abgrund  zu.  Die 
französischen  Assignaten  und  die  Schwindeleien  in  einzelnen 
nordamerikanischen  Staten  sind  eine  bleibende  Warnung, 
sich  vor  diesen  Abwegen  zu  hüten.  Man  kann  dem  State  das 
Recht  dazu  nicht  absprechen,  denn  sowohl  die  Benutzung  seines 
Gredits  als  die  Anordnung  der  gemeinen  Qeldverhältnisse  ge- 
bührt ihm;  und  auf  diesen  beiden  Momenten  beruht  das  Pa- 
piergeld, das  der  Stat  ausgibt.  Die  Gesetzgebung  thut  aber 
wohl  daran ,  die  Ausübung  dieses  Bechtes  so  zu  ordnen  und  so 
scharfer  Controle  zu  unterwerfen,  dasz  die  in  der  Natur  des 
Hülfsmittels  liegende  Lockung  nicht  zu  Maszregeln  verleitet, 
welche  die  gehofften  Vorzüge  durch  gröszem  realen  Schaden 
aufzehren.  So  lange  dafür  gesorgt  ist,  dasz  das  Papiergeld 
jederzeit  gegen  den  entsprechenden  Betrag  in  baares  Geld 
umgesetzt  werden  kann,  so  lange  ist  keine  Gefahr.^  Wenn 
diese  Möglichkeit  stockt,  dann  beginnt  der  Schaden. 

3.  Die  Form  der  gebotenen  Anleihen,  Zwangsan- 
leihen, Iftszt  sich  als  Regel  in  keiner  Weise,  als  ein  vor- 
übergehendes Nothmittel  nur  ausnahmsweise  durch  wirk- 
liche Noth  rechtfertigen.  Sie  widerspricht  schon  dem  Be- 
griffe des  Darlehens,    welches  auf  freiem   vertragsmäszigem 

'  Vgl.  besooders  A.  Wagner  Art.:  Papiergeld   im  D.  Stats  Wörter- 
buch. 
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Anvertrauen  einer  Geldsumme  beruht.  Der  Stat  ist  zwar  wohl 
berechtigt,  die  Statsbürger  zu  Beisteuern  im  öffentlichen  In- 
teresse anzuhalten,  aber  nicht  dazu,  ihm  Credit  zu  schenken, 
denn  dieser  gehört  dem  individuellen  Geistesleben  an  und  läszt 
sich  überall  niclit  mit  äuszerlichen  Geboten  erzwingen,  üeber- 
dem  ist  eine  Zwangsanleihe  auch  mit  dem  besten  Willen  nicht 
wohl  gerecht  zu  vertheilen,  wenn  nicht  der  freie  Wille  der 
Gemeinden  unterstützend  zu  Hülfe  kommt,  denn  die  Privaten 
können  nicht  je  nach  ihrem  Vermögen  im  gegebenen  Moment 
Capitalien  in  Geld  aufbringen  oder  entbehren,  und  doch  wird, 
da  es  sich  um  Capitalanlagen  liandelt,  die  Beitragsfähigkeit 
wesentlich  nach  dem  Capitalvermögen  gemessen  werden  müssen. 
Endlich  zerstört  der  Zwang  zum  Credit  den  noch  vorhandenen 
Rest  von  Credit,  dessen  der  Stat  genieszt,  denn  Jedermann 
sieht  in  demselben  ein  Bekenntnisz  des  Stats  selbst,  dasz  er 
keinen  freien  Credit  mehr  habe.* 

Nur  wenn  die  Noth  keinen  andern  Ausweg  mehr  läszt, 
wie  vorzüglich  in  Kriegszeiten,  so  darf  der  Stat  in  Folge  seiner 
Ausnahmsgewalt  das  Privatrecht  momentan  so  verletzen,  dasz 
er  vorschreibt,  was  Jeder  an  Vermögen  ihm  zu  leihen  habe, 
aber  auch  nur  dann  in  der  Weise,  dasz  er  sich  verpflichtet, 
das  Zwangsanlehen  möglichst  bald  entweder  in  ein  freiwilliges 
umzuwandeln  oder  sammt  Zinsen  zurückzuzahlen. 

4.  Die  regelmäszige  Benutzung  des  Statscredits  geschieht 
durch  freiwillige  und  verzinsliche  Anleihen  bei  Pri- 
vaten. Man  hat  in  neuerer  Zeit  zuweilen  auch  diese  Contra- 
hirung  als  einen  Act  der  politischen  Statsgewalt  bezeichnet,* 
und  daher  auch  viele  Statsschulden  dem  Privatrecht  zu  ent- 
ziehen und  für  unklagbar  zu  erklären  versucht.  Allein,  wie 
mir  scheint,  mit  Unrecht.  Der  Credit  freilich,  den  der  Stat 
benutzt,  ist  ein  öffentlicher,  und  wesentlich  auf  das  öffentliche 

*  lieber   eine  preuszische  ZwaDgsanleihe   in  der  Kriegsnoth  vgl. 
Steins  Leben  v.  Perts  II,  S.  55  ff. 

^  So  Schmittbenner,  Statsreoht,  S.  360. 
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Ansehen  und  die  Macht  des  States  basirt,  and  es  ist  ein  Act 
der  Statshoheitf  wenn  der  Stat  im  einzelnen  Fall  zur  Einge- 
hung von  Darlehensschulden  sich  entschlieszt.  Nur  kraft  der 
gesetzlichen  Ermächtigung  wird  die  Statsschuld  contrahiri 
Aber  das  Darlehen  selbst  ist  nicht  ein  Ausflusz  der  Stats- 
hoheit,  denn  die  Privaten,  welche  dem  State  ihre  Capitalien 
vorstrecken ,  sind  dazu  nicht  verpflichtet ,  und  das  Geschäft, 
welches  sie  abschlieszen ,  ist  ein  wesentlich  privatrecht- 
licher Vertrag.  Ein  innerer  Grund,  weszhalb  die  Stats- 
gläubiger  den  Fiscus  nicht  auf  Bezahlung  der  schuldigen 
Zinse  oder  Renten,  und  insofern  die  Eückzahlung  des  Ca- 
pital s  in  dem  Vertrage  versprochen  worden  ist,  auch  dieses 
belangen  dürften,  besteht  nicht.  Es  kann  wohl  bei  Negoci- 
rung  der  Anleihe  alles  auf  die  moralische  Ehrenhaftigkeit  und 
Treue  des  States  an  dem  gegebenen  Wort  abgestellt  und  von 
Seite  der  Gläubiger  auf  ein  Elagerecht  verzichtet  werden; 
aber  das  ist  nicht  schon  in  der  Natur  des  Geschäfts  begründet, 
und  keine  Folge  des  Statsrechtes ,  welches  privatrechtliche 
Verpflichtungen  des  Fiscus  wohl  zuläszt  und  anerkennt. 

Dagegen  ist  es  nicht  zu  läugnen,  dasz  auf  die  Ausbildung 
des  Statsschuldenwesens  die  Hoheit  des  Stats  vielfach  Einflusz 
geübt  hat.  Daher  sind  die  Statsschulden  mit  Hypothekar- 
versicherung seltener  geworden,  als  die  blosz  fundirten, 
d.  h.  für  welche,  ohne  eigentliche  Pfandrechte  zu  gewähren, 
der  Stat  durch  Anordnung  einer  Vertrauen  weckenden  Schul- 
dentilgungsanstalt sorgt.  Ebenso  haben  die  Statsschulden 
häufig,  statt  wirkliche  Darlehensschulden  zu  sein,  so  dasz  die 
Gläubiger  ein  Recht  auf  Rückzahlung  der  Darlehenssumme  er- 
langen, den  Charakter  von  fortwährenden  Renten  ange- 
nommen, die  der  Stat  wohl  ablösen,  zu  deren  Ablösung  er 
aber  nicht  angehalten  werden  kann.  In  diesem  Falle  gewinnt 
der  Stat  freiere  Hand  für  seine  Finanzoperationen,  und  die 
Gläubiger  können  dennoch  ihr  Recht  auf  die  Rente  als  Capital 
im  Verkehr  benutzen  und  als  solches  veräuszern.    Am  wenig- 
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sten  sind  fBr  den  Stat  Anleihen  mit  freiem  Eündigungsrecht 
der  Gläubiger  zuträglich,  weil  der  Stat  je  nach  Umständen 
dnrch  plötzliche  Kündigung  in  schwere  Verlegenheit  gestürzt 
werden  k(^nnte,  die  Gefahr  solcher  aber  mit  den  Ereignissen 
steigt,  welche  ohnehin  dem  State  erhöhte  Anstrengungen 
gebieten. 

Von  den  fundirten  Schulden  unterscheiden  sich  die  schwe- 
benden Schulden,  welche  nicht  auf  die  Dauer,  sondern  nur 
in  Folge  der  momentanen  Bedürfnisse  für  den  Moment  con- 
trahirt  werden,  und  daher  als  Regel  ein  freies  Eündigungs- 
recht beider  Theile  voraussetzen.  Dahin  gehören  z.  B.  die 
Schulden  in  Folge  statlicher  Gewerbebetriebe,  die  laufenden 
Rechnungen  des  Statshaushalts ,  Conto -Gurrentschulden  bei 
Banken,  Schulden  aus  Depositionen  und  Cautionen,  Schatz- 
scheine u.  dgl.^ 

Eine  Eigenthümlichkeit  dieser  Verträge  des  Stats  ist  es, 
dasz  die  Wuchergesetze  darauf  keine  Anwendung  leiden.  Wenn 
demnach  die  Statsgläubiger  höhere  Zinsen  zugesichert  erhalten, 
als  sie  von  Privatschuldnem  fordern  dürften,  oder  eine  gerin- 
gere Summe  einzahlen,  als  der  Nennwerth  der  Obligationen 
beträgt,  so  werden  sie  nicht  etwa  des  Wuchers  schuldig;  denn 
der  Stat  ist  eine  so  grosze  Macht,  dasz  es  ungereimt  wäre, 
denselben  dem  in  Privatnoth  gekommenen  armen  Schuldner  an 
die  Seite  zu  stellen  und  yor  der  Hartherzigkeit  der  Wucherer 
durch  die  Gesetzgebung  zu  schützen.  Die  wahre  Gefahr  ist 
hier  doch  die  entgegengesetzte,  dasz  der  Stat  seine  Macht  im 
Verfolge  zum  Nachtheil  der  Gläubiger  benutzen  werde. 

B  A.  Wagner  Art.  Stotssobulden. 
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Siebentes  Capitel. 

II.  Die  Yolkswirthsohaffcdpflege. 
A.  AUfemeiiie  AnsUltan. 

1.  Die  Statswirthschaft  im  engern  Sinn  hat  es  mit  den 
öffentlichen  Functionen  des  Stats  zu  thun,  durch  welche  er 
an  der  gemeinsamen  Yolkswirthschaft  einen  unmit- 
telbaren Antheil  nimmt.  Vor  allen  Dingen  gehört  hieher 
die  Sorge  für  das  Geld.  Denn  das  Geld,  obwohl  ein  Gegen- 
stand des  Privatvermögens,  hat  doch  eine  öffentliche  Bestim- 
mung, indem  es  1)  als  ein  allgemein  anerkanntes 
Tauschmittel,  2)  als  allgemeiner  Werthmesser  und 
3)  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  dient.  Es  stellt  so 
in  seinem  Gepräge  seinen  öffentlichen  Gharacter  dar,  und 
bedarf  demgemäsz  der  Stats-Antorität,  um  seine  natür- 
liche Bestimmung  zu  erfilllen. 

Das  Münzrecht  des  Stats,  d.h.  das  Recht,  Geldmünzen 
prägen  zu  lassen  und  ihnen  einen  bestimmten  Werth  für  den 
Verkehr  beizulegen,  sowie  das  Becht,  den  Münzen  anderer 
Staten  auf  seinem  Gebiete  ebenfalls  einen  öffentlich  aner- 
kannten Werth  zuzuschreiben  oder  fremde  Münzen  zu  verru- 
fen und  von  dem  öffentlichen  Verkehr  auszuschlieszen,  ist  so- 
mit ein  natürliches  Becht  des  Stats.  Jede  freie  Concurrenz, 
theils  der  Privaten,  theils  fremder  Staten,  würde  Störung  und 
Verwirrung  in  den  öffentlichen  Verkehr  bringen,  und  die  Bechts- 
sicherheit  und  den  Glauben  an  den  öffentlich  bestimmten  Werth 
des  Geldes  erschüttern. 

Auf  di6  Art  der  Ausübung  des  Münzrechts  haben  die 
Grundsätze  einer  guten  Wirthschaft  entscheidenden  Einflusz, 
denn  der  Stat  hat  nicht  etwa  ein  formelles  Recht  der  Herr- 
schaft auf  diesem  Gebiete,  sondern  der  Natur  der  Dinge  ge- 
mäsz  nur  ein  Recht  der  Wirthschaft,  und  diesz  kann  nur  nach 
wirthschai'tlichen  Grundsätzen  richtig  betrieben  werden.    Der 
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Stat  musz  nmsomehr  darauf  achten,  als  der  Verkehr,  fflr  dessen 
gesunde  Bewegung  er  zu  sorgen  unternimmt,  sogar  im  Innern 
des  Landes  in  manchen  Beziehungen  von  ihm  vOllig  unab- 
hängig ist,  und  weil  der  Verkehr  die  Völker  auch  über  die 
ganze  Erde  hin  verbindet,  und  daher  jede  falsche  Statsmasz- 
regel  weithin  empfindet,  und  hinwieder  derselben  da,  wohin 
die  Gewalt  des  Stats  nicht  reicht,  entgegen  wirkt.  Die  Münze 
ist  nicht  ein  bloszes  Zeichen  des  Werthes,  sondern  ihr  realer 
Werth  musz,  damit  sie  ihre  Bestimmung  erfüllen  könne,  dem 
Nennwerthe,  wenn  auch  nicht  völlig  gleich,  doch  so  nahe 
stehen,  dasz  auch  der  freie  Verkehr  sie  so  hoch  schätzt,  als 
dieser  lautet. 

2.  Das  Papiergeld  vertritt  in  dem  Umsatz  die  Stelle  des 
realen  Geldes  (Metallgeldes).  Die  Wahrheit  desselben  beruht 
folglich  auf  der  leichten  Möglichkeit  des  Umsatzes  in  wirkliches 
Geld.  Zu  den  Wirthschaftsrechten  des  Stats  gehört  es,  auch 
die  Ausgabe  des  Papiergeldes  zu  ordnen  und  zu  beschränken. 
Die  Gefahr  übermäsziger  Emission  von  Statspapiergeld,  welche 
schwerer  wiegt,  als  der  verhältniszmäszig  geringe  wirkliche 
Vortheil,  depder  Stat  dabei  gewinnen  kann,  hat  viele  Staten 
bewogen,  sich  derselben  ganz  zu  enthalten,  und  eher  an  Pri- 
vatbanken das  Recht  zur  Herausgabe  von  Banknoten  zu  ver- 
leihen, welche  im  Privatverkehr  dem  eigentlichen  Papiergeld 
ähnlich  benutzt  werden.  Diese  Herstellung  von  Quasipapier- 
geld kommt  den  Privaten  keineswegs  aus  privatrechtlichen 
Gründen  zu,  sondern  ist  immer  eine  von  dem  State  abgeleitete, 
dem  die  Sorge  für  das  Geld  überhaupt  obliegt.^  Sie  ist  daher 
auch  der  Gontrole  des  Stats  unterworfen,  und  hat  die  von  dem 

*  Ueber  ein  (besetz  des  States  New-Tork  in  Nordamerika  Tom 
18.  April  1838,  durch  welches  den  Priyatpersonen  unter  gewissen  Vor- 
sieh tsmaszregeln  frei  gegeben  wird,  Papiergeld  auszugeben,  ygL  Za- 
ohariä  in  Mittermaiers  Zeitschr.  für  Rechtswissenschaft  des  Ausl.XII, 
8.  361.  Wagner  im  D.  Stats  Wörterbuch^  Artikel  „Papiergeld,"  Ter- 
theidigt  ebenso  die  freie  Emission  von  Werthpapieren. 
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State  im  Interesse  der  Sicherheit  des  öffentlichen  Gredits  gezo- 
genen Schranken  zu  beachten.  Es  dient  weder  zum  Nutzen 
des  Stats,  wenn  er  selbst  Bankgeschäfte  macht,  noch  ist  diese 
immerhin  auf  Gewinn  gerichtete  Thätigkeit  seiner  würdig. 
Die  Speculation  als  solche  ist  Sache  der  Privaten,  und  nur 
von  diesen  mit  Geschick  und  Umsicht  zu  üben.  Daher  ist  es 
dem  Institute  der  Bank  gemäsz,  dasz  dieselbe  eine  Privat- 
anstalt und  als  solche  denn  auch  von  dem  State  in  allen 
reinen  Vermögensoperationen  unabhängig  sei.  Aber  soweit  sie 
zugleich  den  öffentlichen  Glauben  in  Anspruch  nimmt  und  auf 
die  gemeinen  Verkehrs-  und  Qeldverhältnisse  eine  mächtige 
Wirkung  äuszert,  steht  sie  unter  der  Aufsicht  des  Stats, 
dessen  Ermächtigung  sie  zu  ihrer  Existenz  nöthig  hat.'  Ob 
der  Stat  nur  Eine  Nationalbank,  aber  mit  Zweiganstalten  für 
die  Provinzen  und  Nebenstädte  gestatten,  oder  ob  er  mehrere 
selbständige  Banken  nebeneinander  erlauben  wolle,  ist  nicht 
eine  Frage  des  Rechts,  sondern  der  Zweckmäszigkeit.  Der 
Wettstreit  mehrerer  Banken  kann  möglicher  Weise  Verwirrung, 
Unsicherheit  und  Schwindelei  hervorrufen,  die  Ansschlieszlich- 
keit  aber  Einer  privilegirten  Bank  zu  selbstsüchtiger  Ausbeu- 
tung der  Verkehrsbedürfnisse  und  zu  einem  schädlichen  Druck 
der  Geldoligarchie  und  zur  Vernachläszigung  von  mancherlei 
Interessen  führen. 

3.  Statliches  Wirthschaftsrecht  und  statliche  Pflicht  ist 
femer  die  Sorge  für  die  öffentlichen  Straszen  in  ihren 
verschiedenen  Arten  und  Stufen.  Die  Straszen  dienen  durch- 
aus dem  öffentlichen  Leben  des  Volkes,  und  sind  daher  öffent- 
liche Sachen  im  eminenten  Sinne   des  Wortes.    Für  Herstel- 


'  Vgl.  Rau,  politische  Oekonomie  II,  §.  263  ff.  und  den  Abrisz 
der  Geschichte  der  Banken  ebenda  I,  $.  310  ff.  Die  Bank  von  Eng- 
land wurde  1694,  die  österreichische  1816  gestiftet.  (Vorher  hatte 
aber  die  Wiener  Stadtbank  seit  1762  bestanden.)  Die  Law'sche 
Scbwindelbank  in  Frankreich  wurde  1716  gegründet,  die  jetzige 
französische  1800.    Wolowski:  La question  des  Banques.  Paris  1864. 
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lung  uDd  guten  Unterhalt  der  Straszen  zu  sorgen  ist  daher 
eine  naheliegende  Aufgabe  des  Stats,  welcher  den  centralen 
üeberblick  über  die  Bedürfnisse  des  allgemeinen  Verkehrs 
und  der  sämmtlichen  Landesgegenden  hat,  und  dessen  Wirth- 
schafti  die  gemeinsamen  Interessen  nationaler  Wohlfahrt  um- 
faszt. 

Es  lassen  sich,  wenn  man  von  bloszen  Priyatwegen  ab- 
sieht, folgende  öffentliche  Straszen  zu  Lande  unter- 
scheiden, an  welche  sich  eben  so  verschiedene  Brücken  als 
Uebergaug  über  Gewässer  oder  Schluchten  anreihen: 

a)  die  Vicinalwege,  Nachbarwege,  welche  den  Ver- 
kehr innerhalb  einer  Gemeinde  vermitteln,  wozu  denn  auch 
viele  städtische  Gassen  zu  zählen  sind; 

b)  die  Commuualwege,  welche  die  Verbindung  von 
ganzen  Gemeinden  oder  gröszern  Ortschaften  herstellen; 

c)  die  Landstras;2en,  auchDepartementalstraszen, 
welche  zur  Verbindung  von  ganzen  Landesgegendeu  und  Be- 
zirken dienen; 

d)  die  Hauptstraszen,  Statsstraszen,  welche  für 
das  ganze  Land  von  Wichtigkeit  sind;   endlich 

e)  die  Weltstraszen,  deren  wesentliche  Bedeutung 
über  das  eigentliche,  vielleicht  kleine  und  nur  an  einem  unter- 
geordneten Landestheile  von  demselben  durchzogene  Land 
hinausreichen.  . 

Je  niedriger  die  Stufe  ist,  zu  welcher  die  Strasze  gehört 
und  je  näher  sie  dem  besonderen  Interesse  der  benachbarten 
Giaindbesitzer  und  Einwohner  eines  Ortes  liegt,  desto  natür- 
licher ist  es,  dasz  diese  und  die  betreffenden  Gemeinden  mit 
Bezug  auf  Anlage  und  TT nterhaltungspf licht  mitbe- 
theiligt  werden.  Aber  ganz  darf  der  Stat  die  Aufsicht  da- 
rüber nicht  aufgeben,  denn  auch  diese  Straszen  haben  eine 
gemeine  öffentliche  Bedeutung.  Er  kann  sich  auf  die  Ober- 
aufsicht beschränken-  und  den  Gemeinden  die  nähere  Sorge 
überlassen;  aber  er  wird  wohl  thun,  zu  bestinmien   und  da- 


Siebentes  Capitel.   IL  Yolkswiiihscbaftspflege.  A.  Allg.  Anstalten.  431 

rüber  zu  wachen,  dasz  diese  Sorge  üi  dem  Geiste  der  öffent- 
lichen Wohlfahrt  wirklich  geübt  und  nicht  der  Nachläszigkeit 
nnd  der  Arbeits-  und  Kostenscheu  einzelner  Privaten  freier 
Spielraum  verstattet  werde. 

Je  höher  die  Stufe  der  Strasze  und  je  allgemeiner  ihre 
Benutzungsweise  ist,  desto  ausschlieszlicher  liegt  die  Pflicht 
der  Anlage  dem  State  ob.  Weltstraszen,  bei  welchen  das 
Interesse  verschiedener  Staten  oft  mehr  als  das  des  durchzo- 
genen States  betheiligt  ist,  können  gar  wohl  auch  in  einer 
durch  völkerrechtliche  Verträge  regulirten  Weise  zum  Theil 
auf  Kosten  jener  gebaut  werden. 

Nach  ähnlichen  Verhältnissen  ist  auch  die  Competenz  zu 
ordnen,  nach  welcher  über  das  Bedürfnisz  einer  Strasze  und. 
die  Bichtung  derselben  entschieden  wird.  Vicinalwege  gehören 
mehr  dem  öffentlichen  Gemeindeleben  als  dem  Volksleben  an; 
die  Bestimmung  solcher  kann  daher  wohl  der  Gemeinde  zu- 
nächst anvertraut  werden,  lieber  den  Bau  der  allgemeinen 
Straszen  wird  die  Statsregierung  in  ihren  niederen  oder  höhe- 
ren Organen  je  nach  der  Bedeutung  jener  und  der  Abstufung 
dieser  das  Nöthige  anordnen.  Sorgfältige  Prüfung  aller  Ver- 
hältnisse, voraus  der  Bedürfnisse  der  zunächst  und  der  ent- 
fernter wohnenden  Bevölkerung  und  ihres  Verkehrs,  sowie  der 
wahrscheinlichen  Folgen  der  neuen  Strasze  in  Nutzen  und 
Schaden,  dann  aber  erst  in  zweiter  Linie  auch  der  technischen 
Vorzüge  und  Schwierigkeiten  der  verschiedenen  Pläne  ist  Pflicht 
der  Statsbehörden ,  welche  diese  Seite  der  öffentlichen  Wohl- 
fahrt verwalten.  Insofern  ist  es  gut,  auch  der  betheiligten 
Bevölkerung  selbst  Gelegenheit  zu  verschaffen,  dasz  sie  ihre 
Wünsche  und  ihre  Meinungen  äuszere.  Die  Interessen  dersel- 
ben schärfen  ihren  Blick  und  die  Oeffentlichkeit  der  Verhand- 
lung ist  eine  vortreffliche  Controle  auch  der  Ingenieure.  Aber 
es  wäre  durchaus  verkehrt,  diese  in  Form  eines  eigentlichen 
Proceszverfahrens  der  verschiedenen  Gemeinden  oder  Parteien 
zu  gestatten.    Es  soll  nicht  ein  Bechtsstreit  zwischen  Parteien 
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entschieden,  sondern  das  Zweckmftszige  von  dem  freien,  alle 
Verhältnisse  überschauenden  und  zunächst  im  öffentlichen  In- 
teresse würdigenden  Standpunkte  des  Stats  aus  gefunden  und 
bestimmt  werden.  Zu  diesem  Zwecke  ist  es  dem  State  dien- 
lich, zu  erfohren,  was  für  besondere  Ansichten,  Wünsche,  Be- 
fürchtungen, Hoffnungen  auftauchen.  Hat  er  das  vernommen 
—  und  dazu  bedarf  es  keiner  proceszualischen  Erörterungen, 
die  leicht  umgekehrt  die  Leidenschaften  steigern,  den  Blick 
trüben  und  die  einfache  Sachlage  verwirren  würden  — *  so 
hat  er  mancherlei  Anhaitapunkte  gewonnen,  um  desto  sicherer 
.das  unter  den  vorliegenden  Umständen  Beste  erkennen  und 
bestimmen  zu  können. 

4.  Die  Aufsicht  über  und  die  Sorge  für  das  Eisen- 
bahnwesen finden  hier  ebenfalls  ihren  Platz,  auch  wenn  der 
Begriff  der  Regalität  nicht  betont  oder  nicht  anerkannt  wird. 
Die  Anlage  und  die  Verwaltung  auch  von  Privateisenbahnen, 
welche  dem  gemeinen  Verkehr  dienen  und  nicht  etwa  nur  für 
ein  Privatetablissement,  z.  B.  ein  Bergwerk,  bestimmt  sind, 
müssen  daher  von  dem  State  aus  statswirthschaftlichen ,  nicht 
blosz  aus  polizeilichen  Gründen  geordnet  und  beaufsichtigt 
werden.  Der  Stat  kann  den  Privatgesellschaften  die  Herstel- 
lung von  Eisenbahnen  überlassen,  aber  er  darf  nie  für  immer 
auf  das  Recht  verzichten,  diese  wichtigsten  Mittel  des  öffent- 
lichen Verkehrs  an  sich  zu  ziehen  und  selber  für  die  Inte- 
ressen des  Publikums  zu  sorgen,  denn  die  Eisenbahnen  bilden 
immerhin,  ihrer  Natur  nach,  einen  wesentlichen  Bestandtheil 
der  öffentlichen  Wirthschaft. 

5.  Eben  dahin  gehört  die  volkswirthschaftliche  Sorge  für 
die  Wasserstraszen  in  ihren  mancherlei  Formen,  für  die 
freie  und  sichere  Schifffahrt  auf  dem  Meere  und  den  Seen, 
und  bequeme  Landungsplätze  für  Schiffe  und  Waaren  — 
durch  eigene  Anstalten  und  mit  Beihülfe  von  Privatanstalten 
sorgt  so  der  Stat  für  Leuchtthürme ,  Rheden,  Häfen,  Werfte, 
Erahnen,  Magazine  u.  s.  f.  —  auf  den  Strömen  und  Flüs- 


Siebentes  CapftoT.  II.  Tolkdwirthsoliaftspflege.  A.  klig,  Anstalten.  43  j 

sen  —  Schiffbarmachung  derselben,  Eröffnung  von  Leinpfaden 
—  auf  angelegten  Ganftlen,  den  Waszerknnststraszen  — 
Unternehmen  der  Art  kOnnen  wie  die  Eisenbahnen  wohl  auch 
Actiengesellschaflen  Hberlassen  werden.  Das  Aufsichtsrecht 
des  Stats  darQber  aber  versteht  sich  wie  dort  von  selbst  und 
wieder  nicht  aus  blosz  polizeilichen ,  sondern  auch  aus  volks- 
wirthschaftlichen  Rücksichten. 

6.  Auch  die  Posten  sind  ein  öffentliches  Verkehrsin- 
stitut und  gehören  wieder,  abgesehen  von  dem  finanziellen 
Werth  derselben,  in  den  Bereich  der  eigentlichen  Statswirth- 
schaft.     Ebenso  das  Telegraphenwesen. 

7.  Femer  die  Sorge  fQr  die  Masze  und  Gewichte, 
welche  dem  gemeinen  Verkehr  als  beglaubigter  Messer  der 
körperlichen  Ausdehnung  und  Schwere  der  Waaren  dienen, 
Die  nähere  Bestimmung  der  Urmasze  und  die  Stempelung, 
Eichung  der  in  dem  Verkehr  gebrauchten  Masze  und  die  Auf- 
sicht darQber,  dasz  keine  falschen  Masze  gebraucht  werden, 
wurde  von  jeher  mit  Becbt  als  Sache  des  States  angesehen 
der  allein  die  öffentliche  Autoritftt  hat  und  verleihen  kann. 

8.  Eine  der  wichtigsten  Partien  der  eigentlichen  Volks- 
wirthschaft  ist  das  Zollsystem  des  Stats.  Durch  dasselbe 
übernimmt  es  der  Stat  gewöhnlich  zwei  verschiedene  Zwecke 
mit  einander  zu  verbinden,  nämlich  einerseits  eine  reich  flies- 
zende  Quelle  von  Einnahmen  für  die  Statscasse  zu  eröftien 
und  zu  nutzen,  und  andererseits  die  allgemeinen  volkswirth- 
schaftlichen  Interessen  zu  fördern.  Die  erstere  Seite  bringt 
das  Zollwesen  in  Zusammenhang  mit  dem  Steuersystem  des 
Stats,  die  zweite  macht  dasselbe  von  volkswirthschaftlichen 
Grundsätzen  abhängig.  In  der  That  übt  auch  keine  öffent- 
liche Wirthschaftsanstalt  des  States  einen  gröszern  Einflusz 
aus  auf  die  Privatwirthschaft,  auf  die  Lebensgenüsse,  auf  das 
Gesammtbewusztsein  und  die  Verroögenskraft  der  Nation  als 
die  Zollanstalten. 

Die  Zölle  waren  ursprünglich  nur  eine  financielle  Abgabe.  . 
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Sie  wurden  von  den  in  den  Handelflverkehr  gebrachten  Waaren 
bald  da  bald  dort,  an  SeiBhäfen,  Flusztlberg&ngen,  auf  bestimm- 
ten Strassen,  an  Landungs-  und  Marktplätzen,  bei  den  Tboren 
der  Stftdte  erhoben.  Sie  waren  so  eine  Last,  welche  den  in- 
nem  Verkehr  vielfältig  hemmte  und  drückte.  Sie  hatten  nnr 
einen  financiellen  Werth  und  waren  nur  ein  volkswirthschaft- 
liches  üebel.  Es  war  daher  ein  groszer  Fortschritt,  als  auch 
die  zweite  wirthschafkliche  Seite  der  Zölle  erkannt  und  die 
reinen  Finanzzölle  zugleich  als  volkswirthschaft- 
liche  (Schutz-)  Zölle  aufgefaszt  wurden.  Im  Zusammenhange 
damit  wurden  seit  dem  Ende  des  XYIIten  Jahrhunderts  die 
Zölle  nach  und  nach  aus  dem  Innern  an  die  Grenze  verlegt 
und  die  Grenzzölle  eingeführt.  Zuerst  aber  ist  durch  das 
preuszische  Zollgesetz  von  1818  die  ganze  hergebrachte  Wirr- 
nisz  der  Binnenzölle  aufgeräumt  und  durch  ein  ausgebildetes 
System  von  Grenzzöllen  ersetzt  worden.  Durch  diese  wirth- 
schaftliche  Verbesserung  wurde  der  Verkehr  innerhalb  des 
Landes  von  seinen  Banden  befreit,  gestärkt  und  belebt,  und 
zugleich  das  Gefühl  der  Zusammengehörigkeit  des  Volkes 
mit  dem  Genüsse  dw  tausendfältigen  neuen  Beziehungen 
gehoben. 

Es  war  aber  ein  weiterer  Fortschritt,  als  nun  bei  der 
neuen  Auflage  und  dem  Ansätze  der  Grenzzölle  die  national- 
wirthschaftllchen  Interessen  mit  in  Betracht  gezogen  und  nicht 
mehr  ausschlieszlich  nach  financiellen  Bücksichten  verfahren 
wurde.  Die  ökonomischen  Beziehungen  eines  Stats  zum  Aus- 
land und  des  eigenen  Volkes  zu  fremden  Völkern,  und  die 
nützlichen  oder  schädlichen  Wirkungen,  welche  die  einzelnen 
Zölle  für  die  Productionskraft  oder  dre  (Genüsse  der  Nati(« 
wahrscheinlich  ausüben  würden,  gelangten  so  zu  einer  umfas- 
senden Würdigung,  die  sicher  nicht  nach  allgemeinen  und  ab- 
stracten  Sätzen  ein-  für  allemal  geregelt  werden  kann,  son- 
dern nur  dem  möglich  ist,  welcher  den  Bewegungen  des  na- 
tionalen und  des  Weltlebens  zu   folgen  und  die  practischen 
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häufig  wechselnden  Bedflrfnisse  des  Verkehrs  sowohl  als  der 
Arbeit  zu  erkenneD  Tersteht.  Auf  keinem  Felde  der  Stats- 
regiening  hat  man  mehr  mit  den  Waffen  doctrinftrer  Grund- 
sfttze  gestritten  und  auf  keinem  lassen  sich  weniger  feste 
Begeln  anwenden.  Auf  keinem  ist  es  nOthiger,  die  Mannichfd- 
tigkeit  der  wechselnden  Verhältnisse  zu  beachten,  und  von  Zeit 
zu  Zeit  verschiedene  häufig  gerade  entgegengesetzte  Wege 
einzuschlagen. 

Die  Verbindung  der  financiellen  mit  der  national- 
wirthschaftlichen  Bücksicht  ist  wohl  ein  bleibender  Ge- 
winn der  neuen  Entwicklung  des  Zollsystems.  Es  sollen  daher 
keine  Finanzzolle  auferlegt  werden,  welche  nicht  mindestens 
die  negative  Bflcksicht  der  Statswirthschaft,  gemeinen  Scha- 
den von  der  Nation  abzuwenden  beachten,  also  nicht  auf  un- 
entbehrliche Gegenstände  in  einem  Masze,  welches  entweder 
den  Volksmassen  die  Anschaffung  derselben  zu  sehr  erschweren 
odttr  der  einheimischen  Industrie  die  Möglichkeit  einer  Be- 
nutzung dersriben  entziehen  würde.  Dienen  dieselben  fiber- 
dem  dazu,  die  Arbeits-  und  Erwerbskraft  der  Nation  in  ge- 
sunder Weise  nicht  nach  Art  der  Treibhäuser  in  künstlichem 
Wachsthume,  das  die  freie  Luft  nicht  erträgt,  zu  unterstützen 
und  so  zugleich  positiv  zu  wirken,  so  ist  das  ein  augen- 
fälliger Vorzug  solcher  Zolle.  Beine  Schutzzölle,  die  nicht 
zugleich  finanziell  gerechtfertigt  sind,  rechtfertigen  sich  nur 
ganz  ausnahmsweise,  insbesondere  wenn  ein  überwiegendes 
Bedürfnisz  vorhanden  ist,  die  Arbeitskraft  der  Nation  zu  er- 
halten und  naturgemäsz  zu  stärken,  oder  feindlichen  und  schäd- 
lichen Maszregeln  fremder  Staten  entgegen  zu  wirken,  die 
Prohibitivzölle  nur  äuszerst  selten  in  einzelnen  Ausnahms- 
fällen, als  System  nie. 

Der  Statsmann  musz  auch  in  diesen  Dingen  jederzeit  von 
dem  Ganzen  ausgehen,  nicht  von  den  Privatinteressen  der  Ein- 
zelnen, und  den  nationalen  Standpunkt  festhalten,  ohne  sich 
durch  die  besoiidem  Verlangen  einzelner  Classen  einengen  und 
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beberrschen  zu  lassen.  Wobl  weisz  er,  dasz  wäin  einzeke 
Berufdstände  ihre  Kraft  nicht  entwickeln  können  nnd  Yerkflm- 
mern,  oder  durch  die  fremde  Concnrrehz  erdrflckt  za  werden 
in  Gefahr  sind,  dieser  Schaden  hinwieder  den  ganzen  National- 
körper trifft.  Wenn  die  Arme  erlahmen,  so  leidet  der  ganze 
Leib ,  und  wären  die  Yerdauungswerkzeuge  noch  so  gut  und 
der  Kopf  von  Schwäche  frei.  Aber  er  wird  nicht  die  einzel- 
nen Glieder  so  verhätscheln,  dasz  sie  nur  einen  künstlichen 
Schein  von  Gesundheit,  aber  keine  wahre  Kraft  haben,  noch 
vor  andern  so  bevorzugen,  dasz  die  Harmonie  des  Körpers 
gestört  und  so  dem  Leibe  eine  neue  Krankheit  yerursacht  wird. 
Er  beachtet  die  Wünsche  der  groszen  Kanfleute, 
welche  am  liebsten  keine  Zölle  sehen  und  jedenfalls  möglichst 
geringe,  daher  keine  Schutzzölle  wollen;  denn  der  Groszhandel 
vermittelt  seiner  Natur  den  Weltverkehr  und  gedeiht  daher 
am  besten  in  der  reinen  Luft  voller  Handelsfreiheit;  der  Grosz- 
handel ist  kosmopolitisch,  nicht  national.  Er  hört  auf  die 
Kleinhändler,  deren  Existenz  durch  die  Localbedürfnisse 
begrenzt  ist  und  daher  leicht  durch  plötzliche  Ueberschwem- 
mung  des  Marktes  erschüttert  wird,  und  die  daher  eher  gegen- 
über gewissen  Operationen  eines  liederlichen  und  tänaehenden 
Liquidations-  und  Ausverkaufs  Fremder  des  nationalen  Schutzes 
bedürfen.  Er  berücksichtigt  die  groszen  Interessen  der  Fa- 
briken, die  mehr  für  den  Handel,  und  der  Handwerke, 
die  mehr  für  die  nahe  liegenden  Ortsbedürfnisse  arbeiten,  und 
der  zahlreichen  Bevölkerungen,  die  in  diesem  Berufe  ihren 
Lebensunterhalt  finden  und  durch  ihre  Arbeit  den  Gesammt- 
wohlstand  erhöhen  und  veredeln.  Er  erwägt,  dasz  dieselben 
unter  mancherlei  Voraussetzungen  eines  gewissen,  wenigstens 
eines  vorübergehenden  Schutzes  bedürfen.  Er  vernimmt  auch 
die  meist  stilleren  Wünsche  der  ackerbautreibenden  Bevöl- 
kerung, die  durch  die  Zölle  fast  nur  in  financieller  Hinsicht 
erleichtert  wird,  aber  ein  groszes  Interesse  hat,  möglichst 
wohlfeil  zu  kaufen,  was  sie  zu  ihrem  einfachen  Leben  bedarf. 
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Er  eriimert  sich  auch  der  zahlreichen  Glassen,  welche  in  vor- 
züglichem Sinne  Consumenten  sind,  wie  die  Gapitalisten, 
nnd  die  einen  wissenschaftlichen  Beruf  betreiben,  und 
ganz  vorzüglich  davon,  dasz  die  groszen  Volksclassen  nur 
in  wenigen  Dingen  Prodncenten,  in  allen  übrigen  wieder  Con- 
snmenten  sind  und  daher  die  Steuer  regelmäszig  hur  als  eine 
Last  empfinden.  In  gleichzeitiger  Erwägung  all  der  sich 
theilweise  widerstrebenden  Interessen  und  der  richtigen  Wür- 
digung derselben  im  Sinne  der  Harmonie  und  Gesundheit 
des  ganzen  Nationalkörpers  liegt  die  schwere  Kunst  einer 
practischen  Statswirthschaft. 


Achtes  CapiteL 

B.  Besondere  Anitalten. 

( 

Die  Statswirthschaft  darf  sich  nicbt  darauf  beschränken, 
allgemeine  Anstalten  zu  gründen  und  Einrichtungen  zu  treffen, 
welche  unmittelbar  der  ganzen  Nation  und  dem  gemeinen  öf- 
fentlichen Verkehre  dienen.  Sie  hat  auch  die  Pflicht,  theils 
besonderen  Zwecken,  welche  in  einzelnen  Fällen  ihre  Hülfe 
erfordern,  theils  bestimmten  Berufs-  und  Lebensverhältnissen 
ihre  wirth schaftliche  Sorge  zuzuwenden.    Dahin  gehören: 

1.  Die  wirthschaftlichen  Vorkehrungen,  um  der 
Theurungsnoth  entgegenzuwirken,  und  der  Arbeitsnoth 
einzelner  Volksclassen  zu  begegnen.  Wir  können  das  ünter- 
stützungspflege  heiszen,  welche  von  der  eigentlichen  Ar- 
menpflege wohl  und  in  derselben  Weise  zu  unterscheiden 
ist,  wie  die  Unterstützungspolizei  von  der  Armenpolizei.' 
Wirthschaftliche  Maszregeln  gegen  die  Theurungsnoth  sind 
z.  B.   die  Anlegung  von   Getreidemagazinen  des  States*  und 

*  Vgl.  oben  Buoh  VII,  Cap.  9,  8.  195  ff. 

'  Friedrich  der  Orosze:  Essai  sur  les  form,  du  gourerD.:  „Tout 
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die  Ermunterung  der  Gemeinden  zu  ähnlicher  Sammlung  ron 
Vorräthen,  in  dem  älteren  State  mit  Naturalwirthschaft  noth- 
wendig,  in  dem  neueren  State  mit  Geldwirthschaft  und  rei- 
cheren Verkehrsmitteln  nicht  mehr  zu  empfehlen,  Begünsti- 
gung des  Oetreidehandels  und  Transports  von  Lebraismitteln, 
Im  Nothfalle  auch  Statsankäufe.  Ebenso  Iftszt  sich  öfter  plötz- 
licher Arbeitsnoth  von  Seite  der  Statswirthschaft  begegnen 
durch  Unternehmungen  oder  Ausdehnung  öffentlicher  Werke, 
welche  grosze  Massen  von  Arbeitern  beschäftigen  und  indem 
sie  denselben  Brod  verschaffen,  und  dem  in's  Stocken  gera- 
thenen  Strome  der  nationalen  Arbeitskraft  Abzugskanäle  er- 
öffoen,  zugleich  dazu  dienen,  auch  den  Werth  der  zurückblei- 
benden Arbeitskraft  zu  vermehren.  Aber  es  ist  ungereimt, 
wenn  der  Stat  die  Arbeiter  nur  zum  Scheine  und  mit  kindi- 
schen Dingen  beschäftigt,  und  ein  Verderben  aller  Stats-  und 
Privatwirthschaft  zugleich,  wenn  er  hier  die  Ausnahme  zur 
Begel  machen  und  durch  ständige  Nationalwerkstätten 
die  Privatindustrie  zur  Statssache  macheil  will.^ 

2.  Einen  ähnlichen  Charakter  haben  die  stats wirthschaft- 
lichen  Assecuranzanstalten,  durch  welche  die  Gesammtheit 
einen  Schaden,  der  zunächst  den  Einzelnen  trifft  und  über- 
mäszig  drückt,  mittragen  hilft  und  durch  Vertheilung  ver- 
mindert. Von  der  Art  sind  die  Brandversicherungen 
für  Gebäude  oder  auch  der  fahrenden  Habe  und  die  Hagel- 
versicherungen für  den  Landbau. 

3.  Wie  der  Stat  durch  seine  Cultuseinrichtungen  seine 
Sorge  auch  über  die  wissenschaftliche  und  künstlerische  Thä- 
tigkeit  der  Individuen  erstreckt,  so  übt  er  auch   durch  seine 

BOUTeriiin  atUoh^  au  bien  public  est  obUg6  de  se  pourToir  de  magasins 
abandonoement  fournis  poiir  8iipl6er  k  la  manvaise  T^oolte  et  poor  pr^- 
yenir  la  famine/' 

^)  Das  erregte  Jahr  1848  hat  in  Paris,  Wien  und  Berlin  derlei  rer* 
kehrte  Verjuche  zu  Tage  gefördert  nnd  zugleich  die  Thorheit  der- 
selben durch  die  groszen  Schaden  and  Uebel  in  deren  Gefolge  practisch 
erwiesen. 
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wirthschafüiehen  Anstauen  eine  Pflege  ans  Aber  die  mancherlei 
Berafskreise  nnd  Thätigkeiten ,  welche  der  materiellen  Wohl- 
fahrt dienen. 

Die  PriyatOkonomie  der  Einzelnen  gehört  zunächst 
wie  alles  Privatrecht  diesem  zu,  nnd  beruht  nicht  auf  der 
Gunst  des  Stats.  Auch  hat  der^Stat  das  Becht  nicht,  sich 
eine  Vormundschaft  über  die  mündigen  Privaten  beizulegen. 
Worauf  sollte  sich  dieselbe  gründen?  Doch  nicht  auf  die  Un- 
fähigkeit der  Individuen,  ihre  Oekonomie  selbst  zu  verwalten. 
Sie  sind  im  Gegentheil  regelmftszig  fähiger,  ihre  eigenen  In- 
teressen zu  kennen,  und  die  Mittel  zu  finden,  welche  ihren 
Privatwohlstand  erhalten  und  erhöhen,  als  der  Stat  und  seine 
Organe,  welche  für  sie  handeln  oder  sie  leiten  wollten.  Auch 
nicht  aus  der  natürlichen  üeberordnung  des  Stats  über  die 
Privaten ;  denn  das  Wesen  des  Stats  ist  die  Gemeinschaft,  seine 
Herrschaft  die  der  politischen  Ordnung,  das  Privatrecht  aber 
ist  aus  der  Natur  der  Einzelnen  hergeleitet,  und  der  Stat  hat 
dasselbe  zunächst  nicht  zu  beherrschen,  sondern  zu  schützen. 
Die  Freiheit  und  Selbständigkeit  der  Privatwirth- 
schaft  ist  folglich  Begel,  und  der  Stat  von  Natur  ange- 
wiesen,  dieselbe  zu  achten  und  zu  schirmen. 

Indessen  hat  die  Wirthschaftspflelge  des  Stats,  welche  wie 
überall  so  auch  in  diesen  Dingen  von  dem  Interesse  des  Ganzen 
ausgeht,  dessen  Wohlfahrt  immerhin  in  mannichfaltigen  Wech- 
selbeziehungen zu  der  Wohlfahrt  der  Individuen  steht,  die 
Pflicht,  sowohl  die  natürlichen  und  künstlichen  Hindemisse 
zu  entfernen,  welche  einer  gedeihlichen  Entwicklung  der  Prir 
vatwirthschaft  hindernd  im  Wege  stehen,  insofern  die  national- 
wirthschaftlichen  Mittel  und  die  Kräfte  des  Stats  dafür  zu- 
reichen, als  die  allgemeinen  Bedingungen  ihrer  Gesundheit 
und  Wohlfohrt  in  gleichem  Sinne  zu  fördern.  Solche  stats- 
wirthschaftliche  Pflege  ist  von  der  angemaszten  Vor- 
mundschaft des  Stats  von  Grund  aus  und  selbst  da  ver- 
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schieden,  wo  sie  die  Einzelnen  auch  hinwieder  um  des  Gänsen 
willen  beschränkt. 

Dieselbe  wird  verschieden  sein  müssen,  je  nach  der  ver- 
schiedenen Natur  der  PrivatOkonomien  selbst  und  der  massen- 
haften Beziehung  ihrer  Hauptgattungen  zu  der  allgemeineji 
Wohlfahrt.    Die  Hauptarten  sind: 

1)  die  Landwirthschaft,  3)  die  Fabrication  und 

2)  die  Handwerke,  4)  der  Handel. 

4.  Die  Landwirthschaft  ist  offenbar  die  feste  Basis 
der  gesammten  Oekonomie.  In  den  meisten  Staten  wird  auch 
der  gröszte  Theil  des  Volkes  von  ihr  ernährt,*  und  ist  ihr 
zugewendet.  Von  ihrer  gesunden  Blüthe  und  Fruchtbarkeit 
ist  daher  die  Wohlfahrt  und  die  Kraft  der  Nation  in  hohem 
Grade  bedingt,  um  so  sorgfältiger  musz  die  Statswirthschaft 
ihre  Interessen  beachten  und  fördern,  und  dasz  ihre  richtigen 
und  falschen  Maszregeln,  ihr  Fleisz  und  ihre  Vernachläszigung 
einen  groszen  Einflusz  auf  jene  üben ,  lehrt  die  Erfahrung. 

Die  Einwirkung  der  Statswirthschaft  bezieht  sich: 

a)  auf  die  Organisation  der  Landwirthschaft 

Am  wichtigsten  ist  offenbar  die  Erhaltung  eines  freien 
Bauernstandes.  Nicht  blosz  Gründe  des  persönlichen 
Rechtes  und  der  natürlichen  Freiheit  haben  die  endliche  Auf- 
hebung des  zum  Theil  noch  aus  dem  römischen  Seiche  stam- 
menden ,  zu  groszem  Theil  aber  während  des  Mittelalters  ver- 
breiteten erblichen  Colonats  und  der  bäuerlichen  Hörigkeit 
ifi  den  neuem  Staten  Europa's  fast  überall  nun  bewirkt,  son- 
dern zugleich  volkswirthschaftliche  Bücksichten.  Das  Gefühl 
freies  Eigenthum  zu  besitzen,  ist  ein  mächtiger  Beiz,  dasselbe 


*  Wort  des  franzdsisohen  Ministers  Sully:  „Labourage  et  p4- 
tarage  sont  les  deuz  mamelles  de  F^tat/^  Vgl.  Sehftffner,  frans. 
Baobtsgesoh.  II,  8.  455.  Napoleon  erklftrte  den  Ackerbaa  als  die 
Seele  und  die  Basis  des  Reichs,  die  Industrie  als  den  Woh^tand  und 
das  Glück  der  Be^dlkerung,  und  den  Handel  als  den  Ueberflusz  und 
den  guten  Oebrauch  von  beiden.     Las  Cases  M^m.  IV,  S.  255. 
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mit  erhöhter  Sorgfalt  zu  bebaaen,  und  der  Landbnn  ist  offen- 
bar, seitdem  er  von  dem  gutsherrlichen  Zwange  befreit  worden 
ist,  sehr  verbessert  worden/  Nicht  minder  drängen  aberatats- 
wirthscbaftliche  BtScksichteu  und  Gründe  des  natärlichen  Rechts 
dazu,  die  noch  in  manchen  Staten  geltende  Unsitte  zu  be- 
kämpfen, welche  ausgedehntes  Grundeigenthum  dem  Anbau 
ärmlicher  und  nur  auf  kurze  Zeit,  zuweilen  auf  freien  Wider- 
ruf angestellter  Pächter  überläszt,  Dieser  Zustand  ist  zwar 
in  einigen  Hinsichten  besser  als  der  der  Erbhörigkeit  des  Mit- 
telalters, darin  aber  diesem  gleich,  dasz  der  Pächter  nidit  zu 
dem  vollen  Genusz  der  von  ihm  bebauten  Güter  kraimt,  noch 
je  das  stärkende  Selbstgeftihl  des  Eigenthums  erlangt,  und 
darin  noch  schlimmer  als  jener,  dasz  der  Zeitpächter  auch 
seines  abhängigen  und  belasteten  Besitzes  weit  weniger  sicher 
ist  als  der  Leibeigene  es  war,  den  der  Herr  auch  in  dem 
Alter  und  wenn  Krankheit  ihn  unfähig  zur  Arbeit  machte,  auf 
dem  Gute  erhalten  muszte,  und  dasz  jener  flberdem  häufig 
noch  von  wucherlichen  Zwischenpersonen,  Verwaltern  und  Spe- 
culanten  gedrückt  wird.  Es  ist  eine  auffallende  Erscheinung, 
dasz  die  moderne  Gesetzgebung  noch  nicht  gewagt  hat,  so 
energisch  diesem  Uebel  zu  Leibe  zu  gehen  als  der  Erbunter- 
thänigkeit,  und  doch  war  dafür  in  Irland  und  in  der  Lombardei 


^  Stein  aber  die  preuszische  Gabinetsordre  yon  1807,  durok  welche 
die  Erbttotertbänigkeit  auf  den  preuszischen  Domänen  aufgehoben  wurde : 
„Sie  (die  Erbnnterthäuigkeit)  ist  im  Widerspruch  mit  den  ursprünglichen 
und  unyeränszerlichen  Rechten  der  Menschheit,  und  die  willkürliche 
Entsetzung  von  BauerhSfen  verschafft  den  Bereehtigten  wenig  Vortheil, 
und  hftlt  den  Verpflichteten  in  einem  fortdauernden  Zustand  von  Un- 
mündigkeit, und  sein  unterhabendes  Land,  Gebende  und  Inventarium 
bleibt  von  einer  elenden  Beschaffen!) ei t,  da  es  ihm  nicht  eigenthümlich 
gehört ,  und  aller  Reiz  fehlt,  es  zu  verbessern  und  Capital  anzuhäufen. 
Der  Landmann  gewöhnt  sich  in  dieser  Lage  an  Sorglosigkeit  bei  der 
Benutzung,  und  an  rohen  sinnlichen  Genusz.  Bei  groszen  äuszern  Er- 
schütterungen durch  Kriege  verläszt  er  seinen  Wohnort,  an  den  ihn  die 
Liebe  zum  Eigenthum  nicht  bindet,  und  einen  Boden,  den  er  als  ihm 
fremde  anzusehen  gewohnt  war/'    Pertz  JI,  S.  29. 


442  Zehntes  Boeh.     Die  WirthsohAftspflege. 

hinreichende  nnd  dringende  Yeranhssang  yorhanden,  und  gab 
es  Wege,  weldie  dem  natarliehen  Rechte  wieder  zufahren 
konnten. 

Besteht  ein  freier  Bauernstand,  so  bietet  die  Verfas- 
sung der  Landgemeinden  einen  natürlichen  Stfltzpunkt  und 
passende  Analogien  dar  für  seine  Organisation.  Sie  Iftszt  jeden 
zunächst  mit  Freiheit  seine  Güter  bebauen,  aber  gibt  zugleich 
die  Mittel  an  die  Hand,  um  die  Interessen  der  ganzen  Genos* 
senschafk,  z.  B.  an  brauchbaren  landwirthschaftlichen  Wegen 
und  Brflcken,  an  Dämmen,  an  guter  gemeinsamer  Bewirthung 
der  unvertheilten  Waldungen  und  Weiden,  an  Zuchtthieren, 
an  der  Sicherung  der  Weinberge  u.  dgl.  zu  wahren. 

In  manchen  Staten  ist  auch  die  Erhaltung  groszer  grund- 
herrlicher OOter  um  der  politischen  Verfassung  willen  von 
Bedeutung,  und  es  knüpft  sich  daran  die  wirthschafUiche 
Bücksicht,  dasz  auf  solchen  Herrengfitem  mancherlei  neue 
Versuche  zur  Verbesserung  und  Veredlung  der  Landwirthschaft 
zuerst  unternommen  und  geprüft,  Oeräthschaften  und  Maschinen, 
welche  dem  einfachen  Landbauer  zu  theuer  sind,  gehalten,  und 
in  jeder  weise  die  Anforderungen  an  eine  feinere  und  höhere 
Gultur  befriedigt  werden  können.  Es  ist  das  ein  natürliches 
aristokratisches  Element  in  der  Organisation  der  Landwirth- 
schaft, welches  zwar  von  minderer  Bedeutung  ist  als  das  bäuer- 
liche, aber  seine  innere  Berechtigung  bat.  Dagegen  scheint 
es  der  Natur  der  Dinge  in  den  bevölkerten  Gegenden  Europa's 
zu  widerstreben,  dasz  auch  mittlere  bürgerliche  Land- 
güter, die  nicht  so  grosz  sind,  um  den  Orundherrschaften 
zur  Seite  gesetzt  zu  werden,  und  doch  nicht  von  dem  Eigen- 
thümer  selber  bebaut  werden,  wie  die  eigentlichen  Bauergüter, 
mit  ökonomisch-günstigem  Erfolge  bewirthet  werden  können. 
Diese  kommen  daher  fast  nur  als  Luxusgüter  in  Betracht. 

Wo  sich  nun  Grundherrschaft  findet,  welche  keineswegs 
Unfreiheit  der  Bauern  erfordert,  da  kann  auch  der  Organis- 
mus der  Bauergemeinde  mit  derselben  in  Verbindung  gebracht 
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werden,  und  diese  in  jener  ein  natttrlicbes  und  wohlthätigee 
Centmm  finden. 

b)  Anf  Befreiung  der  Güter  von  den  mancherlei 
Beallasten,  welche  das  Mittelalter  anf  dieselben  gehftnft  hat, 
in  Gestalt  der  Zehnten,  Grundzinse,  Frohnden,  zum  Theil  auch 
von  Dienstbarkeiten,  welche  die  freie  und  gute  Wirth- 
Schaft  gefährden.  Die  Keallasten  hatten  guten  Sinn,  als  sie 
noch  Ton  dem  Eigenthfimer  genossen,  und  von  dem  abhängi- 
gen Besitzer  der  Güter  getragen  wurden.  Als  Lasten  aber, 
welche  dem  Eigenthum  von  auszen  her  auferlegt  werden  und 
dasselbe  drücken,  widerstreiten  sie  dem  Begriff  des  Grund* 
eigenthums.  Mit  der  Umgestaltung  des  abgeleiteten  Grundbe- 
sitzes ins  Eigenthum  musz  daher  die  Ablösbarkeit  der  Real- 
lasten Hand  in  Hand  gehen,  soll  jene  zur  Wahrheit  werden. 
Dieses  Besultat  wird  aber  auch  durch  wirthschaftliche  Motive 
gefordert.  Der  Begriff  der  Dienstbarkeiten  (Servituten)  dage- 
gen ist  nicht  ebenso  im  Widerspruch  mit  dem  des  Eigenthums, 
aber  schon  die  BOmer  haben  denselben  aus  statswirthschaft- 
Uchen  Gründen  weise  beschränkt,  und  in  unserer  Zeit,  welche 
zahlreichere  gesetzliche  Servituten  aus  dem  Mittelalter  ererbt 
hat,  macht  die  neuere  Entwickelung  der  Wirthschaft,  zumal 
der  Forstwirthschaft,  und  bei  Benutzung  der  gemeinen  Weiden 
zu  neuem  Anbau  weitere  Beschränkungen  nOthig. 

c)  Auf  die  Förderung  der  Theilung  unwirthlicher 
Weideflächen  oder  Oeden,  zum  Behuf  bessern  Anbaues 
der  Theile,  und  auf  Beschränkung  der  Yertheilung 
zusammenhängender  Gemeindewaldungen  zur  Erhaltung 
einer  geregelten  Forstwirthschaft  im  Interesse  auch  der  künf- 
tigen Geschlechter. 

d)  Auf  Begünstigung  sowohl  der  Abrundung  zu 
landwirthschaftlichen  Grenzen  und  der  Zusammenlegung 
der  verschiedenen  Ackerstücke  zu  einem  einheitlichen  Gut,  als 
auf  Anerkennung  der  Theilbarkeit  groszer  Güter  zur  Meh« 
rung  der  selbständigen  Grundeigenthümer  und  Verbesserung 
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des  Baues;  mt  4er  andern  Seite  auch  auf  Behinderung 
einer  Theilbarkeit  der  Güter  und  Gutstbejile  in  so  kleine 
Parcellen,  dasz  dieselben  nicht  mehr  als  Grundlage  tauglich 
sind  für  Betreibung  einer  ordentlichen  Wirthscbaft,  und  auf 
Erhaltung  von  mittleren  Bauer*  und  Erbgütern  in  ihrem 
Best^d,  welche  keineswegs  bis  zur  Gebundenheit  derselben 
gesteigert  zu  werden  braucht. 

d)  Durch  Verbreitung  landwirthschaftlicher 
Kenntnisse  und  Ermunterung  zu  besserer  Gultur, 
welche  schon  bei  der  Anlage  der  ländlichen  Volksschulen  be- 
rücksichtigt,  dann  durch  landwirthschaffcliche  Lehranstalten 
und  Mustergüter,  durch  Unterstützung  der  Wirksamkeit  land- 
wirthschaftlicher Vereine,  durdi  Preisyertheilungen  und  Feste 
befördert  werden  können. 

e)  Durch  die  Sorge  für  den  ungehinderten  und 
möglichst  vortheilhaften  Absatz  der  landwirthschaft- 
liehen  Producte,  was  durch  gute  Einrichtung  der  Märkte, 
und  durch  ein  wohlbedachtes  Zollsystem  geschieht.  Die  früher 
beliebte  Erschwerung  der  Ausfuhr  ist  nun  zum  Vortheile  der 
nationalen  Wirthschaft  seltener  und  beschränkter  geworden. 

f)  Durch  besondere  landwirthschaftliche  G  red  i  tan- 
stalten,  welche  dem  Landwirth  es  möglich  machen,  an  den 
Vortheilen  einer  erleichterten  Geldbenutzung  Theil  zu  nehmen, 
ohne  ihn  zu  groszer  Gefahr  und  Beschwerde  auszusetzen.^ 

5.  Im  Gegensatze  zu  der  Landwirthschaft,  welche  gleich- 
artig über  das  ganze  Land  yerbreitet  ist,  äuszert  sich  in  den 
Handwerken  die  Verschiedenheit  der  persönlichen  Thätig^ 
k^t  in  höchst  mannich faltigen  Arbeiten  und  ßemfsweisen. 
Das  Handwerk  ist  daher  individueller,  persönlicher  als  jene, 
und  die  Statswirthschaft  kann  auf  die  Ausbildung  desselben 


*  Tgl.  über  alles  das  die  ausführlichen  Naoh weise  bei  Raa,  Polit. 
Oekonomie  II,  8.  75  ff.  und  Röscher  Nationaldkonemie  und  Ackerbau, 
Statigwrt  1860. 
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in  der  Regel  nur  einen  mehr  mittelbaren  Einflnsz  Qben,   als 
auf  das  Gedeihen  jener.    Wichtig  sind: 

a)  die  Verfassung  der  Handwerke.  Während  des  Mit-, 
telalters  bildete  sich  in 'den  Städten  das  Zunftwesen  aus, 
zugleich  als  wirthschaftliche  und  Rechtsordnung  der  Hand- 
werker, je  nach  den  besondem  Berufszweigen,  und  als  eme 
wesentliche  Grundlage  der  städtischen,  theilweise  auch  der 
Statsverfassung.  Seit  dem  XVI.  Jahrhunderte  sehTessen  sich 
die  Handwerke  enger  ab,  suchten  dem  Zudrang  neuw  Gis- 
werbsgenossen  zu  wehren,  vermehrten  die  mancherlei  Sdiranken, 
welche  die  freie  Bewegung  einzelner  Meister  im  Interesse  be- 
haglicher Sicherheit  der  Mehrzahl  hemmten,  hatten  über  die 
Grenzen  ihres  Gewerbsbetriebs  häufige  Streitigkeiten  unter 
einander,  und  dehnten  so  den  Zunftzwang  aus.  Von  dem 
XVni.  Jahrhunderte  an  wurde  die  ganze  Zunftyerfassung  von* 
allen  Seiten  her  angegriffen,  und  unter  den  wiederholten 
Stöszen  feindlicher  Gegensätze  erschattert  und  grosaentheils 
aufgehoben.  Die  Erhebung  der  Fabrication ,  welche  durch 
neue  mechanische  und  chemische  Entdeckungen  aller  Art  eme 
Yorher  nicht  bekannte  Ausdehnung  gewann,  und  sich'  durch 
die  Hand  Werksordnungen  vielfach  gehemmt  sah,  die  ganze 
Richtung,  welche  der  Betrieb,  von  der  Macht  des  Ci^itals 
begQnstigt,  ins  Weite  und  Grosze  nahm,  und  dem  engem  lo- 
calen  Kreis  der  Handwerksthätigkeit  ungflnstig  war,  der  Zug 
der  Nationalökonomie  und  der  politischen  Ideen  nach  indivi* 
dueller  Freiheit,  und  die  Umbildung  der  öffentlichen  Verfach 
sung  ohne  Rücksicht  auf  die  Stände,  wendeten  sich  alle  wider 
die  hergebrachte  Zunftordnung,  und  die  mancherlei  Miszbräuche 
und  kleinlich  engherzigen  Einrichtungen,  welche  gerade  in  dea 
letzten  Jahrhunderten  diese  verunstalteten,  waren  nicht  ge- 
eignet, ihr  in  der  Öffentlichen  Meinung  so  viel  Unterstützung 
zu  verschaffen,  dasz  sie  jene  Angriffe  hätte  aushalten  kOnnen. 
An  ihre  Stelle  tittt  nun  gewöhnlich  das  System  individueller 
Gewerbefreiheit,  zuweilen  noch  beschränkt  nicht  durch  die 
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selbstSadige  Ordnung  der  Gewerbe  aelbst,  nnideni  durch  die 
Goncessionen  und  Patente  der  Begiening  und  die  Stats- 
polizeL 

In  Wahrheit  war  das  Desergaflisation  der  Handwerke. 
Sie  hatten  einer  grandlichen  Beform  bedurft,  und  yerfielen  nun 
der  Bevolution.  Die  gemeinsamen  Interessen  der  Hand- 
werke hatten  nun  kein  eigenes  Organ  mehr,  welches  fOr  sie 
einstand,  und  die  vereinzelten  Arbeiter  waren  jeder  Schwindelei 
schutzlos  ausgesetzt.  Die  Wohlthat  der  Freiheit  bewfthrte 
freilich  auch  hier  ihre  Vorzüge,  indem  sie  die  Thatkraft  vieler 
Individuen  spannte,  und  auf  höhere  Ausbildung  der  mancherlei 
Handwerksarbeiten  hinwirkte;  aber  es  fehlte  ihr  die  Schranke 
einer  natürlichen  Ordnung,  welche  hinwieder  das  Ganze  zu- 
sammenhielt, und  die  Glieder  vor  Beeinträchtigung  ihrer  Bechte 
und  vor  Krftokung  ihres  Friedens  sicherte.  Der  Unterschied 
4ler  Meister  und  der  Gesellen,  welcher  in  einer  organischen 
Gestaltung  eine  friedliche  Beracksichtigung  ursprünglich  ge- 
funden hatte,  und  auch  den  veränderten  Zeitverhftltnissen  ge- 
mftsz  wieder  finden  könnte,  wurde  nun  häufig  bis  zum  feind- 
lichen Gegensatz  gesteigert,  und  zum  Naditheile  beider  Theile 
wurde  das  Familienleben,  welches  beide  Theile  vereinigt  hatte, 
aufgelöst  und  zerrissen.  Die  Ehrbarkeit  und  die  Moralität  der 
Handwerke  litten  in  Folge  dessen  grosz^  Schaden,  und  die 
Statspolizei  konnte  mit  ihren  oft  herrischen,  immer  aber  unge* 
ttügenden  Mitteln  diese  Uebel  nicht  heilen.  Der  laute  Buf 
nach  Organisation  der  Arbeit,  der  in  unserer  Zeit  die 
Luft  erfüllt,  ist  ein  Zeichen,  dasz  der  jetzige  Zustand  der 
Auflösung  der  Handwerke  krank  ist,  und  wenn  auch  nicht 
jene,  so  ist  doch  die  Beorganisation  der  Arbeiter,  insbe- 
sondere der  Handwerker,  ein  wirkliches  Bedürfhisz  unserer 
Zeit  Diese  kann  aber  nur  in  freier  genossenschaftlicher 
Form,  nicht  aber  durch  Herstellung  der  veralteten  Zünfte 
vor  sich  gehen.  Die  Bildung  groszer,  massenhafter  Genossen- 
schaften, welche  ganze  Classen  von  Handwerkern  oder  ganze 
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Ghruiq^ik  you  Handwerken  umfassen,  nnd  die  Yerbindong  zn 
bestimmten  Zwecken,  der  Unterstützung,  der  Vorschüsse,^  der 
Bildung,  der  Ernährung  u.  s.  f.  scheint  dem  Geiste  der  neuen 
Zeit  gemftszer,  als  die  Spaltung  in  eine  Menge  kleiner  abge* 
schlossener  Verbindungen  zu  den  sftmmüichen  Wirthschafbh 
zwecken,  wie  sie  früher  bestanden  hatten, 

b)  Die  Förderung  einer  tüchtigen  Ausbildung  der 
Handwerker  theils  durch  gute  Qewerbschulen ,  theils  durch 
Vorschriften  über  die  Haltung  der  Lehrlinge  und  OeselleUf 
über  die  Prüfung  und  das  Wandern  der  Gesellen,  über  die 
Bedingungen  der  Aufnahme  zu  Meistern.  Die  frühern  Hand- 
werksordnungen enthielten  oft  ganz  brauchbare  Bestimmungen, 
sorgten  aber  zu  wenig  für  das  Bedürfnisz  von  Ausnahmen, 
und  waren  häufig  zu  ängstlich  und  kleinlieh. 

6.  Verschieden  von  dem  Handwerk  ist  die  Fabrication. 
Das  Handwerk  beruht  auf  der  Kunstfertigkeit  der  Hand  des 
Meisters  und  der  Gesellen,  und  befriedigt  ausschlieszlich  oder 
doch  vornehmlich  nur  einzelne  locale  Bedürfnisse.  Die  Fabri- 
cation dagegen  wird  von  den  Fabricanten  regelmäszig  nur 
geistig  geleitet,  und  von  der  Masse  der  Arbeiter  nach  mecha- 
nischen Begeln  gleichmäszig  und  maschinenartig  betrieben. 
Die  Maschine,  welche  dort  nur  in  secundären  Betracht  kam 
zur  Unterstützung  oder  zum  Ersatz  einzelner  Handarbeiten, 
wird  hier  zur  Hauptsache  und  bestimmt  regelmäszig  den  gan- 
zen Charakter  der  Fabrication.  Sie  ist  ihrer  Natur  nach  ein 
Betrieb  im  Groszen  und  nicht  auf  localen  Absatz  beschränkt, 
sondern  auf  Erzeugung  von  Handelswaaren  gerichtet. 

Je  grOszer  die  Bedeutung  der  Fabrication  in  neuerer  Zeit 
geworden  ist,  je  mächtiger  das  Capital  hier  sich  erhoben  und 
die  Arbeit  der  Menschen  sich  dienstbar  gemacht  hat,  je  zahl- 
reichere Massen  der  Bevölkerung  als  Fabrikarbeiter  leben  und 

*  um  diese  genossenschaftlichen  Bildungen  in  Deutschland  hahen 
sich  Torzüglioh  Prof.  Hnher  und  SchuUze-Delitzsch  grosze  Yer* 
dienste  erworben. 
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ZU  leben  genOthigt  sind,  und  je  grOszer  die  Gefahren  sind, 
wekhe  theils  aus  der  Fluctuation  des  groszen  Verkehrs,  ans 
der  kalten  Oewinnsncbt  und  üebermacht  mancher  Fabrikherren 
und  der  Verwilderung,  der  Liederlichkeit  und  dem  Elend  vieler 
Fabrikarbeiter  fQr  di(  Gesammtbeit  entstehen,  desto  nöthiger 
ist  es,  dasz  die  Statswirthscbaft  diesem  Berufszweige  die  sorg- 
fUtigste  Auifmerksamkeit  zuwende.  Die  Gesetzgebung  und  die 
Verwaltung  des  Stats  sind  hier  von  dem  raschen  Aufschwung 
der  Fabricati^n  weit  überholt  worden  und  noch  nicht  dem 
wirklichen-  Bedurfnisse  nachgekommen. 

Vor  allem  fehlt  es  auch  hier  an  de^  Organisation  des 
Fabrikstandes,  und  die  Nachtheile  der  Anarchie  werden 
hier  noch  empfindlicher  verspflrt  als  die  der  Desorganisation 
der  Handwerke,  weil  gröszere  Massen  betheiligt  sind.  Wäh- 
rekid  Handwerksmeister  und  Gesellen  sich  nahe  stehen  und 
daher  diese  als  Glieder  der  Familie  jener  behandelt  werden 
können,  so  gehen  dagegen  die  Lebensstufen  der  verschiedenen 
Glassen  von  Personen,  welche  an  der  Fabrication  Theil  haben, 
Weit  auseinander  und  lassen  sich  nicht  ebenso  in  Einer  Haus- 
haltung umfassen.  Der  Fabrik herr  geh(yrt  offenbar  dem 
8(ygenannten  dritten  Stande  an,  und  nimmt  gewöhnlich  in  di^ 
siem  eine  durch  Beichthum  und  Einflusz  hervorragende  Stel- 
lung ein;  Ingenieure,  höhere  Techniker  oder  Künstler, 
welche  bei  der  Fabrik  angestellt  sind,  gehören  ebenfalls  dem 
dritten  Stande  zu,  aber  sind  doch  als  Angestellte  des  ei*steren 
in  einer  untergeordneten  Stellung.  Die  gröszere  Zahl  der 
Werkführer  und  Schreiber  stehen  auf  einer  der  hohem 
Stefeli  des  vierten  Standes;  die  Masse  der  Fabrikarbeiter 
gewöhnlich  auf  der  untersten  Stufe,  der  des  Proletariats, 
und  ist  daher  eines  Patronats  sehr  bedürftig.  Ein  groszer 
Thcfil  der  letztern  besteht  sogar  aus  Kindern,  die  unfähig 
sind  für  sich  selber  zu  sorgen. 

Bei  solchen  Elementen  genfigt  eine  blosz  statswirtbschaft- 
liche  Pflege  nicht,  sondern  sie  musz  mit  polizeilichem  Schutze 
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verbunden  werden.  Theilweise,  insofern  Kinder  bei  der  Fa- 
brication  verwendet  werden,  kommt  sogar  die  Sorge  der  Stata- 
cultar  hinzu.    Folgende  Momente  sind  vorzüglich  zu  beachten: 

a)  die  Sorge,  dasz  Kinder  nicht  zu  früh  zur  Fabrikar- 
beit verwendet  werden,  sondern  erst  von  einem  gewissen  Le- 
bensalter an,  ebenso  dasz  die  Kinder  nicht  übermftszig  ange- 
strengt werden,  sondern  die  erforderliche  Musze  erhalten,  de- 
ren der  jugendliche  K(>rper  und  Gtoist  bedarf,  um  zu  einem 
gesunden  Dasein  heranzureifen.  In  dieser  Beziehung  geschieht 
lange  nicht  genug.  ^  In  mehr  als  einem  civilisirten  und 
christlichen  State  werden  grosze  Schaaren  von  Fabrikkindem 
so  behandelt,  als  wären  sie  nur  Theile  einer  Maschine,  und 
nur  dafür  auf  der  Welt,  um  als  Werkzeug  des  Eigennutzes 
Anderer  benutzt  und  verbraucht  zu  werden,  und  man  wagt  es 
noch,  solche  das  natürliche  Menschenrecht  verhöhnende  Bar- 
barei, die  viel  schlimmer  ist,  als  die  antike  Sklaverei,  aus 
Gründen  der  Industrie  zu  vertheidigen.  Auch  über  die  fort- 
gesetzte Schulbildung  und  religiöse  Erziehung  dieser  Kinder 
musz  der  Stat  wachen,  denn  die  Selbstsucht  und  sogar  die 
Noth  der  Familien,  welchen  diese  Kinder  angehören,  ist  oft 
ein  Hindernisz  derselben,  und  nicht  alle  Fabrikherren  sorgen 
dafür  aus  freier  Humanität  oder  aus  Christenpflicht; 

b)  die  Sorge  für  eine  mäszige  Arbeitszeit  vorzüg- 
lich der  Kinder,  dann  auch  der  Erwachsenen.  Die  Freiheit 
des  Vertrags  schützt  hier  in  vielen  Fällen  nicht  vor  argem 
Miszbrauch,  denn  für  einen  groszen  Theil  von  Fabrikarbeitern 
ist  jene  Freiheit  nur  ein  Schein  ohne  Bealität,  indem  sie  nicht 
in  der  Lage  sind,  sich  den  Anforderungen  der  Herren  zu  ent- 
ziehen, von  deren  Anstellung  ihr  Lebensunterhalt  abhängt. 
Am  besten  wäre  es  allerdings,  wenn  durch  Statsverträge  all- 

*  Nach  mehreren  Qesetzen  d&rfeo  die  Kinder  nicht  unter  9  Jahren  in 
den  Fabriken  verwendet  und  ihnen  keine  Nachtarbeit  auferlegt  werden. 
Ueberdem  musz  die  Tagesarbeit  durch  Ruhestunden  unterbrochen  werden. 
Vgl.  Rau,  Volkswirthsch.  Politik.  II,  S.  59.  f. 

B 1  n  ■  t  •  0  b  1 1,  allffemeiBes  Stotoreebt    n.  29 
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gemein  geltende  Yorsehriften  darflber  festgesMlt  würden ,  dar 
mit  nicbt  die  Industrie  der  Lftndert  welche  hierin  humane 
Qmndsfttze  anerkennen,  benachtheiligt  werde  durch  die  Con- 
currenz  anderer,  welche  die  Arbeitskr&fte  ihrer  Bevölkerung 
im  üebermasz  anstrengen,  wenn  schon  diese  Gefiüir  nicht  so 
grosz  ist  als  sie  scheint,  da  unmftszige  Anstrengung  die  Ar- 
beitskraft selber  schwftcht.^  Auch  die  Heilighaltung  der 
Sonn-  und  Festtage  ist  eine  grosze  Wohlthat  für  diese 
Classen ; 

c)  die  Sorge  dafür,  dasz  die  Arbeitsiocale  und  wo 
für  die  Fabrikarbeiter  besondere  Wohnungen  eingerichtet 
werden,  auch  diese  nicht  so  mangelhaft  seien,  um  die  Qe- 
sundheit  derselben  zu  gefährden; 

d)  die  Forderung  aller  der  Anstalten,  welche-  dafür 
bestimmt  sind,  die  sittliche  und  leibliche  Wohlfahrt 
der  Arbeiter  zu  heben  und  zu  erhalten,  dieselbe  im  Falle  von 
Krankheit  zu  pflegen  und  zu  unterstützen,  während  indu- 
strieller Krisen  zu  sichern,  im  Alter  zu  versorgen  u.  s.  f. 

Die  ^eiwiUige  Fürsorge  edler  Fabrikherren  hat  unver- 
kennbar hier  schon  manche  vortreffliche  Institute  enseugt; 
und  der  Stat  hat  allerdings  weder  das  Recht  noch  die  Miftel, 
diese  Fürsorge  in  so  ausgedehntem  Masze  zu  gebieten,  wie 
der  freie  Wille  sie  hie  und  da  belebt  hat.  Aber  er  ist  ver- 
anlaszt,  seinerseits  diesen  zu  ehren  und  zu  unterstützen,  und 
vollkommen  berechtigt,  einige  allgemeine  Vorschriften  zu  er- 
lassen, welche  auch  die  Fabrikherren,  die  nicht  ebenso  aus 
eigenem  Triebe  fQr  die  Noth,  das  Unglück  und  das  Alter 
sorgen,  anhalten,  so  viel  zu  thun,  als  die  Bücksicht  auf  die 
öffentliche  Ordnung  und  die  gerechten  Ansprüche  theils  der 
Fabrikarbeiter  selbst,  theils  der  dabei  ebenfeUs  betheiligten 
Gemeinden    und  Armenpflegen   erheischen.     Die  Einrichtung 

*  Das  Maximam  einer  Arbeitspflicht  ron  12  tStmiden  ist  sehon  sehr 
hoch  gefaszt;  und  doch  gehen  einige  Oeaetse  bis  anf  14  nnd  15  Standen 
täglich. 
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und  der  Beta-ieb  groszer  Fabriken  schafft  geradezu  eine  Fa- 
brikbeyölkemng  um  dieselben  her.  Es  liegt  in  dem  Yer* 
dienst,  den  sie  auch  für  die  Kinder  versprechen,  und  in  dem 
Zusammenleben  der  Fabrikarbeiter  ein  groszer  Reiz  zu  ver- 
mehrter Kindererzeugung,  und  es  sammeln  sich  an  dem  Fa- 
brikorte überdem  aus  entfernteren  Gegenden  her  eine  Menge 
Arbeiter.  Diese  werden  meist  nur  für  die  bestimmte  Fabrik- 
arbeit erzogen  und  sind  auch  nur  dieser  f&hig.  Geräth  dann 
diese  Fabrication  pUtzlich  in  Stockung  oder  bringen  auch  nur 
die  natürlichen  Ursachen  der  Arbeitsunfthigkeit ,  wie  Krank- 
heit und  Alter,  ihre  Wirkungen  hervor,  so  entsteht  eine  An- 
zahl von  unterstfltzungsbedürftigen  und  von  armen  Personen, 
welche  ohne  die  Existenz  der  Fabrik  nicht  oder  wenigstens  in 
geringerem  Masze  die  öffentliche  Unterstützung  und  Pflege 
des  Stats  und  der  Gemeinden  belästigen  würden.  Es  ist  da- 
her nur  gerecht,  wenn  diejenigen,  welche  in  guten  Zeiten  von 
der  Fabrication  Gewinn  ziehen,  auch  verpflichtet  werden, 
für  die  bösen  Tage  vorzusorgen,  und  der  Stat  überschreitet 
seine  Befugnisse  nicht,  wenn  er  Spar-  und  Hülfscassen  an- 
ordnet, welche  theilweise  durch  Abzüge  an  den  Arbeits- 
löhnen und  theilweise  aus  Beiträgen  der  Fabrikherren  gebildet 
werden ; 

e)  die  Anordnung  von  Fabrikräthen,  welche  über  die 
Ordnung  und  die  guten  Sitten  in  den  Fabriken  wachen,  Strei- 
tigkeiten zwischen  Herren  und  Arbeitern  schlichten,  und  als 
Organ  für  die  Interessen  beider  den  Statsbehörden  gegenüber 
dienen ; 

f)  die  Zulassung  und  Beaufsichtigung  der  genossen- 
schaftlichen Verbindungen^^  der  Arbeiter  unter  sich. 
Wie  das  Capital  in  der  Association  der  Actien  seine  Macht 
gesteigert  hat,  so  erhöht  auch  die  Association  der  Arbeiter 
ihre  Macht  und   gewährt  ihren   Interessen  Schutz  gegenüber 


^®  Vgl.  Hub  er,  Art  Association  in  Bluntsolili'd  fi^atswörterbuoh. 
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der  um  sich  greifenden  und  erdrückenden  Macht  des  Gapitals. 
Erst  wird  der  Gegensatz  beider  Er&ftet  der  s&chlichen  Ver- 
m(>gfnskraft  und  der  persönlichen  Arbeitskraft  ausgebildet 
werden  müssen :  dann  erst  werden  beide  in  ihrer  Verbindung 
zu  einem  fOr  beide  wohlthfttigen ,  gesunden  Frieden  gelangen 
können ; 

g)  die  Gewährung  von  Erfindungspatenten,  welche 
den  Erfindern  wichtiger  Verbesserungen  fflr  einige  Zeit  die 
ausschlieszlicbe  Benutzung  ihrer  Erfindung  sichern,  und  der 
Schutz,  welcher  den  Fabriken  gewährt  wird  gegen  täuschende 
Nachahmung  ihrer  Fabrikzeichen; 

h)  die  Anordnung  von  Industrieausstellungen,  welche 
einen  Ueberblick  Aber  die  Gewerbsthätigkeit  geben,  die  Fort^ 
schritte  und  Mängel  ihres  Ganges  leichter  erkennen  lassen, 
zum  Wetteifer  ermuntern  und  die  ausgezeichnete  Arbeit 
ehren ; 

i)  die  Berücksichtigung  der  Fabricationsinteressen  bei  der 
Bestimmung  der  Zölle.'* 

7.  Der  Handelsverkehr  bedarf  in  weit  geringerem 
Grade  einer  besondern  Pflege  der  Statswirthschaft ,  als  die 
übrigen  Gewerbe.  Er  gedeiht  am  besten,  wo  er  sich  mit 
individueller  Freiheit  bewegen  kann,  unbehindert  durch  äuszere 
Schranken.  Der  Groszhandel  ist  geradezu  kosmopolitisch, 
nicht  national,  und  fühlt  jede  Schranke,  welche  das  Gesetz 
eines  States  zieht,  als  eine  Beschwerde.  Nur  der  Kleinhandel 
(Kram  h  and  el),  welcher  des  Detail  Verkaufes  wegen  auf  löcalen 
Verbrauch  angewiesen  ist,  bedarf  einigen  Schutz  nicht  vor  der 
ConcuiTenz  anderer  sich  regelmäszig  niederlassender  solider 
Handelsleute,  wohl  aber  vor  der  häufig  unsoliden  Concurrenz 
der  Musterreiter  und  Hansirer,  welche  den  Käufern  nach- 
gehen und  durch  allerlei  Vorspiegelungen  ihre  Kauflust  wecken 
und  reizen.     Die  Hauptaufgabe    der   Statswirthschaft   gegen- 

*«  Oben  C*p.  7,  8.  433. 
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« 

Aber  dem  Handel  besteht  daher  in  der  Wegränmung  der  Hin- 
dernisse, welche  seine  freie  Bewegung  hemnien;  in  zweiter 
Linie  erst  in  der  Unterstfitzung  desselben  durch  öffentliche 
Anstalten. 

a)  Die  Organisation  des  Handelsstandes  hat  weniger 
Schwierigkeiten,  als  die  des  Handwerk-  und  Fabrikstandes. 
Jener  theilt  sich  in  zwei  Haupt classen,  die  der  G rosz hand- 
le r,  Kaufleute  (negotiatores)  im  eigentlichen  Sinn,  welche 
in  der  Regel  wieder  an  Fabrikanten,  andere  Kaufleute  und 
Krämer  und  eben  darum  in  gröszeren  Massen  verkaufen  und 
die  Handelsvermittlung  im  Groszen  betreiben,  und  die  der 
Kleinhändler,  Krämer  (institores) ,  welche  in  der  Kegel 
an  alle  einzelnen  Gonsumenten  nach  beliebig  kleinen  Quanti- 
täten verkaufen.  Die  erstem  gehören  dem  dritten,  die  letztern 
dem  vierten  Stande  an,  und  beide  können  wohl  zu  groszen, 
die  ganze  Masse  der  Betheiligten  umfassenden  Gorporationen 
vereinigt  werden. 

b)  Die  Einrichtung  von  Handelskammern,  welche  über 
die  gemeinsamen  Interessen  des  Handels  wachen  und  den  Han- 
delästand  auch  vor  den  Statsbehörden  vertreten,  die  Kunde 
der  Handelsflbungen  bewahren  und  Gutachten  in  Handelssachen 
bearbeiten,  bildet  die  natflrliche  Krone  einer  corporativen  und 
freien  Gliederung  des  Handelsstandes. 

c)  Die  Anordnung  von  öffentlich  autorisirten  Mäklern 
(Sensalen)  in  Handelsstädten  und  die  Herstellung  von  Bör- 
sen dient  zur  Sicherung  und  Beförderung  des  eigentli- 
chen Handelsverkehrs,  und  je  vollkommener  die  übrigen  ge- 
meinen Yerkehrsanstalten  des  States  sind,  Straszen,  Post- 
verbindungen u.  s.  f.,  desto  mehr  wird  auch  der  Handel  und 
dieser  in  hohem  Masze  die  Yortheile  derselben  zu  genieszen 
haben. 

d)  Die  Sicherung  der  Handelsfirmen  gegen  Miszbrauch 
und  Täuschung,  die  Prüfung  der  Solidität  von  neu  entstehen- 
den Actiengesellschaften,   insbesondere  Creditanstal- 
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ten,  die  Bekanntmachung  solcher  Verftnderungen  in  dem 
Personeubestand  und  den  Verhältnissen  der  Gesellschaften  und 
der  Handelsetablissemeuts  überhaupt,  welche  auf  die  Glaub- 
würdigkeit und  die  Sicherheit  des  Handelsverkehrs  von  Ein- 
flusz  sind,  sind  ebenfalls  einzelne  wohlthätige  Aeuszerungen 
der  statswirthschaftlichen  Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete. 


Von  den  Gemeinden. 


Erstes  Oapitel 

Historische  Erinnerung. 

1.  Der  antike  Stat  ist  ans  dem  politischen  Leben  der 
Stadt  erwachsen.  Die  Vermischung  des  States  mit 
der  Stadt  in  der  Idee  und  in  der  Organisation  ist  daher  dem 
Statsrechte  des  Alterthums  eigenthfimlich.  Griechen  und  Römer 
bezeichneten  sogar  mit  dem  n&mlichen  Worte  die  beiden  Gemein- 
schaften. Die  Stadt  Athen  war  zugleich  der  Stat  Athen,  und 
die  Stadt  Bom  wurde  zur  Beherrscherin  der  Welt. 

Das  römische  Beich  war  indessen  so  grosz  geworden,  dasz 
der  innere  Gegensatz  zwischen  dem  State  und  den  Städten 
dem  scharfen  Blick  der  Römer  nicht  länger  entgehen  konnte. 
Jener  umfaszte  die  Welt,  diese  waren  local  begränzt.  Am 
längsten  dauerte  die  Vermischung  beider  in  der  Organisa- 
tion der  Hauptstadt  Die  Magistrate  des  römischen 
Volkes  waren  zugleich  und  zunächst  Magistrate  der  Stadt,  der 
Senat  war  auch  Bath  der  Stadt.  Das  römische  Stadt- 
bürgerrecht war  die  noth wendige  Grundlage  der  politischen 
Betheiligung   an  den    Statsangelegenheiten.     Erst   unter   den 
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Kaisern  änderte  sich  das.  Die  Gäsarenherrschaft  war  eine 
reine  Statsinstitution.  Unter  Augustus  wurde  auch  der  Senat 
zu  einer  Beichsveraammlung,  welche  die  Groszen  aus  den  Pro- 
vinzen in  sich  aufnahm.  Ein  groszer  Theil  der  öfientlichen 
Aemter  wurde  rein  statlich;  und  das  römische  Bflrgerthum 
erweiterte  sich  im  Verfolge  zu  einem  allgemeinen  Stat«bflrger- 
thum.  Das  unermeszliche  Reich  streifte  so  die  Form  der  Stadtver- 
fassung erst  ab,  als  schon  die  innere  Lebenskraft  groszen- 
theils  erschöpft  war  und  Korns  Geschichte  sich  abwärts  neigte. 
Früher  war  der  Gegensatz  in  den  übrigen  Städten,  be- 
sonders von  Italien,  offenbar  geworden.  Zwar  waren  auch  sie 
ursprünglich  politische  Ganze,  um  welche  auch  die  Ort- 
schaften und  Höfe  des  Landes  umher,  als  um  ihr  verfassungs- 
mäsziges  Gentrum  gruppirt  waren.  Auch  sie  hatten  ihre  Ma- 
gistrate, wenn  gleich  später  nicht  mehr  mit  imperium,  doch 
mit  jurisdictio.  Die  Ilviri  und  IVviri  sowohl  als  die  pre^ 
faeetij  waren  nicht  blosze  Gemeindevorsteher,  sondern  zugleich 
Statsbeamte,  obwohl  ihr  Wirkungskreis  auf  das  Gebiet  der 
Stadt  begrenzt  war;  die  Senate  oder  Gurion,  wie  sie  im 
Verfolg  genannt  wurden,  waren  in  kleinem  Verhältnissen  ähn- 
lich dem  Senate  zu  Born,  und  das  römische  Bürgerrecht 
verband  in  den  Golonien  und  vielen  Municipien  die  Bewohner, 
in  noch  anderen  Städten  wenigstens  die  Obrigkeiten  derselben, 
mit  der  herrschenden  Stadt.  Aber  wenn  auch  die  Mischung 
von  Stadt  und  Stat  in  allen  diesen  Beziehungen  überall  noch 
bis  spät  wahrzunehmen  ist,  so  war  doch  schon  von  Anfang  an 
das  höhere  politische  Leben,  die  Statsregierung  und  Gesetz- 
gebung in  Bom  coneentrirt,  und  alle  übrigen  Städte  zunächst  doch 
nur  locale  Gorporationen.  Sie  hatten  nicht  als  solche  einen 
unmittelbaren  Antheil  an  der  Leitung  des  Statswesens. ' 

«  Vgl.  die  flbersichtliche  und  grandliohe  DarsteUung  bei  C.  Hegel, 
Oescliiolite  der  St&dteyerfMsang  von  Italien  Bd.  I,  Cap.  1,  worin  auch 
die  gelehrten  Untenuchnngen  Ton  Niebuhr,  Sayigny,  Walter, 
Puohta,  Zumpl  u.  s.  w.  beachtet  Bind. 
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Guizot  hat  in  der  Trennung  der  politischen  Rechte 
und  Interessen  von  den  Municipal-Interessen  und  Hechten, 
welche  in  der  Kaiserzeit  vollzogen  worden,  eine  Hauptursache 
des  Verfalls  des  römischen  Beichs  zu  erkennen  vermeint,  und 
dieselbe  als  verderblich  erkl&rt  für  den  Stat  und  die  Qemein* 
den.  *  Ich  kann  diese  Ansicht  des  gelehrten  Statsmannes  nicht 
theilen.  Die  Trennung  der  politischen  und  der  Gemeindever- 
fassung wurde  in  dem  römischen  Reiche  nicht  so  vollst&ndig 
und  nicht  so  scharf  durchgefflhrt,  als  in  den  mod^iien  Staten 
fast  allenthalben,  und  nicht  daran  ist  der  römische  Stat  zu 
Gründe  gegangen,  dasz  er,  was  seiner  Natur  nach  verschieden 
war,  das  politische  Statsleben  und  das  Gulturleben  der  Ge- 
meinde auch  in  dem  äuszem  Organismus  verschieden  behan- 
delte. Als  die  übermäszige  Centralisation  der  gesammten 
Statsgewalt  in  dem  absoluten  Kaiserthum  die  Rechte  aller 
übrigen  Glieder  absorbirt  hatte,  und  jede  Art  von  politischer 
Freiheit  der  Aristokratie  und  des  übrigen  Volks  niederdrückte 
und  zerstörte,  da  hielt  im  Gegentheil  die  alte  Municipalfrei* 
heit  noch  eine  Zeit  lang  die  allgemeine  Knechtung  und  das 
Verderben  auf.  Erst  seit  der  Umgestaltung  des  Reichs  unter 
Diocletian  und  Gonstantiu,  und  der  Einführung  einer  aus  orien- 
talischem Despotismus  und  römisch-griechischer  Bureaukratie 
gemischten  Statsverfassung  sind  denn  auch  die  Freiheit  und 
das  Recht  der  Städte  zuletzt  jeder  Gemeindeselbst&ndigkeit 
beraubt,  dem  Beamtenheer  des  Kaisers  völlig  unterworfen, 
durch  die  Begünstigung  privilegirter  Glassen  der  Bevölkerung 
geschwächt  und  entnervt,  und  mit  überm&szigen  Lasten  der 
Steuern  und  der  ökonomischen  Verantwortlichkeit  belegt  und 
erdrückt  worden.  Der  Untergang  der  Städte  war  so  eine  Folge 
mehr  noch  als  eine  Ursache  des  pditischen  und  sittlichen 
Verderbens,  welchem  die  gesammte  Nation  und  der  ganze 
Stat  erlag. 

'  EmaiB  sur  rhiatoire  de  Franoe  I, 
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Der  rf^mischen  Jurisprudenz  gehört  auch  die  Auffassung 
der  Stadt  als  einer  «juristischen  Person*^  (corpus,  uni- 
yersitas)  an.  Sie  wurde  so  als  Individuum  betrachtet,  wel- 
chem als  einem  Ganzen  Vermögen  zukonome.  Diese  Persön- 
lichkeit, welche  von  den  Persona  der  einzelnen  Bürger  scharf 
unterschieden,  und  in  ihrer  Einheit  und  üntheilbarkeit  als 
Subject  des  Vermögens  gedacht  wurde,  machte  sich  besonders 
auf  dem  (Gebiete  des  Privatrechts,  mehr  als  auf  dem  des  Stats- 
rechts  geltend.  Sie  hatte  Eigenthum,  Forderungen,  Schulden, 
und  wurde  auch  im  Verkehr .  und  vor  Gericht  reprftsentirt 
durch  ihre  bevollmächtigten  Stellvertreter  oder  Werkzeuge  (die 
Sdaven). 

2.  Wie  dem  römischen  Geiste  das  Stadtleben  und  die 
Ausbildung  der  Stftdte  voraus  gemäsz  war,  so  entspricht  dem 
germanischen  Charakter  vorzüglich  die  Einrichtung  der 
Landgemeinden.  Italien  war  von  Alters  her  das  Land  der 
Städte.  In  Deutschland  gab  es  in  den  ersten  Jahrhunderten 
imserer  Geschichte  keine  Städte  —  die  Germanen  verachteten 
und  haszten  anÜEmgs  die  Bewohner  der  römischen  Golonien 
und  Städte,  auch  nachdem  sie  selber  zur  Herrschaft  über  diese 
gelangt  waren;  —  wohl  aber  sind  die  Landgemeinden  überall 
da,  wo  sich  germanische  Völker  auf  eigenem  Boden  dauernd 
niederlassen.  Sie  sind  daher  gewöhnlich  älter  als  die  Staten, 
zu  denen  sie  nunmehr  gehören. 

Waren  die  alten  Städte  gleichsam  politische  Individuen, 
so  sind  dagegen  die  alten  Landgemeinden  keine  für  sich 
bestehende  politische  Wesen,  sondern  von  Anfang  an 
in  dem  politischen  Organismus  des  Volkes  und  Landes  nur 
T heile  eines  gröszern  Ganzen,  Abtheilungen  der  Zenten 
(Huntari)  und  hinwieder  der  noch  weiteren  Gaue,  somit  Glie- 
der des  Statskörpers.  Aber  sie  waren  selbsjiändige 
wirthschaftliche  Ganze.  Diesz  ist  der  Charakter  der  beiden 
Grundformen  der  alten  Landgemeinde,  sowohl  der  freien  Ge- 
meinde, als  der  grundherrlichen  Gemeinde.  Beide  beleihten 
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auf  der  Eintheilung  des  BodeoB,  und  hatten  den  Zweck,  den- 
selben in  geordneter  Weise  gemeinsam  zu  bewirthschaften. 
Es  gab  dort  wie  hier  abgegrenzte  nnd  den  einzelnen  Familien 
zu  besonderem  Bechte  und  eigenem  Bau  zugetheilte  Gater, 
Yorzfiglich  Aecker  und  Wiesen,  die  indessen  in  einigen  Be-* 
Ziehungen  auch  wieder  gemeinsamen  Begeln  der  Landwirth- 
Schaft  unterworfen  waren  —  man  erinnere  sich  an  die  Zeig- 
und  Flurwirthschaft  des  Dreifeldersystems.  Und  dort  wie  hier 
gab  es  auBzer  den  Sondergfltern  grOszere  unvertheilte  Wal- 
dungen und  Weiden,  welche  von  der  Gemeinde  der  Sonder- 
gutsbesitzer gemeinsam  benutzt  wurden,  auf  welche  die  Ge- 
meindewirthschaft  sich  vorzüglich  bezog.  Nur  darin  war  die 
Verfassung  derselben  verschieden,  dasz  die  freie  Gemeinde 
auch  zu  dem  vollberechtigten  Volke  gehörte,  und  dasz  unter 
ihrem  ursprünglich  selbst  erwählten  Vorstande  die  freien  Grund- 
eigenthflmer  zusammentraten  und  über  das  eigene  Becht  selb- 
ständig verfügten,  während  die  hofhörigen  Leute  ihren  Grund- 
besitz von  der  Gnade  des  Herrn  ableiteten,  durch  seine  Herr- 
schaft zusammengehalten  und  geleitet,  und  nur  durch  ihn  mit 
der  übrigen  Volksverfassung  vermittelt  waren.  In  den  letztem 
Gemeinden  war  die  Einheit  in  der  Person  des  Grundherrn  an 
ihrer  Spitze  schärfer  ausgeprägt  und  mächtiger  als  in  den 
erstem.  Für  beiderlei  Arten  aber  paszt  der  römische  Begriff 
der  juristischen  Person  im  engem  Sinne  des  Wortes  nicht 
Sie  waren  vielmehr  beide  Genossenschaften,  die  wohl  in 
gewisser  Beziehung  auch  als  ein  Ganzes  sich  fühlten,,  aber 
nicht  als  ein  von  den  einzelnen  Genossen  getrenntes  und  unab- 
hängiges Ganzes,  sondern  nur  als  eine  aus  jenen  zusammen- 
gesetzte Gesanmitheit ,  als  eine  organisirte  Verbindung 
der  Genossen. 

Während  des  Mittelalters  erlangte  die  Form  der  grand- 
herrlichen Gemeinde  häufig  das  üebergewicht ,  und  viele  ur- 
sprünglich freie  Gemeinden  bekamen  im  Verfolg  erbliche  Herren, 
und  geriethen   unter  die  Vogteigewalt  der  Landesherren  oder 
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ihrer  Vasallen.  Aber  hinwieder  erwarben  im  Laaf  der  Jahr- 
hunderte die  nreprünglichen  HofhOrigen  feste  und  gesicherte 
Rechte  am  Boden,  und  näherten  sich  insofern  den  freien  Ge- 
meinden. Sehr  selten  aber  sind  die  Dorf-  und  Landge- 
meinden zu  politischen  Gemeinwesen  erwachsen  und  selb- 
ständige S taten  geworden.  Wo  das  etwa  geschehen  ist,  wie 
zum  Theil  in  der  Schweiz,  da  haben  immer  auch  andere,  über 
den  Qemeindebann  hinausreichende  Verbindungen,  namentlich 
die  der  grOszeren  aus  den  Zenten  erwachsenen  Vogteien  we- 
sentlich dazu  beigetragen.  Die  blosz  locale  und  eng  begrenzte 
Bedeutung  der  Gemeinden  ist  nicht  der  alleinige  Grund  dafflr, 
dasz  sie  sich  in  der  Regel  nicht  zu  eigener  Statenbildung  er- 
hoben haben,  sondern  sie  hatten  von  Anfang  an  keinen  Keim 
dieser  in  sich,  und  keinen  Zug  zur  Herrschaft. 

3.  Von  anderer  Art  war  das  Schicksal  der  mittelalter- 
lichen Städte.  Durch  die  Wiederbelebung  und  die  neue 
Gründung  zahlreicher  Städte  in  Europa  kam  nun  der  Gegen- 
satz der  Land-  und  der  Stadtgemeinden  zur  Erscheinung. 
Anfänglich  war  auch  die  Verfassung  der  Städte  noch  ähnlich 
der  Verfassung  der  Landgemeinden,  aber  schon  in  der  ersten 
Anlage  waren  doch  die  Zeichen  einer  neuen  verschiedenen  Bil- 
dung zu  erkennen.  Wenn  wir  auch  wahrnehmen,  dasz  sogar 
in  Italien  die  alte  römische  Municipalverfassung  längst  abge- 
storben war,  als  die  Triebe  einer  neuem  Städtebildung  sich 
entfalteten,  und  diese  selbst  vorzfiglich  von  dem  Geiste  ger- 
manischer Freiheit  und  corporativer  Rechtsbildung  getragen 
und  gezeitigt  wurden,-^  so  erinnert  doch  manches  wieder  an 
den  Zusammenhang  und  die  Verwandtschaft  mit  den  römischen 
Städten.  Das  Andenken  wenigstens  an  die  Cultur  und  die 
Grösze  des  römischen  Alterthums  wurde  wieder  belebt.    Das 

3  Die  atugezeichneten  Untersuohnngen  G.  Hegels  in  dem  oben 
Note  1  angefahrten  Werke  scheinen  mir  die  Streitfrage  in  der  Haupt- 
sache erledigt  zu  haben.  Vgl.  nun  auch  Laurent,  Hist.  du  droit  des 
gens,  tom.  YIL    La  F6odalit6  et  rfiglise,  8.  509  ff. 
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Institut  der  städtischen  Gonsuln  des  Mittelalters,  obwohl  sie 
eine  von  dem  altrftmischen  Gonsolat  ganz  verschiedene  Bedeu- 
tung haben,  bezeugt  doch  die  Macht  der  Erinnerung  an  die 
Herrlichkeit  der  untergegangenen  Vorzeit. 

Die  landwirthschafUichen  Interessen,  in  der  ersten  Zeit 
in  vielen  Städten  zwar  noch  beachtet,  waren  doch  nicht  mehr 
maszgebend,  die  Be?(>lkerung  der  Städte  bestand  nicht  mehr 
aus  Bauern.  Um  die  Bischöfe  und  die  Abteien  her  sammelten 
sich  die  den  kirchlichen  Anstalten  geweihten  Diener,  um  die 
Pfalzen  der  Könige  und  um  die  Höfe  der  Groszen  die  Ver- 
walter der  Einkünfte  und  die  Gefährten  des  vornehmeren  Le- 
bens, und  um  die  königlichen  Burgen  eine  zahlreiche  streit- 
bare Mannschaft.  Unter  dem  Schutze  der  StAdte  erwarb  der 
Handel  einen  sicheren  Wohnsitz.  Der  Verkehr  und  die  Ge- 
werbe jeder  Art  fanden  da  Nahrung  und  Gedeihen.  So  waren 
es  von  Anfang  die  höheren  Interessen  der  öffentlichen 
Sicherheit,  Gultur  und  Industrie,  welche  in  den  Städten 
gepflegt  wurden,  und  die  der  Städtebevölkerung  einen  von  der 
Bauersame  verschiedenen  Charakter  gaben.  Es  konnte  daher 
auch  hier  zuerst  ein  persönliches  von  dem  Grundbesitz 
unabhängiges  Btirgerthum  aufkommen,  und  wieder  wurde  das 
Princip  einer  einheitlichen  juristischen  Person  im  Gegen- 
satze zur  Genossenschaft  erneuert,  wenn  auch  anfangs  nicht 
so  abstract,  wie  die  römische  Jurisprudenz  es  ausgedacht  hatte. 

Und  nochmals  werden  wir  das  Streben  der  Städte  gewahr, 
aus  dem  Kreise  bloszer  Gemeinden  herauszutreten,  und  als 
selbständige  politische  Individuen  ein  republikanisches 
Statsleben  auszubilden.  Wieder  mischten  sich  so  die  Begriffe 
Stadt  und  Stat.  Aber  mannichfaltiger  und  in  anderer  Sich- 
tung als  in  dem  altrömischen  Italien.  Es  war  keine  Welt- 
stadt mehr  da,  welche  alle  übrigen  Städte  gleichsam  zusam- 
menfassend die  Einheit  erhielt,  und  der  Zug  zur  Herrschaft, 
dem  römischen  Charakter  angeboren,  bezeichnet  nicht  die  Po- 
litik   der   mittelalterlichen    Städte.     Ihre   Freiheit    voraus 
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wollten  sie  bewahren  vor  der  Herrschaft  der  Fürsten  und  dem 
Dmdce  des  kriegerischen  Lehens wesens ,  und  Unabhängig- 
keit strebten  sie  an  von  jeder  Einmischung  in  ihre  öffent- 
lichen Angelegenheiten.  Die  Ausbreitung  ihrer  Herrschaft  je 
Aber  das  umliegende  Gebiet  ist  eine  spätere  Phase  ihrer  Ent- 
wickelung  und  von  secundftrer  Bedeutung.  Sie  dachten  erst 
daran,  als  sie  ihre  politische  Selbstregierung  errungen  hatten, 
und  ahmten  dann  hierin  nur  den  kleinern  Seigneurs  und  Lan- 
desherren nach,  mit  deren  Macht  sie  gar  wohl  die  ihrige 
messen  durften. 

4.  Einzelne  Städte,  und  yorzüglich  wieder  in  Italien, 
haben  im  Laufe  der  Jahrhunderte  ein  groszes  Statsgebiet  er- 
worbMi,  und  sich  so  zu  bedeutenderen  Staten  erweitert.  Aber 
nur  wenigen  ist  das  geglückt,  und  zuletzt  sind  alle  Städte,  bis 
auf  ein  paar  Tereinzelte  Ausnahmen,  sowohl  die  welche  nur 
eine  republikanische  Selbständigkeit  erlangt,  als  die  welche 
als  Hauptstädte  über  ein  Territorium  Herrschaft  erworben 
hatten,  entweder  von  den  gröszeren^  Monarchien,  die  in  den 
letzten  Jahrhunderten  aufgewachsen  sind,  unterworfen,  oder 
von  der  modernen  Siatenbildung  ihrer  politischen  Hoheit  ent- 
kleidet worden.  Es  ist  diese  Umgestaltung  auch  in  Frei- 
staten, wie  in  den  Niederlanden  und  in  der  Schweiz,  vor  sich 
gegangen.  Die  Allgemeinheit  der  Erscheinung  —  wie  lange 
werden  sich  noch  die  in  Deutschland  allein  zurückgebliebenen 
vier,  seit  1866  nur  noch  drei  Beichsstädte  als  Staten  erhalten 
können?  —  ist  ein  unverkennbares  Zeichen,  dasz  dem  poli- 
tischen Leben  unserer  Zeit  weder  die  antike  noch  die  mittel- 
alterliche Mischung  von  Stadt  und  Stat  mehr  zusage,  sondern 
dasz  dem  modernen  State  die  Stadtgemeinde  poli- 
tisch untergeordnet  sei.  Die  Ausscheidung  folglich 
der  politischen  Hechte  und  Interessen  von  den  städtischen 
Gern  ei  nd  erechten  und  Interessen  ist  wesentlich  das  Resultat 
der  neueren  Zeit. 

5.  In  der  absolutistischen  Periode  der  letzten  Jafarhun« 
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derte  wurden  die  Städte  indessen  in  manchen  L&ndern,  vor- 
zflglich  in  Frankreich,  nicht  blosz  jeder  politischen  Hoheit 
und  Selbständigkeit  yoUständig  entkleidet.  Dem  übermäch- 
tigen Triebe  der  nenen  einheitlichen  Macht  des  absoluten 
Stats  genügte  die  politische  Unterordnung  derselben  nicht. 
Er  griff  weiter  um  sich,  und  wollte  auch  keine  Selbstbe- 
stimmung der  Städte  in  ihren  Gemeindeangelegen- 
heiten zugeben.  Diese  Biehtung  wurde  noch  leidenschaft- 
licher von  der  Bevolution  befolgt,  welche  zu  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  Frankreich  umwälzte  und  von  da  aus  Europa 
umgestaltete.  Hatten  im  Mittelalter  die  Städte  zugleich  sich 
selbst  regierende  Staten  sein  woUbi,  so  ging  nun  auch  ihre 
corporative  Qemeindefreiheit  unter.  Die  Vorstellung  kam  zur 
Oeltung,  dasz  alle  Gemeinden,  Städte  und  Dörfer  nur  Stats- 
anstalten  seien.  Das  neue  Statsbürgerrecht  verschlang  das 
alte  Gemeindebürgerrecht,  und  die  Beste  von  Selbständigkeit 
wurden  aufgezehrt  von  der  Alles  umfiissenden  und  leitenden 
Centralisation.  So  hatte  die  politische  Ueberhebung  der  Städte 
in  ihr  G^entheil,  in  vollständige  Abhängigkeit  derselben  in 
allen  Dingen  umgeschlagen. 

6.  In  der  neuesten  Zeit  endlich  sehen  wir  nach  man- 
cherlei entgegengesetzten  Schwankungen  ein  gewisses  Gleich- 
gewicht hergestellt,  welches  die  Gemeinden  in  ihrem  Kreise 
als  selbständige  Wesen  achtet,  und  zugleich  die  poli- 
tische üeberordnung  des  States  wahrt.^  Dieser  Fort- 
schritt datirt  hauptsächlich  seit  der  preuszischen  Städte- 
ordnung von  1808,  einem  Werke  des  Ministers  Stein. 

«  Wie  Rottek  (const.  Statsr.  ▼.  Aretin.  III,  8.  31)  dazu  hat  kom- 
men können,  auch  „unsere*^  Gemeinden  „Staten  im  Kleinen"  zu 
nennen,  welche  „mit  andern  Gemeinden  und  mit  Einzelnen  zum  grSszem 
Btat  vereint^*  sind,  wftre  unbegpreiflich ,  wQsztcn  wir  nicht,  wie  sehr  in 
neuerer  Zeit  die  Neigung,  den  Stnt  von  unten  herauf  durch  Zusamroen- 
zfthlen  und  Aneinanderreihen  sogar  der  Individuen  zu  oonstrutren,  und 
so  zum  ProdttOt  des  Vertrages  zu  machen,  sich  vieler  Köpfe  in  Gsstalt 
der  individuellen  Treiheit  bemAchtigt  und  dieselben  verwirrt  hat 
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Zweites  GapiteL 

Die  rechtliche  Natur  der  Oemeindcn. 

Der  Rückblick  auf  die  Schicksale  der  Gemeinden  in  der 
Weltgeschichte  enthflllt  uns  die  wahre  Natur  derselben,  die 
in  dem  modernen  Statsredite  mehr  und  mehr  zu  allgemeiner 
Anerkennung  zu  kommen  scheint. 

1.  Dem  neueren  State  gemäsz  ist  es  vorerst,  dasz  die 
sftmmtlichen  Gemeinden  in  demselben  in  Harmonie  gebracht 
werden  mit  der  Stats Verfassung,  und  den  Statsgewalten  in 
allen  politischen  Beziehungen  untergeordnet  seien. 
Er  erträgt  es  nicht,  dasz  eine  Rechtsgemeinschaft  der  Art  als 
eigene,  auf  sich  beruhende  politische  Macht  gewiszermaszen  aus- 
zerhalb  der  öffentlichen  Verfassung  stehe,  wie  eine  Immunit&t. 
Denn  er  umfaszt  und  ordnet  das  gesaromte  politische  Dasein 
der  Nation  und  ihrer  Theile. 

Als  einfache  Folgen  dieses  Grundsatzes  lassen  sich  diese 
Bestimmungen  ableiten: 

a)  dasz  neue  Gemeinden  nur  mit  Zustimmung  des 
State  gebildet  werden  dürfen;  denn  da  dieselben  immerhin 
auch  eine  öffentliche  Bedeutung  haben,  da  sie  auch  Glieder 
des  Statskörpers  sind,  so  ist  dieser  berechtigt,  bei  der  Ent- 
stehung derselben  mitzureden,  und  die  Rechte  und  Interessen 
des  Ganzen  zu  wahren; 

b)  dasz  die  Gesetzgebung  des  Stats  auch  die  Gnind- 
zflge  der  Gemeindeverfassung  zu  ordnen  und  je  nach  den 
Zeitverhältnissen  abzuändern  das  Recht  habe,  und  zwar  mit 
gröszerer  Freiheit  als  in  rein  privatrechtlichen  Dingen; 

c)  dasz  der  Statsgewalt  zwar  nicht  nothweudig  ein  Vor- 
mundschaftsrecht  fiber  die  Gemeinden,  aber  jedenfalls  ein  Auf- 
sichtsrecht über  dieselben  gebühre,  durch  welches  ihr  die 
Veranlassung  geboten  und  die  erforderlichen  Mittel  gewährt 
werden,  die  Harmonie   mit  dem  State  und  die  politische  Un- 
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terordnung  der  Qemeinden  unter  denselben  zu  erhalten,  und 
einer  Entartung  der  Gemeinde  oder  dem  Miszbraueh  ihrer 
Bechte  entgegen  zu  wirken. 

d)  Der  Natur  der  Gemeinde  als  eines  Gliedes  auch  im 
Statskörper  entspricht  es  femer,  wenn  auch  die  Statsver- 
fassung  als  solche  in  die  Organisation  derselben  hinabreicht, 
sei  es  dasz  den  Gemeinden  eine  Beprftsentation  auch  in  den 
Kammern  verstattet  oder  gewisse  Wahlen  für  die  höheren 
Bftthe  nach  Gemeinden  geordnet  werden,  sei  es,  dasz  ffir  die 
Gemeinden  untere  Statsbeamte  bestellt  werden  zur  Ausflbung 
der  statlichen  Functionen.  Der  Zusammenhang  der  Ge- 
meinden mit  dem  State  wird  durch  solche  Einrichtung^  fort- 
während in  lebendiger  Thätigkeit  erhalten.  Dieser  zieht  aus 
jenen  frische  Sftfte  und  erfdllt  hinwieder  die  Gemeinden  mit 
seinem  Geiste. 

Es  ist  daher  ganz  passend,  wenn  in  neuerer  Zeit  häufig 
das  ganze  Statsgebiet  in  Gemeindekreise  abgetheilt  wird,  so 
dasz  auch  die  H5fe  und  Gegenden,  die  in  dem  mittelalter- 
lichen State  auszerhalb  der  Gemeindeverfassung  standen,  in 
die  Ordnung  derselben  eingefügt  werden. 

2.  Einseitig  flbertrieben  ist  aber  die  Meinung,  welche 
in  den  Gemeinden  nur  Anstalten  des  Stats  und  nur 
Glieder  des  Statskörpers  sieht.  Die  Geschichte  der  Ge- 
meinden zeigt,  dasz  dieselben  häufig  älter  sind  sogar  als  die 
Staten,  denen  sie  zugehören,  und  meistens  nicht  von  oben  her 
und  von  dem  ganzen  State  aus  gegründet  wurden,  sondern 
eher  von  unten  auf  aus  der  Ansammlung  vieler  Familien  um 
eineu  Mittelpunkt  der  Gultur  oder  aus  genossenschaftlicher 
Verbindung  der  nachbarlichen  Grundbesitzer.  Ebenso  ist  die 
Bestimmung  der  Gemeinden  zunächst  nicht  eine  statliche,  son- 
dern voraus  eine  auf  Gultur  und  Wirthschaft  gerichtete. 
Die  Gemeinde  steht  demnach  in  der  Mitte  zwischen  dem  In- 
dividuum und  dem  State,  dem  Kreise  des  Privatlebens  und 
dem  des  politischen  Lebens.    Sie  umfaszt  die  gemeinsamen 

Bluntfehlt,  allgomelnaf  StAtoreeht.    II.  30 
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Cultur-  und  Wirthscbaftsbeziehnngen  eines  Ortes, 
die  hinwieder  mit  den  Privatiiiteressen  der  Bewobner  dessel- 
ben eng  verscblnngen  sind.  Das  ist  ibr  principaler  Cbaiakter. 
Zugleich  aber  vermittelt  sie  das  Yerbilltnisz  des  Orts  und 
seiner  Bewohner  zum  State.  Das  ist  die  zweite  Seite  ihres 
Wesens. 

Weil  so  die  Gemeinde  eine  Bedeutung  ffir  sich  und  ein 
eigenes  Leben  bat,  so  ist  sie  auch  eine  Persönlichkeit« 
und  zwar  eine  von  dem  State  verschiedene  Persönlich- 
keit.' Sie  hat  ihr  eigenes  Becht,  eigenes  Vermögen,  eine  be- 
sondere Wirksamkeit.  Weszhalb  sollte  sie  hier  nicht  ihrer 
Freiheit  sich  erfreuen  und  selbständig  ihre  Angelegenheiten 
verwalten?  Die  eigentliche  Vormundschaft  hat  nur  da  guten 
Grund,  wo  es  der  bevormundeten  Person  an  der  Fähigkeit 
gebricht,  für  sich  selber  zu  sorgen.  Die  Hülfsbedürftigkeit 
dieser  ist  die  rechtliche  Voraussetzung  jener.  Wie  sollte 
nun  die  Gemeinde  nicht  so  zu  organisiren  sein,  dasz  die  voll- 
jährigen Männer,  die  ihr  angehören  und  ihre  Angelegenheiten 
verwalten,  auch  fähig  sind,  nach  eigener  Einsicht  die  gemein- 
samen, ihren  Privatverhältnissen  naheliegenden  Interessen  zu 
besorgen?  Wie  sollten  sie  denn  der  Vormundschaft  der  Stats- 
behörden  bedürfen?  Unter  noch  barbarischen  oder  in  öffent- 
lichen Dingen  völlig  ungeübten  Völkern,  oder  wo  etwa  Lie- 
derlichkeit oder  ähnliches  Verderbnisz  eingerissen,  mag  die 
Vormundschaft  des  Stats  wohl  nöthig  sein.  Dem  normalen 
Zustande  der  Gemeinde  aber  sagt  nur  die  Selbständigkeit 
derselben  als  Regel  zu.  Allerdings  nicht  eine  absolute,  weil 
die  Gemeinde  nicht  allein  eine  Persönlichkeit  für  sich  ist, 
aber  eine  durch  die  Statsordnung  und  die  Aufsicht  der  Begie- 
rung  beschränkte. 

3.  Wie  der  Gegensatz   der  Stände  in  neuerer  Zeit  viel- 

^  Brater  im  Deatsohen  Statswörterbuch,  Art.  Gemeinde:  „Die  Ge- 
meinde ist  der  Organismus  der  örtlichen  Gemeinschaft  wie  der 
Stat  der  Organismus  der  yolk8gemeiiisohaft.*V 


Zweites  CapiteK    Die  reehtliohe  Natar  der  Gemeinden.         467 

fllltig  verwischt  worden  ist,  ungeachtet  die  Verschiedenheit 
der  Lebens-  und  Bernfsweise  noch  in  groszen  Zügen  erkennbar 
ist,  so  ist  auch  der  Unterschied  der  Städte  und  der  Landge- 
meinden in  den  neueren  Staten  oft  nicht  weiter  beachtet  wor- 
den. Zwar  gibt  es  wirklich  Gegenden,  in  welchen  die  städtische 
Cultur  auch  auf  das  Land  verpflanzt  worden  ist  und  städtische 
Sitten  in  den  Dörfern  geübt  werden,  und  manche  besonders 
kleinere  Städte,  die  nur  mit  Kücksicht  auf  ihre  ältere  Oe-^ 
schichte  und  etwa  weil  sie  mit  Mauern  versehen  waren  als 
Städte  gelten,  während  die  Art  ihres  Daseins  und  Lebens  sie 
den  Dörfern  gleichstellt.  Aber  im  Groszen  besteht  der  natür- 
liche Gegensatz  dennoch  fort,  und  die  Stadtgemeinde  hat 
in  manchen  Beziehungen  eine  andere  Natur  als  die  Land- 
gemeinde. 

Die  Landgemeinde  haftet  näher  an  dem  Boden,  der 
von  den  Genossen  derselben  bebaut  wird.  Sie  lebt  in  engerem 
Verkehr  mit  der  äuszem  Natur  des  Landes,  und  breitet  ihre 
Sorge  weit  umher  darüber  aus.  Culturzwecke  sind  ihr  zwar 
nicht  fremd.  Die  Kirche  vornehmlich  überragt  das  Gemeinde- 
haus. Die  Gemeinde  stiftet  und  unterhält  auch  Schulen  für 
die  Dorljugend.  Aber  ihre  eigentliche  und  Hauptthätigkeit 
ist  die  gemeinsame  Wirthschaft,  die  Sorge  für  die  gemei- 
nen Waldungen  und  Weiden,  für  die  Wege  und  Stege,  für 
die  Brunnen  und  Feuerlöschanstalten,  für  die  Reinlichkeit  und 
Ordnung,  für  ihr  Vermögen.  Das  Princip  der  Nützlichkeit 
ist  das  maszgebende,  auf  die  Früchte  vorzüglich  ist  der  Sinn 
gerichtet.  Das  Dorf  begnügt  sich  mit  dem  Anständigen;  sein 
Streben  geht  nicht  auf  höhere  Cultur  in  Kunst  und  Wissen- 
schaft Nicht  der  Handel  nach  allen  Sichtungen  und  in 
allen  Dingen,  sondern  die  gleichmäszige,  dem  Boden  zugewen- 
dete Landwirthschaft  bezeichnet  die  Art  seines  Daseins. 

Die  Stadtgemeinde  dagegen  wird  auf  kleinerem  Kaume 
zu  reicherem  und  höherem  Leben  vereinigt  und  erhoben.  Die 
Verbindung    m^t  dem  Boden  wird   gelockert,    die   Personen 

30* 
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schlieszen  sich  persönlich  zusammen;  der  corporative  Trieb 
wirkt  in  ihr  einheitlicher  und  energischer.  Wenn  in  der  Land- 
gemeinde das  genossenschaftliche  Princip  noch  angemes- 
sen erscheint,  so  paszt  für  die  Stadt  das  Princip  der  reinen 
juristischen  Person  besser.  Die  Landwirthschaft  kann 
sich  in  der  Stadt  nicht  erhalten.  Soll  sie  gedeihen,  so  musz 
sie  hinausgedrängt  werden  auf  das  Land;  nur  die  feinere 
Gartencultur  findet  in  der  Stadt  einen  Platz.  Dagegen  werden 
in  ihr  die  Berufsweisen  Qberaus  mannichfaltig.  Gewerke  aller 
Art  werden  in  ihr  nicht  etwa  nur  von  Einzelnen,  sondern  von 
ganzen  Glassen  der  Bevölkerung  betrieben.  Der  Eramhandel 
bietet  seine  Waaren  da  feil,  und  befriedigt  die  kleinen  Be- 
durfnisse eines  groszen  Kreises  auch  auszerhalb  der  Stadt. 
Der  Groszhandel  wählt  in  ihr  seinen  Sitz,  und  spannt  von  da 
aus  das  Netz  seiner  Geschäfte  über  die  Welt  hin«  Die  Künste 
und  die  Wissenschaften  finden  sich  ein,  und  veredeln  das 
Leben.  Höhere  Schulen  werden  dahin  verlegt.  Der  Stat 
selbst  nimmt  mit  seinen  bedeutenderen  Anstalten  da  seine 
Besidenz.  Es  ist  klar,  dasz  das  alles  ein^  gewaltigen  Ein- 
flusz  auf  die  Lebensweise  der  städtischen  Bevölkerung  und 
auf  die  ganze  Natur  und  Form  der  Stadtgemeinde  haben  musz. 
Die  Bedeutung  der  Wirthschaft  tritt  in  ihr  in  den  Hinter- 
giimd,  die  Richtung  auf  höhere  Culturinteressen  dage- 
gen hervor.  Die  Stadt  nähert  sich  daher  noch  mehr  dem 
State  an.  In  andern  Beziehungen  aber  sind  hinwieder  Stadt- 
und  Landgemeinde  einander  gleich.  Sie  haben  beide  Antheil 
an  der  Selbständigkeit,  welche  den  Gemeinden  überhaupt  ge- 
bührt im  Yerhältnisz  zum  State  und  an  der  Gemeindefreiheit, 
die  sidi  theils  in  der  Autonomie,  d.  h.  der  Selbstgesetzge- 
bung innerhalb  des  Gemeindebereiches  theils  in  der  Selbst- 
verwaltung der  Gemeinde  und  ihrer  Organe  äuszert. 
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Drittes  Gapitel. 

Organismus  der  Landgemeinde. 

1.  Das  Leben  der  Landgemeinden  ist  einfach,  der  äns^ 
zem  Natur  nahe,  gleichmftszig,  schlicht.  Ihre  Verfasznng 
mnsz  diesem  Charakter  gem&sz  sein*  Eben  daher  hat  sie 
auch  in  ihrem  gesnnden  Zustande  einen  Zug  zu  demokra- 
tischer Einrichtung.  In  der  altdeutschen  freien  Gemeinde 
traten,  so  oft  es  nöthig  schien,  die  freien  Omndeigenthümer 
der  (Gemeinde  (die  Markgenossen)  zusammen  und  faszten  ihre 
Beschltlsse  untw  dem  Vorsitze  des  Decans,  Dorfgrafen,  Bauer* 
meisters,  Schulzen  oder  wie  sonst  ihr  Vorstand  noch  genannt 
werden  mochte,  und  selbst  auf  den  Grundherrschaften  versam- 
melte sich  nach  Ausbildung  des  Hofrechts  die  Gemeinde  der 
hofhOrigen  Grundbesitzer  regelmäszig  unter  der  Leitung  des 
Grundherrn  oder  seines  Stellvertreters  des  Mai^rs  oder  Kel- 
lers. Die  Gemeindeversammlung  der  Dorfgenossen  und 
der  Gemeindevorstand  sind  noch  die  beiden  Organe  der 
Gemeinde,  welche  ihren  Bedürfnissen  gewöhnlich  genügen. 
Die  Auflösung  jener  in  den  letzten  Jahrhunderten  war  nicht 
aus  natürlichen  Bedürfniszen  herbeigeführt  worden,  sondern 
lediglich  eine  Folge  der  alles  freiere  Leben  ertödtenden 
Herrschsucht  jener  Zeit,  die  durch  die  Zerstörung  der  Ge* 
meindefreiheit  die  allgemeine  Auflösung  und  die  Revolution 
des  ganzen  Stats  hinwieder  vorbereitet  hat.  Die  Beiordnung 
eines  ständigen  Gemeinderathes  zu  dem  Gemeindevorstand  da- 
gegen war  eine  natürliche  Fortbildung  dieses  Organs,  den  ge- 
steigerten Ansprüchen  der  neueren  Caltur  gemSsz. 

2.  Der  Dorfgemeinde  ist  es  natürlich,  wenn  die  Ge- 
meindeversammlung vorzüglich  aus  den  auf  Grund 
und  Boden  angesessenen  Genossen  besteht,  d.h.  wenn  das 
active  Gemeindebürgerrecht  vornehmlich  deuGrund- 
besitzern  in  dem  Gemeindebann  zusteht.    Im  Groszen  und 
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Ganzen  ist  dieses  System  in  Deutschland  und  England' 
zum  Theil  überliefert ,  zum  Theil,  freilich  mit  Modificationen 
wieder  hergestellt  worden.  Insbesondere  werden  den  Qrund- 
eigenthümem  noch  andere  Classen  beigeordnet,  wie  die  Hand- 
werker und  Erftmer,  die  ihre  Gewerbe  auf  eigene  Bechnung 
treiben,  oder  die  abgeleiteten  Grundbesitzer  zu  Pacht  (Erb- 
pacht oder  länger  dauernder  Zeitpacht),  endlich  auch  die  Fa- 
brikarbeiter und  Taglöhner. 

Wenn  also  auch  die  Landbauem  als  der  eigentliche  Kern 
der  Landgemeinde  zu  betrachten  sind,  so  macht  es  doch  die 
Ausdehnung  der  Industrie  und  der  Gultur  auch  auf  die  Land- 
schaft unmöglich,  die  Landgemeinde  in  der  alten  Form  einer 
bloszen  Bauerngemeinde  festzuhalten. 

3.  Am  weitesten  in  der  entgegengesetzten  Biditung  ist 
das  französische  System  gegangen,  indem  es  auch  in  den 
Landgemeinden  das  Bürgerrecht  völlig  von  dem  Grundbesitz 
abgelöst  hat,  und  sogar  in  dem  Statsbürgerrecht  dergestalt 
hat  untergeben  lassen,  dasz  es  keine  berechtigte  Yersammlung 
der  Gemeindebürger  mehr  kennt.  Die  Landgemeinde  wie  die 
Stadtgemeinde  erscheint  dann  nur  als  eine  an  den  Ort  ge- 
knüpfte juristische  Persönlichkeit,  in  welcher  die  Glieder,  die 
Gemeindegenossen  gleichsam  verschwinden. 

Im  Grunde  ist  das  Zerstörung  nicht  Organisation  der  Ge- 
meinde, als  einer  selbst&ndigen  Körperschaft. 

4.  Ein  anderer,  vorzüglich  in  Preuszen  ausgebildeter 
Gedanke  ist  die  Umwandlung  der  Grundbesitzergemeinde 
in  die  Einwohnergemeinde.'    Das  heiszt  die  Theilnahme 

^  Vgl.  Renaud,  deutsohea  Privatr.  I,  §.  191.  Oesterrcichi- 
sches  Gemeindegesetz  von  1849.      Englisches  von  1835. 

'  Die  preuszisofae  Gemelndeordnang  rom  11.  März  1850  yr»r  oline 
Unterschied  der  Stadt-  und  Landgemeinden  auf  das  System  der  Ein- 
wohnergemeinden gebaut,  liesz  aber  nicht  alle  Einwohner  als  Gemeindc- 
wShler  zu,  sondern  nur  die,  welche  entweder  Gnindbesitz  haben  oder 
wenigstens  2  Thaler  directe  jährliche  Steuer  bezahlen  (g.  4).  Später 
wurde  der  Unterschied  wieder  anerkannt«     Gesetze  von  1853  und  1856. 
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an  den  Gemeindeversammlongeiiy  und  GemeindeaDgelegenheiten 
wird  lediglich  oder  hauptsächlich  von  dem  Wohnort,  d.  h. 
von  der  dauernden  Verbindung  mit  dem  Orte  abhängig  ge- 
macht. Es  ist  dann  nur  von  secundärem  Belang,  wenn  auszer- 
dem  für  das  Stimmrecht  noch  weitere  Erfordernisse,  wie  ein 
gewisses  Alter,  Steuerzahlung,  persönliche  Selbständigkeit  und 
dergleichen  verlangt  werden.  Auch  die  Einwohnergemeinde 
kann  mehr  «oder  weniger  demokratisch  organisirt  werden.  Wenn 
aber  kein  .Unterschied  beachtet  wird  zwischen  Hausväteni  und 
Söhnen,  Meistern  und  Knechten,  Gewerbetreibenden  und  Tag- 
löhnern,  Fabrikherren  und  Fabrikarbeitern,  sondern  das  Stimm- 
recht gleichmäszig  auf  alle  Personen  ausgedehnt  wird,  auch 
auf  die,  welche  an  der  dauernden  Wohlfahrt  der  Gemeinde 
nur  ein  vorübergehendes  und  geringes  Interesse  haben,  und  bei 
Gemeindesteuern  fast  gar  nicht  in  Mitleidenschaft  gezogen 
werden  können,  so  entsteht  hier  eine  nicht  geringe  Gefahr 
für  die  Gemeinde  und  ihre  Hausväter,  deren  Abwendung  kaum 
anders  als  durch  eine  verstärkte  Statscontrole  möglich  ist. 
Gerade  das  Interesse  der  Gemeindefreiheit  empfiehlt  Vorsicht 
in  der  Ausdehnung  des  Stimmrechts. 

5«  Auf  einem  eigenthümlichen  Frincip  beruht  die  Ver- 
fassung der  persönlichen  Bürger  gemeinden  in  vielen 
Gegenden  der  Schweiz  und  auch  in  manchen  süddeut- 
schen Ländern.^  Dieselbe  ist  zwar  auch  abgelöst  worden 
von  dem  Zusammenhang  mit  dem  Grundbesitz  und  der  An- 
sässigkeit. Es  ist  das  ältere  reale  Frincip  mit  einem  per- 
sönlichen vertauscht  worden.  Aber  indem  sich  die  Ge- 
meindebürgerschaft vorzüglich  um  der  Pflicht  für  die  Armen- 
Für  die  Landgemeinden  der  östlichen  Provinzen  ist  ein  eigener 
„Hausstand^*  und  in  der  Regel  auch  Wohnort  in  dem  Gemeindebezirk 
als   Qrnndbedtngvng   des   Btimmreohis   anerkannt,     t.  Rönne   Preuaz. 

Statsr.  II.  §.  309. 

'  Vgl.  Bluntschii,  Zfiroherische  Reohtsgescliiohte II,  S.  58  ff.  und 
das  Gutachten  über  die  Reorganisation  des  Gemeindewesens  im  Kanton 
Bern  von  Bios  oh  von  1851. 
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pflege  willen,  welche  sie  für  ihre  Qlieder  zu  übernefamen  hatte, 
corporatiy  abschlosz,   so  dasz  neue  AnkOmmlii^e  nur  durch 
Bezahlung  einer  Einkaufssumme  in  das  Gemeindegnt  und  Auf*- 
nähme  der  Bürgerschaft  in  diese  eintreten  konnten,  so  wurde 
das   ganze  Bürgerrecht  za    einem    persSnlich    erblichen 
Bechte  aller  derer,  die  aus  Bargerfamilien  abstammten,  hatten 
sie  nun  selber  Grundbesitz  oder  nicht.    Die  Bürgergemeinde 
wurde  so  gewissermaszen  selbst  zu  einer  groszen  Familie, 
welche  in  den  Kindern  und  Enkeln  sich  stets  eraeu^iid  fort* 
lebt.    Die  Bürger  werden  unter  einander  durch  ein  Band  der 
Pietät  verbunden,  welches  fest  hfilt,  auch  wenn  ihre  Wege 
sie  trennen,  und  der  eine  da,  der  andere  anderswo  sich  nie^ 
derläszt.    Das  Bürgerrecht  wird  zu  einem  Erbgute,  das  auf 
die  Nachkommen  übergeht,  es  verbindet  die  Interessen  und 
selbst  die  Ehre  der  auf  Jahrhunderte  hin  lebenden  Gemeinde 
mit  der  Fortpflanzung  des  Blutes  und  den  heiligen  Beziehungen 
des  Familienlebens.    Der  Mensch  hat  ein  anderes  Gefahl  von 
der  Bedeutung  des  Bürgerrechts,  je  nachdem  dieses  nur  einen 
localen  Grund  hat,   weil  er   gerade  jetzt  in  einer  Gemeinde 
wohnt,  oder  einen  persönlichen,  weil  er  mit  seiner  Familie  ihr 
für  immer  durch  das  Blut  verbunden  ist.    Der  patriotische 
Bürgersinn  wird  in  dem  letztem  Gefühle   eher  Stftrkung  und 
Anregung   finden,  als  in   dem   erstem.      Wenn  aber  dieses 
System  keine  Rücksicht  mehr  nimmt  auf  die  Beziehung  zum 
Boden  und  Wohnsitz,  und  die  Abschlieszung  der  persönlichen 
Bürgerschaft  zu  enge  wird,  so  wird   hinwieder  die  ebenfaUs 
natürliche  Bedeutung  der  Gemeinde  für  einen  bestimmten  Ort 
übersehen,  und  es  bildet  sich  allmählich  neben  der  zusammen- 
schmmpfenden  und  absterbenden  Bürgerschaft  eine  zahlreichere 
Einwohnergemeinde,  welche  mit  jener  über  die  Stellvertretung 
der  Ortsinteressen  in  Streit   geräth.    Da  die  Gemeinde   doch 
wesentlich  eine  Organisation  der  Ortsgemeinschaft  und  die  Be- 
friedigung der  Ortsinteressen  ihre  nächste  Sorge  ist,  so  em- 
pfinden die    dauerhaften  Einwohner  es  als  ein  unrecht,   dasz 
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sie  von  dem  Stinmirecbt  aasgetoUosfleii  werden,  und  die  Bflr- 
gerschaft  wird  wie  eine  grundlos  priTÜegirte  Glasee  beneidet 
und  gehaBzi  Auch  jener  Geist  der  Engherzigkeit,  der  Be* 
BchrSnktheit ,  der  Selbstsacht,  des  Hochmntbs,  stellt  sich  ein 
and  umAngt  den  absterbenden  alten  Stamm,  wie  ein  Geflechte 
Ton  Schmarotzerpflanzen. 

Je  beweglicher  das  Leben  der  heutigen  Welt  geworden 
ist,  nm  so  grOszer  ist  auch  die  Veränderung  in  den  Gemein* 
den.  Altbflrger  ziehen  weg,  und  lassen  sich  anderwärts  blei'« 
bend  nieder.  Fremde  ziehen  herein  and  suchen  hier  eine  neue 
Heimat.  In  einem  oder  ein  paar  Menschenaltem  hat  eine 
neue  Einwandemng  die  alten  Stammbfirger  verdrängt  oder  an 
Zahl  äberschritten.  Da  ist  es  unm(}glidi  das  Prindp  der  per* 
sönüchen  Bflrgergemeinde  unverändert  fest  zu  halten,  und  es 
wird  eine  Ausgleichung  mit  dem  Princip  der  Einwohnerge- 
meinde unvermeidlich. 

6.  In  manchen  neuem  Gesetzgebungen  wird  die  persön* 
liehe  Seite  des  Btlrgerverbandes  theils  durch  die  Aufnahme 
aUer  activen  Burger  in  die  Gemeinde,  theils  durdi  Anerken- 
nung  eines  Anrechts  der  Bfirgerkinder  auf  Aufnahme  gewährt 
und  der  localen  Seite  desselben  dadurch  Rechnung  getragen, 
dasz  der  Antritt  des  Bürgerrechts  allen  oflen  steht,  oder  zur 
Pflicht  gemacht  wird,  welche  durch  Besitz,  Beraf  oder  Wohn- 
ort in  eine  dauernde  Verbindung  mit  dem  Ort  eingetreten  sind. 

7.  Gleiches  Kecht  der  VollbUrger  in  der  Gemeinde- 
versammlung ist  natürlich  gewöhnlich  anerkannte  Begel,  und 
die  Mehrheit  der  anwesenden  und  stimmenden  Bürger  er- 
zeugt den  Willen  des  Ganzen.  Aber  auch  diese  Regeln  sind 
keine  absoluten.  Wenn  einzebe  Bürger  in  der  Gemeinde  sind, 
welche  an  Vermögen  und  Ansehen  über  die  grosze  Zahl  her- 
vorragen, wie  das  in  alten  aus  der  Grundherrschaft  hervorge- 
gangenen Gemeinden  regelmäszig  der  Fall  ist,  wo  der  Gmnd- 
herr  selber  nunmehr  als  Gemeindebürger  seinen  vormaligen 
Grundholden  zur  Seite   gestellt  ist,  oder  wie   das  auch  in 
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neuerer  Zeit  (^fter  yarkommt,  wo  Fabrikberm  auf  dem  Lande 
Hunderte  von  Arbeitern  bescbäftigen ,  von  denen  ein  groszer 
Theil  neben  jenen  (Jemeindebürger  sind,  so  erfordert  jene  Un* 
gleichbeit  immerhin  eine  Berdcksicbtigung.  Yorzäglicb  nöthig 
erscheint  diese  mit  Bezug  auf  Beschlüsse  Aber  die  Ausgaben 
und  Gemeindesteuern,  damit  nicht  eine  Mehrheit  ygü  Personen 
auf  Unkosten  ri^eicht  des  einzigen  oder  weniger  Beicher  in 
der  Gemeinde  willkflrliche  Verfflgungen  treffe.  Der  gesunde 
Sinn  der  altgermanischen  Gemeindeverfassung  hat  solcher  ün» 
gleichheit  darin  einen  verfiissungsmiszigen  Ausdruck  verschafft, 
dasz  den  aristokiatisehen  Gliedern  der  Gemeinde  in  dem  vor- 
bereitenden und  hinwieder  ausführenden  Rat  he  ein  erhöhter 
BinfiusK  verstattet  wurde,  und  es  kann  dieses  Vorbild  auch 
fflr  die  Rechtsbildimg  unserer  Zeit  noch  als  ein  beachtens- 
werther  Wegweiser  angesehen  werden. 

8.  Das  zweite  noch  weniger  entbehrliche  Organ  ist  der 
Gemeindevorstand,  welcher  fflr  die  laufenden  Geschäfte 
und  Interessen  der  Gemeinde  sorgt  und  ihre  Angelegenheiten 
leitet.  Auch  da  sind  die  neueren  Verfassungen  sehr  verschie- 
den. Der  Natur  der  vollfreien  Landgemeinde  und  ihrer  Be- 
ziehung zum  State  entspricht  es  wohl  am  ehesten,  wenn  der 
Vorstand  von  der  Gemeindeversammlung  oder  von  den  Ge- 
meindeausschfissen  frei  erwfthlt  wird.  Denn  theils  ist  ihre 
Natur  wirklich  demokratisch,  theils  wird  in  solcher  Wahl  die 
Selbstftndigkeit  der  Gemeinde  in  ihrer  eigenen  Wirthschaft, 
d.  h.  ihr  Lebensprincip  dargestellt  und  verwirklicht  Den 
echrofibten  Gegensatz  dazu  bildet  das  französische  System, 
welches  die  (Jemeindevorstände  (Maires)  durch  die  Statsre- 
gierung  bestellen  Iftszt  und  ganz  abhängig  von  dieser  macht. 
Eher  kann  es  gerechtfertigt  werden,  wenn  der  gewählte  Vor- 
stand nur  insofern  sein  Amt  antreten  und  die  Gemeinde  auch 
in  ihren  Beziehungen  zum  State  repräsentiren  darf,  als  er 
auch  von  der  Statsgewalt  anerkannt,  d.  h.  von  dieser  keine 
Einsprache  gegen  seine  Person  gemacht  worden  ist. 
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0.  In  der  B^gel  steht  dem  V^Mrstande  ein  Collegium 
von  Gemeinderäthen,  Ausschfissen,  Mnnicipalrftthen 
zar  Seite,  welche  sowohl  in  der  Besorgung  der  Geschäfte  und 
in  der  Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten  dem  Vorstands 
helfen,  als  denselben  in  seiner  Tbfttigkeit  controliren.  Sie 
sind  ein  Auszug  der  Bürgerschaft,  gemacht  im  Hinblick  auf 
die  Gemeindeinteressen.  Die  Wahl  derselben  aus  dieser  und 
durch  diese  ist  daher  hier  die  gewöhuliche  Einrichtung  und 
den  Verhältnissen  ganz  gemäsz.  Nur  stellen  die  einen  Ver- 
fassungen h<^here  Anforderungen  an  die  Wählbarkeit,  während 
die  andern  die  Wahl  in  der  gauzen  Bürgerschaft  ohne  solche 
nähere  Begränzung  und  Bestimmung  frei  geben.  "* 


Viertes  Capitel. 

Organisation  der  Stadtgemeinden, 

1.  Das  Leben  der  Stadt  ist  mannichfaltiger  und  concen- 
trirter  zugleich.  In  ihr  sammeln  sich  die  Massen  in  enge 
Gruppen.  Die  Interessen  der  Industrie  und  der  höheren  Cul* 
tur  steigern  die  Ansprüche  an  die  städtische  Verwaltung.  Die 
Gegensätze  innerhalb  der  städtischen  Bevölkerung  in  Bildung, 
Beruf,  Vermögen  treten  sichtbar  hervor,  und  verlangen  Beach* 
tung.  Wohl  haben  kleine  Städte  grosze  Aehnlichkeit  mit  d^ 
Landgemeinden  und  können  füglich  durch  dieselbe  einfach^de- 
mokratische  Verfassungsform  befriedigt  werden.  Aber  in  den 
gröszeren  Städten,  in  welchen  der  städtische  Charakter  voll- 
ständiger ausgebildet  ist,  wird  naturgemäsz  auch  die  Verfas- 

*  Auch  in  Frankreich,  wo  da»  Napoleoniscbe  Gesetz  vom  Jahre  YIII. 
sogar  die  Gemeinderäthe  von  der  Regierung  ernennen  licsz,  ist  nun 
durch  das  Gesetz  Napoleon  HI.  Tom  7.  Juli  1852  die  Wahl  derselben 
dem  suffrage  unirersel  zuerkannt. 
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siiDg  oomplicirter  und  werden  höhere  Bildungen  BedOrfnisz. 
Die  städtischen  Magistrate  (Bflrgermeister  und  Stadt- 
rät he  oder  Schöffen)  sind  zwar  im  Sinn  der  neueren  Fort- 
bildung des  Rechts  nicht  zugleich  hohe  Statsbeamte ,  wie  in 
der  früheren  Zeit,  als  die  Städte  zugleich  Staten  waren,  son- 
dern nur  der  Stadt  dienende  Vorsteher,  städtische  Ge- 
meindebeamte; aber  das  höhere  Amt  erfordert  schon  um- 
fassendere Geschäftskunde  als  in  den  Landgemeinden,  und 
nimmt  die  ganze  Thätigkeit  eines  Mannes  in  Anspruch. 

Die  Menge  der  Bürger  und  Einwohner  ist  schon  zu  zahl- 
reich und  die  Individuen  sind  fiberdem  zu  sehr  mit  ihren  Ge- 
werben beschäftigt,  um  die  vielerlei  städtischen  Gemeinin- 
teressen unmittelbar  und  gemeinsam  ordnen  zu  können.  Daher 
bedarf  es  hier  einer  Stellvertretung  derselben  durch  BQr- 
gerausschflsse,  Stadtverordnete,  weitere  (grosze) 
Stadträthe  u.  dgl.,  welche  zwischen  den  Magistraten  und 
den  Bürgern  steht.  Auch  ffir  die  demokratisch  geordnete 
Stadt  kommt  so  in  der  Repräsentation  ein  aristokratisches 
Moment  hinzu.  In  dem  römischen  Alterthum  war  die  ganze 
Stadtverfassung  aristokratisch,  in  dem  Mittelalter  zu  gutem 
Theil  ebenfalls,  in  der  Gegenwart  ist  die  demokratische  Ver- 
fassung wenigstens  durch  eine  derartige,  zu  der  Natur  der 
St^dt  passende  Beimischung  ermäszigt. 

Endlich  ist  die  Bflrgerscbaft  selbst  so  vielgestaltig,  dasz 
sie  häufig  entweder  nach  dem  Vermögen  in  Glassen,  oder 
nach  den  verschiedenen  Wohnsitzen  in  Quartiere,  oder  nach 
dem  Berufe  in  Corporationen  und  Zünfte  getheilt  wird. 
Der  persönliche  Charakter  des  städtischen  Bürgerrechts  läszt 
hier  mancherlei  Formen  der  Verbindung  zu. 

2.  Die  Städtefreiheit  im  Mittelalter  kam  überall  dann  in 
Blüthe,  als  sie  im  Gegensatze  zu  der  dynastischen  oder  bischöf- 
lichen Stadtherrschafk  und  den  von  den  Stadtherm  gesetzten 
Vögten  in  den  Consuln  und  Räthen  eine  aus  dem  städti- 
schen Leben  hervorgegangene  und  der  Bürgerschaft  selbst  als 
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Spitze  angehörige  Magistratur  hervortrieb.  Es  war  das  nicht 
mehr  Herrschaft  von  auszen  Aber  die  Stadt,  sondern  freie 
Selbstbestimmung  und  Selbstverwaltung  der  Stadt. 

In  Frankreich  ist  diese  Freiheit  unter  der  Herrschaft 
des  absoluten  Königtfaums  zu  Grunde  gegangen  und  yon  der 
Bevolution,  welche,  die  Gentralisation  der  öffentlichen  Gewalt 
noch  steigerte,  keineswegs  hergestellt  worden.  Auch  die  fran- 
zösischen Städte  haben  Mai  res,  die  gewissermaszen  Prftfecten 
im  Kleinen,  und  voraus  Organe  der  Statsgewalt  und  von  diesec 
gewählt  sind.  Sie  sind  Statsbeamte  für  die  Gemeinde,  nicht 
Gemeindebeamte.  Die  Verwaltung  der  Stadt  wird  in  ihr  zu 
einer  Begierung  Aber  die  Stadt  gesteigert.  Nur  die  Muni- 
cipalräthe,  welche  vorzüglich  mit  Bficksicht  auf  die  Yer- 
waltang  des  Gemeindevermögens  ihre  Meinung  äuszon  und 
gelten  nmchen  können,  vertreten  einigermaszen  selbständig  die 
Gemeindeinteressen. 

In  Deutschland,  in  der  Schweiz,  in  England  und 
Nordamerika  dagegen,  also  vorzüglich  in  den  germanisdien 
Ländern  hat  sich  ein  selbständiger  städtischer  Magistrat  ent* 
weder  bis  auf  unsere  Zeit  erhalten,  oder  ist  in  unsem  Tagen 
wieder  hergestellt  worden.  In  Deutschland  war  in  den  letzten 
Jahrhunderten  der  städtische  Bath  häufig  auch  da,  wo  er 
nicht  in  völlige  Abhängigkeit  von  dem  Fürsten  und  Herren« 
gerathen  war,  zu  einem  Oollegium  zusammengeschrumpft,  wel- 
ches, von  dem  lebendigen  Zusammenhang  mit  der  Bürgerschaft 
losgerissen,  nun  sich  selber  ergänzte.  In  sich  selber  be- 
schränkt aber  faszte  er  dann  auch  die  städtischen  Interessen 
in  beschränktem  und  engherzigem  Sinne  auf,  und  gerieth  aus 
innerer  Schwäche  wiederum  in  knechtische  Abhängigkeit  von 
den  Statsgewalten.  In  solcher  Gebundenheit  kann  ein  edler 
gemeinnütziger  Bürgersinn  nicht  gedeihen. 

Die  preuszische  Städteordnung  vom  Jahre  1808,  in 
den  Zeiten  der  politischen  Erniedrigung  das  Vertrauen  auf 
spätere  nationale  Erhebung  und  die  Kräfte  zu  dieser  stärkend. 


478  Eiifteft  Bnob.    Von  den  Gemeinden. 

brach  für  Dentischland  wieder  einer  besseren  Bichtung  Bahn,^ 
erneuerte  den  ZHsammenhang  der  Magistrate  mit  der  Borger- 
schafi;,  weckte  in  beiden  ein  Oeffihl  der  Selbständigkeit  ond 
Ehre,  und  regte  das  Streben  an,  dnrch  Anstrengung  der  eigenen 
Kraft  fflr  die  öffentliche  Wohlfahrt  der  Gemeinde  besser  zu 
sorgen.  Aefanliche  Beformen  fanden  später  in  Tielen  andern 
deutschen  Staten  statt.  Die  Magistrate  wurden  wieder  van 
den  Ausschflssen  der  Bürger  oder  den  Bfirgerschaften  frei  ge* 
■wählt  Sowohl  die  Bewegung  von  1830  als  die  Ton  1848  w»r 
der  freien  Entwicklung  der  OemeindeverfiMung  ^nstig.  Die 
deutsche  Beichsverfassung  ron  1848  §.  184  stellte  das  allge^ 
meine  Princip  auf:  „Jede  Oemeinde  hat  als  Orundrecht  ihrer 
Verfassmg  a)  die  Wahl  ihrer  Vorsteher  und  Vertreter,  b)  die 
selbständige  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  mit  Einschlusz 
der  Ortspc^izei,  unter  gesetzlich  geordneter  Oberaufiricht  des 
Stats.*"  Nun  wurden  in  Oesterreich  (17.  März  1849)  und 
in  Preuszen  (11.  März  1850)  neue  allgemeine  Oemeindeord- 
nuttgen  erlassen,  welche  diese  Orundsätze  im  Einzelnen  aus- 
fährten;  aber  in  beiden  Ländern  in  der  Periode  der  Beaction 
wieder  Hemmnisse  und  Aenderungen  erlitten.' 

3.  Schon  im  Mittelalter  und  in  der  Lombardei  wird  eine 
Fortbildung  der  Stadtverfassung  dadurch  bezeichnet,  dasz  über 
der  Mehrheit  derConsuln  oder  anstatt  derselben  ein  Podesta 
sich  erhob,  und  so  die  Oberleitung  der  Stadt  in  die  Hand 
eines  einzigen  mächtigen  Magistrates  gegeben  wurde.  Freilich 
hing  das  wieder  zusammen  mit  den  Beziehungen  der  Stadt 
zum  Stat,  sei  es  dasz  der  Kaiser  durch  Ernennung  des  Po- 
desta sein  Ansehen  und  seine  Macht  über  die  Stadt  erneuern 
wollte,  oder,  was   dann  der  gewöhnlichere  Fall  wurde,  dasz 


^  Vgl.  Dahlmanns  Politik  I,  8.  220.  Saviguy:  Die  preußische 
Stftdteordnung  in  Runke's  politischer  Zeitichrift  I,  S.  3S9.  Pertz  in 
Steins  Leben  II,  8.  150  ff. 

*  Vgl.  Brat  er,  Art.  Gemeinde  a.  a.  O.  §.  126. 
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der  von  der  Stadt  tolbst  gewählte  Podesta^  die  statliche  Ho- 
heit der  Stadt  darstellte.  Aber  auch  unter  der  Yoraasaetzoiig, 
daez  die  Stadt  nicht  zugleich  Stat  sei,  ist  es  doch  dem  mo- 
dernen Stftdteleben  förderlich,  wenn  aus  dem  Golleginm  der 
Magistrate  und  Stadtrftthe  eine  Individualmagistratur  in  dem 
Bflr germeis ter  oder  Stadtpräsidenten  (in England  dem 
tm^or)  emporsteigt,  und  hinwieder  der  höheren  Einheit  der 
Stadt  zum  Organe  und  zum  Stellvertreter  dient  Das  Princip 
städtischer  Selbständigkeit  erfordert  es,  dasz  auch  er  haupt*- 
sächlich  ein  Magistrat  der  Stadt,  nicht  ein  Statsbeamter  sei, 
und  das  in  der  Wahl  der  Stadt  ausgesprochene  Vertrauen 
derselben  fflr  sich  habe.  Aber  es  ist  keine  Verletzung  dieses 
Princips,  wenn  auf  der  andern  Seite  der  Statsregierung  eben^ 
falls  ein  gewisser  Einflusz  auf  die  Besetzung  dieses  Amtes 
eingeräumt  wird,  sei  es,  indem  sie  das  Bestätigungsreoht  oder 
sogar  ein  Ernennungsrecht  auf  Vorschlag  der  Stadt  in  An- 
spruch nimmt.  .Eine  derartige  Betheiliguug  des  Statsober- 
hauptes  bei  der  Ernennung  der  Bürgermeister  findet  sich  in 
manchen  deutschen  Staten,  und  in  Holland  und  Bel- 
gien,-^ Sie  ist  besonders  .  da  gerechtfertigt,  wo  derselbe 
aoszer  den  städtischen  Interessen. auch  staüiche  Functionen  zu 
besorgen  verpflichtet  ist 

4.  Die  gesteigerten  Culturbedürfhisse  der  Städte  haben 
Qberdem  noch  mancherlei  städtische  Aemter  auszer  dem  ei- 
gentlichen Stadtmagistrate  ins  Dasein  gerufen,  welche  für  die 

3  Vgl.  Hegel  n.  a.  O.  II.  8.  244  ff. 

^  Nuch  der  preusaischen  Ge^eisgebang  ron  1853  und  1856  be- 
dQrfen  die  von  den  Stadtverordneten  gewählten  Bflrgermeister ,  Beige- 
ordneten, Schöffen  und  besoldeten  Magistratsmitglieder  der  Bestätigung 
des  Königs  oder  bei  kleineren  Städten  der  ProTinolalregierung.  Kaeh 
der  holländischen  Städteorduung  yom  4.  Jan.  1824,  und  naefa  dem 
belgischen  Gemeindegesetz  yom  30.  März  1836  wird  der  Bflrgermeister 
vom  Könige  dort  aus  den  von  den  Wahlmännern  der  Bürger  gewählton 
Rathsgliedorn ,  hier  ebenso  aus  den  Mitgliedern  des  von  den  Bürgern 
unmittelbar  gewählten  Conseil  ernannt. 
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Yerwaltnng  und  Yertretimg  derselben  wiehtig  geworden  sind. 
Beispielsweise  ist  vielleicht  an  die  ,,Sftpi6nte8**  in  Italien,^ 
die  „Witzigen"  in  Deutschland  während  des  Mittelalters, 
jedenfiüls  aber  an  die  frflher  so  flberans  einflnszreichen  Stadt- 
oder Bathschreiber  zu  erinnern.  In  der  älteren  Zeit 
waren  sie  Yomehmlich  in  dem  Besitz  der  wissenschaftlichen 
und  Bechtsbildnng  ihrer  Zeit,  und  vor  allen  andern  vertraat 
mit  den  Geheimnissen  der  Archive  und  der  Kunst  der  Schrift- 
spradie.  Hentzutage  noch  bemht  ein  guter  Theil  4er  stad- 
tischen Ordnung  und  Ueberliefemug  auf  dem  Institut  der 
städtischen  Kanzlei,  obwohl  die  wissenschaftliche  und  Geschäfts- 
bildung nun  weniger  selten  geworden  ist  Ferner  an  die  Ur- 
kundsmänner (recorders)  in  England,  und  die  Bechts- 
consulenten  und  rechtsgelehrten  Beisitzer  in  deut- 
schen und  schweizerischen  Städten.  Dazu  kommen  noch  viele 
mit  einem  besondem  Wirkungskreise  versehene  Beamte,  welche 
einer  wissenschaftlichen  oder  technischen  Yorbildung  daflllr 
bedflrfen. 

5.  Die  Stellung  der  Magistrate  in  der  Gemeinde  ist  ähn- 
lich der  der  B^gierung  im  State.  Auch  sie  leiten  das  öffent- 
liche Leben  der  Gemeinde,  und  sorgen  f&r  die  täglichen  Be» 
dfirfnisse  und  die  wechselnden  Geschäfte  derselben.  Aber  was 
im  State  zur  politischen  Gewalt  (imperium)  gehoben  ist,  das 
ist  hier  nur  Verwaltung  und  Sorge.  Dahin  gehören  regel* 
mäszig:  die  Antragstellung  und  Vorbereitung  fttr  Ge- 
meindebeschlflsse  und  Statuten,  und  die  Leitung  der 
Versammlungen  der  Gemeindeausschüsse  oder  der  Ge- 
meindebfli^er,  die  Vollziehung  der  Statsgesetze  innerhalb 
des  Bereichs  der  Gemeindeverhältnisse  und  der  Gemeindebe- 
schlüsse, die  Verwaltung  des  städtischen  Vermögens, 
die  Sorge  fdr  die  städtis-chen  Culturanstalten,  die 
Pflege  für  das  Armenwesen  der  Gemeinde,  die  Stellver- 

•  Ygl.  Hegel  II,  8.  212. 
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tretung  der  Stadt  in  dem  State,  ror  Oericht,  und  gegenüber 
dritten  Personen.  Ganz  passend  wird  auch  zuweilen  die  nächste 
obervormundschaftliche  Pflege  den  Gemeindemagistraten 
anvertraut,  theils  weil  sie  den  Familien  der  Gemeindebtlrger 
nahe  stehen,  und  schon  aus  diesem  Grunde  veranlaszt  und 
vorzugsweise  f&higsind,  fOr  das  Wohl  derselben  zu  sorgen,  theils 
weil  sie  als  Yerwaltungsm&nner  eher  als  die  Gerichte  geeignet 
sind,  das  Nützliche  zu  erkennen  und  zu  thun.  In  der  Sphäre 
der  polizeilichen  Functionen  berühren  sich  statliche  und 
städtische  Befugnisse  und  Bedürfnisse.  Offenbar  reicht  der 
Arm  der  Statspolizei  hinein  in  die  Gemeinde.  Die  Verfolgung 
der  Verbrecher,  welche  von  Stats  wegen  geschieht,  die  Sorge 
für  die  Sicherheit  und  Wohlfahrt  des  States  überhaupt  musz 
innerhalb  der  Gemeinde  geübt  werden.  Auszerdem  hat  aber 
auch  die  Stadt  selbst  ein  locales  Interesse  für  öffentliche 
Ordnung,  Wohlfahrt,  Sicherheit,  welches  hinwieder  den  Stat 
nur  mittelbar  berührt.  Zuweilen  hat  man  die  beiden  Arten 
der  polizeilichen  Thätigkeit  in  der  Weise  ausgeschieden,  dasz 
die  erstere  durch  besondere  Statsbeämte  in  der  Gemeinde 
ausgeübt  wird,  und  nur  die  letztere  den  Stadtbeamten  über- 
lassen wird«  In  vielen  Staten  aber  hält  man  es  für  einfacher, 
die  beiderlei  Functionen  der  städtischen  Magistratur  zu  über- 
tragen, diese  dann  aber  in  der  ersteren  Eichtung  der  höheren 
Statspolizei  strenger  unterzuordnen.  Wo  die  Städte  eine  her- 
vorragende Bedeutung  haben  für  den  Stat,  wie  insbesondere 
in  den  Haupt-  und  Besidenzstädten,  wächst  das  Bedürf- 
nisz  des  Stats,  die  Handhabung  seiner  Polizei  daselbst  nicht 
allein  den  Stadtbehörden  zu  überlassen,  sondern  eigene  Organe 
für  dieselbe  zu  bestellen,  unbedenklicher  ist  es,  wenn  der 
Stat  die  vorhandenen  städtischen  Aemter  benutzt,  um  durch 
sie  innerhalb  der  Gemeinde  auch  die  Statssteuem  zu  erheben. 
6.  Wie  die  Krone  der  städtischen  Verfassung,  die  Ma- 
gistratur, mannichfaltiger  und  reicher  sich  gestaltet  hat  als 
in  der  Landgemeinde,  so  ist  auch  die  Bildung  der  Wurzeln 
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und  des  Stammes  derselben,  das  städtische  Btlrgerrecht, 
complicirter.  Zwar  beruht  gerade  auf  der  Einigung  der 
verschiedenen  Bestandtheile  der  Bevölkerung,  die  sich  in  den 
Städten  zusammengefunden,  die  Institution  der  Bürgerschaft. 
Wir  wissen,  wie  dieselbe  während  des  Mittelalters  entstanden 
ist,  und  immer  mehr  Kreise  der  Bevölkerung  mit  ihrem  ge- 
meinsamen Geiste  erfüllt  und  verbunden  hat.  ^  Aber  die  aller- 
dings nothwendige  Einheit  erfordert  keineswegs  die  Auflösung 
der  verschiedenen  Elemente,  sondern  nur  ihre  Verbindung,  und 
offenbar  ist  der  Organismus  gesunder  und  lebensvoller,  wel- 
cher nicht  die  ganze  Masse  gewissermaszen  in  einen  gleichen 
flüssigen  Brei  umgegossen  hat,  sondern,  ohne  die  Einheit  des 
€htnzen  zu  gefährden,  die  verschiedenartigen  Theile  hinwieder 
ihrer  Natur  gemäsz  erst  unterscheidet  und  dann  zusammen- 
fftszt.  Besonders  für  grosze  Städte,  deren  Theile  selber  wieder 
eine  relative  Bedeutung  haben,  ist  die  letztere  Einrichtung 
wunschenswerth.  Die  Geschichte  zeigt  uns  in  frühem  Jahr- 
hunderten, in  der  Zeit  des  Aufschwungs  der  Städte,  eine  Reihe 
von  Beispielen  der  Art,  *  die  auch  für  die  groszentheils  verkom- 
mene Städteverfassung  unserer  Zeit  als  Vorbilder  dienen.  Auf 
der  einen  Seite  haben  die  neuem  Städte  wiedemm  und  noch 
in  höherer  Weise  als  früher  für  Kunst  und  Wissenschaft,  für 
den  Handel  und  die  Gewerbe,  für  das  gesellige  Leben  und 
jede  Cultur  eine  sehr  hervorragende  und  einfluszreiche  Be- 
deutung gewonnen;  auf  der  andern  aber  sind  die  groszen  Städte 
auch  die  Glieder  im  Statskörper  geworden,  welche  die  socialen 
üebel  der  (Gegenwart  vorzüglich  hervorbringen  und  vermehren, 
die  politischen  Gährungsstoffe  in  sich  sammeln  und  erhitzeui 
und  da  sie  selber  leicht  entzündet  werden,  auch  den  ganzen 
Stat  in  eine  fieberhafte  Stimmung  versetzen.  Keine  Organi- 
sation der  Stadtbevölkerung  ist  stark  genug,  diese  üebel  und 
Gefahren  ganz  zu  beseitigen ;  aber  eine  gute  Organisation  der- 

*  YgL  oben  fiuoh  II,  Cap.  12. 
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selben  wUrde  beide  yermindern,  und  indem  sie  die  sittlichen 
und  gesunden  Elemente  kräftigt,  jene  eher  bewältigen  helfen. 
Der  gröszte  Theil  der  städtischen  Bevölkerung  ist  näher  und 
unmittelbarer  interessirt  bei  der  Wohlfahrt  der  Stadt  und  bei 
ihren  localen  Anstalten  als  an  dem  State,  und  sehr  viel  mehr 
Bürger  haben  eher  ein  Yerständnisz  fttr  das  was  jener  noth 
thut,  als  für  das  was  dieser  bedarf.  Die  Theilnahme  an  den 
städtischen  Angelegenheiten  ermuntert  den  Oemeinsinn,  belebt 
den  Eifer,  für  öffentliche  Zwecke  Zeit,  Mühe,  Oeld  zu  opfern, 
macht  vertraut  mit  den  Schwierigkeiten  aller  gröszern  Ange- 
legenheiten, und  schärft  die  Einsicht  für  die  umfassenderen 
Statssachen.  Eine  Bürgerschaft,  die  in  sich  wohlgeordnet  ist, 
und  gelernt  hat  über  ihren  eigenen  gemeinen  Haushalt  mit 
verständiger  Freiheit  zu  urtheilen,  wird  auch  for  den  Stat  je- 
derzeit eine  solide  Stütze  sein. 

Da  der  Beruf  der  Städte  nicht  wie  der  der  Landgemeinden 
auf  die  Bebauung  des  Bodens  gerichtet  ist,  so  begreift  es 
sich,  wenn  das  städtische  Bürgerrecht  entweder  von  Anfang 
an  oder  im  Verlaufe  der  Zeit  unabhängig  von  dem  (Grundbe- 
sitz geworden  ist,  und  persönliche  und  corporative 
Bücksichten  einen  gröszeren  Einflusz  erlangt  haben.  Es  gibt 
freilich  Länder,  in  denen  auch  das  städtische  Bürgerrecht  noch 
auf  dem  Grundbesitz,  oder  gewöhnlich  dem  Besitz  eines 
Hauses  in  der  Stadt  beruht.  Jedenfalls  verdient  auch  die 
Bücksicht  auf  Hausbesitz  Beachtung,  wenn  es  sich  um  die 
Organisation  der  Bürgerschaft  handelt,  denn  die  Hauseigen- 
thflmer  haben  ein  groszes  und  dauerndes  Interesse  an  der 
Wohlfahrt  der  Stadt  und  der  TrefSichkeit  der  städtischen  An- 
stalten, und  sind  in  der  Regel  ein  sehr  solider  Bestandtheil 
der  städtischen  Bevölkerung.  Es  ist  daher  ein  zwiefaches 
üebel,  wenn  Bürgerrecht  und  Hausbesitz  sich  dergestalt  tren- 
nen, dasz  es  viele  Hauseigenthümer  in  der  Stadt  gibt,  die 
nicht  Bürger  derselben  sind,  und  die  bürgerlichen  Hausbesitzer 
überdem  von  der  Masse  der  übrigen  besitzlosen  Bürgerschaft 

31* 


484  Eilftes  Buok.    Yon  den  OemeiBden. 

hinwieder  leicht  überstimmt  werden.  Aber  anszer  den  Hans» 
eigenthümem  gibt  es  doch  noch  andere  Bestandtheile ,  die 
nicht  minder  anf  Beachtung  Ansprach  haben.  Das  englische 
Statsrecht  hat  auf  diese  andern  Classen  so  Büchsicht  genom- 
men, dasz  es  zwar  das  Erfordemisz  des  Gnmdbesitzes  fest- 
hielt, aber  diesem  im  Geiste  der  deutschrechtlichen  Vorstellung 
von  Besitz,  welche  richtiger  als  das  römische  Becht  jedes 
thatsächliche  Herrschaftsverhältnisz  der  Person  über  die  Sache 
als  Besitz  erkennt  und  schützt,  den  ausgedehnteren  Sinn  bei- 
legt, womach  auch  der  Pacht-  und  Miethbesitz  eiues  Wohn- 
gemachs, eines  Waarenlagers  oder  eines  Ladens  darunter  be- 
griffen wird.^  In  Bayern  und  in  Oesterreich^  wird  dem 
Hauseigenthum  der  Besitz  eines  besteuerten  Gewerbes 
zur  Seite  gestellt,  und  dadurch  der  städtische  Handel  und  das 
Handwerk  directer  in  den  Kreis  der  Bfirgerschaft  herbeige- 
zogen. Dagegen  werden  noch  manche  andere  selbständige 
Personen,  die  in  der  Stadt  dauernd  wohnen  und  ein  natür- 
liches Interesse  an  dem  öffentlichen  Wesen  derselben  haben, 
vorzüglich  Beamte,  Gelehrte,  Künstler,  Capitalisten  ohne  Haus- 
besitz und  Gewerbe,  also  gerade  der  iu  numcher  Beziehung 
intelligenteste  und  angesehenste  Theil  des  höhero  Bürgerthums 
auszerhalb  dieser  Corporation  gelassen,  nicht  zum  Yortheil 
der  Gemeinde. 

In  einzelnen  deutschen  und  schweizerischen  Städ- 
ten haben  sich  aus  oberer  Zeit  noch  die  Zünfte  als  corpo- 
rative  städtische  Genossenschaften  und  als  Thefle  der  Bürger- 
schaft erhalten,  in  viel  mehreren  ist  in  Folge  der  veränderten 
Gewerbsbefugnisse  und  der  umgestalteten  Statsverfuisung  diese 
Organisation  aufgelöst  worden. 


^  Gesetz  rom  9.  Sept.  1835  (Rassel),  angezeigt  inMittermeiers 
Zeitsehr.  YUI.  S.  35  ff.,  8.  215  flf. 

*  Bayerisches  Gesetz  rom  17.  Mai  1818.  Oesterreichisches 
Ton  1849. 
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Die  preaszische  Gesetzgebung^  legt  auf  den  Wohn- 
ort den  Hauptnachdruck.  Jeder  Prensze  ist  von  Hechtes  we- 
gen auch  „Bürger*^  der  Stadtgemeinde,  wenn  er  innerhalb  der 
Gemeinde  wohnt,  xmd  gewisse  Eigenschaften  besitzt,  insbesondere 
y,Selb ständigkeit,''  d.  h.  über  vier  und  zwanzig  Jahre  alt 
ist,  und  „einen  eigenen  Hausstand*'  hat  (Wohnhaus  oder  Ge- 
werbe mit  zwei  Gehülfen  oder  mit  einer  classificirten  Einkommen- 
steuer veranlagt  isb  oder  einen  Thaler  directer  Steuer  bezahlt). 
Der  Vorzug  dieses  Systems  der  Einwohnergemeinde  ist  der, 
dasz  dasselbe  alle  selbständigen  und  zugleich  vermöglichen 
Theile  der  Bevölkerung  umfaszt 

Ein  ähnliches  System  besteht  in  Holland ^^  und  in  Bel- 
gien", wo  das  Stadtbfirgerrecht  durch  das  Statsbür gerrecht 
vollständig  aufgelöst  und  beseitigt  worden  ist.  Nur  wird  das 
Steuererfordernisz  für  die  «Gemeindewähler''  noch  mehr  ge- 
spannt. Früher  schon  ist  in  Frankreich  diese  neue  Rich- 
tung eingeschlagen,  und  überdem  die  selbständige  Verwaltung 
der  Städte  von  Grund  aus  zerstört  worden.  Die  Gefahr,  dasz 
der  Stat  die  Gemeinden  ungebührlich  bevormunde,  ist  offenbar 
näher,  wenn  es  kein  besonderes  Ortsbürgerrecht  mehr,  sondern 
nur  ein  Statsbürgerrecht  gibt ;  denn  theils  kann  sich  dannzumal 
in  der  Einwohnerschaft  der  Städte  weniger  leicht  ein  eigen- 
thümlicher  Geist  der  städtischen  Selbständigkeit  und  Freiheit 
entwickeln,  theils  verwechselt  man  leicht  die  Doppelstellung 
der  Statsbürger  im  State  und  in  der  Gemeinde,  und  wird  eher 
verleitet  von  jenem  Standpunkte  aus  auch  die  Angelegenheiten 
dieser  zu  bestimmen. 

Was  früher ''  über  das  persönlich-erbliche  Bürger- 

»  Gesetz  rom  30.  Mai  1853,  19.  März  1856  und  15.  Mai  1856. 
Vgl.  y.  Bönne  Preusz.  Statsreoht  S-  308. 

^  Gesetz  TOm  4.  Jan.  1824.  Vgl.  Mittermaiers  Zeitsohr.  Tu, 
S.  370  ff. 

^^  Gesetz  vom  30.  Mftrz  1836  nnd  vom  7.  April  1843.  Ebenda  XV, 
ß.  376,  XVI,  S.  116  ff. 
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recht  in  der  Schweiz  gesagt  worden,  gilt  auch  hier  von 
den  Städten.  Es  ist  einleuchtend,  daez  diese  Form  einer 
fiimilienfthnlichen  Verbindung  eher  noch  für  Stftdte  als  fdr 
Landgemeinden  sich  eignet,  und  daher  begreiflich,  dasz  sie 
Mher  in  jenen  als  in  diesen  angenommen  wurde.  Aber  auch 
da  wird  dasselbe  in  Folge  der  groszen  Beweglichkeit  der  heu- 
tigen Welt  auf  die  Dauer  nicht  mehr  zu  halten  sein,  wenn 
es  nicht  auch  der  Bedeutung  des  Wohnsitzes  mehr  Bechnung 
trftgt  als  bisher. 

7.  In  den  meisten  neueren  Staten  sind  der  Bflrgerschaft 
nur  Wahlrechte  verstattet,  theils  mit  Bezug  auf  die  Magi- 
strate der  Stadt,  theils  für  die  Vertretung  ihrer  Interessen  in 
den  Ausschüssen.  Häufiger  wurden  in  älterer  Zeit  Bürger- 
Versammlungen  berufen,  in  welchen  die  wichtigsten  Ange- 
legenheiten der  Gemeinde  vorgetragen  und  zur  Abstimmung 
vorgelegt  wurden.  Schon  im  XU.  Jahrhundert  finden  wir  in 
den  groszen  Städten  der  Lombardei  die  Bflrgerschaft  in  dem 
sogenannten  ^^parlatnentum*^  *^  auf  den  Ruf  der  Glocke  zusam- 
mentreten, und  sehen  wir  die  Gonsuln  vor  derselben  Rechen- 
schaft ablegen.  Von  da  ging  der  Gebrauch  nach  Frankreich 
und  Deutschland  aber.  In  der  Schweiz  werden  noch  den  Bür- 
gerversammlungen die  wichtigsten  Beschlüsse  zur  Gutheiszung 
oder  Verwerfung  vorgelegt. 

8.  Der  hoher  gearteten  Natur  der  Stadt  ist  es  entspre- 
chend, wenn  zwischen  die  Magistrate  und  die  Bürger  bezieh- 
ungsweise die  Bürgerversammlung  ein  vermittelnder  Körper 
hineintritt,  welcher  als  auserwählte  Stellvertretung  der  Bürger- 
schaft den  engeren  Kreis  der  Magistrate  umgibt.  Fast  überall 
und  in  verschiedenen  Zeiten  werden  wir  diese  Bildung  unter 
mancherlei  Namen  gewahr,  ein  sicheres  Zeichen,  dasz  sie  einen 
natürlichen  Grund  hat.  V<m  der  Art  war  die  Credenza  der 
Angesehenen  und  Weisen  (majores  et  sapientes),  die  in  der 
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Lombardei  von  den  Consnln  in  wichtigen  Fällen  znm  Bathe 
beigezogen  wurde,  waren  die  Bat  he  (Consiliarii),  welche  im 
Süden  von  Frankreich  an  der  Seite  der  Consnln  erscheinen, 
waren  die  vornehmeren  und  reicheren  Bürger  von  der  «Bicher* 
zechheit*  in  der  alten  Kölner  Verfassung,  und  die  zahlreichen 
«weiteren*^  oder  »Groszen  Bftthe*,  welche  wir  seit  dem 
XUI.  Jahrhundert  in  den  deutschen  Stftdten  finden.  Von  der 
Art  sind  noch  die  Stadtverordneten^^  und  Bürgeraus- 
schüsse in  Deutschland,  die  groszen  Stadträthe  in 
der  Schweiz,  die  Oemeinderäthe  in  England,  der 
auszerordentliche  Gemeinderath  in  Sardinien, ^^  das 
Gonseil  in  Belgien,  welches  als  weiterer  Kreis  Bürger- 
meister und  Schöffen  umgibt. 

Dieser  weitere  Bath  der  Stadt  hat  eine  grosze  Aehnlich- 
keit  mit  den  Kammern  im  Stat  Nur  ist  die  Institution  als 
eine  rein  städtische  ein&cher.  Es  ist  daher  voraus  wichtig, 
dasz  er  ein  wahrhafter  Auszug  der  gesammten  Bürgerschaft, 
und  in  richtigen  Verhältnissen  sei.  Die  verschiedenen  Glassen 
und  Interessen  der  Bevölkerung  sollen  da  eine  Stimme  haben* 
Seine  Functionen  sind  theils  controlirend,  indem  er  die 
Geschäftsleitung  der  Magistrate  und  die  städtischen  Bechnun- 
gen  prüft,  theils  die  Verwaltung  jener  ergänzend,  indem 
zu  wichtigeren  Beschlüssen  auch  die  Zustimmung  der  Aus- 
schüsse erfordert  wird,  theils  von  gesetzgeberischer  Natur, 
indem  er  die  städtischen  Statuten  entweder  auf  Antrag  der 
Magistrate  ordnet  oder  für  die  Gemeindeversammlung  vorbe- 
rathet  und  begutachtet 

^^  In  Preaszen  werden  die  Stadtverordneten  von  der  in  drei  Ab- 
theilnngen  (Höobstbestenerte,  MittelbeBteuerte,  Geringbesteuerte)  je  nach 
der  Stenerleistnng  g^theilte  Bürgersohafl;  gewfthlt,  die  Hälfte  derselben 
ans  Hansbedtzem. 

'S  Ueber  Sardinion  vgl.  Mittermai  er  8  Zeitsohr.   YIH,  S.  267  ff« 
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FtLnftes  GapiteL 

Gemeindebann  nnd  Gemeindevermogen. 

1.  Der  Gebietshoheit  des  Stats  Ober  das  ganze  Statsgebiet 
entspricht  in  dem  engeren  Sinne  und  beschränkteren  Kreise 
des  Gemeindelebens  der  Gern  ein  de  bann,  d.h.  die  OfFentliche 
Macht  der  Gemeinde  innerhalb  der  Gemeindegemarknng ,  des 
Gemeindebezirks.  Sie  ist  nicht  mit  dem  Eigenthnm  noch  mit 
der  Grundherrschaft  zu  verwechseln,  vielmehr  ein  Institut  des 
Öffentlichen  Rechts,  aber  Personen  und  Güter  in  diesem  Be- 
zirke umfassend.  Soweit  dieselben  überhaupt  zu  der  Wirth- 
Schaft  und  Gultur  der  Gemeinde  in  einer  untergeordneten  Be- 
ziehung stehen,  so  weit  sind  sie  der  Gemeindegewalt  unter- 
worfen, so  weit  üben  die  Gemeindebehörden  das  Becht  der 
Aufsicht,  der  Localpolizei,  der  Verwaltung,  der  Besteuerung  aus. 

2.  Die  Gemeinde  ist  überdem  wie  derStat  eine  Person, 
welche  ein  eigenes  Recht  anihrem  Vermögen  hat  Natur- 
gemftsz  begegnen  sich  hier  die  Grundsätze  des  öffentlichen  und 
des  Privatrechts.  Die  Gemeinde  nämlich  kann  Eigenthnm, 
Forderungen,  Schulden  haben,  wie  eine  Privatperson.  Sie  ist 
ein  berechtigtes  Wesen,  welches  über  die  Sachen  dingliche 
Herrschaft  übt,  und  in  obligatorische  Verhältnisse  eintritt, 
somit  des  Privatrechtes  theilhaft  ist.  In  dieser  Beziehung 
steht  sie  dem  State  gegenüber,  und  ist  von  demselben  ebenso 
unabhängig,  wie  andere  Eigenthümer.  Es  ist  daher  ein  offen- 
bares unrecht,  wenn  in  den  letzten  Jahrhunderten  manche 
absolutistische  Landesherren  oder  revolutionäre  Volksver- 
tretungen über  die  Gemeindegüter  verfQgt  haben,  als  wären 
dieselben  Kammer-  und  Statsgut.  Das  Gemeindegut  ist,  wie 
schon  das  Wort  deutlich  sagt,  Gut  der  Gemeinde,  und 
weder  unmittelbar  noch  mittelbar  Gut  des  gesamm- 
ten  Stats. 

Auf  der  andern  Seite  aber  wirkt  sowohl  die  öffentliche 
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Natar  der  Gemeinde  selbst,  als  die  Bestimniiing  des  Ge- 
meindegates fflr  die  öffentlichen  Gemeindezwecke  auf  die 
Behandlung  desselben  ein,  und  erhebt  es  über  das  einfache 
dem  individaellen  Genasse  dienende  Privatvermdgen.  Das 
Gemeindegnt  ist  daher  am  dieser  Beziehung  willen  zugleich 
als  ein  Öffentliches  Gut  zu  betrachten,  und  die  Verwal- 
tung und  Verwendung  desselben  unterliegt  deszhalb  und  in* 
sofern  den  Einwirkungen  des  Öffentlichen  Bechts.  Der  Ge- 
meinde selbst  kommt  es  zu,  diese  öffentliche  Bedeutung  des 
Gemeindegutes  zu  vertreten.  Diese  ist  eine  näher  beschränkte, 
und  durch  die  gemeinsamen  wirthschaftlichen  und  Guiturin- 
teressen  der  Bürger-  und  Einwohnerschaft  eines  beson- 
dem Ortes  bestimmte,  nicht  eine  allgemeine,  dem  gesammten 
politischen  Leben  des  Stats  unmittelbar  zugehörige.  Aber  da 
das  ganze  öffentliche  Leben  hinwieder  in  einem  inneren  Zu- 
sammenhange ist,  so  hat  auch  der  Stat,  der  das  Ganze  um- 
faszt,  ein  natürliches  Recht  Aufsicht  zu  üben,  dasz  jener 
öffentliche  Charakter  rein  erhalten  werde. 

Selbständigkeit  der  Gemeinde  in  der  Verwaltung 
und  Verwendung  des  Gemeindegutes  ist  somit  in  privatrecht- 
licher  und  öffentlicher  Beziehung  die  natürliche  Begel,  Ober- 
aufsicht (nicht  aber  Vormundschaft)  des  Stats  ihre  natür- 
liche Ergänzung.  Diese  Grundsätze  sind  freilich  gar  nicht 
überall  und  nicht  immer  in  ihren  Consequenzen  von  den  po- 
sitiven Bechten  anerkannt.  Aber  es  ist  augenftllig,  dasz  die 
neuere  Bechtsbildnng  die  Tendenz  hat,  dieselben  zu  verwirk- 
lichen, und  darauf  eine  freie  Gemeindeordnung  zu  begründen.* 

3.  folgerungen  aus  jenem  Priocip  der  Selbständigkeit 
sind:   Die  Gemeinde  ist  berechtigt,  je  nach   der  besonderen' 

*  Im  Einxelnen  ist  besonders  der  erwähnte  Artikel  ron  Brat  er  va. 
Tergleichen.  Yiyien  £tudes  adm.  S.  27  f.  Tooqnerille  (Dto.  en  Ajn.) 
„G'est  dans  la  oommane  que  r^side  laforoe  des  peuples  libreg.  Les  in- 
Btitntions  communales  sont  k  la  libert6  ce  que  les  Cooles  primaires  sont 
k  la  scienoe.** 
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Qompetenz  ihrer  Organe,  den  gemeinsamen  Gebrauch  und  die 
Benatznng  ihrer  Anstalten  selber  zn  ordnen,  und  diejenigen 
Verwendungen  aus  ihrem  Vermögen  zu  machen,  die  sie  fOr 
zweckmftszig  hält.  Der  Stat  dagegen  ist  nicht  befugt,  weder 
die  üeberschüsse  des  Gemeindegutes  an  sich  zu  ziehen,  noch 
der  Gemeinde  Verwendungen  aufzuerlegen,  die  diese  nicht 
machen  will,  und  zu  denen  sie  nicht  etwa  um  der  allgemeinen 
Statsordnung  verpflichtet  ist  Es  kann  der  Stat  z.  B.  wohl 
die  Gemeinden  anhalten,  dasz  sie  fttr  gehörige  Löschanstalten, 
oder  für  Schulh&user  in  der  Volksschule,  oder  für  die  Wege 
und  Brücken  sorgen,  soweit  diese  Sorge  den  Gemeinden  nach 
allgemeinen  Bechtsgrundsätzen  obliegt.  Aber  er  kann  eine 
Gemeinde  nicht  nöthigen.  Bauten  auf  ihre  Kosten  auszufahren, 
welche  vielleicht  nützlich  und  schön  wären,  zu  denen  aber 
die  Gemeinde  nicht  durch  die  gemeine  Statsordnung  verpflichtet 
ist.  Und  selbst  da,  wo  der  Stat  eine  Einrichtung  fordern 
kann,  steht  es  doch  der  Gemeinde  zu,  von  sich  aus  die  Pläne 
im  Einzelnen  festzusetzen,  und  die  Verträge  abzuschlieszen, 
und  der  Stat  hat  nur  insofern  ein  Becht  mitzureden,  als  er 
dafür  zu  sorgen  hat,  dasz  die  allgemeinen  Erfordernisse  jener 
Pflichterfüllung  nicht  bei  der  Ausführung  miszachtet  werden. 
4.  Die  Oberaufsicht  des  Stats  femer  hat  vorzüglich 
den  doppelten  Zweck  darüber  zu  wachen:  a)  dasz  das  Ge- 
meindevermögen im  Interesse  der  Fortdauer  der  Gemeinde 
und  ihrer  öffentlichen  Bedür&isse  erhalten  werde;  b)  dasz 
dasselbe  nicht  zu  fremdartigen,  auszerhalb  der  Gemeinde- 
wirthschaft  liegenden  Zwecken  miszbraucht  werde.  Als 
Mittel  dazu  dienen  theils  die  Bechnungen  über  den  Gemeiude- 
haushalt,  welche  auch  dem  State  zur  Eenntnisznahme  mitge- 
theilt  werden,  theils  Bestimmungen,  durch  welche  derselbe 
Gelegenheit  erhält,  Ausgaben,  die  in  das  Gapitalvermögen  ein- 
greifen, oder  Veräuszerungen  von  solchem  zn  henunen  und  zu 
untersagen,  oder  die  Gemeinde  anzuhalten,  dasz  sie  durch 
Steuern  solchen  Schaden  ersetze. 
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Da  sehr  viele  Gemeinden,  zmnal  die  Landgemeinden,  sieh 
ans  nrsprflnglichen  halb  privatrechtUchen  Banemgenossenschaften 
entwickelt  haben,  so  kommt  es  sehr  hftnfig  vor,  dasz  noch  ein 
Theil  des  Gemeindegntes  für  bloszen  Privatgennsz  der  einzel- 
nen B&rger  in  Anspruch  genommen  wird.  Anch  ans  andern 
historischen  Gründen  findet  sich  solche  Mischung  von  Öffent- 
lichen Verwendungen  und  Priv«tnutzungen  oft  noch, 
und  es  wäre  unrecht,  wenn  diese  einfiu^  verweigert  und  nur 
jene  gestattet  würden,  unsere  Zeit  hat  indessen  das  richtige 
Streben,  den  beiderlei  Bestimmungen  solcher  Gemeindegflter 
durch  Ausscheidung  zweier  Bestandtheile  in  denselben  Bech- 
nung  zu  tragen.  Aus  dem  früher  gemischten  Gemeindegut 
werden  dann  zwei  Güter,  das  eine  ein  den  öffentlichen  Zwecken 
gewidmetes  achtes  Gemeinde-,  das  andere  ein  dem  Privat- 
genusz  dienendes  blosz  privatrechtUches  Nutzungsgut  (Ge- 
nossengut). 

5.  Auch  der  Gemeinde  steht  ein  ähnliches  B  e  s  te  u  e  run  g  s- 
recht  zu  für  Befriedigung  der  Gemeindebedürfnisse,  wie  dem 
State  für  die  Statsbedürfnisse.  Auch  da  gibt  es  eine  Steuer- 
pflicht der  Einzelnen,  welche  aus  der  Unterordnung  Aller 
unter  die  gemeinsame  öffentliche  Lebensordnung  sich  erklärt. 
Dieselbe  ist  ebenso  eine*  allgemeine,  nicht  eine  individuelle; 
aber  sie  ist  nach  der  Natur  der  Gemeinde  beschränkt  entweder 
auf  den  Kreis  der  näher  und  enger  verbundenen  Bürger- 
schaft, wie  da,  wo  es  sich  um  Förderung  der  ihnen  aus- 
sehlieszlich  vorbehaltenen  Anstalten  handelt,  oder  auf  den 
weitem  Kreis  der  Einwohner,  wie  in  den  Fällen,  wo  ge- 
meinsame Localbedürfhisse  befriedigt  werden. 

Es  ist  aber  eine  Statspflicht  dafür  zu  sorgen,  dasz  nicht 
einzelne  Personen  oder  Classen  der  Gemeindegenossen  (z.  B. 
die  Beichen  oder  die  Armen)  durch  die  Art  der  Steuerauflage 
oder  Steuererhebung  von  der  Mehrheit  unbillig  gedrückt  werden. ' 

»Hill,  Bepraient  8.  192. 


Mi^itt  ßvLii^. 


Freiheitsrechte. 


Erstes  Gapitel. 

Die  Freibeit  als  Beohisbegriff. 

Es  ist  nicht  die  Aufgabe  des  Statsrechts,  den  Oedanken 
der  Freiheit  zu  ergründen  oder  zn  erschöpfen.  Nur  insofern 
gehört  die  Freiheit  in  seinen  Bereich,  als  sie  von  der  Bechts- 
Ordnung  erkannt  und  anerkannt  wird  und  daher  auf  äuszem 
Rechtsschutz  einen  Anspruch  hat. 

1.  Wir  unterscheiden  daher  die  Freiheit  als  eine  Bechts- 
institution  sowohl  von  der  natürlichen  als  von  der  sitt- 
lichen und  geistigen  Freiheit.  Die  erstere  ist  viel  enger 
als  die  beiden  letzteren.  Auch  die  rechtliche  Freiheit  darf 
freilich  weder  unnatürlich  noch  unsittlich  sein.  Aber  nicht 
alle  natürliche  Freiheit  ist  zugleich  eine  rechtliche,  nicht  die 
des  Thieres, '  dessen  wilde  Freiheit  lediglich  von  seiner  Physis 

^  Winthrop  bei  Toeg[ueviUe  Am^riqne  I,  70:  „Tftasohen  wir  uu 
nioht  ftber  die  Bedeutung  unserer  Unabhängigkeit.  Es  gibt  allerdings 
eine  Art  rerdorbener  Freiheit,  deren  Gebrauch  dem  Menschen  mit  den 
Thieren  gemein  ist,  und  die  darin  besteht,  dass  jeder  thut,^  was  ihm 
geOUt.  Diese  Freiheit  ist  die  Feindin  aller  ▲utoritSt;  mit  Widentrebes 
nur  duldet  sie  aUe  Regeln  —  sie  ist  die  Feindhi  der  Wahrheit  und  des 
Friedens,  und  Gott  selbst  hat  sieh  gegen  dieselbe  erklärt  Aber  es  gibt 
eine  bürgerliohe  und  moralisohe  Freiheit,  die  ihre  Starke  in  der  Einheit 
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bestmmit  und  begrenzt  wird^  8<»ideni  nur  die  mensohliche, 
die  allein  eine  sittliche  und  daher  anch  allein  eine  rechtliche 
Bedeutung  hat.  Hinwieder  kann  nicht  der  ganze  üm&ng  der 
sittlichen  und  geistigen  Freiheit  des  Menschen  von  dem  Bechte 
begriffen  und  begrenzt  werden.  Vielmehr  ist  gerade  der  in- 
nerste geistige  Kern  dieser  Freiheit,  die  Freiheit  des  unsidit- 
baren  und  unsterblichen  Individualgeistes ,  welche  ein  Strahl 
ist  der  vollkommenen  göttlichen  Freiheit,  der  Macht  des  Stats 
und  des  menschlichen  Rechts  entzogen.*  Zum  Secht  kann  die 
Freiheit  erst  dann  werden,  wenn  dieselbe  entweder  in  dem 
ftuszem  sichtbaren  Leben  Gestalt  und  gewissermas^n  Leib  ge- 
winnt, oder  wenn  in  der  äuszem  Ordnung  sich  Hemmnisse 
zeigen,  welche  die  Entwicklung  der  an  sich  unsichtbaren  Ge- 
müths^  und  Qeistesfreiheit  bedrücken  und  hindern.  Dann 
erst  ist  für  das  menschliche  Becht  die  Möglichkeit  gegeben, 
sei  es  jene  äuszere  Erscheinung  der  Freiheit  zu  schützen,  sei 
es  die'se  Hemnmisse  ihrer  Entfaltung  zu  entfernen. 

Die  natürliche  Freiheit  ist  das  Yermdgen  zu  thun,  was 
einen  gelüstet;  die  sittliche  Freiheit  ist  die  Offenbarung  des 
Willens  und  der  Kraft  zu  thun,  was  der  eigenen  Natur  würdig 
und  der  göttlichen  Weltordnung  gemäsz  ist.  Die  Freiheit  als 
Bechtsbegriff  aber  setzt  die  Bechtsordnung  voraus,  von  der 
sie  ein  Theil  ist.  Sie  ist  die  vom  Becht  gewährleistete 
und  geschützte  Befugnisz,  den  selbstbestimmten 
Willen  auszuüben.'* 

Alle   Freiheit   setzt  als  ihre  nothwendige  Vorbedingung 

findet,  welche  za  schützen  die  Aufgabe  der  obrigkeitlichen  Gewalt  selber 
ist;  es  ist  die  Freiheit,  ohne  Furcht  alles  zu  thun,  was  gerecht  und  gut 
ist.  Diese  heilige  Freiheit  müssen  wir  vertheidigen  in  allen  Wechsel- 
fUlen  und,  wenn  es  n5thig  ist,  für  sie  unser  Leben  einsetzen." 

»  Vgl.  oben  Buch  IX,  Cap.  2. 

>  Die  bekahnte  Definition  Ton  FlorefitintM  L.  4  pr.  de  Statu  homl- 
num:  „Libertas  est  naturalis  facultas  ejus,  quod  cnique  facere  libet,  nisi 
si  quid  vi  aut  jure  prohibetur,"  ist  nur  darin  mangelhaft,  daszMie  vis 
ebenso  wie  das  jus  als  Schranke  der  Freiheit  bezeichuet  wird,  während 
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ein  beseeltes  Wesen  rorans,  welches  sich  in  ihr  ftnszert.  Die 
rechüicbe  Freiheit  hat  ihre  Orondlage  in  dem  Bechtswesen. 
Sie  existirt  fQr  sieh,  losgetrennt  von  den  Menschen,  so  wenig 
als  das  Becht  fOr  sich  existirt.  Sie  sind  beide  nur  zwei  Sei- 
ten des  persönlichen  Daseins  and  Lebens  des  Men- 
schen. Wohl  gibt  es  ein  Ideal  der  Freiheit,  wie  es  ein  Ideal 
des  Rechts  nnd  des  States  gibt.  Aber  das  wirkliche  Frei- 
heitsrecht kann  nur  in  dem  wirklichen  State,  nur  in  Ver- 
bindung mit  seiner  Verfassung  und  Bechtsordnung  gedacht 
werden.  Die  Freiheit  als  ein  rein-politischer  Gedanke 
kann  wohl  ober  die  hergebrachte  Bechtsordnung  hinausgehen 
und  die  Vervollkommnung  derselben  als  Ziel  ihrer  Hand- 
lung anstreben.  Aber  der  Bechtsbegriff  der  Freiheit  kann 
sich  nicht  lossagen  von  der  Bechtsordnung,  die  sein  Grund 
und  seine  Stütze  ist  Je  vollkommener  daher  der  Bechtsschutz 
ist,  den  der  Stat  dem  freien  Leben  der  Menschen  gewShrt, 
um  so  voller  und  reicher  wird  auch  die  Bechtsfreiheit  in  die- 
sem State  sein ;  je  mangelhafter  und  unsicherer  der  Statsschutz 
ist,  um  so  gedrückter  oder  zügelloser  wird  sich  die  Freiheit 
da  gestalten.  Als  Lord  John  Bussel^  gegen  jene  Defini- 
tion einwendete :  .  Wenn  Freiheit  darin  besteht,  dasz  man  thun 
könne,  was  das  Gesetz  erlaubt,  so  ist  ein  gesetzlich  bestehen- 
der Despotismus  eine  freie  Begierung,  *  so  verwechselte  er  den 
statsrechtlichen  Begriff  der  Freiheit  theils  mit  dem  idealen, 
iheils  mit  dem  politischen. 

Die  Freiheit,  als  Becht  gefaszt,  ist  also  nicht  ihr  höchster 
Ausdruck,  sie  ist  enger  und  beschrankter  als  die  sittliche  und 
sogar  als  die   politische   Freiheit.     Aber  indem  sie  an   die 

jene  die  Freiheit  als  Becht  rerletit,  dieses  aber  sie  natnrgemäsi 
beschränkt.  Fransösi sehe  Grundrechte  Ton  1791,  §.4:  ,9!^  libert^ 
consisie  k  ponroir  faire  tont  oe  qni  ne  nnit  pas  k  anftmi :  (?)  ainsi  l'exer^ 
«ice  des  droits  natnrels  de  ohaqne  homme  n*a  de  bomes  qne  ceUes  qni 
assnrent  anx  anires  membres  de  la  soci^tö  la  jouissanoe  de  ces  mömes 
Ces  bomes  ne  penrent  dtre  d^teimin^es  qne  par  la  loi. 
*  Qeschiolite  der  en^  YerCassnng,  §.  11. 
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Beehtsordnnng  als  ihre  Omndlage  gebunden  ist,  wird  sie  auch 
von  den  Formen  des  Bechts  gegen  Verflüchtigung  gesichert 
und  von  den  Hfllfsmitteb  des  Bechts  gegen  Miszhandlung 
geschützt. 

Die  Deutschen  haben  auf  die  Ehre,  die  entschieden- 
sten Vertreter  der  persönlichen  Qeistesfreiheit  zu  sein,  einen 
wohlbegrflndeten  Anspruch.  Aber  das  Verdienst,  vorzugs- 
weise die  rechtlichen  Schutzwehren  der  Freiheit  erdacht  und 
befestigt  zu  haben,  kommt  in  erster  Linie  den  Englän- 
dern zu.^ 

2.  In  aller  Freiheit  lassen  sich  hinwieder  zwei  Seiten 
unterscheiden.  In  negativer  Beziehung  schlieszt  die  Frei- 
heit jede  unbegründete  oder  übertriebene  Abhängig- 
keit von  einem  fremden  Willen  aus.  In  positiver  Hin- 
sicht bedeutet  sie  Selbstbestimmung  der  Person. 

Da  der  Mensch  als  Bechtswesen  nothwendig  beschränkt 
ist,  so  ist  auch  seine  Freiheit  als  Becht  beschränkt.  Nichte  ist 
verkehrter,  als  sich  eine  absolute  Unabhängigkeit,  eine  völlige 
Losgebundenheit  des  einzelnen  Menschen  einzubilden  und  diese 
Einbildung  menschliche  Freiheit  zu  heiszen.  Diese  negative 
Vorstellung  der  Freiheit  empfindet  jede  Bechtsinstitution  wie 
eine  Verletzung,  denn  sie  will  schrankenlos  sein  und  das  Becht 
kann  nur  in  den  Schranken  der  Form  bestehen.  Ihre  Gonse- 
quenz  wäre  also  die  Zerstörung  des  Stats  und  der  gesammten 
Bechtsordnung  und  es  könnte  dann  in  dem  allgemeinen  Buin 
das  letzte  vermeintlicb  absolute  Becht  der  Freiheit  selber  nicht 
mehr  bestehen.  Allerdings  tritt  der  radicale  Irrthum  der 
absoluten  Freiheit  selten  in  so  entschlossener  Verneinung  auf, 
so  dasz  er  den  Inhalt  und  die  Form  der  rechtlich  geordneten 
Freiheit  zugleich  wegwirft;  aber  in  verhüllter  Gestalt  und  auf 
halbem  Wege  täuscht  er  doch  nicht  seltoi  die  Menge. 

Wäre  jede  Abhängigkeit  schon  Unfreiheit,  so  wSxe  das 

*  Tgl.  Tonflglioli  F r.  Lieber,  über  bCLrgerliobe  Freiheit  und  Selbst- 
rerweltang,  fiberaetEt  t.  Fr.  Ifitt^rmaier,  Heidelberg  1860. 
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Eind,  das  von  den  Eltern  abhftngig,  es  wäre  jeder  Arbeiter 
im  Dienst  eines  Arbeitgebers,  jeder  Schuldner  gegenüber  dem 
Qlänbiger,  es  wären  die  Parteien  gegenüber  dem  Bichter,  alle 
Begierten  gegenüber  der  Regierung,  aber  auch  wechselseitig 
wieder  die  Inhaber  der  Macht  und  Autorität,  die  doch  nichts 
vermögen,  wenn  sie  nicht  empfänglichen  Gehorsam  finden, 
kurz,  es  wäre  alle  Welt  unfrei.  Nicht  die  Abhängigkeit  als 
solche  also,  sondern  nur  die  falsche,  grundlose  oder  flber* 
mäszige  Abhängigkeit  ist  Unfreiheit.  In  dem  freien  State 
also  darf  das  Y erhältnisz  der  Begierten  zu  der  Begierung  nicht 
dem  Yerhältnisz  des  Herrn  über  die  Sdaven  und  nicht  einmal 
dem  des  Vaters  über  die  Kinder  nachgebildet  sein,  sondern 
es  musz  die  Unterordnung  der  Begierten  durch  das  Oesets 
bestinmit  und  beschränkt  sein,  zu  dessen  Hervorbringung  auch 
die  Begierten  selber  mitwirken. 

3.  Wie  alle  Bechtsordnung  überhaupt  entweder  von  den 
Einzelmenschen  oder  von  der  Gesammtheit  aus  bestimmt  wird, 
so  erscheint  auch  die  Bechtsfreiheit  in  zwei  Hauptformen. 
Entweder  sie  ist  wesentlich  Freiheit  der  Individuen  oder  Frei- 
heit der  Nation,  des  Volks.  Die  individuelle  Freiheit  ist 
im  Grunde  ein  Privatrecht;  die  Volksfreiheit,  deren  Wesen 
die  Theilnahme  am  Statist,  hat  vorzugsweise  einen  öffentlich- 
rechtlichen Charakter.  In  den  Republiken  des  Alterthums  wurde 
die  erstere  der  letztem  geopfert  und  ÜEtst  aller  Werth  auf  die 
Volksfreiheit  allein  gelegt.  Die  Germanen  vorzüglich  haben 
die  individuellen  Freiheitsrechte  höher  geschätzt;  und  in  der 
modernen  Bechtsbildung  werden  sie  vornehmlich  beachtet. 

Es  ist  aber  immer  ein  Fehler,  wenn  über  der  einen  Frei- 
heit die  andere  vemachläszigt  wird.  Die  griechischen  Zu- 
stände litten  vorzüglich  an  der  einseitigen  Beachtung  der  Volks- 
freiheit, welche  als  absolute  Volksherrschaft  verstanden  wurde. 
In  der  spartanischen  Verfiissung  wurde  die  Knechtung  des 
individuellen  Lebens  von  Stats  wegen  so  weit  getrieben,  dasz 
wir  uns  manche  Einrichtungen  derselben  nur  wie  Bilder  einer 
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anssch weifenden  Phantasie,  nicht  als  leibhafte  Wirklichkeit 
vorstellen  kennen;  aber  anch  in  dem  demokratischen  Athen 
wurde  die  individuelle  Freiheit  nur  gering  geachtet  und  viel- 
fältig durch  die  Gesetze  und  das  Öffentliche  Leben  verletzt. 

Wir  Neuem  leiden  zuweilen  an  entgegengesetzten  Irrthü- 
mem.  Nicht  selten  wird  das  Kecht  des  Oanzen  übersehen, 
und  der  Gedanke  der  individuellen  Freiheit  mit  so  maszlosem 
Eifer  einseitig  verfolgt,  als  wäre  jedes  einzelne  Individuum  ein 
in  sich  vollkommenes  Wesen,  das  natürliche  Gentrum  der  Welt, 
ein  Gott,  durch  dessen  Willen  alles  auszer  ihm  geschaffen, 
von  dessen  Willen  alles  übrige  abhängig  wäre.  Der  Stat  wird 
dann  völlig  preisgegeben,  und  die  Ordnung  des  Ganzen  durch 
die  Willkür  der  Individuen  mit  innerer  Auflösung  bedroht. 

Die  Wahrheit  fordert  Anerkennung  beider  Arten  der 
Freiheit.  Beide  wurzeln  in  der  menschlichen  Natur,  die  Volks- 
freiheit  in  der  gemeinsamen  menschlichen  Basse,  die  indi- 
viduelle Freiheit  in  dem  Individualleben  des  Geistes.  Aber 
die  erstere  ist  ganz  und  gar  ein  Bechtsbegriff  und  kommt  nur 
in  der  Gemeinschaft,  d.  h.  im  State  zur  Wirklichkeit;  die 
letztere  aber  hat  ihren  tieferen  Grund  auszerhalb  des 
States,  in  einem  Lebensgebiete,  welches  dieser  zu  beherr- 
schen weder  berufen  ist  noch  die  Macht  hat. 

4.  Das  Verhältnisz  der  verschiedenen  Statsformen  zu  der 
Freiheit  wird  daher  auch  häufig  ein  anderes  sein,  je  nachdem  die 
Yolksfreiheit  oder  die  individuelle  Freiheit  in  Frage  kommt. 

Die  Ideokratie  hat  die  Tendenz,  die  Yolksfreiheit  durch 
die  absolute  Autorität  zu  erdrücken,  die  Demokratie  umge- 
kehrt steigert  dieselbe  zu  Gunsten  der  Mehrheit  zur  Volks- 
herrschaft.  Die  individuelle  Freiheit  aber  wird  auch  von  der 
Demokratie  nur  insofern  begünstigt  oder  geduldet,  als  die 
Mehrheit  mit  der  Ausübung  derselben  einverstanden  ist.  Wenn 
das  nicht  ist,  so  wird  sie  bei  jeder  Gelegenheit  mit  Fflszen 
getreten.  Die  Demokratie  hat  somit  wohl  Liebe  zur  Yolks- 
freiheit, aber  selten  wahre  Achtung  vor  individueller  Freiheit 
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Wer  daran  zweifelt,  der  braucht  sich  nur  an  die  Lage  der 
Beichen  in  dem  demokratischen  Athen,  oder  an  die  Lage  der 
Aristokraten  zu  den  Zeiten  der  Jakobinerherrsohalft  in  Frank- 
reich, oder  an  die  Vorschläge  der  Communisten  zu  erinnern. 

Die  Aristokratie  im  Qegentheil  l&szt  das  Individuum 
gelten,  so  lange  es  nur  individuelles  Leben  äuszert  Sie  ge- 
währt gerne  ein  reiches  Masz  individueller  Freiheit,  und 
schützt  dieselbe  soweit  sie  einmal  gewährt  ist,  mit  unbeug- 
samem Muthe  auch  gegen  die  Anfeindungen  der  Menge.  Aber 
sie  wacht  sorgfilltig  darüber,  dasz  nicht  die  Yolksfreiheit  zur 
Yolksherrschaft  erwachse.  Sie  nimmt  dieselbe  zwar  in  voll- 
stem Masze  für  die  herrschende  Minderheit  in  Anspruch,  aber 
miszt  den  groszen  Massen  des  Volkes  nur  einen  oft  kümmer- 
lichen Antheil  daran  zu. 

Sogar  die  absolute  Monarchie  erträgt  und  bewilligt  oft 
unbedenklich  ein  bedeutendes  Masz  von  individueller  Freiheit, 
von  Sicherheit  der  Personen  und  des  Eigenthums,  aber  sie  ist 
misztrauisch  und   feindlich  gegen  alle  Volksfreiheit   gesimit. 

Die  constitutionelle  Monarchie  gewährt  auch  hier,  wenn 
sie  ihrem  Princip  treu  bleibt,  eine  Fülle  von  beiden/  ohne 
die  Volksfreiheit  zur  Volksherrschaft  werden  zu  lassen,  und 
ohne  die  individuelle  Freiheit  bis  zur  Anarchie  zu  übertreiben. 

5.  Ebenso  ist  das  Verhältnisz  des  Statsrechts  zu  den 
beiden  Arten  der  Freiheit  verschieden.  Die  Volksfreiheit  ge- 
hört demselben  unmittelbar  an,  als  eine  Institution  des 
Stats,  befruchtet  und  erfüllt  von  dem  Geiste  der  Gesammt- 
heit.  Die  individuelle  Freiheit  dagegen  bildet,  weü  sie  aus 
dem  individuellen  Dasein  und  Leben  entspringt,  einen  Theil 
zunächst  der  individuellen  Bechtssphäre ,  d.  h.  des  Privat- 
rechts, und  kommt  nur  mittelbar  in  den  Kreis  des  öffent- 
lichen Bechts  insofern  hinein,  als  sie  entweder  unter  die  Ga- 
rantie desselben  gestellt  oder  durch  die  Bücksichten  auf  die 
Gemeinschaft  und  den  Stat  näher  begrenzt  und  beschränkt 
wird.    Die  Volksfreiheit  kann  eben  darum  auch  von  der  Ge- 
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setzgebosg  frder,  je  nach  den  Erfordernissen  des  Stats  nnd 
dem  Culturzustande  des  Volks,  bestimmt  werden;  die  indiri- 
dnelle  Freiheit  aber  hat  der  Stat  in  derselben  Weise  als  eine 
selbständig  bestehende  zu  achten  und  zu  schützen  wie  das 
übrige  Privatrecht;  und  dasz  solches  geschehe,  ist  noch  eine 
grosze  Aufgabe  der  zukünftigen  Kechtsbildung. 


Zweites  Capitel. 

I.  Indiyidaelle  Freiheitsreohte. 
A.  Schutz  der  Existenz. 

1.  Der  Anerkennung  und  dem  Schutze  jeder  Freiheit  musz 
die  Anerkennung  und  der  Schutz  der  Existenz'  des  Einzel- 
nen selbst  vorhergehen.  Das  Becht  zu  sein  ist  für  den 
Menschen  das  erste.  Es  ist  mit  ihm  geboren  und  unzertrenn- 
lich mit  ihm  verbunden,  so  lange  eine  lebendige  Seele  in  dem 
Körper  wohnt.  Es  hört  auf  erst  mit  dem  Tode.  Der  Stat 
ist,  obwohl  er  zunächst  eine  Rechtsordnung  der  Gesammtheit 
ist,  doch  verpflichtet,  voraus  dieses  Unrecht  aller  Individuen, 
welche  von  seiner  Macht  umfaszt  werden,  zu  schirmen;  denn 
es  ist  überhaupt  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  des  Ganzen, 
die  Bechte  der  Einzelnen  zu  schützen,  wo  diese  solchen  Schutzes 
bedürfen. 

Derselbe  erstreckt  sich  sogar  auf  die  noch  ungeborne 
Leibesfrucht.  Obwohl  die  Persönlichkeit  erst  mit  der  Ge- 
burt zu  wirklichem  Dasein  kommt,  so  ist  doch  der  befruch- 
tete Keim  der  Person  schon  früher  da,  und  hat  mit  Bück- 
sicht auf  die  wahrscheinliche  Entwicklung  zur  Persönlichkeit 

^  Blaokstone   heiszt  dasselbe   das  Reoht  persSnlioher  Sicherheit 
(right  of  personal  security),  Stahl  das  Recht  der  Integrität. 
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Ansprach  auf  Wahrang  jener  und  eventuelle  Berflcksichtigung 
ihrer  zukünftigen  Rechte.' 

Es  ist  daher  ein  Orandsatz  des  natflrlichen  Bechts,  dasz 
der  Stat  verpflichtet  ist,  die  Existenz  der  Personen  theils 
gegen  fremden  unberechtigten  Angriff  zu  schützen, 
theils  bei  äuszerer  Noth  vor  dem  Untergang  zu  ret- 
ten. Die  erstere  Pflicht  ist  überall  anerkannt,  weniger  allge- 
mein die  letztere,  und  doch  ist  sie  nicht  minder  eine  Folge 
des  obigen  Princips.  Von  welcher  Art  immer  die  Gründe  sein 
^  mOgen,  welche  das  Individuum  in  die  Lage  versetzt  haben, 
dasz  dasselbe  auszer  Stande  ist,  sich  vor  dem  Tode  zu  retten, 
ob  natürliche  oder  verschuldete  Armuth  oder  vorübergehende 
Noth,  wenn  es  die  Hülfe  der  Gesammtheit  bedarf  und  diese 
die  Mittel  fflr  Erreichung  dieses  Zweckes  hat,  so  besteht  auch 
die  Pflicht,  jenes  zu  retten.^  Sie  ist  nicht  eine  nationale,"* 
sondern  eine  menschliche  Pflicht;  und  die  Hülfe  des  States 
darf  daher  in  diesen  äuszersten  Fällen  nicht  auf  die  Statsan- 
gehörigen  beschränkt,  sondern  musz  auch  dem  Fremden  ge- 
währt werden,  der  in   dem  Statsgebiet  in  solche  Lebensnoth 

*  Daraus  erklärt  sich  die  Fiotion  des  rSmisohen  Bechts:  ,,Qai  in 
utero  sunt,  in  toto  pene  jure  civili  intellig^tur  in  remm  natura  esse^* 
(L.  26  de  Stata  hominmn),  während  die  rOmisohen  Juristen  wohl  wissen, 
dasz  der  „partus  nondum  editus  homo  non  recte  fuisse  dicatur*"  (L.  9, 
§.  1  ad  leg.  Faloid.).  Ygl.  Sarigny,  System  des  rSm.  Bechts  U,  S.  12. 
Blackstone  I,  1. 

3  Erst  dem  Einflusz  des  Ohristenthums  war  es  zu  rerdanken,  dasz 
diese  Pflicht  zunächst  mit  Bezug  auf  nothleidende  Kinder  im  römischen 
Beiche  anerkannt  wurde.  Die  Gesetze  Constantins  des  Groszen  dar- 
über, Gap.  1  und  2.  G.  Th.  de  alimentis  quae  inopes  Tom  Jahre  315, 
auf  deren  Inhalt  wohl  die  Lehren  von  Lactantius  eingewirkt  (Tgl. 
Gommentar  von  Jac.  Gothofredns),  haben  in  dem Godex  Justinianeus 
keine  Aufnahme  gefunden.  In  andern  Fällen  war  aber  selbst  durch  die 
ersteren  Gesetze  noch  nicht  gesorgt,  obschon  der  Grundsatz  in  denselben 
ausgesprochen  ward :  „ Abhorret  nostris  moribns,  ut  quemquam  fame  oon- 
fici  Tel  ad  indignum  facinus  prorumpere  conoedamus.*' 

*  Als  solche  hat  sie  InBom  zuerst  Gaesar  anerkannt  Ifommsen 
Böm.  Gesch«  III,  8:  469. 
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gerathen  ist.  Ihrem  gemeinsamen  Umfange  nach  aber  ist 
diese  Pflicht  nur  auf  die  Abwendung  des  Aenszersten,  auf* 
wahre  Nothdurft  beschränkt.  Im  Einzelnen  erweitert  sie  sich, 
je  nachdem  andere  besondere  fiücksichten  hinzutreten,  und  er- 
gänzend und  verbessernd  schlieszt  sich  die  freie  Wohlthfltig- 
keit  der  Privaten  oder  selbst  des  States  an,  die,  wenn  sie  in 
zu  groszer  Ausdehnung  auch  als  Bechtspflicht  normirt  wird, 
leicht  an  moralischer  Kraft  und  Wirksamkeit  mehr  verdirbt, 
als  durch  materielle  Unterstützung  gut  macht.  Die  neuere 
Zeit  ist  reicher  als  die  frühem  Jahrhunderte  nicht  blosz  an 
Armen-  und  Unterstützungsanstalten  aller  Art,  sondern  auch 
an  Bettungsanstalten  bei  Brandunglück  und  Wassemoth;  und 
es  ist  das  ein  groszer  Fortschritt  in  der  Entwickelung  des 
humanen  Bechts. 

2.  Die  Achtung  der  persönlichen  Existenz  der  Individuen 
führt  zwar  nicht  nothwendig  zur  Aufhebung  der  .  T  o  d  e  s- 
strafe,  wie  Manche  meinen,  wohl  aber  zur  Beschränkung 
ihrer  Anwendung  auf  seltenste  Fälle,  in  welchen  überwiegende 
Gründe  der  Existenz  des  Stats  oder  der  (Gerechtigkeit  sie  nöthig 
erscheinen  lassen.  Das  Becht  des  altrömischen  Vaters  und 
Herrn  über  Leben  und  Tod  seiner  Kinder  und  Sclaven  hatte 
daher  noch  einen  barbarischen  Charakter.^  Ebenso  war  der 
ganze  Qedanke  der  altgermanischen  Bechte,  dasz  der  schwere 
Verbrecher  friede-  und  rechtlos  sei,  und  dasz  der  Geächtete 
von  Jedermann  ungestraft  getödtet  werden  dürfe,  gleich  dem 
Wild  im  Walde,  jenem  Urbegriff  der  Persönlichkeit  des  Men- 
schen zuwider.  Doch  finden  wir  schon  früh  indem  deutschen 
Bechte  einzelne  Triebe  einer  humaneren  Vorstellung  zu  Tage 


*  JnTenal  hat  dieie  Barbarei  gezüehtigt,  Sat.  VI,  -219: 
Pone  orncem  servo.    Merait  quo  crimine  flerrus 
SuppUoinm?  qnis  tesiis  adestf  quin  detulit?  andi. 
Nnlla  umqnam  de  morte  hominis  ounetatio  longa  est. 
0  demens,  ita  sernu  homo  est?     KU  fecerit,  esto. 
Hoo  Tolo,  hoo  jabeo,  sit  pro  ratione  Tolantas. 
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treten.^    In  unserer  Zeit  wird  dieselbe  aHmählich  in  weiterer 
Anwendung  anerkannt.^ 

3.  Die  Fiction  des  bürgerlichen  Todes,  welche  nach 
manchen  Bechten  als  Strafe  far  schwere  Verbrechen  ausge- 
sprochen wurde,  ist  noch  ein  üeberrest  der  alten  Echt-  und 
Friedelosigkeit  und  im  Widerspruch  mit  dem  natürlichen 
Bechte;  denn  wenn  das  Leben  der  Person  gewisz  ist,  so  ist 
es  unnatürlich,  diese  als  rechtlich  nicht  vorhanden  zu  er- 
klären. Noch  in  dem  Napoleonischen  Gesetzbuch  ist  dieselbe 
anerkannt,  obwohl  Napoleon  selbst  auf  die  ünsittlichkeit  auf- 
merksam gemacht  hat,  dasz  die  Ehefrau,  welche  aus  Liebe  und 
Pietät  ihrem  verurtheilten  Mann  ins  Exil  folgt,  nun  als  Con- 
cubine  desselben  von  dem  Rechte  gebrandmarkt  werde.  ^  Ein- 


'  Tacüus,  GFerm.  o.  7:  „Ceterum  neqne  animadTertere  neque  vinoire 
neque  Terberare  quidem  nisi  sacerdotibas  permissum ,  non  qoasi  in  poe- 
nam  neo  duois  jassu,  sed  yelut  Deo  imperante.*^  Lex  Bßjuvar,  II,  I, 
§.  3:  „Ut  Dallas  liber  Bajayarias  alodem  aat  yitam  sine  oapitali  orimine 
perdat,  id  est  si  aut  in  neceni  Dacis  consiliatas  faerit^  aat  inimicos  in 
prownoiam  invitaverit,  aat  ciTitatem  capere  ab  extraneis  machinaverit, 
et  exinde  probatoa  inrentus  fuerit,  tano  inDaois  sitpotestate  rita-ipaiaa 
et  omnes  res  ejus  et  patrimoniom."  Englische  Magna  Charta  Ton 
1215:  „Kallas  liber  homo  capiatar  Tel  imprisonetar  aat  dissaisiatar  aat 
atlaghetar  (oat  law,  exlex)  aat  exaletar  aat  aliqao  modo  destraatar, 
neo  saper  eum  ibimus  nee  saper  eam  mittemas,  nisi  per  legale  jadioiom 
pariam  saoram  yel  per  legem  terre.*' 

^  Friedrich  ZT,  Antimaoh.  17:  „Les  bons  prinoes  regardent  ce  poa- 
yoir  sur  la  yie  de  lears  Sajets  comme  le  poids  le  plas  p6sant  de  lear 
ooaronne.  H  sayent  qa'ils  sont  hommes  comme  ceax  q/^ils  doiyent 
jager,  ils  sayent  qae  d^aatres  injustices  peayent  se  r6parer,  mais  qa'an 
arrSt  de  mort  pr6cipit6  est  an  mal  irr6parable.  Ils  ne  se  portent  k  la 
s6yerit6  qae  poar  6yiter  ane  rigaear  plas  fachease  qaUls  pr^yoient^^ 
Französische  Yerf.  yon  1848,  $.  5:  «La  peine  de  mort  est  abolie  en 
mati^re  politiqae.'*  Koch  weiter  geht  der  Frankfurter  Entwarf  der 
deatschen  Grandrechte,  §.  9:  „Die  Todesstrafe,  aasgenommen,  wo  das 
Kriegsreoht  sie  yorsohreibt  oder  das  Seereoht  im  Falle  yon  Heatereien 
sie  Koläszt,  sowie  die  Strafen  des  Prangers,  der  Brandmarkung  und  der 
körperlichen  Züchtigung,  sind  abgeschafft.*' 

'  Code  civil,  $.  22  ff.,  §.  25:  „Le  mariage  qu'il  ayait  contractu  pr6- 
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zelne  neuere   Yer&ssimgen    haben   diese  Strafe   ausdrücklich 
aufgehoben. ' 

4.  Aus  dem  natQrlichen  Rechte  des  Menschen  auf  die  In- 
tegrität seines  EOrpers  wird  femer  die  in  den  neuem  Hech- 
ten fast  überall  nun  anerkannte  Verwerflichkeit  einer  jeden 
auf  Verstümmelung  des  Leibes  gerichteten  Strafe  begründet. 
Wenn  auch  die  Majestät  des  Bechtes  und  die  öffentliche  Si- 
cherheit in  einzelnen  Fällen  den  Tod  des  Verbrechers  fordem 
mag,  und  dieser  nicht  blosz  einzelne  Glieder,  sondern  den 
ganzen  Leib  zerstört,  so  machen  doch  jene  Gründe  nicht  ebenso 
diese  Strafe  nothwendig,  und  es  erscheint  dieselbe  vielmehr 
unserer  Zeit  als  eine  unwürdige  und  unnöthige  Barbarei,  unter 
freien  und  zu  höherer  Civilisation  herangereiften  Völkern  neh- 
men wir  sogar  einen  ähnlichen,  zuweilen  heftigen  Abscheu 
wahr  gegen  die  Anwendung  der  körperlichen  Züchtigung, 
ungeachtet  diese  die  Glieder  nicht  zerstört,  sondern  dem  Kör- 
per nur  einen  vorübergehenden  Schmerz  bereitet.  Schon  das 
Alterthum  hat  erkannt,  dasz  dieselbe  fBr  die  Classen  der  freien 
Bürger  eine  unpassende  Strafe  sei.^^ 


Drittes  GapiteL 

B.  Der  freie  G-ebniaoh  dee  Körpers,  Berafifrelhelt* 

1.  Die  Unnatur  und  Widerrechtlichkeit  der  Sclaverei, 
welche  den  Menschen  zur  unpersönlichen  Sache  gewaltsam  nie- 

o^demment  est  dissons  qnant  k  ions  ses  effeis  citüs/^  Las  Cases^  M6mor. 
de  St.  Helene  VI,  235. 

•  PreuBzische  Yerf.  §.  10:  „Der  bürgerliche  Tod  und  die  Strafe 
der  VermÖgenseinziehiuig  finden  nicht  statt.*^    Deutsche  Beichsyerf. 

T.  1849,  S-  135. 

^^  Wo  Freie  gebüszt  wurden,  erUtten  SolaTcn  und  Hörige  Schläge. 
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derdrfickt,  wurde  oben  schon  besprochen.^  Weniger  verwerflich 
ist  das  Institut  des  Golonats,  wie  wir  es  in  den  spätem 
Zeiten  des  römischen  Beiches  treffen ,  nnd  der  erbhörigen 
Banerschaft,  wie  sie  während  des  Mittelalters  fast  überall 
vorkam,  denn  es  wird  in  demselben  die  Persönlichkeit  und  die 
Berechtigung  der  C!olonen  und  Hörigen  in  sehr  wichtigen  Be- 
ziehungen anerkannt;  und  selbst  die  noth wendige  Verbindung 
der  hörigen  Bauern  mit  den  Grundstücken,  von  denen  sie  nicht 
durch  den  Herrn  getrennt  werden,  die  sie  aber  ebensowenig 
nach  eigenem  Ermessen  verlassen  dürfen»  ist  nicht  unter  allen 
Voraussetzungen  unnatürlich.  Aber  für  einzelne  Individuen 
wurde  sie  zu  allen  Zeiten  zum  Unrecht,  für  solche  nämlich, 
deren  natürliche  Anlagen  einen  Anspruch  auf  höhere  Berufs- 
bildung und  eine  über  die  Grenzen  des  Bauerngutes  hinaus- 
reichende Wirksamkeit  begründeten.  Solche  Individuen  an  die 
Scholle  zu  fesseln,  war  eine  Nichtachtung  ihres  angeborenen 
Rechtes  und  ihrer  Bestimmung.  Freiere  Völker  werden  über- 
dem  einen  so  gebundenen  Zustand  als  ihrer  unwürdig  auch  in 
der  Regel  —  selbst  abgesehen  von  jenen  individuellen  Aus- 
nahmen —  nicht  ertragen. 

Es  wurde  daher  während  des  Mittelalters  immer  als  ein 
groszer  Fortschritt  zur  Freiheit  begrüszt,  wenn  das  Becht  des 
freien  Zugs  erlangt  und  erkundlich  bestätigt  wurde.'  Heut- 

^  Buoh  II,  Cap.  17,  8,  173. 

'  Vgl.  oben  die  SteUe  aus  der  Magna  Charta  Ton  England,  Buch  II, 
Cap.  18,  Kote  11.  Schon  die  altgermanisohe  Form  der  Freilassung 
steUte  den  Eigenen  auf  einen  Kreuzweg,  und  eröffnete  ihm  die  Freiheit 
nach  den  yier  Himmelsgegenden  zu  gehen,  wohin  er  wolle,  zum  Zeichen 
der  Freiheit:  „De  quatuor  riis  ubi  Tolueris  ambulare  liberam  habeas  po- 
testatem/^  Lex  Rotharis  225.  Lex  Bipuar.  61,  1.  Leges  Guilelmi, 
0.  65.  J.  Grimm,  deutsche  Bechtsalierthfimer,  S.  331  und  286.  Auch 
den  freien  Zins-  und  den  Yogteilenten  war  solche  Freiheit  yerstattet: 
Weisthum  bei  Grimm,  Bechtsalterthümer,  8.  347:  „Abermal  sohlftgt 
der  Zenner  (centenarius)  dreimal  an  die  Lanze,  rufet:  hör,  hör,  hOrl 
ist  ein  mann  in  diesem  freien  Hochgericht,  der  sich  darin  nioht^  erziehen 
noch  nehren  kann,   der  soU  erstlich  bezahlen  mein  gn.  Churfürsten  und 
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zutage  ist  die  Freizügigkeit  zu  dem  gemeineu  Bechte 
der  civilisirten  Nationen  geworden,  und  nur  unter  besondem 
Voraussetzungen  bestehen  noch  einzelne  Beschränkungen  des- 
selben ausnahmsweise. 

Eine  besondere  Art  des  freien  Zuges  ist  die  Auswande- 
rung ausserhalb  Landes,  von  welcher  früher  die  Bede  war.^ 
Dagegen  kann  das  Becht  freier  Niederlassung  nicht  ebenso 
ausschlieszlich  als  ein  individuelles  Freiheitsrecht  aufgefaszt 
werden;  denn  bei  der  Niederlassung  ist  nicht  minder  die  Oe- 
meinschaft  betheiligt,  in  welche  der  Niedergelassene  ein- 
tritt, als  dieser  selbst.  Das  Yerhältnisz  ist  daher  nicht  ein 
einseitiges,  sondern  ein  gegenseitiges ;  und  es  hat  die  Gemeinde 
ein  Becht  darauf,  dasz  auch  ihre  Interessen  bei  Feststellung 
der  Bedingungen  der  Niederlassung  berücksichtigt   werden.^ 

Heim,  darnach  die  ohristiicli  Kirch  und  den  {^meinen  mann,  und  soU 
sein  fener  mit  Sonnenschein  auslSschen ;  da  es  dann  sach  were,  dasx  der 
arme  mann  sein  Giltlein  geladen  hätte  and  ftthre  in  ein  Platt  oder  Stadt 
und  dasz  m.  gn.  GharfOrst  —  reiten  käme,  so  sollten  seiner  Diener  zwei 
absteigen  und  dem  armen  Mann  helfen  mit  dem  hindersten  Bad  da  das 
forderste  gestanden  hat  (d.  h.  den  Wagen  weiter  schieben)/'  Dann 
wurde  sie  auch  auf  hofhörige  Leute  ausgedehnt.  Öffnung  yon  Keflen- 
bach  19  bei  Grimm,  WeisthOmer  I,  76:  „Bs  mag  euch  ein  jegUioher 
▼on  uns  ziechen,  wenn  er  wil,  ton  richthum  oder  yon  armuth  wegen, 
>on  dem  her  reu  und  mengklichem  unbekOmmert.'^  Ofhung  Ton  Brüt- 
ten  ebenda,  S.  147:  »Herr,  wer  das  ein  man  hie  setze  im  dinghof,  den 
dunke,  das  syn  gewerb  andersohwo  besser  wer  dann  hie,  der  mag  zie- 
chen an  die  rjohstett,  oder  in  mynes  herren  Ton  Oesterjoh  stett  oder 
in  Wallstett,  oder  uf  das  land,  der  sol  ziechen  mynes  herren  Ton  ein- 
sidlen  zins  und  rechten  one  schaden,  daran  sol  ine  nieman  sumen  noch 
irren."  In  der  zürcherischen  Landschaft  war  der  freie  Zug  schon  zu 
Ende  des  15.  Jahrhunderts  gemeines  Becht  auch  für  die  Hörigen.  YgL 
Bluntschli,  Bechtsgeschichte  Ton  Zflrich  I,  S.  383. 

3  Oben  Buch  U,  Cap.  21,  S.  204  ff.  Deutsche  Beichsrerf.  t.  1849, 
§.  136:  „Die  Auswanderungsfreiheit  ist  Ton  Statswegen  nicht  beschränkt, 
Abzugsgelder  dürfen  nicht  erhoben  werden.^' 

*  Der  §.  133  der  deutschen  Beichsrerfassung  ron  1849  hat,  weil 
er  die  indiyidueUe  Niederlassungsfreiheit  für  alle  Deutschen  anerkennt, 
in  Süddeutschland  einen  lebhaften  Widerspruch  herrorgerufen  und  ist 
nicht  zur  praotischen  Wirksamkeit  gelangt.    Für  Norddeutschland 
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Die  freie  Niederlassung  fährt  den  Staten  meistens  frische 
Kräfte  zu  und  f&rdert  das  Wachsthnm  der  Staten.  Wenn 
aber  vorzugsweise  yerkommene  und  schlechte  Elemente  dahin 
gelenkt  werden,  dann  kann  auch  eine  Beschränkung  der  Auf- 
nahme nothwendig  werden.^ 

2.  Die  Sorge  für  das  Recht  der  Individuen,  sich  frei  zu 
bewegen  (the  power  of  loco-motion),  hat  in  vielen  Staten  zu 
verhältniszmäszigen  Garantien  geführt; 

a)  gegen  willkürliche  Verhaftung  in  mancherlei 
Formen,^  und  selbst  in  den  Fällen,  wo  die  Wahrscheinlichkeit 

hat  erst  das  Bandesgesetz  yon  1868  die  freie  Niederlassung  gewShr- 
leistet  Schweizerische  BandesYcrt  Ton  1848:  „Keinem  Schweizer, 
der  einer  der  christlichen  Confessionen  angehört,  kann  die  I^iederlassnng 
in  irgend  einem  Oanton  verweigert  werden,  wenn  er  folgende  Answeis- 
sohriften  besitzt:  a)  einen  Heimathssohein  oder  eine  andere  gleichbe- 
deutende AuBweisschrifl;  b)  ein  Zeugnisz  sittlicher  Aufführung;  c)  eine 
Bescheinigung,  dasz  er  in  bürgerlichen  Rechten  und  Ehren  stehe; 
d)  wenn  er  auf  Yerlangen  sich  ausweisen  kann ,  dasz  er  durch  Yer» 
mögen,  Beruf  oder  Gewerbe  sich  und  seine  Familie  zu  ernähren  im 
Stande  sei/' 

^  Nicht  mit  Unrecht  beschwert  sich  die  Union  der  Vereinigten 
Staten  yon  Amerika,  dasz  man  in  Buropa  zuweilen  ihr  Gebiet  als  Ab* 
läge  Yon  Yerbrechem  und  unbrauchbaren  Geseüen  betrachte  und  be- 
nutze. 

"  Englische  Magna  Charta  tod  1215,  oben  Oap.  I,  Note  3  und 
die  sehr  ausführlichen  Bestimmungen  der  Habeas-Gorpus  acte  Karls  IL 
Tom  Jahr  1677.  Freiheitsbrief  Herzog  Heinrichs  Ton  Bayern  fOrLands- 
hut  von  1279:  „Judex  etiam  nuUum  scilicet  oiyem  detinebit,  qui  nun- 
siouem  proprium  habet,  nisi  penam  meruerit  capitalem,  si  mansio  Tzleat 
penam  pro  maleficio  debitam  et  oondignam/^  Plait-G6n6ral  de  Lau^ 
sänne  yon  1368,  §.  66:  „Item  dominium  lausannense  quodcunque  sit  non 
poteet  seu  debet  eifere  seu  capi  facere  aliquam  personam  sine  cogni- 
tione.  $.  62:  Item  si  aliqua  persona  accusetur  in  casu  crimini^  seu  de 
crim  non  potest  seu  debet  detineri  nisi  latrooinium  reperiatur  super  ip- 
sum  aut  sponte  oonfiteatur.  §.  81:  Item  tenetur  episcopus /ticere  ^merram 
pro  quolibet  ciye  seu  burgense  aut  residente  lausannense  capto.**  Frei- 
heit der  zürcherischen  Landschaft  yon  1489:  „Item  yon  des  ya- 
chens  und  türnens  wegen  haben  wir  —  abgeret,  welcher  das  recht 
yer trösten  mag  ymb  Sachen,  das  nit  das  leben  oder  6r  beruert,  dae 
unser  eydgenossen  yon  Zürich  die  trostung  nemen  und  die  so  also  yer- 
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eines  Yerbrechens  vorliegt,  umsomehr  natürlich  gegen  Misz- 
brauch  der  Polizeigewalt.  In  seinem  berflhmten  Bncbe:  «Des 
lettres  de  cachet  et  des  prisons  d'^tat*  hatMirabean  mit  dem 
brennenden  Hasz  eines  Betheiligten  nnd  der  glänzenden  Be- 
redsamkeit eines  französischen  Tribuns  gegen  die  Tyrannei  der 
in  Frankreich  damals  üblichen  königlichen  Haftsbefehle 
(lettres  de  cachet)  aus  Statsrücksichten  einen  literarischen 
Feldzug  eröffnet,  aus  welchem  er,  getragen  von  der  Fluth  der 
Bevolution,  als  triumphirender  Sieger  hervorging.^  Am  grosz- 


tröstent  nit  turnen  söllent.*^  Von  neaern  Yerfassungen  sind  su  erwäh- 
nen die  nordamerikanisehe,  Zusatz  ron  1791:  „Dwi  Becbt  des 
Volkes,  seine  Person,  sein  Hans,  seine  Papiere  und  Effecten  gegen 
jedes  ungerechte  Einziehen  oder  Durchsuchen  gesichert  zu  wissen,  soll 
nicht  verletzt  werden;  und  es  soU  dazu  kein  Befehl  ertheilt  werden,  der 
sich  nicht  auf  eine  wahrscheinliche  Ursache  begirfindet,  die  durch  einen 
Eid  oder  eine  Versicherung  an  Eidesstatt  bekräftigt  worden,  und  der 
nicht  den  zu  durchsuchenden  Ort  und  die  einzuziehenden  Personen  ge- 
nau  bezeichnet.**  Französische  yon  1814,  §.  4:  „Niemand  kann  ver- 
folgt oder  yerhaftet  werden ,  auszer  in  den  von  den  Gesetzen  vorge- 
sohrlebenen  FäUen,  und  nur  nach  der  gesetzlichen  .Form.''  —  von  184^ 
§.  2.  Spanische  von  1837,  §.  7.  Griechische  S*  ^  und  5.  Deut- 
sche Reichsverf.  von  1849,  S*  ^^^-  Pi'euszische  §.  5.  Portugie- 
sische von  1827,  §.  145:  „7)  Niemand  kann  ohne  eine  gegen  ihn  ein- 
gereichte Klage  verhaftet  werden,  auszer  in  den  gesetsUch  bestimmten 
FäUen,  und  in  diesen  FäUen  soU  der  Bichter  innerhalb  24  Stunden  (in 
entfernten  Orten  in  möglichst  kurzer  Zeit)  von  der  Einkerkerung  an 
dem  Verhafteten  durch  eine  unterzeichnete  Note  den  Grund  semer  Ver- 
haftung, die  Namen  der  Ankläger  und  der  Zeugen,  wenn  er  sie  kennt, 
kund  thun.*"  Holländische  S-  1^1  ^^  1^2.  Belgische  $.  7: 
„Auszer  dem  Falle  der  Ergreifung  auf  frischer  That  kann  Niemand  an- 
ders verhaftet  werden  {ils  kraft  eines  richterlichen,  mit  Gründen  ver- 
sehenen Befehls,  welcher  im  Augenblicke  der  Verhaftung  oder  späte- 
stens binnen  24  Stunden  bekannt  gemacht  werden  musz.*^  Aehnlich  die 
österreichischen  Ghrundrechte  von  1849,  S.  8.  Norwegische 
Verf.  %.  99:  «FCLr  unbefngte  Haft  oder  ungesetzlichen  Aofenthalt  stehen 
die  Betreffenden  den  Verhafteten  zur  Verantwortung.*^ 

'  Auch  Blackstone  I,  1  sieht  darin  einen  Hauptgegensatz  zwi- 
schen französischem  Absolutismus  und  englischer  Freiheit,  und  fCLhrt  an, 
dasz  sogar  unter  dem  milden  Regimente  des  Gardinais  Fleury  54,000 
solche  Haftbefehle  in  Frankreich  ausgestellt    worden  seien. 
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artigsten  und  erfolgreichsten  aber  hatten  die  Englftnder  Ton 
alter  Zeit  her  fflr  diese  Freiheit  gekftmpfti  nnd  sie  durch  die 
Jahrhunderte  hinab  gerettet  und  befestigt  Das  englische 
Becht  verbietet  die  allgemeinen  Yerhaftsbefehle  und  schätzt 
den,  der  sich  wider  ungesetzliche  Verhaftung  mit  Qewalt  ?er- 
theidigt;  und  die  Habeascorpusacte  gewährleistet  jedem  Ver- 
hafteten das  Becht,  sich  sofort  auf  den  ordentlichen  Bichter 
zu  berufen,  damit  dieser  die  Gesetzlichkeit  der  Verhaftung 
prflfe  und  über  ihre  Fortdauer  entscheide.® 

Eine  polizeiliche  Inhaftsetzung  ist  indessen  nicht  ganz 
zu  entbehren,  namentlich  um  der  Contumaz-Anstalten 
gegen  epidemische  Krankheiten  und  um  der  Wahnsinnigen 
willen,  sowie  mit  Bezug  auf  die  Zucht  über  liederliche 
Arme  und  vorübergehend  zum  Schutz  der  öffentlichen  Sitte. 
Aber  es  ist  allerdings  wichtig,  dasz  die  Oründe  und  die  Art 
derselben  so  bestimmt  seien,  dasz  dem  Miszbrauch  möglichst 
gewehrt  wird. 

b)  Eine  fernere  Garantie  liegt  in  der  gesetzlichen  Be« 
schränkung  der  Eingrenzung  der  Person  in  einen  bestimm- 
ten Ort,  ebenso  der  Verweisung  aus  einer  Gemeinde  und 
der  Verbannung  auszer  Landes.'  In  der  Begel  bedarf  es, 
damit  der  freie  Mann  solcher  Beschränkung  unterworfen  werde, 
eines  gerichtlichen  Straferkeuntnisses,  und  nur  ausnahmsweise, 
aber  nur  aus  bestunmten  gesetzlichen  Gründen  und  in  gemes- 
senen Schranken  ist  es  in  freien  Ländern  der  PoUzeigewalt 
gestattet,  der  persönlichen  Freiheit  der  Individuen  durch  Ver- 
weisungsdecrete  Gewalt  anzuthun.*^ 

*  Lieber,  BflrgerL  Freih.  S.  45  ff. 

*  YgL  Mich  darüber  die  Magna  Charta  (oben  Cap.  1,  Note  3)  nnd 
die  Habeas-Gorpnsacte.  Bas  engligohe  gemeine  Recht  kennt  die  Trans- 
portation nicht  einmal  als  eigentliche  Strafe,  sondern  eröffnet  dieselbe 
nnr  dem  renirtheilten  Capitalrerbrecher  als  Answeg,  nm  der  wirklichen 
Strafe  zn  entgehen,  in  ähnlicher  Weise,  wie  die  alten  Bömer  das  Bxil 
wählten,  nm  der  Yemrtheilnng  mm  Tode  auszuweichen.  Blackstone  a.a.O. 

^®  Weit  sohlimmer  und  geradem  barbarisch  ist  die  pollBeiliohe  De- 
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c)  Anerkeninmg  der  Reisefreiheit  auch  ins  Aaslaiid  im 
Gegensatz  gegen  willkQrliche  Paszyerweigemng  oder  listige 
Paszbeschr&nkong. 

6.  Eine  höhere  Sphäre  der  menschlichen  Gesellschaft  er- 
öffnet sich,  wenn  das  Becht  der  freien  körperlichen  Thft- 
tigkeit,  wenn  die  Freiheit  des  individuellen  Handelns, 
des  Berufs  zur  Sprache  kommt.  Die  freie  Bewegung  ist  dem 
Menschen  noch  mit  dem  Thiere  gemein,  auf  dieser  Stufe  aber 
steht  er  hoch  dber  dem  Thiere,  welches  nicht  „handeln* 
kann.  In  dem  körperlichen  Handeln  und  , Werken*  des 
Menschen  offenbart  sich  die  individuelle  Herrschaft  des- 
selben über  die  Theile  der  äuszem  Natur,  und  zunächst  hat 
der  Stat  nicht  die  Aufgabe  ihn  dabei  zu  leiten,  noch  das  Becht 
der  Yormundschaft  Aber  ihn,  sondern  die  Bestinmiung,  die 
Freiheit  seiner  Thätigkeit  zu  respectiren  und  zu  schützen.  In 
dem  Kreise  des  individuellen  und  des  Familienlebens 
wird  denn  auch  heutzutage  nun  diese  Freiheit  in  weitester  Aus- 
dehnung so  regelmftszig  anerkannt  und  geübt,  dasz  es  über- 
flüssig erscheint,  dieselbe  urkundlich  zu  gewährleisten. 

Verändert  wird  die  Sachlage,  wenn  das  Handeln  und 
Werken  zum  öffentlichen  Berufe  gleichsam  verbreitet  und 
zum  Gewerbe  wird;  denn  nun  erscheinen  nicht  blosz  die 
gewerbenden  Individuen  sondern  auch  die  Gesellschaft,  die  Ge- 
meinde und  der  Stat  betheiligt.  Die  Frage  ist  daher  nicht 
ausschlieszlich  eine  Frage  des  Privatrechts,  sie  hat  auch  eine 
öffentlich-rechtliche  Seite.  Die  Gewerbe  fr  eiheit  wird  durch 
die  Gewerbeordnung  geregelt.  Wir  begegnen  daher  hier 
öfteren  Kämpfen  verschiedener  Principien.  Das  vorige  Jahr- 
hundert und  in  vielen  Ländern  auch  die  erste  Hälfte  des  ge- 
genwärtigen Jahrhunderts  war  noch  einer  engen  Beschränkung 
der  Gewerbe  theils  durch  die  Handwerks-  und  Zunftordnungen 

portation,  m  welcher  das  franiSBisobe  Gesell  tod  1858  die  Regierung 
gegenüber  Personen  ermächtigt,  die  weg^n  eines  politischen  Vergehens 
remrtheilt  waren. 
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theils  durch  den  Vorbehalt  der  StatBcoDcession  zugeneigt.  Die 
neuere  Entwicklung  ist  entschieden  der  Befreiung  der  Gewerbe 
sowohl  von  dem  Druck  und  der  Leitung  der  Zunftmeister  als 
von  der  Vormundschaft  und  Aufsicht  des  Stats  zugethan,  und 
begOnstigt  so  die  möglichst  ungehemmte  Entfaltung  aller  Ar- 
beitskräfte, und  damit  den  lebhaften  Wettstreit  in  allen  Ge- 
werben. Die  Vorzüge  der  Freiheit  werden  hoher  geschätzt, 
als  die  Gefahren,  welche  sie  begleiten,  und  so  mächtig  ist  die 
Freiheit,  dasz  ein  Volk,  welches  sie  verschmäht  oder  sich  vor 
ihr  furchtet,  in  kurzer  Zeit  weit  zurück  bleibt  hinter  dem 
Volke,  das  sieh  mit  ihr  verbindet. 

ünläugbar  aber  ist  dadurch  die  Desorganisation  der  ge- 
werbetreibenden Glassen  noch  mehr  befördert  worden  und  die 
folgende  Generation  wird  wohl  wieder  sich  bemühen,  eine  neue 
Organisation  hervorzubringen,  welche  die  Früchte  der  Freiheit 
bewahrt  und  doch  den  Einzelnen  das  Gefühl  des  Zusammen- 
halts mit  den  Genossen  wiedergibt. 


Viertes  Gapitel. 

G.  Freiheit  dor  Meinungs&nszerung.     Preszfreiheit. 

Der  oben  genauer  besprochenen  Freiheit  des  Bekenntnisses ' 
verwandt  ist  die  Freiheit  des  Individuums,  seine  Meinung 
auch  in  andern  Dingen  zu  äuszern.  Die  innerlichen  Gedan- 
ken des  Geistes  sind  der  Macht  und  dem  Bechte  des  States 
nicht  unterthan.  Die  Freiheit  derselben  ist  dem  Individuum 
von  Gott  gegeben  und  durch  die  ünsichtbarkeit  gegen  jede 
äuszere  Bedrückung  geschützt  worden.  Es  kann  daher  nicht 
Sache  des  menschlichen  und  irdischen  Bechtes  sein,  die  Ge- 
danken beherrschen  oder  ordnen  zu  wollen. 

>  Baoh  IX,  Cap.  2. 
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Die  Offenbarnng  des  Gedankens  aber,  die  Aeusze- 
rnng  indem  Worte,  der  Schrift  oder  dem  Bilde  ist  eben, 
weil  sie  in  die  Erscheinnngswelt  Übertritt  und  durch  die  Sinne 
wahrgenommen  wird,  dem  Bechte  nicht  fremd. 

Sie  bedarf  in  manchen  Fällen  seines  Schutzes,  und  da  sie 
in  sichtbaren  Zusammenhang  kommt  mit  der  Existenz  der  vor- 
handenen leiblichen  Schöpfung,  und  auf  diese  einwirkt,  so  musz 
sie  nun  auch  die  rechtlichen  Schranken  beachten,  welche  die 
gemeine  Bechtsordnung  bestimmt 

Vorerst  ist  die  Freiheit  der  individuellen  Mei- 
nungsäuszerung  als  ein  natOrliches  Becht  von  dem  State 
anzuerkennen  und  zu  schützen,  denn  sie  ist  in  der  That  zu* 
nftchst  eine  Folge  der  von  Qott  dem  Menschen  anerschaffenen 
Innern  Gedankenfreiheit,  und  es  Iftszt  sich  auch  hier 
sagen :  der  Mensch  hat  das  Becht  zu  reden  wie  er  denkt,  weil 
er  die  Pflicht  hat  wahr  zu  sein.  In  allen  Zeiten  ist  denn 
auch  das  Princip  dieser  Sprechfreiheit  anerkannt^ und  dieselbe 
als  eine  der  wichtigsten  Seiten  aller  persönlichen  Freiheit  an- 
gesehen Und  gepriesen  worden.' 

Ob  diese  Aeuszerung  durch  das  lebendige  Wort  des  Mundes 
geschehe,  oder  in  der  Schrift  fixirt  oder  in  Bildern  dargestellt 
werde,  ändert  an  dem  Wesen  nichts.  Das  alles  ist  Offenba- 
rung und  Mittheilung  des  individuellen  Geistes  und  indivi- 
dueller Gefühle.  Als  aber  durch  die  Erfindung  der  Drucker- 
presse ein  äuszeres  Mittel  gegeben  war,  die  Schrift  viel  tau- 
sendfach zu   vervielAltigen  und  nach  allen  Seiten  hin  an  das 

'  Enripides,  Phönicierinnen : 
Jokaste:  Was  ist  so  Hartes  denn  an  der  Verweisung? 

Polyneikes:    Das  Schrecklichste  ist  das:  der  Flüchtling  darf 

Nicht  offen  reden,   wie  er  gerne  möchte, 
Jokaste:  Was  Du  mir  sagst,  ist  eines  Sclaven  Loos: 

Nicht  reden  dürfen,  wie  man^s  meint. 
Ein  sicherlich  unyerwerfliches    Zengnisz   ist  das  des  Kaisers  Tiberiui 
bei  Suetofiy  Tib.  28:   „Jaotabat,  in  civitate  libera  linguam  mentemgue 
liberas  esse  dehere,^ 
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Volk  ZQ  bringen,  und  als  dnrch  die  Idrchlichen  Geistesk&mpfe 
des  16ten  Jahrhunderts  die  Leidenschaften  ans  tiefem  Grande 
aufgeregt  und  durch  die  Parteischriften  in  heftige  Bewegung 
versetzt  wurden,  da  kam  man  auf  die  Institution  der  staUichen 
Gensur,  welche  fiber  die  Presse  wach^  und  es  verhindern  sollte, 
dasz  dieselbe  auch  denen  diene,  welche  die  vom  State  geschfitzte 
Gonfession  bestreiten  oder  seinen  Interressen  und  dem  Gange 
seiner  Politik  feindlich  entgegentreten.^  Vorausgegangen  war  ihr 
schon  seitdem  Papste  Alexander  VI.  (Gonst.  AlexandriVI. 
inter  multiplices  v.  I.Juni  1501)  die  kirchliche  Gensur  Aber 
alle  gedruckten  Bücher.  In  der  ersten  Hälfte  des  löten  Jahr- 
hunderts wurde  sie  in  den  europäischen  Monarchien  fast 
fiberall,  in  Deutschland  durch  Beichsgesetze,  aber  selbst  in 
den  schweizerischen  Bepubliken,  den  katholischen  und  den 
reformirten  eingefQhrt. 

Zuerst  wurde  die  Preszfreiheit^  als  eine  reife  Frucht 
von  dem  stolzen  Baume  der  englischen  Freiheit  gej^flckt.* 
unter  der  ruhmvollen  Begierung  des  Oraniers,  Wilhelm  I.  1694, 
wurden  die  Vollmachten,  deren  die  Gensoren  (licttisers)  be- 

3  Im  Alterthnm  finden  wir  die  n&mlichen  Gedanken  schon  Ton  dem 
Philosophen  Piaton  in  Torsohlag  gebracht.  In  dem  VII.  Buche  Ton 
den  Gesetzen  ISszt  er  den  Athenern  ein  Gesetz  beantragen,  ,)da8z  der 
Dichter  nichts  anderes  in  seine  Dichtong  bringe,  als  was  mit  dem  Tom 
State  als  gesetzlich  oder  schön  oder  gut  Anerkannten  flbereinstimmt, 
und  dasz  ihm  nicht  erlaubt  sein  solle,  seine  Dichtungen  irgend  einem 
Einzelnen  zu  zeigen,  bevor  sie  den  dazu  verordneten  Richtern  und  den 
Gesetzrerwesem  gezeigt  worden  und  ihren  Beifall  erhalten  haben. '^ 

4  Ueber  die  englische  Censur,  vgl«  Gneist  Engl.  Ter£usungtrecht 
IIL  8.  262. 

*  Eine  beredte  Tertheidigung  der  Preszfreiheit  hat  schon  Tacitus 
Ann.  IT,  34  und  35,  wo  es  unter  anderm  heiszt:  „Libros  per  aediles 
cremandos  censuere  patres,  sed  manserunt,  oooultati  et  editi.  Quo  ma- 
gis  socordiam  eorum  inridere  übet  qui  praesenti  potentia  crednnt  extin- 
gni  posse  etiam  sequentis  aeri  memoriam.  Nam  contra,  punUis  ingemis^ 
glisdi  auc$orit(u:  neque  aliud  extemi  reges  aut  qui  eadem  saevitia  nai 
sunt,  nisi  dedecus  sibi  atque  illis  gloriam  peperere.*^  Unter  den  Neuem 
hat  Hilton  für  ihre  Einführung  den  Kampf  mit  glftnzenden  Waffen  er- 
öfiiet. 
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duften,  von  dem  Parlament  nicht  mehr  bestätigt,^  und  von 
da  an  gab  es  in  England  keine  Censar  mehr.  In  Preuszen 
machte  Friedrich  der  Grosze  einige  Versnche,  die  Preszfreiheit 
einzuführen,  aber  hielt  darin  nicht  ans,  und  nach  seinem  Tode 
wurde  die  Gensnr  wieder  so  engherzig  und  kurzsichtig  wie 
zuYor.^  Die  Nordamerikaner  nahmen  das  Verbot  derCensur 
1791  in  ihre  Verfassung  auf.  Die  französische  Bevolution 
prodamirte  in  demselben  Jahre  die  Preszfreiheit  als  ein  hei- 
liges Menschenrecht.  Aber  während  die  Volksleidenschaften 
erregt  waren,  konnte  thatsächlich  die  Preszfreiheit  nicht  geübt 
werden,  und  im  Jahre  IV  wurden  wieder  strenge  Gesetze  (vom 
27.  und  28.  Germinal)  gegen  den  MiszbratLch  der  Presze  er- 
laszen  und  sogar  im  Jahre  V  eine  vorübergehende  Censur  der 
politischen  Zeitungen  eingeführt.  Erst  nach  der  Bestauration 
1814  wurde  die  Preszfreiheit  wieder  im  Grundsatz  proclamirt 
und  durch  das  Gesetz  vom  17.  Mai  1819  geschützt.^  In  un- 
serm  Jahrhunderte  ist  dieselbe  zum  gemeinen  Bechte  der 
civilisirten  Staten  von  Europa  und  Amerika  geworden.^  Busz- 

•  Black stone  lY,  11.     Rüssel,  engl.  Yerf.  Cap.  13. 

f  Vgl.  Biedermann,  aesob.  des  XVIII.  Jahrh.  I,  S.  119  ff. 

*  Vgl.  S^Tin  in  der  TreTonx    de  FAcad^mie  des  Sciences    morales 
et  potitiques.    Dec.  1815.  p.  323  f. 

>  Französische  TerfMBsiing  von  1814,  §.  8,  und  bestimmter  yon 
1830,  $.  7,  nachdem  die  unglücklichen  Ordonnanzen  Karls  X.  an  diesem 
reizbaren  Punkte  das  französische  Volk  yerletzt  hatten.  Die  schweize- 
rischen Oantonalverfassangen  seit  1830  meistens,  die  Bundes- 
verfassung Yon  1848,  §.  45.  Spanische  von  1837,  §.  2.  Portu- 
giesische Ton  1826,  S-  14^t  3.  Belgische  %,  18:  ^l^e  Presse  ist 
f^ei ;  die  Oensur  kann  nie  eingeffthrt  werden ;  es  bedarf  auch  keiner 
Sioherheitsleistung  Ton  Seiten  der  SohriftsteUer,  Verleger  oder  Drucker. 
Wenn  der  SohriftsteUer  bekannt  und  in  Belgien  ansftszig  ist,  so  kann 
der  Verleger,  Drucker  oder  Vertheiler  nicht  gerichtlich  yerfolgt  werden.  ** 
Norwegische  §.  100:  „Preszfreiheit  musz  stattfinden.  Niemand 
kann  für  irgend  eine  Schrift,  welchen  Inhalts  dieselbe  auch  sei,  die  er 
hat  drucken  oder  herausgeben  lassen,  bestraf t  werden,  es  sei  denn,  dasz 
er  Toriifttzlich  und  offenbar  entweder  sich  selbst  des  Ungehorsams  gegen 
die  Gesetze,  der  Geringschätzung  der  Religion,  der  Sittlichkeit  oder  der 
oonstitntionellen  Gewalten  und  des  Widerstandes  gegen  die  Befehle  der- 

DUBttohli ,  ftllf«m«iiM8  StettTMht.  33 
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land  ist  fast  die  einzige  Macht  von  Bedeatnng,  welche  noch 
das  System  der  statlidien  Yonnnndschaft  dber  die  Presse  auf- 
recht erhält,  und  wohl  auch  noch  l&ngere  Zeit  erhalten  mnsi. 
Wir  wissen  freilich  ans  Erfahrung ,  dasz  durch  eine 
schlechte  und  liederliche  Presse  häufig  sittliche  Yennming 
nnd  grosze  üebelstände  aller  Art  theils  verbreitet  nnd  gefor- 
dert, theils  herYorgemfen  worden  sind;  zumal  unter  YGlkem, 
die  zu  einer  geordneten  Freiheit  nicht  erzogen  worden  waren, 
und  der  oft  yemommene  Buhm  der  Preszfreiheit ,  sie  heile 
jederzeit  die  Wunden  selber  wieder,  die  sie  geschlagen,  ist 
trflgerisch.     Ein  sittenloses  und  verdorbenes  Volk  wird  durch 

selben  schuldig  gemacht  oder  andere  dazu  aufgereizt,  oder  falsche  oder 
ehrenrührige  Beschuldigungen  gegen  irgend  jemanden  yorgehracht  hat 
Freimüthige  Aenszerungen  über  die  Statsverwaltung  und  jeden  andern 
Gegenstand  sind  jedermann  gestattet.*^  Griechisohe  $.  10:  „Jeder- 
mann darf  seine  Meinungen  kund  geben  in  dem  lebendigen  Wort  oder 
durch  die  Presse,  insofern  er  sich  den  Gesetzen  des  States  gemftsz  be- 
nimmt. Pie  Presse  ist  fVei,  und  die  Gensur  darf  nicht  eingef&hrt  wer- 
den. Die  Terantwortlichen  Bedactoren,  die  Verleger  und  Dmoker  der 
Zeitungen  sind  zu  keiner  Oautionsstellung  rerpflichtei  Die  Verleger 
derselben  müssen  griechische  Bürger  sein.**  Oe  st  erreich!  sehe  Grund- 
rechte von  1849,  §.  5:  ,,  Jedermann  hat  das  Recht,  durch  Wort,  Schrill, 
Druck  oder  bildliche  Darstellung  seine  Meinung  frei  zu  ftnszem.  Die 
Presse  darf  nicht  unter  Gensur  gestellt  werden.  Gegen  den  Miazbrauch 
der  Presse  wird  ein  Bepressivgesetz  erlassen/  Preuszisohe  $.  27: 
,,Die  Gensur  darf  nicht  eingeführt  werden,  jede  andere  Beschränkung 
der  Preszfreiheit  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung.**  Eine  eigenthümliche 
Bestimmung  über  eine  Art  Gensur  in  der  schwedischen  VerC  §.108. 
Sehr  günstig  der  Preszfreiheit  ist  die  Bestimmung  der  deutschen  Reichs- 
Tort.  von  1849,  §.  143:  Die  Preszfreiheit  darf  unter  keinen  UmstSnden 
und  in  keiner  Weise  durch  Torbeugende  Maszregeln,  namentH<di 
Gensur,  Ooncessionen ,  Sicherheitsbestellungen,  Statsauflagen ,  Beschrän- 
kungen der  Druckereien  oder  des  Buchhandels,  Postverbote  oder  andere 
Hemmungen  des  freien  Verkehrs  beschränkt,  suspendirt  oder  aufgehoben 
werden.**  Allen  diesen  yerfassnngsmäszigen  Anerkennungen  der  Presz- 
freiheit als  eines  Grundrechtes  der  oiTilisirten  Menichheit  zum  Trots 
hat  noch  Papst  Pins  IX.  in  seiner  £ncyolioa  vom  8.  Dec  1861  im 
Einverständnisz  mit  seinem  Vorgänger  Gregor  XIV.  die  Preszfreiheit 
als  einen  „yerderblichen  Irrthum**  und  als  „Wahnsinn  (deliramentnm)* 
unserer  Tage  zu  erklären  sich  nicht  gescheut. 
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die  Pr^zfireiheit  Bohwerlioh  gerettet  werden  J^  Aber  wir  haben 
auch  die  Erfahrung  gemacht,  dasz  der  Buhm  der  Gensnr,  den 
Stat  vor  EnichQtterang  zu  bewahren  und  die  öffentliche  Buhe 
und  Wohlfahrt  mSehtig  zu  stützen,  nicht  weniger  eitel  ist. 
Meistens  hat  vor  dem  Ausbruch  einer  Bevolution  die  Censur 
geherrscht,  und  w&hrend  derselben  nur  dem  Scheine  nach 
Preszfreiheit  bestanden,  in  der  Wahrheit  aber  nur  zu  Gunsten 
der  siegreichen  Partei.  Nur  in  einer  wirklich  freien  und  Be- 
ligion,  gute  Sitte  und  Becht  achtenden  Nation  wird  sich  da« 
her  die  Preszfreiheit  in  ihrer  Würde  und  ihrer  wohlth&tigen 
Wirkung  bew&hren.  Dann  aber  ist  sie  ein  kostbarer  Edel^ 
stein,  Yon  ursprünglichem  Lichtglanz  erfüllt.  Der  human  ge- 
wordene Sbtt  wird  sie  daher  stets  ehren  und  sorgsam  be- 
wahren, und  die  öffentliche  Meinung  und  das  ganze  geistige 
Leben  der  Nation  wird  in  ihr  sichtbar  und  durch  sie  erleuchtet. 

Schrankenlos  aber  darf  auch  diese  Freiheit  nicht  sein.  Nur 
ist  die  Censur  nicht  die  rechte  Weise  ihrer  Beschränkung; 
denn  diese,  und  würde  sie  noch  so  milde  und  umsichtig  ge- 
handhabt, hebt  jene  im  Princip  auf,  da  der  Wille  des  Cen- 
sors  zum  Vormund  gesetzt  wird  über  die  Meinungen  mündiger 
Männer,  auch  wenn  sie  einen  umfassenderen  oder  schärferen 
Blick  haben  in  das  Leben  der  Menschen  und  in  das  Beich 
der  Wahrheit,  als  der  Gensor. 

Die  einen  Schranken  der  Preszfreiheit  sind  gemeinsam 
für  alle  Veröffentlichung  durch  die  Presse;  andere  beziehen 
sich  nur  auf  die  politische  Presse  im  eigentlichen  Sinne, 
insbesondere  auf  politische  Zeitungen,  Broschüren-Literatur  und 
Placate.  Bei  dieser  nämlich  ist  die  Buhe  und  Wohlfahrt, 
daher  auch  das  Becht  des  Stats  unmittelbar,  im  übrigen  nur 
mittelbar  betheiligt.  Ueberdem  hat  die  politische  Presse  weder 
die  Absicht  noch  den  Charakter,  der  Erkenntnisz  und  Verbrei- 

^0  Pertz  in  Steins  Leben  I,  8.  180:  «Da  Preszfreiheit  nicht 
schafft,  sondern  nnr  zaTage  bringt,  so  erwartet  man  Ton  ihr  yergebens 
Hflife,   iro  Glauben  and  Bitten  rerdorben  sind.** 
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tang  der  Wahrheit  als  aolcher  za  dienen,  wie  die  zahlreicheD 
wissenschaftlichen  Werke  jeder  Art,  noch  das  Privatleben  ra 
erheitern,  zn  YerschOnem  wie  die  schOne  Literatur,  sondern 
sie  nimmt  ihrer  Natur  nach  an  den  Bewegungen  und  Eämpfen 
der  Politik  einen  Yomehnklich  durch  diese  bedingten  Theil, 
und  ist  in  ganz  yorzflglidiem  Sinne  auch  zu  einer  Partei- 
macht geworden,  die  in  unserem  Jahrhundert,  den  Eri^[8- 
schaaren  yergleichbar,  mit  allen  Waffen  des  Qeistes  ffir  be- 
stimmte Plane  und  Bestrebungen  streitet,  und  täglich  ihre 
kleinen  Scharm&tzel,  zuweilen  auch  grosze  nachwirkende,  obwohl 
unblutige  Schlachten  liefert.  Der  Stat  musz  diese  eigenthflm- 
liche  Bedeutung  der  politischen  Presse  beachten,  weil  sie  ihm 
ans  Leben  geht. 

Die  ganze  Presse  musz  die  allgemeinen  Schranken  des 
Bechtes,  und  die  individuelle  Preiheit  musz  die  Rechtsordnung 
der  Welt,  in  welche  sie  nun  um  ihrer  Aeuszerung  willen  über- 
tritt, achten.  Daher  darf  sie  weder  in  der  Form  noch  in  dem 
Inhalte  der  Aeuszerung  die  Bechtssphäre  des  Stats  oder  der 
Individuen  verletzen.  Der  Gesetzgebung  liegt  die  Sorge  ob, 
das  im  Einzelnen  nach  den  verschiedenen  Sichtungen  zu  nor- 
miren,  und  die  Preszvergehen,  je  nachdem  sie  die  Maje- 
stät und  Sicherheit  des  States  selbst  oder  die  öffentliche  Sitt- 
lichkeit oder  die  Ehre  der  Personen  und  die  Buhe  des  Fami- 
lienlebens verletzen,  mit  Strafe  zu  bedrohen. 

Eine  umfassendere  und  nähere  Sorge  aber  erfordert  die 
politische  Presse.  Vor  allen  Dingen  ist  es  Sache  der 
Statsregierung ,  fortwährend  genau  und  voUständig  die  man- 
cherlei Bichtungen,  die  ganze  Thätigkeit  und  die  Wirksamkeit 
der  politischen  Literatur  in  Gutem  und  Bösem  zu  beobachten, 
und  je  nach  Umständen  diese  zu  benutzen  oder  ihr  zu  begeg- 
nen. Die  Einrichtung  eines  Gensoramtes  in  solchem  Sinne, 
einer  Inspection  und  theilweise  Direction  der  politischen  Presse 
würde  eher  an  die  römische  als  an  die  nun  abgeschaffte  BQ- 
chercensur  der  letzten  Zeiten  erinnern.    Es  wäre  fürwahr  eine 
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ebenso  ehrenvolle  als  nfltdiche  Anfgabe  angesehener  Männer 
von  wissenschaftlichem  Bang  und  politischer  Einsicht,  die  Stats- 
regiemng  fortwährend  in  Eenntnisz  zu  erhalten  von  den  Strö- 
mungen der  Öffentlichen  Meinung  und  den  mannichfaltigen  Be- 
dürfnissen, die  sich  in  derselben  kund  geben,  und  die  nOthigen 
Entgegnungen  und  AufkUrungen  in  der  Presse  von  ihrer  Seite 
hinwieder  vorzubereiten.    Gegenwärtig  fehlt  es  noch  meistens 
an   einer    derartigen  Institution,  und  manche  Versuche,  ein 
statliches  «Preszbureau^  zu  bestellen,  sind,  weil  zu  enge  und 
altpoUzeilich   gedacht,  kläglich   verunglückt.     In   Frankreich 
aber  ist  diese  Statspflege  der  Presse  bis  zur  Statsherrschaft 
über  die  Presse  gesteigert  und  damit  die  Preszfreiheit  unter- 
drückt worden« 

Im  übrigen  kommen  folgende  Schranken  der  politischen 
Literatur  zur  Sprache. 

a)  Die  Nothwendigkeit  von  Gautionen  der  Unternehmer 
von  Zeitungen,  ist  als  eine  Garantie  der  Solidität  eines  für 
das  Öffentliche  politische  Leben  bestimmten  Institutes  nicht 
gerade  verwerflidi  aber  wenig  wirksam. 

b)  Das  Goncessions System  fidr  die  Herausgabe  von 
Zeitungen  hat  das  ernste  Bedenken  gegen  sich,  dasz  dasselbe 
leicht  miszbraucht  werden  kann,  um  jede  Oppositions- 
presse unmöglich  zu  machen,  und  so  die  Preszfreiheit  auf 
dieser  Seite  voUständig  zu  lähmen.  Es  ist  daher  nur  inso- 
fern verträglich  mit  der  Idee  der  Preszfreiheit,  als  die  Bewil- 
ligung nicht  wiUkfirlich  verweigert  werden  darf,  sondern  so- 
bald gewisse  allgemeine  für  alle  Parteien  gleiche  Bedingungen 
vorhanden  sind,  gewährt  werden  musz.  Es  ist  schon  der  Vor- 
schlag gemacht  worden,  dasz  nur  solchen  Individuen  gestattet 
werden  sollte,  als  Bedactoren  einer  Zeitung  regelmäszig  Öffent- 
lich zum  Volke  zu  reden,  welche  eine  wissenschaftliche  Prü- 
fung in  der  Jurisprudenz  oder  Statswissenschaft  bestanden  und 
so  sich  über  ihre  Befthigung  ausgewiesen  haben. '^  Allein  selbst 

^'  ZSpfl,  D.  8t.  B.  S.  304 
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wenn  es  m^^glich  wäre,  solche  Prüfongen  von  einom  nngeMbr- 
lichen  Einflüsse  der  Sympathie  und  Antipaihie  der  hn  State 
herrschenden  Partei  frei  zu  erhalten,  so  würde  doch  nnver- 
meidlich  eine  solche  Einrichtung  dem  Zopfe  der  Schule  Yer- 
fallen.  Eher  dürften  fttr  die  Zeitungsredactoren  die  näm- 
lichen Eigenschaften  verlangt  werden,  welche  der  Stat  für  die 
Geschwornen  oder  Deputirten  fordert.  Die Redaction einer 
politischen  Zeitung  ist  zwar  ein  freier,  aber  ein  so  eminent 
politischer  Beruf,  der  an  Bedeutung  und  an  Einflusz  auf  die 
Statswohlfahrt  sehr  viele  (öffentliche  Aemter  fiberragt,  dasz 
nicht  Jedermann  für  wtlrdig  und  fähig  gehalten  werden  kann 
ihn  zu  üben.  Es  sollten  daher  jedenfalls  nicht  geringere  An- 
sprüche an  die  persönliche  Tüchtigkeit  und  Solidität  der  Be- 
dactoren  gemacht  werden,  als  an  die  Männer,  welche  die  ge- 
nannten politischen  Functionen  übernehmen. 

c)  In  neuerer  Zeit  hat  die  Statsgewalt  in  verschiedenen 
Ländern,  zuerst  in  Frankreich  mit  heftig  wirkendem  Erfolg 
die  Maszregel  der  Suspension  oder  Unterdrückung  einer 
Zeitung  nach  vorausgegangener  mehrmaliger  Verwarnung 
eingeführt.  Durch  dieselbe  .wurde  wohl  dafür  gesorgt,  dasz 
die  Begierung  jederzeit  eine  wirklich  gefährliche  oder  ver- 
derbliche Bichtung  der  Presse  unterdrücken  könne;  aber  nicht 
ebenso  wurden  dafür  Garantien  gewährt,  dasz  die  berechtigte 
Freiheit  der  Meinungsäuszerung  und  der  Opposition  fortbestehe. 
Wenn  der  Fortbestand  der  Journale  von  der  Gnade  der  Be- 
gierung abhängt,  so  ist  der  Inhalt  der  Journale  ebenso  von 
dem  Willen  der  Begierung  abhängig,  und  die  Preszfreiheit 
besteht  nur  dem  Namen  nach.  Die  wahre  Aufgabe  ist  aber, 
die  Sicherheit  des  States  zu  verbinden  mit  der  freien  Bewe-- 
gung  der  Parteien  und  der  Individuen,  nicht  bald  jene,  bald 
diese  zu  opfern. 

d)  Häufig  werden  die  Zeitungsblätter  mit  einer  Stem- 
pelgebühr belegt,  sogar  in  dem  freien  England.  Diese  Masz- 
regel hat  voraus  die  fiscale  Bedeutung  einer  Einnahmsquelle 
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für  die  Statscasse.  Daneben  kann  sie  anch  das  Aufkommen 
Yon  ganz  niedrig  gehaltenen  für  den  Pöbel  berechneten  Zei- 
tungen einigermaszen  erschweren,  znweilen  verhindern.  Aber 
statswirthschaftlich  ist  sie  durchaus  nicht  zu  rechtfertigen, 
da  sie  einen  einzelnen  Erwerbszweig,  der  überdem  nur  in 
zweiter  Linie  von  ökonomischer  Natur  ist,  im  Vergleich  mit 
andern  Berufsarten  ganz  dbermäszig  belastet  und  geradezu 
zu  einer  unwtlrdigen  Besteuerung  der  freien  Meinungsäusze- 
rung  wird. 

e)  Eine  practisch  sehr  wichtige  und  wohlbegründete,  ge- 
rade dem  Wesen  der  Freszfreiheit  zusagende  Schranke  dersel- 
ben ist  die  Anerkennung  des  Rechtes  jeder  in  einer  Zeitung 
angegriffenen  Person,  oder  Behörde,  sich  in  dem  nämlichen 
Blatte  und  vor  dem  nämlichen  Publicum  zu  vertheidigen.  Wer 
an  der  Spitze  eines  öffentlichen  Journals  steht  und  fOr  sich 
selber  die  Preszfreiheit  in  ausgedehntem  Sinne  stets  in  An- 
spruch nimmt,  soll  in  besonderem  Masze  auch  die  Freiheit  der 
Andern,  ebenfalls  ihre  Meinung  zu  äuszern,  respectiren  und 
hat  er  einen  Andem  in  seinem  Blatte  öffentlich  angegriffen 
oder  angreifen  lassen,  so  hat  er  gerade  dadurch  die  öffent- 
liche Yertheidigung  desselben  hervorgerufen  und  er  ist  diesem 
und  dem  Publikum  gegenüber  verpflichtet,  diese  Yertheidigung 
da  zuzulassen,  wo  sie  in  der  fiegel  allein  möglich  und  wirk- 
sam ist.  Die  Erwiederung  in  andem  Blättern  nämlich  hilft 
in  sehr  vielen  Fällen  wenig,  weil  dann  die  Yertheidigung  nicht 
vor  dem  nämlichen  Publicum  geführt  wird,  vor  welchem  der 
Angriff  geschehen  ist,  und  ist  fiberdem  häufig  nicht  möglich, 
da  andere  Bedactoren  nicht  immer  ein  Interesse  und  gewöhn- 
lich auch  nicht  die  Pflicht  haben,  ihre  Spalten  dem  persön- 
lichen Streite  zu  öffnen.'* 

1*  Gaiu  gat  z.  B.  §.  17  des  filteren  österreichische n  Preszge- 
BetMs:  «Der  Herausgeber  einer  periodischen  Druckschrift  ist  schuldig, 
jede  amtliche  Berichtigung  der  darin  mitgetheilten  Tbatsaohen  in  das 
zunftohst   nach  deren  Empfang  erscheinende  Blatt  (Nummer)  oder  Heft 
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f)  Strengere  Maszregeln  gegen  Pseudonyme  Angriffe  sind  andi 
schon  in  einzelnen  Ländern  verfügt  worden,^^  helfen  aber  wenig. 

g)  In  Zeiten  der  Statsnoth,  wie  in  Eriegszeiten  oder  wenn 
offener  Aufruhr  droht,  werden  der  politischen  Presse  gegen- 
über auszerordentliche  Beschränkungen  nöthig  und  gerade 
darum  zulässig.  Werden  solche  Ausnahmsbeschränkungen  durch 
die  Verfassung  oder  die  Glesetzgebung  nicht  vorgesehen  und 
möglich  gemacht,  so  ist  die  doppelte  Gefahr  unvermeidlich, 
dasz  entweder  der  Stat  um  deszwillen  groszen  Schaden  leidet 
und  die  Noth  desselben  vermehrt  wird,  oder  dasz  in  Form 
der  ungesetzlichen  Willkür  dennoch,  sei  es  von  oben  oder  von 
unten  her,  der  Preszfreiheit  factisch  ein  Ende  gemacht  wird. 
Das  letztere  trifft  gewöhnlich  ein.  Zwar  steht  dann  die  Gar 
rantie  der  Preszfreiheit  auf  dem  Papier.  Aber  wehe  dem,  der 
es  wagt,  im  Widerspruch  mit  den  heiszen  Leidenschaften 
der  gerade  herrschenden  Macht  eine  Meinung  zu  äuszem, 
welche  dieser  verhaszt  ist  oder  gefährlich  scheint.  Besser 
daher,  es  werde  die  doch  unvermeidliche  Beschränkung  in  den 
Wegen  des  Gesetzes  angeordnet. 

h)  Der  Anschlag  von  Placaten  politischen  Inhalts  darf 
füglich  unter  die  unmittelbare  Aufsicht  der  Polizei  gesetzt 
werden,  denn  das  ist  nicht  mehr  ein&che  freie  Meinungs- 
äuszerung,  sondern  die  Form  schon  spielt  in  das  Gebiet  der  Pro- 
clamation  über,  welche  der  öffentlichen  Autorität  allein  zusteht. 

kostenfrei  aufzunehmen.  Andere  Berichtigungen  von  Thatsachen  von 
Seite  der  Angegriffenen  ist  der  Heransgeber  in  gleicher  Art,  jedoch  nur 
insofeme  unentgeltlich  aufzunehmen  schuldig,  als  der  Umfang  der  Ent- 
gegnung den  Umfang  des  Artikels  nicht  übersteigt  auf  welchen  sich  die 
Entgegnung  bezieht.  Ist  aber  diesz  der  Fall,  so  sind  für  die  mehreren 
Zeilen,  die  nicht  das  Zweifache  des  angreifenden  Artikels  Übersteigen 
dürfen,  die  gewöhnlichen  Einrückungsgebühren  zu  zahlen.  Im  Falle  der 
Yerweigerung  ist  der  Herausgeber  durch  den  Statsanwalt  zur  Aufnahme 
zu  verbaUen.** 

^^  Schon  der  Kaiser  Augustus  (Sueton,  Ootay,  55)  „oensuit,  oog^ 
noscendum  posthac  de  iis,  qui  libeUos  aut  cormina  ad  infamiam  oujufr* 
quam  sub  alieno  nomine  edani** 
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Flinftes  Gapitel. 

D.  Schatz  des  Hausfriedens  and  des  freien  Verkehrs. 

1.  Eine  der  schönsten  Bechtsideen,  welche  in  den  germa- 
nischen Bechten  zur  Verwirklichung  gelangt  ist,  und  eine  der 
wichtigsten  Freiheiten,  welche  der  Stat  dem  Individuum 
gewähren  kann,  ist  die  Anerkennung  und  der  Schutz  des 
Hausfriedens.'  Innerhalb  der  Umzäunung  seines  Hofes 
und  innerhalb  der  Mauern  semes  Hauses  soll  sich  Jeder  völlig 
sicher  fdhlen  vor  fremder  Gewalt,  da  Buhe  finden,  vor  der  Strö- 
mung und  Brandung  des  bewegten  und  feindlichen  Lebens, 
da  sein  eigener  Herr  sein.  Das  Haus  umgibt  und  schützt  das 
Individuum  und  seine  Familie  ähnlich,  wie  der  Leib  die  Seele; 
es  ist  gewissermaszen  der  künstlich  erweiterte  Leib  des  Men- 
schen. Daher  wird  mit  Becht  jede  Beleidigung  und  Ejrän- 
kung  einer  Person  und  ihres  Bechts,  die  überhaupt  strafbar 
ist,  härter  gestraft,  wenn  sie  ihr  in  ihrer  Wohnung  an- 
gethan  worden  ist,  und  dafür  gesorgt,  dasz  auch  die  Organe 
der  Statsgewalt  selbst  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen 
und  nur  mit  groszer  Schonung  der  Freiheit  und  Buhe  des 

*  Lex  Bßjuvar,  X.  2,  §.  2.  „Kemo  ingrediatnr  alienam  domum  per 
TioleDtiam,  qoia  hoo  soandalnm  generat.*^  Freibarger  Sftadtreoht  Ton 
1120,  0.  42:  „8i  qnis  burgensem  in  propria  area  tI  inTasorit  Tel  temere 
domi  qnesierit,  quicquid  ei  (d.  h.  dem  Eindringling)  maU  feoerit,  non 
emendabit.*  Ä9egäb<ich  T,  2:  «Thit  is  thi  erosta  kere,  and  ihi  warth 
mit  eihon  bisweren,  thai  aUeramonna  hwek  firetho  hede  binna  bori  and 
binna  bnie  bi  twam  ieebiiga  ielden  and  bi  twam  hnndreda  merken.  ** 
(Diese  ist  die  erste  Kür  nnd  die  wurde  mit  Eiden  beschworen,  dass 
Jedermann  Friede  habe  innerhalb  des  Hauses  bei  zwiefacher  kündbarer 
Busse  und  zweihundert  Harken.)  Vermehrter  Sachsenspiegel  II, 
1  pr. :  «Eyn  iezlich  man  in  sinen  vier  pfelen  und  wenden  sei  vordir- 
Hehin  rrede  habin  mit  grosim  und  mit  starkem  rechte.  Wan  uswendig 
frieheit  und  frede  des  huses  ist  das  nymant  dem  andim  des  tages  noch 
des  naehtis  in  sin  hus  laufifin  sal  noch  keinen  obirlast  mit  Worten  noch 
mit  Werken  thnn  saL* 
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Hausherrn  sein  Hans  betreten  nnd  darin  theils  Nachfor- 
schungen vornehmen,  theils  überhaupt  amtliche  Handlungen 
vornehmen  dürfen. 

Die  alterthümlichen  Vorschriften,  welche  das  römische 
Becht  aus  der  Zeit  der  Bepublik  und  das  ältere  deutsche 
Becht'  für  den  Fall  der  Haussuchung  wegen  eines  Diebstahls 
festgesetzt  hatten,  sind  Zeugnisse  für  die  Ehrfurcht  dieser 
Bechte  vor  dem  Hausfrieden.  Vorzüglich  aber  hat  das  deutsche 
Becht  die  Idee  des  Hausfriedens  ausgebildet  und  sogar  jede 
Beunruhigung  von  auszen  gegen  die  Hausbewohner,  ja  selbst 
das  unwürdige  Belauschen  des  inneren  Lebens  und  Treibens 
an  den  Fenstern  und  Thüren  als  eine  Verletzung  des  Haus- 
friedens betrachtet  und  den  Hausmann  gerechtfertigt,  wenn 
er  energische  Mittel  zur  Abwehr  anwendete.^  Sogar  der 
fremde  Verfolgte  konnte,  wenn  er  von  dem  Herrn  des  Hauses 
aufgenommen  worden,  Schutz  vor  seinen  Verfolgern  finden  in 
dem  unangreifbaren  Heiligthum  des  Hauses,  und  Zeit  gewin- 
nen, um  selbst  den  Nachforschungen  des  Bichters  zu  entgehen.^ 
Das  Asylrecht,  welches  die  Kirche  im  Mittelalter  auch  den 
Verbrechern  gewährte,  die  sich  in  die  heiligen  Räume  ge- 
flüchtet hatten,  beruhte  auf  dem  nämlichen  Gedanken,  und  nur 
noch  höher  als  der  Hausfriede  des  freien  Mannes  wurde  der 


*  Jakob  Grimm,  D.  Reohtsalterth.  8.  639  theilt  sahlreiofae  Belege 
am  den  QneUen  mit 

'  Vgl.  Osenbrüggen,   der  Haufrieden.    Erlangen  1857. 

*  Sehr  dentlioh  in  dem  Freibeitsbrief  Ton  Ingolitadt  t.  J.  1312: 
„'Wer  einen  Beiladen  thui,  kommt  er  flfiobtiger  in  eines  frommen  Mannet 
Haus,  derselbe  fromm  Mann  dorob  s eines  Hauses  Ehre  soU  er  ihn 
bergen  und  ihm  hinhelfen.  Kommen  seine  Feind  hinnaoh,  ror  denen 
soll  er  ihn  bergen  nnd  beschirmen  so  best  er  mag.  Kommt  der  Richter 
hinnaoh  oder  seine  Bothen,  dem  soll  er  aufthon  sein  Hans  und  soU  sie 
den  lassen  suchen;  nnd  soll  doch  jenen  hinhelfen  ob  er  mag  nnd  ist 
niemand  darum  keine  Busi  schuldig.*'  —  Wer  aber  einen  „Terbotenen*^ 
Mann  hauset  und  hofet,  der  gibt  dem  Richter  5  Pfund  und  60  HeUer 
Busse. 
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Kirchenfiriede  des  Ootteshauges  geachtet.^  Den  hohen  Werth, 
den  die  Englftnder  auf  ihr  freies  Hansrecht  legen,  hat  der 
grosze  Ghatham  in  einer  Parlamentsrede  mit  den  berühmten 
Worten  geschildert:  «Der  ärmste  Mann  kann  in  seiner  Hütte 
alle  Streitkräfte  der  Krone  herausfordern.  Sie  mag  verfallen 
sein,  ihr  Dach  den  Einsturz  drohen,  der  Wind  durch  ihre 
Ritze  blasen,  Sturm  und  Wetter  ihr  Spiel  damit  treiben,  abw 
vor  dem  König  von  England  ist  sie  sicher.  Alle  seine  Macht 
scheitert  an  der  Schwelle  des  elenden  Bauwerks.'^ 

Auch  die  neueren  Verfassungen  haben  oft  wieder  den 
alten  Grundsatz  dadurch  geehrt,  dasz  sie  die  Haussuchung 
durch  nähere,  die  Freiheit  und  Sicherheit  des  Bürgers  schütz- 
ende Vorschriften  beschränkten.^ 

*  Lex  Bajuvar,  L  7,  1:  „8i  oulpabilis  aliquis  oonfugium  ad  Ecole- 
6iam  fecerit,  nullas  eum  ri  abstrahere  ausus  sit,  postquam  januam  Ec- 
clesiae  intraverit**  Schwab  enapiegel  c.  277  (Wackernagel):  „Als 
ein  mensche  zwer  ez  ist,  iht  getuot;  unde  knmet  ez  in  die  kirehen,  da 
sol  im  nieman  niht  inne  taon.  man  sol  ez  euch  dar  fiz  niht  ziehen, 
wann  man  soll  got  an  im  fürhten  und  die  kirohen  an  im  dren  durch  got/* 

*  Daher  das  englische  Bechtssprichwort:  „my  house  is  my  Castle/* 
Yor  Zeiten  war:  „Mein  Haus  meine  Burg"  auch  ein  deutsches  Sprich- 
wort Wiener  Stadtrecht  von  1221 ,  §.  26:  „Yolumus  ut  unicuique  oi- 
Tinm  domns  sna  sit  pro  munitione  et  commansionariis  suis  et  cuilibet 
fngienti  vel  intranti  domum."  Qraf  und  Dietherr  Deutsche  Beohts- 
spriohw5rter  S.  496. 

*  Tgl.  oben  Cap.  3,  Anm.  Portugiesische  Yerfassong,  §.  145,  6: 
„Jeder  Bfirger  hat  in  seinem  Haue  ein  unverletzliches  Asyl:  bei  Nacht 
darf  man  es  ohne  seine  Einwilligung  nicht  betreten,  auszer  im  Falle 
einer  Hülfsfordemng  von  innen,  oder  im  Falle  einer  Feuers-  oder  Wasser- 
noth  Ton  auszen  her;  und  bei  Tag  soU  der  Eintritt  in  das  Haus  nur  in 
den  durch  das  Gesetz  bestimmten  FSUen  und  Formen  erlaubt  sein.'* 
Holländische  §.  153:  „Niemand  darf  in  die  Wohnung  einer  Person 
wider  ihren  Willen  eintreten,  es  sei  denn  auf  Befehl  einer  (Gewalt,  die 
durch  das  Gesetz  berechtigt  ist  solche  Befehle  zu  ertheilen,  und  indem 
er  die  in  dem  Gesetze  festgesteUten  Formen  befolgt/*  Belgische  §.10: 
„Die  Wohnung  ist  unTerletzlioh :  eine  Haussuehung  kann  nur  stattfinden 
in  den  Fällen,  welche  das  (besetz  Torausbezeiehnet ,  und  in  der  Form, 
welche  es  rorschreibt."  Griechische  §.  8.  Norwegische  §.  102: 
„Hauseuchongen  dürfen  nur  in  oriminellen  FäUen  stattfinden/*   Deutsche 
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2.  Nahe  Yerwandt  and  groosenüieils  in  dem  Sehntee  des 
HaosrechtB  inbegriffen  ist  die  Aehtong  des  Stats  vor  dem 
sieheni  nnd  ansschlieszlichen  Besitze,  den  das  IndiTidunm  an 
seinen  Papieren  übt.  Es  ist  das  in  vorzüglichem  Sinne  ein 
persönliches  Becht  des  letztern/ denn  das  dingliche  Eigenthun 
an  den  Papieren  kommt  nnr  wenig  in  Betracht.  Viel  wichtiger 
ist  der  Inhalt  derselben,  welcher  gewissermaszen  zn  der  gei- 
stigen Atmosphäre  des  Menschen  gehört  Eine  Beschlag- 
nahme läszt  sich  daher  nnr  rechtfertigen,  w«m  ein  erheb- 
licher Verdacht  eines  Verbrechens  Yorhanden  ist  nnd  nur  nnter 
Beachtung  schonender  Formen.® 

8.  Ebenso  die  Achtung  des  Briefgeheimnisses  auch 
fOr  die  Briefe,  welche  der  Statspost*  von  den  Privaten  zur 
Beförderong  anvertraut  sind.  Die  geheimen  Gabinete,  in  wel- 
chen die  Polizei  den  Inhalt  der  Privatcorrespondenzen  zn  er- 
spähen suchte,  waren  daher  durchaus  verwerflich,  denn  sie 
miszbranchten  jenes  Vertrauen  und  frevelten  an  der  Freiheit 
des  individuellen  Verkehrs.  Beides  ist  des  Stats  unwflrdigt 
der  berufen  ist,  die  öffentliche  Moral  und  das  Becht  der  Per- 
sonen zu  schätzen.^"    Nur  der  Krieg  oder  gerichtliche  ünter- 

Beiohsrerf.   t.  1849,  §.   138:   f,Die   Wohnung  ist   unToriatdieh.     Bin« 
Hanunohnng  ist  nnr  inifaiig: 

1)  in  Kraft  eines  riohterliohen ,  mit  Gründen  yersehenen  Befehls, 

2)  im  FaUe  der  Yerfolgnng  auf  frischer  Ihat, 

3)  in  den  Fällen  nnd  Formen,  in  welohen  das  Oesets  aasnahnt- 
weise  bestimmten  Beamten  dieselbe  gestattet.*  Prensiische  Yeff. 
$.  6  ebenso. 

*  Siehe  die  Torhergehende  Note.  Dentsohe  Reiohsrerf.  §.  139: 
„Die  Beschlagnahme  Ton  Briefen  and  Papieren  darf  amier  bei  einer 
Yerhaftnng  oder  Hanssnohnng  nnr  in  Kraft  eines  richterlichen,  mit 
Gründen  rersehenen  Befehls  rorgenommen  werden.^' 

*  Ygl.  oben  Buch  X,  Gap.  3,  8.  400. 

^  Portugiesische  Yerf.  §.  145,  25:  «Das  Geheimnis!  der  Biieli» 
ist  vnTerletilich.  Die  Postrerwaltnng  ist  fOr  jedes  Vergehen  gegen 
diesen  Artikel  streng  Terantwortlich.'*  HollSndisohe  §.  154:  «Daa 
Geheimniti  'der  der  Post  oder  andern  OfTentiichen  Binriohtongen  rar 
Yersendong  anrertrauten  Briefe  itt  vnTerietibar,  ansgenonoien  auf  Be- 
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faehmigen  im  Strafprocess  können  eine  Beschrftnknng  solcher 
perBönlioher  Freiheit  rechtfertigen. 

4.  Das  Ueberwachen  häuslicher  Qesellschaftskreise 
und  das  Ausspioniren  der  Privatgesprftche  von  Seite  der 
Polizei  ist  nicht  weniger  eine  Miszachtnng  der  individaellen 
Freiheit  und  verdient  wieder  die  Verachtung,  womit  die  öffent- 
liche Meinung  solche  ünwurdigkeit  verfolgt. 

5.  Femer  ist  die  Aufnöthigung  einer  dem  Individuum 
verhaszten  Gesellschaft^  z.  B.  die  polizeiliche  Begleitung  eines 
ehrbaren  Beisenden  mit  der  Achtung  wahrer  Freiheit  unver- 
einbar. Die  Humanität  erfordert  sogar,  dasz  Untersuchungs- 
gefemgene  in  dieser  Beziehung,  soweit  es  möglich  ist,  in  ihrer 
Individualität  geachtet  und  nicht  ohne  dringende  Noth  gebil- 
dete Männer  mit  verworfenen  und  rohen  Kunden  der  Geftng- 
nisse  zusammen  gesperrt  werden.  Es  ist  nicht  möglich,  alle 
Yerstösze  gegen  das  Becht  der  Persönlichkeit  durch  die  Ge- 
setzgebung zum  Voraus  zu  untersagen,  und  das  gesetzliche 
Verbot  bietet  überdem  nur  eine  schwache  Garantie.  Ist  aber 
der  Geist  humaner  Freiheit  in  einer  Nation  einheimisch  und 
kräftig  geworden,  so  wird  dieselbe  auch  in  den  mannich- 
faltigen  Erscheinungen  des  practischeif  Lebens  zur  Wahrheit 
werden. 

6.  Endlich  sind  schützende  Gesetze  gegen  willkürliche 
Beeinquartierung  f&r  die  Sicherheit  des  Hausfriedens  un- 
erläszlich.  Wenn  es  der  Statsgewalt  gestattet  ist,  durch  Ein- 
legung von  Soldaten  in  die  Privathäuser  einen  beliebigen  Druck 
zu  übra,   so  ist  jede   häuszliche  Sicherheit  und  Freiheit  in 


fehl  dei  Richters  in  den  durch  das  Gesetz  yorgesohriebenen  FäUen.^ 
Belgische  §.  22.  Sohweiserische  Bondesverf.  §.  3S.  Deutsche 
Reichsyert  §.  140.  ^»Das  Briefgeheimniss  ist  gewährleistet  Die  bei 
strafgerichtlichen.  Untersuchungen  und  in  Kriegsfällen  nothwendigen 
Beschränkungen  sind  durch  die  Gtesetigebung  festiustellen. *  Preus- 
sische  %  33.  „Das  Briefgeheinuuüu  ist  unTerletilich.**  Im  üebrigen 
wie  yorhin. 
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steter  Qe&hr.  Von  jeher  haben  despotische  Regierongen  dnreb 
dieses  Mittel  grausame  Yerfolgung  geübt  und  jeden  auch  den 
berechtigten  Widerspruch  gewaltsam  erdrflckt. " 


Sechstes  GapiteL 

II.  Politische  Freiheitsrecbte. 
.  A.  Ton  der  Reohtogleiohheit. 

Der  Begriff  der  Rechtsgleichheit  ist  uralt.  Die  Wage 
hat  von  jeher  als  das  Symbol  der  Gerechtigkeit  gegolten,  die 
Wage,  welche  mit  gleichem  Gewicht  miszt;  nnd  alles  Recht 
hat  einen  ursprünglichen  Zug  nach  idealer  Gleichheit,  wie  das 
Wasser  einen  elementarischen  Trieb  in  sich  hat  zn  gleicher 
Uöhe.^  Das  menschliche  Recht  beruht  vorerst  auf  der  mensch- 
lichen Rasse,  und  die  ist  Allen  gemeinsam,  als  solche  in  Allen 
gleich.  Diese  einfache  Wahrheit,  welche  auch  der  Stat  in 
seiner  Rechtsordnung  achten  musz,  ist  aber  in  alter  und  neuer 
Zeit  durch  leidenschaftliche  Anschwellung  und  einseitige  üeber- 
treibung  häufig  zu  so  breiter  Lüge  entstellt  worden,  dasz  die- 


11  Die  EDgl.  Bill  of  Rights  von  1689  macht  es  Jakob  II.  zum  Vor- 
wurf, „dasz  er  dem  Gesetz  entgegen  Soldaten  einquartierte.*  Amerik. 
Verf.  T.  1788:  ,)Eein  Soldat  soU  in  Friedenszeiten  in  ii|^nd  ein  Hans 
ohne  Einwilligung  des  Eigenthümers  eingelegt  werden,  und  in  Kriegs- 
seiten nur  in  der  vom  Gesetz  yorgeschriebenen  Weise."  Lieber  a.  a. 
O.  S.  93. 

*  fiuripides  PhSnioierinnen  bei  SohiUer  III.  105: 

„Gleichheit  kntipft 
Den  BlntsTerwandten  mit  dem  Blutsverwandten, 
Den  Freund  zusammen  mit  dem  Freund,  und  Lftader 
Mit  Lftademl  Gleichheit  ist  das  heilige  G^eti 
Der  Menschheit.*^ 
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selbe  nur  mit  Anstrengnng  durch  scharfe  Sichtang  und  Rei- 
nigung wiederhergestellt  werden  kann.  Die  Ausbildung  des 
modernen  Statsrechts  wird  durch  die  wahre  Bechtsgleich«- 
heit  ebenso  gefördert  wie  durch  die  falsche  Bechtsgleichheit 
gestört.  Daher  ist  es  fdr  die  Theorie  und  die  Praxis  gleich 
wichtig,  beide  zu  unterscheiden. 

1.  Die  sogenannte  Gleichheit  vor  dem  Gesetz,'  die 
richtiger  als  Gleichheit  vor  dem  Gericht  bezeichnet  würde, 
hat  einen  vortrefflichen  Sinn.  Wir  verstehen  darunter,  dasz 
das  Gericht  Vornehme  und  Gemeine,  Herren  und  Knechte, 
Reiche  und  Arme,  alle  gleich  je  in  ihrem  Rechte  schütze; 
nicht  etwa  die  einen  begünstige,  die  andern  vernachlässige, 
sondern  Jeden  vollständig  schütze.  Der  Niedere  hat  keinen 
geringeren  Anspruch  auf  vollen  Schutz  seines  Rechtes  als  der 
Vornehme.  Der  geringfügige  Besitz  des  Arbeiters  an  Klei- 
dern und  Werkzeug  ist  nicht  weniger  heilig  als  das  reiche 
Waarenlager  des  Kaufmanns  oder  die  Schlosser  und  Domänen  des 


'  Französische  Yerf.  von  1814,  $.1:  „Die  Franzosen  sind  vor 
dem  Gesetze  gleich,  ihre  Titel  und  Kahg  seien  übrigens  wie  sie  wollen.'* 
Dieser  Satz,  in  welchem  noch  neben  der  Qleichlieit  anoh  der  Yersohie- 
denheit  erwähnt  wird,  ging  dann  in  andere  Verfassungen  über,  iiber  zu- 
weilen ohne  diesen  Zusatz.  Boin  die  belgische  §.  6:  «Es  gibt  in  dem 
State  keinen  Standesunterschied.  Die  Belgier  sind  vor  dem  Gesetze 
gleich."  Schweizerische  Yerf.  §.  4:  „Alle  Schweizer  sind  ror  dem 
(Berichte  gleich.  Es  gibt  in  der  Schweiz  keine  ünterthanenTerhMtnisse, 
keine  Torreohte  des  Orts,  der  Geburt ,  der  Familien  oder  Personen* ** 
(Der  zweite  Satz  stammt  aus  der  Mediationsyerfassung  Napoleons.)  Por- 
tugiesischo  §.145,  12  nach  dem  Yorbüde  der  französischen  yon  1795: 
„Das  Gesetz  ist  für  alle  gleich,  es  mag  schützen  oder  bestrafen;  es  be- 
lohnt je  nach  dem  Yerdienst"  Deutsche Beichsverf.  yoq  1849,  §.135: 
„Yor  dem  Gesetze  gilt  kein  Unterschied  der  Stünde.  Alle  Standesror- 
rechte  sind  abgeschaiTt.  Die  Deutschen  sind  yor  dem  Gesetze  gleich .'' 
Oesterreichische Grundrechte  von  1849,  $.  27:  „Alle Österreichischen 
Reichsbürger  sind  vor  dem  Gesetze  gleich,  und  unterstehen  einem  glei- 
chen persönlichen  Gerichtsstände.*'  Preussische  Yerf.  §.  4:  „Alle 
Preuszen  sind  ror  dem  Gesetze  gleich.  StandesTorrechte  finden  nicht 
statt.*< 
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Ftirsten.  Sie  erfordern  alle  gleichen  Schatz  gegen  jede 
Verletzung.  Diese  Gleichheit  ist  eine  Folge  des  groszen  Bechts* 
prindps:  Suum  cuique, 

2.  Die  französische  Bevolation  hatte  den  Satz  als  Men- 
schenrecht proclamirt:  «Die  Menschen  werden  frei  und  gleich 
an  Bechten  geboren  nnd  bleiben  es.*  Für  diese  abstracte 
und  absolute  Gleichheit^  auch  in  der  Art  und  der  Zahl  der 
Rechte  glühten  die  Franzosen  damals,  und  opferten  dem  uner- 
reichbaren Traumbilde  einer  kranken  Phantasie  sogar  die  Frei- 
heit auf,  die  sie  auch  liebten.  Auf  dem  Gebiete  des  Stats- 
rechts  führt  der  Weg  dieses  Irrlichts  durch  die  ausschweifendste 
Demokratie  hindurch  in  den  Sumpf  der  Anarchie,  in  welcher 
mit  dem  gel&ugneten  unterschiede  der  Begierenden  und  der 
Begierten  der  Stat  selbst  unrettbar  versinken  musz;  auf  dem 
Gebiete  des  Privatrechts  zur  Auflösung  der  Familie,  in  wel- 
cher die  Unterschiede  der  Geschlechter,  der  Eltern  und  der 
Kinder,  der  Herrschaft  und  des  Gesindes  bestritten  werden, 
und  zu  dem  Wahnsinn  des  Gommunismus,  der  den  unvertilg- 
baren  Unterschied  der  Individuen  und  ihrer  YermOgenskrftfte 
aufzuheben  sich  vergeblich  abmüdet,  also  auch  da  zum  Unter- 
gange alles  Bechts. 

Auch  im  Alterthum  übten  ähnliche  Irrthumer  eine  Ge- 
walt aus,  aber  doch  nicht  eine  so  übermächtige  wie  in  der 
neuem  Zeit.  Aristoteles  schon  hat  dem  Irrthum  die  Wahr- 
heit in  scharfer  und  klarer  Formel  entgegen  gestellt,  und  doch 
begünstigt  die  Ausdrucksweise  unserer  neuen  Statsverfassungen 
fast  überall  jenes  Miszverständnisz:  .Inwiefern  die  Men- 
schen gleich  sind,  gebührt  ihnen  gleiches  Becht* 
«Unter  gleichen  Voraussetzungen  gleiches  Becht.*^ 

'  Mirabean  erklärte  dieselbe  guu  Ternftoftig:  „L*6galit6  oiTÜe  n'eat 
pos  l'^galitö  des  propri^t^s  ou  des  distiootions.'* 

«  Aristoteles  PoL  lU.  5,  §.8:  «Die  Gleiohheit  gUt  fftr  gerecht, 
und  sie  ist  es,  nur  nicht  für  AUe,  sondern  für  die  Gleichen.  Auch  die 
Ungleichheit  gilt  für  gerecht,   nnd  sie  ist  es  wieder,   nnr  nicht  Ar 


Sechstes  Capitel.  II.  Yon  der  Tolksfreihett.  A    Recbtsgleiobbeit.  529 

Dieser  Gedanke  ist  freilich  kein  Hebel,  um  das  ganze  Stats- 
gebftude  zn  umstfirzen  nnd  die  Trümmer  auf  der  gleichen 
Fl&che  auszubreiten.  Er  ist  auch  kein  Beizmittel,  nm  die 
einen  wider  die  andern  aufzuregen.  Aber  er  ist  vor  allen 
Dingen  gerecht,  und  wQrde  das  positive  Recht  nnd  die  Praxis 
diese  natürliche  Aequitas  jederzeit  beachten,  so  würde  das  bei- 
den zu  hohem  Ruhme  und  den  Völkern  zu  groszem  Yortheile 
gereichen. 

3.  Alle  Menschen  sind  als  Menschen  sich  gleich,  die 
Menschennatur  und  die  Menschenwürde  sind  der  ganzen  Gat- 
tung gemeinsam.  Wir  sind  alle  mit  einem  wesentlich  gleich- 
artigen irdischen  EOrper  ausgerüstet,  und  hinwieder  alle  mit 
einem  unsterblichen  Geiste,  der  in  diesem  Körper  wohnt;  wir 
alle  sind  mit  der  einen  Seite  unseres  Wesens  Geschöpfe  der 
Erde,  mit  der  andern  Kinder  des  göttlichen  Geistes.  Daher 
gibt  es  allerdings  Rechte,  die  Allen  wirklich  gleich  sind,  wahre 
aus  der  menschlichen  Rasse  folgende  Menschenrechte,  sei 
es  schon  angeborene,  sei  es  erst  durch  die  gemeine  Entwicke- 
lung  der  Gultur  der  Menschheit  neu  erworbene  oder  ausge- 
bildete. So  die  meisten  Rechte  des  Privatrechts,  welches 
daher  auch  in  hohem  Grade  und  wie  wir  deutlich  erkennen 
können,  mehr  und  mehr  den  Charakter  eines  allen  gleichmäszig 
zugänglichen  und  gemeinmenschlichen  Rechtes  annimmt,  wie 
die  Rechte  der  Persönlichkeit,  der  Verwandtschaft,  des  Eigen- 
thums,  des  gemeinen  Handels  und  Verkehrs.  Weniger  allge- 
mein und  gleich  sind  die  politischen  Rechte.  Das  ist  aber 
nicht  ein  Mangel  derselben,  sondern  der  Natur  des  States  ge- 
m&sz,  denn  dieser  als  eine  organische  Ordnung  der  Ge« 
sammtheit  selbst  beruht  wesentlich  auf  den  Unterschieden 


Alle ,  sondern  für  die  Ungleichen.  Die  Menschen  aber  beachten  das 
YerhaitniBZ  der  Personen  nicht,  nnd  urtheilen  darum  falsch.  Die  Ur- 
sache dessen  ist,  dasz  das  Urtheil  sie  selber  betrifft,  denn  wohl  die 
meisten  sind  schlechte  Richter  in  eigener  Sache/ ^ 

B 1  a  n  t  a  e  h  1 1 ,  «U^emtiBM  Statereoht.    II.  34 
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in  dieser.^  Daher  tritt  hier  das  ungleiche  Becht  der  Ge- 
schlechter und  des  Alters  viel  bedeutender  hervor  als  im  Pri- 
vatrecht, und  auch  unter  den  Organen  der  Statsmacht  und 
unter  den  Siatsbürgem  zeigen  sich  die  wichtigsten  nothwen- 
digen  oder  wohlbegründeten  Unterschiede  der  Berechtigung. 
Auch  der  Stat  wird,  und  je  humaner  er  wird,  desto  vollstän- 
diger in  seiner  politischen  Einrichtung  und  Gestaltung,  die 
gemeinsame  menschliche  Natur  aller  seiner  Glieder  voraus 
ehren,  und  daher  weder  den  Mächtigsten  über  diese  Sphäre 
hinaus  zum  Gott  erheben,  noch  den  Schwächsten  und  Nied- 
rigsten dem  Thiere  gleich  stellen. '  Im  übrigen  aber  wird  er 
je  nach  den  verschiedenen   Gegensätzen  in  der  Natur  und  je 

B  Tgl.  oben  Baob  lY,  0.  9,  S.  320.  Cicero  de  Bep.  L  34:  „Qoam 
par  babetur  bonos  sammis  et  infimig,  qni  sint  in  omni  popolo  necesse 
est,  ipsa  aequitas  iniquisaitna  fit^  Aneb  Hegel  bat  das  eingeseben. 
Werke  IX>  8.  150:  „Vor  dem  Gesetz  gelten  allerdings  alle  Indiyidnen 
gleiob,  aber  Qleiohheit  imStatsleben  ibt  etwas  ySIlig  Unm5gliobes.*'  YgK 
aneb  Bentbam's  Werke  I,  8.  554,  der  sieb  über  die  Gleiobbeitewuth 
der  firanzdsisoben  Reyolntion  als  über  eine  arge  Dnmmbeit  lustig  macbt, 
90  sebr  radioal  er  sonst  selber  ist. 

*  Die  etwas  nnrSmisob  gebaltene  Rede,  welcbeDio  Oassins  (LII) 
den  Agrippa  zur  Yerberrliobnng  der  Recbtsgleicbbeit  balten  liszt,  sagt 
doeb  im  Grande  nur  das:  >,Die  Reobtsgleiobbeit  (iaoyofiia)  bat  nicbt 
allein  einen  woblgef&Uigen  Namen,  sondern  ist  auch  in  der  Tbat  ein 
gerecbtes  Yerlangen.  Weszbalb  denn  sollten  die,  welobe  dieselbe  Natur 
empfangen  baben  und  dem  nftmlioben  Yolksstamme  angeboren,  die  in 
denselben  Sitten  erzogen,  nacb  den  gleichen  Gesetzen  gebildet  worden 
sind,  und  in  gleicher  Weise  ihren  Korper  und  ihren  Geist  dem  Yater- 
lande  weihen,  nicht  ebenso  an  allen  Dingen  gemeines  Recht  baben? 
Wie  sollte  sieb  unter  diesen  ein  anderer  Yorzug  auszer  der  auf  Tugend 
gegründete  rechtfertigen  lassen?  Aus  gleioher  Geburt  erwftchst  auch 
gleiches  Recht.  Wem  dasselbe  zuTheil  geworden,  der  erfreut  sich  des- 
sen, wer  desselben  entbehren  musz,  den  schmerzt  der  Yerlust.  Die 
ganze  Menschheit,  weil  von  den  GSttern  geschaffen  und  hinwieder  zu 
den  Göttern  zurückkehrend,  blickt  aufwärts,  und  will  nicht  in  allen  Be- 
ziehungen der  Herrschaft  eines  Einzelnen  unterworfen  sein,  und  sträubt 
sich  dagegen,  dasz  die  Mühen,  die  Gefahren  und  die  Yerwendnngen  you 
allen  gemeinsam  getragen,  dagegen  die  Yortheile  einem  Sinielnen  tot- 
behalten  werden.*' 
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nach  der  Art  seiner  besondern  Verfassungen  mehr  oder  weniger 
Verschiedenheiten  des  Rechtes  anerkennen,  ohne  dadurch  irgend 
mit  dem  natürlichen  Princip  der  Aequitas  in  Widerspruch  zu 
gerathen.  Es  ist  eine  Eigenthfimlichkeit  der  demokratischen 
Statsform,  dasz  sie,  die  voraus  auf  gleichen  Verhältnissen  der 
groszen  Mehrheit  ruht,  vorzugsweise  auch  allen  StatsbOrgern 
möglichst  gleiche  politische  Bechte  einräumt;  und  eine  Be- 
sonderheit der  Aristokratie,  dasz  sie  dagegen  das  höhere  Recht 
der  ausgezeichneten  Minderheit  betont.  Der  wahren  gleichen 
menschlichen  Gerechtigkeit  nähert  sich  jene  aber  nicht  schon 
um  ihres  Strebens  willen  nach  allgemeiner  Qleicbheit,  sondern 
wie  diese  nur  insofern  an,  als  das  natdrliche  Recht  dort  der 
regierten  Minderheit,  hier  der  untergeordneten  Mehrheit  der 
Bevölkerung  ebenfalls  je  nach  den  wahren  Verhältnissen  ge- 
schützt wird.  Die  lauten  Forderungen  der  objectiven  Rechts- 
gleichheit auch  in  den  politischen  Rechten  der  Statsbfirger 
sind  daher  nicht  etwa  Folgerungen  aus  einem  natürlichen  und 
allgemein  menschlichen  Rechtsprincip ,  sondern  Zeugnisse  für 
die  Macht  des  demokratischen  Geistes  in  unserer  Zeit,  welcher 
in  den  Verschiedenheiten  der  ständischen  Gliederung  ein  Hin- 
demisz  seiner  Herrschaft  erkennt,  und  aus  gleichem  Grunde 
auch  die  Eintheilung  und  Abstufung  der  Bevölkerung  je  nach 
Vermögen,  Alter,  Bildung  u.  s.  f.  bekämpft.^ 

^  E.  Barke,  Betraohtangen  n.  s.  f.:  „Glauben  Sie  mir,  die,  welche 
Alles  niveUiren  woUen,  fördern  die  wahre  Gleichheit  nicht.  AlleStaten 
sind  ans  Tersohiedenen  Kreisen  und  Schichten  der  Bewohner  zusammen- 
gesetzt, und  ein  Kreis  musz  fibergeordnet  sein.  Die  Kivellirer  (the  1er 
Tellers)  Terftndem  und  rerkehren  daher  nur  die  natürliche  Ordnung  der 
Dinge,  sie  werfen  das  geseUschaftliche  Gebäude  um,  indem  sie,  was  die 
Solidität  des  Baues  als  festes  Fundament  auf  dem  Boden  erfordert,  hoch 
in  die  Luft  rersetzen."  Gentz  fiber  pollt.  Gleichheit  in  den  ausgew. 
Schriften  Y,  S.  241:  „Die  Ungleichheit,  welche  aus  den  personlichen 
Kr&ften  und  Talenten,  aus  der  Erziehung,  aus  dem  erworbenen  und 
selbst  aus  dem  ererbten  Reichthum  herstammt,  wurde  lange  mit  einer 
gewissen  Schonung  behandelt;  nur  die  letzten  Ausschweifungen  des  Fa- 
natismus,  nur  die  letzten  Misseihaten  der  Demagogie   rissen  sie  endlich 

34* 
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4.  Alle  Menschen  sind  hinwieder  als  Individuen  un- 
gleich. Die  gemeinsame  Basse  verbindet  die  Menschen  alle 
zu  Einer  Gattung,  die  individuelle  Besonderheit  unterscheidet 
wieder  jeden  von  dem  andern.  Da  sind  nie  zwei  völlig  gleidi, 
sogar  die  Zwillinge  nicht,  die  gleichzeitig  erzeugt  und  getra- 
gen wurden.  Das  Becht  musz  die  beiden  Wahrheiten  zugleich 
anerkennen  und  darf  nicht  einseitig  weder  die  Gleichheit  noch 
die  Verschiedenheit  allein  beachten.  Auch  das  Privatrecht 
thut  das.  Die  Formen  zwar  des  Vermögens  z.  B.  sind  fOr 
Alle  dieselben,  wie  die  körperliche  Basse  ffir  Alle  die  gleiche 
ist,  aber  diese  Formen  werden,  wie  der  Körper  von  dem  Geiste, 
so  von  der  Mannichfaltigkeit  des  individuellen  Lebens  unend- 


mit  in  den  Strudel  hinein.  Aber  die  Unterschiede,  welohe  mit  der  po- 
litischen Verfassung  des  Stats  zusammenhingen,  die  Ghradationen  des 
Banges,  alles  was  ftuszere  Auszeichnung,  erbliche  Wfirde,  Familienan- 
sehen,  Rang  und  Titel  verlieh,  konnte  selbst  vor  den  gemSszigten  Grund- 
sätzen nicht  Onade  finden.  Die  Klagen  über  Distinotionen  dieser  Art 
sind  um  so  grundloser,  weil  es  noch  nie  eine  Yerfassung  gegeben  hat, 
und  vielleicht  keine  geben  kann,  worin  nicht  die  poUtische  Ungleichheit 
der  Bürger  ein  Fundamentalartikel  gewesen  wftre."  YgL  auch  die  kern- 
gesunden Sprüche  in  dem  Buche  Jesus  Sirach  C.  38  und  39  über 
diese  Materie.  Z.  B.  38,  25:  „Wer  die  Schrift  lernen  soU,  der  kann 
keiner  andern  Arbeit  warten,  und  wen  man  lehren  soll,  der  musz  sonst 
nichts  zu  thun  haben.  26.  Wie  kann  der  der  Lehre  warten,  der  pflügen 
musz,  und  der  gerne  die  Ochsen  mit  der  Oeiszel  treibt,  und  mit  der- 
gleichen Werken,  umgeht,  und  weisz  nichts,  denn  von  Ochsen  zu  reden. 
27.  Er  musz  denken,  wie  er  ackern  soll,  und  musz  früh  und  spftt  den 
Kühen  Futter  geben.  28.  Also  auch  die  Tischler  und  Zimmerlente,  die 
Tag  und  Nacht  arbeiten.  35.  Diese  aUe  trdsten  sich  ihres  Handwerks, 
und  ein  jeglicher  fleiszigt  sich,  dasz  er  seine  Arbeit  könne.  36.  Man 
kann  ihrer  in  der  Stadt  nicht  entbehren.  37.  Aber  man  kann  sie  nir- 
gend hinschicken,  sie  können  der  Aemter  auch  nicht  warten,  noch  in 
der  Gemeine  regieren.*^  Der  Gleichheitsdrang  der  neaem  Zeit  hat  eine 
relative  Begründung  in  den  mannichfaltigen  Ungleichheiten  des  Mittel- 
alters, die  ihren  früheren  Sinn  verloren  hatten.  Dasz  aber  neben  der 
Gleichheit  der  natürlichen  Grundlage  auch  die  Verschiedenheit  der  Ent- 
wicklung berechtigt  sei,  hat  selbst  Mirabeau  wohl  begriffen.  Lewitz, 
Leben  Mirabeau's  I,  S.  490.  Vgl.  Bluntschli,  Art.  aristokratische  und 
demokratische  Ideen  im  deutschen  Statswörterbuoh. 
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lieh  Yerschieden  erfttllt,  und  so  hat  jeder  wieder  anderes  Ver- 
mOgen  als  der  andere.  Das  Stats recht  legt  einen  noch  ent- 
schiedeneren Nachdruck  auf  diese  Verschiedenheit.  Die  indi- 
viduelle Tüchtigkeit  und  Fähigkeit  übt  in  demselben  nicht 
blosz  den  Einflusz  aus,  dasz  der  Ausgezeichnete  etwa  eine 
grOszere  Masse  von  Rechten  erwirbt,  wie  der  gewandte  Kauf- 
mann im  Priyatrecht,  sondern  dasz  gewisse  Arten  von  politi- 
schen Bechten  selbst,  z.  B.  Beamtungen,  Deputirtenstellen  u.  s.  f. 
nur  den  individuell  Ausgezeichneten  zukommen  dürfen. 

Die  Rechtsgleichheit  und  die  Rechtsverschieden- 
heit gehören  somit  zusammen.  Unter  gleichen  Voraussetzungen 
ist  jene,  unter  ungleichen  diese  gerecht. 


Siebentes  Gapitel. 

B.  Recbt  zn  Petitioneii  und  Beschwerden. 

Das  Recht  der  Bewohner  eines  State,  sowohl  der  Stats- 
regierung  als  .len  übrigen  verfassungsmäszigen  Organen  des 
Stats,  namentlich  auch  dem  gesetzgebenden  EOrper,  theils  ihre 
Bitten  und  Wünsche,  theils  ihre  Beschwerden  vorzutra- 
gen über  Verhältalisse,  welche  irgendwie  in  deren  Competenz 
gehören,  scheint  so  natürlich  und  zugleich  so  unverfänglich 
zu  sein,  dasz  schwer  zu  begreifen  ist,  wie  dasselbe  noch  in 
neuem  Zeiten  in  europäischen  Monarchien  und  Bepubliken  mit 
entschiedener  Ungunst  betrachtet,  und  die  XJebung  desselben 
wie  eine  strafbare  Neuerung  und  Anmaszung  behandelt  wurde. 
Wirklich  grosze  Monarchen  haben  von  jeher  offene  Ohren  ge- 
habt fflr  die  Bitten  und  Klagen  ihrer  Unterthanen,  und  diesen 
die  Wege  eröffnet,  zu  ihnen  zu  gelangen,  und  was  von  diesen 
gilt,  das  steht  auch  unter    ähnlichen  Voraussetzungen  allen 
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andern  Organen  des  Stats  wohl  an.  Es  kann  diesen  nur  er- 
wünscht sein,  wenn  sie  so  in  Kenntnisz  gesetzt  werden  von 
den  Stimmungen  und  Begehren,  durch  welche  die  Gemüther 
bewegt  werden,  und  gewisz  ist  es  ein  XJebermasz  unmensch- 
licher Tyrannei,  wenn  die  Begierten,  für  deren  gemeine  Wohl- 
fahrt die  Obrigkeit  zu  sorgen  berufen  ist,  nicht  einmal  diese 
bitten  und  ihr  klagen  dürfen,  während  doch  sogar  der  Sklave 
gegen  den  Herrn  das  in  der  Regel  darf.  In  einem  State,  in 
welchem  politische  Freiheit  nicht  eine  leere  Phrase  ist,  ver- 
steht sich  dieses  Becht  von  selbst.  Die  neuern  Verfas- 
sungsurkunden haben  dasselbe  hftufig  ausdrücklich  nun  ge- 
währleistet.* 

Natürliche  Schranken  des   Petitionen-  und   Beschwerde- 
rechtes sind:* 

^  In  der  Bill  der  Rechte  yom  Jahr  1689  wird  es  als  ein  alteng- 
lisches  Recht  neu  gewährleistet,  „dasz  es  ein  Recht  der  ünterthanon 
ist,  ihre  Petitionen  an  den  König  zu  richten,  und  dasz  alle  Yerhaftungen 
und  gerichtlichen  Verfolgungen  für  solches  Petitioniren  ungesetzlich  sind.^ 
Spanische  Verf.  §.  3.  Portugiesische  $.  145,  28:  „Jeder  Bürger 
kann  schriftlich  der  gesetzgebenden  oder  ToUziehenden  Gewalt  Ansprüche, 
Klagen  oder  Bittschriften  rorlegen,  wenn  sie  irgend  eine  Verletzung  der 
Yerfassung  aufdecken,  und  dabei  die  wirkliche  Verantwortlichkeit  der 
Uebertreter  bei  der  gehörigen  Behörde  auffordern.**  Hollftndisohe 
§.  9:  „Jeder  Einwohner  hat  das  Recht,  schriftliche  Bittschriften  an  die 
zuständigen  Behörden  einzureichen ,  wenn  sie  persönlich ,  und  nicht  im 
Namen  Mehrerer  unterzeichnet  werden;  das  letztere  kann  allein  von  Cor- 
porationen  geschehen,  welche  gesetzlich  zusammengesetzt,  oder  als  8<^he 
erkannt  sind,  und  in  diesem  Falle  nicht  anders  als  über  Gegenstände, 
die  zu  ihren  gesetzlichen  Wirkungskreisen  gehören/*  Belgische  $.21: 
„Jeder  hat  das  Rechte  an  die  öffentlichen  Behörden  Bittschriften  mit  der 
Unterschrift  von  einer  oder  mehreren  Personen  einzureichen.  Die  ein- 
gesetzten Behörden  haben  allein  das  Recht,  im  gemeinschaftlichen  Namen 
Bittschriften  einzureichen.*^  Griechische  $.  7.  Schweizerische 
BundesTcrf.  §.  47.  Deutsche  Reichsrerf.  yon  1849,  §.  157.  „Jeder 
Deutsche  hat  das  Recht,  sich  mit  Bitten  und  Beschwerden  schriftlich  an 
die  Behörden,  an  die  Volksrertretungen  und  an  den  Reichstag  zu  wen- 
den."   Preuszische  Verf.  S-  32. 

*  Vgl.   im  Einzelnen  Roh.  y.  Mohl,   Statsrecht,   Völkerrecht   und 
Politik  I,  S.  222  ff. 
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a)  dasz  dasselbe  nur  von  statsrechtlich  yolljährigen 
Personen  geübt  werde.  Das  Becht  ist  ein  persönliches,  nnd 
kann  daher  nnr  wirklichen  Personen  zustehen,  welche  eine 
eigene  Meinung  haben,  und  zu  äuszem  im  Stande  sind.  Als 
solche  gelten  z.  B.  willkürlich  veranstaltete  YolksTersammlungen 
nicht,  wohl  aber  Körperschaften  aller  Art; 

b)  dasz  der  Inhalt  der  Petition  oder  Beschwerde  in  den 
Amtsbereich  der  angesprochenen  Gewalt  gehöre; 

c)  dasz  die  Form  derselben  die  Achtung  nicht  verletze, 
welche  die  Petenten  oder  Beschwerdesteller  der  angesprochenen 
Gewalt  schuldig  sind,  noch  über  die  Schranken  des  öffentlichen 
Anstandes  und  der  guten  Sitte  hinausschweife. 

In  neuerer  Zeit  sind  die  sogenannten  Ansprachen 
(Adressen)  häufig  an  die  Stelle  der  eigentlichen  Petitionen 
getreten.  Es  sind  das  nicht  Begehren  und  Bitten,  sondern 
blosze  Aeuszerungen  der  Stimmung  und  Meinung,  bald  der 
Freude  und  des  Dankes,  bald  der  Unzufriedenheit  und  der  Misz- 
billigung.  Auch  dagegen  ist  an  und  für  sich  nichts  zu  haben. 
Nur  ist  gerade  hier,  da  leicht  der  Ansprechende  das  richtige 
Yerhältnisz  zu  dem  Angesprochenen  übersieht,  und  in  Misz- 
achtung  desselben  verföUt,  um  so  strenger  auf  die  Form  zu 
halten,  und  sind  unbescheidene  Zuschriften  der  Art  nicht  zu 
dulden. 

Ein  Miszbrauch  dieses  Bechtes  ist  fast  nie  zu  fürchten, 
wenn  nur  Individuen  für  sich  petitioniren,  eher  wenn  die  Par- 
teien durch  Aufregung  eines  Petitionen-  oder  Adressen- 
sturmes die  Massen  sammeln,  und  nach  dem  bezeichneten 
Ziele  fahren.  Dann  werden  gleichartige  Zuschriften  von  dem 
leitenden  Ausschusse  der  Partei  durch  das  ganze  Land  von 
Haus  zu  Haus  verbreitet  und  um  Unterzeichnung  geworben. 
Auch  eine  blosze  Parteimeinung  kann  unter  Umständen  so  den 
Schein  der  Yolksmeinung  annehmen,  und  sogar  zu  solcher 
werden,  und  die  Petition  oder  Adresse  zu  einer  groszen  Auto- 
rität und  Macht   heranwachsen.    Eine  starke  Begierung  und 


536  Zwölftes  Buch.    Freiheitsreohte. 

selbständige  Kammern  werden  freilich  auch  dann  noch  mit 
innerer  Freiheit  thun  können,  was  sie  fflr  gerecht  und  gut 
halten  —  das  englische  Parlament  hat  auch  den  .  Petition»- 
stürmen  der  irischen  Bepealer  und  der  englischen  Chartisten 
Stand  gehalten;  aber  schwache  Behörden  werden  sich  auch, 
wo  ihre  eigene,  vielleicht  bessere  Ueberzeugung  dagegen 
spricht,  vor  dem  Drange  der  öffentlichen  Meinung  beugen. 
Verbote  und  polizeiliche  Verhinderung  des  Sammeins  von  Un- 
terschriften können  daher  in  groszer  (Gefahr  vielleicht  nöthig 
werden,^  sind  aber  immer  miszlich,  theils  weil  sie  eine  natür- 
liche Volksfreiheit  hemmen,  theils  weil  sie  die  Menge  zum 
Beharren  und  zu  gröszerem  Eifer  in  der  eingeschlageren 
Richtung  reizen.  Besser  ist  es  daher,  wenn  die  Leiter  des 
Stats  zur  lechten  Zeit  die  geeigneten  Maszregeln  treffen,  um 
das  Gewitter  zu  zertheilen,  oder,  wenn  es  unvermeidlich  ist, 
den  Sturm  würdig  zu  bestehen. 


Achtes  GapiteL 

G.  Das  Yereinsreoht. 

Das  Recht  der  Bürger,  zu  Vereinen  zusammenzutreten 
und  gemeinsame  Zwecke  zu  fordern,  ist  zunächst  ein  einfaches 
Privatrecht,  insofern  diese  Zwecke  dem  Privatleben  ange- 
hören, z.  B.  literarische  Unternehmungen  oder  geselliges  Ver- 
gnügen ,   oder    UebuDg    der   Wohlthätigkeit   betreffen.     Eine 

*  Rüoksichten  dt r  Art  hatteo  die -«idgendSBisoheii  Stände  schon 
1481  yeraDlaszt,  in  dem  sogenannten  StaDzerrerkominnisz  allenAntrflge'^ 
zu  verbieten,  „wovon  Schaden,  Aufruhr  oder  Unfug  entstehen  mÖclfte,'^ 
eine  Verordnung,  die  indessen  später  oft  zur  Unterdrückung  berechtigter 
Bitten  und  Beschwerden  miszbrauoht  worden  ist.  Vgl  Blnntsohli, 
schweizer.  BundcBrecht  I,  8.  154  ff. 
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schon  in  den  natflrlichen  Bechtsrerhältnissen  begründete  Regel, 
dasz  dieselben  der  Oenehmignng  des  Stats  zu  ihrer  Existenz 
bedürfen,  gibt  es  nicht.*  Die  germanischen  Völker  haben 
die  Freiheit  solcher  Yereinsbildnng  von  jeher  als  ein  natür- 
liches Kecht  freier  Männer  betrachtet  und  fast  zu  allen  Zeiten 
und  überall  geübt 

Eine  besondere  Berücksichtigung  aber  erfordern  die  poli- 
tischen Vereine,  insofern  als  ihr  Dasein  und  ihre  Wirksam- 
keil auf  das  politische  Leben  des  Stats  und  des  Volks  nähere 
Beziehung  hat.  Auch  in  dieser  Beziehung  hat  das  englische 
und  nordamerikanische  Statsrecht  die  Vereinsireiheit  fortwäh- 
rend als  selbstverständlich  anerkannt;  indessen  haben  auch  da 
die  politischen  Vereine  thatsächlich  erst  in  der  zweiten  Hälfte 
des  XVIII.  Jahrhunderts  eine  gröszere^  Bedeutung  erlangt.' 
Auf  dem  absolut  regierten  europäischen  Gontinente  dagegen 
galten  damals  die  politischen  Vereine  als  unerlaubt,  weil  far 
die  obrigkeitliche  Gewalt  gefährlich.  Erst  die  französische 
Constitution  von  1791  (Tit.  1)  prodamirte  das  freie  Versamm- 
lungsrecht und  damit  auch  das  Vereinsrecht  der  fHedlichen 
Bürger;  aber  die  gräulichen  Wirkungen  der  Clubbsherrschaft, 
die  nun  in  Frankreich  eintrat,  reizte  wieder  zu  beschränkenden 
Gesetzen.  Die  Napoleonische  und  die  spätere  Bourbonische 
Gesetzgebung  hielten  die  Begel  fest,  dasz  politische  Vereine 

'  Der  fransSsisohe  Code  p6nal  $.  291  hat  eine  solohe  Beschrän- 
kaQg  aller  Vereine,  die  über  20  Mitglieder  and  periodisohe  Yersamm- 
Inngen  haben,  eingef&hrt.  Sie  wurde  noch  ausgedehnt  dnroh  das  Gesetz 
Tom  10.  April  1834.  Ygl.  Klimrath  in  der  Zeitsohrifb  Ton  Mit  ter- 
ra ai  er  YII,  8.  44  ff.  Gans  yericehrt  ist  die  neue  Theorie  yon  L.  Stein 
(Verwaltmigslebre  I,  8.  226  ff.  539  ff.)»  welche  die  Vereine  zn  OrgHnen 
der  „StatSYerwaltnng'*  macht,  und  demgemftsz  der  Regiervngsgewalt  tSI- 
lig  unterordnet.  Die  Thfitigkeit  der  Priratpersonen  wird  nicht  dadaroh 
schon  Statsthätigkeit,  daez  sie  von  mehreren  Privaten  in  Verbindung 
geübt  wird.  Die  Zahl  der  Theilnehmer  ist  unerheblich  für  den  rechi- 
licben  Charakter  der  (}eschftfte. 

<  Vgl.  Buckle  Gesch.  der  engl.  Cirilis.  I,  S.  373.    Ernesi  May 
Verf.-Ge$oh.  Snglands,  übers.  Ton  Oppenheim  II,  S.  106. 
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nur  mit  Regierungsgenehmigung  erlaubt,  d.  h.  zunächst  uner- 
laubt seien.^  Das  Jahr  1848  brachte  für  Frankreich  neuer- 
dings die  Yereinsfreiheit ,  aber  wieder  nur  für  einen  Moment; 
wenige  Monate  später  wurde  ein  sehr  strenges  Yereinsgesetz 
vom  28.  Juli  1848  erlassen,  das  erst  im  Jahre  1868  einige  Milde- 
rung erfuhr.  In  Deutschland  wurden  in  aufgeregten  Zeiten 
einige  Versuche  von  politischer  Yereinsbildung  gemacht,  aber 
trafen  bald  auf  polizeiliche  Hemmnisse.  Der  deutsche  Bundes- 
tag verbot  am  5.  Juli  1832  geradezu  aUe  politischen  Vereine. 
Erst  die  Revolution  von  1848  führte  den  Grundsatz  der  Yer- 
einsfreiheit  auch  in  die  deutschen  Verfassungen  ein.^  Frtlher 
ist  dieselbe  in  andern  europäischen  Staten  anerkannt  worden.^ 

'  Constit.  Ton  1795.  $.  362:  „Aacane  8oci6t6  partionli^re,  s^occn- 
pant  de  questions  politiqaes,  ne  pent  oorrespondre  aveo  une  autre,  ni 
8*affUier  k  eUe,  ni  tenir  des  sSances  pabliqnes,  —  ni  imposer  des  con- 
ditions  d^admission  et  de  r6gibilit^,  ni  s^arroger  des  droits  d^exolusion, 
ni  faire  porter  k  ses  membfes  aucun  signe  ext^rieur  de  leur  association." 

*  Deutsche  Reichsrerf.  von  1849,  §.  162:  Die  Deutschen  haben 
d>48  Recht,  Vereine  zu  bilden.  Dieses  Recht  soll  durch  keine  Yorbea- 
genden  Maszregeln  beschränkt  werden.  Oesterreichische  Grund- 
rechte y.  1819,  §.  7:  „Die  österreichischen  Statsbürger  haben  das  Recht, 
Bich  zn  versammeln  nnd  Yereine  zu  bilden,  insofern  Zweck,  Mittel  oder 
Art  und  Weise  der  Versammlung  oder  Vereinigung  weder  rechtswidrig 
noch  statsgeffthrlich  sind.  Die  Ausübung  dieses  Rechtes,  sowie  die  Be- 
dingungen, unter  welchen  GeseUschaftsrechte  erworben  ,  ~  ausgeübt  oder 
Tcrloren  werden,  bestimmt  das  Gesetz."  Das  österr.  Grundgesetz  rom 
21.  Dec.  1867  enthftlt  nur  den  ersten  Satz  und  rerweist  im  üebrigen 
auf  die  Gesetzgebung.  Preuszische  Verf.  §.  30 :  „AUe  Preuszen  haben 
das  Recht,  sich  zu  solchen  Zwecken,  welche  den  Strafgesetzen  nicht 
zuwiderlaufen^  in  Gesellschaften  zu  yereinigen«  Das  Gesetz  regelt  ins- 
besondere zur  Aufirechthaltung  der  öffentlichen  Sicherheit  die  Ausübung 
des  —  Rechts.  Politische  Vereine  können  Beschrankungen  und  rorüber- 
gehenden  Verboten    im  Wege  der  Gesetzgebung  unterworfen  werden." 

*  Belgische  Verf.  §.  20:  „Die  Belgier  haben  das  Recht,  sich  zu 
Gesellschaften  zu  yereinigen;  dieses  Recht  darf  keiner  rorgreifenden 
Maszregel  unterworfen  werden.*'  Hollftndische  §.  10:  i,Da8  Recht 
der  Einwohner  zur  Vereinigung  und  Versammlung  wird  anerkannt  Das 
Gesetz  regelt  und  beschr&nkt  die  Ausübung  dieses  Rechtes  in  seiner  Be- 
ziehung zur  öffentlichen  Ordnung."   Schweizerische  BttndeSTerf.§.  46: 
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Die  Vereine  unterscheiden  sich  von  den  Körperschaften 
und  Gemeinden  des  Statsorganismus  durch  den  Mangel  stats- 
rechtlicher  Persönlichkeit.  Sie  bilden  ein  unorganisches 
Element  im  Stat,  wenn  gleich  sie  in  sich  organisirt  und  zu- 
weilen eine  politische  Macht  sind.  Von  bloszen  politischen 
Versammlungen  aber  unterscheiden  sie  sich  durch  ihre  Fort- 
dauer, und  Yon  politischen  Parteien  durch  ihre  Organisation. 
Sie  haben  einen  gesellschaftlichen  Character,  indem  sie 
auf  freiem  Ein-  und  Austritt  einzelner  Individuen 
zu  gemeinsamen  Zwecken  beruhen. 

Die  politische  Vereinsbildung  setzt  ein  bedeutendes  Masz 
von  persönlicher  Freiheit  der  Bürger,  ein  lebhaftes  politisches 
Bewusztsein  auch  auszerhalb  der  amtlichen  Kreise  und  die 
verbreitete  Neigung  voraus,  selbstthfttig  mitzuwirken  zur  Er- 
reichung politischer  Zwecke.  Sie  kann  also  nur  in  einer  freien 
Nation  gedeihen,  welche  zur  SelbsthtQfe  entschlossen  ist.  Sie 
entbindet  und  entwickelt  mancherlei  verborgene  und  zurückge- 
haltene Volkskräfte  und  kräftigt  das  Parteileben  sowohl  als 
gemeinnützliche  Strebungen.  Aber  unter  Umständen  kann  sie 
auch  eine  grosze  Gefahr  werden  für  die  Sicherheit  des  Stats, 
für  die  Autorität  seiner  regelmäszigen  Organe  und  für  die 
Bechte  derer,  gegen  welche  vielleicht  die  Feindschaft  der  Vereine 
sich  richtet.^ 

„Die  Bürger  haben  das  Recht,  Yereiae  in  bilden,  aofem  solche  weder 
in  ihrem  Zweck  noch  in  den  dafür  bestimmten  Mitteln  rechtswidrig  oder 
Btatsgef&hrlich  sind,  üeber  den  Misxbrauoh  dieses  Rechtes  trifft  die 
Gantonalgesetsgebnng  die  erforderlichen  Bestimmungen.^^ 

*  Der  Republikaner   Washington  ftasierte  sich  in   einem   Briefe 
Yom  30.  Sept.  1786  über  die  politischen  Vereine:  „Im  Allgemeinen  habe 
ich  eben  so  riele  schlimme  als  gute  Eriahrangen  von  Gesellschaften  er- 
lebt, wie  die,  deren  Verfassung  Sie  mir  mittheilen.    Sie  sind  eine  Art 
Stat  im  State   (imperium   in  imperio)   und  behindern   die   Öffentlichen 
Massregeln  eben  so  oft,  als  sie  dieselben  unterstCltsen.    Ich  bin  kein 
Freund  solcher  Vereine,  ausser  wenn  es   sich  um   locale  Massregeln 
handelt,  welche  ganz  oder  su  gprdszerem  Theile   Ton  dem  Besirk  der 
einzelnen  Qrafschaften  umschlossen  werden.^' 
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Die  Hauptmittel,  wodurch  die  neuere  Gesetzgebung  die 
Vereine  in  ihren  Schranken  zu  halten  versucht,  sind: 

a)  Politische  Vereine,  deren  Zweck  oder  Mittel  durch 
die  Strafgesetz  gebung  verboten  sind,  oder  Oberhaupt 
schon  die  gemeine  Rechtsordnung  verletzen,  sind  nicht 
zu  dulden.  Diese  Beschränkung  wird  allgemein  zugestanden, 
ist  aber  offenbar  ungenügend,    üeberdem  darf 

b)  der  Statsregierung  das  Recht  nicht  bestritten  wer- 
den, auch  solche  Vereine  aufzuUsen,  die  ohne  gerade  dem 
Strafrichter  zu  verfallen,  eine  statsgeffthrliche  Richtung 
verfolgen.  Dem  Individuum  musz  es  frei  stehen,  eine  Gesin- 
nung zu  haben  und  zu  bekennen,  welche  mit  den  anerkannten 
Verfassungsgrundsätzen  in  directem  Widerspruche  steht;  aber 
Vereine,  die  ein  politisches  Princip  bekennen,  welches  unver- 
einbar ist  mit  dem  Statsprincip,  z.  B.  republikanische  Vereine 
in  der  Monarchie,  monarchische  in  der  Republik,  fDr  den  Com- 
munismus  in  einem  modernen  Culturstat,  sind  feindliche  Heere, 
die  sich  unter  einer  Fahne  sammeln,  um  die  Statsordnung 
umzuwälzen.  Eine  Regierung,  welche  dieselben  nicht  zu  be- 
kämpfen wagt,  wenn  sie  irgend  gefährlich  sind,  leistet  damit 
auf  ihre  Existenz  im  Princip  Verzicht^    Aber  es  darf  dieses 


'  Washington  über  die  „demokratiiohen'*  Vereine  in  einem  Brief 
Tom  26.  Aug.  1794:  „loh  zweifle  nioht,  deaz  mehrere  Mitglieder  dieser 
Oesellschaften  gute  Absichten  haben,  und  wenig  toq  dem  wirklichen 
Plane  wissen,  aber  es  ist  fClr  die,  welche  den  Charakter  der  Fflhrer 
kennen,  and  ihre  ManOyers  beachtet  haben,  nichts  unerwartetes,  wenn 
ich  behaupte,  dasz  dieselben  ron  listigen  nnd  intriganten  Mensohen  mit 
der  ursprflngliohen  Tendern  gestiftet  wurden,  den  Samen  des  Misstrauens 
und  des  Yerdaohtes  gegen  die  Regierung  unter  das  Volk  sn  streuen 
und  beifflge,  dasz  diese  Lehren  unaufhörlich  Blüthen  und  Frflchte  her^ 
Torgebraoht  haben.  Ich  habe  ron  Anfang  an  ausgesprochen,  dasz  diese 
Gesellschaften  die  Statsordnung  reibst  in  ihren  Grundlagen  ersohfittem 
werden,  wenn  man  dieselben  nicht  bekSmpfe  (freilich  nicht  durch  Ter« 
folguogen,  wodurch  sie  nur  neue  Krftfte  gewinnen),  oder  wenn  sie  nicht 
bald  durch  die  Enthüllung  ihres  Ursprungs  und  ihres  Zwecks  in  llisi- 
credit  kommen.'* 
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Begierongsreoht  nicht  miszbiaucht  werden,  um  die  politische 
Parteibildung  und  eine  erlaubte  Opposition  nnmöglich  zu  ma- 
chen, noch  um  das  Streben  nach  Beform  von  Verfassung  oder 
Qesetzen  zu  verhindern. 

c)  Abgesehen  von  dem  Zwecke  kann  schon  die  Form 
eines  Vereins  Bedenken  erregen,  und  die  Auflösung  desselben 
rechtfertigen.  Wenn  derselbe  nämlich  die  Eintheilung  des 
Landes  und  die  Gliederung  des  Volkes  nachbildend  sich  über 
das  ganze  Statsgebiet  oder  ganze  Provinzen  verbreitet,  und 
einen  ümem  Organismus  hervorbringt,  durch  welchen  die 
flberaU  zerstreuten  Vereine  wie  Oemeinden  einem  Bezirks- 
oder Ereisausschusse  untergeordnet,  und  diese  hinwieder  von 
einem  Centralausschusse  geleitet  werden,^  so  erscheint  eine  der- 
artige Verbindung  wie  ein  Stat  in  dem  State,  und  selbst  wenn 
der  Zweck  des  Vereins  löblich,  und  dieser  sogar  der  Stats- 
regierung  befreundet  sein  sollte,  so  kann  die  Existenz  dessel- 
ben doch  im  Widerspruch  sein  mit  dem  das  ganze  Volk  um- 
fassenden Stat.  Die  Vereinsmacht  concurrirt  dann  mit  der 
Statsmacht,  und  die  Vereiusregierung  ist.  der  Bival  der  Stats- 
regierung,  oder  mischt  sich  mit  dieser  so,  dasz  diese  ihren 
reinen  Statscharakter  verliert,  und  zu  bloszem  partei- 
ischem Clubbregiment  herabsinkt. 

d)  Auch  über  solche  politische  Vereine,  welche  weder 
rechtswidrige  Zwecke  verfolgen,  noch  statsgefthrlich  sind,  und 
sich  auch  in  zulässiger  Form  bewegen,  hat  doch  die  Statsre- 
gierung  ein  natfirliches  Becht  der  Aufsicht;  denn  da  ihr  die 
Leitung  der  öffentlichen  Dinge  anvertraut  ist,  so  hat  sie  auch 
das  Becht,  Verbindungen,  welche  sich  damit  ebenfalls  befassen, 

'  BDglische  Gesetse  yon  1795  und  1798  unieraagen  jede  Ueber- 
ond  Unterordnung  in  den  Yereinen  und  olle  DelegirtenTersammlungen  ron 
Vereinen.  Die  deutsche  Bundesversammlung  hatte  sogar  >  Jede  Verbindung 
mit  andern  Vereinen  als  unstatthaft^*  untersagt  (Besohlusz  vom  13.  Juli  1854). 
Die  Verbreitung  des  Nationalyereins  über  ganz  Deutsohland  wurde  aber 
durch  diese  kurzsichtige  Looalisirung  der  Vereine,  wie  man  das  nannte, 
nicht  verhindert. 
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ZU  fiberwachen,  und  darauf  zu  sehen,  dasz  dieselben  nicht  die 
Schranken  erlaubter  Theilnahme  überschreiten.  Sie  kann  daher 
aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls  begehren,  dasz  ihr  die 
Statuten  der  politischen  Vereine  und  die  Namen  der  Vorsteher 
mitgetheilt  werden,  Einsicht  in  die  Protokolle  verlangen,  und 
für  ihre  Verordneten  den  Zutritt  zu  den  Verhandlungen  for- 
dern. Solche  Vereine  sollen  die  Oeffentlichkeit  nicht  scheuen, 
und  geheime  politische  Vereine  sind  immer  verdächtig.  Wenn 
aber  dieses  Becht  der  Statsau&icht  zu  einer  fortwährenden 
Polizeicontrole  ausgedehnt  wird  und  die  politischen  Vereine 
wie  verdächtige  Menschen  behandelt  werden,  wie  solche  die  fran- 
zösische Gesetzgebung  vorgeschrieben  und  die  spätere  deutsche 
zum  Theil  nachgebildet  hat,  dann  wird  dadurch  das  freie  Ver- 
einsleben auf  einem  Umwege   der  Luft  beraubt  und  erstickt 


Neuntes  Gapitel 

D.  Die  YolksTersammlun^en. 

Es  ist  hier  nicht  von  organischen  Volksversammlungen 
die  Bede,  wie  sie  in  den  antiken  Bepubliken  und  in  den  ger«- 
manischen  Stateu  des  frühem  Mittelalters  abgehalten  wurden, 
oder  wie  sie  noch  in  den  Landsgemeinden  einzelner  schweize- 
rischer Demokratien  vorkommen,  auch  nicht  von  den  consti- 
tuirenden  Versammlungen  ( Verfassungsacten) ,  wie  sie 
entweder  durch  die  Verfassung  selber  vorgesehen  oder  in  Zeiten 
der  Umgestaltung  eines  Stats  durch  die  freie  Initiative  des 
Volks  geschaffen  werden,*  sondern  von  freiwilligen,  nicht 

^  Ein  Yortreffliohes  Werk  über  diese  constituirenden  Yersammlnngeii 
ist  neuer] ioh  in  Amerika  erschienen:  J.  AI.  Jameson  the  oonstitutionel 
ConTention.    New- York  1867. 
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ZQ  dem  StatsorgaDismns  gehörigen,  öffentlichen  Yersammlungen 
beliebiger  Volksmassen,  deren  Zweck  die  Manifestation 
einer  politischen  Meinung,  eines  Wunsches  oder  einer  Forde- 
rung ist,  wie  wir  sie  in  den  Zeiten  poIitiEM^her  Aufregung  in 
verschiedenen  neuem  Staten  sich  plötzlich  anhäufen  sehen. 
Diese  Volksversammlungen  sind  offenbar  eine  demokratische 
Erscheinung,  aber  eine  unorganische.  Sie  sind  ihrer  Natur  nach 
weniger  Volks-  als  Parteiversammlnngen,  und  gewöhn- 
lich werden  sie  zur  Parteidemonstration  benutzt.  Zwar 
nimmt  nicht  blosz  die  Partei  Antheil,  sondern  oft  auch  gröszere 
Theile  des  flbrigen  Volks,  das  nicht  zum  voraus  schon  Partei 
genommen  hat.  Aber  die  Einladung  und  die  ganze  Lei- 
tung derselben  geht  regelmftszig  von  einer  Partei  aus.  Diese 
ist  es,  welche  die  Anordnung  bestimmt,  die  Vorschläge  machen 
und  begründen  Iftszt,  für  die  Bedner,  zuweilen  auch  für  die 
Bravorufer  sorgt,  und  die  Ausführung  des  Beschlossenen  über- 
nimmt. Gewöhnlich  bemächtigt  sich  die  Partei  einer  popu- 
lären Frage,  und  indem  sie  eine  gefällige  Fahne  aushängt, 
und  die  ihrigen  in  Bewegung  versetzt,  sammelt  sie  so  um  sich 
her  gröszere  Schaaren.  Auch  eine  Menge  Indifferenter  und 
nur  Neugieriger  wird  herbeigelockt,  und  hilft  das  Gewicht 
der  Masse  vergröszern.  Ist  die  Leitung  geschickt  und  das 
Ziel  klar,  treten  Bedner  auf  die  Bfihne,  welche  es  verstehen, 
das  Gemflth  der  Menge  zu  ergreifen  und  zu  stunmen,  so  ent- 
wickelt sich  leicht  während  der  Volksversammlung  ein  gewal- 
tiger Massengeist,  der  alle  Einzelnen  erfüllt  und  fortreiszt, 
und  wie  ein  angeschwollener  Strom  jeden  Widerstand  anders 
Gesinnter  überfluthet  und  bricht.  Die  Menge  verläuft  sich 
zwar  wieder,  aber  der  empfangene  Impuls  geht  mit  ihr,  und 
theilt  sich  in  noch  gröszeren  Kreisen  der  Umgebung  mit.  Die 
Führer  aber  haben  oft  in  Einer  Stunde  eine  Autorität  gewon- 
nen, welche  ihre  bisherige  Bedeutung  vervielfiUtigt ,  und  eine 
Macht  erobert,  vor  der  zuweilen  die  bestehende  Statsregierung 
erzittert. 
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Es  gibt  keine  andere  Offenbarung  der  Öffentlichen  Mei- 
nupg,  welche  an  Stftrke  und  Gewalt  dieser  gleichkommt  In 
groszen  Staten  freilich  wird  auch  sie  weniger  gefthrlich 
sein.  Denn  es  wird  in  solchen  immer  nur  ein  kleiner  Theil 
der  Qesammtbevölkerung  daian  Theil  nehmen,  und  die  Begie- 
rung  hat  über  bedeutendere  Mittel  zu  verfttgen,  um  einem 
feindlichen  Streben  der  Art  entgegenzutreten.  Aber  sogar  in 
dem  freien  Oroszbritannien ,  in  einem  State,  wo  die  Achtung 
Yor  dem  Gesetz  alle  Schichten  des  Volks  durchdringt,  und 
eine  mächtige  Aristokratie  die  öffentliche  Ordnung  stfltzt,  waren 
die  vonO*OonneU  geleiteten  groszen  Bepealversammlungen  der 
Irländer  (die  monster  meetings)  zu  einer  so  furchtbaren  Macht 
angewachsen,  dasz  die  Kegierung  genOthigt  wurde,  fernere  Ver- 
sammlungen der  Art  zu  verbieten. 

In  kleinen  Staten,  und  vorzüglich  in  Bepubliken,  haben 
solche  Volksversammlungen,  wenn  sie  zahlreich  besucht  und 
energisch  geführt  werden,  eine  Gewalt,  welche  leicht  die  ganze 
Statsordnung  erschüttert.  Die  Verwechselung  liegt  da  sehr 
nahe,  dasz  die  grosse  um  eine  Partei  geschaarte  Menge  das 
Volk  selber,  und  dasz  ihre  ausgesprochene  Meinung  , Volks- 
wille'^  sei.  Die  unorganische  Versammlung  ist  da  auch  ge- 
neigter, sich  die  oberste  Macht  im  State  anzumaszen,  und  der 
unmittelbaren  Kundgebung  ihres  Verlangens  wagt  die  orga- 
nische Stellvertretung  des  Volkes  selten  zu  widerstehen.  Ver- 
sucht sie  es,  so  erfährt  sie,  dasz  ihre  Kraft  gelähmt  ist  Und 
doch  ist  diese  Vorstellung  mit  jeder  Statsordnung,  auch  d&c 
rein  demokratischen,  unverträglich.  Hätte  jede  Volksversamm- 
lung der  Art  die  höchste  Gewalt,  so  wäre  das  eine  anarchische 
Ochlokratie,  kein  Stat  mehr.  Die  Schweiz  hat  seit  1830  eine 
Beihe  von  Erfahrungen  der  Art  gemacht  Viele  Verfassungen 
und  viele  Begierungen  sind  durch  das  Mittel  solcher  Volksversamm- 
lungen und  in  entgegengesetzten  Parteirichtungen  gestürzt  wor- 
den, weil  sie  zu  schwach  waren,  um  dem  Anstosz  eines 
so   concentrirten  und  gesteigerten  Massengeistes  zu  begegnen. 
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In  rahigen  Zeiten  kommen  sie  nicht  leicht  vor.  Eine 
gewisse  Aufregung  und  Gährung  ist  ihre  natürliche  Unter- 
lage; in  kritischen  Zeiten,  wo  die  Leidenschaften  der  Parteien 
entzündet  sind,  und  die  Menge  gereizt  werden  kann,  erheben 
sie  sich  mit  Yulkanischer  Gewalt.  Auch  das  Verbot  ist  dann 
gefährlich,  wenn  ihm  nicht  grosze  Macht  Nachdruck  gibt.  Das 
Verbot  des  Beformbankettes  in  Paris  hat  die  ftuszere  Veran- 
lassung gegeben  zu  dem  Ausbruch  der  Revolution,  welche  die 
Dynastie  der  Orleans,  und  das  Eönigthum  in  Frankreich  ge- 
stürzt hat.  Das  Gewährenlassen  ist  aber  nicht  weniger  gefährlich. 
Die  Schweiz  und  Deutschland  im  Jahre  1848  haben  diese  Er- 
fahrung gemacht.  Sind  dieselben  erlaubt,  und  werden  sie 
von  einer  Partei  benutzt,  so  haben  die  andern  Parteien  kaum 
ein  anderes  eben  so  wirksames  Gegenmittel,  als  auch  ihrer- 
seits Volksversammlungen  zu  halten.  Die  Partei,  die  sich 
nicht  trauen  darf,  der  Gegenpartei  auch  auf  diesem  Gebiete 
gegenüberzutreten,  ist  für  den  Moment  besiegt. 

Zwei  Systeme  lassen  sich  den  Volksversammlungen  gegen- 
über statsrechtlich  wohl  begründen.  Das  eine  ist  Verbot 
derselben  als  Regel,*  Erlaubnisz  im  einzelnen  Fall  durch 
die  Regierung  als  Ausnahme.  Es  ist  das  freilich  auch  ein 
ziemlich  sicheres  Mittel,  dieselben  ganz  zu  beseitigen.  Für 
kleinere  und  schwache  Staten  verdient  dieses  System  darum 
den  Vorzug,  weil  dort  die  Gefahr  für  die  Sicherheit  der  Stats- 
ordnung,  für  die  Autorität  der  organischen  Stellvertretung  des 
Volkes  selbst,  und  für  das  Ansehen  der  gesetzlichen  Statsge- 

'  Für  die  Sohweis  StanzerTerkommnisz  ron  1481,  §.  8:  „Wir 
sind  onoh  übereinkommen,  dfts  euch  fürbashin  nnder'nns  und  unser  eid- 
genoSBSchaft  weder  in  stetten  nooh  in  lendem  nieman  dheinerlei  sun- 
derbarer  gefarlioher  gemeinden  Sammlungen  oder  antrSg,  daron 
jeman  sobaden,  yfruor  oder  nnAiog  entan  mScbten,  weder  beimlioh  nocb 
OiFentUob  ftlmemen  nooh  thnon  sol  one  wiUen  und  erlouben  sinerberren 
und  oberen.''  In  neuerer  Zeit  haben  zwar  die  sohweizerischen 
Ver&ssungen  darüber  StiUschweigen  beachtet,  aber  factisoh  sind  die 
Yolksyersammlungen  seit  1830  als  erlaubt  angesehen  worden. 

Blnatiohll,  «IlgeiBttiaef  Stotsreeht.  n.  35 
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walten  ein  gröszeres  üebel  ist  als  der  Yortheil,  welchen  die 
Volksversammlungen  gewähren,  sei  es,  weil  sie  auch  als  Ventil 
dienen  können,  um  einer  vorhandenen  Gährung  Luft  zu  machen, 
sei  es,  weil  sie  oft  der  Ausdruck  einer  berechtigten  öffentlichen 
Meinung  sind,  wirkliche  üebel  in  der  Statsleitung  an  den  Tag 
bringen  und  deren  Beseitigung  fördern.  Die  organischen  Mittel 
der  Vertretung  des  Volkes  in  dem  gesetzgebenden  Körper,  der 
Qerichtsverfassung ,  der  Petitionen  der  (xemeinden  und  Indi- 
viduen, und  ähnliche  Garantien  sind  so  wirksam,  wenn  sie  richtig 
benutzt,  und  mit  Energie  gehandhabt  werden,  dasz  eine  so  ge- 
fährliche Demonstration  keineswegs  nothwendig  erscheint. 

Das  andere  seit  langer  Zeit  in  England  und  Amerika^  ge- 
übte, in  unserer  Zeit  auch  auf  dem  europäischen  Continente 
herrschend  gewordene  System,  in  groszen  Staten  mit  starker 
Begierungsmacht  unbedenklich  —  ist  Freiheit  der  Volksver- 
sammlungen als  Kegel,  Regierungsverbot  als  Ausnahme."* 
Auch  diese  Freiheit  bedarf  übrigens  der  Beschränkung : 

'  Erklärung  der  Beohte  der  amerikanisohen  Colonien  Tom  14.  Oot 
1774:  „Sie  haben  das  Recht  zu  friedlichen  Yersaänmlangen ,  um  ihre 
Beschwerden  zu  erwägen  und  Petitionen  an  den  König  zu  richten.  Alle 
Verbote,  Proclamationen  und  Verfolgungen,  welche  diesem  Rechte  zu- 
widerlaufen, sind  ungesetzlich/^ 

*  Belgische  Verf.  $.19:  „Die  Belgier  haben  das  Rechte  sich  fried- 
lich und  ohne  Waffen  zu  yersammeln,  gemäsz  den  Gesetzen,  welche  die 
Ausübung  dieses  Rechtes  bestimmen  können,  ohne  es  jedoch  einer  Tor» 
gängigen  obrigkeitlichen  Erlaubnisz  zu  unterwerfen.  Diese  Verfügung ' 
bezieht  sich  nicht  auf  die  Versammlung  unter  freiem  Himmel,  welche 
gänzUch  den  Polizeigesetzen  unterworfen  bleibt.^*  Deutsche  Reichsverf. 
Yon  1849.  §*  159:  »Die  Deutschen  haben  das  Recht,  sich  friedlich  und 
ohne  Waffen  zu  versanouneln,  einer  besondem  Erlaubnisz  dazu  bedarf  es 
nicht.  VolksTcrsammlungen  unter  freiem  Himmel  können  bei  dringender 
Gefahr  für  die  öffeniliohe  Ordnung  und  Sicherheit  yerboten  werden.*^ 
Preuszische  §.  29:  „Alle  Preuszen  sind  berechtigt,  sich  ohne  tot- 
gängige  obrigkeitliche  Erlaubnisz  friedlich  und  ohne  Waffen  in  geschlos- 
senen Räumen  zu  yersammeln.  Diese  Bestimmung  bezieht  sich  nicht 
auf  Versammlungen  unter  freiem  Himmel»  welche  auch  in  Bezug  auf 
Yorgängige  obrigkeitliche  Erlaubnisz  der  Verfügung  des  Gesetzes  unter- 
worfen sind/' 
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ä)  mit  Bezug  auf  die  Form  der  Yersammlang.  Unbe- 
waffnetes Erscheinen  wird  fast  überall  gefordert,  mit  Recht, 
weil  die  Partei,  zum  bewaffneten  Heere  gesammelt,  uid  von 
den  eigenen  Parteiführern  gehetzt,  die  gemeine  Statsordnnng 
zu  heftig  bedroht; 

b)  mit  Bücksicht  anf  den  Ort  derselben.  Für  die  Frei-^ 
heit  der  Berathungen  mid  Abstimmung  in  den  organischen 
Versammlungen  des  repräsentativen  Körpers  (der  Kammern, 
Nationalräthe  u.  s.  f.)  ist  es  in  hohem  Qrade  bedenklich,  wenn 
in  ihrer  Nähe  die  lauten  und  oft  leidenschaftlichen  Stimmen 
aufgeregter  Volksversammlungen  sich  vernehmen  lassen.  Daher 
auch  in  dieser  Beziehung  das  Erfordemisz  einer  gewissen  Ent- 
fernung von  dem  Sitze  eines  solchen  Körpers. 

c)  Das  Erfordemisz  einer  vorherigen  Anzeige  des  ein- 
ladenden Ausschusses  bei  der  Polizei  über  Zeit,  Ort  und 
Zweck  der  ausgeschriebenen  Volks versanmilung ,  ^  verbunden 
mit  der  Angabe  der  Mitglieder  des  leitenden  Ausschusses, 
und  der  Benennung  der  bestellten  Bedner  wird  ganz  pas- 
send hinzugefügt;  denn  wo  so  grosze  und  offene  Demonstra- 
tionen beabsichtigt  werden,  sollen  die  Führer  weder  sich  noch 
ihren  Zweck  vor  dem  State  wie  Verschwörer  verbergen,  und 
dieser  sich  zur  rechten  Zeit  rüsten  können,  um  je  nach  Um- 
ständen zu  verfügen,  was  die  Sicherheit  des  States  erheischt. 

d)  Das  Recht  der  Aufsicht  des  Stats  während  der  Ver- 
sammlung, auch  durch  Beauftragte  der  Regierung  an  schick- 
licher Stelle,  versteht  sich  von  selbst. 

e)  Wenn  irgend  nach  den  Umständen  Gefahr  für  die 
öffentliche  Sicherheit  der  Personen,  des  Eigenthums  und 
der  Statsordnnng  zu  besorgen,  und  doch  diese  nicht  so  grosz 
ist,  um  die  Regierung  zum  Verbote  derselben  zu  bestimmen, 
so  ist  die  Abforderung  einer  Gaution^   von  Seite  des  Aus- 

^  Zuweilen  beeohrftnkt  auf  YolksTerBammlangeii  unter  freiem  Himmel, 
im  (^egensaiae  zu  gesohlossenen  und  gedeckten  BAumen. 

*  In  England  ist  der  Qrundsatz  uralt,  dasi  die  Bewohner  eines  hond- 

35* 
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Schusses  der  Yolksversainmlnng  fidr  allen  Schaden,  der  durch 
die  YolksTersammlung  oder  durch  die  an  ihr  Theil  nehmenden 
Yolkshaufen  verübt  werden  sollte,  wohl  eines  der  am  meisten 
practischen  Mittel,  solchem  Schaden  zuvorzukonunen ,  und  die 
Begierung  in  ihrem  Rechte,  wenn  sie  sich  so  zum  Yoraus 
sicher  stellt. 


Zelmtes  Capitel. 

E.  Das  Recht  des  Widerstandes. 

Ein  geistreicher  englischer  Rechtsgelehrter  hat  den  Wunsch 
ausgesprochen,  die  Fürsten  und  ihre  Minister  mochten  den 
Widerstand  der  Unterthanen  gegen  tyrannische  Verfügungen 
für  Recht,  die  YSlker  aber  für  Unrecht  halten,  und  so  jene 
die  Veranlassung  zu  offenem  Widerstand,  diese  den  Wider- 
stand selber  vermeiden.  Die  Erfahrung  auch  in  neuerer  Zeit 
beweist,  dasz  jener  Wunsch  noch  zu  den  frommen  Wünschen 
gehört. 

Von  dem  einfachen  duldenden  ungehorsam  bis  zu  offener 
und  kriegerischer  Empörung  gegen  die  Statsgewalt  führt  ein 
langer  und  gefährlicher  Weg  an  den  Abgründen  vorbei.  Ein- 
zelne Individuen  sowohl  als  ganze  Völker,  die  ihn  gegangen, 
sind  oft  dabei  verunglückt  Aber  die  Geschichte  weisz  auch 
von  Thaten  zu  erz&hlen,  die  auf  diesem  Wege  Bettung  ge- 
bracht haben  aus  uuleidlicher  Noth.  Das  (Bericht,  welches 
die  Geschichte  verwaltet,  hat  viele  Unternehmungen  der  Art 
strenge  verurtheilt,  aber  es  hat  auch  andere  mit  dem  Eianze 
eines  stets  frischen  Nachruhms  verherrlicht 

red  Ar  den  Schaden  einstehen  mOssen,  der  durch  Zusammenrottung  Ter* 
flbt  wird.  Ygl.  auch  Stat  7  nnd  a  Georg  lY.,  e.  12.  FraniSsi» 
iches  Geseti  y.  23.  Febr.  1790  nnd  2.  Ooi.  1795  bei  Mittermaier, 
Zeitsehr.  YII,  8.  26  ff.  angeieigt 
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Das  Becht  des  Stats  ist  nicht  ein  absolutes  über  den 
Menschen,  daher  anch  der  Gehorsam,  welchen  der  Statsbtirger 
der  Obrigkeit,  der  Privatmann  der  Statsgewalt  schuldet,  kein 
absoluter.  Wo  das  menschlich -irdische  Becht  an  die  Gr&nze 
seiner  Macht  gekommen,  wo  das  innere  unsichtbare  Geistes- 
leben in  angeborener  Freiheit  waltet,  da  hat  vorerst  auch  der 
staüiche  Gehorsam  sein  Ende  gefunden,  und  kein  Individuum 
ist  verpflichtet,  so  zu  glauben,  so  zu  denken,  so  zu  fühlen, 
wie  die  Statsgewalt  etwa  vorzuschreiben  sich  angemaszt  hat.* 

Aber  nicht  blosz  diese  Grenze,  welche  schon  bei  der  Er- 
schaffung des  Menschen  von  Gott  gezogen  worden,  hat  der  in- 
dividuelle Gehorsam.  Das  Individuum  ist  der  Statsgewalt 
überhaupt  nur  insofern  zum  Gehorsam  verpflichtet,  als  die 
Sphäre  des  States  reicht;  aber  nicht  mehr,  wenn  diese  in 
die  Sphäre  des  Privatrechtes  nicht  aus  Statsgründen 
noch  da  wo  das  Privatrecht  dem  Statsrechte  in  wirklichem 
Gonflicte  untergeordnet  ist,  übergreift.  Wohl  darf  der  Stat 
über  das  Blut  und  das  Gut  seiner  Angehörigen  verfugen,  wenn 
das  nöthig  ist  zur  Erhaltung  des  Ganzen.  Aber  wenn  der 
Begent  aus  Laune  mit  dem  Leben  eines  Unterthanen  spielen 
wollte,  oder  nach  seinem  Vermögen  gelüstete  und  willkürlich 
auf  dieses  griffe,  oder  sein  Familienrecht  antastete  und  sein 
Weib  oder  seine  Tochter  frevelnd  zum  Genüsse  begehrte,  so 
würde  er  hier  offenbar  nicht  als  Obrigkeit  gebieten  können, 
denn  das  wäre  nicht  Ausübung  eines  Begierungsrechtes,  und 

*  Vgl  darüber  oben  Baoh  Till,  Cap.  2,  und  oben  Buch  IT,  Gap.  14, 
Note  15.  In  der  Antigone  t.  730  ff.,  weist  Sophokles  wiederholt  da 
ranf  hm: 

„Kreon:  SoU  denn  die  Stadt  mir  sagen,  was  loh  ordnen  soU? 
S        Hftmon:  Sieh  doch,  du  redest  allxnsehr  nach  Enabenari. 
g^      K.:  Gebeut  ein  andrer  oder  ich  in  diesem  Land? 

H.:  Die  Stadt,  gehörend  Einem  nur,  ist  keine  Stadt. 

K.:  Nicht  eigen  wäre  dem  die  Stadt,  der  ihr  gebeut? 

H.:  Wohl  herrsche  Du  denn  gans  aUein  im  öden  Land. 

K.:  Ich  irre,  wenn  mein  Herrsoherreoht  mir  heilig  gilt? 

H. :  Nicht  heUig  gUt  dir's,  wenn  da  höhnst  der  Götter  Becht.'' 
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der  Bürger  wäre  hier  in  keiner  Weise  zum  Gehorsam  ver- 
pflichtet. Als  Mensch  tritt  er  hier  dem  Menschen  entgegen, 
nicht  als  ünterthan  der  Obrigkeit. 

Aber  anch  innerhalb  des  Bereiches  der  Statsmacht 
mnsz  diese  demBechte  gemäsz  geQbt  werden,  und  widerrechtn 
liehe  Gewalt  ruft  gegründeten  Widerspruch  hervor.  Auf  sol- 
chem dem  State  eigenen  Gebiete  ist  indessen  der  letzte  Ent- 
scheid in  der  Hand  des  States  selbst,  und  der  Einzelne  kann 
demselben  nicht  auf  die  Dauer  widerstehen. 

Die  Formen  des  Nichtgehorsams  und  des  Widerstands 
der  Individuen  gegen  Unrecht,  das  ihnen  von  der  Statsgewalt 
zugemuthet  oder  angethan  wird,  sind  sehr  verschieden.  Unbe- 
zweifelt  rechtmftszig  ist: 

1.  die  einfache  Versagung  des  Gehorsams,  womit 
passend  Vorstellungen  verbunden  werden,  welche  dasBecht 
des  Individuums  und  das  Unrecht  der  Statsgewalt  klar  .machen 
und  nicht  selten  diese  abhalten  Unrecht  zu  thun,  femer  die 
Anwendung  der  Bechtsmittel,  welche  Verfassung  und  Ge- 
setz zum  Schutze  des  Individuums  demselben*  verliehen  haben,' 
endlich  der  Protest,  der  das  erlittene  Unrecht  bezeugt  und 
die  Gerechtigkeit  der  Zukunft  anruft.  Christus  selbst  hat  der 
Menschheit  ein  groszes  Vorbild  hinterlassen,  welches  auch  die 
zu  stftrken  und  mit  freudiger  Zuversicht  zu  erfüllen  vermag, 
welche  ihm  ähnlich  für  das  ewige  Becht  ihres  Wesens  die 
herbste  Pein  und  selbst  den  Tod  des  Verbrechers  erdulden, 
ohne  wider  die  höhere  Gewalt  der  Obrigkeit  zum  Schwerte 
zu  greifen. 

2.  Das  positive  rOmische  Statsrecht  blieb  dabei  nicht 
stehen.  Das  Tribun at  wurde  geschaffen,  um  einen  recht- 
mftszigen  und    geordneten  Widerstand    gegen  wider- 

'  Cicero  de  leg.  III,  3:  „Jvsta  imperia  sunto,  iisqiie  ci?es  modeste 
ac  sine  reeusaHone  parento,  Magistratiu  neo  obedientem  et  noxium 
oirem  miilta  TinoUs  rerberihns  cofiroeto ,  m  par  fMXJorve  poUetas  popu- 
lutve  prohibeseit^  ad  ^[uoe  provocatio  eeto.  Militiae  ab  eo  ^ui  imperabit 
proTooatio  ne  esio. 
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rechtliche  Gewaltflbung  der  Magistrate  nicht  blosz  zq  Gunsten 
des  in  seinem  Rechte  verletzten  Individunrns ,  sondern  unter 
Mitwirkung  der  gesammten  Plebes  zu  organisiren.  Die  Tri- 
bunen waren  berechtigt,  nicht  allein  die  drohende  Gewalt  durch 
ihr  Veto  zu  hemmen  und  ihr  so  auch  den  ftuszeren  Schein 
des  Rechtes  zu  entziehen,  sondern  wenn  die  Yolksfreiheit  ge- 
fährdet schien,  die  Plebes  auch  zur  Verweigerung  des  an  und 
für  sich  schuldigen  Gehorsams  in  andern  Dingen  aufzufordern 
und  zu  ermächtigen ,  um  so  die  herrschende  Aristokratie  durch 
die  allgemeine  Noth  und  Lähmung  in  die  Schranken  des  be- 
stehenden Rechtes  zu  weisen.  Selbst  aristokratisch  gesinnte 
Statsmänner^  haben  diese  Institution  trotz  ihrer  Mängel  zu- 
weilen als  eine  Stütze  des  guten  Rechtes  und  nationaler  Frei- 
heit angesehen.  Es  war  das  noch  immer  ein  negativer  Wi- 
derstand. Die  Plebes  griff  nicht  zu  den  Waffen,  sie  zwang 
die  Obrigkeit  nicht  mit  der  Gewalt  des  Schwertes  von  dem 
Unrecht  zu  lassen.  Aber  sie  ward  der  Pflicht  des  Gehorsams 
entbunden,  bis  jene  die  Autorität  des  Rechtes,  welches  den 
ganzen  Stat  zusammenhielt,  wieder  achtete.  Aber  auch  die 
Tribunen  lernten  ihre  Macht  miszbrauchen,  und  statt  das  nie- 
dere Volk  in  seinem  guten  Rechte  zu  schützen,  fingen  sie  an, 

'  z.B.  Cicero,  der  den  Grundsatz  (de  Legib.  lU.  3:)  „Plebes  quos 
pro  86  contra  vim  auxilii  ergo  decem  creassit,  tribuni  ejus  sunto,  quod- 
que  ii  prohibessinty  quodque  plebem  rogassint,  ratum  esto,^'  näher  moti- 
▼irt  de  Legib.  III,  10:  nyP&teor  in  ista  ipsa  potestate  inesse  quiddam 
mali.  Sed  bonum  quod  est  quaesitum  in  ea,  sine  isto  malo  non  habe- 
remu?.  Nimia  potestas  est  tribunorum  plebis.  Quis  negat  f  sed  Tis  po- 
puli  multo  rehementior  multoque  saerior,  quae,  ducem  quod  habet,  in- 
terdum  lenior  est,  quam  si  nullum  haberet.  Duz  enim  suo  se  periculo 
progredi  cogitat :  populi  impetus  pericnli  rationem  sui  non  habet.  At 
aliquando  incenditur.  —  Et  enim  saepe  sedatur.  Quod  enim  est  tam 
desperatum  coUegium,  in  quo  nemo  e  decem  sana  mente  sit?  —  Gon- 
cessa  plebi  a  patribus  ista  potestate,  arma  ceciderunt,  restincta  seditio 
est ;  inventum  est  temperamentum,  quo  tenuiores  cum  principibus  aequari 
se  putarent:  in  quo  uno  fuit  civitatis  Salus.  —  Quamobrem  aut  exigendi 
reges  non  fuerunt:  aut  plebi  re  non  yerbo  danda  libertas,  quae  tarnen 
sie  danda  est,  ut  —  anotoritati  principuii  oedeTot/^ 
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mit  Hülfe  seiner  Leidenschaften  das  Eecht  des  States  und  der 
obrigkeitlichen  Qewalt  ihrem  Willen  zu  beugen,  imd  brachten 
dann  Unruhe  und  Verwirrung  über  den  Stat. 

Zu  Sparta  war  das  Ephorat,  dessen  nächste  Bestim- 
mung auch  gewesen  für  die  Freiheit  des  Volkes  zu  wachen 
und  dem  Miszbrauch,  den  die  EOnige  von  ihrer  Gewalt  machen 
würden,  entgegenzutreten,  noch  schneller  ausgeartet,  und  aus 
W&chtem  für  die  Freiheit  wurden  die  Ephoren  bald  Mitre- 
genten der  Könige.  Sie  waren  berufen,  die  Verfassung  zu 
bewahren,  und  machten  dann  selbst  einen  tiefen  Bisz  in  das 
kunstTolle  Werk. 

3.  Auch  das  Mittelalter  hat  seine  Kräfte  an  der  Auf- 
gabe versucht,  zum  Schutze  des  Bechts  wider  h(^here  Gewalt 
einen  Widerstand  zu  ordnen.    Es  war  aber  in  der  Erfüllung 
derselben   noch   weniger   glücklich  als    das  Alterthum.    Das 
Becht  der  Selbst  hülfe  schien  von  Alters  her  dem  germa- 
nischen Charakter  naturlich.  .  Die  Selbsthülfe  war  in  der  Vor- 
zeit die    gewohnte  Form,  wie  der  freie  Germane  sein  Becht 
gegen  jeden  Angriff  vertheidigte ,  die  Nichtachtung  desselben 
zu  erzwingen  suchte  und  für  erlittene  Unbill  Bache   nahm. 
In  der  fränkischen  Monarchie  zuerst  waren  die  Germanen  ge- 
nöthigt  worden,  ein  anderes  Princip,  das  der  statlich  geord- 
neten Gerechtigkeit  als  die  höhere  Begel  anzuerkennen.^ 
Aber  als  das  Beich  Karls  des  Groszen  sich  auflöste,  da  zeigte 
es  sich,  dasz  der  alte  Trieb  zur  Selbsthülfe  noch  nicht  erstor- 
ben und  die  neue  von  der  römischen  Cultur  überlieferte  Stats- 
idee  noch  nicht  in  Geist  und  Blut  der  Völker  übergegangen 
war.    In  dem  Fehde  recht  des  Mittelalters  wurde  sie  wieder 
erneuert.    Wer  sich  stark  genug  fühlte,  sein  geglaubtes  Becht 
wider  ungerechten  Angriff  mit  dem  Schwert  in  der  Hand  zu 
schützen  und  wider  den  Feind  desselben  die  Fehde  zu  führen, 
der   that  es.    Der   Streit   zwischen    dem    Könige   und    den 

*  Vgl.  oben  Buch  YIII,  Cap.  1. 
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Groszen,  zwischen  beiden  nnd  den  Städten  des  Beichs,  zwi- 
schen den  Forsten  nnd  den  Ständen,  über  ihre  gegenseitigen 
Bechte  wurde  daher  nicht  selten  zum  offenen  Kriege  der  Par- 
teien. Jene  und  diese  sammelten  und  warben  Truppen,  und 
der  Sieger  in  der  Schlacht  behielt  das  Hecht. 

4.  Der  moderne  Stat,  der  sich  als  Ganzes  fühlt,  erträgt 
eine  solche  unbändige  Selbsthfllfe  und  den  innem  Krieg  nicht, 
der  aus  jener  folgt.  Sie  erscheinen  ihm  beide  als  Symptome 
der  Barbarei,  nicht  als  Schutzwehren  des  guten  Bechts.  Er 
musz  dahqj:  im  Gegensatze  dazu  das  Princip  bekennen:  be- 
waffnete Selbsthfllfe  wider  die  Obrigkeit  ist  nicht 
erlaubt,  auch  dann  nicht,  wenn  diese  unrechtmäszige  Gewalt 
übt.  Aber  musz  er  unter  allen  umständen  das  Becht  eines 
energischen  und  activen  Widerstandes  verdammen?  Kann  er 
nur  den  Widerstand  zulassen,  der  der  äuszersten  Gewaltthat 
mit  dem  schlichten  Worte  entgegentritt  und  dessen  ganze  Ge- 
genwehr in  der  moralischen  Erhebung  dea  schuldlosen  Duldens 
besteht?  einen  solchen  Widerstand  nur,  welcher  brutaler  und 
verstockter  Tyrannei  immer  den  äuszem  Erfolg  läszt,  und  ganz 
allein  auf  die  Offenbarung  der  göttlichen  Gerechtigkeit  ver- 
traut? 

So  lehrten  allerdings  die  Theologen  der  englischen  Hoch- 
kirche und  die  rechtsgelehrten  Tories  in  den  Zeiten  Karls  II. 
und  Jakobs  IL  Jene  beriefen  sich  auf  die  Ermahnung  des 
Apostels  Paulus:  „Jedermann  sei  unterthan  der  Obrigkeit, 
die  Gewalt  Aber  ihn  hat,^'  und  legten  die  Stelle  als  absolutes 
Gebot  aus.  Sie  betonten  es  mit  Nachdruck,  dasz  Paulus  die 
Christen  so  ermahnt  habe,  als  der  Tyrann  Nero  die  Welt  be- 
herrschte und  erklärten,  kein  Bruch  des  Bechts,  kein  üeber- 
masz  von  Grausamkeit  und  Willkür  könne  je  die  ünterthanen 
berechtigen  ihrer  Obrigkeit  mit  Gewalt  zu  widerstehen.  Die 
Bechtsgelehrten  aber  führten  überdem  aus,  dasz  die  Begel 
des  Gehorsams  schon  darum  durch  keine  Ausnahme  des 

• 

erlaubten  Widerstandes  beschränkt  werden  kOnne,  weil 
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es  nicht  mOglich  sei,  eine  sichere  Linie  zu  finden  zwischen 
den  gewöhnlichen  Zuständen,  in  denen  die  Begel  gelte,  und 
den  auszerordentlichen  Fällen,  fflr  welche  die  Ausnahme  ge- 
fordert werde.  Besser  sei  es  daher,  dasz  die  Gesellschaft 
auch  ein  grausames  und  liederliches  Regiment  ertrage,  als 
dasz  sie  die  Bebellion  gutheisze,  sobald  nur  die  Bebellen  den 
Glauben  haben,  dasz  ihr  Becht  verletzt  und  der  Druck,  den 
sie  leiden,  unerträglich  geworden  sei,  denn  durch  einen  der- 
artigen Grundsatz  würde  die  Sicherheit  einer  jeden  Statsord- 
nung  verletzt. 

Da  die  Erinnerungen  an  die  vorausgegangenen  Gr&uel 
der  Revolution  und  den  frühem  Despotismus  der  Gleich- 
macher noch  frisch  waren,  und  so  lange  die  Tyrannei  Jakobs  II. 
nur  die  Dissenters  und  die  Bepublikaner  drückte,  fand  diese 
Lehre  ziemlich  allgemeinen  Beifall.  Als  dann  aber  der  König 
auch  die  Aristokratie  in  ihren  Bechten  verletzte,  und  die  Hoch- 
kirche bedrückte,  da  neigte  sich  allmählich  die  ganze  Nation 
dem  Princip  der  Whigs  zu:  „dasz  äuszerste  Unter- 
drückung den  bewaffneten  Widerstand  rechtfer- 
tige;* und  selbst  die  wenigen  Tories,  welche  jede  Ausnahme 
von  der  Christenpflicht  des  duldenden  Gehorsams  auch  da  noch 
im  Princip  verwarfen,  lieszen  doch  die  Bebellion  fietctisch  ge- 
währen und  hielten  sich  nicht  für  verpflichtet,  auf  Seite  des 
bedrohten  Königs  zu  streiten.  Auch  der  Grundsatz  des  Wi- 
derstandes wurde  nun  wissenschaftlich  begründet.^  Den  Theo- 
logen wurde  erwiedert,  dasz  die  moralische  Ermahnung  des 
Pjtulus,  der  Obrigkeit  zu  gehorchen,  weder  ein  Bechtsgesetz 
noch  absolut  zu  verstehen  sei.  So  sei  ja  auch  geboten,  im 
Frieden  zu  leben  und  nicht  zu  schwören,  und  doch  sei  aus- 
nahmsweise der  Krieg  noch  unvermeidlich  und  der  Eidschwur 
unentbehrlich  für  die  Sicherheit    des  Bechts.    Den   Juristen 

*  Die  höchst  interessanten  Yerhandlangen  darüber  sind  vonHacaa- 
lay  in  seiner  Geschichte  Englands  unter  Jakob  ü.  mit  voUendeter 
Meistersohafl  dargestellt. 
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wurde  zugestanden,  dasz  es  schwierig,  vielleicht  unmöglich  sei, 
eine  scharfe  fflr  Jedennaiin  sichtbare  Linie  zn  ddien  zwiacheD 
den  gewöhnlichen  Fällen,  wo  der  Widerstand  strafbar  und  den 
auszerordentlichen,  wo  er  erlaubt  sei,  aber  nun  auch  entgegnet 
von  andern  Bechtsgelehrten ,  dasz  Oberhaupt  auf  dem  Gebiete 
sittlicher  und  rechtlicher  Beurtheilung  sich  nicht  immer  so 
scharfe  äuszere  Orenzen  ziehen  lassen,  und  dasz  Gutes  und 
Schlechtes  nicht  so  leicht  sich  unterscheiden  lasse  wie  in  der 
Geometrie  das  Dreieck  und  der  Ereis.  Wer  wollte  aber  das 
Becht  der  Nothwehr  des  Privatmanns  darum  läugnen,  weil 
es  schwer  und  sogar  unmöglich  sei,  zum  voraus  fflr  alle  Fälle 
das  ^Masz  von  wirklicher  Gefahr  zu  bezeichnen ,  welches  zu 
jener  berechtige?  Aehnlich  verbalte  es  sich  mit  dem  Kochte 
eines  freien  Volkes  zum  Widerstand  gegen  eine  tyrannische 
Begierung  wie  mit  der  Nothwehr  des  Individuums  gegen  einen 
räuberischen  Angriff.  In  beiden  Fällen  mflsse  das  widerrecht- 
liche Uebel  grosz  und  ernst,  in  beiden  alle  gewöhnli- 
chen und  friedlichen  Mittel  der  Abhülfe  vergeblich  er- 
schöpft sein.  In  beiden  werde  eine  schwere  Verantwort- 
lichkeit übernommen,  und  wem  es  nicht  gelinge,  die  Noth 
und  sein  Becht  klar  zu  machen ,  der  laufe  um  des  Gebrauches 
so  verzweifelter  Gewaltmittel  willen  mit  Becht  Gefahr  die  här- 
testen Strafen  erdulden  zu  müssen.  Nicht  leicht  solle  man 
die  Ausnahme  anerkennen,  sie  niemals  zuzulassen  sei  aber  i^ 
beiden  Fällen  unmöglich.  Diese  Lehre  ist  denn  auch  in  Eng- 
land und  Nordamerika  zur  allgemeinen  Geltung  gekommen.* 

f  Lord  Brougham  British  constüntion  (angezeigt  vonMohl  inMi^ 
termaiers  Zeitschr.  XYIU,  8.  195)  S.  103'*  ,Jmmer  müssen  wir  be- 
denken, wie  wesentlich  filr  die  Erhaltung  der  Verfassung  derOrundsatE 
des  Widerstandes  gegen  ungesetzliche  Gewalt  ist;  wie  uothwendig  fOr 
Regierende  und  für  Regierte  es  ist,  die  Ergreifung  dieses  ftnszersten 
Mittels  als  möglich  anzusehen;  aUerdings  eines  ftuszersten  und  deszhalb 
nur  mit  Umsicht  zu  gebrauchenden  Mittels,  aUein  immerhin  einer  inp 
Bereich  des  Yolkes  liegenden  Hülfe,  eines  Schutzes,  zu  dem  dasselbe 
greifen  kann  und  will,  so  oft  seine  Regenten  es  zu  seiner  SelbstTerth^i- 
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Die  Jakobiner  der  franzfeichen  Bevolation  haben  auch  da 
wieder  die  Dinge  aaf  den  Kopf  gestellt,  und  was  nur  als 
Ausnahme  der  Noth  sich  vertheidigen  Ifiszt,  geradezu  in  eine 
regelmäszige  Aeuszerung  erlaubter  Yolksgewalt 
umzuwandeln  versucht  Nach  ihren  Beschlüssen  sollte  so  die 
Revolution  selber  als  Statsprindp  proclamirt  und  die  Empö- 
rung wider  die  Obrigkeit  als  Btlrgerpflicht  geboten  werden.^ 

Nur  die  wahre  und  ernste  Noth  vermag  es  zu  recht- 
fertigen, dasz  dem  Bruch  des  Bechtes  von  Seite  der  Obrigkeit, 
welche  das  Recht  zu  schfltzen  berufen  ist,  gewaltsamer 
Widder  st  and  von  Seite  der  Regierten  entgegengesetzt^  und 
so  auch  von  unten,  um  die  Yolksfreiheit  und  das  Yolkqrecht 
zu  retten,  das  Grundgesetz  eines  jeden  States,  die  Unterord- 
nung der  R^ierten  unter  die  Obrigkeit  fflr  den  Augenblick 
hinwieder  nicht  gehalten  werde.  ^  Wo  aber  so  der  Gewalt  die 
Gewalt  entgegentritt,  da  ist  die  Wirksamkeit  des  Statsrechtes 
gelihpt;  und  wie  das  Nothrecht  der  Regierung  in  äuszerster 
Gefahr  des  States,  so  ist  auch  dieses  Nothrecht  der  Re- 
gierten ein  Zeichen  der  ünvoUkommenheit  aller  menschlichen 
Rechtsordnung.    Das  Statsrecht  kann  diese  äuszersten  FftUe 

« 

^igimg  hiesii  nöibigen.  Unsere  Gesehiohte  ist  toU  von  Beispielen,  welche 
uns  lehren,  Misztraiien  in  bloss  gesetzliche  Sicherheiten  in  setsen,  welche 
ans  in  Erinnerung  bringen,  dasz  Bichter,  Parlamente  und  Minister 
ebenso  auch  die  Könige,  schwache  Menschen  sind,  die  Spielbille  eigen- 
sllehtiger  Meinungen,  leerer  Furcht  oder  unehrlicher  Parteisncht;  und 
dasz  das  Volk  nie  sicher  ist  ohne  den  feststehenden  Entsohluss  bis  zum 
Tode  zu  widerstehen,  so  oft  ein  Eingriff  in  seine  Bechte  gemacht  wird.*^ 
»  Französische  Verl  Ton  1793,  S-  35:  „Wenn  die  Begiemng 
die  Yolkarechte  yerletzt,  so  ist  der  Aufiruhr  (rinsurrection)  für  das  Volk 
und  jeden  Theil  des  Volks  die  heiligste  und  unerliszlichste  Pflicht.** 
Oemlszigter  in  der  Verfassung  fttr  8icilien  von  1812,  §.  201:  „Der 
sieilianisehe  Statsbürger  ist  berechtigt,  einem  Jeden  Widerstand  zu  leis- 
ten, der  ihn,  ohne  Tom  Gesetz  ausdrfiddich  dazu  ermftchtigt  zu  sein, 
mit  Gewalt  oder  durch  Drohungen  gegen  seinen  Willen  etwas  zu  thun 
zwingen  wollte.** 

*  Vgl.  den  Artikel:  Gehorsam  und    Widerstand   in  Bluntsohli's 
Bteltwörterbuch» 
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nicht  weglängnen,  aber  ebensowenig  näher  normiren.  Es  kann 
dieselben  möglichst  zn  beschränken  nnd  die  nattlrlichen  Oe- 
fahren  derselben  zn  vermindern  suchen.  Aber  wenn  so  die 
Noth  das  Gebot  durchbricht,  und  die  Naturkräfte  walten,  dann 
ist  das  Statsrecht  an  die  Grenze  seiner  Herrschaft  gelangt, 
und  das  höhere  Sittengesetz  allein  tlbt  noch  eine  geistige 
Macht,  die  Aber  der  rohen  Gewalt  thront«  und  sie  ermäszigt 
und  richtet' 

*  Unser  Schiller  hat  im.  Teil  dieses  ron  der  BeTolntionslnst 
dnrohans  yerschiedene  Nothreeht  in  den  Worten  Stanifachers  würdig 
Turtreten: 

„Eine  Qrense  hat  Tyrannenmaoht, 

Wenn  der  Gedrückte  nirgends  Eecht  kann  finden, 

Wenn  nnertrftglich  wird  die  Last  —  greift    er 

Hinauf  getrosten  Mnthes  in  den  Himmel, 

Und  holt  hemnter  seine  ew'gen  Rechte, 

Die  drohen  hangen  nnrerünszerlich 

Und  nnzerhreohlich  wie  die  Sterne  seihst.  — 

Der  alte  Urständ  der  Natmr  kehrt  wieder 

Wo  Mensch  dem  Menschen  gegenüber  steht  — 

Znm  letzten  Mittel,  wenn  kehi  andres  mehr 

Yerfangen  wiU,  ist  ihm  das  Schwert  gegehea  — 

Der  Qüter  hSohstes  dürfen  wir  rertheidigen 

Gegen  Gewalt  —  wir  steh'n  für  nnser  Land, 

Wir  steVn  für  nnsre  "Reiher,  unsre  Bänder.^ 
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Despotie  L  267.  279.  292. 

355. 
Deutsche  Staten  I.  421. 
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ErbTertrag  II.  81. 
Erfindangspatente  n.  408. 

452. 
Ergebung  I.  258. 
Erheiterang  des  Volkes  II. 

194. 
Eroberung  I.  242.  258. 
Erpressung  11.  162. 
Ersatzheer  II.  173. 
Ersatzmänner  I.  509. 
Erstgeburt  I.  185. 
Erzeugung  der  Gesetze  I. 

549. 
Erzeugung  des  States  1.237. 
Erziehung  öffentliche  1.307. 

334.  II.  339.  351. 
Esquires  I.  135. 
^tats  generauz  I.  480. 
Eupatriden  I.  104.  312. 
Ewigkeit  der  Statsverträge 

I.  16. 
Excommunication   II.  272. 

386. 
Exeoution  der  Btrafurtheile 

II.  105. 
Existenz  II.  499. 
Expropriation  1.282. 11.256. 
Extraposten  11.  401. 

F. 

Fabrikarbeiter  I.  172. 
Fabrikanten  I.  516. 
Fabrikation  II.  440.  447. 
Fabriken  statliohe  II.  889. 
Fabrikherr  II.  450. 
Fabrikrftthe  II.  451. 


Fabrikzeichen  n.  452. 
Facultäten  II.  370. 
Faoaltätswissenschaften  II. 

381. 
Fahrpost  n.  401. 
Faits  accomplis  I.  24. 
Falkner  I.  881. 
Falliten  I.  210. 
Familie  I.  34.  185.  II.  351. 
Familienerbfolge  II.  80. 
Famillengenossensohaft   I. 

136. 
Familiengesetze  I.  13. 
Familienstifkungen   I.  515. 
Familienverbindung  I.  83. 
Fitmti  I.  385. 
Fehderecht  II.  205.  552. 
Feste  kirchliche  11.  331. 
Feudaladel  I.  120. 
Feudalmonarohie  I.  384. 
Feuerpolizei  I.  189. 
Fichte  I.  68. 
Fidelitas  I.  385. 
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